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Einleitung. 


A.  Allgemeiner  Teil. 

Es  ist  noch  nicht  lange  her,  dais  die  Ansicht ,  die  sieh  in  dem 

Worte 

„the  rieh  richer,  the  poor  poorer**  *) 

Terkörperty  als  nnümstöfsliche  Wahrheit,  als  soziales  Entwickelnngs- 
prinzip,  nicht  allein  in  sozialistischen  oder  sozialistisch  angehauchten, 
sondern  auch  in  liberalen  Ejreisen  galt. 

Die  neueren  Untersuchungen  über  ,,die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen^  haben  dieses  Dogma  zerstört.  Zum  mindesten  ist  man 
heute  nicht  mehr  ron  der  Wahrheit  dieses  Satzes  überzeugt.  Aber 
diese  neueren  Forschungen  sind  vielleicht  zum  Teil  in  dem  Be- 
streben, den  angeführten  fatalen  Satz  als  unbegründet  darzuthun,  einen 
Schritt  zu  weit  gegangen.  Man  wollte  eine  konstant  fortschreitende 
und  ganz  erhebliche  Besserung  in  den  Verhältnissen  des  arbeitenden 
Volkes  nachgewiesen  haben:  ein  fortwährender  Fortschritt  zeige  sich 
als  unbestreitbare  Thatsache. 

Um  die  Bewiesenheit  oder  Beweisbarkeit  dieses  Fortschrittes 
drehte  sich  bald  ein  lebhafter  Streit.  Verschiedene  negatiTe  Instanzen 
wurden  angerufen  und  ins  Feld  geführt  Besonders  die  sozialistische 
Litteratur  erklärte  die  den  Fortschritt  behauptenden  Autoren  und 
Schriften  als  „schönfiirberisch^^ 


*)  Vgl  George  Howell.  ».The  rieh  richer,  the  poor  poorer".  Essay  on 
Distribution  of  Wealth.  (kooperative  Annual  1892.  Seite  191  ff.  —  Robert  Giffen, 
The  ProgresB  of  the  workinfr  Clas»os.    London  1884.    Seite  20. 
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Es  miifs  in  der  That  zugegeben  werden,  dafs  die  Frage  bis  Tor 
wenigen  Jahren  für  eine  Lösung  nicht  *  reif  war.  Seitdem  ist  aber 
authentisches  Material  fttr  dieselbe  ziteataimengetragen  wordeui  und 
zwar  in  solcher  Fülle,  dafs  der  Zeitpunkt  gekommen  ist,  endgültig 
Antwort  auf  sie  zu  geben.  Es  sind  dies  die  Erhebungen  der  engli« 
sehen  Royal  Commission  on  Labour,  die,  eingesetzt  durch  ein 
königliches  Dekret  vom  21.  April  1891,  vom  1.  Mai  1891  bis  Ende 
Mai  1894  in  London  tagte,  und  die  ebensowohl  Arbeiter  und  Arbeiter- 
yertreter,  als  Unternehmer,  als  endlich  Staatsangestellte  und  be- 
lehrte einTemommen  hat,  über 

1.  die  Beziehungen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern, 

2.  die  Organisationen  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter, 
8.  die  Lage  der  Arbeit  in  England  und  Schottland. 
Diejenigen   Akten   der  Kommission,    die   für   die   gegenwärtige 

Arbeit  in  erster  Linie  benutzt  worden  sind,  nämlich  die  sogen. 
„Digests'S  sind  eigens  für  den  Gebrauch  der  Kommission  herge- 
stellte Auszüge  des  Wesentlichen  aus  den  Urprotokollen  („Minutes 
of  Eyidence^').  Diese  Digests  „enthalten  rein  nur  die  Aussagen 
der  einvernommenen  Zeugen  und  enthalten  gar  keine  Schlüsse  der  Kom- 
mission selbst'S  auch  sind  darin  „die  von  den  Zeugen  gebrauchten 
Ausdrücke  wörtlich'^  beibehalten.  Was  aber  das  in  den  Kommissions^ 
akten  liegende  ürmaterial  betrifft,  so  bürgt  uns  für  dessen  Ver- 
trauenswürdigkeit u.  a.  ein  Beschlufs  der  Kommission  selbst,  von 
dem  Lidividualisten  Livesey  beantragt,  von  dem  Sozialisten  Tom 
Mann  unterstützt,  der  folgendes  besagte:  „Die  Mitglieder  der  Kom- 
mission geben  hiermit  Ausdruck  ihrer  hohen  Würdigung  und  Aner- 
kennung der  grofsen  Geschicklichkeit,  absoluten  Unparteilichkeit 
und  der  unermüdlichen  Ausdauer  und  Geduld,  womit  der  Vorsitzende 
(Duke  of  Devonshire)  die  Handlungen  der  Kommission  geleitet  hat. 
Dieser  Beschluls  bildet  seinerseits  eine  Handlung  der  Kommission, 
und  wird  als  solche  in  den  Protokollen  gedruckt  und  veröffentlicht/^ 
(Fünfter  und  Schlufis-Eapport  der  L.-C.  I.  Teil  [1894]  S.  254.) 

Die  Kommission  hat  sich  nun  nicht  sowohl  mit  der  „Sozialen 
Frage'',  als  vielmehr  hauptsächlich  mit  den  folgenden  konkreten 
Spezialfragen  befafst: 

1.  Welches  sind  die  Hauptursachen  des  modernen  Streites 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter?  Auf  was  für  indu- 
striellen Verhältnissen  beruhen  sie?  Was  haben  die  Orga- 
nisationen der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  auf  diese  Ur- 
sachen für  einen  Einflufs  ? 
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2.  Dmch  welche  Mittel  oder  Einriclitaiigen  können  die  Kämpfe 
zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  verhindert  werden?  Auf 
welchen  Wegen  können  ausgebrochene  Streitigkeiten  friedlich 
und  ohne  Ejunpfmittel  wie  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
speiTungen  beigelegt  werden? 

3.  Kann  einer  der  Gründe  des  Streites  ganz  oder  teilweise  durch 
eine  passende  Gesetzgebung,  die  den  Interessen  des  Ganzen 
gerecht  wird,  praktisch  beseitigt  werden? 

Es  liegt  hiemach  soviel  klar  am  Tage,  dafs  die  Arbeiten  dieser 
Labour-Commission  im  Vereinigten  Königreich  eine  sozialpolitische 
Speziai^esetzgebung  vorbereiten  sollen.  Sie  sind  also  keine  wissen- 
schaftliche Forschung.  Insofern,  und  weil  sie  die  Gegenwart  und  Zu- 
kunft betreffen,  liegt  auch  der  Hauptwert  ihres  Materials  nicht  im 
Hätorischen.  Nichtsdestoweniger  finden  sich  durch  den  ungeheuer 
reichhaltigen  Stoff  zahlreiche  Data  zerstreut^  die  für  eine  Geschichte 
der  englischen  Arbeit  wertvolle  authentische  Beiträge  enthalten. 

Für  die  gegenwärtige  Untersuchung  sind  herangezogen  worden 
die  Angaben  über 

1.  die  Arbeitslöhne  und  was  damit  zusammenhängt, 

2.  die  Arbeitszeit,  Arbeitsleistung  etc. 

Nur  wenn  die  Erörterung  in  solcher  Vollständigkeit  geführt 
wird,  ist  eine  gedeihliche  Lösung  unserer  Aufgabe  möglich,  die  dahin 
geht,  einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Arbeit  in  England  während 
der  letzten  fünfzig  Jahre  zu  liefern. 

Die  Untersuchung  zerfällt  nun  zweckmässig  in  einen  speziellen 
und  einen  allgemeinen  Teil,  im  Anschlufs  an  die  Akten  der  Kom- 
mission selbst.  Der  spezielle  Teil  befafst  sich  mit  den  einzelnen 
Industrie-Berufs-Gruppen,  über  welche  Zeugnisse  vor  der  Kommission 
und  Arbeiten  der  Kommission  selbst  vorliegen,  die  für  den  Zweck 
unserer  Untersuchung  erheblich  sind.  Der  allgemeine  Teil,  der  auf 
den  besonderen  folgt,  ist  den  allgemeinen  und  Gesamturteilen,  sowohl 
der  Zeugen  als  der  Kommission  selbst,  nachgebildet. 

Bevor  wir  aber  an  die  Vorführung  der  Zeugenaussagen  gehen 
können,  müssen  wir  an  dieser  Stelle  den  Leser  mit  der  Technik  und 
Methode  der  Arbeiten  der  Labour-Commission  bekannt  machen. 


1* 
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B.  Spezieller  Teil. 

a)  Näheres  Aber  die  ,,Laboar-Comiiii88ion^^ 

1.  Die  ,,Boyal  Commission  on  Labour^^  bestand  aus  27  Mit- 
gliedern^  worunter  M.  E.  Hicks-Beacb  [President  of  the  Board 
of  Trade],  A.  I.  Mundella  i)  [President  of  the  Board  of  Trade  1886 
und  August  1892  bis  Mai  1894,  bekannt  durch  seine  Thätigkeit  für 
eine  Gesetzgebung  über  Conciliation  und  Arbitration  (Einigungs-  und 
Scbiedsämter) J,  J.  E.  Gorst  [Unterstaatssekretär  für  Indien],  F.  Pol- 
io ck  [Professor  der  Bechte  in  Oxford],  A.  Marshall  [Professor  der 
Politischen  Ökonomie  zu  Cambridge],  David  Dale^)  [Organisator 
Conciliation  Board  of  Northumberland,  Durham  etc.],  Tom  Mann^) 
[Organisator  der  Dockarbeiter  (Dockarbeiterstreik  1889) ;  ursprünglich 
Maschinenbauer]. 

Diese  Kommission  oder  mindestens  je  neun  Mitglieder  hatten  das 
Kecht,  solche  Personen  vorzuladen,  die  sie  für  geeignet  erachteten,  um 
über  den  Gegenstand  der  Arbeiten  der  Kommission  Auskunft  zu 
geben,  sowie  das  Recht,  Einsicht  zu  nehmen  in  Bücher,  Akten,  Re- 
gister und  Statistiken,  um  sich  die  weitestgehende  Information  zu  ver- 
schaffen, endlich  das  Recht,  auch  sonst  noch  mit  allen  gesetzlichen 
Mitteln  das  den  Zweck  der  Kommission  betreffende  Material  herbei- 
zuschaffen und  zu  erforschen. 

Aufserdem  hatten  die  Kommission  oder  mindestens  je  neun  ihrer 
Mitglieder  die  Kompetenz,  Lokalaugenscheine  und  Nachforschungen 
an  Ort  und  Stelle  vorzunehmen,  sofern  und  so  oft  dies  zweckmäXsig 
schien,  als  auch  sich  der  Mitwirkung  solcher  Personen  zu  versichern, 
die  bei  der  Untersuchung  nützlich  sein  konnten. 

Die  Kommission  war  als  eine  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
ständige  bestellt,  sie  konnte  sich  von  Zeit  zu  Zeit  vertagen.  Aber 
sie  war  gehalten,  periodisch  über  den  Stand  ihrer  Arbeiten  zu  be- 
richten. Ja,  es  ward  von  ihr  erwartet,  dafs  sie  „binnen  möglichst 
kurzer  Frist"  über  die  ihrer  Untersuchung  unterstehenden  Fragen 
ihre  Ansicht  äufsere. 

Die  Kommission  tagte  vom  L  Mai  1891  bis  Ende  Mai  1894. 

2.  Was  die  Methode  und  Technik  der  Arbeiten  der  Kommission 
bei  der  Erfüllung  der  ihr  anvertrauten  Mission  angeht,  so  ist  das  Fol- 
gende mitzuteilen. 


*)  Vgl.  H  a  z  o  1  r  s  Anniial  for  1895.    London. 
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Die  KommiBsion  schritt 

1.  zur  ESrhebuug  mündlicher  Zeugnisse, 

S.  zur  Erhebung  schriftlicher  Zeugnisse, 
bestehend  in  der  Ausfüllung  festgestellter  Fragebogen  durch  Gewerk- 
fereine,  Einzeluntemehmer  und  Untemehmeryerbände, 

3.  zur  Benutzung  des  bereits  Torhandenen  Materials, 

4.  zur  Einsetzung  von  Hilfsmitgliedern, 

denen  die  Beschaffung  Ton  Informationen,  die  sonst  nicht  zu  haben 
waren,  oblag. 

Zur  Bewältigung  ihrer  Aufgabe  teilte  sich  die  ganze  Kommission 
in  drei  Sektionen.  Jeder  dieser  drei  Sektionen  war  die  Bearbeitung 
der  Yerhältnisse  einer  bestimmten  Industriegruppe  übertragen. 

Der  Sektion  A  fielen  zu: 

1.  Bergwerke. 

2.  Eisenindustrie. 

3.  Maschinenbau. 

4.  Stahlwarenindustrie. 

5.  Schiffsbau. 

6.  Verwandte  Gewerbe. 
Der  Sektion  B: 

I.  Transportgewerbe: 

1.  Schiffahrt. 

2.  Kanäle. 

3.  Docks. 

4.  Eisenbahnen. 

5.  Tramways. 

II.  Landwirtschaft. 
Den  ländlichen  Arbeiter   hat   die  gegenwärtige  Arbeit  nicht  in 
den  Kreis  ihrer  Untersuchungen  einbezogen. 
Der  Sektion  C: 

1.  Textilbranche. 

2.  Bekleidungsindustrie. 

3.  Chemische  Industrie. 

4.  Baugewerbe. 

6.  Vermischte  Gewerbe. 

Jede  der  drei  Sektionen  zählte  9  Mitglieder.  Entsprechend  dieser 
Dreiteümig  sind  auch  die  Arbeiten  der  Kommission  veröffentlicht 
worden.    Jede  der  drei  ist  in  je  drei  Heften  abgehandelt. 

Ergänzungsweise  wurden  dann  noch  28  Zeugen,  worunter  B.  Gi  ff  en, 
Ch.  Booth,  W.  Maxwell,  T.  M.  Ludlow,  Tom  Mann,   Sid- 
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ney  Webb'  vor  der  Vereinigten  Kommission  (^Commission 
sitting  as  a  whole''  oder  „Wbole  Commission^)  einvemommen,  um 
über  Fragen  mehr  allgemeiner  Natur  Auskunft  zu  geben  —  an  17 
Tagen  zwischen  dem  26.  Oktober  1892  und  2.  Februar  1893. 

Was  die  mündlichen  Zeugnisse  anlangt,  so  forderte  die 
Kommission  Vertreter  von  Gewerkvereinen  in  erster  Linie  auf,  ihre 
Beschwerden  niederzulegen.  Sodann  kamen  die  Vertreter  der  Unter- 
nehmerverbände  an  die  Reihe,  um  ihre  Ansichten  mitzuteilen.  Für 
den  Fall,  dafs  keine  Gewerkvereine  oder  üntemehmenrerbände  Tor- 
handen  waren,  wurden  passende  Einzelpersonen  yemommen,  sofern  sie  sich 
als  Vertreter  der  beteiligten  Interessen  auswiesen.  Femer  wurden 
auch  freiwillige  Zeugnisse  entgegengenommen  und  berücksichtigt,  so- 
fern sie  erheblich  und  nützlich  schienen.  Im  ganzen  wurden  683 
Zeugen  in  161  Sitzungen  vernommen.  Die  Protokolle  wurden  von 
Zeit  zu  Zeit  gedruckt  und  jeweilen  „der  Königin  vorgelegt". 

Im  Dezember  1891  beauftragte  die  Kommission,  da  das  Material 
sehr  umfangreich  geworden  war,  den  Sekretär  G.  Drage,  Digesten 
aus  dem  ürprotokoU  fUr  ihren  eigenen  Gebrauch  herzustellen. 

„Diese  Digesten  enthalten  einen  Abrifs  der  Zeugnisse,  der  in 
handlicher  Form  das  Wesentliche  der  Aussagen  wiedergiebt,  wobei 
nach  Möglichkeit  der  thatsächliche  Wortlaut  beibehalten  ist.^^ 

Dies  zu  konstatieren,  ist  für  unsere  Arbeit  wichtig,  da  wir,  wenn 
auch  nicht  ausschliefslich,  so  doch  hauptsächlich  diese  Digesten  be- 
nutzt haben.  Es  darf  also  nach  dem  soeben  Zitierten  keinerlei  Be- 
denken gegen  unsere  Zusammenstellungen  erhoben  werden,  etwa  in 
dem  Sinne,  als  seien  wir  nicht  auf  die  Quellen  zurückgegangen.  Die 
Digesten  genügen  für  imseren  Zweck,  wie  sie  auch  der  Kommission 
selbst  genügt  haben. 

Annähernd  3160  Fragebogen  sind  an  Gewerkvereine,  ünter- 
nehmerverbände,  Gewerbekammem,  Handelskammern  versandt  worden. 
1190  kamen  mit  den  Antworten  bedeckt  zurück.  Femer  wurden 
Zirkulare  an  ca.  2000  Staats-  und  Gemeindeuntemehmungen  ver- 
sandt, wovon  ca.  900  beantwortet  worden  sind.  Von  Interesse  möchte 
noch,  im  Zusammenhange,  die  Notiz  sein,  dafs  die  sämtlichen  Briefe, 
Berichte  etc.  etc.  durch  die  Post,  die  von  der  Kommission  aus- 
gingen und  an  sie  gelangten,  die  ungeheure  Stückzahl  von  48800  er- 
reicht haben. 

Insgesamt  bilden  die  Zusammenstellungen,  welche  die  Labour- 
Commission  erhalten  hat,  und  die  Forschungen  der  Hilfsmitglieder 
ein  so  reiches  Material,  wie   solches  zu  keiner  Zeit  früher  über  den 
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Gegenstand  geboten  worden  ist.  Deshalb  glaubt  die  Konunissioii 
selbst,  dab  ibr  Werk  allen  denen,  die  in  priTater  oder  amtlicher 
SigeDschaft  mit  den  indnstriellen  Fragen  sich  zn  befassen  haben, 
giolse  Dienste  werde  leisten  können  (Schlufs-Bapport  I  Seite  6). 

In  der  That,  die  jüngste  parlamentarische  Enquete  in  Sachen 
der  Arbeiterrerhältnisse,  eben  die  Erhebungen  der  Labour-Commission, 
haben  die  Worte  Brentanos,  die  er  yor  längerer  Zeit  (187S) 
anüserte,  glänzend  gerechtfertigt 

,,Welch  herrlichen  Vorzug,'^  meinte  Brentano^),  „welch  herr- 
lichen Vorzug  haben  die  englischen  Nationalökonomen  in  ihren  par- 
lamentarischen Berichten  (Blue  Books)  über  einzelne  Arbeiterfragen! 
Bis  weit  zurück  ins  vorige  Jahrhundert  läfst  sich  darin,  beinahe  Yon 
Jahr  zu  Jahr,  das  Leben  und  Streben  der  Arbeiter  und  ihrer  Gewerk- 
Tereine  yerfolgen,  und  hätten  wir  in  Deutschland  ein  ähnliches 
Material,  so  wäre  es  unmöglich,  dafs  jemand,  der  über  diese  Fragen 
schriebe,  wissenschaftliche  Ansprüche  erheben  dürfte,  ohne  es  voll- 
ständig zu  kennen/^ 

Oewifs  ist  auch  heute  ohne  eine  gründliche  Benutzung  dieser 
englischen  Blaubücher  eine  wissenschaftliche  Arbeit  über  Arbeiter- 
fragen kaum  denkbar. 

3.  Nachdem  über  die  merkwürdige  Labour-Commission  und  ihr 
Werk  das  Notwendige  mitgeteilt  ist,  erübrigt  uns  noch  die  wichtige 
Aufgabe  der  wirtschaftliclieii  Charakterlsienuig  gerade  der  Jahre, 
während  welcher  die  Kommission  an  der  Arbeit  war  (1891  bis  1894). 
Denn  die  urteile  der  Kommission  erfolgen  unter  dem  Eindrucke 
dieser  Zeit!  Und  wenn  über  frühere  Epochen  im  Vergleiche  zu 
1890/91  bifl  1894  gesprochen  wird,  so  muss  auch  der  Charakter  eben 
dieser  letzteren  Jahre  bezeichnet  sein. 

1890»  Das  Jahr  1890  war  ein  Geschäftsjahr  ersten  Ranges. 
Gewifs  haben  auch  in  diesem  Jahre  Preise  und  Gewinne  geschwankt, 
aber  es  herrschte  eine  konstante  und  gesunde  Nachfrage  nach  engli- 
schen Fabrikaten,  und  die  Arbeiterklasse  war,  mit  einzelnen  wichtigen 
Ausnahmen  immerhin,  konstant  beschäftigt.  Die  Löhne  waren  über 
dem  Durchschnitt  firüherer  Jahre  überhaupt.  Auch  für  die  Unter- 
nehmer war  das  Jahr  ohne  Zweifel  gewinnbringend.  Die  Eisen-  und 
Stahlindustrie,  die  heute  wesentlich  vom  Schiffsbau  abhängt,  ging  über 
alle  Erwartung  gut.  Zudem  waren  die  Aussichten  dieser  Industrieen 
för  die  Zukunft  gute.    Die  1890  im  Vereinigten  Königreich  gebauten 


')  Lujo  Brentano,  ^Arbeitergüden".    1872.    U.  Bd.  Seite  31. 
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Sehiffsmftsdhmen  repräsentieren  mehr  als  1000000  indizierte  Pferde- 
kräfte, „und  es  ist  wahrscheinlich,  dafs  1891  diese  riesige  Ziffer  noch 
inrd  übertroffen  werden'^^  O^Economist",  10.  Januar  1891).  Desgleichen 
war  das  Jahr  günstig  für  die  Textilindustrie.  Die  Unternehmer  hatten 
2war  mit  hohen  Produktionskosten  zu  kämpfen,  infolge  der  hohen 
Preise  des  Brennmaterials  und  der  hohen  Löhne.  Aber  sie  durften 
hoffen,  die  Kosten  in  den  Preisen  hereinzubringen.  Auch  für  die 
übrigen  Industrieen  war  das  Jahr  1890  befriedigend.  Und  ebenso 
für  die  Landwirtschaft. 

„EjS  kann  kein  Zweifel  sein,  dafs  der  Reichtum  des  Landes  rapid 
wächst,  und  man  kann  nicht  umhin^  zu  glauben,  dafs  derselbe  in 
weitere  Kreise  der  Bevölkerung  dringen  mufs.  Wir  sehen  um  uns 
her  Beweise  des  sozialen  Fortschrittes,  wir  'sehen,  dafs  die  grofse 
Idasse  des  Volkes  einen  höheren  „Standard  of  comfort^'  erreicht  hat. 
Dieser  läfst  sich  natürlich  nicht  mühelos  erreichen ;  aber  das  arbeitende 
Volk  hat  keine  Veranlassung,  sich  in  der  genannten  Hinsicht  über 
das  zu  beklagen,  was  das  Jalir  1890  gebracht  hat.^^  („Econoiuist^^, 
10..  Januar  1891.) 

1891.  Das  Jahr  1891  rechtfertigte  nicht  die  Erwartungen,  die 
man  in  dasselbe  gesetzt  hatte.  Es  war  ein  Jahr  der  finanziellen  Ver- 
wüstung: das  Resultat  früherer  fkc^sse.  Li  der  Folge  ging  das  Ge- 
schäft zurück.  Dazu  kam  der  böse  Einflufs  schlechter  Ernten,  von 
Währungskomplikationen  und  feindlicher  Zollpolitik.  Der  allgemeine 
Preisstand  war  Ende  1891  volle  4®/o  niedriger  als  Ende  1890  („Index- 
Number"  für  1.  Jan.  1891:  2224,  für  1.  Jan.  1892 :  2133).  „Die  Kosten 
der  Arbeit  haben  eher  die  Tendenz  zu  steigen,  aber,  obschon  die 
Notwendigkeit,  die  Löhne  zu  reduzieren,  sich  fühlbar  macht,  wollen 
die  Unternehmer  keinen  Streit  mit  den  Arbeitern  provozieren,  wozu 
die  Lohnherabsetzung  unvermeidlich  fuhren  müfste.*'  Für  die  Arbeiter 
war  das  Jahr  1891  mäfsig  günstig.  Die  Verbesserung  ihrer  Lage, 
wie  sie  im  Jahre  1889  und  1890  stattgefunden  hatte,  setzte  sich  nicht 
fort.  Während  die  Lebensmittel  im  Preise  stiegen,  nahmen  die  Löhne 
kaum  zu.  Anderseits  war  die  Beschäftigung  gegen  Ende  des  Jahres 
unterbrochen :  4,37  ®^  der  Mitglieder  der  dem  Board  of  Trade  rappor- 
tierenden Arbeitervereine  waren  arbeitslos^  gegen  3,05^0  1890  und 
1,7  ^%  1889«  Doch  sank  die  charakteristische  Ziffer  des  Pauperismus 
fortdauernd:  Ende  1890:  695821  Paupers,  24,2<^/oo  der  Einwohner- 
zahl von  England  und  Wales;  Ende  1891:  675175  Paupers,  2d,2%,. 
Das  mag  beweisen,  dafs  die  arbeitende  Bevölkerung  einen  ziem- 
lich günstigen   Staudard   behauptete.     Die   Zahl   der  Paupers   ging 
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übrigens  in  den  ländlichen  Bezirken  mehr  zurück,  als  in  den  -Fabrik* 
bezirken. 

Die  Konsumtion  der  Masse  der  Bevölkerung  nahm  nicht  so 
rapid  zu  wie  1B90.  ,»Der  Aufschwung,  den  der  Konsum  von  Luxus- 
artikeh,  wie  geistiger  Getränke  und  Tabak,  unter  dem  B^gime  hoher 
Löhne  nimmt,  überdauert  die  Periode  der  hohen  Löhne  selbst.^  Wenn 
audi  keine  fortschreitende  Besserung  in  der  Lage  der  Arbeiter 
herrschte,  so  war  doch  keine  materielle  Änderung  zum  Schlechten. 
Die  Depositen  der  Savings  Banks  („Trustee  S.B.^  und  „Post  office 
S.B.")  nahmen  1890  zu:  um  j^  3307917  und  1891  um  £  3214346. 

Von  den  Industrieen  im  besondern  wollen  wir  nur  noch  der  Kohlen- 
uod  der  Maschinenindustrie  erwähnen. 

Die  Kohlenindustrie  hatte  zwei  ungewöhnlich  günstige  Jahre  er- 
lebt Das  Jahr  1891  brachte  den  Bückschlag,  indem  die  Nachfrage 
Ton  Seiten  der  £isen-  und  Stahl-  und  Maschiuengewerbe  wich.  (Hier 
haben  wir  eine  Produktivitätskrisis).  Was  die  Löhne  betrifft,  so 
sind  sie  seit  1888  in  den  meisten  Distrikten  bis  um  50%  gestiegen. 
Id91  mögen  die  602517  Personen  in  und  bei  den  Minen  unter  dem 
Kohlenminengesetz  15  Millionen  £  mehr  erhalten  haben  als  1888. 
Die  Bergarbeiter  arbeiteten  1890  und  1891  kürzere  Zeit  als  in  den 
Torhergehenden  Jahren.  Die  Produktion  per  Mann  war  1890  nur 
302  tons  gegen  320  tons  1880.  Zwischen  1880  und  1890  stieg  die 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  von  475397  auf  602517. 

„Fär  die  Maschinenfabrikation  war  das  Jahr  1891  günstig  und 
die  Aussichten  für  1892  sind  derart,  dafs  sie  ein  ruhiges  konstantes 
Geschäft  versprechen."  (Supplement  to  the  „Economist",  Commercial 
History  and  Beview  of  1891.     Vol.  L.  Nr.  2530.  20.  Februar  1892.) 

1892.  Die  Aussichten  waren  recht  schlecht  für  das  Jahr  1892. 
Die  Preise  der  Bohmaterialien  standen  tief.  Die  Lebensmittelpreise 
schienen  nicht  mehr  weiter  fallen  zu  können.  Es  war  vorauszusehen, 
daÜB  viele  Lohnkämpfe  kommen  würden.  So  ist  es  auch  gekommen. 
Der  Import  von  1892  ist,  dem  Werte  nach,  geringer  als  der  von  1891, 
der  Export  britischer  Produkte  ebenfalls,  wenn  auch  der  Beexport 
um  ca.  4^  ^  zugenommen  hat.  Die  Transportstatistik  der  Eisenbahnen 
zeigt  eine  leichte  Kontraktion  des  Handels.  Der  „Index-Number^^ 
fär  1.  JuU  1892  ist  2081,  für  1.  Oktober  1892:  2053.  Der  Preis- 
Sturz  war  fiir  die  Produzenten  ruinös. 

Die  Lage  der  Landwirtschaft  wurde  verzweifelt :  schlechte  Saison, 
schlechte  Ernte,  schlechte  Preise.  Verschiedene  Mittel  wurden  vor- 
geschlagen,  um  ihr   aufzuhelfen:    Zölle,    Doppelwährung,   Steuerent- 
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lastung:  alle  nnpraktikabeL  Von  der  Anwendmig  der  ^^Cooperation'' 
dagegen  hoffte  man  etwas. 

Den  arbeitenden  (gewerblichen)  Klassen  kam  die  Wohlfeilheit 
der  Güter  zu  gute.  Sie  machte  die  LohnTennindenmg  wieder  gat. 
Das  heifsty  die  Yermindemng  ihrer  Einkommen  war  mehr  noch  die 
Folge  der  nnregelmäfsigen  Beschäftigang.  In  einzelnen  Fällen  haben 
die  Arbeiter  mit  voller  Absicht  gestreikt  (z.  B.  in  Durham).  Aber 
auch  für  Leute,  die  arbeiten  wollten,  war  keine  Oelegenheit.  Die 
Statistik  der  23  Gtewerkyereine  zeigt,  daÜB  Ende  1892  —  abgesehen 
Yon  den  Streikenden  —  8,3%  ihrer  Mitglieder  „oat-of-work^  waren; 
gegen  4,4%  (91),  2,4%  (90),  1,5%  (89).  Die  Totalzahl  der  Paupers 
in  England  und  Wales  war  Ende  NoTember  1892 :  672  722  (22,9  %o), 
1891:  660823  (22,7  %o),  1890:  675999  (23,5  %o).  Zum  ersten  Male 
zeigte  sich  seit  langer  2ieit  eine  Zunahme  der  absoluten  und  rela- 
tiven  charakteristischen  Ziffer  des  Pauperism.  Darin  lag  sicher  ein 
Beweis,  dafs  die  Lage  der  arbeitenden  Ellasse  eine  Wendung  zur 
Verschlechterung  genommen.  Zwar  war  diese  Änderung  aus  der 
Statistik  der  ZoUartikel  (Thee,  Kaffee,  Tabak,  Wein,  Spirits,  Bier) 
nicht  erkennbar,  obschon  ein  grofser  Teil  des  freien  Einkommens  der 
Arbeiter  für  jene  Artikel  verausgabt  wird.  Die  Zunahme  des  Thee- 
und  Tabakkonsums  war  kleiner  als  1891.  Einige  Sparsamkeit,  Ein- 
schränkung in  den  Luxusartikeln  machte  sich  bemerkbar.  „Sie  wäre 
noch  gröfser  gewesen,  wenn  die  Masse  des  Volkes  nicht  von  der 
auTserordentlichen  Wohlfeilheit   der  Nahrungsmittel   profitiert  hätte." 

Für  die  Kohlenindustrie  war  das  Jahr  das  unglücklichste,  das 
sie  je  erlebt.  Die  Unternehmer  hatten  nie  mehr  Mühe,  Produktions- 
kosten und  Verkaufspreise  in  Einklang  zu  bringen.  Es  war  notwendig, 
die  Löhne,  die  während  der  letzten  Jahre  um  30  7o — ^^  7o  gestiegen, 
herabzusetzen.  Viele  Streiks  waren  natürlich  die  Folge.  „Der  Dur- 
ham-Streik,  der  3  Monate  dauerte,  und  der  für  die  Eisenindustrie 
allein  einen  Verlust  yon  2  000  000  £  nach  sich  zog,  ist  wahrscheinlich 
der  unheÜToUste,  der  jemals  stattgefunden  hat,  in  der  Greschichte  der 
Kohlenindustrie.''  Der  Ausfall  der  Produktion  erreichte  9  bis  10 
Millionen  tons.  Schliefslich  mufsten  die  Arbeiter  die  Arbeit  wieder 
aufnehmen,  ohne  das  Geringste  gewonnen  zu  haben,  trotz  ihrer  ver- 
längerten Leiden.  (Supplement  to  the  „Economist'',  Commerdal  Hi- 
Story  and  Review  of  1892.    Vol.  LI  Nr.  2682.     18.  Februar  1893).*) 

1893.^    Bemerkenswert  war  es,  wie  das  Jahr  1893  den  überaus 

>)  ,,Laboiir  Gazette".    März  1894.    Seite  76. 

*)  Report  on  Wages  and  Hours  of  Labonr.  1893.    S.  16—26. 
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femdlichen  Tendenzen ,  denen  es  seit  dem  Beginn  ausgesetzt  war, 
kräftigen  Wideistand  leistete. 

Der  Lohnkampf  in  der  Banrnwollindustrie,  den  die  Unternehmer 
ab  einen  ^^Streik^',  und  die  Arbeiter  als  einen  „Lock-oat^^  bezeichneten, 
letzte  sich  das  ganze  Märzquartal  hindurch  fort;  zum  nngeheuren 
Schaden  der  betreffenden  Industrie. 

Die  Bankkrisis  in  Australien  hatte  zur  Folge,  dafs  die  Kolonieen 
nicht  mehr  kaufen  konnten.  Amerika,  dieser  höchstbedentende  Kunde 
englischer  Artikel,  war  durch  seine  Währungsschwierigkeiten  gelähmt 
Ganz  gewaltig  litt  die  englische  Industrie  unter  den  Folgen  des  grofsen 
Stieiks  in  the  Midlands  (4  Monate).  Grofse  Massen  ron  Arbeitern 
waren  arbeitslos  —  abgesehen  Ton  den  Streikenden.  Dazu  kamen 
noch  andere  Depressionsfaktoren.  Der  Rückschlag  im  Aufsenhandel 
war  4,60^0*  ^^^  Import  fremder  Produkte  war  um  1,42%  geringer 
und  der  Export  britischer  Artikel  2,10  %  geringer  als  1892. 

Aus  der  Statistik  der  Zollartikel  ersieht  man  ein  Zurückgehen 
der  Einkommen  der  Arbeiter,  ihre  Lage  verschlechterte  sich  im  Jahre 
1893.  Ende  November  1893  war  die  Zahl  der  Paupers  in  England 
nnd  Wales  726961  (gegen  672  722  in  1892),  das  heifst  24,6  7^0  (gegen 
22,9  %o  i^  1B92).  Man  kann  aber  nicht  blofs  dem  Streik  die  Schuld 
geben.  Die  wachsende  Verarmung  erstreckte  sich  auf  Gegenden,  die 
vom  Streik  nicht  betroffen  waren.  Die  Prozentziffer  der  Arbeitslosen  war 
Ende  1893:  10,2%  gegen  8,4%  Ende  1892.  Ende  1892  war  der 
Oottonstreik.    Verglichen  mit  1891  ist  die  Arbeitslosenziffer  gestiegen. 

Für  die  Kohlenindustrie  ^)  waren  wenige  Jahre  so  schlecht  wie  1893. 
Die  Preise  fielen.  Die  Unternehmungslust  war  eingeschränkt.  Eisen- 
industrie, Schiffsbau,  chemische  Industrie,  alle  schränkten  sich  ein. 
Die  Mitglieder  des  Bergarbeiterbundes  hatten  um  40  %  höhere  Löhne 
als  1887/88  und  setzte  diese  als  Minimallöhne  fest.  Keine  Reduktion 
wurde  angenommen.  Daher  der  Streik.  Die  Schiffahrt  hat  an 
Frachten  yiel  eingebüfst  infolge  des  Midland-Streiks. 

Auch  für  die  Eisenindustrie  *)  brachte  1893  eine  Depression.  Die 
Werkstätten  standen  beinahe  ganz  still.  Die  Preise  waren  schlecht 
und  der  Gewinn  dürftig.  Der  Eohlenstreik  war  für  die  Fabrikbezirke 
nunös  (265  677  Mann).  Dazu  kam  der  Einfluls  des  Gottonstreiks,  des 
Streiks  der  HuU-Docker,  der  Durham-Streik  (1892).  Der  Produktions- 
aosfall  in  Midland  (1893)  betrug  30  Mill.  tons.    Der  Kohlenpreis  stieg 


')  Beport  on  Wages  and  Hoan  of  Labonr  1893.  S.  51—64. 
*)  Report  on  Wages  and  Hoon  of  Labonr  1893.  S.  46  f. 
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um  25%  bis  85%  per  ton!  (Supplement  to  the  ;,Economi8t",  Com- 
mercical  History  and  Review  of  1893  Vol.  LH.  Nr.  2634.  17.  Fe- 
bruar 1804;  vgl.  „Labour  Gazette«,  Mai  1893  S.  12;  Juli  1893 
Seite  60;  August  Seite  84;  September  Seite  104;  Oktober  Seite  128; 
November  Seite  145,  154;   Dezember  Seite  183). 

1894.  Das  ganze  Jabr  1894  hindurch  herrschte  das  Gefühl  der 
Depression  und  der  Enttäuschung  vor.  Ende  1894  war  der  allgemeine 
Preisstand  um  ca.  7%  ^o  niedriger  als  am  Anfang.  Dieser  Preis- 
rückgang ist  gröfser  als  irgend  ein  früherer.  1.  Jan,  1894  war  die 
„Index-Number" :  2082,  am  1.  Juli  1894:  1874  und  am  1.  Jan.  1895: 
1923.  Auch  die  Index -Number  des  Herrn  Saurbeck  zeigte  ein 
Fallen  um  ca.  7\!^  %  für  1894.  Um  7,91  %  weniger  wurde  für  die 
englische  Konsumtion  eingeführt  1894.  Der  Export  heimischer  Pro- 
dukte ging  um  4,27  ^1^  zurück.  Import  und  Export  zusammen  zeigten 
ein  Negativ  von  4,54%.  Der  Preisfall  erstreckte  sich  über  alle 
Lebensmittel.  Den  Fabrikanten  und  Händlern  war  dieser  Umstand 
sehr  ungünstig.  Für  mehr  und  mehr  Produkt  erhielten  sie  nicht 
mehr,  sondern  immer  weniger  Geld.  „Wenn  die  Preise  immer  weichen, 
sinkt  der  Wert  der  „Stocks"  und  die  Verluste  wachsen."  „Eine  Zeit 
der  fallenden  Preise  ist,  kurz  gesagt,  eine  Hemmung  der  Unter- 
nehmungslust, und  alsdann  arbeitet  die  industrielle  Mascliine  mit 
einem  grofsen  Reibungskoeffizienten." 

Für  die  arbeitenden  Klassen  war  natürlich  der  niedere  Preisstand 
ein  Vorteil.  „Allein  Wohlfeilheit  ist  nicht  alles,  und  dieser  Zustand 
umschliefst  ein  Zurückgehen  der  Nachfrage  nach  Arbeit  und  ver- 
mindertes Einkommen,  und  so  ist  der  Vorteil  ein  zweifelhafter."  Die 
Arbeitslosenstatistik  der  rapportierenden  Gewerkvereine  wies  den. 
Prozentsatz  von  7,7  %  auf  (Ende  Dezember  1894)  gegen  7,9  %  Ende 
Dezember  1893.  Die  Paupersstatistik  gab  folgende  Zahlen  für  Ende 
November  1894:  Total  in  England  und  Wales:  715196  gegen  726  951 
(1893),  und  23,8  %o  gegen  24,5  %o  (1893).  Was  die  Konsumtions- 
statistik betrifft,  so  zeigte  sie  ein  Steigen  für  Thee  und  Tabak,  die 
sehr  wichtige  Artikel  des  Massenkonsums  sind.  Alle  diese  Data  zu- 
sammen zeigen,  dafs  die  Lage  der  Masse  der  Bevölkerung  im  Jahre 
1894  sich  nicht  verschlechtert  hat,  sondern  eher  ein  wenig  gebessert. 
Eine  gewisse  Lohnverminderung  scheint  kompensiert  zu  sein  durch 
die  Verminderung  der  Lebenskosten.  Es  war  nicht  die  Masse  des 
Volkes,  die  den  Rückschlag  zu  tragen  hatte. 

Ein  grofser  Bergarbeiterstreik  brach  aus  Ende  Juli  (15  Wochen). 
Der  Midland-Streik  galt  allgemein  als  ein  Sieg  der  Arbeiter,   da  er 
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ohne  Lohnredaktion  endete!  Die  Schotten  wollten  das  Experiment 
nachmachen.  Sie  erführen  eine  Enttäuschung:  die  schottische  Kohle 
ist  eben  nicht  so  gut  wie  die  Kohle  von  Yorkshire  und  steht  niedriger 
im  Preise  (5s  9d  gegen  78  2d);  und  der  Lohn  war  in  Schottland 
niedriger  als  in  England.  Die  Leute  mufsten  unterliegen.  Die  schottische 
Kohlenproduktion  erlitt  durch  den  Streik  einen  Ausfall  Ton  7^^  Mill. 
tons.  Der  Midland -Streik  machte  einen  Produktionsverlust  von 
17  MilL  tons,  und,  mit  dem  Durham-Streik  zusammen,  einen  solchen 
Ton  32  >Iill.  tons  =  14,5  MilL  £  (Preis  von  1893). 

Der  Durchschnittswert  der  Kohle  in  ßrofsbritanien  war  1892: 
7»  2d;  1893:  6s  9,5d;  früher  selten  mehr  als  5s  bis  5s  3d.  Die 
englische  Kohle  ist  nicht  mehr  die  billigste! 

Da  die  Löhne,  die  70%  der  Produktionskosten  ausmachen,  ge- 
stiegen sind,  und  die  Werke  unregelmäfsig  arbeiteten,  so  ist  die  Kohle 
teurer  gewesen,  1894,  als  in  den  drei  vorhergehenden  Jahren.  Kosten 
per  ton:  1  s  —  1894:  2  s,  weil  nur  die  halbe  Zeit  gearbeitet  wurde. 

In  der  Eisen-,  Stahl-  und  Maschinenindustrie  herrschte  die  De- 
pression gleicherweise. 

Die  Schiffahrt  war  unprofitabel,  wie  in  den  4  voraufgehenden 
Jahren. 

Die  Textilindustrie  war  verlustbringend. 

(Supplement  to  the  „Economist'S  Commercial  History  and  Review 
of  1894.  Vol,  LIIL  Nr.  2686.  16.  Februar  1895.  —  „Labour 
Gazette'':  Juni  1894  Seite  174;  Juli  Seite  206;  September  Seite  270; 
Oktober  Seite  302  und  November  Seite  335.) 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  dafs,  während  die  Jahre 
1889  und  1890  eine  grofse  Blüte  markierten,  die  90er  Jahre  1891 
bis  und  mit  1894  Eine  grofse  Depressionsperiode  darstellen.  Zur 
Yeranschaulichung  des  Ganzen  der  Entwickelung  mögen,  besonders 
in  Rücksicht  auf  Arbeitslosigkeit,  Pauperismus,  Arbeitsmarkt,  alles 
Kategorieen ,  die  einen  Schlufs  auf  die  wirtschaftliche  Signatur  einer 
Zeit  thun  lassen,  hier  noch  einige  Diagramme  folgen,  die  wir  der 
„Labour  Gazette'^  verdanken.  („Labour  Gazette'':  September  1893 
Seite  161;  Januar  1894  Seite  1;  Dezember  1894  Seite  358,  356; 
Januar  1896  Seite  1,  4.) 


vs 


Nr.  1.    Prozentziffeni  der  Arbeitslosen  reap.   der   Empfänger  der  Arbeito- 
loaeDnnteratüUung  ia  der  Eigeuich&ft  aU  Uitglieder  eines  Uewerlcvereins. 


iigkeit  der  Uitglieder  der  rapportierenden 
]n  1887  bis  August  1893. 


».  3.    Abfohl«  ZftUen  der  aa  «iiHm  beatimmton  Tag«  jedes  Honati  iint«rvtütst«it 
Pertoaen  in  London  (Pkuperi)  1898,  1893,  1691. 


b)  Die  BlspoBltloii  der  g^enwirtlgen  Arbeit. 

Die  erapriefsliche  Verwertung  des  enormen  Stoffes  der  Kom- 
misgionsakten  für  unsern  Zweck  liels  sich  Dar  mittelst  einer  kompU' 
zierten  Disposition  Terwirklichen,  die  wir  hier  folgen  lasHen,  um  dem 
Lesei  den  G^ng  durch  den  folgenden  I.  Hauptt«il  unserer  Arbeit  zu 
erleichtern.  Übrigens  haben  wir  uns  genau  an  die  Akten  der  Kom- 
nÜBsion  Bolbst  angeschlossen. 

Ee  ist  zu  bemerken,  dals  in  der  ersten  Hälfte  des  folgenden 
Hauptteila  mit  dem  Einteilungsprinzip  der  „Industriegruppe"  das- 
jenige der  Ärbeitakomponenten :  „Arbeitslohn"  —  „Arbeitszeit"  kon- 
hrriert. 

Willkürlich  mag  es  dann  oft  erscheinen,  dafs  eine  bestimmte  An- 
gabe  (eines  Zeugen)   unter  das  Hauptstichwort   „Arbeitslohn",   eine 
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andere  unter  ,, Arbeitszeit^'  registriert  ist  In  solchen  Fällen  möge 
man  aber  die  beigesetzten  Nebentitel  berücksichtigen,  —  und  es  dürfte 
sich  alsdann  das  Bedenken  heben  lassen,  indem  die  Rubrizierung  der 
betreffenden  Angabe  unter  dem  Titel  indirekt  legitimiert  erscheinen 
wird. 

Weiteres  zur  Orientierung  des  Lesers  wird,  soweit  nötig,  in  be- 
sonderen Anmerkungen  an  Ort  und  Stelle  zu  finden  sein. 

I.  Hauptteil. 

Die  Erhebungen  der  Royal  Commission  on  Labour. 

A.  Nach  Beni&-(Indii8trie-)0riippeiL 

1.  Bergwerke. 

2.  Eisenindustrie. 

3.  Transportgewerbe. 

4.  TextUindustrie. 

6.  Andere  Industrieen. 

a)  Die  Angaben  der  Zeugen  vor  der  Konmiission. 

a)  Arbeiter  und  Arbeitervertreter. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitsseit. 

ß)  Unternehmer. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitszeit. 

b)  Urteile  der  Kommission. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitszeit. 

B.  Für  die  Arbeiter  im  aUgemeinen. 

a)  Aussagen  der  Zeugen  vor  der  Kommission  (Whole). 

a)  Kollektivlsten. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitszeit. 

ß)  Individualisten. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitszeit. 

b)  Urteile  der  Kommission. 

1.  Arbeitslohn. 

2.  Arbeitszeit. 
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Srster  Hauptteü. 

Die  Erhebungeii  der  Labour-Conunission. 


A.  Nach  B6riife-(lndu8trie')Gruppen. 

1.  Bei^^werke,  Steinbrüche  etc.  (Sektion  A  I). 
a)  Angaben  der  Zeugen  vor  der  Kommission  (Sektion  A). 

a)  Arbeiter  und  Arbeitervertreter. 

1.  Arbeitslolui,  Arbeitsbedingungen;  Standard  of  life  der 
Arbeiter;  Beziehungen  zu  den  ün[ternehmern. 

1.  Mr.  B.  Youngy  korrespondierender  Sekretär  der  ^^Mutual  Confident 

Association'^  der  Bergwerksarbeiter  von  Northumberland. 

Nachstehende  Tabelle  enthalt  die  Durchschnittslöhne  der  ^^hewer'^ 

(Häuer)  in  Northumberland,   vermindert   um   10  %    für  den  Verlust 

duich  Krankheitsfälle ;  1887  war  ein  17  wöchiger  Streik. 

1879  56  £  1883  eS  £  1887   — 

1880  60  „  1884  63  ,,  1888  66  £ 

1881  60  „  1886  57  „  1889  75  „ 

1882  61  „  1886  64  „  1890  90  ,, 

Während  der  letzten  2  Jahre  arbeiteten  die  Gruben  effektiv  volle 
Zeit  und  die  Lohnerhöhung  war  die  Folge  einer  Freissteigerung  der 
Kohle  (durch  verstärkte  Nachfrage).  Freihäuser  sind  den  verheirateten 
Arbeitern  zugestanden,  imd  wenn  nicht  in  genügendem  Mafse  vor- 
handen, werden  den  Leuten  2  bis  27^  s  per  Woche  zugegeben.  Die 
Wohnungen  sind  ganz  gut,  könnten  aber  noch  besser  werden. 

StoatBwisseiucbaftl.  Stadien.   VI.  ^y  2 
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Die  Sterblichkeit  ist  seit  18  oder  20  Jahren  stationär  geblieben. 

Der  Dnrchschnittsprofit  betrog  während  der  letzten  10  oder 
12  Jahre  wahrscheinlich  nicht  mehr  ab  4  d  per  Tonne;  in  North- 
nmberland  während  der  Zeit  kaum  mehr  als  3  oder  3^,  ^^. 

Der  Streik  Ton  1887  kam  so:  Von  1875  bis  1877  würden  5  Lohn- 
fragen dorch  ein  fänigongsamt  mit  Schiedsspnich  (arbitration)  er- 
ledigt Ende  77  wurde  eine  12\C  ^'o  ige  Lohnrednktion  for  Hart-  und 
^'/s  *  0  ^r  Weichkohle  Terlangt.  und  die  Unternehmer  wollten  vom 
Schiedsspruch  nichts  wissen.  1879  gab  es  eine  sliding  scale  (gleitende 
Lohnskala),  die  bis  1886  funktionierte.  1887  wollten  die  Unter- 
nehmer eine  neue  Beduktion,  die  Leute  leisteten  Widerstand :  es  wurde 
gestreikt.  Der  Verlust  an  Löhnen  stieg  auf  180000  ^  (4,5  Mill.  Frs.), 
die  Beduktion  wurde  um  2^^^'^  groCser  als  sie  gewesen,  wenn  die 
Leute  2  Wochen  nach  Beginn  des  Streiks  die  Arbeit  wieder  auf- 
genommen hatten.  Bevor  der  Streik  begann«  wollte  das  ^^Lohn- 
komitee"  10  •  ^  Beduktion  acceptieren,  aber  die  Unternehmer  wollten 
nicht,  und  als  die  Unternehmer  wiUens  waren,  wiesen  die  Leute  sie 
zurück«  und  waren  grofsenteils  erbittert  über  das  Lohnkomitee  etc.  etc. 
11 719  Unionisten  und  2500  Xichtunionisten  waren  am  Streik  be- 
teiligt. Abgesehen  vom  Lohnverlust,  zahlte  die  Union  an  die  Leute 
39000  £.  1879  war  der  *  Basispreis  der  Lohnskala  5  s  1,28  d  mit 
4d  Spannung  (Amplitude),  was  auf  die  Löhne  eine  Einwirkung  von 
-■^  2^  2%  (über)  und  2  7^  (unter)  haben  sollte.  1883  wurde  der 
Basispreis  auf  4  s  8d  reduziert  mit  2d  Schwingung  und  1\  %  ^^^ 
1  %  EflFekt.  1887  waren  die  Data:  ös  5  d  —  2d  (über)  und  1  d 
(unter)  —  1^4  \  und  1  «o-  Seit  1887  besteht  keine  Lohnskala  mehr. 
Die  liöhne  werden  durch  eine  Konferenz  der  Unternehmer  und 
Arbeiter  reguliert. 

1874  kauften  die  Leute  eine  Mine  mit  Aktienkapital.  Das  war 
eine  schiechte  Spekulation  von  Anfang  an.  Sie  verloren  dabei 
20  000  <^.  Mau  kann  kaum  sagen,  dafs  mit  dem  Kooperativsystem  in 
diesem  Falle  ein  richtiges  Experiment  gemacht  worden  ist.  Einen 
ähnlichen  Versuch  machten  die  Leute  von  Yorkshire.  Es  ging  hier 
nicht  besser.  Fast  jeder,  der  in  den  Jahren  1873 — 5  eine  Kohlen- 
mine übernahm,  machte  einen  Fehlschlag.  Es  ist  überhaupt  zweifel- 
haft;  ob  ein  Kohlenbergwerk  im  kooperativen  Betrieb  so  erfolgreich 
sein  kann  wie  ein  Privatbetrieb. 

Im  ganzen  waren  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern sehr  gute. 

Digests  Sektion  A.     Bd.  I.     Seite  16  17. 
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2.  Mr.  Greorge  Jaques,  Bergwerksarbeiter  im  y, Walker  Colliery^'- 

Werk  in  Northumberland. 

Höhere  Lohne  werden  heute  verdient,  nnd  zwar  bei  kürzerer 
Arbeitszeit  als  früher  bei  längerer.  Eine  folgende  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  möchte  für  die  Zukunft  dasselbe  Resultat  haben. 

(Seite  aO.) 

3.  Mr.  David  Morgan,  Agent  desAberdare  and  Merthyre- 

Bergwerksarbeiterverbandes. 

Die  liöhne  waren  1873  ca.  16  7o  höher  als  jetzt. 

(Seite  33.) 

4.  Mr.  S.  Evans,  Agent  des  „Neath  and  Llanelly^'  Bergarbeiter- 

verbandes. 

Ich  habe  keinen  Lohn  in  der  Höhe  von  10s  6  d  oder  11  s  per 
Tag  gefunden.  Die  Löhne  sind  jetzt  höher  als  sie  jemals  waren  seit 
lEünfohrung  der  Lohnskala,  d.  h.  seit  1876.  Die  Lohnskala  von  heute 
arbeitet  zur  gröfseren  Befriedigung  als  irgend  eine  frühere.  Durch- 
schnittslohn ist  in  dieser  Gegend  6  s  6  d  per  Tag. 

(Seite  23/24.) 

5.  Mr.  A.  Onions,  Sekretär  des  S out h-Wal es  andMonmouth- 

shire- Bergarbeiterbundes.  (7000  Mann  auf  ca.  16000 
Arbeiter  im  ganzen  Distrikt.) 

Die  Kohlengräber  zahlen  für  Kohle  gewöhnlich  den  halben  oder 
ein  wenig  mehr  als  den  halben  Marktpreis.  Ich  gebe  indessen  zu, 
dssB  sie  iur  die  letzten  2  Jahre  eher  weniger  als  diesen  Preis  bezahlt 

haben. 

(Seite  26.) 

6.  Mr.  Enoch  Rees.     Spricht  Dicht  englisch.    Hat  eine  Aufstellung  ^ 

gemacht,  die  vom  Präsident  der  Sektion  A  der  Kommission 
verlesen  wird.  Mr.  Abraham,  von  der  Kommission,  fungierte 
als  Dolmetscher.  Rees  ist  Agent  des  Anthracitgräberver- 
bandes  South- Wales.  Der  Verband  hat  3600  Mitglieder  auf 
38  Kohlengruben ;  96  %  sind  Welshmen  (Walliser),  die  nur 
Dialekt  sprechen. 

Als  das  Neun-Stundensystem  eingeföhrt  wurde,  glaubten  viele 
I^nte,  ihre  Löhne  würden  sich  vermindern.  Aber  sie  haben  that- 
sächlich  seither  bessere  Löhne  erhalten:  sie  sind  regsamer,  gesunder 

1»  ^ 
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und  intelligenter,  als  zur  Zeit,  da  sie  längere  üntergrundarbeit  thaten. 
Ihre  Arbeit  ist  seither  mehr  methodisch  geworden.  Die  Lohnrate 
per  Tonne  ist  nicht  gestiegen. 

Seit  1882  haben  die  Arbeiter  des  Distrikts  eine  Lohnskala,  die 
durch  eine  Übereinkunft  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitervertretem 
festgestellt  wurde. 

(Seite  26.) 

7.  Mr.  W.  J.  Williams  u.  Mr.  G.  D.  Williams,  North-Wales- 

Steinbrecherunion.    Die  Zeugen  vertreten  die  Schieferbrecher 

von  Caiparoon  und  Merioneth.    11000 — 12000  sind  in  diesem 

Grewerbe    beschäftigt.      Bund    ^4    davon    mögen    ungelernte 

Arbeiter  sein. 

Steinbrecherarbeit  ist  hauptsächlich  Geding  oder  Kontraktarbeit. 

Löhne    sind    niedrig,    durchschnittlich   3  s    oder  4  s  per  Tag ;   und 

mit  monatlichem  Zahltag.    D.  G.  Williams  erinnert  sich  einer  Zeit 

zwischen  1874   und   1878 ,    da   die    Löhne  7  s  6  d   per  Tag  waren. 

Gegenwärtig  sind  die  Löhne  niedriger  als  der  Stand  des  Marktpreises 

gestatten  würde. 

[Schieferbrechen  ist  gefahrlicher  als  Kalkbrechen  wegen  der 
gröfseren  Lockerheit  des  Gesteins.  Ebenso  hat  der  Arbeiter  mit  gröfserer 
Feuchtigkeit  und  Kälte  zu  kämpfen.]  Das  durchschnittliche  Alter  der 
Schieferbrecher  ist  geringer  als  das  anderer  Arbeiter.  Die  Mehrzahl 
der  Leute  sind  ca.  30  Jahre  alt.  Leute  von  40  bis  60  Jahren  findet 
man  selten.  [Man  braucht  6  bis  6  Jahre  Übung,  um  die  Stein, 
brecherei,  die  Spaltung  und  Abwerfung  des  Schiefers  zu  erlernen, 
und  für  die  Beherrschimg  der  Sprengmethode  giebt  es  keine  Lehr- 
lingsschaft. Knaben  kommen  zur  Arbeit  und  erlernen  das  Geschäft  mit 
14  Jahren.  Man  sollte  zur  Erleichterung  der  Arbeiter  Maschinen  ein- 
führen.] 

^  (Seite  29.) 

8.  Mr.  J.  W.  Parry  war  Generalsekretär  der  North-Wales-Stein- 

brechemnion    für  2  Jahre,    Schiedsrichter  und  Eeferent  für 
6  Jahre,  Präsident  für  7  Jahre.     Seit  1864  in  der  Arbeiter- 
bewegung in  Wales. 
Der  Zeuge  war   zu  gunsten  der  Arbeiter  thätig  bei  dem  Streik 
im  Sommer  1866  auf  den  Steinbrüchen  des  Lord  Penrhjm.    Der  Streik 
dauerte  14  Tage,   die  Leute   gewannen   einige   Konzessionen.     Nach 
dem  Streik  errichteten  die  Leute  einen  Gewerkverein  mit  anfangs  1800 
Mitgliedern.    Sie  mufsten  den  Verein  aufgeben,  unter  Protest,  weil  der 
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Eigentümer  mit  Schliefsung  des  Steinbruches  drohte.  Im  Januar  1874 
yersachten  die  Arbeiter  die  Errichtung  einer  Trade's-Ünion  in  den 
Dmorwic-Brnchen.  Da  die  Vertrauensmänner  der  früheren  Union  wegen 
ihrer  Stellung  zu  leiden  gehabt  hatten,  so  wählte  man  zu  Chargierten 
Leute,  die  nicht  in  den  Steinbrüchen  beschäftigt  waren.  Daher  wurde 
aach  der  Zeuge  gewählt. 

Die  Eigentümer  fafsten  auf  einem  Meeting  in  Cardiff  einen  Be- 
schluCs,  der  in  North- Wales  die  Anstellung  Yon  Unionisten  verbot.  Kein 
fremder  Arbeiter  sollte  ohne  ein  Zeugnis  des  Geschäftsführers  des 
Steinbruches^  wo  er  früher  gearbeitet,  eingestellt  werden.  Da  die 
Leute  den  Grewerkverein  nicht  fallen  liefseu,  sperrten  die  Eigentümer  von 
Gljnrhonwy  die  Arbeiter  aus.  Dasselbe  geschah  zu  Dinorwic.  Beide 
„Lock-outs^  dauerten  nur  einige  Wochen.  Die  Leute  nahmen  die 
Arbeit  wieder  auf.  Es  wurde  ein  Arbeiterausschufs  bestellt.  Oleich- 
zeitig  drohte  Lord  Penrhyn  mit  Schliefsung  des  Werkes,  wenn  die 
Union  nicht  aufgegeben  würde.  Die  Folge  war,  dafs  die  Mitglieder- 
zahi  der  Union  auf  2300  stieg  und  am  1.  August  1874  der  Streik 
begann;  er  dauerte  15  Wochen.  Die  Union  blieb  und  eine  Haupt- 
koDzession  war  die  Einsetzung  eines  Arbeiterkomitees,  dem  die  Prüfung 
der  EJagen  und  die  Verhandlung  mit  der  Geschäftsführung  oblag. 
Die  1874  erlangten  Konzessionen  gingen  1885  wieder  verloren.  1885 
brach  auf  Dinorwic  ein  anderer  Streik  aus.  Die  Arbeiter  klagten, 
dafs  „churchmen''  und  KonseryatiTC  ungehörig  bcTorzugt  wurden,  kon- 
statierten in  einer  Zuschrift  an  den  Unternehmer  ihre  Unzufriedenheit 
nnd  hielten  eine  Massenversammlung  ab.  Die  Geschäftsleitung  antwortete 
sofort  mit  Aussperrung.  Die  Sache  wurde  durch  Vermittelung  erledigt. 
Der  Streik  dauerte  von  Ende  Oktober  1885  bis  Anfang  März  1886. 
Verlust:  über  50000  £  an  Löhnen.  Die  Union  hatte  10  207  ^  ös 
4d  Kosten. 

Seit  der  Zeit  haben  die  Beziehungen  zwischen  Arbeiter  und 
Untemehmer  sich  gebessert;  keine  bedeutenden  Streitigkeiten  sind 
mehr  vorgekommen.  Noch  immer  weigerten  sich  die  Unternehmer, 
offiziell  mit  der  Union  zu  verkehren.  Lord  Penrhyn  spendete  Pen- 
sionen an  alte  Arbeiter  und  zeichnete  200  £  jährlich  für  die  Unter- 
stützungkasse, baute  ein  Spital  etc. 

Wiederholte  Versuche  wurden  gemacht,  die  Unternehmer  zu  über- 
reden, Abgesandte  der  Leute  zu  versammeln,  um  die  Zweckmäfsigkeit 
eines  ständigen  Arbeiterausschusses  zu  diskutieren.  Aber  mit  Aus- 
nahme einiger  kleiner  Eigentümer  verweigerten  sie  dies  immer. 

(Digests  Sektion  A.  £d.  11.  Seite  12  und  13.) 
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9.  Mr.  E.  A.  Tong,  Agent  en  chef  des  Steinbruches  zu  B  an  gor 
Lord  Penrhyn  gehörig.  Korrigiert  und  ergänzt  die  Aussagen 
des  vorigen  Zeugen.  —  NB.  Deshalb  stellen  wir  ihn  gleich 
hierher,  obwohl  er  kein  Arbeitenrertreter  ist. 

Die  Steinbrecherunion  hatte  nicht  das  ungeteilte  Zutrauen  der 
Leute,  auch  nicht  der  Unternehmer.  Die  GreschäftsführuDg  wollte  die 
Union  nach  dem  74  er  Streik  anerkennen,  und  zugeben,  dafs  alle 
Klagen  zuerst  an  ein  Arbeiterkomitee  gelangen  soUten,  und,  wenn  von 
diesem  unterstützt,  an  den  Oberleiter.  Die  Einrichtung  wurde  von  den 
Leitern  der  Union  mifsbraucht,  und  Lord  Penrhyn  hob  diese  Konzes- 
sion auf,  der  Ausschufs  wurde  geschlossen,  und  die  Anerkennung  der 
Union  anulliert,  Mai  1886.  Lord  Penrhyn  erklärte  sich  in  einer  Zu- 
schrift bereit,  Vertreter  der  Unionisten  und  Nichtunionisten  zu 
empfangen.  Es  ist  nicht  wahr,  dafs  die  Leute  mit  den  Unternehmern 
nicht  zusammenkommen  konnten.  Obschon  die  Arbeitervertreter  er- 
klärten, dafs  der  Steinbruch  glatt  arbeitete,  unter  der  Herrschaft  des 
Komitees  zwischen  1874  und  1885,  so  war  es  doch  eine  Thatsache,  dafs 
der  Oberleiter  am  28.  April  1885  die  Anläufe  der  Union,  in  dem 
Geschäft  mitzureden  und  so  die  Leitung  des  Steinbruches  zu  usur- 
pieren, in  einem  Briefe  als  unerträglich  bezeichnet  hat.  Die  exces- 
siven  Löhne,  die  die  Oberleitung  1874  zugab,  brachte  infolge  einer 
Depression  des  Geschäfts  den  Penrhyn-Bruch  an  den  Rand  des  Ver- 
derbens, anfangs  1886.  Der  Werkführer  schrieb  an  den  Geschäfts- 
leiter, man  solle  den  Leuten  nicht  höhere  Löhne  zahlen  als  die  anderen 
Steinbrüche,  das  sei  die  einzige  Lösung  der  Krise. 

Vor  ca.  5  oder  6  Jahren  gab  die  Union  2000  £  aus  für  die  Er- 
richtung eines  Steinbruchs  mit  Kooperationsbetrieb  bei  Rbyd-ddu,  am 
Fufs  des  Snowdon,  da  aber  dort  kaum  Schiefer  zu  finden  war,  so  er- 
fuhr das  Unternehmen  einen  Mifserfolg. 

Es  ist  eine  Thatsache,  dafs  das  Lohnkonto  den  halben  Wert  des 
produzierten  Schiefers  ausmacht.  Mr.  Darbyshire  sagte,  die  Geschäfts- 
lage beeinflusse  die  Lohnhöhe  nur  wenig.  Im  letzten  halben  Monat 
verursachte  eine  leichte  Besserung  im  Geschäft  eine  freiwillige  Lohn- 
erhöhung von  6  ®/q. 

Seit  Mai  1890  arbeiteten  die  Leute  6  Tage  per  Woche  und  ver- 
dienten infolge  der  imunterbrochenen  Beschäftigung  22  ^1^%  mehr 
als  1887. 

Zwischen  1876  und  1885  war  die  totale  Zahl  der  bösen  Unfälle  276. 
In  den  Bergwerken  unter  Regierungsaufsicht  war  die  Zahl  der  Un- 
fälle mit  bösem  Ausgang  einer  auf  668.    In  den  Penrhyn-Schiefer- 
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Mchen  kam  einer  auf  1688  während  der  letzten  10  Jahre;  und 
zwischen  1883  und  1889  einer  auf  3000.  Es  ist  sehr  ungenau,  dafs 
zwischen  1876  und  1885  26  d.  h.  2^/5  per  Jahr  schwere  ünfÜUe  in  den 
Penrbyn-Brüchenvorgekommen  seien.  Während  der  letzten  10  Jahre  war 
die  Prozentziffer  der  schweren  Unfälle  aus  Fahrlässigkeit  84,  und  die 
restierenden  16  ^%  waren  unvermeidliche  Fälle.  Blofs  2  auf  16  schwere 
Unfälle,  in  der  letzten  Dekade,  waren  reines  Unglück. 

Steinbrucharbeit  ist  so  gesund  als  irgend  eine  andere  Aufserhaus- 
arbeit Während  der  letzten  10  Jahre  1881 — 90  war  die  durch- 
schnittliche Bevölkerung  you  LIanlledhid  und  Llandegin,  die  beinahe 
alle  Fenrhyn-Steinbrecher  umfafst,  11  000,  und  der  Durchschnitt  der 
Todesfälle  per  Jahr  222  d.  h.  20  Xo-  Während  der  letzten  10  Jahre 
(bis  31.  Dezember  1891)  war  das  Durchschnittsalter  beim  Tode 
59  Jahre  2  ^/^  Monate. 

(DigesU  Sektion  A.  Bd.  11.  Seite  14  und  15.) 

10.  Mr.  J.  Keir  Hardie  arbeitete  13  Jahre  als  Bergwerksarbeiter, 

beschäftigt   sich   seit    1890   als   Journalist.     War  bis   1889 

Präsident  der  Airshire-Bergwerksarbeiterunion,  die  seit  1886 

existiert  —  1000  Mitglieder  auf  8736    erwachsene  männliche 

Arbeiter  und   1367  junge  unter   16  Jahren,   die   im  ganzen 

Bezirk  arbeiten. 

Während  der  Trade's-Unionismus  erheblich  gewachsen  ist ,  hat  er 

in  Schottland,  abgesehen  von  Fife  and  Lothians,  abgenommen,  infolge 

der  Opposition  der  Unternehmer,  des  Mangels  an  esprit  de  corps  unter 

den  Leuten,  die  von  Ort  zu  Ort  ziehen,  und  des  Mangels  an  Einigkeit 

der  Leiter. 

Eine  gleitende  Lohnskala  wurde  adoptiert  1873,  sie  fiel  dahin 
wegen  eines  Streiks  gegen  eine  drohende  Lohnreduktiou  nach  zwölf- 
monatlicher Existenz.  Seit  die  Union  besteht,  haben  verschiedene 
Lohnreguliemngen  für  den  ganzen  Bezirk  stattgefunden.  Der  Ertnig 
wurde  beschränkt,  und  so  der  Preis  erhöht,  so  dafs  die  Unternehmer 
höhere  Löhne  zahlen  konnten.  Die  Unternehmer  haben  einen  Ver- 
band und  sind  in  Lohnfragen  solidarisch. 

1890  war  die  Produktion  in  Aireshire  total:  169  727  tons.  Seit 
1890  ist  dieselbe  gestiegen,  1887  war  sie  weit  unter  dieser  Zahl. 

Die  Union  hat  alles  gethan,  um  den  Achtstundentag  zu  erlangen, 
ohne  viel  Erfolg.  Es  giebt  eine  Grube,  die  seit  1873  8  Stunden  arbeitet 
(600  Mann),  von  „bank  zu  bank"  ^)  87,  bis  9\;  Stunden. 

')  Zeit  zwischen  Einfahren  und  Ausfahren. 
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Im  Hinblick  auf  die  Sicherheit  vergleicht  sich  der  Distrikt 
günstig  mit  anderen.  Letztes  Jahr  wurde  eine  Person  getötet  auf 
667  TJntergrondarbeiter  und  231915  tons. 

(Digests  Sektion  A.  £d.  11.  Seite  26  und  29.) 

2.   Arbeltszeit  und  andere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.   H.  W.  Lambton,    Sekretär  der  Durham-Kohlenwerks- 

maschinisten-Unterstützungs-Association,  Sekretär  des  Natio- 
nal-Kohlen  Werksmaschinisten -Bandes.      Die  erstere  umfafst 
1633  Mitglieder.   Es  giebt  blofs  1700  Kohlenwerksmaschinisten 
in  der  Grafschaft. 
Ein  Drittel  der  Leute  arbeitet  8  Stunden.    Keine  Lohnreduktion 
erfolgte    bei  Einführung  der  achtstündigen   Arbeitszeit.     Die  Leute 
wiesen  ein  Anerbieten  von  SVJ^^Jq   mehr  Lohn  zurück,    sie  wollten 
nicht  wieder  12  Stunden  arbeiten.     Seit  1889  sind  die  Arbeitsstunden 
von  einem  Viertel   der  Mitglieder   um    1   Stunde   reduziert   worden. 
Eine   Anzahl   Maschinen  laufen  24  Stunden  voll.    Man   verlangt    3 
Mann  statt  2  Mann  zu  ihrer  Bedienung. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  11.) 

2.  Mr.  RalphYoungy  Korrespondenzsekretär  der  Gegenseitigkeits- 

ünterstützuDgsgesellschaft   der  Bergwerksarbeiter   in   Nort- 

humberland.  In  der  Kohlenindustrie  vonNorthumberland  sind 

30  041  Mann  beschäftigt.    Die  Union  umfafst  16  858  Mitglieder 

und  1469  Halbmitglieder.     10315  sind  Nichtunionisten. 

Die   kurze  Arbeitszeit  der  Häuer  hängt  ab  von  dem   „double- 

shift" -System.    Dies  war  nicht   eine  Einrichtung    der  Unternehmer, 

sondern  die  Folge  einer  neuen  Arbeitsmethode.    Das  „wedge-system" 

erforderte  2  Mann,  die  zusammen  arbeiteten.     Das  ,,blasting-system^^ 

erfordert  nur  einen  Mann,  der  vor  Ort  zu  sein  hat. 

1871  oder  1872,  das  Jahr,  bevor  die  Minen-Acte  in  Kraft  trat, 
reduzierte  die  Union  die  tägliche  Arbeitszeit  der  „boys"  um  1  Stunde ; 
und  wiederum  dieses  Jahr  ist  eine  weitere  Reduktion  gemacht  worden. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  16.) 

Bei  Gelegenheit  eines  Schiedsspruchs  empfahl  Lord  Herschell 
den  Arbeitern  eine  Ausdehnung  der  Arbeitszeit,  was  sie  befolgten. 
Im  November  1878  dehnten  die  Unternehmer  die  Arbeitszeit  mehr 
aus,  und  die  Leute  waren  einverstanden.  Die  7  Stunden  bleiben ;  und 
es  ist  jetzt  keine  Neigung,  sie  auf  6*/,  zu  vermindern. 

(A.  a.  O.  Seite  17.) 
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3.  Mr.  Walker  Hood,  Verband  der  Angestellten  in  den  Kohlen- 
bergwerken für  ßhondda  Valley.  Generalleiter  der  01a- 
morgan-  and  Dinas-Gruben, 

Einige  Jahre  nach  der  Annahme  der  Minen- Acte  von  1872  wurde 
9  Stunden  per  Tag  gearbeitet  (gefordert).  Zur  Bequemlichkeit  der 
Arbeiter  wurde  gegenseitig  abgemacht,  dafs  am  Montag  und  Samstag  nur 
7  Standen  gearbeitet  werden  sollte,  an  den  übrigen  Tagen  10  Stunden. 
Dies  Abkommen  war  nicht  zum  Vorteil  der  Unternehmer.  Aber  eine 
Bückkebr  zum  alten  System  käme  in  Konflikt  mit  der  Freiheit  der 
Arbeiter,  die  jetzt  im  stände  sind,  an  den  kurzen  Arbeitstagen  einen 
Teil  ihrer  Zeit  religiösen  und  geselligen  Zwecken  zu  widmen,  ohne 
einen  Taglohn  einzubüfsen. 

Die  Unfälle,  die  begegnen,  sind  nicht  der  gegenwärtigen  langen 
Arbeitszeit  zuzuschreiben.  1891,  als  die  Leute  im  Durchschnitt  weniger 
lang  an  der  Arbeit  waren,  als  dies  seit  1873  der  Fall  war,  war  die 
Liste  der  Unfälle  gröfser  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Arbeiter,  als 
in  irgend  einem  Yorhergehenden  Jahre. 

Man  hat  gefunden,  dafs  die  meisten  Unfälle  ungefähr  in  der 
letzten  Stunde  des  Arbeitstages  passieren,  weil  alsdann  die  Leute 
lethargisch  und  erschöpft  sind  und  die  nötige  Vorsicht  nicht  mehr 
üben.  Die  Kapporte  der  Inspektoren  für  1890  zeigen,  dafs  in  ein- 
zelnen Bezirken,  z.  B.  in  Lancashire  und  Irland,  der  gröfste  Teil  der 
unterirdischen  Unfälle  in  der  3.  Stunde  begegnete,  während  in  anderen 
keine  besondere  Stunde  sich  als  besonders  unglücklich  kennzeichnen 
läfst.  Meine  eigene  33  jährige  Erfahrung  fuhrt  mich  zu  demselben 
Schlosse. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  U.  Seite  17  und  18.) 


ß)  Unternehmer. 

1.  Arbeitslolm ;   Standard  of  life  der  Arbeiter; 
Beziehungen  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer. 

1.  Mr.  J.  G.  Weeks,  Vertreter  des  Northumberland-Kohleneigen- 
tümerverbandes.  Derselbe  umfafst  21  Finnen  mit  50  Gruben 
und  23  638  Arbeitern.  Jährliche  Produktion  7,383  Mill.  tons. 
Die  im  Verband  nicht  inbegriffenen  Werke  fördern  ca.  2,058 
MilL  tons.  Totalproduktion  von  Northumberland  also  9,446 
MilL  tons. 
Was  die  Jahreslöhne  der  Häuer  angeht,   welche  die  Mehrzahl 
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der  von   1877  bis   1890    beschäftigten  Arbeiter    ausmachen ,    so  ist 
folgendes  zu  notieren: 

1877  54  £  1B82  61  £  1887  38  £ 

1878  53  „  1883  63  „  1888  53 

1879  55  ,,  1884  60  „  1889  66 

1880  56  „  1885  55  ,,  1890  80  ,. 

1881  58  ,,  1886  54  ^ 

Die  Arbeitslosen-Prozentziffer  ist  jetzt  viel  höher  als  vor  3  Jahren. 
Die  Verluste  der  Unternehmer  beim  17  wöchigen  Streik  1887  stiegen 
auf  55  000  £,  die  Verluste  der  Arbeiter  an  Löhnen  auf  260  000  £.  1877 
war  ein  „Streik".  Die  Arbeiter  wollten  sich  einem  Schiedsspruch 
unterwerfen.  Die  Unternehmer  nicht:  sie  waren  mit  einem  früheren 
Spruch  nicht  zufrieden  gewesen.  1887  wollten  die  Arbeiter  nichts 
wissen  von  einem  Schiedsspruch,  sie  mochten  ahnen,  dass  die  Offerte 
nicht  angenommen  worden  wäre. 

Der  einzige  Streit  von  Bedeutung  zwischen  1831  und  1890  war 
1887.  1886  waren  die  Unternehmer  mit  der  gleitenden  Lohnskala 
unzufrieden  und  wollten  sie  ändern  im  Sinne  einer  Lohnreduktion 
(15  ^/„).  Die  Leute  wollten  blofs  10  %  zugeben.  Die  Unterhand- 
lungen wurden  suspendiert  und  der  Krieg  erklärt.  Die  Arbeit  hörte 
auf  am  27.  Januar  und  begann  wieder  am  27.  Mai.  Eine  neue  abge- 
änderte sliding  Scale  trat  in  Funktion.  Die  Arbeiter  mufsten  sich 
eine  Lohnreduktion  von  12^2  7o  gefallen  lassen.  1  s  per  Woche 
wurde  den  Leuten  für  Miete  zugestanden,  die  nicht  in  den  Häusern 
der  Unternehmer  wohnten.  Ende  1887  wurde  die  Skala  aufgehoben 
und  seitdem  werden  die  Löhne  vereinbart,  immerhin  mit  Rücksicht 
auf  den  Kohlenpreis.  Das  Vereinigte  Komitee  der  Unternehmer-  und 
der  Arbeiterverbände  hat  alle  2  Monate  eine  Sitzung  unter  Vorsitz 
der  Q'rafschafts„coroner". 

(Digests  Sektion  A.  £d.  I.  Seite  19.) 

2.  Mr.  George  Caldwell,  Süd-Lancashire-  und  Cheshire- 
Kohleneigentümerverband,    Direktor  der   Moss  Hall  Kohlen- 
kompanie  und  zweier  anderer,   Vertreter  des  Zweiges  West- 
Lancashire.     1890:   38522  Arbeiter,   191  Mädchen  zwischen 
13  und  16  und  1446  über  16  Jahren.    1890:  22801178  tons. 
Die  Association  besteht  seit  1843. 
1881   fand  ein  grosser  Streik  statt,  der  2  Monate  dauerte  und 
sich  über  Lancashire  und  Yorkshire  ausdehnte.    Zwei  andere  weniger 
wichtige  Streiks  kamen  vor  1884,  wo  die  Löhne  um  10%  reduziert 
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wurden,  und  1890,  wo  eine  Konzession  yon  5  %  gemacht  werden 
muiste.  Die  Löhne  sind  beträchtlich  mehr  gestiegen  als  der  Ver- 
kaufspreis der  Kohle.  1881  war  der  Tagelohn  eines  Kohlengräbers 
im  West-Lancashire-Distrikt  im  Durchschnitt  5^,  Shilling.  Heute  ist 
derselbe  Lohn  nach  Abzug  aller  vermindernden  Beträge  7  s  2Vs  <!• 
Während  der  Periode  von  1889 — 91,  die  unmittelbar  auf  eine  Lohn- 
steigerung folgte,  ist  der  Prozentsatz  der  „Absentees"  bedeutend  ge- 
stiegen. Heute  ist  er  ca.  16,48  %.  Eine  ähnliche  Erscheinung  zeigte 
sich  1873. 

Die  Gesundheit  der  Bergwerksarbeiter  ist  sehr  gut.  Statistiken 
zeigen,  dafs  in  dieser  Hinsicht  ihre  Lage  einen  günstigen  Vergleich 
aosbält  mit  allen  anderen  (Arbeiter-)Kategorieen  —  ausgenommen  die 
Geistlichen. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  30.) 

3.  Mr.  L.  ftidsdale,   Mineningenieur  und  Kohleneigentümer,  yer- 

tritt  den  Ta  m  w  o  r  t  h  -Kohleneignerrerband.    2124  Mann  be- 
schädigt: 1516  unter  Tage  und  609  über  Tage.    Der  Distrikt 
enthält    10  Kohlengruben,   die   6  verschiedenen  Eigentümern 
gehören. 
Grute    Beziehungen    bestehen  zwischen    den   Unternehmern    und 
den  Arbeitern.     Der  Geschäftsführer    (Betriebschef)   und   der   Ver- 
trauensmann der  Arbeiter  können  i.  a.  eine  Streitfrage   arrangieren. 
Der  Streik  von  1879  war  die  Folge  einer  projektierten  Lohnskala,  die 
nie  in  Kraft  trat,   da  die  Arbeiter  über  die  fünzelheiten  nicht  einig 
werden  konnten. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  31/32.) 

4.  Mr.  G.W.  Macalpine,  Mitglied  des  Süd*Lancashire-  und 

Cheshire-Kohlenverbandes  und  alleiniger  Eigentümer  der 
Altham-Grube ,   bei  Accrington  im  !Nord-Lancashire-Distrikt 
Diese  Grube  ist  seit  20  Jahren  in  Betrieb.     630  Mann  und 
10000  tons  per  Jahr.    Totale  Arbeiterzahl  im  Nord-Lancashire- 
Gebiet  7000—9000. 
Ein  gemeinschaftliches  Komitee  ist  nie  errichtet  worden.   Die  Be- 
ziehungen der  Unternehmer  zu  den  Leitern  der  Arbeiterunion  sind  sehr 
freondUche,  und  in  Spezialfragen  giebt  es  selten  eine  Schwierigkeit,  zu 
einer  gütlichen  Einigung  zu  gelangen.    Wenn  1885  beim  Streik  eine 
Schiedskammer  existiert  hätte,   so  wären  vermutlich  die  Differenzen 
rascher  beigelegt  worden.    Der  Streik  betraf  nur  mein  Werk  und  dauerte 
32  Wochen.   Er  brach  aus  infolge  einer  angekündigten  10  %igen  Lohn- 
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reduktion,  ein  Schiedsgericht  sprach  sich  fiJr  eine  7  %ige  B^duktion 
aus,  was  die  Leute  acceptierten.  1890  war  ein  neuer  Streik  von  3 
bis  4  Tagen  in  ganz  Midlands,  Lancashire  und  Yorkshire.  Der  Wigan- 
Streik  1881  betraf  mein  Werk  nicht. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  31.) 

5.  M r.  A.  S 0 p w i  t h y  Mineningenieur,  Vizepräsident  des  Cannock- 

0  h  a  s  e  -  Kohleneignerverbandes.       2  7«    Millionen    Tons    auf 
3  Mill.  des  Cannock-Chase-Bezirks,  annähernd  8000  Arbeiter. 

Zweck  des  Verbandes  sind  die  Lohnregulierungen  etc.  durch  Kon- 
ferenzen der  Unternehmer  und  Arbeitervertreter.  Während  der  letzten 
8  Jahre  sind  die  Löhne  auf  diese  Weise  reguliert  worden.  Wenig 
Variationen  haben  stattgefunden,  mit  Ausnahme  einer  bedeutenden 
Steigerung  1888,  welche  die  ganze  Gegend  betraf.  Von  1874  bis  1883 
wurden  die  Löhne  vermittelst  einer  gleitenden  Lohnskala  reguliert,  — 
dieselbe  wurde  4  Male  modifiziert,  schliefslich  wurde  sie  von  den 
Arbeitern  gekündigt.  Die  Arbeiter  scheinen  mit  dem  Prinzip  unzu- 
frieden zu  sein.  Nichtsdestoweniger  war  die  Lohnskala  für  die  Gegend 
eine  Wohlthat,  und  ich  bin  für  eine  Wiedereinführung  derselben,  so- 
fern ein  annehmbares  Schema  aufgestellt  werden  kann.  Heute  sind 
die  Löhne  durchschnittlich  5  s  8  d  per  Tag,  früher  4  s  2  d. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  32.) 

6.  Mr.  W.  Fairley,    Mineningenieur   in    Rugely   in  Stafford- 

shire.  Minenagent  währcDd  der  letzten  13  Jahre  des  Mar- 
quis of  Anglesea,  ein  Mann  von  40jähriger  Erfahrung  im 
Minenfach  giebt  im  Auftrag  des  Nationalverbandes  der  Eohlen- 
werkführer  Auskunft. 

Great  Wyley  ist  ein  typisches  Beispiel  für  die  Koklenwerke  in 
Süd-Staffordshire.  Die  Tageslöhne  der  Häuer  in  der  Oberflächen- 
ader waren  im  Durchschnitt 

1886  4  8  3,5  d  21.  Okt.  1891  6  s  10,9  d 

1889  5  8  2,8  d  4.  Nov.  1891  6  s  11,8  d 

1890  6  s  2,2  d  13.  Nciv.  1891  7  s  3     d 
7.  Okt.  1891  6  8  6,8  d 

Keine  Änderung  in  der  Kate  per  Tonne  seit  1890.  Aber  aus 
einem  unbekannten  Grunde,  möglicherweise  infolge  günstigerer  Ver- 
hältnisse in  der  Ader,  war  der  Betrag  des  Verdienstes  während  des 
vergangenen  Jahres  in  succesivem  Steigen  begriffen. 
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1886  forderten  die  Gruben  Ton  Whitfield  Colliery,  Nord-Stafford- 
ahire,  an  durchschnittlich  5  Tagen  per  Woche.  Die  Oräber,  Ar- 
beiter, arbeiteten  6,51  Tage  per  Woche  und  yerdienten  4  8  5,04  d 
per  Tag.  Im  ersten  Halbjahr  1891  forderten  die  Gruben  an  5,82 
Tagen  und  die  Arbeiter  arbeiteten  blofs  4,48  Tage  per  Woche,  ver- 
dienten  aber  6  s  7,72  d  täglich.  Diese  Steigerung  des  Verdienstes 
seheint  zum  Teü  der  Grund  zu  sein  fUr  die  Vernachlässigung  der 
Arbeit,  die  Eigentümer  und  Betriebsleiter  als  eine  ihrer  gröfsten 
Schwierigkeiten  Yon  heute  betrachten. 

Der  WocheuTerdienst  ist  22  %  höher  als  1886,  der  Tagesyer- 
dienst  40  %. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  33.) 

7.  Mr.  J.  R  White  u.  Mr.  F.  C.  Corfield,  Süd-Leicester- 
shire- Kohleneigner.  White  ist  Präsident  und  Direktor  der 
Süd-Leicestershire-Kohlenkompanie,  Mitglied  des  ExekutiT- 
komitees  des  Derbyshire-,  Nottinghamshire-  und  Leicestershire- 
Kohleneignerrerbandes :  13000  Arbeiter,  4  Mill.  tons. 

Corfield  gehört  zum  gleichen  Verband,  bezieht  sich  speziell 
auf  Derbyshire  ohne^  Süd-Derbyshire  und  Nottinghamshire: 
63  396  Mann  und  boys,  1890  roh  16 'Z«  Mill.  tons. 

Ein  Terfehlter  Versuch  mit  der  Lohnskala  wurde  1875  gemacht. 
Sie  trat  in  Funktion  zur  Zeit  eines  hohen,  aber  nicht  steigenden, 
Lohnes.  Sobald,  infolge  der  sinkenden  Preise,  2  Reduktionen  nötig 
geworden,  waren  die  Leute  unzufrieden.  Die  Skala  wurde  mit  über- 
einstimmenden Beschlüssen  abgeschafft 

Die  Löhne  sind  seit  1888  um  40  %  gestiegen.  Die  Prozentzahl 
der  Absentees,  aus  allen  möglichen  Gründen,  ist  von  10  7o  ^^^  ^^  % 
gestiegen.  Die  Ziffer  hat  die  Tendenz,  mit  steigendem  Lohn  zu 
steigen.  1873,  als  die  Löhne  höher  waren  als  jetzt,  war  auch  die  Ziffer 
der  Absentees  höher.  Aber  die  ganze  Aufführung  der  Arbeiter  hat 
sich  seit  1873  gebessert.  Sie  sind  mehr  als  früher  unter  Aufsicht  ihrer 
Organisationen. 

Mr.  White  betrachtet  die  Bergwerksarbeiter  von  heute  als  be- 
deutend verschieden  von  denen  der  50  er  Jahre.  Heute  nimmt  der 
Arbeiter  Literesse  an  den  Gemeindeangelegenheiten,  er  füllt  seinen 
Platz  aus  auf  der  Werkstatt  und  hat  noch  Zeit  obendrein  für  Gegen* 
stände  der  technischen  Bildung. 

(Digesta  Sektion  A  Bd.  I.  Seite  34  und  35.) 
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8.  Mr.  F.  P.  Rhodes   u.   Mr.  A.  M.   Chambers,   Süd-York- 

8 hire- Kohleneignerverband:    25   Firmen,    87000  Personen. 

Mehr   als    die  Hälfte  in    Süd-Yorkshire,   wovon    '/j    in   den 

Werken  des  Verbandes. 

Der  gegenwärtige  Lohn   der  Kohlengräber   ist   durchschnittlich 

8  8  6  d  per  Tag.    Der  Standard   ist  40  \  höher  als    1879.    Löhne 

werden  nach  dieser  Standard-Rate  bezahlt,   mit  gewissen  zuzüglichen 

Prozentbeträgen,  die  mit  dem  Stand  des  Geschäfts  varriieren. 

Die  Thatsachen,  dass  die  Löhne  heute  höher  und  die  Arbeits- 
zeit kürzer,  sind  blofs  zu  einem  gewissen  Grade  in  kausaler  Wechsel- 
beziehung: 1.  Die  Depretiation  des  Geldwertes  stört  die  richtige  Be- 
wertung des  höheren  Lohnes,  2.  wir  alle  verdienen  heute  mehr  als 
vor  20  Jahren.  Die  Bergwerksarbeiter  sind  mit  die  gesundesten 
Arbeiter. 

(Digests  Sektion  A  Bd.  I.  Seite  36/37.) 

9.  Mr.  N.   F.  Robarts,  F,  G.  S.,  Betriebschef  der  Neuen  Wallisi- 

schen Schieferbruch-Kompanie,   L^-   Festinioy,    Merionet- 

shire,  Mitglied  des  Komitees  der  Mining-Section  der  Londoner 

Handelskammer.    1890   4351    Arbeiter   auf  4425  im  ganzen 

Bezirk,      ca.   50^/«    unter   Tage,    und   ca.   8000   in   offenen 

Brüchen  beschäftigt. 

Die  Löhne  schwanken  mit  den  Preisen,  nicht  von  Monat  zu  Monat, 

aber   von   Jahr   zu   Jahr.     1887   stiegen  sie  um  5^0»   ^^^^^^  ^^  ^^ 

einige  2ieit  keine  Änderung.    Eine  weitere  Steigerung  fand  statt  im 

Frühjahr  1890:  6%. 

Die  Steinbrecher  verdienten  per  Woche 

1850    14  s  1880    22  s 

1860    20  s  1890    24  s 

1870    30  8 

Der  Wochenlohn  der  ungelernten  Arbeiter  war  gleichzeitig 

1850    12  R  1880    20  s 

1860    18  8  1890    22  s 

1870    2766  d 

Diese  Schwankungen  kommen  von  den  Änderungen  im  Preise  des 
Produktes.  Zwischen  1870  und  1875  ging  das  Geschäft  sehr  flott. 
Da  waren  auch  die  Löhne  am  höchsten.  Nach  1875  fielen  sie,  jetzt 
bessert  sich  das  Geschäft  wieder  und  die  Löhne  zeigen  steigende 
Tendenz. 
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Die  letzten  10  bis  15  Jahre  war  das  Geschäft  sehr  schlecht. 
Erna  grofse  2iahl  kleinerer  Brüche  haben  die  Arbeit  eingestellt.  In 
meinem  Bezirk  sind  letztes  Jahr  YOn  13  6  geschlossen  worden.  Es 
ist  unmöglich  für  die  kleinen,  die  Konkurrenz  der  grofsen  auszuhalten. 

Ca.  90%  der  Unfälle  hängen  zusammen  mit  der  Fahrlässigkeit 
der  Leute ,  sei  es  in  Hinsicht  der  Bedienung  der  Maschinen ,  sei  es, 
daCs  sie  unterlassen,  die  Direktion  von  mangelhafter  Beschaffenheit 
des  Deckenfelsens  in  Kenntnis  zu  setzen.^)    Eine  ziemlich  bedeutende 

Anzahl  älterer  Leute  arbeiten  in  den  Brüchen.    Das  Durchschnitts- 

« 

alter  der  oberirdischen  Arbeiter  ist  niedriger  als  der  Untergrund- 
aibeiter,  weil  bei  den  ersteren  die  boys  eingeschlossen  sind.  Zu- 
Tsrlässige  Statistik  hierüber  fehlt 

Hit  Ausnahme  des  grofsen  Streiks  1885  zu  Diuorwic,  Canarvon- 
shire  sind  keine  bedeutenden  Streitigkeiten  zu  melden.  1890  war  in 
meinem  Bruche  ein  unbedeutender  Streik.  Der  erstere  brach  aus  im 
Frühjahr,  man  wollte  10  %  mehr  Lohn.  Nach  2  Tagen  einigte  man 
sich  auf  5  ^j^  mehr  Lohn.  —  Es  existiert  seit  Jahren  ein  Gewinn- 
beteiligungssystem ;  80  Mann  von  250  haben  Anteile  und  40  sind  im 
Begriffe,  es  zu  thun.  Dieses  System  hat  in  der  Steinbrecherei  viel 
mehr  Aussicht  auf  Erfolg  als  in  irgend  einem  andern  Gewerbe  in- 
folge der  grofsen  Bedeutung  der  Geschicklichkeit  und  des  Fleifses 
des  Arbeiters. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  II.  Seite  11  und  12.) 

10.  Hr.  W.  Jenkins,   30  Jahre  Mineningenieur,   31  Jahre  Ober- 
leiter der  Ozeankohlengrube,   Direktor  der  Ozeankompanie. 
Die  Werke  liegen  z.  T.  in  Khondda,  z.  T.  in  Ogmore, 
z.  T.  in  Gara  Valley,   in  Ynysybwl.     Produktion    in 
den  letzten  21  Jahren  22  Hill.  tons.     1891  ca.  1,8  Hill,  tons 
auf  182  Mill.  tons  im  ganzen  Bezirk. 
Bergwerksarbeit  ist  gesund,  wenn  schon  etwas  gefahrlich.    Eine 
bedeutende  Anzahl  you  zähen  Leuten  im  Alter   Ton  66 — 70  Jahren 
arbeiten  noch  in  den  Gruben.    Im  Istrad -y-fodwing -Bezirk,  wo  die 
Bevölkerung   fast  ausschliefslich   in   den  Bergwerken   arbeitet,   war 
während  der  letzten  10  Jahre  die  Sterblichkeit  18,64  %o-    ^^  Statistik 
zeigt,   dals  in  den  letzten  10  Jahren  auf  197000  tons  ein  Menschen- 
leben zum  Opfer  fiel. 

Im  Jahre  1886  war   der  Durchschnittslohn  der  Kohlenarbeiter 


*)  UnMle  mit  totlichem  Aasgang:  1,76— 2<^/o0  —  dagegen  in  Erzgruben  nur 
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auf  den  Ocean  CioUieries  48  10%  d  per  Tag.    1887  4  b  4%d.     1891 

7  8  3d. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  U.  Seite  21  und  22.) 

11.   Mr.  G.  Wilkinson,    Mineningeniear  im  Monmoathshire- 
und  G-1  am organshire- Distrikt,  besucht  mehrere  Gruben. 

Als  Segel  gilt,  dafs  die  Eohlengräber  sehr  gesund  sind.  Der  Durch- 
schnittslohn der  Häuer  war  1888  Ss  0,88  d,  1891  8  s  11,68  d.  26  ^/o 
steigen  über  den  Standard  der  Lohnskala.  Das  Geschäft  war  in  einer 
ungewöhnlichen  Blüte.    Durchschnittspreis  1888  8  s  4  d,   1891  13  s  7  d. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  11.  Seite  22.) 


2.   Arbeitszeit    und    andere    Arbeitsumstände;    Arbeits- 
leistung etc. 

1.  Mr.  J.  G.  Weeks,  Northumberland-Eohleneignerverband. 

Von  1869  bis  1871  arbeiteten  die  boys  12  bis  12Vt  Stunden. 
1871  wurde  die  Arbeitszeit  auf  11  Stunden  reduziert,  Ende  1872  auf 
10.  Seit  1880  war  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  für  boys  10  ^/^ 
Stunden.  Veranlassung  war  eine  Lohnerhöhung.  Die  Eohlengräber 
Yerlangten  nie  Yon  den  Unternehmern  eine  Herabsetzung  der  Stunden- 
zahl ;  denn  sie  wissen ,  dafs  es  unmöglich  wäre,  und  sie  wollen  nicht, 
dafs  die  Stunden  der  boys  vermindert  werden ,  da  dies  ja  ihre  eigene 
Arbeitszeit  Termehren  würde. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  19.) 

2.  Mr.  G.  W.  Macalpine,   Süd-Lancashire-  und   Oheshire- 

Kohleneigneryerband.     Altham-Werk. 

1887  arbeiteten  meine  Leute  im  Winter  (6  Monate)  6^«  Tage 
per  Woche;  im  Sommer  6^6  Tage.  1890  5Va  Tage  im  Winter  und 
6^8  ioi  Sommer.    Die  Leute  genielsen  ziemlich  viel  Mulse. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  Seite  30.) 

3.  Mr.   J.  Oonnel,   Fife-  und  Chackmannanshire-Kohlen- 

eignerverband.  Direktor  der  Lochgelly- Eisen-  und  Kohlen- 
kompanie, Ld.  22  MitgUeder.  40  verschiedene  Kohlenwerke. 
3,6  Mill.  tons  p.  a.  Umfafst  alle  Eigentümer,  ausgenommen 
2 — 3  mit  500 — 600  Mann  zusammen. 

Li  den  letzten  20  Jahren  arbeiteten  die  arbeiten  unter  Tage  von 
„bank  zu  bank"  87a  Stunden.    Vor  Ort  arbeiteten  sie  nur  7^2  Stunden. 
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Mit  Wideratreben  Yermindeiten  die  Eigentümer  die  Arbeitszeit  von  10  auf 
8Vs  Standen,  nur  um  Streiks  zu  rermeiden.  Sie  hofften,  die  Nachbarn 
Ton  Lancashire  und  Aireshire  würden  ebenso  handeln,  worin  sie  sich 
täuschten.  So  waren  sie,  um  konkurrenzfähig  zu  sein,  gezwungen, 
groise  Summen  für  neue  Maschinen  etc.  auszuwerfen,  um  dieselbe 
Produktion  zu  behaupten  wie  früher. 

Die  Beziehungen  des  Verbandes  zum  Bergarbeiterverband  sind 
offiziell  YÖllig  zufriedenstellende.  Die  Harmonie  wurde  nur  einmal  gestört. 
Vor  12  oder  13  Jahren  machte  der  Sekretär  der  Union  den  Leuten 
&Iscbe  Angaben  über  eine  Konferenz,  mit  der  Bemerkung,  die  Unter- 
nehmer hätten  mit  einem  bereits  unterzeichneten  Protokoll  manipuliert. 
Die  Leute  entließen  den  Sekretär  und  wählten  einen  andern. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  I.  S.  36/36.) 

b.  Urteile  der  Kommision. 

1.  Arbeitslohn;  Standard  of  life  der  Arbeiter. 

Eine  allgemeine  Lohnerhöhung  herrscht  seit  1885.  In  dem 
^Memorandum  on  Wages  in  the  Mining  Industries  issued  bj  the 
British  Iron  Trade  Association"  wird  konstatiert,  dafs  in  diesem  Jahre 
die  Löhne  der  Häuer  in  Northumberland  und  Durham  4  s  4  d  per  Tag 
betragen.  Während  der  letzten  5  Jahre  hat  eine  Steigerung  um  an- 
nähernd &0%  und  40  7o  stattgefunden. 

Seit  1887  ist  in  Fife,  Kinross,  Clackmannanshire  der  Lohn  um 
50**/o  gestiegen. 

In  North  Staffordshire  ist  er  heute  (per  Tag)  40  \  höher  als  1886. 

In  South  Yorkshire  sind  die  Löhne  um  40  %  gestiegen  seit  1879 
(1891).  In  den  Ocean  Colleries  war  der  Lohn  im  Durchschnitt  1886 
49  10»/^ d,  1887  48  4«/^d,  1891  7s  3d  per  Tag.  In  West  Lanca- 
shire war  der  Lohn  im  Durchschnitt  1881  6  s  6  d,  1891  7  s  2  Vi  d. 
In  Gannockchase,  Staffordshire  sind  die  Löhne  seit  1888  um  40  ^/^ 
gestiegen  (1891).  In  South  Staffordshire  und  East  Worcestershire  ist 
eine  Steigerung  um  40  ^/^  zu  notieren  (1890/91). 

Es  wurde  bemerkt,  dafs  die  Steigerung  des  Wochenlohnes  und 
des  Jahreslohnes  nicht  im  Verhältnis  zum  Steigen  des  Taglohnes  ge- 
wesen ist.  So  in  North  Staffordshire.  Obschon  die  Löhne  per  Tag 
um  40»/<,  höher  sind  als  1886  (1891),  so  sind  doch  die  Wochenlöhne 
nur  22  <>/^  höher. 

(Fünfter  nnd  Schlufs-IUpport.  Part  U.  1894.  Seite  39.  §§  36,  38  a.) 

Stutswisseiuchaftl.  Studien.    VI.  33  3 
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2.  Arbeitezeit;  Arbeitsleistung  ete.;  Arbeitsumstände. 

Von  1869  bis  1871  arbeiteten  die  boys  in  den  Kohlenbezirken 
18  bis  12  V2  Standen  per  Tag.  1871/72  wurde  die  Arbeitszeit  auf  11 
Stunden,  endlich  auf  10  (1872)  yermindert.  10  Stunden  mufsten  alle 
boys  arbeiten  bis  1878.  Im  Herbst  1879  wurden  ihre  Stunden  Ter- 
mehrt.  1879 — 1881  brachte  man  die  boys  durch  Lohnerhöhung  auf 
11  Stunden.  1890  wurden  die  Stunden  um  V»  Stunde  per  Tag  ver- 
mindert. 

Vergleichende  Tabelle  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  in    den 
britischen  Kohlenbergwerken  1860,  1860,  1870,  1880,  1890. 


.       _    . 

; 

—  — 

—    — 

— -- 

-— 

Ver- 

—    - — 

Bezirk 

,  1860 

1860 

1870 

1880 

1890 

minde- 
nmff 
1890 

Northumberland 

fiewer 

66 

64 

46V. 

46'/. 

44 

22 

Shifters 

48 

48 

47 

47 

47 

1 

He  wer  »  Häner. 

Boys 

72 

72 

60-66 

60—66 

1 

60    66 

6—12 

Shifter  ^Unter- 
gnmdarbeiter  für 

Dur  ham 

1 

yerschiedene  Ar- 

Deputy oversmen 

48 

48 

48 

48 

48 

— 

beiten. 

MechanicB 
Labourer 

66V. 
64 

66V. 
64 

66V. 
64 

64 
64 

53 

54 

13V. 

Depaty  OTers- 
men  =  Vonnän- 
ner  beim  Schaoht- 

Lancashire 

abteofen. 

Miner  (generally) 

72 

72 

60V. 

60V. 

67V. 

14V« 

Mechanics  » 

Undergroundmen 

64 

64 

64 

50 

50 

4 

Handwerker. 

Miners 

66 

66 

60 

45 

36 

20 

Labourer  =gew. 
Arbeiter. 

other  workmen 

64 

64 

60 

58 

56 

8 

Surfacemen    = 

flewers 

60 

60 

46 

45 

44 

6 

Leute ,  die  nicht 

Surfacemen 

61 

60 

67 

65 

66 

6 

Untergrund  -  Ar- 

Miners (generally) 

60—66 

60-66 

60-66 

64 

54 

6—12 

beiter  sind. 

Derbyshire 

Miners  (generally) 

66 

66 

64 

51V. 

51V. 

14V. 

Technologioal  Die- 

Staffordshire 

tionai7.Karmanc]i 

Miners  (generally) 

69 

64 

64 

48 

48 

11 

Wiesbaden  1891. 

Yorkshire 

Miners  (generally) 

60 

60 

64 

48 

42 

18 

11               >» 

60-66 

60 

60-64 

48 

42-48 

18 

South  Wales 

Miners  (generally) 

58-72 

58-72 

68—72  58-64 

54 

4-18 

Scot.land 

Miners  (generally) 

60 

60 

44 

44 

44 

16 

Durch  freiwillige  AnBtrengungen   sind  in  den  letzten  Jahren  in 
den  Bergwerken  die  Stunden  vermindert  worden.    So  in  Northumber- 
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knd  zwischen  1850  und  1890  für  die  Häuer  von  66  auf  44  per 
Woche;  die  der  boys  von  72  auf  66  und  60.  Die  kurze  Arbeitszeit 
der  Häuer  hängt  ab  vom  Doppelschichtsystem.  In  Aberdare  und 
Methyre  hatte  die  Mines  Rigulation  Act  eine  Reduktion  von  60  auf 
64  Standen  zur  Folge  (boys  unter  16  Jahren  nicht  mehr  als  54  Stunden 
per  Woche).  In  Derbyshire  ist  die  Arbeitszeit  der  „Miners  generally^ 
um  14Vsy  in  Staffordshire  um  11  Stunden,  in  Wigan  um  6 — 12  Stun- 
den Yerkürzt  worden ;  im  Bamsby-  und  Normanton-Bezirk  um  18  Stunden. 

(Fünfter  nnd  Schlufs-Rapport.  Part  IL  §  21  a.) 

Vergleichende  Tabelle   der  effektiven  Produktion  per  männlichen 

Arbeiter  und  Jahr. 
(Tons.) 


Bezirk 


1861-69 


1870-79 


1880-90 


Northmnberlandf  Durham 

Soath  Wales 

Yorkshire 

Scoiland 

North  &  East  Lancashire 


403 
367 
274 
299 
262 


312 
277 
266 
276 
274 


332 
290 
300 
307 
318 


Mit  Bezug  auf  die  angebliche  Ungesundheit  der  Bergwerksarbeit 
ist  zu  bemerken,  dafs  nach  Dr.  Ogle  die  Bergwerksarbeiter  eine  der 
gesundesten  Arbeitergruppen  sind.  Die  Sterblichkeit  der  Kohlenarbeiter 
ist  überraschend  klein,  trotz  der  Gefahren,  denen  sie  ausgesetzt  sind, 
und  der  Dunstatmosphäre  und  der  hohen  Temperatur,  worin  sie 
arbeiten. 

Für  die  Northumberland-Kohlenbergwerke  ist  die  Sterblichkeit  in- 
folge Ton  Unfällen  heute  per  Tausend  die  gleiche  wie  vor  20  Jahren. 
Für  die  7  Jahre  1873 — 1880  war  die  Sterblichkeit  durchschnittlich 
V978  und  für  die  letzten  3  Jahre  ^974.  Das  Haftpflichtgesetz  hat  gute 
Besoltate  erzielt.  Der  Verlust  an  Menschenlehen  durch  Unfälle  hat 
abgenommen. 

Im  Midland-Bezirk  war  die  Sterblichkeit  zwischen  1884  und 
1889:  1,43  %o.  1890  kam  in  Grofsbritanien  und  Irland  auf  je 
528  Arbeiter  und  auf  je  167  763  tons  effektiver  Produktion  ein  Unfall 
mit  tötlichem  Ausgang. 

In  Schottland    allein  kam   Ein  Menschenleben  auf  je  638  Mann 

und  194228  tons. 

(Fünfler  und  Schlufs-Rapport.  Part  II.  §§  25,  27,  40,  42.) 

3* 

3* 
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Tabelle  der  Sterblichkeit  (Tod  aus  allen  möglichen  Ursachen)  der 
Kohlenarbeiter  in  den  yerschiedenen  Bezirken  im  Vergleich  sor  Sterb- 
lichkeit der  männlichen  Beyölkenmg  überhaupt. 

Die  Sterblichkeit  der  Geistlichen^  als  die  kleinste,  =  1  gesetzt. 


Vergleichende  Sterb- 

Vergleichende Sterb- 

Kohlendistrikt 

lichkeit  aller  Arbeiter 

lichkeit  aller  Manner 

aus  allen  möglichen 

ans  allen  möglichen 

Gründen 

Gründen 

DurhAm  &  Northmnberland 

1^70 

1,723 

Lancashire 

1,671 

2,246 

West  Riding 

1,388 

1,854 

Derbyshire  &  Nottinghamshire 

1.320 

1,622 

Suffordshire 

1,671 

1,811 

South  Wales  &  Monmouthshire 

1,944 

1,809 

England  &  Wales  (Mittel-) 

1,603 

1,799 

Tabelle,  welche  yeranschaulicht,   ob  und  inwiefern  die  Unglücksfälle 
(in  Bezug  auf  ihre  Frequenz)  mit  der  langen  Arbeitszeit  zusammen- 
hängen (die  letzten  10  Jahre). 

Kohlenbergwerke. 
1.  Unglückliche  Explosionen  während  der  letzten  10  Jahre. 

Stunde,  in  der  sie  passierten. 


I.  II.    iii.    IV.    V.    VI.    vn.    vm.    ix.    x. 

48     22        29        26       24        17         11  16         10        1         1 

Total  in  der    I.  Stunde:  125 
„  nach  der  IV.        „  80. 

2.  Zahl  der  Todesfälle  nach  x  Stunden  bei  der  Arbeit. 

Stunde,  in  der  sie  passierten. 

L    IL    III.  rv.  V.  VI.  vn.  vin.  ix.  x.  xi.  xv. 

136  317   278  481  333  69   182    60   95   2   —    3 

Total  in  der  I.  Stunde:  1202 
nach  der  IV.   ^    744. 


w 


n 


Tabelle  über  die  Sterblichkeit  in  der  Northumberland-  und 

D  u  r  h  a  m  -  Unterstützungskasse  (%o)' 


Zwischen  1862  und  1867 
1867  und  1872 
1872  und  1877 


» 


M 


3,83 
2,98 
1,96 
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zwischen  1877  und  1882:  2,64 

,,    1882  und  1886:  2,00 

,,    1886  und  1890:  1,60. 


Besum^ 

der  Orappe  Bergrwerke  und  Steinbrüche. 

Wenn  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  die  Hauptkonstituanten  del: 
Lage  der  Arbeit  sind,  so  ist  hier  füglich  zu  sagen,  dafs  dieselbe  min- 
destens während  der  letzten.  25  Jahre  sich  bedeutend  verbessert  hat. 

Der  Arbeitslohn  hat  in  den  letzten  20—25  Jahren  zum  Teil 
ziemlich  stark  geschwankt,  zeigt  aber  steigende  Tendenz  bis  1890. 
Ein  Jahreslohn  von  ca.  80  £  (2000  Frs.)  ist  gewifs  nicht  als  schlecht 
zu  bezeichnen. 

Dafs  die  Arbeitszeit  in  allen  Koblenbezirken  seit  1850/60  bis 
heute  (1891)  für  alle  Arbeiterkategorieen  vermindert  worden  ist,  von 
72  wöchentlichen  Stunden  auf  67  ^Z.,  (im  Maximo)  und  von  ca.  64  auf 
50  (im  Mittelfalle),  bedeutet  einen  Fortschritt. 

Die  Produktionsergiebigkeit  steigt  oder  fallt  nicht  trotz  kürzerer 
Arbeitszeit  seit  1860. 

Die  Zahl  der  Unfälle  nimmt  verhältnismäfsig  ab,  infolge  des  wohl* 

thätigen  Einflusses  der  Inspektion  und  der  Haftpflicht.    Das  Gewerbe 

••  •• 

gilt  als  sehr  gesund.  Über  das  Vorhandensein  besonderer  Ubelstände 
ist  nichts  bekannt  geworden.  Die  Arbeiterzeugen  hätten  darüber  nicht 
geschwiegen. 

Über  die  Arbeitslosigkeit  wird  nichts,  auch  nichts  Beunruhigendes, 
mitgeteilt. 

Mehrfach  wird  betont,  dafs  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern 
und  Unternehmern  „kordiale**  sind,  über  die  Haltung  der  Arbeiter 
wird  wenig  geklagt. 

Im  letzten  ViertelJHhrhundert  hat  sich  der  Standard  of  life  der 
Arbeiter  ersichtlich  gehoben.  Das  danken  die  Arbeiter  zumeist  nicht 
den  Wohlthaten  der  Unternehmer,  sondern  ihrer  eigenen  strafi'en 
Organisation.  Die  Streiks,  in  denen  die  Arbeiter  und  Unternehmer 
ungeheure  Summen  verloren,  waren  nicht  immer  glücklich. 

Im  allgemeinen  war  die  Greschäftslage  bis  1890,91  nicht  schlecht. 
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2.  Eisenindiistrie,  MaschiiieiifSibrlkeii,  Stahlwarenindnstrie^ 

Schiffsbaa  etc.  (Sektion  A.  n.  Teil). 

a)  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  etc. 

1.   Arbeitelohn;    Arbeitsbedingungen;   Beziehungen 
zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer. 

1.  Mrs.  W.  Snow,  T.  Carlton,  C.  Vickers,  P.Walls.  National- 
verband  der  Stichofenleute;  Snow,  Generalsekretär;  Walls, 
Präsident;  Carlton  und  Vickers,  Agenten  für  Cleyeland, 
Schottland  und  Cumberland.  Carlton,  Vickers,  Walls  sind 
Praktiker.  Hauptquartier  Middlesborough.  Ca.  8000 
Mitglieder. 

Die  schottischen  Unternehmer  haben  sich  unbedingt  geweigert, 
den  Verband  anzuerkennen.  In  den  übrigen  Bezirken  sind  dagegen 
die  Beziehungen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  vollständig 
befriedigend.  In  Cleveland  machen  die  Unternehmer  keinen  Unter- 
schied zwischen  Unionisten  und  Nichtimionisten ;  eher  ziehen  sie  die 
ersteren  vor. 

Die  erste  gleitende  Lohnskala  in  Cleveland  wurde  festgestellt 
1879.  Sie  band  für  2  Jahre.  Die  späteren  Skalen  wurden  für  kürzere 
Zeit  festgestellt.  Die  gegenwärtige  hat  eine  Gültigkeitsdauer  von 
V,  Jahr  —  (bis  September  1892). 

Die  Länge  der  Arbeitszeit  (10' ^  Std.)  ist  nachteilig  für  Gesund- 
heit und  Charakter  der  Arbeiter.  Sie  altern  vorzeitig,  leiden  an 
Luugenentzündimg,  weil  sie  bald  der  Hitze,  bald  der  Kälte  ausgesetzt 
sind.  In  Nord-Lancashire  und  seit  Oktober  1890  in  Cumberland 
arbeiten  die  Leute  in  3  Achtstundenschichten  und  verdienen  gleichviel 
als  ihre  Kollegen  in  anderen  Bezirken  mit  längerer  Arbeitszeit.  Der 
Achtstundentag  wurde  vom  ständigen  Ausschufs  ohne  Streik  erlangt. 
Diese  Reduktion  der  Arbeitszeit  steigerte  die  Produktionskosten  um 
3  d  per  ton.  Die  Unternehmer  beklagen  sich ,  dafs  sie  mehr  Leute 
austeilen  und  teilweise  höhere  Löhne  zahlen  müssen  als  früher.  — 
50%  mehr  Leute  sind  jetzt  Mitglieder  der  Temperenzgesellschaft  als 
vor  2  Jahren.  Dies  hängt  mit  ihrer  körperlichen  Ermüdung  zusammen. 
Statistiken  der  friendly  societies  beweisen,  dafs  20— 25^0  weniger 
Krankengelder  für  1891  ausgegeben  wurden  als  fiir  eines  der  5  früheren 
Jahre. 
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Blols  3  Arbeitseinstellimgen  sind  yorgekommen,   seit  die  Union 

besteht  (1886).    Die  letztere  in  Schottland  (23  Wochen,   12  600  £ 

Kosten  für  die  Arbeiter)   zehrte  die  Gelder  der  Union  auf  und  war 

erfolglos. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  n.  Seite  37/38.) 

2.  Mr.  J.  Whiteburn,    Generalsekretär    der  verschmolzenen  Ge- 
sellschaft der  Maschinisten,   Heizer  und  Kesselleute.    Macht 
Angaben,  die  von  der  Union  gebilligt  worden  sind.    Die  Ge- 
sellschaft, mit  Hauptquartier  in  Middlesbrough,  besteht 
seit  30.  November  1889.     120  000  Personen  könnten  beitreten 
aus  England,   Schottland,  Wales.     20000  Mann  arbeiten  in 
Eisen-  und  Stahlwerken,  blofs   12000  sind  organisiert,   blofs 
4000  gehören  zur  Union  des  Zeugen  auf  70000—80  000  im 
Bezirk  derselben. 
Obschon  der  Hauptzweck  der  Union  die  Verhinderung  der  Streiks 
var,  so  war  doch  ihr  nächster  Effekt  deren  Beförderung.    Die  Zahl 
der  Streitigkeiten  betrug  durchschnittlich  2  per  Woche,  von  denen  einige 
ein  paar  Stunden  dauerten.    80  %  davon  für  Lohnerhöhung  und  20  % 
gegen  geplante  Lohnreduktion.     Kein   Streik  für  Verminderung  der 
Arbeitszeit  —  das  wäre  unnütz.    Der  erste  gröfste  Streik  fand  statt 
zu  Darlington:    für   Lohnerhöhung   und   offizielle  Anerkennung   der 
Union.    Man  wollte  die  Leute  vermittelst  eines  10  ^/^  höheren  Lohn- 
angebots zum  Verlassen  der  Union  verleiten.    Die  Leute  blieben  aber 
standhaft  und  streikten  vom  29.  November  1890  bis  28.  August  1891. 
Dann  mufsten  sie  kapitulieren,  weil  das  Geschäft  schlecht  ging  und 
die  kleinen  Bestellungen  mit  „blacklegs^^  ^)  bewältigt  werden  konnten. 

(DigeBts  Sektion  A.  (II)  Bd.  U.  S.  41/42.) 

3.  Mr.  W.  Aueott,  Vereinigte  Eisen-  und  Stahlarbeiter  von  Grofs- 

britanien,    Präsident  seit  der  Gründung,  vor    5   Jahren. 

9600  Mitglieder,    vielleicht   ^^  der  Leute  in  dieser  Branche. 

Es  besteben  einzelne  Sektionen. 

Die  Union  lebt  auf  gutem  Fu&e  mit  den  Unternehmern.  —  Seit 

Begründung  der  Union  galt  als  Kegel,  keinen  Streik  zu  beginnen  ohne 

Torherige  Thätigkeit  des  Einigungsamtes.    Die  Regel  stammt  von  der 

früheren  National  Lron  Workers  Association  und  ist  im  ganzen  22  Jahre 

in  Kraft.    Kein  allgemeiner  Streik  und  nur  wenige  lokale  Streiks  sind 

während  dieser  2^it  vorgekommen.     In  ziemlich  allen  Bezirken  der 

*)  Streikbrecher  (Scbwarzbeine). 
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ABSOciation  werden  die  Löhne  der  Mitglieder  durch  gleitende  Lohn- 
skalen reguliert.  Die  erste  in  Midland  wurde  errichtet  1872;  früher 
bestand  eine  in  Nord  -  England.  Die  Leute  sind  damit  zufrieden. 
Wenige  Streitigkeiten  sind  während  der  ganzen  Zeit  aufgetaucht. 

(Digest«  Sektion  A.  (11)  Bd.  ü.  S.  43.) 

4.  Mr.  E.  Trow,  Arbeitersekretär  des  Einigungsamtes  der  Eisen- 
und  Stahlindustrie  von  Nord-England;  Generalsekretär  der 
Vereinigten  Eisen-  und  Stahlarbeiter  von  ßrofsbritanien. 

Die  Organisation  besteht  seit  1877;  in  heutiger  Form  seit  1887. 
Rechtmäfsige  Nachfolgerin  einer  früheren  Gesellschaft,  die  von  1862 
bis  1881  bestand.  Mitgliederzahl  im  vorigen  Jahre  von  9500  auf 
10000  gestiegen. 

Zu  einer  gewissen  Zeit  fand  man  es  angemessen,  die  vorhandenen 
Löhne  als  Normallöhne  zu  betrachten.  Während  der  letzten  10  Jahre 
ist  dieser  Normalsatz  um  ca.  10  %  erhöht  worden. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  46.) 

6.  Mr.  W.  Ancott,  Arbeitersecretär  der  Midland-Eisen-  und 
Stahlindustrie-Lohnbehörde. 
Gegenwärtig  sind  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern gut.  Früher  bestand  ein  grofser  Gegensatz  zwischen  beiden« 
Bevor  die  Arbeiterunion  gegründet  war,  1863,  hatten  kaum  einige 
Unternehmer  überhaupt  Beziehungen  zu  ihren  Leuten.  Und  eben  in 
diesem  Falle  ward  die  Harmonie  der  Beziehungen  oft  gestört  durch 
unvernünftiges  Vorgehen  ihrer  Nachbarn,  wodurch  der  Frieden  des 
ganzen  Bezirks  gefährdet  wurde. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  U.  S.  48.) 

6.   Mr.  Evan  Jones,  Sekretär  des  Süd-Wal  es- Eisen-  und  Stahl- 
arbeiter-  und  Maschinistenverbandes,  und  ständiger  Sekretär 
des   Lohnamtes   des  Bezirks.    Union   besteht   seit  2  Jahren. 
(10000  Mann  beschäftigt.) 
Die  Löhne   sind   reguliert   durch    eine  Lohnskala   vor  2  Jahren, 
datiert  vom  18.  Sept.  1890.    Sie  beruht  auf  dem  Nettoverkaufspreise 
der  Stahlschienen  etc.,  die  durch  fachmännische  Rechner  alle  Viertel- 
jahre verifiziert  werden.    Die  Leute  sind  jetzt  mit  der  Basis  der  Skala 
unzufrieden,  billigen  aber  das  Prinzip  fortdauernd.  —  Vor  der  Annahme 
der  Skala  fand  blofs  ein  bedeutender  Streik  im  Jahre  1873  statt. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  H.  S.  48/49.) 
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7.  Mr.  J.  Cronin,  für  die  letzten  4  Jahre  Generalsekretär  des  Ver- 
bandes der  Millmen  (Fabrikarbeiter)  von  Schottland;  stän- 
diger Sekretär  des  Einigangsamtes,  das  vor  2  Jahren  im  Zu- 
sammenhang mit  4  Firmen   von  West -Schottland   errichtet 
worden  war.    2000  Mitglieder. 
Die  Gesellschaft  der  Millmen  wurde  gegründet  1887.    Die  Millmen 
befassen   sich   mit  dem  letzten  Stadium   der  Bearbeitung  der  Stahl- 
prodnkte,  mit  der  Verwandlung  des  gegossenen  Metallstückes  in  eine 
fertige  Schiene  etc. 

Es  ist  Tbatsache,  dafs  Reduktionen  bis  auf  26  ®/o  stattgefunden 
haben,  seit  die  Union  existiert,  —  auf  der  andern  Seite  steigen 
die  Erhöhungen  der  Löhne  bis  auf  36  7o9  ^  ^^^  netto  10  %  S^* 
Wonnen  sind. 

30  Mann,  beschäftigt  auf  den  nichtunionistischen  Werken  von 
Oiyde  £ridge,  wollten  in  die  Union  eintreten,  1890,  sie  wurden  sofort 
entlassen.    Darum  Streik  (19  Wochen)  ohne  Erfolg. 

Vor  ca.  372  Jähren  gelang  es  der  Union  das  Akkordsystem  in 
West-Schottland  zu  verdrängen.  Der  Erfolg  war  eine  Lohnsteigerung 
um  30  bis  40  ®/^,  und  eine  Steigerung  der  Produktion  um  26  %.  Die 
Akkordmeister  zahlten  miserable  Löhne  und  steckten  jede  Woche 
40—60  .;^  in  die  Tasche.  Im  August  1890  brach  ein  Streik  aus,  der 
ganz  West-Schottland  betraf.  Die  Unternehmer  wollten  die  Löhne 
um  3%  reduzieren,  und  die  Extrayergütung  für  Walzen  von  Stahl- 
schiffsplatten. Das  erstere  war  durch  die  Geschäftslage  nicht  gerecht- 
fertigt, und  letzteres  gegen  die  Tradition  der  letzten  10  oder  11  Jahre. 
Verbesserte  Maschinen  hätten  sicher  den  Verdienst  der  Leute  unter 
den  alten  Bedingungen  gesteigert.  Der  Streik  dauerte  '/^  Monat,  da 
wandten  sich  die  Unternehmer  an  den  Sheriff  Spens  von  Glasgow  um 
einen  Schiedsspruch.  Die  Leute  nahmen  seinen  Entscheid  loyaler- 
weise an,  obschon  er  gegen  sie  ausgefallen  war. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  U.  S.  49/50.) 

8.  Mr.  T.  Homer,  Mr.  J.  Smith,  Nationalverbindung  der  Ketten- 
macher-Association. 

In  den  meisten  Bezirken  sind  die  Gewerkvereine  von  den  Unter- 
nehmern anerkannt ;  man  kann  mit  den  letzteren  aber  nicht  leicht  ver- 
kehren, weil  sie  nicht  so  gut  als  die  Arbeiter  organisiert  sind.  Homer 
ist  zufrieden  mit  den  Beziehungen  der  Arbeiter  und  Unternehmer. 
Smith  ist  anderer  Meinung. 

Streiks  müssen  fortdauernd  herhalten,  um  die  Löhne  zu  behaupten. 
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Ein  bedeutender  brach  aus  1886  und  1887.  2000  bis  3000  Mann  ver- 
langten eine  Lohnerhöhung  und  das  Aufhören  einer  Art  von  Truck- 
system. Die  Unternehmer  y erkauften  den  Leuten  ^the  breeze^  zum 
iVa  fachen  Marktpreis.  Mit  Ausnahme  der  Ankerkettenmacher  konnten 
die  Leute  damals  nicht  mehr  als  7,  8,  9,  10  s  per  Woche  verdienen, 
und  die  Weiber  nicht  mehr  als  3  s  6  d,  4  s  und  6  s.  Ankerketten- 
macher erhielten  60  s  bis  60  s  per  Woche,  mufsten  aber  2  Gehilfen 
bezahlen,  so  dafs  sie  netto  nicht  mehr  als  30  s  oder  35  s  verdienten. 
Sie  streikten  nicht.  Ihre  Löhne  sind  seither  gestiegen  auf  ca.  10  s 
per  Tag,  1  s  9  d  per  cwt  statt  früher  1  s.  Streik  dauerte  15  Wochen, 
ein  Teil  der  Leute  blieb  ohne  Arbeit  1'/,  Jahr  lang.  Die  Leute 
siegten  schliefslich,  sie  hatten  100  7o  Lohnerhöhung  erlangt  und  das 
war  nicht  viel  in  Anbetracht  ihrer  früheren  schlechten  Bezahlung. 

1889  willigten  die  Unternehmer  in  die  Herstellung  einer  ein- 
heitlichen Normallohnliste  ein ;  aber  sie  haben  seither  immer  versucht, 
die  Löhne  zu  reduzieren,  in  einzelnen  Fällen  auch  die  Regel  zu  imi- 
gehen,  indem  sie  mit  den  Arbeitern  in  den  Hauswerkstätten 
akkordierten. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  54.) 

9.  Mr.  W.  Price,  gewesener  Sekretär  der  Decknägelmacher- Associa- 
tion,  die   seit   1890   nicht  mehr  besteht  —  und  3  Jahre  be- 
standen hatte. 
Das  Fehlen   einer  Organisation  heute  ist  nicht  der  Feindschaft 
der    Unternehmer    zuzuschreiben,    sondern    vielmehr    dem    Mangel 
an  Gemeinsinn  bei  den  Arbeitern.     Früher  waren  600  oder  700  Per- 
sonen, darunter  mindestens  200  oder  300  Weiber,    im  Halesowen-Be- 
zirke,  und  70—80  in  Sedgby  beschäftigt    Die  Zahl  ist  um  ca.  100 
zurückgegangen. 

Die  „Höker"  sind  der  Fluch  des  Gewerbes  („foggers"  =  middle- 
men,  eine  Art  „Sweating^System  —  kleine  Unternehmer,  die  nicht 
auf  dem  offenen  Markte,  sondern  an  gröfsere  Fabrikanten  verkaufen; 
die,  um  zu  existieren,  die  Leute  ausbeuten).  Diese  Foggers  sind  vor 
ca.  20  Jahren  aufgekommen.  Sie  müssen  die  Löhne  drücken.  Die 
Nagelmacher  waren  vor  20  Jahren  nicht  besser  daran  als  heute,  in 
Bezug  auf  die  Löhne ;  damals  war  aber  das  Geschäft  nicht  so  flott  und 
Decknägel  waren  nicht  so  verlangt. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  II  S.  56.) 
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10.  Mr.-RJuggius  vertritt  die  Nufs-  und  Bolzenindastrie  —  und 

den  Mi  dl  and -Grafschaftsbund,  dessen  Gründer  er  ist. 
Während  der  letzten  2  Jahre  existierte  ein  Einigungsamt  oder  ein 
standiger  Ausschufs  mit  Vertretern  der  Arbeiter  und  Unternehmer,  um 
über  Liohnfragen  zu  beraten.  Hierdurch  wurde  der  Ausbruch  von  Streiks 
▼erhindert,  die  sonst  im  letzten  Jahre  vorgekommen  wären  infolge  des 
schlechten  Geschäftsgangs.  Kein  Streit  ist  ausgebrochen,  seit  der  Aus- 
schufs besteht.  Von  1872  bis  1877  fungierte  Zeuge  als  Schiedsmann, 
er  behandelte  ca.  200,  meist  Lohnfragen.  Beim  Ausbruch  des  Streiks 
von  1877  hat  Mr.  Chamberlain,  der  herbeigerufen  war,  um  den  Streit 
beizulegen,  die  Schiedsspruchsklausel  gestrichen.  Die  Urteile  des 
Zeugen  waren  so  für  die  Folgezeit  ihrer  Autorität  entkleidet,  trotzdem 
wurde  er  oft  zur  Beilegung  von  Streitfragen  berufen.  Die  Notwendig- 
keit des  Schiedsspruches  hat  abgenommen  seit  Ebrichtung  des  Normal- 
lohnes :  32  s  auf  64  Stunden  per  Woche. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  67.) 

11.  Mrs.  E.  Day,  J.  Martin,  Sekretäre  der  Nationalen  vereinigten 

Schlofs-  und  Schlüsselschmiedegesellschaft  und  der  Willenhall- 
Filiale.  Hauptquartier:  Wolverhampton.  1800  Mit- 
glieder. 1000  in  Willenhall. 
Blofs  1  Streik  fand  statt  in  den  letzten  2  Jahren.  Es  handelte 
sich  um  10  ^/o  Lohnerhöhung.  Die  Wolverhampton-Unternehmer  und 
einige  in  Willenhall  gingen  ohne  Widerstand  darauf  ein.  16  oder 
17  Fabrikanten  in  Wolverhampton  weigerten  sich  und  600 — 700  Mann 
standen  aus  für  7  oder  8  Wochen  —  und  gewannen.  —  Gute  Be- 
ziehungen zwischen  Untemehmem  und  Arbeitern  bestanden  in  letzter 
Zeit.  —  Der  heutige  Lohnsatz  ist  60%  geringer  als  1872.  Daraals 
erhielten  die  Arbeiter  4s  +  20%  für  2  Hebesclüösser ,  jetzt  be- 
kommen sie  blofs  2s-|-  10^/o>  ^'  ^'  weniger,  obgleich  die  Arbeits- 
bedingungen ungefähr  dieselben  sind.  Seit  1877  haben  sich  viele  Leute 
mit  Geld  in  dieser  Industrie  beteiligt,  ohne  davon  viel  zu  verstehen, 
sie  haben  Bestellungen  zu  Preisen  übernommen,  die  sie  nicht  ausführen 
können.  Die  Versuche  dieser  Leute,  die  Löhne  zu  drücken,  gaben  sehr 
häufig  Anlafs  zu  Streit.  Seit  1889  sind  diese  Übel  im  Abnehmen, 
dank  der  Union. 

12.  Mr.  J.  Powel,  Sekretär  der  Bromsgrove-Kooperativgesell- 

schaft  für  geschmiedete  Nägel.  Ist  wohl  vertraut  mit  der 
Nagelfabrikation  —  da  er  20  Jahre  dabei  beschäftigt  war 
als  Handwerker. 
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Ca.  1600  Personen  sind  in  der  Nägelfabrikation  beschäftigt  zu 
Bromsgrove,  Hauptsitz  der  Industrie.  20  sind  von  der  Gesellschaft 
beschäftigt. 

Alle  Ausstände,  die  bisher  vorgekommen  sind,   waren  Teranlafst 
durch   die   „foggers^^     Ohne  Streik  ist  nie  eine  Besserung  erlangt 
worden,  und  wenn   etwas  erlangt  war,  so  liefsen  sich  die  einzelnen 
Arbeiter  überreden,  besondere  Verträge  einzugehen,  indem  sie    die 
durch  den  Kampf  gewonnenen  Vorteile  preisgaben.    Der  Streik  von 
1887,   dessen  Resultat  die  Gründung  der  Kooperativgesellschaft  war, 
brach  aus  wegen  einer  Lohnaufbesserung   von  10%.    Derselbe  hatte 
Erfolg  —  ausgenommen  bei  Einer  Firma.     Die  Leute   wollten  aber 
nicht   die   ganze  Industrie  feiern    lassen   wegen   dieser    Firma.     Sie 
nahmen  die  Arbeit  wieder  auf,  und  zahlten  den  Arbeitern  der    be- 
treffenden Firma  die  Differenz.     Die  Gelder  der  Streiker  waren  er- 
schöpft;  und   sobald   dies  der  Fall  war,  reduzierten  die  Unternehmer 
um  3772%.     Ein   anderer  Streik   brach   aus  am   9.  Nov.  1891  und 
dauerte  bis   1.  März    1892.     3000  £  waren  gezeichnet   von   anderen 
Uiiions  und  vom  weiteren  Publikum.     Er  betraf  die  ganze  Industrie 
und  hatte  den  Erfolg  einer  zwischen   20%  und  50"/o  schwankenden 
Lohnerhöhung.      Jetzt   willigten    die    Unternehmer    auch    ein,    eine 
Schiedskammer  einzurichten,  was  sie  früher  nicht  gewollt  hatten.  Gleich 
nach   dem  Streik  sahen  die  Leute  ein,  dafs   sie  nur  durch  eine  Pro- 
duktiv-Gesellschaft  hoffen  konnten,  die  Sweaters  zu  schlagen.   Die  Ge- 
sellschaft begann  ihre   Geschäfte    1889.    Trotz  der  Armut  und  Un- 
wissenheit der  Leute  und  der  Feindschaft  der  Foggers  hatte  sie  Er- 
folg.   Ende    1889  hatte  sie  179  Mitglieder.     (Wochenbeitrag  3  d  — 
Eintrittsgeld  1  s.)    Die  Gesellschaft  kann  nur  20  Personen  beschäf- 
tigen  (12   Männer,   8  Weiber  und  Kinder).     Der  Gewinn  von  21  jB 
19  s  8  d  von  1890   bei  einem  Geschäft  im  Belaufe  von  428  £  ward 
dem  Reservefonds   überwiesen,    der  jetzt  32  £  beträgt.  —  Vor  dem 
Streik  war  der  Wochenlohn  (60  Stunden)  10—12  s  und  in  einzelnen 
Fällen  nur  8  s.    Heute  zahlt  die  Kooperativgesellschaft  (Standardlohn) 
1  £  und  mehr  per  Mann  und  Weib. 

Früher  bestand  eine  Union  1875,  sie  brach  zusammen  infolge  Er- 
schöpfung ihrer  Gelder  (14000  £)  in  einem  20wöchigen  Streik  gegen 
eine  Lohnreduktion  anno  1876. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  59/60.) 
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13.  Mr.  B.  HoImshaW;  Mitglied  des  Exekutivkomitees  des  Sheff- 

r  e  e  d  -  Handelsrates ,  Finanzverwalter  des  Scherenschleifer- 
yerbandes,  vertritt  die  Arbeiter  der  Schleiferei  von  Scheereu^ 
Schafscheren,  Basiermessero,  Gabeln.  Federmessern,  Tafel- 
messem.  Feilen  und  scharfen  Werkzeugen.  4000  Mann  be- 
schäftigty  davon  %  Mitglieder  der  Union. 

Die  sanitären  Einrichtungen  sind  sehr  vernachlässigt. 

Eine  Kooperativgesellschaft  zur  Fabrikation  von  Taschenmessern, 
Nickelwaren,  Scheren  etc.  ward  gegründet  1873.  Die  Unions  liehen 
den  Mitgliedern  das  Geld  zu  den  Akten.  1  s  Einzahlung  macht 
einen  zum  Teilhaber,  dann  aber  müssen  die  Gewinne  aufgehäuft 
werden.  Das  Aktienkapital  beträgt  ca.  200  ^  auf  ca.  70  Aktionäre, 
1873  lieh  die  Scherenschleiferunion  der  Gesellschaft  100  <;^  ohne  Zinsen 
auf  lange  Sicht. 

Die  Kooperativproduktion  ist  die  Rettung  für  die  arbeitenden 
Klassen.  Es  ist  der  einzige  Weg,  den  Lohnarbeiter  in  einen  Gewinn- 
beteiligten zu  verwandeln. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  63  64.) 

14.  Mr.  A.  Fretwell,  Sekretär  der  Federmesserschmiedegesellschaft, 

Mitglied  des  Sheffield-Handelsrates,  vertritt  die  Feder- 
messer- und  Tischmesserschmiede. 

Für  lange  Zeit  war  die  Federmesserfabrikation  in  Sheffield  das 
schlechtest  bezahlte  Gewerbe  der  Stadt.  1889  machten  die  Leute  eine 
Anstrengung,  bessere  Löhne  zu  bekommen  und  gründeten  zu  dem 
Bnde  eine  Gewerkschaft.  Im  Februar  1890  verlangten  sie  eine  Auf- 
besserung von  10  ^,().  321  Mann  und  21  boys  bei  10  Firmen  streikten 
(312  jff  2d  Kosten)  3 — 5  Wochen  und  schliefslich  siegten  sie.  — 
Darauf  wollten  6  Firmen  die  Löhne  herabsetzen.  Die  Folge 
war,  dals  394  Mann  ausstanden  (2034  j^  3  s  7  d  Kosten)  im  Februar 
1891.  Dieser  Ausstand  dauerte  21  Wochen.  Der  Streit  wurde  durch 
Vermittelung  der  verbündeten  Gewerbekammer  beigelegt.  Die  meisten 
Unternehmer  anerkannten  die  Union. 

Ein  Teil  der  Arbeiter  kennt  die  ganze  Fabrikation,  aber  in  den 
letzten  20  Jahren  hat  die  Spezialisation  (Teilung  der  Arbeit)  zuge- 
nommen und  ist  heute  ganz  vorwiegend. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  ßd.  IL  S.  6465.) 

15.  Mr.  W.   C.   Steadman,    Mitglied   des    L  o  n  do  n  -  Grafschafts- 

rates, für  die  letzten  13  Jahre  Sekretär  der  Barkenbauergesell- 
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scliaft;    er 'arbeitet   in   dem  Grewerbe  und  braucht  nicht  die 
ganze  Zeit  seinen  Sekretärgeschäften  zu  widmen. 

Die  Gesellschaft  wurde  gegründet  1872.  Die  Mitgliedschaft 
umfafst  die  Barkenbauer  auf  der  Themse  —  420  auf  ca.  800,  die 
überhaupt  in  dem  Gewerbe  thätig  sind.  1890  (3.  Februar)  Terschmolz 
sich  die  Gesellschaft  mit  einer  älteren  Organisation. 

1866  brachte  ein  Streik  von  6  Wochen  eine  Lohnerhöhung  Ton 
6  s  auf  6  s  6  d  per  Tag  (68  V2  Stunden).  Schon  2  Jahre  nachher 
benutzten  die  Unternehmer  die  Schwäche  der  Organisation,  um  den 
alten  Lohnsatz  herzustellen.  1874  wurden  die  6  d  wieder  eingebracht 
—  ohne  Streik.  Das  Geschäft  ging  flott,  und  die  Unternehmer  suchten 
Leute.  Die  Arbeiter  mufsten  aber  am  Samstag  bis  4  Uhr  arbeiten. 
So  kam  es,  dafs  diejenigen,  die  bis  4  Uhr  thätig  waren,  etwas  mehr  ver- 
dienten als  die,  welche  nur  bis  1  Uhr  arbeiteten.  1878  war  eine  Bewegung 
im  Gange,  um  die  Unternehmer  zu  zwingen,  den  Samstag  voll  zu 
bezahlen  mit  6  s  6  d.  Sie  wollten  das  nicht,  aber  offerierten  8  7«  als 
uniformen  Satz  per  Stunde.  Da  die  Geschäfte  schlecht  gingen  und 
im  folgenden  Winter  die  Union  schwach  war,  so  konnten  die  Unter- 
nehmer durchsetzen,  dafs  die  Leute  für  die  39  s  per  Woche  58  Va 
Stunden  arbeiten  mufsten,  d.  h.  11  7s  Stunden  an  5  Tagen  und  10 
Stimden  am  Samstag  (von  6—4). 

Am  22.  März  1890  verlangte  die  amalgamierte  Union  1)  9  d  per 
Stunde,  2)  64  Stunden  |>er  Woche  etc.,  3)  1  s  per  Stunde  Überzelt 
etc.  Man  wollte  die  Uberzeit  abschaffen.  Die  Leute  bewilligten 
107«  d  per  Stunde  Uberzeit  und  nach  18  Wochen  Ausstand  gaben  die 
Unternehmer  nach.  Kosten  für  die  Union  2361  ^  16  s  11  d  -|- 
3697  je  für  Löhne. 

Ln  Okt.  1891  fand  ein  Streik  statt  auf  2  Werkplätzen,  weil  ver- 
schiedene gewöhnliche  Arbeiter  teilweise  Arbeit  der  gelernten  Barken- 
bauer verrichteten.  Das  hatte  die  Ausschliefsung  der  unionistischen 
Arbeiter  zur  Folge.     Kein  Streik  seither. 

Unionslöhne  sind  bezahlt  und  Unionisten  sind  beschäftigt  bei  86 
von  im  ganzen  97  Unternehmern  am  Londonflufs. 

(Digests  Sektion  A  (II)  Bd.  IH.  S.  18/19.) 

16.  Mr.  0.  Wade.     Tyne  side  und  National-Arbeiterunion.     Bezirk 

South  Shlelds  bis  Blyth.     Sekretär  und  Bezirksdelegierter. 

Die  Union  wurde   errichtet  im  Februar  1889.     24000  zahlende 

Mitglieder  auf  40000  Mitglieder.     Hauptquartier:  New  castle-on-Tyne. 

Diese  Leute  arbeiten    in  Docks  und  Seemagazinen,   in    chemischen, 
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E^D-,  Stahl-  und  Cementwerken.  Sie  werden  in  die  Trade's-Union 
nicht  aufgenommen.  Obschon  sich  die  Union  alle  Mühe  gegeben,  die 
Löhne  zu  steigern,  so  waren  ihre  Gegner  nicht  sowohl  die  Unter- 
nehmer, als  yielmehr  die  Organisationen  der  gelernten  Arbeiter,  mit 
denen  die  Mitglieder  in  Berührung  kommen. 

Die  Arbeiter  beklagen  sich,  weil  sie  3  Herren  dienen  müssen. 
Sie  sind  zwar  vom  Unternehmer  angestellt,  aber  können  von  den 
Plattierem  kurzer  Hand  entlassen  werden,  die  im  eigenen  Interesse 
ihrer  so  wenig  als  möglich  brauchen,  und  die,  welche  sie  brauchen,  Zeit 
yerlieren  lassen.  Im  Dez.  1891  entstand  Streit,  weil  2  Plattierer  nur 
eine  gewisse  Zahl  Arbeiter  beschäftigen  wollten,  diese  fanden  die 
Arbeit  zu  hart,  und  standen  aus.  Diese  2  Mann  wurden  zwar  unter- 
stützt, indem  alle  die  Arbeit  niederlegten.  Dies  kostete  der  Union  96  j£. 
Die  Arbeiter  werden  nicht  von  der  Firma  direkt,  sondern  durch  die 
Plattierer  bezahlt. 

50  %  der  Mitglieder  thun  dieselbe  Arbeit  wie  die  Plattierer.  Es 
herrscht  Eifersucht  deswegen  zwischen  den  beiden  Gruppen.  Die 
Plattierer  wollen  die  gewöhnlichen  Arbeiter  nicht  anerkennen. 

Ein  grofser  Streit  fand  statt  1892  in  Tyne  und  Wear  gegen 
eine  Reduktion  des  Wochenlohns  um  1  s.  Nach  12  Tagen  (400  £ 
Kosten)  gingen  die  Tyne-Leute  wieder  an  die  Arbeit.  Die  Sunder- 
land-Lente  waren  vom  Exekutivkomitee,  welches  den  Streik  über- 
haupt nicht  billigte,  zurückbeordert. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  HI.  S.  20.) 

17.  Mr.  R.  K night,  Sekretär  der  Kesselmacher-  und  Eisen-  und 
Stahlschiffsbauer-Gesellschaft. 
Die  Gesellschaft  wurde  gegründet  im  August  1834.  Hauptquartier: 
New  castle-on-Tjrne.  Heute  37  000  Mitglieder.  190000  £  Reservefonds. 
Letztes  Jahr  vermehrte  sich  das  Kapitalkonto  um  34000  £.  Circa 
57  000  £  kommen  per  Jahr  zur  Verteilung  als  Arbeitslosenunterstützung. 
Jährliche  totale  Unterstützung  ca.  100000  £.  Der  Teil  des  Ein- 
kommens, der  fiir  Streiks  ausgegeben  wurde,  erreichte  während  der 
letzten  11  Jahre  wenig  mehr  als  3^/4  \  per  Jahr.  —  Seit  mehreren 
Jahren  hat  keine  Streitigkeit  mit  den  Unternehmern  stattgefunden. 
Vor  20  Jahren  war  mehr  Reibung,  da  die  Union  schwächer  war. 
Nimmt  man  die  letzten  21  Jahre,  so  ist  der  Durchschnitt  der  jähr- 
lichen Ausgabe  für  Streitigkeiten  nicht  mehr  als  5%.  Nach 
meiner  Erfahrung  können  99  %^  aller  Streitigkeiten  gütlich  erledigt 
werden,  wenn  beide  Parteien   wollen.   —    Ein   Streik   fand   statt  im 
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Sommer  1891  am  Clyde  —  gegen  die  Wünsche  des  Komitees.  Des  schlech* 
ten  Geschäfts  wegen  wollten  die  Unternehmer  die  Löhne  reduzieren« 
Das  Komitee  wollte  5  %  acceptieren.  Damit  waren  die  Unternehmer 
einverstanden.  Die  Leute  aber  wollten  sich  nicht  fügen  und  standen 
aus,  5 — 6  Wochen.  Schliefslich,  da  sie  von  der  Union  nicht  unter- 
stützt wurden,  nahmen  sie  die  Reduktion  an  und  die  Arbeit  wieder  auf. 

In  den  meisten  Fällen  anerkennen  die  Unternehmer  die  Union; 
einige  aber  wollen  keine  Gewerkvereinler  beschäftigen. 

Im  Wearbezirk  sind  die  Gehilfen  der  Plattierer  direkt  von  den 
Unternehmern  bezahlt  worden  während  der  letzten  10  oder  15  Jahre. 

Kein  Gewerbe  ist  in  Grofsbritanien  solchen  Schwankungen  unter- 
worfen als  der  Schiffsbau.  Während  der  letzten  3  Jahre  betrug  die 
Uberschufsproduktion  über  die  Bedürfoisse  des  Marktes  300000  bis 
400  000  tons.  So  mufs  es  kommen  in  einer  2eit  der  Depression. 
Tausende  der  Arbeiter  sind  auf  die  Unterstützung  der  Union  ange- 
wiesen. 1883  war  die  Produktion  1,26  Millionen  tons.  Der  Durch- 
schnitt der  6  folgenden  Jahre  blofs  649  200  ts.  Mehr  als  die  fiULlfte 
der  Mitglieder  der  Union  war  arbeitslos  die  ganze  Zeit  —  was  100  000  £ 
p.  a.  kostete.  Sogar  in  Zeiten  blühenden  Geschäfts  waren  durch- 
schnittlich 3—6%  der  Mitglieder  ohne  Arbeit.  Die  Leute  wollen 
eine  ruhige  Entwickelung  des  Gewerbes,  welche  den  Ernährern  von 
Familien  konstante  Beschäftigung  garantiert. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  III.  S.  21/23.) 

18.  Mr.  R.  Rothwell,  Bezirksagent  der  Kesselmacher-,  Eisen-  und 

Stahlschiffsbauergesellschaft  für  Stocton-on-Tees,  Hartle- 

poole,  Middlesborough,  Whiteby,  Darliogton  und  South-Bank. 

—  20  Jahre  Arbeiter,  14  Jahre  Aufseher,  widmet  jetzt  seine 

ganze  Zeit  der  Union. 

Zwei   grofse  Streiks   sind   vorgekommen,   von   denen    keiner  die 

Sanktion  des  Executivkomitees  hatte.  Der  erste  begann  am  15.  Januar 

1890  und  dauerte  bis  5.  Februar.  Die  SchifiFsbausektion  verlangte  7  \  % 

Aufbesserung  am  Stücklohn  und  2  s  per  Woche   am  Zeitlohn.     Die 

Unternehmer   ofiFerierten   6  %  und  1  s.     2000  Mann  streikten.     Nach 

drei  Wochen  gaben  die  Unternehmer  7  '/^  %  ^^^  1  s  6  d.     Der  zweite 

Ausstand  begann   am   2.  Juni  und   endete    am   16.  Juni  1890.     Die 

Arbeiter   verlangten  12  Va  %   Aufbesserung  des  Stücklohnes  und  1  s 

6  d  per  Woche  mehr  Zeitlohn. 

Seit  1880  betragen  die  totalen  Aufbesserungen  des  Stücklohnes 
36  7o   und   seit    1879    die    totalen  Herabsetzungen    53  «^/^    —   Netto- 
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Terhst  18%.  Am  Zeitlohn  betrug  die  ganze  Besserung  während  der 
gleichen  Zeit :  6  s  6  d  und  die  totale  Herabsetzung :  2  s  per  Woche  . . . 
Gewinn:  4  s  6  d. 

(Digests  Sektion  A.  (11)  Bd.  m.  S.  23.) 

19.  Mr.  J.  O'Neill,   Bezirksagent  der  Kesselbauer  und  Eisen-  und 

Stahlschiffsbauergesellschaft  fürSunderland und  den  W e a r. 

In  Sunderland  sind  14  Werften  und  5  grofse  Maschinenhütten, 
die  respektive  10000  und  5000  Mann  beschäftigen,  davon  sind  2500 
Mitglieder  der  Union. 

Gute  Beziehungen  existieren  zwischen  Unternehmern  und  Ar- 
beitern. Lohnstrdtigkeiten  werden  gewöhnlich  durch  gemeinsame  Be- 
sprechungen erledigt.  Während  der  letzten  15  Jahre  hat  der  Zeuge  nie 
gesehen,  daCs  ein  Vertreter  der  Union  von  einem  Unternehmer  ent- 
lassen worden  wäre.  Es  giebt  in  Sunderland  Komitees,  wo  die  Unter- 
nehmer Beschwerden  über  Mitglieder  vorbringen  können. 

VoD  1884  bis  1886  war  ein^  Zeit  der  Reduktionen,  da  die  Preise 
fielen.  Für  die  Bandhakenschmiede  fielen  die  Löhne  30  %  ^r  Stück- 
sätze und  4  s  per  Woche  für  Zeitsät/.e,  für  die  Kalfaterer  und  Nieter 
27  %  %  (Stück)  und  4  s  (Zeit),  fiir  die  Plattierer  32  V,  %  und  4  s. 
Die  Zeitsätze  für  die  Helfer  im  Freien  wurden  um  3  s  und  die  der 
Helfer  unter  Dach  um  4  s  6d  herabgesetzt.  1888  begann  eine  Periode  der 
Besserung.  Seither  haben  die  B^indhakenschmiede,  Plattierer,  Spann- 
dreher eine  Lohnzunahme  um  20  %  ^^  Stück-  und  4  s  6  d  für  Zeit- 
arbeit erfahren  und  die  Helfer  haben  die  gleichen  Löhne  wie  vor  der 
Herabsetzung.    Im  Freien  30  s  und  drinnen  33  s  per  Woche. 

Eine  4 — 5  wöchige  Arbeitseinstellung  fand  statt  1886,  die  Leute 
liefsen  sich  drei  aufeinander  folgende  Reduktionen  gefallen,  aber  gegen 
die  vierte  {T^l^^lo)  ergriffen  sie  den  Streik.  Schliefslich  mufsten  sie 
sich  fügen.  Für  die  letzten  15  Jahre  sind  1025  j^  von  der  Union  als 
Streikgelder  bezahlt  worden.  Zwischen  Dezember  1881  und  Dezember 
1891  ist  die  so  ausgegebene  Summe  557  ^  16  s  6  d,  d.  h.  ca.  6  d  per 
Mann  und  per  Jahr. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  UI.  S.  24.) 

20.  Mr.  J.  Conley,   Distriktsagent  der  Kesselmacher-,  Eisen-   und 

Stahlschiffshauergesellsciiaft  für  Schottland.    Lebt  in  Glas- 
gow und  widmet  seine  ganze  Zeit  den  Geschäften  der  Union. 
Die  Union  zählt  7771    Mitglieder.     Erst  in   den   letzten   Jahren 
Bind  die  schottischen  Arbeiter  gut  organisiert  worden.    Nur  2  %  der 

Staatswiaienschaftl.  Stadien.    VI.  ^^  4 
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Arbeiter  dieser  Industrie,  die  in  kleineren  Geschäften  arbeiten,    sind 
noch  nicht  inkorporiert. 

Die  Clyde-Bezirks-Unternehmer-Association  besteht  seit  1888.  Ihre 
Beziehungen  zur  Arbeiterunion  sind  sehr  befriedigend  gewesen.  Mit 
Ausnahme  einer  Lohnstreitigkeit  1889  und  einer  kleinen  Störung  im 
letzten  Jahre,  kam  kein  Streit  Yor.  Der  Zeuge  weifs  nichts  von  einer 
schwarzen  Liste. 

Unfälle  passieren  nicht  oft  beim  Plattenheben  etc.;  sie  haben 
bedeutend  abgenommen  in  den  letzten  Jahren.  In  vielen  Fällen  sind 
sie  auf  schlechtes  Material  zurückzuführen.  Qrofse  Firmen  haben 
Spezialinspektoren. 

(Digests  SeUion  A.  (II)  Bd.  III.  S.  26.) 

21.  Mr.  F.  F 0 X y  Distriktsagent  der  Kesselmacher-,  Eisen-  und  Stahl- 

Schiffsbauergesellschaft  für  Cardiff. 
Leider  ist  der  Siidwales-Distrikt  nicht  so  gut  organisiert  als  der 
übrige  Teil  von  Wales,  daher  die  grobe  Zahl  von  Streitigkeiten.  Vor 
einigen  Jahren  gingen  die  Arbeiter  eines  der  Hauptwerke,  die  nicht 
unionistisch  sind,  zur  Union  über,  en  masse,  der  Unternehmer  zögerte  nicht, 
mit  Entlassung  zu  drohen,  falls  sie  die  Mitgliedschaft  nicht  aufgäben. 
Die  sanitären  Einrichtungen  sind  schlecht. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  IH.  S.  25/26.) 

22.  Mr.  A.  Wilkie,  Mr.  J.  Heslop,  Mr.  A.  Law.  Schiffszimmerer- 

verband.    Wilkie,  Generalsekretär. 

Li  manchen  Häfen  des  Vereinigten  Königreichs  wurden  lokale 
Gesellschaften  schon  anfangs  des  Jahrhunderts  gegründet.  1850 
näherten  sie  sich  einander.  Konferenzen  wurden  abgehalten,  und  1883 
wurden  sie  allmählich  in  eine  grofse  zentrale  Gesellschaft  verschmolzen. 
Ganz  im  Frieden  verdoppelte  die  Gesellschaft  durch  Absorption  der 
Lokalvereine  ihre  Mitgliederzahl;  in  den  letzten  zwei  Jahren:  12  000 
Mitglieder.  Noch  bleiben  ca.  4 — 5000  in  den  Lokalvereinen  und 
andere,  aber  wenige,  gehören  noch  zu  gar  keiner  Organisation. 

Der  Ausdruck   „Shipwright"    beschränkte   sich  ursprünglich  auf  . 
Holzarbeiter,  aber  er  wird  ausgedehnt  auf  solche,  die  die  gleiche  Ar- 
beit in  Eisen  haben. 

Früher,  als  ihre  Org^isation  noch  rein  lokal  war,  hatten  die 
Leute  bedeutende  Streitigkeiten  mit  den  Unternehmern  und  lange 
Ausstände,  besonders  im  Clyde-Bezirk.  1877  streikten  die  Glasgow- 
Schiffszimmerer,  weil  der  Unternehmer  in  einer  Lohnfrage  sich  nicht  dem 
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Sehiedsspracb  unterwerfen  wollte  (6 — 7  Monate);  die  Leute  ge- 
wannen. 

Seit  ihrer  Gründung,  vor  10  Jahren,  hat  die  Union  als  Streik- 
gelder bloCs  1710jf  lOs  Od  ausgegeben  —  auf  ein  Einkommen  yon 
51 865  .:^  14  s  7  d,  während  die  alte  Lokalgesellschaft  für  die  Streitig- 
keiten zwischen  1866  und  1877  für  den  Qlasgow-Bezirk  9391  jf  16  s 
10  d  ausgab. 

In  einzelnen  Fällen  macht  die  Differenz  zwischen  heute  und  der 
Periode  ron  1885 — 86,  als  das  Geschäft  damiederlag,  4  oder  5  s  per 
Woche  aus.   Der  Strom  der  Prosperität  beginnt  aber  bereits  zu  ebben. 

Die  Zwistigkeit  zwischen  den  Zimmerleuten  und  den  Schiffs- 
Zimmerern  datiert  von  1865.  Der  erste  Streit  wurde  damals  beigelegt 
durch  eine  Abgrenzung  ihrer  Arl)eitsgebiete  auf  einer  Konferenz. 
Diese  Demarkation  fiel  praktisch  dahin,  und  das  fährte  zu  so  ernsten 
Schwierigkeiten  1890,  dafs  Mr.  Burt  kommen  und  sprechen  mufste. 
Die  Zimmerleute  waren  mit  seiner  Sentenz  unzufrieden.  Da  die 
Unternehmer  sie  zwingen  wollten,  legten  sie  die  Arbeit  nieder  (18 
Wochen)  etc. 

(Heslop:)  Allgemein  gesprochen,  sind  die  Beziehungen  zwischen 
Arbeitern  und  Unternehmern  sehr  kordial.  Keine  Lohnstreitigkeit 
kam  in  dem  Bezirk  seit  1879  vor,  Lohnerhöhungen  und  -reduktionen 
wurden  immer  gütlich  ausgemacht  in  Konferenzen  zwischen  der  Union 
und  dem  UntemehmerbezirksTerband,  mit  dem  man  besser  verhandeln 
kann  als  mit  den  einzelnen. 

(Law:)  1877  konnten  die  Glasgow  -  Schiffszimmerer  die  Unter- 
Behmer  nicht  dazu  überreden,  mit  ihnen  zusammenzutreten  und  zu 
beraten  über  ein  Gesuch  um  eine  Lohnerhöhung  von  1  d  per  Std. 
Die  Leute  mufsten  streiken  (4.  April).  Im  Mai  sperrten  die  Unter- 
nehmer  von  Glasgow  bis  Gremock  die  Arbeiter  aus  —  bis  September. 
Dann  willigte  der  Untemehmerrerband  ein,  die  Sache  einem  Schieds- 
richter zu  unterbreiten.  Der  Spruch  verlangte  keine  Erhöhung,  und 
die  Leute  nahmen  die  Arbeit  wieder  auf.  Der  Kampf  kostete  den 
Schiffszimmerem  59000  £  an  Löhnen  und  10000  £  direkte  Ausgaben. 

1^46  war  die  Zahl  der  Arbeiter  bei  Rüssel  &  Cie.,  wo  Zeuge 
arbeitete,  60—70,  heute  1500.  Um  Streiks  zu  vermeiden  und  den 
Unternehmern  Sespekt  einzuflöfsen,  sollten  die  Arbeiter  ihre  Organisa- 
tion vervollkommnen. 

Seit  Zeuge  in  der  Lehre  war,  1846,  sind  die  Löhne  von  21  s  auf 
368  per  Woche  gestiegen  (+  71  ^o). 

(Digest«  Sektion  A.  (II)  Bd.  DI.  S.  27/29.) 
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23.    Mr.   F.  Chandler^   Mr.  W.  Patersen.    Vereinigte  Gtesell- 
schaft  der  Zimmerleute  und  Schreiner. 

Ohandler,    Mitglied    des  Exekutivkomitees   des  Bundes 
der  Maschinenbauer-  und  SchiflFsbauerge  werk  vereine,  General- 
sekretär der  Vereinigten  Gesellschaft  der  Zimmerleute  und 
Schreiner. 
Die  Union  existiert  ununterbrochen  seit  1860,   hat  heute  36000 
Mitglieder^  7000  in  dem  Schiffsbauzweige  beschäftigt. 

Diese  Vereinigung  besteht  erst  2  Jahre  und  funktioniert  noch 
nicht  perfekt.  Die  Streitigkeiten  über  die  Abgrenzung  der  Arbeits- 
gebiete häjQgen  mit  dem  Übergang  vom  Holzschiff  zum  Eisen-  und 
Stahlschiff  zusammen. 

In  Hüll  streikten  1889  die  Schiffszimmerer  infolge  eines  Zwistes 
mit  den  Schreinern  betreffend  die  Demarkation.  In  Sunderland  waren 
die  Differenzen  zwischen  den  rivalisierenden  Gewerben  bis  Februar  1891 
sehr  häufig.  Dann  wurde  auf  Betreiben  der  Unternehmer  ein 
Komitee  von  6  Schreinern  bestellt,  welches  eine  gedruckte  Liste  aller 
Arbeitsgattungen  aufstellte,  die  sie  für  sich  in  Anspruch  nahmen. 
Diese  Liste  wurde  als  bindend  verteilt  in  allen  Werften  am  Wear. 
Seither  sind  keine  Störungen  mehr  vorgekommen. 

Streiks  gegen  die  Unternehmer  für  Lohnsteigerungen  kamen  vor : 
in  Belfast  1889.  Die  Schreiner  verlangten  statt  7  d  7^«  d  per  Stunde. 
Die  Sache  kostete  der  Union  800  £  und  dauerte  Oktober  und 
November.  Endlich  boten  die  Unternehmer  \  d,  über  den  andern 
^4  d  sollte  ein  Schiedsspruch  entscheiden.  Die  Leute  machten  unter 
diesen  Umständen  Frieden.  Der  andere  ^\^  d  sollte  laut  Schiedsspruch 
kommen,  sobald  am  Olyde  dieselbe  Steigerung  stattfände.  1890  brach 
ein  Streik  aus  für  eine  Erhöhung  von  6  s  6  d  auf  7  s  per  Tag  in  den 
Ost-London- Werften.  Dieser  dauerte  vom  März  bis  Juli.  Während 
und  nach  dem  Streik  haben  alle  Firmen,  eine  um  die  andere,  die  7  s 
bewilligt.  Trotz  der  Schiedskammer  brach  ein  Streik  in  HuU  im  Mai 
1890  aus  für  eine  Steigerung  um  3  s  per  Woche.  Die  Unternehmer 
hatten  1  s  6  d  offeriert,  was  die  Leute  im  Juli  annehmen  mufsten. 

(Patersen:)  Vor  1880  führte  jede  Werft  ihre  Geschäfte  selb- 
ständig, daher  viele  Streitigkeiten,  da  die  Belegung  derselben  viele 
Schwierigkeit  machte.  In  dem  genannten  Jahre  gründeten  die  Arbeiter  eine 
Bezirksorganisation,  welche  die  Regulierung  der  Beziehungen  zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  in  die  Hand  nahm.  Die  erste  Frage,  die 
hier  zur  Entscheidung  kam,  war  eine  Lohn&age.  Im  November  1880 
wurde  eine  Lohnaufbesserung  erlangt  von  1  s  6  d  für  den  bestbezahlten 
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Arbeiter,  d.  h.  Ton  31  8  auf  32  s  6  d  per  Wocbe.  Im  April  1881  trat 
eine  weitere  Steigerung  von  32  s  6  d  auf  33  s  6  d  ein.  Seit  1887  haben 
die  TTne-Schiffsziuimerer  die  Stückarbeit  und  das  Akkordsjstem  yer- 
drangt. 

Im  Juni  1883  stiegen  die  Löhne  per  Woche  von  33  s  6  d  auf 
35  8  6  d.  Trotzdem  erhielten  einige  Arbeiter  nur  27  s.  Im  März  1884 
sollte  reduziert  werden.  Konferenzen  wurden  abgehalten,  und  es  wurde 
der  gleichförmige  Satz  für  alle  Arbeiter  auf  33  s  per  Woche  festgesetzt 
Die  Rate  fiel  nachher  auf  31  s,  und  im  Mai  1888  brach  ein  Streik 
ans,  um  eine  Steigerung  um  3  s  zu  erzwingen.  Konzediert  wurden 
1 8  6  d  im  Juni.  Die  uniforme  Rate  für  alle  war  jetzt  32  s  6  d. 
Seither  stieg  die  Elate  auf  36  s  6  d  durch  Vereinbarung  der  gegne- 
rischen Parteien,  ohne  Streit. 

Obschon  seit  1888  kein  Lohnkampf  stattfand,  wurde  doch  die 
Arbeit  eingestellt  wegen  eines  Streites  der  Schreiner  mit  den  Schiffs- 
Zimmerern  (1890)  etc. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  UI.  S.  29/31.) 

24.  Mr.  W.  Mos s es,  Generalsekretär  der  Vereinigten  Modellmacher- 

gesellschaft,    Sekretär  der  Verbündeten  Maschiuenbauer-  und 

Schiffsbauergewerkvereine  im  Vereinigten  Königreich.     (2600 

Mitglieder.) 

Ein  Streik  für  eine  Lohnerhöhung  fand  statt  in  Middlesbrough, 

Dez.  1890   und   Jan.  1891.    Die   Arbeiter   verlangten  36   statt   34  8 

per  Woche,  was  die  Unternehmer  gewährten. 

Im  April  1892  brach  in  Belfast  ein  Streik  für  eine  Lohnerhöhung 
ans,  derselbe  verlief  aber  ungünstig,  nachdem  er  einen  halben  Monat 
gedauert  hatte.  Die  Leute  verlangten  36  s  statt  35  s  per  Woche,  — 
andere  Häfen  zahlen  37  s. 

Heute  werden  die  Schiffe  aus  anderem  Material  gebaut,  und 
Schiffszimmerer  sind  heute  nicht  mehr  in  der  Lage,  alle  Arbeit  für  den 
Schiffsbau  zu  leisten,  wie  vor  60  Jahren. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  IH.  S.  30/31.) 

25.  Mr.  J.  Whittaker,  Beamter  der  Amalgamierten  Gesellschaft  der 

Maschinenbauer  für  Manchester,  speziell  für  die  Filialen  in 

Lancashire  und  Yorkshire. 
Die  Gesellschaft  wurde  gegründet  durch  die  Verschmelzung  der 
lokalen  Organisationen  1851.     1866  hatte  sie  33007  Mitglieder,  1876 
44578,  1890  67  923,  1.  Mai  1891  72006:  66761  im  Vereinigten  König- 
reich, 55912  in  England  und  Wales,  6461  in  Schottland,  2388  in  Ir- 
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land,  der  Rest  in  der  Fremde;  ferner:  2148  in  E[anada  und  den  Ver* 
einigten  Staaten,  30  252  in  Britiüchen  Kolonieen  (aufserhalb  Amerika), 

19  in  Frankreich,  26  in  Spanien. 

Bei  Gelegenheit  eines  Gesuches  um  Aufhebung  der  Überzeit  und 
um  Lohnerhöhung  traten  die  Unternehmer  im  Jahre  1868  als  eine 
tereinigte  Korporation  auf. 

Die  Totalausgabe  der  Gesellschaft  seit  1861  ist  3  379  930  je.  1871 
kosteten  die  Streiks  ca.  15000  j^.  In  diesem  Jahre  wurden  54806«;^ 
Unterstützungsgelder  ausgegeben  gegen  29484  £  im  Jahr  vorher.  Die 
Zunahme  kam  z.  T.  daher,  dafs  Streiks  waren,  hauptsächlich  aber 
daher,  dafs  viele  Mitglieder  arbeitslos  waren  infolge  des  schlechten 
Geschäfts.  Die  unTorhergesehenen  Ausgaben  waren  1890  3857  jff, 
dazu  kamen  2414  je.  1889  unvorhergesehen  1935  j^  +  617  ^  und 
Geschenke  27  536  je. 

Während  der  letzten  Jahre  waren  Streiks  ziemlich  zahlreich  in 
Halifax  und  Umgebung.     1886  gab  es  einen  kleinen  Kampf  in  EUland ; 

20  Mann  widersetzten  sich  einer  Reduktion,  die  sie  scbliefslicli  an- 
nehmen mufsten.  Darauf  folgte  eine  Reduktion  um  1  s  und  6 
Wochen  später  wieder  eine  um  1  s.  Am  30.  Nov.  1886  streikten  die 
Leute  von  Crossley,  da  ein  gewöholicher  Arbeiter  die  Stelle  eines  ge- 
lernten Mechanikers  einnahm.  Nach  2  Tagen  war  der  Mann  entlassen. 
Im  Mai  1887  verlangten  die  Leute  die  2  s  zurück,  die  ihnen  im  Jahr 
vorher  abgezogen  waren.  —  Die  Unternehmer  hatten  versprochen, 
sie  zu  ersetzen,  wenn  das  Geschäft  gut  ginge.  Streik.  —  1890  ver- 
langten die  Leute  mehr  Lohn  für  Überzeit  und  bald  nachher  2  s  mehr 
per  Woche  für  die  gewöhnlichen  Löhne.  Da  die  Unternehmer  da- 
von nichts  wissen  wollten,  streikten  sie,  und  sie  gewannen  das  Spiel  — 
nach  9  Wochen  und  mit  1800  jf  Kosten.  Im  Oktober  1891  entliefs 
eine  Firma  in  Halifax  6  Arbeiter,  Mitglieder  der  Gesellschaft,  da 
aber  infolge  dessen  alle  anderen  Mitglieder  wegblieben,  wurden  die 
Leute  wieder  eingestellt. 

Die  Inspektion  sollte  strenger  sein.  Von  den  15  000  Mitgliedern 
der  Union  arbeiten  13 163  in  Lancashire  unter  sehr  ungünstigen  sani- 
tären Umständen.  Die  Inspektoren  sind  unpraktisch  und  haben  keine 
Fühlung  mit  den  Leuten.  —  Die  Leute  getrauen  sich  nicht,  sich 
zu  beschweren,  weil  sie  fürchten,  entlassen  zu  werden. 

Die  Frozentzahl  der  Mitglieder  ohne  Arbeit  war  nie  weniger  als 
1,6  1873.  1879  stieg  sie  auf  13,3.  Sogar  in  guten  Zeiten  sind  die 
Arbeitslosen  nicht  sämtlich  eingestellt  worden;  zum  Teil  deshalb 
nicht,  weil  die  Unternehmer  lieber  mit  wenig  Leuten,  die  von  einer 
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Zahl  Arbeitsloser  aafserhalb'  der  Thore   bedroht  werden^  über  Zeit 
arbeiteDy  als  ihre  freien  Plätze  ausfüllen. 

Durch  die  Eztrastunden  werden  die  Jahre  der  Blüte  künstlich 
gekürzt;  die  konstante  Arbeitsgelegenheit  und  das  Einkommen  des 
Arbeiters  sind  materiell  verkürzt. 

Weniger  Leute  werden  heute  gebraucht  im  Verhältnis  zur  Pro- 
duktion als  Tor  26  Jahren. 

Der  Export  von  Maschinen  und  Fabrikausrüstungen  hat  sich 
leit  1866  yerTierfacht;  während  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft, obschon  sie  mehr  Leute,  die  in  der  Lidustrie  beschäftigt  sind, 
repräsentiert,  sich  blofs  verdoppelt  hat.  Thatsächlich,  wenn  die  Löhne 
sich  pro  rata  vermehrt  hätten  mit  der  Produktivität  des  einzelnen 
Mannes,  so  wären  sie  60 — 100  %  höher  als  sie  wirklich  sind. 

Die  TTberzeitarbeit  sollte  aufhören  —  ausgenommen  in  Fällen 
der  dringenden  Notwendigkeit.  Das  System  einer  Nachtschicht,  wie  es 
tor  20  Jahren  zur  vollen  Zufriedenheit  bei  Mr.  Whitworth  funk- 
tionierte, ist  vorzuziehen. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  XU.  S.  32/36.) 

26.  Mr.  W.  Glennie,  Sekretär  des  Tynesi  de- Bezirks  der  Amalga- 

mierten  Gesellschaft  der  Maschinenbauer,  —  ist  noch  in  dem 
Gewerbe  beschäftigt. 

Die  sanitären  Zustände  in  den  Maschinenwerkhütten  sind  sehr 
schlecht  und  gesundheitsschädlich.  Der  Arbeiter  weifs,  dafs  die  Behörde 
anonyme  Mitteilungen  nicht  berücksichtigt,  getraut  sich  aber  nicht 
dem  Fabrikinspektor  oder  der  lokalen  Gesundheitsbehörde  von  den 
Verhältnissen  Kenntnis  zu  geben,  aus  Furcht  vor  Mafsregelung. 

Im  Gegensatz  zum  Manchester-Distrikt  hat  der  Tyne-Distrikt  in 
den  letzten  25  Jahren  ein  Steigen  der  Löhne  von  26  s  auf  35  s  per 
Woche  zu  verzeichnen,  als  ein  Resultat  der  Anstrengungen  der  Union« 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  III.  S.  35^37.) 

27.  Mr.  A.  Clarke,  Mitglied  der  Amalgamierten  Gesellschaft  der 

Maschinenbauer,  jetzt  arbeitslos,  früher  16 — 16  Jahre  lang  im 
Laboratorium  und  in  der  Kanonenfabrik  des  Zeughauses  in 
Woolwich. 

Infolge  der  scharfen  Konkurrenz  können  die  Unternehmer  einem 
Mann  unter  30  Jahren  den  vollen  Lohn,  weil  er  noch  nicht  erfahren 
genug  sei  9  yorenthalten,  imd   wenn  er  40  Jahre  ist,  können  sie  ihn 
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zurückweisen,   weil  er  zu  alt  sei.     Das  Arbeitaleben  eines  Mannes 
ist  also  auf  10  Jahre  reduziert. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  HI.  S.  37.) 

28.  Mr.  J.  Swift,  Vertreter  der  Dampf maschinenbauergesellschaffc^ 
deren  Generalsekretär  er  war,  seit  1874,  ist  früher  Vor- 
sitzender des  Exekutivrates  gewesen  (1870)  und  Assistent  des 
Generalsekretärs  (1872). 

Die  Gesellschaft  nimmt  keine  Leute  auf,  die  mit  Maschinen  der 
Textilindustrie  zu  thun  haben.  Sie  besteht  ohue  Unterbrechung  seit 
1824,  zählt  6000  Mitglieder;  97  Zweige,  94  im  Vereinigten  König- 
reich, 1  in  New-York,  1  in  Montreal,  1  in  Brisbane  (Australien). 

Zeuge  gab  eine  Tabelle  der  Totalzahlungen  und  der  Totalkosten 
per  Mitglied  und  Jahr  von  1868  bis  1891,  um  die  Schwankungen  des 
Gewerbes  zu  zeigen.  Diese  Tabelle  läfst  erkenhen,  dals  eine  ernste 
Depression  1868  und  1869  existierte,  dafs  1870  die  Lage  sich  besserte, 
die  Besserung  anhielt  bis  zum  Herbst  1877;  dann  setzte  eine  sehr 
scharfe  Depression  ein  1878  und  1879.  Nachher  Besserung  bis  1884 
—  dann  Fall  bis  1887,  hernach  Besserung  bis  1890.  Im  Jahre  1890 
waren  blofs  7«  7o  ^^^  Mitglieder  der  Union  ohne  Arbeit  und  in  Unter- 
stützung, 1891  aber  stieg  das  Verhältnis  auf  1 '/s  7o>  ^^^  ^^^^  ist 
es  2  o/o. 

Die  Wirkung  des  guten  und  schlechten  Geschäfts  auf  Arbeitszeit 
und  Arbeitslohn  der  Leute  ist  verschieden  je  nach  dem  Bezirke.  Li 
Lancashire  und  in  den  Midlands  machen  die  Fluktuationen  der  Löhne 
nicht  mehr  als  2  s  per  Woche  aus.  Ln  Lancashire  erreichte  die  starke 
Organisation  1872  eine  Lohnerhöhung  und  1871  eine  Beduktion  der 
Arbeitszeit  von  587«  auf  54  Stunden  per  Woche.  Der  erhöhte  Lohn 
blieb  bis  1879,  wo  er  infolge  der  aufserordentlichen  Schlechtigkeit  des 
Geschäfts  und  der  Seltenheit  der  Arbeitsgelegenheit  um  2  s  per  Woche 
reduziert  wurde.  1882  waren  die  2  s  eingeholt  und  1886  wieder  ver- 
loren, 1888  zurückgewonnen.  In  einigen  Fällen  stieg  der  Lohn  seit- 
her um  2  s,  oder  es  wurde  die  Arbeitszeit  auf  53  Stunden  herabgesetzt. 
Im  Schiffsbaugewerbe  sind  die  Schwankungen  markanter  als  anderswo. 
Die  Löhne  der  Maschinenbauer  variieren  von  3  s  auf  6  s  zmschen 
guten  und  schlechten  Zeiten. 

Verschiedene  lokale  Streiks  haben  1879  wegen  des  Widerstandes 
der  Unternehmer  gegen  den  Neunstundentag  stattgefunden.  Die  Ge- 
sellschaft gab  eine  grofse  Sunmie  aus  in  einem  Streik  gegen  eine 
Reduktion  von  3  s,  statt  einer  solchen  von  2  s,  wie  ausgemacht  war. 
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Der  Streik  gegen  die  betieffendeii  Firmen  war  aussiohtslos ,  aber  er 
wurde  durchgeführt  als  abschreckendes  Beispiel.  Wiederum ,  als  die 
Löhne  reduziert  wurden,  1886,  wurde  ausgemacht,  dafs  bei  der  nächsten 
Bessenmg  im  Geschäft  die  2  s  per  Woche  ersetzt  werden  sollten. 
1887,  als  die  Statistik  zeigte,  dafs  die  Zahl  der  Arbeitslosen  rapid 
abnahm,  wurde  klar,  dafs  die  Zeit  der  Erfüllung  des  Versprechens  da 
war,  und  ein  dem  entsprechendes  Gesuch  wurde  gemacht.  Es  wurde 
zurückgewiesen;  darauf  gab  es  Streik,  der  3000  jff  kostete  und  mit 
einem  für  die  Leute  ungünstigen  Schiedsspruch  abschlofs. 

Häufigere  Besuche  der  lokalen  Gesundheitsbehörden  würden  die 
sanitären  Einrichtungen  wohl  bessern. 

Obschon  die  Gesellschaft  während  der  letzten  21  Jahre  für 
die  Maschinenbauer  die  Arbeitszeit  vermindert  und  die  Löhne  verbessert 
hat,  höhere  Sätze  für  Überzelt  und  bessere  Bedingungen  für  „out- 
work^'  errungen,  auch  den  Mitgliedern  materielle  Unterstützung  ge- 
boten hat,  müssen  dennoch  die  Leute  angestrengter  arbeiten.  Mehr 
junge  und  starke  Arbeiter  sind  verlangt  als  vor  20  Jahren,  der- 
weilen die  verbesserten  Maschinen  eine  solche  ins  einzelne  gehende 
Teilung  der  Arbeit  verursacht  haben,  dafs  die  Lehrlinge  keine  all- 
gemeine Kenntnis  des  Gewerbes  erlangen,  wie  in  früheren  Jahren. 

(Digesta  Sektion  A.  (II)  Bd.  UL  S.  37/39.) 

29,  Mr.  G.  B.  Cherry,  Generalsekretär  der  Vereinigten  Bleigiefser- 
Association  von  Grofsbritannien  und  Irland, 

Die  Association  hat  ihr  Hauptquartier  in  Liverpool  und  122 
Filialen  im  Vereinigten  Königreich.  Sie  erhielt  ihre  heutige  Form 
vor  25  Jahren  durch  Verschmelzung.     Sie  umfafst  5699  Mitglieder  etc. 

Die  Unternehmer  der  Gegend  erkennen  die  Union  an,  und  die 
Parteien  stehen  auf  sehr  gutem  Fufse.  Ein  bedeutender  Streik  fand 
indessen  statt  in  Liverpool  1890,  der  6  Ulf  önate  dauerte  und  2500  jff 
kostete  und  schliefslich  durch  Schiedsspruch  beendigt  wurde.  Die 
Leute  verlangten  1  d  per  Stunde  mehr  Lohn,  das  Urteil  sprach  ihnen 
Vs  d  zu.  Die  Unternehmer  hatten  beim  Ausbruch  eine  Vermittelung 
beantragt,  was  die  Leute  zurückgewiesen  hatten.  Seit  der  Zeit  hat 
der  Exekutivrat  die  Kompetenz,  jeden  Zweigverein,  der  in  einen 
Streik  eintreten  will,  zu  zwingen,  die  Angelegenheit  einem  Schieds- 
spmch  zu  unterwerfen.  Kein  ernsthafter  Streik  hat  seither  statt- 
gefunden. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  lU.  S.  39/40.) 
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30.  Mr.  J.  M.Jack  y   Vertreter  der  yerbundenen  Eisenformer   von 

Schottland,  deren  Generalsekretär  er  seit  November  1879 

gewesen  ist. 
Die  Gesellschaft  wurde  gegründet  1831.  Hauptquartier  Glasgow. 
6300  Mitglieder  auf  11 000  Former,  in  Schottland,  die  eintreten  könnten« 
Im  Jahre  1882  fand  ein  Streik  statt  in  Glasgow,  der  17  Wochen 
dauerte,  800  Mann  betraf  und  7000  £  kostete.  Die  Leute  verlangten 
Restitution  der  7%%,  die  sie  1874  bis  1878  sich  hatten  abnehmen 
lassen  —  unter  Versprechen  der  Elrsetzung  bei  gutem  Geschäftsgang. 
Die  Leute  mufsten  ein  Kompromifs  von  27«  \  annehmen  wegen  der 
Konkurrenz  der  Nichtunionisten.  1890  war  ein  allgemeiner  Streik. 
Die  Unternehmer  wollten  5^/^  reduzieren.  Da  das  Schiedsgericht 
von  den  Unternehmern  verworfen  wurde,  so  traten  die  Leute  aus. 
Die  Unionisten  und  die  Nichtunionisten  machten  gemeinsame  Sache 
(140  -}-  340).  Die  Gesellschaft  gab  800  £  her  für  die  Mitglieder 
uod  erhob  Spezialbeiträge  für  die  Nichtmitglieder.  Nach  7  Wochen 
wurde  ein  Schiedsrichter  berufen,  der  zu  gUDSten  der  Arbeiter  sprach. 

—  Von  1880—1890  stiegen  die  Löhne  von  7*/^  auf  8d  per  Stunde. 

—  Die  Inspektion  läfst  zu  wünschen  übrig. 

(Digests  Sektion  A.  (11)  Bd.  111.  S.  41.) 

31.  Mr.   S.  C.  Gaird,    Schiffszimmerer    in  H.   M.   Seemagazin    in 

Pembroke,  vertritt  den  Pembroke  Zweigverein  der  SchifiTs- 
bau-Association. 

Die  Arbeiter  sind  nicht  entlassen  worden,  weil  sie  zur  Union  ge- 
hören. Aber  die  Leute  glauben,  dafs  die  Regierung  die  Organisation 
nicht  gern  sieht,  und  so  halten  sie  ihren  Zusammenhang  mit  anderen 
Unions  so  verborgen  wie  möglich.  Die  Furcht  vor  Verfolgung  hindert 
eine  regelrechte  Organisation,  die  sowohl  der  Regierung  als  den 
Leuten  nützlich  sein  würdä. 

Bis  April  1891  waren  die  Regierungsschiffszimmerer  zu  einer 
uniformen  Rate  von  5  s  per  Tag  bezahlt.  Damals  fand  eine  Steige- 
rung statt,  aber  in  Verbindung  mit  einer  Klassifikation,  wobei  die 
angestellten  Arbeiter  nach  3  und  die  gedungenen  Leute  nach  4  Raten 
von  verschiedener  Höhe  (von  5s  2dbis6s  8d  per  Tag)  bezahlt 
wurden.  Die  Zahl  der  Klassen  wurde  später  vermehrt,  innerhalb  der 
gleichen  Grenzen.  Die  Beamten  mufsten  Leute  suchen  zu  5  8  und 
weniger  per  Tag.  Das  System  taugt  nichts,  da  Leute  von  gleicher 
Güte  verschiedene  Löhne  erhalten  und  ihre  Promotion  hängt  nicht 
von  ihnen  selbst  ab.    Das  System  gilt  bei  Privatfirmen  nicht  ersten 
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Sanges.     Es  wurde  am  3.  Mai  1891  ein  Massenmeeting  gegen  dieses 
Lohnschema  abgehalten. 

Am  Meisey  sind  die  Löhne  f&r  die  letzten  20  Jahre  durch« 
Bchnittlich  6  s  6  d  f ür  neue  und  7  s  für  Reparaturarbeit  per  Tag.  An 
der  Themse  7  s  für  neue  und  yon  8  s  3  d  bis  10  s  per  Tag  für  Re- 
paraturarbeit. Die  Arbeiter  bei  der  Regierung  erhalten  4%  Feier« 
tage  bezahlt  p.  a.  etc.  etc. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  ßd.  UI.  S.  58/59.) 

2.  Arbeitszeit  und  andere  Arbeitszustände;  Arbeits- 
leistung. 

1.  Mr.  E.  Trow. 

Früher  gab  es  keine  bestimmte  Arbeitszeit  für  die  Puddler.  Sie 
mnTsten  sechs  „Hitzen^  (Siemensofen:  eine  bestimmte  Menge  Stahl) 
per  Tag  machen ,  und  der  Mann  konnte  hernach  gehen.  Dazu  brauchte 
er  nmd  13  Stunden,  aber  das  änderte  sich  von  Tag  zu  Tag  und  mit  den 
Arbeitern.  Leute  der  zweiten  Schicht  mufsten  oft  auf  ihre  Kohlen- 
förderer  warten,  welche  die  erste  Schicht  fertig  machten.  —  Im  Jahre 
1872  wurde  durch  einen  Spruch  des  Rupert-Eettle  die  Arbeitszeit  auf 
11  Stunden  per  T^  fixiert.  In  anderen  Bezirken  sind  die  Stunden 
Doch  nicht  festgelegt. 

(DigeflU  Sektion  A.  Bd.  U.  S.  46/47.) 

2.  Mr.  W.  Ancott. 

In  den  letzten  Jahren  hat  sich  die  Qualität  des  Roheisens  ver- 
bessert, die  Arbeit  ist  im  Vergleich  zu  früher  weniger  streng  ge- 
worden, und  die  Arbeitszeit  ist  yerkürzt. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  11.  S.  48.) 

3.  Mr.  A.  Fretwelh 

Wenn  die  Leute  ihre  Arbeitszeit  reduzieren  wollten  (von  60  auf 
48  Stunden  per  Woche),  so  würden  die  Unternehmer  dadurch  indirekt 
Widerstand  leisten,  dafs  sie  die  Leute  noch  länger  als  bisher  auf  ihr 
Material  warten  lassen  vrürden.  Im  Jahre  1843  fafsten  die  Arbeiter 
eine  Resolution,  die  die  Maximalzahl  der  Arbeitsstunden  auf  9  per 
Tag  fixierte  —  aber  sie  drangen  nicht  durch  damit. 

(Digests  Sektion  A.  Bd  U.  S.  65.). 

4.  Mr.  W.  C.  Steadman. 

Die  Reduktion,  welche  die  Leute  an  der  Arbeitszeit  erlangten  (1890) 
war  das  Mittel,   um  30  Mann  mehr   zu  beschäftigen.    Während  die 
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Union  zu  einer  Zeit  ca.  15  %  ihres  Einkommens  als  Arbeitslosen- 
unterstützung ausgab,  brauchte  sie  letztes  Jahr  blofs  5  7o  ^^^  dieses 
Jahr  blofs  3  7o  ^^  demselben  Zwecke.  Einzig  ibei  Anlafs  des  90  er 
Streiks  erlangte  die  Union  eine  Reduktion  der  Arbeitszeit.  Heute 
wird  in  unionistischen  Werken  64  und  in  nichtunionistischen  56'/, 
Stunden  gearbeitet.  Man  sollte  nicht  im  Sommer  mit  Überzeit  arbeiten 
und  im  Winter  kurze  Zeit,  weil  man  im  Sommer  der  Erholung  sehr 
bedarf. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  III.  S.  19.) 

5.  Mr.  J.  Whittaker. 

Ungefähr  um  diese  Zeit  (Okt.  1891)  wurde  ein  Grund  Yorgebracht 
für  53  Stunden  Arbeitszeit  per  Woche.  Die  Hälfte  der  Unternehmer 
bewilligten  dies.  Die  anderen  nicht ;  diese  erlaubten  ihren  Leuten  zu 
streiken  am  1.  November.  Die  Sache  wurde  aber  infolge  einer  Konferenz 
zwischen  den  Vertretern  der  beiden  Parteien  noch  vor  Ablauf 
einer  Woche  beigelegt,  und  die  Ansicht  der  Arbeiter  drang  durch« 
Kosten  300  £. 

(Digests  Sektion  A.  £d.  III.  S.  Sa) 

6.  Mr.  J.  Swift. 

Die  Gesellschaft  trachtete  darnach,  die  Uberzeit  zu  unterdrücken, 
indem  sie  bestimmte  Tarife  dafür  aufstellte,  die  nach  Umständen  und 
Bezirken  verschieden  sind. 

Bei  Grelegenheit  der  Beduktion  1886  verbot  die  Gesellschaft  ihren 
Mitgliedern  die  Uberzeitarbeit,  bis  die  2  s,  die  sie  verloren  hatten,  ein- 
gebracht  sein  würden.  Es  ward  ein  Versuch  gemacht,  Uberzeit  zu 
erzwingen  ohne  die  2  s,  und  das  war  die  unmittelbare  Veranlassung 
zum  Bolton-Streik. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  lU.  S.  39.) 

7.  Mr.  J.  M.  Jack. 

Ende  1891  zeigt  eine  Statistik  über  250  von  300  Werkstätten, 
dafs  in  171  die  Leute  54  Stunden  per  Woche  arbeiten,  und  in  47 
weniger  lang,  51  Stunden  im  Minimo  und  60  im  Maxime.  Sonntags- 
arbeit existiert  kaum. 

Die   Gesellschaft    sieht     Uberzeitarbeit    ungern.     Sie    gestattet 

sie,   wenn  dieselbe  lYsf&ch  bezahlt  wird.     12  Firmen  wollen  die  Zeit 

über  51  Stunden  nicht  als  Überzeit  gelten  lassen,  was  die  Gesellschaft 

1879  verlangte  etc. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  lU.  S.  41.) 
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ß)  Unternehmer. 

1.  Arbeitslolm ;   Standard  of  life  der    Arbeiter;    Bezieh- 
ungen zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer. 

].  Mr.  J.  Dennington,  Mr.  H.  Bell,  Mr.  J.  Williams,  Ver- 
treter der  Cleyeland-Eisenhüttenbesitzerverbandes,  deren 
Sekretär  der  erstgenannte  Zeuge  seit  1877  war. 

Sechs  der  acht  Eäsengrubenbesitzer,  die  den  Verband  aus- 
machen, sind  Mitgb'eder.  17  Firmen  sind  im  Verbände,  8 
nicht;  die  ersteren  haben  79,  die  letzteren  10  von  den  Ofen, 
die  jetzt  in  Betrieb  sind.  Die  Verbandsfirmen  beschäftigen 
3500  Arbeiter  und  produzieren  p.  a.  2,5  Millionen  tons.  Die 
ganze  Produktion  des  Cleveland-Bezirkes  machte  1890  2875089 
tons  aus,  oder  36  ^/^  des  Totais  für  das  Vereinigte  König- 
reich: 7875130  tons. 

Während  der  letzten  12  Jahre  wurden,  mit  Ausnahme  einer 
Periode  von  1  7^  Jahren,  die  Löhne  durch  eine  Sliding  Scale  reguliert. 
Die  erste  Skala  wurde  1879  aufgestellt.  Sie  wurde  durch  eine  XJber- 
dnkimft  mit  den  Arbeitern  hergestellt :  auf  der  Basis  der  Verhältnisse 
zwischen  den  Preisen  und  den  Lehnen,  wie  sie  sich  rechnungsmäfsig 
für  jedes  Vierteljahr  während  der  vorhergehenden  20  Jahre  ergeben 
haben.  Die  heutige  der  früheren  ähnliche,  aber  in  den  Details  verbesserte 
Skala  funktioniert  gut.  Sie  beruht  auf  einer  Abmachung  der  Hütten- 
besitzer einer-  uud  der  Gebläseofenarbeiter  anderseits  und  kann  auf 
3  Monate  gekündigt  werden.  Ursprünglich  stieg  die  Skala  in  Sätzen 
Ton  2  s  —  ein  Satz  von  2  s  per  ton  im  Preise  des  Roheisens  korrespon- 
dierte mit  einem  Steigen  von  2  7a  Vo  ^^  <^^^  Löhnen.  Heute  bewegt 
ae  sich  zum  Ansätze  von  7*  7o  ^^^  Vs  ^  und  schreitet  in  Hundert- 
teilen eines  £  vorwärts. 

Mr.  BeU  verteidigt  und  befürwortet  die  Errichtung  und  Erhaltung 
Ton  ständigen  Ausschüssen,  wie  solche  im  Zusammenhang  mit  allen 
Sliding  Scale- Abmachungen  seit  1879  in  Funktion  waren. 

Von  den  31  Fragen,  die  im  Jahre  1890  (schiedsgerichtlich)  be- 
handelt wurden,  wurden  8  abgewiesen,  5  in  der  Sitzung  erledigt,  3  den 
Fimien  zur  Erledigung  überlassen,  15  entschieden,  von  denen  12 
eine  kleine  Lohnaufbesserung  darstellten,  während  in  2  Fällen  die 
Pflichten  der  Arbeiter  vermindert  wurden,  im  übrigen  blieb  alles 
beim  alten. 

(Digests  Sektion  A.  Bd.  IL  S.  39.) 
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Arbeiter,  der  andere  durch  die  Unternehmer  zu  bezeichnen,  endlicb 
dem  sogen,  president  (Schiedsmann).  Dieser  letztere  mufs  ein  aufser*- 
halb  der  Industrie  stehender  Ehrenmann  sein,  unabhängig,  und  sein 
Urteil  ist  endgiltig]. 

1886  wurde  Sir  Thomas  Martineau,  mayor  (Bürgermeister)  von 
Birmingham,  president.  Damals  wurde  das  Lohnbureau  reformiert 
und  erweitert,  so  dafs  er  den  ganzen  Bezirk,  dessen  Zentrum  Bir- 
mingham ist,  nmfafste.  Heute  sind  42  Firmen  direkt  und  80  indirekt 
beim  Bureau  vertreten.  Die  ersteren  sind  seiner  Jurisdiktion  im  all- 
gemeuien  unterworfen,  ebenso  wie  den  Urteilen  des  ständigen  Aus- 
schusses (3  Vertreter  von  jeder  Partei,  2  Sekretäre)  in  Lohnfragen. 
Die  letzteren  anerkennen  seine  Kompetenz  nur  in  Fragen  allgemeiner 
Natur. 

Seit  der  Gründung  hat  das  Bureau  mehr  Fragen  selbst  ent- 
schieden als  dem  president  zur  schiedsrichterlichen  Erledigung  zuge- 
wiesen.   Seit  1888  ist  keine  solche  vorgekommen. 

Das  Resultat  der  20jährigen  Erfahrung  geht  dahin,  dafs  diese 
Bureaux  sehr  befriedigend  funktionieren  und  das  einzige  Mittel  sind, 
um  die  unvermeidlichen  Lohnschwankungen  billiger-  und  friedlicher- 
weise zu  arrangieren.  Das  Bureau  ist  ein  Erziehungsfaktor  für  beide 
Parteien  gewesen.  Die  Unternehmer  sind  weniger  autokratisch  und 
willkürlich,  und  die  Arbeiter  vernünftiger  in  ihren  Forderungen  sowie 
besser  zu  leiten.  Die  Besorgnis  vor  Streiks  und  Lock-outs  ist  ge- 
schwunden, und  so  sind  die  Unternehmer  im  stände,  mit  Vertrauen 
ihre  Kontrakte  abzuschliefsen. 

Nur  ein  grofser  Streik  ist  erfolgt  unter  dem  Vorsitz  des  Mr. 
Thomas  Avory,  Bürgermeisters  von  Birmingham.  Eine  Anzahl  unzu- 
friedener Arbeiter  wies  die  vom  Bureau  fixierten  Lohnsätze  zurück 
und  hielt  andere  Leute  von  der  Arbeit  mit  Gewalt  ab.  Ihre  Hand- 
lungsweise wurde  von  beiden  Vertretungen  im  Bureau  gleicherweise 
verurteilt.  Es  wurden  2000  £  vom  Hüttenbesitzerverband  gezeichnet 
zur  Unterstützung  der  6  Firmen,  bei  denen  gestreikt  wurde. 

Mr.  J.  Chamberlain  empfahl  als  president  1880  die  Annalinie 
einer  Sliding  Scale.  Das  Experiment  wurde  gemacht,  aber  1862  be- 
willigten die  Unternehmer  von  Nordengland  eine  Lohnerhöhung,  die 
gröfser  war  als  die  unter  der  Midland-Skala.  Die  Leute  von  South 
Staffordshire  wollten  eine  gleiche  Lohnerhöhung  und  die  Skala  brach 
zusammen.  Sie  wurde  hernach  wiederhergestellt  auf  der  Basis  von 
1  8  per  ton  für  Puddlerarbeit  pro  1  £  effektiven  Preises.  1881  htttten 
die  Leute   ein  „extra"   per  ton   von  6  d,  was,  ungenau  gesagt,   einer 
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Främie  Yon  5%  entspricht.    1890  yerlangten  sie  eine  höhere  Prämie 
und  die  Skala  wurde  verlassen,  bis  heute. 

Das  Vorhandensein  einer  Lohnskala  macht  die  Beschäftigung  der 
Einigungsämter  mit  Lohnfragen  nicht  überflüssig,  da  es  immer  solche 
giebt,  die  gefahrlich  würden,  wenn  sie  nicht  im  Keim  erstickt  würden. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  U.  S.  47/48.) 

4.  Mr.  G.  Grreen,  Mr.  J.  Bussell,  Nägelfabrikanten  und  Mit- 
glieder der  Du  dl  ey -Handelskammer  —  geben  Auskunft  über 
die  Lage  der  Arbeiter  in  der  Handnägelfabrikation. 

Die  Streiks,  die  in  diesem  Gewerbe  erfolgen,  haben  meist  eine 
Lohnerhöhung  zum  Ziel,  aber  sie  führen  keine  unerfreuliche  Spannung 
zwischen  Arbeitern  und  Fabrikanten  herbei.  Gewöhnlich  werden  diese 
Arbeitseinstellungen  verabredet,  um  die  Löhne  zu  steigern,  wenn  sie 
auf  einem  bedenklich  niedrigen  Stand  angelangt  sind.  Man  arbeitet 
auf  Spekulation,  nicht  auf  Bestellung,  wie  yor  20  Jahren.  Die  Leute 
können  also  nicht  alle  ihre  Nägel  an  die  Fabrikanten,  die  das  Eisen 
liefern,  absetzen.  Sie  müssen  sich  also  an  die  „foggers''  wenden,  die 
aber  5^/o  bis  16  ^/^  weniger  als  die  Fabrikanten  zahlen.  Insofern 
haben  die  Löhne  der  Nägelmacher  die  Tendenz,  immer  mehr  zu  fallen, 
und  die  Unternehmer  müssen  infolge  der  Konkurrenz  sich  das  zu 
nutze  machen.  Schliefslich  langen  di^e  Löhne  auf  dem  untersten 
Punkte  an,  und  eine  Aufbesserung  ist  unumgänglich.  Kein  Unter- 
nehmer aber  kann  eine  Konzession  macheu,  ohne  dafs  seine  Aivalen 
dasselbe  thun.  Also  unterstützen  die  Unternehmer  den  Generalstreik 
der  Arbeiter,  zum  Nutzen  der  ganzen  Industrie.  Dann  steigen  Preise 
und  Löhne  vorübergehend.   Bald  beginnt  dieser  Kreislauf  von  neuem. 

Ein  Lohnbureau  (12  Unternehmer  und  12  Arbeiter)  wurde  er- 
richtet 1880.  Zu  den  Ausgaben  hatten  beide  Parteien  in  gleichem 
Mause  beizutragen.  Die  Funktion  des  Bureaus  war  die  Fixierung  des 
Preises  der  Nägel,  zu  dem  die  Fabrikanten  den  Arbeitern  ihre  Nägel 
abkaufen  sollen.  Es  arbeitete  befriedigend,  aber  nur  sehr  kurze 
Zeit,  weil  einige  Unternehmer  sich  zurückzogen  und  andere  die  fixierten 
Preise  nicht  berücksichtigten. 

Wenn  die  Schwierigkeiten  beseitigt  werden  sollen,  so  müssen 
Arbeiter  und  Unternehmer  sich  organisieren,  ähnlich  wie  1880. 

Die  Nachfrage  nach  von  Hand  gemachten  Nägeln  ist  heute 
geringer  als  vor  20  Jahren.  Bau-  und  Schiffsbaugewerbe  brauchen 
MaschinennägeL 

Staatswissenschaftl.  Stadien.    ^I-  95  ^ 
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Die  Nägelindustrie  (Handnägel)  hat  dnrch  die  4  und  6  Wochen 
dauernden  Streiks  in  den  letzten  12  Jahren  nicht  gelitten;  da  sie  ge- 
rade lange  genug  dauerten^  um  den  Eisenhändlem  und  anderen  Ab- 
nehmern die  Liquidierung  ihrer  Vorräte  zu  ermögUchen,  und  nicht 
lange  genug,  um  sie  zu  den  Maschinennägeln  übergehen  zu  lassen» 
Wenn  einmal  die  Kunden  zu  den  Maschinennägeln  übergegangen  sind^ 
was  die  Folge  eines  Streiks  von  17 — 18  Wochen  sein  würde,  so  wird 
die  Handnägelindustrie,  die  teurer  liefert,  yemichtet  werden. 

Der  Streik  von  Bromsgroye  (Oktober  1891  bis  Januar  1892)  war 
von  den  Arbeitern  über  Gebühr  verlängert  worden.  Die  Löhne  waren 
sehr  schlecht.  Die  Hauptfabrikanten  luden  die  Arbeiter  zu  einer 
Konferenz  nach  Birmingham  und  versprachen  eine  Lohnerhöhung, 
vorausgesetzt,  dafs  ein  Generalstreik  organisiert  würde.  Die  Nägel- 
macher fanden  Unterstützung  (200  £  und  300  £  per  Woche)  von 
Seite  der  Gewerkvereine  und  des  „The  Manchester  Sunday  CJhronide", 
der  unter  den  Arbeitern  von  Lancashire  für  die  Streikenden  150  <;^ 
sammelte.  So  verlangten  die  Nägelmacher  eine  grofse  Lohnerhöhung 
von  50  %,  während  die  Unternehmer  10  %  offerierten.  Dies  Aner- 
bieten wurde  auf  25  \  erhöht,  aber  erst  nach  8 — 10  Wochen 
Streik,  was  den  Arbeitern  nichts  erubrachte  und  dem  Gewerbe  viel 
schadete. 

Während  des  Streiks  fanden  viele  Konferenzen  statt  zum  Zwecke 
der  Unterhandlung.  Es  wurde  die  Errichtung  eines  Lohnbureaus 
(6  und  6)  beschlossen. 

Alle  Streiks  bis  heute  sind  von  den  einzelnen  Arbeitern  aus- 
gegangen, nicht  von  den  Verbänden.  Russell  glaubt,  dafs  sie  immer 
nur  erfolgten,  wenn  die  Löhne  zu  schlecht  waren,  um  den  Leuten  den 
Lebensunterhalt  zu  gewähren. 

Hie  und  da  war  so  wenig  Beschäftigung  und  so  schlechter  Lohn, 
dafs  nur  ein  Glied  einer  Familie 'Arbeit  finden  und  nur  10  s  verdienen 
konnte  per  Woche.  Das  ist  aber  der  tiefste  Stand  der  Lage  der 
Arbeiter  gewesen.  (!) 

Die  Lohnerhöhung  von  25  "/o  infolge  des  letzten  Streiks  hat  die 
Löhne  auf  eine  höhere  Stufe  gebracht,  als  sie  jemals  seit  1876  erlangt 
hatten;  sie  sind  ca.  15  %  ^^^  dem  Durchschnitt  der  letzten  20  Jahre. 
Der  Durchschnittslohn  per  Woche  in  Bromsgrove  und  Catshell  für  die 
Nägelmacher  war  in  den  letzten  5  Wochen  (nach  Abzug  der  Posten 
für  Werkzeug  und  Feuerung):  erwachsene  Männer:  18s  5d,  junge 
Leute:  11  s  9d,  verheiratete  Frauen:  9s  8d,  unverheiratete  Weiber: 
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10  s  5  d.    Das  Totaleinkommen  einer  Familie  ist  wöchentlich  manch- 
mal 2  £.    Dabei  arbeiten  die  Leute  66 — 60  Standen. 

(DigeBts  Sektion  A.  (II)  Bd.  III.  S.  18.) 

5.  Mr.  A.  F.  Hills,  leitender  Direktor  der  Th  am  es -Eisenschiffs- 
bangesellschaft.    Orchard-Werke,  Blackwall.     Er  giebt  Aus- 
kunft über  den  letzten  Streik  der  Kesselmacher,    Schreiner 
und  Maschinenbauer  der  Gesellschaft  und  über  die  Mittel  zur 
Yerhütung  in  Zukunft. 
Im  Jahre  1889  verlangten  die  Vertreter  der  Kesselmacher   und 
Eisen-  und.  Stahlschiffsbauer  vom  Zeugen,  er  solle  aus  seiner  Indifferenz 
heraustreten  und  solle  Rücksicht  nehmen  darauf,  ob  die  Arbeiter  der 
Union  angehörten  oder  nicht ;  femer  solle  er  die  Nichtgewerkyereinler 
endassen.    Da  er  sich  dessen  weigerte,   so  streikten   %  der  Kessel- 
bauer  (Juni)  SV«  Monate  lang.     Wenige  Leute  wurden  Ton  der  Arbeit 
abgehalten.    Zeuge  erklärte,  er  habe  nichts  gegen  die  Union,  aber  sie 
sollten  die  Arbeit  wieder  aufnehmeu,  sonst  müfste  er  die  Plätze  durch 
andere    Arbeiter   besetzen.     Die   Leute    kehrten   darauf  zur   Arbeit 
zurück. 

Am  1.  Januar  1890  verlangten  die  Schreiner  ein  „extra"  von  6d 
per  Tag.  Zeuge  erklärte,  er  könnte  nur  für  Reparaturen  mehr  geben, 
nicht  für  Neuarbeit,  da  die  Kompanie  auf  grund  der  bisherigen  Löhne 
den  Bau  zweier  Kreuzer  für  die  Regierung  übernommen  habe.  Die 
Leute  refüsierten  und  standen  aus.  Nach  3  Monaten  machten  sie  Ge- 
brauch vom  fiinigungsamt  der  Londoner  Handelskammer,  welche  sich 
erbot,  zu  intervenieren.  Zeuge  nahm  das  Anerbieten  an  und  erklärte 
sich  bereit,  für  alle  zukünftige  Neuarbeit  ein  „extra"  zu  konzedieren, 
nicht  aber  für  die  Lieferungen  unter  der  Hand.  Die  Vertreter  der 
Arbeiter  wollten  nicht  berechtigt  sein,  ihre  Forderungen  zu  modi- 
fizieren, ohne  Auftrag  der  Wähler.  Sie  hielten  darauf  ein  Massen- 
meeting ab,  angeblich  um  die  Vorschläge  des  2jeugen  zu  diskutieren, 
thatsächlich  aber  um  die  Leute  aufzureizen,  für  ihre  ganzen  Forde- 
rungen auszustehen.  Die  Offerten  des  Zeugen  wurden  zurückgewiesen, 
und  ^4  Monat  später  muCsten  die  Leute  die  Arbeit  wieder  aufnehmen 
unter  ungünstigeren  Bedingungen,  als  die  waren,  wenn  sie  überhaupt 
nicht  die  Arbeit  niedergelegt  hätten.  Nach  Annahme  des  „fellow- 
ship^'-Systems  (eine  Art  Gewinnbeteiligung)  bekamen  die  Schreiner  das 
„eztra^'  von  6  d,  so  daCs  ihre  Löhne  mit  den  liondoner  Gewerkvereins- 
sätzen  übereinstimmten. 

Der  letzte  bedeutende  Streik  war  derjenige  der  Maschinenbauer 
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(August  bis  September  1891).  Eine  andere  Schiffsbaufirma,  Messrs. 
Samuela  Bros.,  war  im  Streit  mit  ihren  Maschinenbauern,  und  da  sie 
ihre  hydraulische  Presse  nicht  reparieren  konnte,  wandte  sie  sich  an 
die  Firma  des  Zeugen.  Die  Maschinenbauerunion  verbot  dies  und 
drohte  mit  dem  Streik  aller  Nichtunionisten.  Zeuge  beredete  seine 
Vorarbeiter,  diese  Arbeit  selbst  zu  machen,  und  er  führte  sie  aus, 
zur  grofsen  Überraschung  der  Leute,  in  3  Tagen.  Da  fanden  die 
Arbeiter,  dafs  der  Streik  seine  raison  d'etre  verloren  habe  und  formu- 
lierten eine  neue  Forderung:  sie  wollten  ein  „Walking  money^'  von 
6d  haben  (Weggeld).  Zeuge  wies  dies  zurück:  er  wolle  lieber  die 
Fortdauer  der  Gewohnheit  zugeben,  dafs  die  Leute  mit  einer  gewissen 
TTnpünktlichkeit  am  Morgen  erscheinen  können,  abgesehen  von  dem 
weiten  oder  weniger  weiten  Weg,  den  sie  zu  machen  haben.  Aber 
der  Streik  dauerte  fort,  bis  eine  Konferenz  arrangiert  war  durch  die 
Vermittelung  der  „Evening  News"  (3  Wochen  später),  worauf  dann  die 
Arbeit  und  zwar  unter  den  ursprünglichen  Bedingungen  wieder  auf- 
genommen wurde. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  in.  S.  43/44.) 

6.  CaptainA.  Noble,  Vertreter  der  Firma  Sir  W.  Armstrong  &  Cie., 
deren  Vorsitz  er  führt  und  deren  leitender  Direktor  er  ist, 
und  Vertreter  des  Eisenindustriellenverbandesim  Tyne-  und 
Wear- Distrikt,  dessen  Vorsitzender  er  ist. 

Der  Verband  besteht  seit  20  Jahren.  Sein  Hauptziel  ist 
gegenseitiger  Schutz  gegen  die  Aktion  der  Trade's  -  ünions. 
Er  hat  nie  einen  Generalstreik  durchgeführt  und  er  hat  bis 
dahin  die  Lohn&agen  gütlich  durch  Konferenzen  mit  den 
Arbeitervertretem  erledigt. 

Die  Unternehmer  begünstigen  die  Bleiarbeiter  nicht  gegenüber 
den  Monteuren,  wegen  der  relativen  Billigkeit  ihrer  Arbeit,  denn 
während  der  letzten  20  Jahre  war  ihre  Arbeit  teurer  gewesen.  Jetzt 
ist  das  Verhältnis  umgekehrt:  die  plumbers  verdienen  wöchentlich 
34  s  6  d,  die  Monteure  (fitters)  35  s.  Vor  3  oder  4  Jahren  wiesen 
die  Monteure  die  Arbeit  zurück,  die  sie  heute  erlangen  wollen. 

Als  die  Firma  des  Zeugen  in  eine  „limited  Company^'  umgewandelt 
wurde,  gab  man  den  Arbeitern  Gelegenheit,  auch,  gemeinsam,  Aktien 
zu  zeichnen,  um  sie  am  Geschäft  zu  interessieren,  aber  bloüs  etwa 
50  bis  100  benutzten  dieselbe,  —  obschon  auch  diese  Zahl  be- 
deutend ist. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  HI.  S.  45/46.) 
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7.  Mr.  J.  Price,  Generaldirektor  der  Firma  Palmer  &  Oie.,  Limi- 

ted, Schiffsbauer  and  Maschinenbauer,  Jarrow,  vertritt  die 

Nationale  Föderation  der  Schiffs-  und  Maschinenbauer. 

Mitglieder   des  Kesselbauerrerbandes  yerdienten    1891  mehr   als 

1884,  obschon  seit  1879  die  Löhne  um  53  ^/^   herabgesetzt   worden 

waren,  und  seit  1880  blofs  35  ^/^  Erhöhungen  der  Löhne  erfolgt  sind. 

(Digresta  Sektion  A.  (U)  Bd.  IIL  S.  51.) 

8.  Mr.   A.    CoTentry,    Partner    der    Firma   Smith   &   Coventry, 

Maschinen-   und   Werkzeugsfabrik,   Mitglied    des    Verbandes 

der  Eisenindustriellen,  Manchester. 
Die  Aktion  der  Gewerkvereine  zur  Fixierung  eines  Minimallohnes 
stört  ihre  eigenen  Ziele,  indem  sie  die  Unternehmer  davon  abhält,  die 
Löhne  der  Einzelarbeiter  zu  erhöhen.  Das  kommt  daher,  dafs  in 
den  letzten  20  Jahren  die  Löhne  derjenigen  Leute,  die  einem  schwachen 
Gewerkrerein  angehören  oder  gar  keinem,  überhaupt  mehr  ge- 
stiegen sind  als  die  Löhne  der  Mitglieder  von  starken  Gewerkvereinen, 
die  den  Minimallohu  erzwingen  wollen.  Die  Löhne  der  Handlanger 
z.  B.  sind  gestiegen  von  14  s  auf  18  s,  diejenigen  der  Maschinenleute; 
deren  Organisation  blofs  3  bis  4  Jahre  alt  ist,  von  20  s  und  22  s  auf 
25  8  bis  28  s  per  Woche ;  während  die  Löhne  der  Monteure  und 
Dreher,  die  zur  machtvollen  Organisation  der  Maschinenbauer  zählen, 
blofs  um  2  s  gestiegen  sind,  von  32  s  auf  34  s.  Minimallöhne  können 
ohne  Verlust  in  anderer  Richtung  nicht  behauptet  werden. 

(Digests  Sektion  A.  (III^  Bd.  U.  S.  48.) 

9.  Mr.  R.  Wigram,   in  Firma  John  Fowler  &  Cie.,  Limited,  Ma- 

schinenfabrik, Leeds,  die  zum  Verbände  der  Eisenindu- 
striellen gehört. 
Einige  wenige  Streitigkeiten  sind  erfolgt  während  der  letzten  26 
Jahre.  Die  verhältnismäfsig  niedrigen  Löhne  der  Maschinenbauer  in 
Leeds  hängen  zusammen  mit  ihrer  friedlichen  Haltung,  zum  Teil  auch 
mit  der  Billigkeit  ihrer  Wohnungen,  und  hauptsächlich  mit  dem  gün- 
stigen Umstände,  dafs  die  Tuchindustrie  ihren  Frauen  und  Töchtern 
Arbeitsgelegenheit  y    wodurch    sie    das    Familieneinkommen    erhöhen 

können,  gewährt. 

(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  HL  S.  48.) 

10.  Mr.  J.  H.  Mac  Ilwaine,  in  Firma  Mac  Ilwaine  &  Mac  Coli, 

Schiffs-    und    Maschinenbauanstalt,    Belfast,    Mitglied  der 
Nationalen  Föderation  der  Schiffs-  und  Maschinenfirmen. 
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Streitigkeiten  mit  Streiks  im  Gefolge  sind  erfolgt  ans  den  Bezieh- 
ungen der  Unternehmer  zu  den  Arbeiteirerbänden  und  der  Arbeiter- 
yerbände  untereinander:  hauptsächlich  waren  Lohnfragen  die  Veran- 
lassung. 

Vor  20^25  Jahren  wurden  die  Lohnkämpfe  heftiger  als  in  den 
letzten  10  Jahren  durchgefochten.  Man  hat  unterdessen  auf  beiden 
Seiten  erkannt,  dafs  die  Löhne  schwanken  müssen  im  Verhältnis  zu  der 
bestellten  Arbeit  zu  einer  gegebenen  Zeit  und  den  vorhandenen  gelemtea 
Arbeitern.  Im  SchifiPsbau  speziell  schwankt  die  Nachfrage  innerhalb 
weiter  Grenzen.  Warum  die  Streiks  heute  besser  beschwichtigt  wer- 
den können  als  früher,  das  liegt  daran,  dafs  heute  die  Gewerkvereine 
über  den  Stand  des  Geschäftes  vollauf  im  Klaren  sind.  Sie  empfehlen 
den  Mitgliedern  oft,  eine  Lohnreduktion  anzunehmen,  wenn  die  Leute 
nicht,  infolge  ihrer  Unkenntnis  der  Lage,  darauf  eingehen  wollen. 
Die  lokalen  Arbeiter  übersehen  die  Dinge  nicht.  Heute  bewilligen 
die  Unternehmer  freiwillig  Erhöhungen,  was  früher  nicht  der  Fall 
war.  Das  Aktionskomitee  der  Gewerkvereine  war  im  allgemeinen 
einer  friedlichen  Lohnregulierung  ohne  Streiks  freundlich  zugeneigt. 
Die  Unternehmer  und  der  Untemehmerverband  von  Belfast  unterhalten 
bessere  Beziehungen  zu  den  Ge  werk  vereinen  als  früher. 

Eine  ergiebige  Quelle  von  Differenzen  bilden  indes  die  Versuche 
und  Velleitäten  der  Gewerkvereine,  die  Löhne  auf  einen  fixen  (dead) 
Stand  zu  bringen,  sowohl  in  Bezug  auf  die  Einzelarbeiter,  als  im  ganzen 
Bezirk,  trotzdem,  dafs  alsdann  der  minderwertige  Arbeiter  überhaupt 
keine  Anstellung  mehr  finden  kann,  und  trotzdem,  dafs  alsdann  Leute 
in  Gegenden,  wo  die  Löhne  gering  sind,  sich  besser  stellen,  als  da, 
^0  sie  hoch  sind  —  in  Anbetracht  der  Verschiedenheit  der  Lebens- 
kosten. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  HI.  S.  51/52.) 

11.  Mr.  J.  Laing,  Schiffsbauer  in  Sunderland,  Präsident  des 
Einigungsamtes  für  den  Schiffsbau  im  Wear-Bezirk. 

Das  erste  Einigungsamt  im  Bezirk  datiert  vom  Jahre  1850,  da 
die  Eisenindustrie  noch  in  den  Kinderschuhen  ging,  und  die  Haupt- 
masse der  Arbeiter  aus  Schiffszimmerem  bestand.  Einige  seiner  Ent- 
scheide waren  den  Leuten  zuwider,  und  es  brach  nach  2  Jahren 
zusammen. 

1883,  bei  Anlafs  eines  ernsten  Streiks,  wurde  das  heutige  Eini- 
gungsamt errichtet  auf  Betreiben    des   Zeugen.    4   Lohnänderungen 

sind  seither  erfolgt. 

(Digests  Sektion  A.  (11)  Bd.  KL.  S.  64.) 
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12.  Mr.  W.  T.   D Oxford,   in  Firma   Doxford   A  Söhne,   Limited, 

Sunderland,  Sehiffisbau  und  Masefainenfeibrik. 
Die  Statuten  des  Einigiuigsamtes  für  den  Wear-Schiffsbau  wur* 
den  unterzeichnet  im  November  1886  von  den  Unternehmern  und  den 
Schiffsbauem,  Schreinern,  Schmieden  und  Bohrern.  Lohnerhöhungen 
erfolgten  1888,  1889  und  1890,  eine  Reduktion  1886  (Schiedaspruch). 
1889  wurde  ein  Spruch  gef&Ut,  den  die  eine  Partei  nicht  annahm,  und 
4}ie  andere  nicht  durchsetzte.  Die  Abwesenheit  einer  Gewalt  ist 
eine  schwache  Seite  der  Einrichtung. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  UI.  S.  54.) 

13.  The  right  Hon.  A.  B.  Forwood,  Finanzsekretär  der  Admiralität, 

Mr.   Williamson,    Direktor   der  Werften   —    früher  (bis 
1891)  in  Firma  Barclay,  Curie  &  Cie.,  Schiffs-  und  Maschinen- 
bauanstalt, Glasgow. 
Die  heutigen  Löhne  derB^gierung  vergleichen  sich  nicht  ungünstig 
mit  denen  der  Privatfirmen.    Das  Schema  von  1891  basierte  auf  dem 
Mittel  der  Löhne  der  Firmen  am  Tjne,  Clyde,  Mersey,  Thames,  von 
Belfast,  Hüll  und  Barrow,  1866,  als  die  Löhne  am  schlechtesten^  und 
der  Löhne  der  gleichen  Finnen,  1890,  als  die  Löhne  sehr  gut  waren. 

(Digest4i  Sektion  A.  (II)  Bd.  IlL  S.  BS.) 

1  ArbeitsKeit  und  andere  Arbeitsbedingungen;  Arbeits- 
leistung etc. 

1.  Mrs.  Dennington,  Bell,  Williams. 

Zwischen  1871  und  1890  (27.  Mai)  waren  die  Arbeitsstunden  der 
Handwerker  im  Durchschnitt  9  per  Tag.  Heute  dürfen  sie  um  12  Uhr 
statt  um    1  Uhr   aufhören  am   Samstag,   und   ihre   Arbeitszeit  ist 

53  Stunden  per  Woche. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  H.  8.  40.) 

2.  Mr.  W.  Whitwell. 

Die  Produktion  von  fertigem  Eisen  ist  seit  1873  gefallen  von 
630862  auf  251471  tons.  Dafür  wird  mehr  Stahl  produziert.  Und 
so  ist  für  beide  Artikel  zusanunen  die  Produktion  genau  so  hoch, 
wie  sie  seit  Errichtung  des  Einigungsamtes  (1869)  immer  war: 
750  000  tons. 

Seit  dem  Bestehen  des  Einigungsamtes  wurden  keinerlei  V^er- 
sache  gemacht,  die  Arbeitszeit  zu  yerkürzen. 

(Digests  Sektion  A.  (H)  Bd.  n.  S.  44,45.) 
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Zeuge  hat  versucht,  in  seinem  eigenen  Geschäft  die  Arbeitszeit 
zu  kürzen  durch  Einführung  des  Dreischichtsystems,  aber  er  konnte  den 
Widerstand  der  Arbeiter,  die  mit  dem  geltenden  System  nicht  brechen 
wollten,  nicht  überwinden. 

(a.  B.  0.  S.  46.) 

3.  Mr.  B.  Hingley. 

Während  der  letzten  40  Jahre  hat  der  Zeuge  nie  einen  Puddler 
gekannt,  der  bei  seiner  Firma  mehr  als  12  Stunden  per  Tag  arbeitete. 
[Die  Leute  arbeiten  in  der  Woche  an  4  Tagen  11  Stunden  und  Imal 
8  oder  9,  i.  e.  sie  machen  6  „heats"  (Feuer)  an  4  Wochentagen 
und  5  am  Sonnabend.  Sie  beginnen  entweder  am  Montag  Nacht  und 
hören  auf  am  Samstag  Morgen,  oder  sie  beginnen  am  Dienstag  Morgen 
und  hören  auf  am  Sonnabend  ca.  2  oder  3  Uhr  Nachmittag]. 

(Dijfests  Sektion  A.  (II)  Bd.  II.  S.  48.) 

4.  Captain  A.  Noble. 

Im  November  1891  wurde  ein  Abkommen  getroffen  zwischen  dem 
North-east  Court  ständigen  Ausschufs  der  Arbeiterverbände  und  dem 
Untemehmerverband  mit  folgendem  Inhalt:  1.  Uberzeit  mufs  soviel 
als  möglich  verschwinden;  2.  für  Neuarbeit  soU  nicht  mehr  als 
65  Stunden  per  Woche  oder  230  Stunden  in  4  Wochen  gearbeitet 
werden ;  3.  Neuarbeit  sollte  in  Tag-  und  Nachtschichtarbeit  gemacht 
werden,  die  abzulösende  Schicht  sollte  arbeiten  bis  die  Ablösung  an- 
trete. —  Dadurch  wurde,  kann  man  sagen,  eine  brennende  Frage  seit 
März  1890  endgültig  gelöst.  Der  Zustand  ist  für  beide  Parteien  be- 
friedigend. Durch  das  Doppelschichtsystem  sind  bis  jetzt  die  un- 
beschäftigten Arbeiter  noch  nicht  absorbiert  worden  —  weil  das  Ge- 
schäft nicht  prosperiert  und  infolge  der  Desorganisation  durch  den 
Streik.  Jedenfalls  werden  unter  diesem  System  in  schlechten  2ieiten 
mehr  Leute  aus  der  Arbeit  herausgeworfen. 

(Digests  Sektion  A.  (II)  Bd.  lU.  S.  46.) 


b.   Urteile   der   Kommission. 

1.  Arbeitslohn;  etc. 

Löhne  der   Puddler   1878  in  Grofsbritanien :  Lohnsatz  per  ton 
(„Short  weigh")  7  s  2  d. 
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Lohne  der  Walzer  und  Zängewalkwerkleute   1878  in  England 
(Durham)  13  s  bis  15  s  und  10  s  bis  18  s. 

Löhne  der  Bessemerstahlarbeiter  1880  Grofsbritanien 


KonTerterleute 
5  s  lOd 


Schöpfkellenleute 
4  8  1  d  bis  4  s  8  d 


Walzer 
9  s  bis  10  s  10  d 


In  Chelsea  ist  der  Lohn  der  Eisengiefser  während  der  letzten 
20  Jahre  stationär  geblieben  (38  s  per  Woche). 

In  Belfast  ist  der  Lohn  1891/92  (als  Normallohn)  348;  in 
Zeiten  der  geschäftlichen  Depression  sinkt  er  auf  31  s  per  Woche. 

Die  Flammofenleute  in  Cleyeland  erhielten  1892  einen  um  6  % 
höheren  Lohn.     Der  Normaliohn  war  33  s. 

Die  Flammofenleute  von  Ayrshire  und  Lanarkshire  sahen  1890/29 
ihre  Löhne  um  12 "^  herabgesetzt. 

Für  die  Schlofs-  und  Schlüsselschmiede  in  Wolverhampton  war 
der  Durchschnittslohn  1891/92  60%  geringer  als  1872. 

Die  Kettenmacher  hatten  1886  87  blofs  7  s  bis  10  s  per  Woche, 
Frauen  3  s  6  d  bis  5  s.  Sie  verlangten  Erhöhung  dieser  „starvation 
prices^  (Hungerlöhne).  Die  Unternehmer  erklärten,  das  sei  blofs 
möglich,  wenn  durch  einen  Generalstreik  und  somit  Hemmung  der 
Produktion  die  Preise  der  Fabrikate  künstlich  in  die  Höhe  getrieben 
würden.    Dies  geschah  und  hatte  einen  gewissen  Erfolg. 

(Fünfter  und  Schlufs-Rapport  II.  S.  91/92,  162.) 


2.  Arbeitszeit;  etc. 

Es  mag  vermerkt  werden,  dafs  die  Arbeitszeit  in  jüngster  Zeit  in 
den  meisten  hierhergehörigen  Gewerben  bedeutend  Termindert  worden 
ist;  wie  die  Tabelle  zeigt. 


Kategorie  der  Arbeiter 

1860 

1860 

1870 

1880 

1890 

Bleiarbeiter 

52,5 

Sehi&zimmerer 

58 

57,1 

55,3 

1   51,6 

51,4 

Eisengiefser 

60,4 

58,9 

57,8 

53,8 

53,9 

Anm.  Die  Angaben 

Xesfixigarbeiter 

59,5 

57 

55,6 

.   54 

53,6 

stellen    das   arith- 

XodeOnukdier 

60 

60 

55,5 

54 

54 

metrische      Mittel 

Schreiner 

— 

— 

54,9 

:    53,6 

53,5 

aus  den  gemachten 

Scbiffsbaner  (Themee) 

63 

58,5 

58,5 

:  i56M 
!  158,5/ 

54 

Statistiken  dar. 

Kesaclbauer 

60 

59,5 

57,6 

;   63,5 

53,7 

lUschinenbauer 

59,3 

59 

58 

1   54 

53,7 

(Fünfter  und  Schlafs-Rapport  U.  S.  103.) 
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Vergleichende  Tabelle  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  englischer  Arbeiter 

1850  und  1890. 


1860 


Abnahme  1890  verglichen  mit  18d0 


Gleveland 

Ofenleute 

FüUer  (Fütterer) 

Handwerker 

Fertig-Eisen-Arbeiter 
Oumberland 

Ofenleute 

Handwerker 
Derbyshire 

Eisengiefser 
South  Staffordshire 

Ofenleute 

Puddler 

Handnägelmacher 

Handwerker 

Kettenmacher 
Ayrshire 

Ofenleute 
South  Wales 

Zinnplattenarbeiter 


»I 


Birmingham 

Galvaniseure 
WeBt  Bromwich 

Schnitzwerkarbeiter 


84 

63 

61 

60-64 

60 
56 

63 

70 
48 
72 
54 
69 

60 

82 
70 

59 

63 


keine 


»» 


7 
keine 

18  (3  Schichten  statt  2  auf  24  Std.) 
2 


keine 


•» 


16 

keine 
16  V« 


26  bis  34  (Aberavon) 
26  (Swansea) 

keine 


(Digests  Sektion  A.  (U)  Bd.  III.  S.  65;66. 

Resum6 

der  Gruppe  Eisenindustrie^  Mascliinenbauanstalten^  Stahlwaren- 
Industrie,  Schiffsbau  und  verwandte  Gewerbe. 

Überblicken  wir  die  von  uns  zusammengestellten  Daten  für  diese 
Gruppe,   so  fallt  uns  auf,  welche   grofse  Rolle  die  Streiks   spielen. 

Spärlich  sind  dagegen  die  Angaben  über  die  Löhne  in  ver- 
schiedenen früheren  und  neueren  Zeiten,  so  dafs  ein  bestimmtes  ver- 
gleichendes Generalurteil  für  die  Löhne  nicht  gefällt  werden  kann. 
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Indes  haben  wir  den  Emdrack  empfangen,  dafs  die  Löhne  sowohl  se  hr 
grofsen  Schwankungen  nnterworfen,  als  auch  schlief slich  kaum  einen 
^lioch"  zu  bezeichnenden  Stand  behaupten. 

Der  Standard  of  life  der  Arbeiter  dieser  Gruppe  scheint  zum 
Teil,  d«  h.  für  die  Maschinenbauer,  ein  befriedigender  zu  sein.  Aber 
auch  dies  ist  das  Resultat  sehr  vieler  und  sehr  harter  Elämpfe.  Ohne 
die  Gewerkyereine  wäre  er  jedenfalls  ein  niedrigerer. 

Bemerkenswert  ist  die  hier  und  dort  beginnende  Selbsthilfe  der 
Arbeiter  yermittelst  kooperativer  Schöpfungen. 

Eine  grofse  Rolle  spielt  in  dieser  Gruppe  für  die  Lage  der  Ar- 
beiter die  Einrichtung  von  Lohnskalen  und  Einigungsämtern, 
deren  Wirkungen  i.  a.  günstig  für  die  Arbeiter  und  Unternehmer 
sind,  deren  gegenseitige  Beziehungen  oft  „gut^  genannt  werden 
können. 

Grofse  Massen  von  Arbeitern  in  dieser  Gruppe  sind  arbeitslos 
oder  in  unregelmäfsiger  Beschäftigung. 

Was  anderseits  die  Arbeitszeit  angeht,  so  ist  auf  Grund  der 
vorliandenen  Angaben  das  Urteil  dahin  zu  fallen,  dafs  seit  den  60  er 
Jahren  eine  erhebliche  Verkürzung  derselben  in  vielen  Gewerben  er 
folgt  ist. 

Im  grofsen  und  ganzen  macht  aber  diese  Gruppe  sozialgeschicht- 
lich nicht  den  günstigen  Eindruck  wie  die  vorige.  Der  Fort- 
schritt scheint  nach  dem,  was  an  Material  geboten  ist,  ein  pre- 
kärer. Was  dieses  Material  selbst  angeht,  so  ist  dessen  Wert 
far  unseren  Zweck  ein  geringerer  als  der  des  Materials  der  ersten 
Gruppe. 

3.  Transport  per  Wasser  (Sektion  B  I). 

Docks,  Cluls,  Scbifibrt  und  Kanlle. 

a)  Zeugenaussagen  von  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  etc. 

1.  Arbeitslohn;  Arbeitsmarkt;  Arbeitsbedingungen; 
Standard  of  life  der  Arbeiter. 

1.  Mr.  Thomas  MacCarthy,  Dockarbeiter,  Chargierter  der  Dock-, 
Quai-,  Ufer-  und  Allgemeinen  Arbeiter-Union. 
25000—30000  Mitglieder. 
Dock-  und  Quaiarbeit  ist    eingeteilt  in:    Schiffe   ausladen   und 
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einladea  Ersteres  besorgen  die  Dockarbeiter,  letzteres  die  Güter- 
packer. Die  ganze  Zahl  derer,  die  sich  um  eine  solche  Arbeits- 
gelegenheit bewerben,  allgemein  in  London,  macht  45000  Mann  aus* 
Zum  Teil  ist  die  Arbeit  gelernte  Arbeit,  aber  im  groisen  und  ganzen 
gilt  sie  als  ungelernte. 

Die  Hauptklage  ist  die,  dafs  eine  ungeheuere  Zahl  an  den 
Thoren  der  Docks  Arbeit  sucht.  Aus  allen  Gewerben  strömen  sie 
herzu,  sei  es  aus  eigenem  Verschulden,  sei  es  infolge  Einführung  von 
arbeitsparender  Maschinerie  oder  Konkurrenz,  und  betrachten  dies 
als  letztes  Mittel.  Viele  sind  untauglich  zu  der  Arbeit,  —  mögen  sie 
immerhin  gute  Mechaniker  sein.  Es  ist  die  Hoffnung,  hier  Arbeit 
zu  bekommen,  wenn  auch  nur  für  1,  2  Stunden,  welche  die  Leute 
hierher  zieht. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  9.) 

2.  Mr.  Michael  Hart,  Dockarbeiter. 

Landarbeiter  kommen  im  Winter  auf  den  Arbeitsmarkt,  so  dafs 
2  mal  soviel  Arbeitsangebot  wie  ]N  achfrage  existiert.  Diese  Leute, 
die  zum  Fahren  geschickt  sind,  verdrängen  die  Fuhrleute,  die  also 
Arbeit  in  den  Docks  und  Quais  suchen  müssen.  Sie  sollten  zu  Hause 
bleiben. 

Die  Konkurrenz  der  Ausländer  ist  noch  gröfser.  Sie  verdrängen 
die  englischen  Schneider,  Schuhmacher,  Tischler,  und  zwingen  sie,  auf 
den  Docks  und  Quais  Arbeit  zu  suchen.     Sie  arbeiten  billiger. 

Dieser  Zuflufs  sollte  aufhören  und  die  Arbeitslosen  beschäftigt 
werden.  In  vielen  Gegenden  von  London  sind  die  fremden  Arbeiter 
„packed  like  Sardines" ;  sie  wohnen  in  ganz  unchristlicher  Weise 
zusammengepfercht.  Die  durch  die  Fremden  verdrängten  Leute  sollten 
vom  Staat  beschäftigt  werden. 

So  lange  diese  Zustände  andauern,  ist  der  geborene  englische 
Arbeiter  unzufrieden.  Es  ist  soviel  Reichtum  im  Lande,  aber  der 
Anteil  der  Arbeiter  ist  zu  gering.  Wenn  sie  erleben  könnten,  dafs 
ihre  Kinder  anständig  gekleidet,  anständig  genährt  und  anständig 
logiert  wären,  dann  würden  sie  zufrieden  sein. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  1.  S.  11.) 

3.  Mr.  Mortimer  Costello,  Quaiarbeiter-Bezirkssekretär. 

Die  Erfolge  des  Streiks  auf  den  Quais  sind  im  Durchschnitt  be- 
friedigend für  die  Leute  gewesen.  Die  Löhne  sind  gestiegen,  und  die 
Arbeitszeit  ist  vermindert  worden. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  12.) 
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4.  Mr.  H.  Quelch,   South  Side- Arbeiterschutzliga-Dampf schiffs- 

arbeiterverein.     Vertritt  3000  Arbeiter   und  500  Dampfschiffs- 
arbeiter. 

Bei  beiden  Organisationen  ist  das  Übel  die  Unregelmäfsigkeit  der 
Beschäftigung,  die  den  Lohn  auf  10  s,  in  einzelnen  Fällen  auf  6  s  per 
Woche  reduziert,  andere  Arbeiter  sind  monatelang  ohne  Arbeit.  Durch 
den  Achtstundentag  könnte  dieses  Übel  vermindert  werden. 

Die  arbeitsparende  Maschinerie  macht  die  Arbeit  härter  und  ver- 
mindert  die  Zahl  der  Leute,  sie  bewirkt  eine  Dislokation  der  Arbeit. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  12.) 

5.  Mr.  W.  Salter,  Dockarbeiter  und  Sekretär  einer  Zweigunion. 

Das  Dockzirkular  vom  September  1890  beschränkt  die  Auswahl 
der  Arbeiter  auf  die  starken,  und  für  die  permanent  Angestellten  auf 
das  Alter  zwischen  23  und  30  Jahre.  Die  alten  Dockarbeiter  sind  ausge- 
schlossen, die  auch  einen  Teil  au  der  Arbeit  haben  möchten. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  14.) 

6.  Mr.  JamesDonovan.    Vereinigte  Güterpackergesellschaft  (5000 

Mitglieder). 

Vor  einigen  Jahren  gelang  es  der  Union  die  Arbeitszeit  auf  24 
aufeinanderfolgende  Stunden  zu  reduzieren,  früher  waren  es  50  und 
60.  —  1874  versuchten  die  Güterpackermeister  eine  Lohnreduktion, 
Dach  einer  Konferenz  mit  den  Eigentümern  und  Maklern  wurde  die 
Sache  zu  gunsten  der  Arbeiter  geregelt.  1889  streikten  die  Leute 
TOD  sich  aus,  um  die  Dockarbeiter  zu  unterstützen. 

(Digesta  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  14.) 

7.  Mr.  Ben  Tillett,  Sekretär  en  chef  der  Dockerunion. 

Der  Dockstreik  galt  einer  Lohnerhöhung  und  für  regelmäfsigere 
Beschäftigung,  die  Leute  sollten  mindestens  4  Stunden  beschäftigt  sein. 
Die  Union  hatte  die  Dockbehörden  yorher  verschiedene  Male  ange- 
gangen, immer  ohne  Erfolg.  Die  Union  sollte  direkt  mit  den  Unter- 
nehmern verkehren.  Die  Leute  verlangten  Kontrolle  über  die  Rech- 
nungen der  Stückarbeit. 

Unmittelbar  nach  dem  Streik  und  für  1  Jahr  waren  die  Bezieh- 
ungen zwischen  den  Arbeitern  und  den  Dockbehörden  bessere. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  1.  S.  16.) 


77 


—     78     — 

8.  Mr.  Robert  Cridge.    Vereinigte  Güterpackerunion. 

Vor  1872  waren  die  Meister  eine  Bande  von  Tyrannen  und  be- 
handelten die  Leute  schlecht.  Das  ist  jetzt  anders.  Der  Neun- 
stundentag  und  höhere  Löhne  sind  bewilligt,  da  die  Rheder  und  die 
Makler  das  Gesuch  der  Leute  unterstützt  haben. 

Die  Löhne  waren  8  d  und  1  s  f ür  Überzeit,  —  fixiert  durch  die 
Union  anno  1872  —  früher  war  di&  Rate  4  s  für  10  Vs  Stunden.  Es 
sind  immer  mehr  Arbeiter  vorhanden,  als  man  brauchen  kann.  Das 
gilt  für  die  Güterpacker  und  noch  mehr  für  die  Docker.  Es  giebt 
keinen  Weg,  um  die  Arbeit  regelmäfsiger  zu  machen,  oder  mehr 
Arbeit  auf  den  Markt  zu  bringen. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  17.) 

9.  Mr.  J.  Polhill,  Güterpacker  —  free-labourer  —  war  firüher  Land- 

arbeiter. 
Die  letzteren  sind  nicht  so  gut  bezahlt  als  die  Arbeiter  in  den 
Docks.  Verdient  heute  6  s  per  Tag  und  1  s  für  Uberzeitarbeit  per 
Stunde,  arbeitet  von  7  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends.  Er  ist  gegen  die 
Union,  da  die  Leute  durch  sie  beschränkt  werden,  ein  Unionist  kann 
nicht  anderswohin  gehen  etc.,  er  mufs  für  so  und  so  viel  arbeiten, 
und  mufs,  wenn  er  nicht  soviel  bekommt,  feiern.  Zeuge  hat  auf  dem 
Lande  mit  Zimmerleuten  und  Stellmachern  gearbeitet,  die  von  London 
kamen  und  unter  dem  üblichen  Preis  arbeiteten.  Zeuge  kam  von 
Romley  Marsh  vor  7  Monaten,  und  erhielt  seither  per  Woche  im 
Durchschnitt  36  s  und  war  ohne  Unterbrechung  beschäftigt.  Auf  dem 
Lande  konnte  er  nicht  mehr  als  12  s  oder  13  s  verdienen. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  23.) 

10.  Mr.   R.   H.  Ar  mit,    Vertreter  der  freien  Arbeiter.     Nationale 

Arbeiterunion. 

Zeuge  meint,  dafs  die  Trade's-Unions  sich  zu  Zwecken  hergeben, 
die  nicht  in  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  liegen,  er  giebt  Bei- 
spiele, wo  Delegierte  zusammengerufen  worden  sind  vom  Zentral- 
ausschufs  in  London,  um  über  politische  Punkte  zu  diskutieren  und 
abzustimmen,  wie  z.  ß.  über  die  auswärtige  Politik  des  Mr.  Disraeli, 
was  mit  dem  Gewerbe  nichts  zu  thun  hatte.  Femer  hiefs  es  von  den 
Mitgliedern  der  Gewerkvereine,  dafs  sie  über  Fragen  der  nationalen 
Politik  abgestinunt  hätten,  während  thatsächlich  das  nicht  der  Fall 
war;  es  waren  die  Deligierten,  die  von  sich  aus  gehandelt  hatten. 

Delegierte  mischen  sich  in  Sachen,   die  sie  nichts  angehen.    Bin 
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etwas  a^ressiver  Aufseher ,  der  ein  Delegierter  war,  machte  eine 
solche  Unordnung  unter  den  Leuten  in  seiner  Fabrik,  dafs  der 
Eägentümer  ernsthaft  daran  dachte,  alle  seine  gelernten  Arbeiter 
za  entlassen.  Diese  Leute  sind  jetzt  zufrieden,  dafs  sie  3  Tage 
per  Woche  für  1  £  arbeiten ,  während  sie  früher  das  doppelte  yer- 
dient  hatten.  Die  Gewerkyereine  sollten  sich  auf  die  Fragen  der 
materiellen  Wohlfahrt  der  Arbeiter  beschränken.  Sie  sind  keine 
politischen  Vereine.  Die  Gewerkvereinskongresse  fungieren  aber  als 
solche.  Wenn  die  Delegierten  vom  Kongrefs  zurück  sind,  sollten  sie 
sich  den  eigentlichen  berechtigten  Aufgaben  des  Trade's-Unionismus 
allein  widmen,  d.  h.  Fragen  der  Arbeit,  Löhne,  Arbeitszeit,  sanitären 
Einrichtangen,  der  sozialen  Stellung  der  Arbeiter.  Was  gethan  wird, 
soQte  in  einer  freundlichen,  nicht  klassenkämpferischen  Weise  gethan 
werden. 

Bei  Gelegenheit  des  Dockstreiks,  als  die  Seemann-  und  Heizer- 
nnion  die  ]Briti8h  Indien -Docks  und  die  Shaw  Sarill- Dampferlinie 
blockierte,  da  existierte  kein  Klagepunkt;  aufser  der  F.-  undO.-Linie, 
existiert  keine  Linie,  die  sich  hinsichtlich  des  Unterhalts  und  der  Orga- 
nisation mit  der  Britisch-Indischen  messen  kann.  Die  Blockade  wurde 
TerhäDgt  über  diese  Linien,  blofs  weil  es  den  Chargierten  der  ge- 
nannten Union  so  gefiel. 

Mangel  an  Arbeit  kommt  von  der  Ausländerkonkurrenz  der  Ar- 
beiter, ohne  dafs  die  Unternehmer  davon  berührt  werden.  Englische 
Fabrikanten  finden  die  Ausländer  billiger,  und  brauchen  die  eigenen 
Leute  nur,  um  die  anderen  anzulernen.  Eine  grofse  Zahl  gelernter 
Arbeiter  wird  so  herausgeworfen,  und  diese  Leute  füllen  direkt  oder 
indirekt  die  Reihen  derer,  die  in  den  Docks  Arbeit  suchen.  Zeuge 
hat  eine  Preisliste  einer  belgischen  Firma  für  Artikel,  die  in  Bir- 
mingham fabriziert  werden.  Einige  Artikel,  die  in  der  Liste  mit  9  s  9  d 
(30 ^/^ Diskonto)  stehen,  werden  verkauft  zu  16  s  9  d  und  im  Detail 
ZQ  21  s.  Die  englischen  Fabrikanten  sind  gezwungen,  sich  die  relative 
Wohlfeilheit  der  fremden  Arbeit  zu  nutze  zu  machen  zum  Schaden  des 
englischen  Arbeiters  und  ohne  Gewinn  der  Konsumenten. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  28/29.) 

11.  Mr.  R.  B.  Fairbairn.    Amalgamierte  Gesellschaft  der  Themse- 
Lichterschiffer  und  Bootsführer.    6000  Mitglieder ;  5800  davon 
zahlende. 
Nicht  nur  ist  die  Kompetenz  der  Lichterschiffer  und  Bootsführer 

nicht  immer   genügend   bezeugt,    erprobt,    sondern   auch    die  Boote 
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sind  schlecht  bemannt.  Es  ist  gefahrlich,  nachts  ein  Boot  einem  Manne 
allein  zu  überlassen.  Die  Schiffseigner  registrieren  fortwährend  den 
Tonnengehalt  (80—100  tons)  ihrer  Boote  zu  niedrig,  um  an  der  Be- 
mannung zu  sparen.  Die  Inspektion  der  Elufsschiffe  ist  ungenügend. 
Die  Schlafstellen  sind  sehr  schlecht.  Die  Kabinen  sind  absolut  un- 
gesund wegen  des  Gestanks  des  Bodenwassers  und  der  ungenügenden 
Ventilation. 

Eine  Kooperativ-Gesellschaft  ist  gegründet  worden,  um  den  Aus- 
laden! eine  dauernde  Beschäftigung  auf  den  Docks  und  Quais  zu 
sichern.  Ihr  Kapital  beträgt  30000  £y  wozu  die  Arbeiter  2500  j? 
beigesteuert  haben.  Die  Gesellschaft  besitzt  einen  Schlepper  und 
verschiedene  Barken,  mufe  aber  noch  Schiffe  mieten  mit  bedeuten- 
den Kosten.  Die  Gewinne  werden  nach  den  üblichen  Maximen  yer- 
teilt.  Die  Gesellschaft  hofft,  dafs  die  Leute  aufser  den  Löhnen  noch 
gegen  schlechte  Zeiten  versichert  werden,  indem  die  Leute  den 
Maximallohn  freiwillig  nicht  nehmen  und  den  Uberschufs  zu  einem 
Out-of-work-fonds  anhäufen.  Heute  bezahlt  die  Gesellschaft  den 
höchsten  Lohn  und  verschafft  den  Leuten  einen  bonus  von  3  7o7  ^^^ 
5  %  Dividenden,  ohne  die  Hauptaufgabe  der  Lohnerhöhung  und  der 
regelmäfsigen  Beschäftigung  zu  vernachlässigen. 

Die  Gesamtzahl  der  Uferarbeiter  im  Zusammenhange  mit  der 
Schifferei,  und  inklusive  der  Kohlenlader  (coulies),  beträgt  ca.  100  000 
oder  120000. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  30.) 

12.  Mr.  Geo  Lloyd,  Theeküfer  auf  Hay's  Quai,  beschäftigt  vor 
dem  grofsen  Streik  1890,  seit  1870. 
Er  trat  in  die  Union  ein,  um  gesellig  gegen  seine  Brüder- Arbeiter 
zu  handeln,  da  ihm  gesagt  worden  war,  dafs  die  ünionisten  keinen  Nicht- 
unionisten  dulden.  Es  gab  Leute,  die  den  Arbeitern  ihre  Zettel  visi- 
tierten. Wer  nicht  eine  Mitgliedskarte  hatte,  mufste  fort.  Zeuge 
mufste  am  Streik  teilnehmen.  2  oder  3  Unionisten  agitierten  für  eine 
Lohnerhöhung  für  die  Taglöhner.  Man  wollte  eine  Petition  an  die 
Eigentümer  richten.  Mr.  Tom  Mann  vernahm  das  und  ordnete  den  Streik 
an.  Der  Lokalsekretär  der  Union  wollte  im  Interesse  der  Arbeiter 
keinen  Streik  und  ging  zu  Mr.  Tillet.  Der  aber  gab  ihm  kein  Gehör. 
Sie  müfsten  Mr.  Mann  folgen.  Die  Leute  sagten  Mann,  dafs  die 
Streiker  nachher  nicht  mehr  eingestellt  würden,  worauf  Mann  erwiderte : 
er  garantiere,  sie  würden  wieder  eingestellt,  oder  sie  würden  jedenfalls 
etwas  mehr  als  Streikgelder  erhalten,  und  wenn  der  Streik  12  Monate 
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dauerte.  Als  die  freien  Plätze  besetzt  waren,  behandelten  die  Char- 
gierten der  Union  die  Vertreter  der  Leute,  die  zu  ihnen  gingen,  mit 
Hohn.  Zeuge  erhielt  Streikgeld  für  3  Monate  und  5  s.  Die  Arbeiter 
gingen  zur  Quaiyerwaltung,  sie  möchten  die  Arbeit  wieder  aufoehmen. 
Es  wurde  aber  erklärt,  ihre  Plätze  seien  besetzt  Schliefslich  wurden 
sie  zugelassen.  Am  nächsten  Morgen  wurde  Zeuge,  als  er  hinging, 
Ton  einem  Manne  mit  Mifshandlung  bedroht.  Zeuge  war  annähernd 
12  Monate  out  of  work  und  ist  beinahe  verhungert.  Er  ist  jetzt  seit 
3  Monaten  an  der  Arbeit.  Er  war  kein  permanent-man,  ist  aber 
konstant  beschäftigt  worden  mit  8  d  per  Stunde.  Jetzt  erhält  er  6  d 
per  Stunde.  Er  und  viele  andere  sind  aus  der  Union  ausgetreten. 
Der  Streik  hatte  nichts  zu  thun  mit  der  Arbeit  am  Quai.  Zeuge  war 
nicht  zu  Rate  gezogen  oder  zuvor  benachrichtigt  worden;  er  hat 
12  Monate  Lohn  verloren  und  l^s  bis  2d  per  Stunde  seit  er  wieder 
Arbeit  hat 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  Igß.  30.) 

• 

13.  Mr.  Joseph  Havelock  Wilson,  Sekretär  der  Nationalen 
Amalgamierten  Segler-  und  Heizerunion  von  Grofs-Britannien 
und  Irland  und  Präsident  der  Föderation  der  Arb  eiterunionen. 

1851  war  die  Lage  der  Seeleute  so  kläglich  wie  später  kurz 
Tor  der  Gründung  der  Amalgamierten  Union  1887.  Die  Löhne  waren 
sehr  niedrig  und  die  Schiffe  schlecht  bemannt.  In  auslandsfabrenden 
Schiffen  erhielten  die  Segler  von  35  bis  45  s  per  Monat.  Für 
Küstensegeln  erhielten  sie  70  bis  80  s  per  Beise,  die  durchschnitt* 
lieh  ca.  5  Wochen  dauerte  imd  sehr  anstrengend  war. 

Im  Jahre  1851  gründeten  die  Arbeiter  eine  Union  The  Seamen's 
United  Friendly  Society,  die  bald  erstarkte  und  in  30  verschiedenen 
Hafenorten  Zweigvereine  hatte.  Es  gab  keine  Zentralleitung,  die  ein« 
zeben  Zweigvereine  waren  selbständig  und  blofs  föderiert.  Die  Rheder 
errichteten  in  verschiedenen  Seestädten  freie  Arbeitsbureaux,  welche 
Zettel  austeilten  und  deren  Inhaber  vorzugsweise  Beschäftigung  er- 
hielten. Infolge  dieser  Gegnerschaft  brach  die  Union  zusammen 
1859/60,  nach  ca.  10  Jahren  Existenz.  Während  der  Decadence  der 
Union  verschlechterte  sich  die  Lage  der  Seeleute.  Auf  Schiffen  fürs 
Baltische  Meer  sanken  die  Löhne  von  5  jff  auf  3  .^^  10  s  per  Monat; 
wf  Schiffen  fur's  Mittelmeer  von  4  ^  auf  2  j^  15  s. 

1879  wurde  eine  neue  Union  gegründet,  The  North  of  England 
Sailors  and  Sea-going  Firemen's  friendly  Association,  die  noch  besteht. 
Sie  verlangte  einst  eine  Lohnerhöhung  von  2  s  6  d  per  Woche  in  An- 
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l)etracht  der  höher  gewordenen  Frachten,  und  schlug  eine  Konferenz 
vor.  Sowohl  die  Lohnerhöhung  als  die  Konferenz  wurden  abgelehnt. 
Itach  Beschliefsung  des  Ausstandes  wurde  1  s  6  d  bewilligt.  Die 
Erhöhung  galt  nicht  für  London  und  Liverpool  etc.  Wenn  die  Leute 
vom  Norden  in  London  ausluden  und  die  Rückreise  zahlen  mufsten, 
so  blieben  ihre  Löhne  eflFektiv  die  gleichen,  wie  die  in  den  Nicht- 
TJnionshäfen. 

Im  Jahre  1882  brachen  die  verscliiedenen  Zweig  vereine  der  Union 
zusammen,  worauf  die  Löhne  vermindert  und  die  Fremden  bei  der 
Arbeit  bevorzugt  wurden.  Das  Geschäft  ging  besser  als  heute,  heute 
sind  aber  die  Lölme  30  "/^j  höher,  da  die  Arbeitervereine  starke  Unionen 
zu  deren  Schutz  haben.  Während  der  Periode  von  1884 — 86  blieben 
nur  noch  200  Mitglieder  bei  der  Nordenglischen  Union. 

Nach  einem  verfehlten  Versuch,  die  Nordenglische  Union  zu  be- 
wegen, dafs  si^  ihre  Operationsbasis  auf  ganz  England  ausdehne, 
gründete  der  SJeuge  die  Nationale  Amalgamierte  Segler-  und  Heizer- 
union 1887.  Der  unmittelbare  Erfolg  war  eine  Lohnsteigerung  auf 
der  Nordostküste  von  2  J^  5  s,  2  ^^  10  s  und  2  .^  15  s  auf  3  £ 
16  s  für  Segler  und  4  j^  für  Heizer  (per  Monat).  Ende  1887  hatte 
die  Union  ohne  Zweigvereine  2000  Mitglieder.  1888  wurden  Zweig- 
vereine aufgethan  in  Glasgow,  Liverpool ,  Cardifif  und  Hüll ;  die  Mii> 
gliederzahl  stieg  auf  7000—8000.  Ende  1889  waren  46  Zweigvereine 
und  per  Woche  wurden  2000 — 3000  Mitglieder  aufgenommen.  Heute 
sind  es  130000;  und  kaum  20000  Mann  der  Handelsmarine  sind  aufser 
der  Union,  die  heute  in  jedem  Hafen  des  V.  Königreichs  einen 
Zweigverein  liat;  femer  sind  Vereine  auf  dem  Kontinent  (15),  1  in 
Konstantinopel  und  1  üi  Malta.  Die  Handelsmarine  zählt  im  ganzen 
230000  Mann,  davon  sind  40000  Offiziere,  40000  Maschinisten, 
20000  Köche  und  Stewards,  so  dafs  für  die  Union  wählbar  übrig 
bleiben  ca.  120000—130000.  8000  Mitglieder  sind  in  Liverpool, 
20000  in  iiondon. 

Ende  1890  besafs  die  Union  '31 000  £,  heute  nicht  mehr  als 
10  000  e;^  :  die  Folge  des  Cardiff-Streiks.  1890  gingen  als  Streikgelder 
aus  7000—8000  £  (6000  £  nach  Australien  und  600  £  nach  Schott- 
land) etc.  etc. 

Nach  der  Gründung  der  Union  1887  wurden  die  Rheder  um  ihre 
Sympathie  und  Mitwirkung  angegangen.  Die  Union  garantierte  die 
Stellung  kompetenter  Seeleute,  deren  promptes  Antreten  und  Arbeits- 
tüchtigkeit und  Entschädigung,  falls  Schiffe  durch  Mitglieder  hingehalten 
würden.     Die  Rheder  wollten  aber  von  der  Union  nichts  wissen,   sie 
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suchten  immer  Leute  zu  niedrigeren  Löhnen.  1889  wurde  die  Union 
das  Objekt  einer  Intrigue,  die  von  2  oder  3  Rhedem  ausgeheckt  war. 
Es  wurden  Leute  in  die  Union  gebracht,  um  dort  Unfrieden  zu  stiften. 
Ein  Mann  namens  Homsby,  bezahlter  Agent  der  Schiffahrts-Foede- 
ratioB  trat  in  die  Tower  Hill  Filiale,  und  begann  in  Verbindung  mit 
einem  weggejagten  Chargierten  der  Union,  Mr.  Abbot,  Broschüren  zu 
Terteüen  in  der  Absicht,  den  Zeugen  und  seine  Union  in  den 
Äugen  der  Seeleute  zu  diskreditieren.  Als  diese  Leute  vor  Gericht 
kommen  sollten,  wurde  von  einem  Rheder  Scrutton  und  von  Botterell 
und  Boche,  Anwälten  der  Schiffahrts-Foederation,  „geblecht".  —  Die 
Angeklagten  waren  überführt. 

Zur  Zeit  des  Cardiff-Streiks  war  das  Geschäft  gerade  sehr 
schlecht  und  die  Rheder  konnten  ihre  Schiffe  feiern  lassen,  sonst  hätte 
die  Union  einen  vollständigen  Sieg  errungen.  Gewöhnlich  bedarf  es 
1000  Mann  wöchentlich  zur  Bemannung  der  Schiffe  des  Hafens  von 
ü&rdiff.  Während  des  Streiks  konnten  die  Rheder  nie  mehr  als  160 
auftreiben.  Viele  derselben  waren  nie  vorher  auf  See,  und  die  Matrosen* 
makler,  welche  die  Leute  geliefert  hatten,  sind  des  öfteren  überfuhrt 
worden,  dafs  sie  dieselben  aus  dem  Arbeitshaus  genommen  haben, 
um  die  Rheder  zu  bedienen. 

Im  Februar  1891  vernahmen  die  Delegierten  der  Union,  dafs 
Leute  gewaltsam  an  Bord  der  „Moravia"  festgehalten  seien.  Sie 
wollten  dieselben  herausholen.  Die  Offiziere  suchten  dies  zu  ver- 
hindern. Aber  ein  Mann  sprang  über  Bord  und  wurde  aufgegriffen. 
Derselbe  erzählte  sodann  in  einer  Volksversammlung  in  der  Colonial 
Hall,  dafs  50  Mann  auf  der  „Moravia"  festgehalten  würden.  Vielen 
glückte  es  nachher  noch,  zu  entkommen. 

1889  fanden  in  Glasgow  2  Streiks  statt,  im  Januar  und  im  Juni. 
Bevor  die  Union  sich  in  Glasgow  festsetzte,  waren  die  Löhne  auf  den 
wöchentlich  fahrenden  Schiffen  1^1  s,  l.;^4s  und  1  j^  7  s  per 
Woche ;  auf  den  monatlich  segelnden  Schiffen  2  jf  5  s,  2  j^  10  s  per 
Woche;  auf  den  monatlich  fahrenden  Dampfern,  nach  Westen  be- 
stimmt, 3  c;^  5  s  und  3  .i^  10  s  —  gegen  4  «^  in  Liverpool.  Heute  sind 
infolge  von  Streiks  die  Löhne  gestiegen  für  die  Wochenschiffe  auf 
28,  30  und  32  s  7  d,  für  die  Monatsschiffe  auf  3  ^  10  s  und  auf 
Dampfern  (nach  Westen)  auf  4  j^  10  s  und  5  j^. 

Das  Steigen  der  Löhne,  welches  in  den  Jahren  nach  1850  erfogte, 
war  nicht  die  Folge  eines  Aufschwunges  des  Handels  oder  einer  Nach- 
frage nach  Leuten  im  Zusammenhang  mit  dem  Krim -Krieg.     1870 

war  ein  solcher  Aufschwung  vorhanden    und    eine   Nachfrage  nach 
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Arbeitern  wegen  der  Auswanderung  nach  den  überseeischen  Berg^ 
werken,  aber  keine  bemerkenswerte  Steigerung  der  Löhne  zeigte  sicb^ 
weil  die  Leute  noch  ohne  Organisation  waren. 

1848  wurden  in  Newcastle  und  Shields  den  Mittelmeerfahrem 
65  s  per  Monat  bezahlt.  Das  w^ar  ein  Ausnahmejahr.  1860  waren 
sie  auf  60  s  gefallen.  1860  waren  sie  indessen  wieder  höher:  60  s,  und 
1870:  70  s,  und  1875:  80  s.  Keine  wesentliche  Besserung  jedoch  ist 
erlangt  worden,  es  sei  denn  durch  die  Anstrengungen  der  Union. 
Diese  nimmt  für  sich  in  Anspruch,  dafs  sie  es  ist,  die  die  Löhne  auf 
den  heutigen  hohen  Stand  gebracht  und  da  behauptet  hat. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  80/31,  32,  35/36.) 

14.  Mr.  Arthur  Abbot.  Internationale  Föderation  der  Proviant- 
meister,  Seeleute  und  Feuerleute.  War  Beamter  der  Natio- 
nalen Amalgamierten  Segler-  und  Heizerunion. 

Schiffe  sind  heute  nicht  so  gut  bemannt  als  sie  es  1880  waren^ 
als  Mr.  Clark  Rüssel  in  einer  Rede  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Ge- 
fahren des  „modernen  Systems^  der  ungenügenden  Bemannung  lenkte. 
Die  Einführung  von  Maschinen  ist  zum  Teil   hierfür  verantwortlich. 

Streiks  sind  zahlreich  gewesen  im  Schiffahrtsgewerbe.  Zeuge 
leitete  einen  am  Tyne.  Der  Kampf  war  nicht  ernst.  Die  Leute  er- 
langten eine  Lohnaufbesserung  von  3  jf  10  s  auf  4  £  per  Monat. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  38.) 

16.  Mr.  H.  Friend.  Nordenglands  Segler-  und  Seeschiffsheizer- 
verband.    Nationale  Amalgamierte  Seeleuteunion. 

Es  giebt  1800  zahlende  auf  2000  eingeschriebene  Mitglieder. 

Viele  der  Schifferfirmen  stehen  mit  den  lokalen  Unions  auf  sehr 
gutem  Fufse.  Ein  Teil  derselben  stellt  nur  Unionisten  an,  und  Streitig- 
keiten, sofern  solche  vorkommen,  arrangieren  sich  mit  viel  weniger 
Reibung.     Die  Unionisten  sind  zuverlässigere  Arbeiter. 

Alle  Schiffe,  mit  Ausnahme  der  grofsen  Liniendampfer,  sind  heute 
unterbemannt.  Seit  1879  hat  der  Verband  des  Zeugen  400  £  für  Streik- 
gelder ausgegeben.  Es  sind  wenige  erfolgt,  und  sie  waren  von  kurzer 
Dauer.  Die  Union  hatte  immer  Erfolg.  Viel  Geld  ist  aufgewendet 
worden  im  Kampf  gegen  den  Untemehmerverbandsticket  (Erkennungs- 
schein —  Gegenteil  der  Blackliste). 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  L  S.  40.) 
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16.  Mr.  John  Seunett,  Facker,  weiland  Mitglied  des  Generalrates 

der  South  Side  Labonr  Protection  League. 
Nach  der  Erfahrung  des  Zeugen  haben  viele  Arbeiter,  die  im 
Mai  1891  in  Spratts  Biskuit£abriken  gestreikt  haben,  und  die  yorher 
Arbeit  hatten ,  nachher  keine  mehr  oder  wenig.  Der  Streik  erhöhte 
die  Lohnsätze,  steigerte  aber  zugleich  die  Arbeitslast,  da  die  Fabri- 
kanten, weil  sie  höhere  Löhne  zahlen  müssen,  dafür  sorgen,  dafs  sie 
für  ihr  Geld  ein  Äquivalent  erhalten. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  40;41.) 

17.  Mr.  M.  E.  Darby,  Seemann  —  Seemännerverband,  organisierte 

den  Zweig  von  Glasgow,  der  in  12  Monaten  6—7000  Mit- 
glieder aufnahm.   (Matrosen.) 
Die  Seeleute  waren  vor  3  Jahren  sehr  desorganisiert  und  imzu« 
frieden.     Durch  die  Aktion    des  Verbandes   stiegen   die  Löhne  von 
208  auf  25s  per  Monat  und  um  6s  6d  für  die  Wochenschi£Pe. 

(Digeflts  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  41.) 

18.  Mr.  W.  A.  Allison,  Heizer  und  Maschinist,  war  18  Jahre  zur 

See  —  Mitglied  der  Seemännerunion.     Er  trat  bei,  um  seine 
Lage  zu  verbessern- 
Präher  waren  die  Löhne  sehr  gering,    3  jf  10  s,   für  eine  Fahrt 
nach  Australien  durch  den  West-Ozean.   Als  Zeuge  zurückkam,  waren 
sie  besser:  A  jff  Ibs  und  6  jff  per  Monat. 

(Digests  Sektion  B.  Bd.  I.  S.  42.) 

19.  Mr.  Isaac  Allmann,   unabhängiger  Zeuge  von  Newcastle, 

Güterpacker  seit  12  Jahren,  d.  h.  10  Jahre  bevor  die  Natio- 
nale Labour-Union  gegründet  wurde.     Er  war  gewöhnlicher 
Arbeiter,  nicht  Meister  oder  Mittelmann. 
Der  Durchschnittslohn  am  Tyne  war  vor  12  Jahren  derselbe  wie 
heute.    Die  Löhne  waren  an  verschiedenen  Orten  am  Flusse  verschie- 
ien.    Am  Quai  z.  6.  wurden  6  d  per  Stunde   gezahlt.      Es  gab  dort 
eine  grofse  Komlagerhausgesellschaft,  die  blofs  3  s  6  d  per  Tag  zahlte. 
Auf  dem  Flusse  wurden  oben  oder  unten  6  s  per  Tag  gezahlt.    Für 
tonnage  work  (Ausladearbeit)  wurden  TV,  d   bezahlt   (allgemein),    für 
Erze  6  d,  und  7^/,  d  per  ton  für  allgemeine  Ladung.    Am  29.  Juni  1889 
▼urde  ein  erster  Uferzweig  der  National   Labour    Union   gegründet, 
es  war  der  31.;  Zeuge  trat  bei  und  wurde  Vizepräsident.     Der  Zweck 
desselben  war  die  Erhaltung  und  Steigerung  der  Löhne. 
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Seit  Errichtung  des  Unionzweiges  sind  die  Löhne  gestiegen,  und 
die  Erhöhung  wurde  bis  heute  behauptet. 

Am  5.  März  1890  wurde  der  Zeuge  von  der  Union  ent* 
lassen,  weil  er  das  KooperaÜTsystem  verteidigt,  und  mit  einem  Mit- 
glied der  Tyne  Cooperatiye  Stevedores  Company  verkehrt  hatte. 

^jWenn  das  Kooperatiysystem  am  Tyne  aufkäme,  so  wäre  das 
Schicksal  des  Trade's-Ünionism  besiegelt^ 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  IL  S.  1112.) 

20.  Mr.  EobertRobinson,  Quaiarbeiter,  Mitglied  der T^Tiside  Natio- 

nal Labour  Union,  welche  ungelernte  Arbeiter  in  und  um 
Newcastle  umfaCst,  und  die  seit  drei  Jahren  besteht.  "Wünscht 
auf  die  ungünstige  Lage  der  Quaiarbriter  hinzuweisen. 

Die  Löhne  sind  so  miserabel,  dafs  die  Leute  nicht  in  anständigem 
Quartier  wohnen  können.  Auf  1400  Arbeiter  sind  nur  160  permanent, 
fix  angestellte,  der  Rest  kasual,  unregelmäfsig  beschäftigte. 

Blofs  3  Streiks  sind  vorgekommen,  die  ohne  Bedeutung  ge- 
wesen sind. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  1213.) 

21.  Mr.  Thomas  Frank  Pan.   Vertritt  die  Liverpooler  Baum- 

wollen-     und     Allgemein- Warenhaus-Packträger-Q-esellschaft, 

deren  Sekretär  er  war.     11  Jahre  als  Packträger  beschäftigt. 

Die  Gesellschaft  umfafst  2700  Mitglieder. 

Keine   Streiks   sind   vorgekommen.     Die    Gesellschaft    hat   sich 

Mühe  gegeben,  die  Arbeiter  und  Unternehmer  in  nähere  Beziehungen 

zu    einander    zu    bringen    durch   Konferenzen.      Ihre    Abgeordneten 

wurden  von  dem  Liverpooler  Baumwollen-  und  Korn-Herren- Verband 

mit  Freundlichkeit  empfangen. 

Die  Beschäftigung  ist  unregelmäfsig,  was  eine  Wirkung  der  Ex- 
port- und  Importverhältnisse  ist  und  mit  der  Geschäftslage  zusammen- 
hängt. 

Die  Warenhäuser  werden  nicht  inspiziert.  Die  sanitären  Zu- 
stände sind  unbefriedigend. 

Die  Beschäftigung  ist  gefahrlich,  aber  es  passieren  nicht  viele 
ünfäUe. 

Nie  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  die  Nicht-Unionisten  aus- 
zuschliefsen.  In  diesem  Gewerbe  fand  seit  20  Jahren  kein  Streik 
statt,  aber  es  litt  sehr  unter  den  Streiks  in  anderen  Gewerben. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  14.) 
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92.  Mr.  Thomas  Mac  Garthie,  Dockarbeiter  und  Vertrauens- 
mann  des  Docker- Verbandes;  vertritt  die  Southampton- 
Dockarbeiter. 

Der  Sonthampton-Zweig  des  Docker- Verbandes  wurde  gegründet 
im  März  1890.  Die  Leute  verdienten  4  d  per  Stunde,  und  die  Be- 
«chaftigimg  war  sehr  unregelmäfsig.  50^0  ^^i*  Mehrangebot  von  Ar- 
beitern über  die  benötigte  Ziflfer. 

Seit  einigen  Jahren  führte  die  Dockkompanie  eine  Suppenküche, 
durch  welche  unter  die  Arbeitslosen  Suppe  und  Brot  täglich  verteilt 
wurde.  Diese  Küche  ist  in  den  Docks  selbst.  Dieselbe  lockte  viel  Volk 
nach  Southampton  und  hatte  eine  demoralisierende  Wirkung  auf  die 
Arbeiter.  Die  Löhne  im  Umkreis  der  Stadt  auf  einen  Durchmesser 
von  15  Meilen  waren  sehr  schlecht  —  9  s  per  AVoche.  Im  Sommer 
verdienten  die  Leute  1  £  in  der  Stadt  ^  wenn  sie  Arbeit  bekommen 
konnten.  Deshalb  ein  grofer  Zuflufs  von  Arbeitern  nach  Southampton. 
Von  März  bis  August  1890  hielten  Abgesandte  der  Union  verschiedene 
Meetings  ab  und  veranstalteten  Demonstrationen,  so  dafs  schliefslich 
3000  Mann  dem  Verbände  beitraten.  Die  Ijage  dieser  Arbeiter  war 
eine  jammervolle. 

In  Bristol  werden  die  Leute  besser  bezahlt  und  stellen  sich  an 
die  Seite  der  Arbeiter  in  London. 

In  Southampton  werden  die  geringsten  Lölme  bezahlt.  Die  Güter- 
packer erhalten  6  d  per  Stunde,  während  sie  in  Liverpool  und  London 
weit  mehr  verdienen.  8  d  und  1  d  ist  in  den  letzten  15  Jahren 
fiir  diese  Arbeit  bezahlt  worden.  5  d  und  6  s  werden  in  Southampton 
für  überzeitarbeit  gezahlt,  wo  in  London  7  d  und  1 1  d  bezahlt  werden. 

Der  y,standard  of  living'^  ist  abgesehen  von  den  Lebenskosten 
ein  sehr  geringer  in  Southampton:  die  Leute  sind  schlecht  bezahlt, 
schlecht  genährt,  wohnen  schlecht. 

Mit  stillschweigender  Zustimmung  der  Union  wurde  an  die  Unter- 
nehmer im  August  1890  ein  Gesuch  um  Lohnerhöhung  eingereicht. 
Die  Leute  drohten  mit  dem  Ausstand,  und  eine  beträchtliche  Auf- 
besserung wurde  erreicht: 

für  Com  weigers  (Komwieger)  5 — 6  s  per  Tag, 
«    Com  Stores'  men  (Kommagaziniers)  18 — 20  s  per  Woche, 
,,    Com  trimmers  (Komiader)  3  s  6  d  bis  4  s  per  Tag, 

Com  bushellersf  Spezialarbeiter  der  12  s  3dbis  2s6d  p.lOOquailers, 

Com  runners     lKommagazinierung/2  s   1  d  bis  2  s  3  d, 
,,     Stevedores'  labourers  (Güterpacker)   4-  -5  d  per  Stunde  bei  Tag 
und  5 — 6  d  per  Stunde  nach  6  Uhr  abends, 
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•• 

für  Dockarbeiter,    fix  angestellt,  19  und  20  s  (4  d  Überzelt)  bis  21  b 

(6  d  Ulierzeit)  per  Woche, 
,,      Dockarbeiter,   imregelmäfsig  beschäftigt,  4 — 5  d  per  Stande  bei 
Tag  und  5—  6  d  per^  Stunde  bei  Nacht. 
London  and  South-western  Steam  Packet  Company. 

Laden  —  Ausladen   5 — 6   d   per   Stande   am  Tag,  6 — 7  d  per 

Stunde  bei  Nacht. 
Kohlenträger  8 — 9  d  per  ton. 
Fnion-Dampf  Schiffsgesellschaft 

Laden  5 — 6  d   per  Stunde  am  Tag  und  6 — 7  d  per  Stunde  bei 

Nacht 
Schiffsarbeit  22     24  s  per  Woche. 
Royal  Mail  Steam  Packet  Company. 

Laden    5~R    d    per    Stunde   am   Tag,    6-7   d   per  Stunde   bei 

Nacht. 
Im  ganzen  wurden  betroffen   1190  Mann.     Der  wöchentliche  Ge- 
winn war  293  ^  19  s  6  d,  per  Mann  4  s  11\  d. 

Ln  September  brach  ein  Streik  aus  auf  das  Gerücht  hin,  dafs 
die  Löhne  der  fixen  Arbeiter  um  3*^  d  per  Stunde  herabgesetzt 
werden  sollten;  der  Streik  war  vom  London-Exekutivkomitee  nicht 
sanktioniert. 

Nach  dem  Streik  versammelten  die  Unternehmer  die  Arbeiter, 
und  der  freie  Arbeiter-Bund  wurde  gegründet:  kein  Arbeitsuchender 
sollte  in  die  Docks  eingelassen  werden  ohne  einen  Ausweisschein  des 
Bundes.  Die  Mitgliedschaft  der  Union  sank  während  des  Streiks  von 
2000-3000  auf  200—300.  Die  Leute  waren  noch  nicht  lange  genug 
organisiert  gewesen. 

(DipesU  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  1617.) 

23.  Mr.  Alexander  Henry  Varnier,  Honorar-Sekretär  desPly- 
mouth   freien  Arbeiter-Bundes,   ebenso   des  Kohlenhändler- 
Verbandes. 
Der  Hauptstreit    in   Pljmouth  erfolgte   zwischen  den  Unionisten 
und  den   freien  Arbeitern.      Im  Jahre  1890   (Oktober)  erfolgte    der 
einzige  Streik,  in  dessen  Gefolge   der  freie  Arbeiter-Bund  gegründet 
wurde.      Im   Sommer   1890    wollten    die   Unions    sämtliche    in    dem 
Kohlenliandel  beschäftigten  Arbeiter  organisieren,   d.  h.  zum  Beitritt 
veranlassen.     Der  Streik  brach  aus,   weil  ein  Nichtunionist  angestellt 

worden  war,  im  Oktober  1890. 

•  ». 

Seit  dem  Streik  ist  das  Überangebot  an  Arbeit  gröfser  geworden, 
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Yielleicht,  weil  Yeröffentlicht  worden  war,  dafs  in  Plymouth  hohe  Löhne 
bezahlt  würden. 

(IHgests  Sektion  B.  (1)  Bd.  II.  S.  18.) 

24.  Mr.  George  [Monroe.    Free   Labour  Party    in  G-lasgow. 

15  Jahre  Gtiterpacker. 

Es  giebt  5000—6000  Dockarbeiter  in  Glasgow,  davon  sind  500 
beständig  beschäftigt.  Die  unregelmäfsig  beschäftigten  Arbeiter 
variieren  je  nach  dem  Gange  des  Geschäfts. 

Viele  Streitigkeiten  sind  yorgekommen,  weil  die  Dnionisten  nicht 
neben  den  Nichtonionisten  arbeiten  wollten. 

In  den  letzten  2  —  3  Jahren  kamen  3 — 4  Streiks  Yor  wegen  Lohn- 
fragen.    Die  Einschüchtemngsmethode  wnrde  vielfach  ausgeübt. 

1887  verlangten  die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung  von  6  d  auf  7  d. 
Nach  einer  Woche  Ausstand  war  sie  erreicht.  Seit  der  Zeit  erfuhren 
die  Gtiterpacker  Störungen  ihrer  früher  ruhigen  Arbeit  infolge  der 
Politik  eines  kleinen  lokalen  Gewerkvereins. 

1889  begaim  die  Nationale  Union  der  Dockarbeiter  und  störte 
die  Gtiterpacker  bedeutend.  1890  konnte  kein  Koheisen  nach  Glas- 
gow kommen  infolge  eines  Streiks  in  Barrow  etc.  etc.  Es  er- 
folgte eine  Reihe  sog.  Sympathiestreiks.  Auch  wurde  die  alte  Ge- 
sellschaft der  Freihafenarbeiter,  die  seit  40  Jahren  existierte,  von  der 
jüngeren  Union  geboykottet. 

Im  Dezember  1890  wurde  ein  Beschlufs  von  der  Schiffahrts- 
föderation in  Glasgow  gefafst,  dahingehend ,  dafs  die  Rheder  und 
ßäterpacker  sowohl  Unionisten  als  Nichtunionisten  ohne  Unterschied 
anstellen  könnten. 

(Digeats  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  20/21.) 

25.  Mr.  Samuel  Fisher,    Vertreter  des  Cardiff-,   Penarth- 

und Barry- Eohlenladerverbandes. 

Der  Durchschnittslohn  war  35  s  bis  3  <;^  per  Woche.  Junge  Leute 
fingen  an  mit  19  und  20  Jahren,  es  gab  aber  auch  Arbeiter  mit 
60—66  Jahren.  Der  Handel  von  Cardiff  wuchs  gewaltig,  so  dafs 
wenig  alte  Veteranen  da  waren.  Die  besten  Kohlenlader  waren  die 
Waüser,  die  früher  in  Kohlengruben  gearbeitet  hatten. 

Seit  20  Jahren  ist  kein  Streik  erfolgt.  Es  funktionierte  eine  Art 
Einigungsamt,  und  zwar  zur  allgemeinen  Zufriedenheit. 

Im  Dezember  1891  erzielten  die  Kohlenlader  eine  Erhöhung  von 
Id  per  ton  für  die  Segler  über  1000  tons  und  von  1^4  d  per  ton  für 
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Fahrzeuge  unter  800  tons.    Schiffe  zwischen  500  und  1000  sind  nicht 
8o  schwer  zn  laden. 

In  der  Unfallskasse  des  Kohlenladerrerbandes  waren  Ton  Mai 
1888  bis  NoTember  1891  324  Mitglieder.  Aasgegeben  wurden 
843  j^  14  b.  6  Mitglieder  starben  durch  Unfälle  und  ihre  Freunde 
zahlten  36  jff. 

Kranke  Mitglieder  erhielten,  so  lange  arbeitslos,  12  s  per  Woche 
während  26  Wochen  und  dann  bis  zur  Wiederherstellung  6  s.  Die 
Unternehmer  trugen  nichts  bei.  Auf  eine  betreffende  Anfirage  hin 
zeigten  sie  sich  jedoch  zu  Beitragen  geneigt 

Sparen  konnte  man  in  Cardiff  kaum,  da  dort  alles  teuer  und  die 
Miete  hoch  war.  Ein  lediger  Mann  könnte  35  bis  40  s  sparen ,  ein 
Terheirateter  aber  nichts.  Zeuge  hat  keinen  Arbeiter  gekannt,  der 
genug  gespart  hätte,  um  mit  60  Jahren  mit  der  Arbeit  aufhören  zu 
können.  Die  Chargierten  des  Verbandes  hielten  die  Leute  zur 
Nüchternheit  und  Sparsamkeit  an.  An  ftelegenheiten ,  Geld  zu  in- 
vestieren, fehlt  es  nicht:  es  giebt  Baugenossenschaften  und  ähnliche 
Vereine,  abgesehen  von  den  Postsparkassen. 

(Digests  Sektion  ß.  (I)  Bd.  11.  S.  21.) 

26.    Mr.  J.  W.   Lewis,   ünterpfarrer  an  der  Bow  Parroh  Church, 
lebte   7  Jahre   in  London,   Ost  und  Südost,  war  Präsident 
von  lokalen  Zweigvereinen  der  Dockarbeiterunion. 
Zeuge  spricht  über  die  Übelstände  der  unregelmäfsigen,  kasuellen 
Arbeit.     Nach  wenigen  Jahren   werden  die  Leute   uniähig,    6  Tage 
nacheinander  zu  arbeiten.     Der  kasuelle  Arbeiter  verlafst   das  Dock 
mit  3  s  3  d  in  der  Tasche  und  wendet  sich  natürlich  einem  Wirtshause 
zu.     Er   zieht  alsdann   eine   plötzlich   sich   zeigende   Arbeitsgelegen- 
heit von   24  bis   36  Stunden  vor,   um    nachher   zu  faulenzen.     Drei 
Tage    per  Woche   pflegen  diese    Leute  zu   arbeiten.      Was    sie    im 
Wirtshaus  ausgeben,    ist  geradezu  unglaublich    in  Anbetracht  ihrer 
Einnahmen.      Die    glücklicheren   kasuellen   Arbeiter    haben    7    Tage 
Arbeit  für  14  Tage  durch  das  Jahr.     Wenn  sie  aufser  Arbeit  sind. 
lassen  sie  sich  teils  unterstützen,  teils  machen  sie  Schulden. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dafs  die  Lage  der  Arbeiter  sich  während 
und  infolge  des  Streiks  gebessert  hat,  und  zwar  dank  der  Aktion  der 
Arbeitervereine.  Es  war  jedoch  ein  langsamer  und  langwieriger 
Prozefs.  Der  erste.  Schritt  zur  Besserung  der  Lage  war  die  Aus- 
merzung der  Nichtunionisten  und  derjenigen  „casuals^^,  die  herunter- 
gekommen waren,  des  Abschaums  von   ganz  Ost -London  und  Eng- 
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lancL  Es  lag  im  Interesse  der  Unternehmer,  eine  stramm  orga- 
nisierte Arbeiterschaft  zu  haben.  Dann  konnte  dem  Arbeiter  auch 
em  Standard  of  life  garantiert  werden.  Der  Arbeiter  gab  sein  unstetes 
Leben  auf,  wenn  er  aber  seinen  Platz  verliefs  und  bummelte,  so  ver- 
diente er  kein  Mitleid  mehr.  Die  Zuwanderung  vom  Lande  sollte 
nicht  durch  staatliche  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  gefordert  werden. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  n.  S.  21/22.) 

27.  fiev.   Marmaduke   Hare,   Vikar  der  Gemeinde  St,  Georg 

im  Osten.     Kennt  die  Dockarbeiter. 

Zeuge  hält  die  Löhne  für  ausreichend,  wenn  die  Arbeit  regel- 
mälsig  wäre.  Eben  diese  Unregelmäfsigkeit  ist  das  gröfste  Übel. 
Anch  ist  die  Arbeit  nicht  ungefahrlieh.  Zeuge  hat  öfters  zuge- 
sehen, wie  Arbeiter  mit  schwerer  Last  auf  einer  Planke,  die  nicht 
breiter  war  als  18  Zoll,  12  Fufs  über  Wasser  gehen  mufsten.  Die 
schmierigen  Quais  sind  bei  schlechtem  Wetter  eine  Quelle  von  Ge- 
fahren. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  22.) 

28.  Mr.  E.  M.  Shepherd,  weiland  Präsident  der  Dockarbeiterunion, 

B  a  r  r  o  w  -  in-Pumess. 

Dockarbeit  schwankt  sehr.  Ca.  150  Arbeiter  verdienen  dort  ge- 
wöhnlich ihren  Lebensunterhalt.  Zu  Zeiten  sind  300  beschäftigt.  Die 
Lente  müssen  1^/,  Meilen  gehen  und  werden  dafür  nicht  entschädigt. 
Die  Leute  werden  nach  der  Billigkeit  und  nicht  nach  ihrer  Qualität 
ausgesucht  Ebensoviel  Arbeiter  sind  überflüssig  in  Barrow,  wie 
in  Manchester  und  in  Liverpool. 

Ein  Streik  brach  1889  aus.  Der  Mittelmann  (contractor)  oflferierte 
den  Arbeitern  im  März  6  d  per  Stunde  am  Tage  und  8  d  für  Überzelt. 
Da  dies  eigentlich  eine  Lohnreduktion  darstellte,  wiesen  es  die  Leute 
Zurück.  Sie  streikten,  muisten  aber  in  Ermangelung  von  genügenden 
Fonds  schliefslich  doch  nachgeben. 

Am  7.  Juni  1890  wurde  ein  Zweigverein  der  Nationalen  Dock- 
arbeiterunion gegründet.  Von  100  Arbeitern  traten  87  bei.  Eine 
Zeitung  brachte  die  Notiz,  dafs  die  Gelder  des  Verbandes  knapp 
seien,  und  darauf  schlug  der  Mittelmann  ein  Monatsarrangement 
Tor  etc.  Die  Arbeiter  glaubten  sich  in  ihrer  Organisation  gestört.  So 
begann  der  Streik  im  September  1890;  er  dauerte  bis  Pebruar  1891. 

Der  Streik  von  1889  war  die  Polge  eines  Gesuches  um  Zeit- 
regulierung und  Lohnerhöhung.    Die  Unternehmer  wollten   mit   den 
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Abgeordneten  der  Arbeiter  nichts  zu  thun  haben.  Die  Leute  kehrten 
znr  Arbeit  zurück  unter  um  40  %  besseren  Bedingungen.  Die 
Besserung  dauerte  aber  leider  nicht  an. 

Der  Grund  zum  Streik  war  im  allgemeinen,  dafs  man  bei  den  voran- 
gegangenen Verhandlungen  nichts  erreichte,  nur  viel  Zeit  verlor,  während 
Arbeiter  und  Unternehmer  das  Übel  mit  der  Wurzel  hätten  ausrotten  sollen. 

Die  vielen  Unfälle  fallen  dem  Mittelmann  zur  Last,  infolge 
schlechter  und  ungenügender  Einrichtung.  Bei  den  Bhedem  direkt 
zu  arbeiten  ist  besser. 

Das  Essen,    das  den  Leuten  bei   einer  längeren  Arbeit  geliefert 

wird,  ist  schlecht  und  äufserst  unreinlich  bereitet  und  serviert. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  23.) 

29.  Br.  W.  J.  Brett,  Dockarbeiter  in  den  Surrey  Commercial Docks. 

Speziell  Komdocker. 

Ein  Teil  der  Komträger  ist  gut  bezahlt,  z.B.  diejenigen,  welche  per  100 

quarters  bezahlt  sind.    Im  März  1889  wurden  die  Löhne  der  Komträger 

reduziert  um  8  ®'q.    Ein  Streik  erfolgte,  in  dem  die  Arbeiter  die  früheren 

Löhne  wiedergewannen  —  mit  Ausnahme  einer  Reduktion  von  1  s  per 

100  quarters,    zur  Kompensation   der   Extra-Abnutzung   des  Läufers 

infolge  der  Funktion  der  Dampfrolle. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  24.) 

30.  Mr.  George   Donaldson,    Hochseeschlepper,    Generalsekretär 

der  Amalgamierten  Schlepper  und  Fährleute.  Die  Union  be- 
steht seit  3  Jahren. 

Kein  Ausstand  ist  erfolgt  seit  Gründung  der  Union,  auch  hat  die 
Gesellschaft  immer  nur  freundliche  Beziehungen  zu  den  Unternehmern 
gehabt,  bis  vor  2  Jahren.  Vor  1  ^/j  Jahren  änderten  die  Unternehmer 
ihre  Haltung.  Sie  zogen  die  Nichtuni onisten  vor.  Sie  sagten  den 
Leuten,  dafs  sie,  wenn  sie  zu  einer  Gesellschaft  gehören  würden, 
keine  Anstellung  finden  könnten.  Es  war  das  Gerücht  verbreitet,  dafs  die 
Nichtgewerkvereinler  schlechter  bezahlt  werden  sollten,  als  die  anderen. 

Die  Beschäftigung  ist  sehr  regelmäfsig.  Wenige  Mitglieder  der 
Union  sind  aufser  Arbeit.  Dieselben  weigern  sich  nicht,  mit  Nicht- 
unionisten  zu  arbeiten.  Die  Union  hat  immer  gefunden,  dafs  es  das 
Beste  sei,  sich  mit  den  Nichtunionisten  gut  zu  stellen,  um  sie  für  die 
Vereinigung  zu  gewinnen. 

Die  Leute  sind  sehr  unzufrieden  mit  der  Art,  wie  der  Lohn  aus- 
bezahlt  wird.  Sie  verlieren  viel  Zeit  dabei.  Sie  stehen  und  warten 
an  einer  Strafsenecke,  statt  dafs  sie  heimgehen  können. 
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Eine  Lohnerhöhung  wurde  erlangt  1  Jahr  nach  Gründung  der 
Union.  Nach  einigen  Verhandlungen  gaben  die  Unternehmer  eine 
Aufbesserung  von  3s6d,  7s6dy58  und  10  s  per  Woche, 

(Digests  Sektion  B.  (I.)  Bd.  III.  S.  11.) 

31.  Mr.  Henry  Juett,   Honorar-Sekretär  der  Amalgamierten  Ober- 

lichterschiffer auf  der  Themse. 
Die  Leute  sind  heute  yiel  besser  bezahlt  als  vor  einigen  Jahren, 
und  sie  haben  weniger  zu  arbeiten.    Für  4  s  ist  ein  Lichterschiffer 
oft  blofs  '/s  bis  %  Stuliden  an  der  Arbeit 

Was  die  Zahl  der  Arbeitslosen  angeht,  so  ist  dieselbe  nicht  35 
bis  40  ^  (,.  Selbst  in  den  schlechtesten  Zeiten,  die  der  Zeuge  mit- 
erlebt hat,  kann  es  deren  nie  mehr  als  20  %  gegeben  haben. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  XU.  S.  13.) 

32.  Mr.  J.  W.  Noble,  Präsident  des  Bootsführer-  und  Uferarbeiter- 

Verbandes.     Hauptquartier:    Leeds.     Der  Verband  besteht 
seit  August  1892.     120  Mitglieder  in  guten  Verhältnissen. 

Ein  Streik  ist  vorgekommen.  Es  handelte  sich  um  eine  Lohn- 
erhöhung. Die  verlangte  Erhöhung  war  ^^  d  und  1  d  per  ton.  Das 
Postulat  wurde  erst  zurückgewiesen,  nach  72  Monat  aber  acceptiert. 
Keinerlei  Ausschreitungen  erfolgten  während  des  Streiks,  und  die  Kosten 
waren  gering.  Seither  sind  keine  Schwierigkeiten  vorgekommen.  Es 
gab  hie  und  da  eine  kleine  Differenz,  aber  in  allen  Fällen  wurde 
Mchgegeben  von  den  Unternehmern :  im  ganzen  4  s  per  Woche.  Die 
Union  ist  zurückgegangen  seit  dem  Streik.  Die  besten  Leute  blieben. 
Dieselbe  steht  gut  mit  den  Unternehmern.  Blofs  15  Mitglieder  der 
Tnion  können  lesen  und  schreiben.  Ihr  Alter  schwankt  zwischen  58 
und  18—17. 

Die  Löhne  der  Nichtunionisten  sind  22  s  per  Woche,  diejenigen 
der  Mitglieder  25  s.  Diese  Löhne  stehen  nicht  im  Verhältnis  zur 
Arbeitsleistung. 

(Digeats  Sektion  B.  (I)  Bd.  III.  S.  14.) 

33.  Mr.   M.    Maloney,    Senior    „investigator"    (Forscher)   für   den 

Goole -Bezirk  der  Dock-,  Hafenquai-,  Ufer-  und  allgemeinen 
Arbeiterunion. 

Dieser  Posten  bringt  es  mit  sich,  bei  jedem  Streit 
zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  einen  gütlichen  Ver- 
gleich zu  versuchen. 
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Diese  Union  besteht  seit  November  1889.  Ein  Streik  erfolgte  1891 
(Dezember).  Die  Leute  verlangten  7  %  %  mehr  Lohn.  1878  hatte 
eine  Lohnreduktion  von  12  V«  7o  stattgefunden.  Seit  der  Zeit  wurde 
das  Geschäft  für  die  Gesellschaft  besser,  und  die  Leute  haben  mehr 
Arbeit  zu  leisten  infolge  der  Einfuhrung  von  modernen  Maschinen. 

Der  Zeuge  erlangte  (Juni)  1891  eine  Lohnaufbesserung  von  2V2  ^'o. 
Nachher  forderten  die  Leute  die  7' ^  ®'^,  die  ihnen  vor  Jahren  ge- 
nommen worden  waren,  zurück. 

Der  Streik  kostete  den  Arbeitern  430  ^  an  Löhnen. 

Der  Leiter  der  Aire-  und  Calder-Company  zeigte,  dafs  folgende 
Lohnerhöhungen  stattgefunden:  Oktober  1889  2\'^^^;  Juli  1890  2*/»  *Vo ; 
November  1891  2^,«;;  Dezember  1891  2V2%.  Dazu  für  Überzeit- 
arbeit  l*«'*©-  —  Das  war,  wie  Zeuge  sagte,  nicht  wahr. 

(Dijfests  Sektion  B.  (I)  Bd.  III.  S.  15.) 

34.  Mr.  George  Smith  of  Coalville.  Hat  sich  verdient  gemacht 
um  das  Zustandekommen  der  Kanalschiffsgesetze  1877  und 
1884.  Schrieb  über  „unsere  Kanalbevölkerung",  „Kanal- 
abenteuer  beim  Mondenschein"  etc. 

Die  Zahl  der  Kanalboote  beträgt  zwischen  20000  und  25000. 
Darauf  sind  ca.  18  000  bis  20000  Männer;  4000  bis  5000  Frauen; 
9000  bis  10000  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter,  Knaben  und  Mäd- 
chen ungefähr  in  gleicher  Zahl.  Die  Zahl  d^r  Erwachsenen  ist  un- 
gefähr dieselbe  wie  vor  10  Jahren. 

Durch  die  Kanalschiffsgesetze  ist  die  Kinderarbeit  bedeutend 
vermindert  worden.  In  den  Gesetz-Zusatz  (1881/84)  wurde  eine  Klausel 
zur  Beschränkung  der  Kinderarbeit  unter  13  Jahren  nicht  aufge- 
nommen. 

Als  die  Kanäle  eröffnet  ^vurden,  gab  es  keine  Frauenarbeit.  Erst 
in  den  letzten  50  Jahren  ist  dies  aufgekommen.  Die  Arbeit  ist  un- 
natürlich für  Frauen. 

Sonntagsarbeit  auf  den  Kanälen  ist  ein  grofses  Übel.  Eine 
Klausel  zur  Verhinderung  wurde  1881/82  nicht  aufgenommen.  Deren 
Ausschlufs  würde  den  Verkehr  nicht  schädigen. 

Zeuge  hat  innerhalb  21  Jahren  keinen  Bootsmann  gesprochen, 
der  gesagt  hätte,  dafs  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  ein  Übel  wäre. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  III.  S.  16/17.) 

35.  Mr.  S.  Plimsoll,  britischer  Seemann,  Mitglied  der  Labour- 
Commission.  Er  bespricht  die  Lage  der  Seeleute  in  der 
britischen  Handelsmarine. 
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Italien  verliert  1  Mann  auf  276,  wir  1  auf  66  p.  a.  Diese  An- 
gabe stammt  von  J.  Chamberlain,  der  vor  einigen  Jahren  Präsident 
des  Board  of  Trade  war. 

Deckladung  wurde  zuerst  zum  Gegenstande  der  Gesetzgebung  ge- 
macht im  Jahre  1839.  Man  hat  gefunden,  dafs  200  Menschenleben 
gerettet  wurden  im  Laufe  des  Jahres.  Eine  genauere  Untersuchung 
zeigte,  dafs  während  der  3  Jahre  der  Geltung  des  Akts  318  Menschen- 
leben verloren  gegangen  waren,  im  Vergleich  zu  918  während  der 
3  Jahre  vor  dem  Gresetze. 

1843  wurde  das  Gesetz  auf  2  Jahre  verlängert.  1846  wurde  es 
perpetuiert,  wurde  aber  1862  verworfen  ohne  ein  Wort  der  Erklärung 

überhaupt. 

1872  verlangte  das  Board  of  Trade  neue  Erhebungen  in  der 
Sache.  Ea  heifst  darin :  „Wir  finden,  dafs  die  Periode  der  erlaubten 
Deckladung  annähernd  4  mal  soviel  Menschenleben  gekostet  hat,  als 
während  der  Zeit,  da  sie  verboten  war,  verloren  gingen." 

1876  wurde  in  das  Gesetz  eine  EJausel  aufgenommen,  die  die 
Deckladung  beschränkt  auf  3  Fufs.  Unter  Handelsminister  Hicks- 
Beach  wurden  einige  Übertretungen  verfolgt  und  Bufsen  verhängt, 
aber  nur  in  einem  Falle  von  mehr  als  5  j^,  während  eine  einzige 
Übertretung  dem  Schiffiseigner  50  bis  100  jff  einbringen  mag. 

Die  Erhebungen  über  die  Leiden  des  Schiffsvolkes  auf  Schiffen 
mit  Holzdeckladung  gelten  nach  Aussage  des  Zeugen  heute  noch 
wie  1839. 

Man  hat  sich  mit  Hecht  über  die  Yerproviantierung  zu  beklagen. 
Die  Seevorräte  werden  angekauft  zu  1  d  bis  1^4  d  per  Pfund.  Der 
Schiffswirt  kauft  das  Zeug.  Ein  Schiffer,  dessen  Schiffe  also  ver- 
proriantiert  werden,  landete  sein  Schiffsvolk  zu  San  Francisco  „in 
einem  fürchterlichen  Zustande^. 

Zeuge  war  an  Bord  vieler  Fahrzeuge  in  Liverpool,  London 
und  Sanderland  und  im  Norden  gegangen,  und  hat  gefunden,  dafs  die 
Logis  der  Seeleute  sehr  verschieden  sind.  Vielfach  fehlt  nichts,  in 
manchen  aber  ist's  nicht  gut  genug,  um  dort  Hunde  unterzubringen. 

Was   die  Schlafräume   angeht,    so  ist  über  deren  Beschaffenheit 

viel  zu  klagen. 

(DigeatB  Sektion  B.  (1)  Bd.  11.  S.  25/27.) 

36.  Mr.  J.  B.  Butcher,   Sekretär  und  Vertreter  des  Seeleute-  und 
Heizerverbandes  von  Hüll.    Ist  Sekretär  seit  Juni  1886  ge- 
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wesen.     Der  Verband  zählt  ca.  1000  Mitglieder.     Er  wurde 
reorganisiert  1887. 

Die  Aktion  der  Arbeiterverbände  hat  die  Löhne  nicht  so  be- 
deutend gesteigert  zum  G-ewinn  der  Arbeiter,  als  man  nach  dem 
Nominalbetrag  derselben  annehmen  möchte.  Vor  1888  wurde  das 
SchiffsYolk  im  Hafen  behalten.  Heute,  da  die  Löhne  gestiegen  sind, 
wird  es  im  Hafen  sofort  entlassen  und  kurz  vor  der  Abreise  an  Bord 
genommen.  Dadurch  gewannen  die  Unternehmer  an  den  Löhnen 
nichts.  Es  werden  dann  Fremde  angenommen,  die  blofs  für  den 
Unterhalt  (an  Bord)  arbeiten.    So  ist  es  billiger  für  die  Unternehmer. 

Offiziere  können  die  Leute  Uberzeitarbeit  thun  lassen,  ohne  sie  zu 
bezahlen.  Wenn  die  Sache  den  Unternehmern  hinterbracht  wurde,  so 
glaubten  sie  es  nicht. 

1886  waren  die  Löhne  in  HuU :  26  s  per  Woche ;  heute  30  s  4  d. 
Die  Monatslöhne  sind  gestiegen  von  3  ^  5  s  auf  4  «i^  10  s.  Auf  den 
grofsen  Liniendampfem  Ton  Liverpool  bekommen  die  Heizer  5  £  per 
Monat. 

Schiffe  für  die  Ostsee  und  den  Kontinent  sind  in  der  Regel 
ungenügend  bemannt.     Oft  passieren  infolge  davon  Unfälle. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  IL  S.  42/43.) 

37.  Mr.   James  Stanbury,   Segler  und   Takeler.     Präsident  des 

Londoner  Takelerverbandes. 

Die  Beziehungen  der  Arbeiterverbände  zu  den  Unternehmern  sind 
„aufserordentlich  freundlich".  Meisterruderer  und  Foreneen  können 
Mitglieder  werden. 

Keine  Streiks  sind  gegen  die  Unternehmer  in  den  letzten  20  Jahren 
vorgekommen.  1872  erhielten  die  Mitglieder  eine  Lohnerhöhung  ohne 
Streik.  Damals  waren  die  Löhne  5s  6d  per  Tag;  sie  sind  seither 
auf  7  s  gestiegen.  Die  Lohnfrage  wurde  in  einer  Versammlung  be- 
sprochen. 

Der  letzte  Dockstreik  hat  den  Arbeiterverband  des  Zeugen  in 
Verlegenheit  gebracht  und  Geld  gekostet 

Die  Takelerarbeit  ist  zu  Zeiten  sehr  unregelmäfsig.  Die  Arbeit 
zeigt  weichende  Tendenz.  Man  vermindert  die  Takelage  auf  das  Un- 
umgängliche. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  11.  S.  45.) 

38.  Mr.  Paul  Brown  Sutcliff,  „jetzt  Schriftsteller  und  bewegt  sich 

in    der   litterarischen  Welt**   —   war  früher  Seemann  nach 
Indien,  dem  Kontinent,  Amerika,  Mittelmeer  etc. 
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In  den  letzten  10  Jahren  ist  er  nie  mit  einem  seeuntüchtigen 
Schiff  gefahren.  Die  Schiffe  wurden  immer  inspizielrt,  hevor  sie  in 
See  stachen.  Die  Seeleute  können  selbst  sehen,  ob  ein  Fahrzeug  Doch 
seetüchtig  ist,  und  können  sich  beim  Handelsamt  beschweren. 

Die  Nahrung  ist  i.  a.  mehr  als  genug.  Die  Behandlung  an  Bord 
hängt  Ton  der  Aufführung  der  Leute  selbst  ab. 

Der  SchiffahrtsYerband  (Shipping  Federation,  Rhederfirmen)  scheint 
das  einzige  Mittel,  um  die  sozialistische  Union  „Wilson"  zu  bekämpfen. 
Diese  letztere  hat  nicht  so  tüchtige  Leute  wie  der  erstere. 

Zeuge  hatte  Beziehungen  zum  Seemännerrerband,  aber  nur  solange, 
bis  er  dessen  sozialistische  Aspirationen  kennen  lernte.  Er  war  gegen 
den  Streik  von  1889  und  wurde  darum  hinausgeworfen.  Diese  Ge- 
werkyereine  sind  anmafsend  und  aggressiv  gegenüber  den  Nicbtunio- 
nisten  und  gegen  jeden,  der  Beziehungen  zum  Schiffahrtsverband  hat. 
Zeuge  hat  in  Glasgow  Scenen  miterlebt,  wo  Leute  angefallen  und  ein- 
geschüchtert wurden.  Er  hat  Leute  mit  zerbrochenen  Armen  und 
Beinen  gesehen,  Thaten  des  von  Wilson  sogenannten  „picketing^-Korps. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  49.) 

39.  Mr.  R.  B.  Fairbairn,  Amalgamierter  Verband  der  Themse- 
Bootsftihrer  und  Lichterschiffer.     6000  Mitglieder. 

Die  Fähigkeit  der  Bootsführer  und  Lichterschiffer  ist  ungenügend 
testiert,  und  die  Fahrzeuge  sind  oft  untermannt  Es  ist  gefahrlich, 
wenn  ein  Mann  des  Nachts  allein  ein  Schiff  dirigiert.  Von  3000  Boots- 
fShrem  und  2000  Lehrlingen  feiern  30 — 40%,  weil  ein  Mann  die 
Arbeit  von  zweien  thut.  Die  Schiffseigner  registrieren  ihre  Kähne  zu 
niedrig,  um  weniger  Bemannung  zu  benötigen.  Obschon  dies  mit 
Strafe  bedroht  ist,  versäumt  der  Bootsföhrerverband,  vorzugehen. 

Die  innere  Beschaffenheit  der  Fahrzeuge  ist  unbefriedigend. 

Die  Einführung  der  Dampfschlepper  hat  vielen  Arbeitern  die 
Arbeit  entzogen.  Viele  Unfälle  kommen  von  der  Überlastung  der 
Schlepper  (G— 8  Kähne). 

Eine  Kooperativgesellschaft  wurde  gegründet,  um  den  Lichter- 
Schiffern  konstante  Beschäftigung  zu  sichern  auf  den  Docks  und  Quais. 
Ihr  Kapital  beträgt  30  000  £^  wozu  die  Arbeiter  2500  £  beigetragen 
haben.  Das  Kapital  ist  nicht  voll  versiert.  Die  Gesellschaft  hat  einen 
Schlepper  und  verschiedene  Kähne,  mufs  aber  noch  Kähne  mit  be- 
deutenden Kosten  mieten.  Die  Gewinne  werden  wie  in  anderen  koope- 
rativen Gesellschaften  zur  Verteilung  gelangen.  Die  Gesellschaft  hofft, 
dafs  in  Zukunft  die  Leute  neben  den  Löhnen  noch  Sparanlagen  wer- 
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den  machen  können.  Dies  kann  geschehen  durch  Verzicht  anf  den 
Mazimallohn  und  durch  Anhäufung  des  Überschusses  zur  Schaffung 
eines  Arbeitslosenfonds  (Arbeitslosenunterstützungskasse).  . 

Heute  indes  zahlt  die  Gesellschaft  den  Maximallohn,  und  obschon 
ihr  Ziel  ist,  die  Mitglieder  konstant  zu  beschäftigen  und  die  Löhne 
zu  steigern,  statt  Dividenden  zu  machen,  so  giebt  sie  doch  schon 
heute  6  %  Zinsen  an  die  Aktionäre  und  3  %  »bonus^^  an  die  Arbeiter 
und  Kunden.  ' 

(Digests  Sektion  B.  (I)  £d.  II.  S.  56.) 

40.  Mr.  William  Speed,  Ober-Mersey-Bootsflihrer-  und  Träger* 

verband.     1036  Mitglieder. 

Der  Verband  hat  nie  versucht,  eines  seiner  Postulate  mittelst  eines 
Streiks  zu  erzwingen.  1884  haben  die  Leute  dieses  Gewerbes  gegen 
eine  plötzliche  Lohnreduktion  von  4  s  per  Woche  den  Streik  er- 
griffen.    Damals  existierte  keine  Organisation. 

(DigesU  Sektion  Bd.  (I)  B.  II.  S.  66.) 

41.  Mr.  Albert  Anlaby  Bird,    Sekretär   des  Q-ewerkvereins   der 

Lichterschiffer  und  Bootsführer  auf  dem  H  um  her. 

Bevor  die  Lichterschifferunion  existierte,  gab  es  einen  Schutzverein« 
Dieser  wurde  1872  gegründet.  Bis  1886  waren  die  Löhne  der  Mitglieder 
gut.  Dann  wurde  der  Verein  in  eine  Krankenkasse  umgewandelt  und 
bald  nachher  brach  er  zusammen.  Von  diesem  Augenblick  an  sanken  die 
Löhne  und  blieben  schlecht.  Die  Leute  waren  ganz  in  den  Händen  der 
Meister.  Da  sie  desorganisiert  waren,  konnten  sie  nichts  zur  Besse- 
rung thun.  1890,  nach  Gründung  des  Vereins,  verlangten  sie  eine 
Lohnaufbesserung.  Die  letzte  Lohnregulierung  besteht  noch  in  Ejuft, 
und  man  hat  sich  nicht  zu  beklagen.  Jenes  Postulat  hatte  aber  einen 
Streik  im  Gefolge  gehabt  (September  1890).  Derselbe  wurde  durch 
Schiedsspruch  beigelegt.  Bei  der  Tren-Schiffahrtsgesellschaft  gab  es 
im  Dezember  1890  einen  Lock-out.  Damals  hatten  die  Kapitäne  der 
Gesellschaft  24  s  per  Woche  imd  die  Unterschiffer  16  s.  Während 
der  Aussperrung  fand  ein  gewaltiger  Frost  statt,  der  10 — 11  Wochen 
anhielt.  Ohne  die  Aussperrung  hätten  die  Leute  während  des  Frostes 
1  £  per  Woche  erhalten.  So  sparte  die  Gesellschaft;  das  Geld.  Da 
man  hörte,  die  Kompanie  sei  fallit,  so  erklärten  die  Leute  sich  bereit, 
dieselbe  zu  unterstützen  und  mit  der  Lohnerhöhung  zu  warten  bis 
bessere  Zeiten  eingetreten  wären.     Hernach  waren  die  Löhne  für  die 
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Kapitäne  30  8   und   für  die  ünterschiffer   96  8   per  Woche.     Dieser 
Lock-ont  kostete  dem  Verein  den  letzten  Pfeimig. 

(DigesU  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  67.) 

42.  Mr.  G-eorge  Day,  Vertreter  der  Lichterschiffer  im  Hafen  von 
Hüll. 

Der  Streik  Ton  Oktober  1890  dauerte  4  Tage  und  hatte  Be- 
dingnsgen  zur  Folge,  mit  denen  die  Leute  keinen  Grund  haben,  un- 
zufirieden  zu  sein. 

Der  Streik  galt  höheren  Löhnen  und  besseren  Arbeitsbedingungen. 

Nach  dem  Zusammenbruch  der  Lichterschiffer  •Schutzgesellschaft 
1885  wurde  die  Lage  der  Arbeiter  je  länger  je  schlechter.  Da  sie 
nicht  organisiert  waren,  benutzten  die  Unternehmer  die  Sachlage  zu 
ihrem  Vorteil. 

Nachdem  die  neue  Gesellschaft  gegründet  war,  Terlangten  die 
Arbeiter  bessere  Löhne.  Es  wurde  Terhandelt  und  alles  schien  sich 
la  machen.  Am  folgenden  Tag  refüsierten  jedoch  die  Unternehmer  die 
Bedingungen  der  Arbeiter.  Weitere  Verhandlungen  erschienen  nach 
diesem  Wortbruch  wertlos,  und  der  Streik  begann.  Die  Sache  kam 
Tors  Schiedsgericht.  Die  Arbeiter  hatten  2  s  Aufbesserung  för  Wochen- 
arbeiten und  6  s  für  kasuelle  Arbeit  verlangt»  Sie  bekamen  1  s 
und  5  s. 

Seit  dem  Streik  waren  die  Lohnsätze  26  s  per  Woche  für  Wochen- 
arbeit und  5  8  per  Tag  für  kasuelle  Arbeit  (Gelegenheitsarbeit).  Die 
Mehrzahl  hat  Gelegenheitsarbeit.  Uberzeitarbeit  wurde  bezahlt  mit 
9  d  per  Stunde.  Sonntagsarbeit  mit  1 7«  fachem  Z^eitsatz.  Die  Schieds- 
sprochsskala  blieb  seither  in  E^raft,  obschon  die  Unternehmer  die- 
selbe nmzufltörzen  yersuchten. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II  S.  60.) 

2.  Arbeitszeit  etc. 

Angaben,  die  wir  für  unseren  Zweck  der  geschichtlichen  Dar- 
stellimg  verwenden  könnten,  fehlen  ganz  und  gar.  Die  vorhandenen 
Data  über  die  Arbeitszeit  betreffen  ausschliefslich  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse.     Daher  fallt  dieser  Punkt  hier  aus. 
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ß)  Unternehmer. 

1.   Arbeitslolin;    Natur   der   Beschäftigung;    Arbeits- 
markt etc. 

1.  Mr.  William  Egerton  Hubbard,  Präsident  des  Komitees  der 

London-   und   St.  Katharine-   und   Ost-Indien-Docksgesell- 
schafty  ebenso  der  KgL  Yictorisr  und  Albert-Docks  und  der 
Tilbury-Docks  etc. 
Das  in   den  Docks   investierte   Kapital   macht  16V«    ^^1-    ^^' 
4000000  tons  enthalten  die  4000  SchifiPe,  die  p.  a.  in  die  Docks  ein- 
laufen.    Die  Güter  in  den  London-  und  Lidien-Docks  betragen  ca. 
1000000    tons,    der   durchschnittliche    Lagerbestand   macht   280000 
tons  aus. 

Die  Arbeit  in  den  Docks  ist  auTserordentlich  unregelmäfsig  wegen 
der  ungewissen  Ankunft  und  Abreise  der  SchifiPe,  obschon  die  Dampfer 
speziell  der  grofsen  Linien  die  Arbeit  regelmäfsig  machen.  Die  Zahl 
der  beschäftigten  Leute  schwankt,  oft  sind  es  über  7000,  oft  unter 
5000.  Während  der  Wollenverkäufe  braucht  er  1000  bis  1100  Mann, 
die  hohe  Löhne  beziehen.     Sonst  braucht  er  nur  300 — 400  etc.  etc. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  I.  S.  18.) 

2.  Mr.   Geo.   Alex.   Laws,   G^neralleiter  der   Schifferfoderation. 

Diese   umfaGst   Segel-  und  Dampfschiffs-Schutzgesellschaften, 
Dampfergesellschaften  und  Rheder,  ca.  25  Gesellschaften  und 
Firmen   mit   7   Mill.  tons   d.  h.    '/s    ^^^^  Tonnen  des  Ver- 
einigten Königreichs.    Ca.  2000  fiheder  und   200000  Segler 
und  ebensoviel  Arbeiter  stehen  mit  ihr  in  Zusammenhang. 
Die  Ziele  der  Schifferfoderation  sind  die  Erhaltung  des  freien 
Arbeitsvertrags  und  der  Widerstand  gegen  den  ünionismus  und  seine 
Zwangsmethode,   speziell   gegen   die   Taktik  der  Nationalen  Amal- 
gamierten  Segler-  und  Heizerunion,  die  Union  Plimsoll,   deren  In- 
struktionen die  Leute  zur  ünbotmäfsigkeit  aufreizen. 

Die  Föderation  ist  nicht  Gegnerin  der  Prinzipien  des  früheren 
Unionismus,  sie  will  nicht  die  Löhne  drücken.  Freie  Arbeiter  und 
Gewerkvereinler  werden  gleicherweise  angestellt.  Sie  beschäftigt 
13000  Mitglieder  der  Seglerunion. 

Die  Föderation  wurde  eine  Notwendigkeit  anfangs  1889,  da  die 
Postulate  der  Union  der  Seeleute  so  unvemtioftig  wurden,  dafs  ein  Zu- 
sammengehen unumgänglich  wurde. 
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Die  Me&ode  der  Union  war,  das  SchifiisTolk  eines  Dampfers  kurz 
Tor  der  Abfahrt  herauszuholen,  es  sei  denn,  dafs  die  Meister  und 
Offiziere  der  neuen  Union  beitraten. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  I.  S.  19.) 

3.  Mr.  James  Greig,  Quaimeister  auf  dem  Freihandelsquai 
Batcliff. 

Ein  Streik  brach  aus  im  August  1888  als  Sympathiestreik  mit 
dem  grofsen  Streik;  aber  die  Leute  standen  unwillig  aus,  da  sie  selbst 
keine  Beschwerden  hatten.  Die  fixen  Arbeiter  und  Schreiber  standen 
nicht  ans.  Als  die  Leute  nach  einigen  Tagen  wiederkamen,  offerierte 
ihnen  der  Zeuge  27  s  per  Woche  und  6  d  für  Uberzeit,  was  sie  an- 
nahmen. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  I.  S.  22.) 

L  Mr.  William  Decket  Hill,  in  Firma  Allan  Bros.,  Liverpool- 
und  London-  und  Hill -Doppelschrauben-  und  Liverpool- 
Schraubenschleppergesellschaft. 

Quaiarbeiter,  die  regelmäfsig  arbeiten,  verdienen  6  s  per  Tag 
Die  besten  Arbeiter  verdienen  35  bis  40  s  per  Woche.  Als  höchster 
Lohn  wurde  verdient  per  Tag  und  per  Mann:  16  s  6  d  bei  13 Vi 
Stunden  netto  Arbeitszeit.  Es  ist  schwierig,  fieifsige  Arbeiter  in  ge- 
nügender Zahl  zu  bekommen.  Die  Arbeiter,  die  in  die  Docks  kommen, 
kann  man  bezeichnen  als  den  „submerged  tenth".  Es  sind  in  der 
Begel  Leute,  die  in  allen  anderen  Beschäftigungen  Mifserfolg  gehabt 
haben,  sei  es  aus  Mangel  an  Charakter  oder  wegen  Unsolidität  Diese 
Bind  dann  auch  hauptsächlich  unbeschäftigt.  Die  solideren  Leute  be- 
kommen auch  in  den  Docks  regelmäüsige  Arbeit,  so  gut  wie  anderswo. 

(Digests  Sektion  B.  (1)  Bd.  I.  S.  26.) 

5.  Mr.  W.  G-roves,  Thomas  Groves  &  Sons,  Komspeicherinhaber. 

Nach  dem  Streik  von  1889  fragte  der  Zeuge  die  Union,  was  aus 
den  alten  Leuten  werden  solle,  die  als  Dreher  beschäftigt  werden« 
Die  Antwort:  sie  kommen  ins  Armenhaus.  Sie  wurden  aber  behalten. 
In  den  letzten  2 — 3  Jahren  starben  einige  im  Alter  von  70  bis  80 
Jahren.  Früher  war  die  Arbeit  sehr  hart  Die  „casuals",  wenn  ohne 
Arbeit,  werden  sonst  beschäftigt.  Die  Natur  der  Arbeit  läfst  nicht 
zu,  dafs  alles  fixe  Arbeiter  sind.  Auch  kürzere  Arbeitszeit  würde 
nicht  gestatten,  mehr  Leute  zu  beschäftigen« 

(Digests  Sektion  B.  (1)  Bd.  I.  S.  26.) 
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6.  Colonel  G*.  B.  Birt,  GteneraUeiter  der  Millwall-Docks. 

Uberzeitarbeit  ist  in  den  letzten  Jahren  seit  dem  Streik  von  1889 
bedeutend  vermindert  worden.  Sie  ist  heute  nur  ganz  ausnahmsweise 
der  Fall  in  den  Millwall-Docks.  Nur  wenn  es  sich  um  das  pünkt- 
liche Ablassen  eines  Dampfers  handelt.  In  solchem  Fall  ziehen  es 
die  Leute  Tor,  zu  bleiben  und  die  Arbeit  fertig  zu  stellen,  statt  eine 
neue  Schicht  zur  Ablösung  antreten  zu  lassen. 

Heutzutage  wird  in  den  Docks  viel  Maschinerie  angewendet.  Sie 
hat  sicher  die  Nachfrage  nach  Arbeit  gesteigert,  obschon  sie  eigent- 
lich den  entgegengesetzten  Effekt  bezweckte.  Eine  Maschine  z.  B. 
kann  die  Arbeit  ron  18  Mann  thun,  imd  braucht  6  Mann  Bedienung. 
Sie  spart  p.  a.  300  £  und  hat  aber  gleichzeitig  eine  vermehrte  Lohn- 
ausgäbe  von  9000  £  verursacht^  da  jetzt  Ladung  gemacht  werden  kann, 
die  firüher  nicht  möglich  war. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  I.  S.  27.) 

7.  Mr.  Thomas    Morgan,    Vizepräsident    der    Southampton- 

Handelskammer.      Leitender   Direktor     der     Firma    Tagart 
Morgan  £  Coles,  Holzhändler. 

Southampton  ist  der  wichtigste  Hafen  der  Südküste,  aber  ohne 
Fabriken,  Bergwerke  und  ohne  Export. 

Die  Unregelmäfsigkeit  der  Beschäftigung  in  den  Docks  ist  im 
Jahreslauf  verschieden  und  immöglich  zu  vermeiden.  Minimalzahl 
der  Arbeiter  848  im  April,  Maximalzahl  im  Juli  948.  In  3  Mo- 
naten des  Jahres :  300  —  für  den  Rest  des  Jahres :  250  bis  350.  Das 
Leben  in  Southampton  ist  billig.  Die  Casuals  können  (300—400) 
ziemlich  regelmäfsig  Arbeit  bekommen,  im  Juni  und  Juli  steigt  ihre 
Zahl  auf  900. 

(Digests  Sektion  B.  (1)  Bd.  II.  S.  14—16.) 

8.  Mr«  G.  F.  Treleaven,   Kohlenhändler  in   Plymouth.    Schiff« 

fahrtsbundy  Freier  Arbeiterbund. 

Die  Arbeit  im  Hafen  ist  sehr  unregelmäfsig ;  z.  T.  abhängig  vom 
Wetter. 

Die  Unternehmer  hatten  viel  mit  den  Arbeitervereinen  zu  kämpfen« 
Vor  dem  Streik  1890  hatte  Zeuge  nie  Konflikt  mit  den  Arbeiten^ 
Alle  seine  Leute  bis  auf  Einen  waren  Unionisten.  Er  wufste  das. 
nicht.  Die  Sache  wurde  ruchbar,  und  die  Union  drohte  ihm,  wemi 
er  ihn  nicht  entlasse,  mit  Ruin.  Die  Leute  verliefsen  die  Schiffe. 
Zeuge  wurde  von  dem  Schiffahrtsbund  unterstützt 
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Ein  Arbeiter  erzählte  dem  Zeugen,  dafs  er  in  der  ersten  Streik- 
woche 4  8  10  d  erhalten,  in  der  zweiten  aber  wnrde  ihm  erklärt,  dafs 
die  Union   keine  Hilfskasse   sei.    2ieuge   ging  gerichtlich   vor  gegen 

3  Sekretäre  der  Union,  und  die  Behörden  bestraften  dieselben  (zn  20  £ 
samt  Kosten).  Die  Arbeiter  merkten,  dafs  die  Union  nicht  machen 
könne,  was  sie  wolle,  und  dafs  Lente,  die  sie  (die  Arbeiter  bei  der 
Arbeit)  belästigten,  bestraft  würden. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  19.) 

9.  Mr.  John  Heron  Wilson,  Schiffseigner,  Cardiff. 

Im  August  1890  wurde  ein  Komitee  gebildet,  bestehend  aus  Mit- 
gliedern der  Cardiff-Handelskammer  in  der  Absicht,  ein  Einigungsamt 
ZQ  errichten,  um  die  grofse  Desorganisation  des  Gewerbes  in  Cardiff 
zu  beseitigen.  Der  Gewerberat,  bestehend  aus  Leuten  der  Arbeiter- 
vereine, wies  aUe  und  jede  Teilnahme  von  der  Hand,  es  sei  denn,  dafs 
dieses  Einigungsamt  aus  Unionisten  bestehe. 

Zeuge  bestreitet  gegen  Havelock  Wilson,  dafs  die  Aktion  der 
Segler-  und  Heizerunion  die  Löhne  gesteigert  habe.  Die  Löhne  stiegen 
1888  successive  mit  dem  Aufblühen  des  Gewerbes.  1888  und  1889  waren 
zwei  der  besten  Jahre  seit  langer  Zeit.  Es  mag  sein,  dafs  die  Union 
einmal  gewisse  Kapitäns,  die  ihre  Bemannung  ergänzen  mufsten,  ge- 
zwangen hat,  mehr  zu  zahlen  als  sie  sonst  gethan  hätten.  Diese  Union 
wurde  von  gewissen  Führern  gegründet,  und  die  Segler  selbst  hatten 
wenig  zu  thun  mit  deren  Gründung. 

(Digests  Sektion  B.  (1)  Bd.  II.  S.  29/31.) 

10.  Mr.    James    Cormack,    Schiffseigner,    Kaufmann.     Leith- 

Schiffseigneryerband. 

1865  waren  die  Löhne  der  Segler  (Matrosen)  25  8  per  Woche, 
der  Heizer  27  s  6  d.  1872  27  s  6  d  und  28  s.  1878  und  1881 
ebenso.  1885  (grofse  Depression)  26  s  und  26  s  6  d.  1888 :  27  s 
6  d  und  28  8.     1889  und  heute  SO  s  für  Seeleute  und  Heizer. 

Die  grofse  Depression  dauerte  yon  1883  bis  1887,  wo  eine  Besse- 
nmg  begann.  Im  Juli  1885  mufsten  die  Rheder  die  Löhne  herab- 
setzen« Im  Mai  1889  bewilligten  die  Rheder  eine  Lohnerhöhung,  ob«^ 
schon  das  Geschäft  nicht  danach  war. 

Die  Löhne  für  Monatsschiffe  waren  4  .^^  10  s  für  Matrosen  und 

4  j^  15  s  für  Heizer.  Zeuge  hat  nicht  gehört,  dafs  Matrosen  nur 
2  ^  10  s  oder  "1  £  \h%  erhalten  hätten.  Seit  1865  ist  nichts  der- 
artiges TOiigekommen. 
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Die  Lohnerhöhung  von  1889  war  von  den  Leuten  verlangt,  aber 
sicher  steckte  die  Union  dahinter.  Es  war  ein  starker  Arbeiterverein 
in  Leith.  Vor  dessen  Existenz  regulierten  die  Unternehmer  und 
Arbeiter  die  Löhne  gegenseitig :  es  galt  Freiheit  des  Arbeitsvertrags. 

Die  Rheder  haben  in  schlechten  Zeiten  die  Löhne  nur  reduziert, 
wenn  es  nicht  mehr  anders  ging,  und  sie  haben  dieselben,  sobald  das 
Greschäft  wieder  besser  ging,  von  selbst  erhöht. 

Bis  zur  Gründung  des  Arbeitervereins  trugen  die  Beziehungen 
zwischen  den  Unternehmern  und  Arbeitern  einen  kordialen  und  freund- 
schaftlichen Charakter. 

•  Der  Streik  von  1889  brach  aus,  weil  die  Union  sich  in  das  Ab- 
kommen vom  Mai  einmischte.  500 — 600  Mann  streikten.  Der  Ver- 
lust an  Löhnen  betrug  1800 — 2000  £  ^  abgesehen  davon,  dafs  viele 
später  keine  Arbeit  fanden. 

Der  Verlust  der  Rheder  ist  schwer  zu  bestimmen.  Eine  Firma 
hatte  10  Dampfer  aufser  Betrieb  und  schätzt  ihre  direkten  Ausgaben 
auf  1142  £  10  s,  das  aber  stellt  nicht  den  effektiven  Verlust  dar. 

Der  Streik  von  1890  (März)  war  von  der  Union  angeordnet  worden. 

(Digests  Sektion  £.  (I)  Bd.  II.  8.  32/33.) 

11.    Mr.    Smith   Park,    vertritt    die   Glasgower  Rheder-Asso- 
ciation  (800000  tons). 

Was  die  Lohnschwankungen  zwischen  dem  Sommer  1872  und  dem 
Frühjahr  1889  angeht,  so  hängen  diese  ab  von  dem  Fallen  und  Steigen 
des  (Geschäfts  und  von  den  Änderungen  im  Arbeitsmarkt.  Der 
unterste  Punkt,  den  die  Löhne  erreichten,  war  5  d  per  Stunde  und 
ßVg  d  für  XJberzeitarbeit.  Der  höchste  Punkt  war  8  d  per  Stunde  und 
10  d  für  Uberzeitarbeit  (Als  Uberzeitarbeit  ist  bezahlt  Arbeit  nach 
%  Uhr  mittags  am  Samstag,  zwischen  6  Uhr  abends  und  6  Uhr 
morgens  und  für  Arbeit  über  10  Stunden  zwischen  6  Uhr  morgens 
und  6  Uhr  abends.) 

Früher  brauchte  der  Betrieb  eines  Elevators  16  Mann,  heute 
14  Mann  mit  einem  Güterpackertrupp.  Mit  den  höheren  Kosten  per 
Mann  sind  die  (^eneralkosten  ganz  die  gleichen  für  den  Unternehmer 
—  indem  weniger  Leute  gebraucht  werden. 

1889  begann  der  Streik  im  Juni  (2.)  und  dauerte  bis  Juli  (8.) 
Die  Seeleute  und  Matrosen  kehrten  zuerst  zur  Arbeit  zurück.  Keine 
Lohnerhöhung  wurde  bewilligt.  Dagegen  steigerten  die  Unternehmer 
später  freiwillig  den  Lohn. 

Die  Glasgower  Freihafenarbeiter-Union  besteht  seit  1863. 
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1890,  als  gleichzeitig  in  Liverpool  und  Glasgow  gestreikt  wurde, 

konnte  man  in  einem  Hafen  Hunderte  von  Arbeitern  aus  dem  andern 

hal)6zu 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  35/36.) 

12.  Kapitän  Eduard  Brailey  Hatfield,  Zeuge  7or  kgL  Kom- 

missionen 1874  und  1886  für  die  Handelsmarine- Angestellten 
und  den  Li?erpooIer  Seemannsschutzverein,  etc.  etc. 

Zeuge  ist  der  Meinung,  dafs  Meister  und  Offiziere  vollen  Grund 
haben,  eine  Lohnerhöhung  zu  verlangen.  Sie  sind  Leute  Ton  erheb- 
licher Bildung  und  Wissenschaft  und  bekleiden  Stellungen  von  grofser 
Verantwortlichkeit.  Manche  unter  ihnen  geraten  mit  55  oder  60  Jahren 
in  Xot  und  Elend.  Die  Löhne  sind  nicht  hinreichend,  um  ihnen  und 
ihren  Familien  eiuen  anständigen  Unterhalt  zu  ermöglichen.  Wo  ein 
Matrose  3  £  verdient,  sollte  der  Schiffsoffizier  mindestens  8  JS  haben, 
und  wenn  ein  Matrose  4  <;^  10  s  hat,  sollte  der  Offizier  16  £  haben. 
Während  die  Matrosen  ihre  Löhne  gesteigert  haben,  sind  die  Löhne 
der  Offiziere  gleich  geblieben.  —  Die  Versorgung  der  Seeleute  (Logis) 
hat  sich  mehr  verbessert  als  die  Nahrung  derselben. 

Zeuge  fungierte  als  Präsident  für  die  Seeleute  und  Heizer  in 
LiTerpool  1889,  als  sie  eine  [Lohnerhöhung  verlangten.  Er  trat  ab, 
als  sie  einen  nach  seiner  Ansicht  ungerechtfertigten  Streik  begannen. 
Beinahe  alle  Rheder  hatten  die  Lohnerhöhung  von  10  s  auf  einmal 
bewOligt,  aber  einige  Führer  dachten,  da  dies  so  leicht  gegangen, 
könnte  man  noch  mehr  erreichen.  So  wurde  für  eine  abermalige 
Erhöhmig  von  10  s  gestreikt.  Das  war  unmöglich.  Die  Streiker 
Terloren  eher  bei  der  Aktion.  Im  folgenden  Jahr  (1890)  steigerten 
die  Bheder  die  Löhne  von  selbst  —  wahrscheinlich,  um  die  Arbeiter 
zufrieden  zu  stellen. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  37/38.) 

13.  Mr.  WilsonMills  Roche,  Anwalt  der  Firma Botteril  £  Roche, 

Anwälte  der  Schiffahrtsfoderation  und  der  Britischen  Schiffs- 

meister-  und  Offiziers-SchutzgesellschafL 
Die  North  of  England  Society  war  eine  Matrosenunion  in  Sunder- 
land;  gegründet  1879.  Während  der  Depression  1883 — 87,  da  viele 
Sf^Iente  keine  Arbeit  hatten,  waren  die  Matrosen  froh,  wenn  sie  zu 
Terminderten  Löhnen  in  See  gehen  konnten.  Als  die  Frachten  wieder 
besser  wurden,  wurde  eine  Lohnerhöhung  verlangt  und  auch  erreicht. 
Dies  war  das   Resultat  gemeinsamer   Verhandlungen   zwischen   den 
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ünternehinem  und  Arbeitern  im  eiazelnen.  Es  war  kein  Streik  oder 
gemeinsame  Aktion  der  Matrosen  erfolgt. 

1887  gründete  Wilson  seinen  Verein  in  Sanderland.  Manche 
Leute  blieben  fem,  da  sie  glaubten,  dieser  Verein  sei  im  Interesse 
des  Gründers,  der  ein  Kaffeehaus  betrieb.  Die  Rheder  waren  der 
Meinung,  dafs  Wilson,  da  das  Geschäft  gut  ging,  Unruhe  unter  die 
Seeleute  bringen  wolle. 

Als  die  Löhne  mit  dem  besseren  Geschäft  stiegen,  behauptete 
Wilson,  dafs  seine  Union  die  eigentliche  Ursache  der  steigenden 
Löhne  sei.  Viele  Seeleute  glaubten  dies,  und  die  Organisation  nahm 
zu  (Herbst  1888).  Die  Besserung  war  aber  lediglich  ein  Ergebnis 
des  besseren  Geschäftsganges.  Dafs  die  Union  dabei  mitprofitieren 
wollte,  war  schlau. 

Wilson  begründete  Anfang  1890  einen  Verband:  Meister-  und 
OffiziersYerband  der  Handelsmarine  und  suchte  alle  Offiziere  und 
Meister  zu  zwingen,  beizutreten.  Viele  Schiffe  konnten  nicht  weg- 
fahren, und  die  Rheder  hatten  grofse  Verluste  und  bezahlten  für 
ihre  Offiziere  die  Eintrittsgelder  in  die  Union,  nur  um  ihre  Schiffe 

fortzubringen. 

(Digests  Sektion  B.  (1)  Bd.  II.  S.  47.) 

14.  Sir  Henry  George  Calcraft,  Sekretär  des  Handelsamtes. 
Der  Eingang  in  Tausenden  von  tons  war  in: 


Glasgow 

Liverpool 

London 

Glasgow 

Liverpool 

London 

1886 

2586 

7660 

11988 

913 

5017 

6810 

1887 

2713 

7940 

12307 

972 

6186 

6880 

1888 

2885 

8104 

13114 

994 

5368 

7470 

18H9 

2789 

8446 

12  882 

1058 

5789 

7560 

1890 

2874 

8408 

13141 

1121 
Ohne 

6782 

Xüstenschiffc 

7708 
sreL 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  11.  S.  61/52.) 

15.  Mr.  Charles  Booth,  Kaufinann;  hat  sich  yiel  mit  der  Lage 
der  Arbeit  in  London  beschäftigt 

Booth  hat  speziell  die  üuregelmäfsigkeit  der  Beschäftigung  in 
den  Docks  untersucht  Unter  dem  Bereich  des  Joint  Committee  mögen 
4000  Mann  immer  beschäftigt  sein  und  600  beinahe  immer. 

Im  Maximum  sind  beschäftigt  18000.  Booth  schätzt  die  Zahl 
der  Arbeitsuchenden  auf  32000.    Mit  Bücksicht  auf  das  Wetter  ist 
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folgendes    festgestellt  worden:   yon   den   309  Werktagen   des  Jahres 
arbeiteten  an  302  Tagen  IS  600  Mann. 

Yon  Jnni  bis  Dezember  erhielten  2890  Leute  110610  ^  =  4  s 
11  d  per  Tag.  987  Mann  erhielten  34530  ^  =  4s  6d  per  Tag. 
1247  Mann  erhielten  39  620  ^  =  4  s  1  d  per  Tag. 

Ein  Dampferbesitzer  im  Royal  Albert  Dock  machte  Erfahnmgen 
mit  dem  KooperativsTstem :  dafs  ,,die  Arbeit  in  dem  Mafse  gesteigert 
inid  als  sie  besser  bezahlt  ist''. 

Es  ist  leicht  möglich,  dafs  ein  bedeutender  Bruchteil  der  Leute 
im  Durchschnitt  30  s  per  Woche  einnimmt,  und  sicher  ist,  dafs  andere 
weit  weniger  haben.  In  welchem  Verhältnis  die,  so  80s  haben,  zu 
denen  stehen,  die  20  s  oder  10  s  haben,  ist  nicht  genau  anzugeben. 

Die  surplus- Arbeit,  die  im  Winter  requiriert  wird,  findet  sich 
im  Backstein-  und  Baugewerbe,  in  denen  alsdann  ein  guter  Teil  der 
Arbeiter  ohne  Arbeit  ist,  und  sie  würden  sicher  in  die  Docks  kommen, 
wenn  sie  gewifs  wären,  Arbeit  zu  erhalten. 

NB.  Weiter  auf  die  aktuelle  Statistik  Ton  Booth  einzugehen  hat 
hier  keinen  Zweck. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  II.  S.  8—11  und  Bd.  HI.  S.  8-10.) 

2.  Arbeitneit. 

Weil  die  Yorhandenen  Angaben  keinen  yergleichend  geschichtlichen 
Wert  haben,  da  sie  ausschliefslich  den  heutigen  Status  darstellen,  so 
lassen  wir  sie  hier  bei  Seite. 

b.  Urteile  der  Kommission. 

1.  Arbeltslohn. 

„Mit  Bezug  auf  die  Lohnänderungen  in  der  Dockarbeit  sind 
wenige  Angaben  gemacht  worden.'^  Es  wurde  konstatiert,  dafs  yor 
1872  die  gewöhnliche  Lohnrate  in  London  4  d  per  Stunde  war;  ohne 
Zusatz  für  TJberzeit.  1872  stieg  der  Lohnsatz  auf  6  d,  dank  der 
Aktion  der  G^werkTereine,  die  damals  existierten.  1889  stieg  er  auf 
6  d  mid  8  d  für  Überzeit 

Vor  1872  waren  die  Löhne  der  Güterpacker  in  London  4  d  bei 
10^1  Stimden.  Nach  der  Gründung  des  Amalgamierten  Gtiterpacker* 
Verbandes  stieg  der  Lohn  auf  8  d  für  die  Stunde  bei  9  Stunden 
Arbeitszeit,  was  die  Löhne  also  auf  6  s  per  Tag  brachte. 
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Im  März  1879  reduzierten  die  Surrey  Commercial  Docks  die 
Löhne  der  Komträger  um  ca.  8  %.  Auf  Ansuchen  der  Arbeiter 
wurde  der  firühere  Lohnsatz  wieder  hergestellt. 

1872  war  in  Glasgow  für  Dockarbeit  6  d  per  Stunde  und  7%  d 
für  Überzeit,  die  Ansätze  stiegen  in  demselben  Jahre  auf  7  d  resp.  9  d. 
1874,  nach  dem  Streik,  der  einer  Erhöhung  auf  8  d  und  10  d  galt, 
was  aber  der  Stand  des  Geschäftes  nicht  zuliefs,  gingen  die  Liöhne 
auf  6  d  und  7^2  d  und  dann  auf  6  d  und  6V9  zurück.  So  blieben 
sie  bis  1889.  Dann  kamen  2  successive  Erhöhungen  Yon  ^1^  d  per 
Stunde,  und  so  war  die  Lohnhöhe  von  1872  wieder  eingeholt 

1890  vollzogen  auf  Ersuchen  der  Arbeiter  die  Southampton 
Dock  Company  und  andere  Unternehmer  eine  bedeutende  Erhöhung 
des  Lohnes.  Die  Löhne  stiegen  von  19  und  20  s  auf  21  s  per 
Woche  für  fixe  Arbeiter  und  für  Gelegenheitsarbeit  wurden  statt 
4  d  —  5  d  per  Stunde  und  für  Uberzeit  statt  5  d  6  d  per  Stunde 
bewilligt.  Bei  3  Schiffahrtskompanieen  stieg  der  Lohn  für  Lade- 
arbeit  von .  5  d  per  Stunde  und  6  d  per  Uberzeit  auf  6  d  und  7  d, 
und  für  Schiffsarbeit  von  22  s  auf  24  s  per  Woche. 

(Fünfter  und  Schlufs-Rapport  II.  §  170  S.  145.) 

Hier  bringt  die  Kommission  gar  nichts,  was  nicht  in  den  Zeugen- 
aussagen,  die  wir  angeführt  haben,  enthalten  wäre. 

Im  Jahr  1851  waren  die  Löhne  auf  Auslandsfahrem  1  j^  16  s  bis 
2  ^  5  s  per  Monat,  1856  waren  sie  auf  5  jff  auf  Schiffen  für  die 
Ostsee  und  4  jff  auf  solchen  für  das  Mittelmeer  gestiegen.  Das  war 
der  Erfolg  der  Vereinigten  Seemannshilfskasse,  deren  Niedergang  die 
Löhne  1860  auf  3  <;^  10  s  und  5  .^^  15  s  sinken  liefs.  Der  Hauptzug 
der  Periode  von  1860 — 1890  scheint  ein  Steigen  der  Löhne  zwischen 
1870  und  1875  zu  sein,  infolge  eines  Aufschwunges  des  Handels. 
Auf  diese  Periode  folgte  aber  der  Rückschlag  1880,  wo  die  Löhne 
auf  den  Stand  von  1870  sanken:  d.  h.  auf  durchschnittlich  3  «;^  10  s 
per  Monat 

Dem  Anwachsen  auf  4  jß'  per  Monat  1882  folgte  eine  heftige 
Depression,  die  bis  1888  anhielt.  1887  standen  die  Löhne  sogar 
auf  2  .;^  5  s.  Nachher  fand  ein  successives  Steigen  statt:  der  Erfolg 
der  neugegründeten  Segler-  imd  Heizerunion.  Die  Löhne  erhöhten 
sich  auf  4  <;^  10  s   oder  4^  15  s  per  Monat  und  behaupteten  sich. 

In  Leith  waren  die  Wochenlöhne  der  Segler  1865  26  s,  der  Heizer 
27  s  6  d;    1872,    27  s  6  d  und  28  s.     So   blieben   sie   bis    1885, 
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alsdann  fielen  sie  wieder  auf:  26  s  und  26  s  6  d.  Die  Schiffahrt  hatte 
eine  gewaltige  Depressionsperiode  zu  überstehen:  Ton  1883  bis  1887. 
Die  Schiffseigner  Ton  Leith  wollten  die  Löhne  nicht  reduzieren.  Aber 
Mitte  1884  kündigten  sie  an,  dafs,  wenn  das  Geschäft  sich  nicht 
bessere,  so  müTsten  sie  den  Lohnsatz  erniedrigen.  1885  im  Juli  erfolgte 
die  Reduktion  wirklich.  1888  trat  eine  Besserung  in  den  Frachten 
ein,  und  infolge  dessen  wurden  die  alten  Lohnsätze  wieder  hergestellt. 
Im  Mai  bewilligten  die  Rheder  eine  Steigerung  auf  30  s  per  Woche  für 
Segler  und  Heizer,  obschon  sie  laufende  Kontrakte  hatten  und  der 
Stand  des  Gl^schäfts  keine  Erhöhung  garantierte.  Die  Forderung  der 
Segler-  und  Heizerunion  auf  eine  weitere  Erhöhung  auf  32  s  8  d  ver- 
anlafste  einen  unglücklichen  Streik. 

Die  Löhne  in  Monatsschiffen  waren  damals  4  j^  10  s  und  ^£  15  s. 
Nie  waren  seit  1865  die  Löhne  so  gering  wie  2  .;^  15  s  in  Leith. 

(Fünfter  und  Schlufs-Rapport  II.  §  175.  S.  148.) 

Auch  hier  begnügt  sich  die  Kommission  damit,  die  Zeugen- 
aussagen zu  acceptieren,  und  die  Angaben  über  Lohnschwankungen 
knrz  zusammenzustellen.    Neues  wird  nicht  beigebracht. 

Was  die  Kanal-  und  FluTsschiffer  betrifft,  so  „sind  in  Hinsicht 
der  Lohnänderungen  keine  genauen  Angaben  Torhanden'^  Die  Löhne 
aaf  dem  Humber  waren  von  1872  bis  1886  sehr  gut.  Da  aber  die 
Gesellschaft;  damals  zusammenbrach,  so  sanken  die  Löhne. 

1890  gab  es  im  Gefolge  eines  Streiks  eine  Erhöhung  um  1  s  f ür 
Wochenarbeit.  Desgleichen  stiegen  die  Löhne  nach  einem  Lock-out 
der  Lichterschiffer  der  Trent  Navigation  Company  Ton  16  s  auf  26  s 
fnr  ünterschiffer  und  von  24  s  auf  30  s  för  Kapitäne.  Seit  der 
GroDdung  der  Vereinigten  Barkenschiffer-  und  Bootsführerschutz- 
gesellschaft  1880  stiegen  die  Löhne  um  16  bis  20  %  im  Gement- 
distrikt  am  Medway  und  um  10  ^o  üi  den  Backsteindistrikten.  1878 
sanken  die  Löhne  um  12  7«  7o  ^  ^^  FUe-Schiffer  auf  dem  Aire-  und 
Calder-Kanal.  Nach  einem  Streik  (1891)  stiegen  die  Löhne  wieder  um 
^^\  %j  ^^  ^^^  ™^^  Hilfe  der  Dockerunion  des  Bezirkes  mög- 
lich war. 

Auch  hier  sind  blofs  die  Zeugenaussagen  im  Besume  gegeben. 
(Fünfter  and  SchlnTs-Happort  II.  §  178.  S.  148.) 
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2.  Arbeitszeit 

Unter  diesem  Titel  hat  die  Kommission  die  Angaben  der  Zeugen 
summarisch  wiedergegeben.  Allein  für  die  Veränderung  in  der 
Arbeitszeit  sind  sie  wertlos.  Sie  stellen  nur  den  gegenwärtigen 
Stand  dar. 

(Fünfter  und  Schlnfs-Rapport  IL  S.  14»— 168.) 


Resum^ 

für  die  Gmppe  Wassartransport. 

Für  die  gelernte  Arbeit  dieser  Gruppe^  also  Schiffahrt  und  Schiffs- 
bau (Takelagearbeit),  ist  in  Hinsicht  der  Vergütung  der  geleisteten 
Arbeit  seit  den  50er  Jahren  mit  vielen  Schwankungen  und  unter 
hartem  Kampf  dank  den  Arbeiterverbänden  eine  ansehnliche  Besserung 
zu  Stande  gekommen.  Die  Arbeitszeit  dagegen  hat,  besonders  für  die 
Dock-  und  Quaiarbeiter,  keine  namhafte  Verkürzung  erfahren,  femer 
ist  zu  bemerken,  dafs  die  Überzelt  fortdauernd  eine  gewöhnliche  aber 
traurige  Erscheinung  bildet;  endlich  dafs  gerade  in  dieser  Gruppe 
für  die  ganze  Zeit  der  Beobachtung  von  selten  der  Zeugen  unregel- 
mäfsige  und  unterbrochene  Beschäftigung  von  Seiten  der  Zeugen  kon- 
statiert wird,  was  zweifellos  ein  bedenkliches  Übel  des  heutigen  Be- 
triebes darstellt. 

Nicht  zu  übersehen  ist  femer  der  Umstand,  dafs  über  ungenügende 
Sicherungen  gegen  gesundheits-  und  lebensgefährliche  Einflüsse  und 
Unfälle  während  der  Arbeit  oder  der  Arbeit  selbst  immer  geklagt 
wird.  Hier  hat  keine  grofse  Besserung  platzgegriffen.  Endlich  tritt 
die  Thatsache  hervor,  dafs  die  Unfallstatistik  nicht  die  Unfälle  als 
die  Ausnahme  oder  als  durch  „force  majeure^'  veranlafst  darstellt,  viel- 
mehr ergiebt  sich,  dafs  die  Gewinnsucht  der  Unternehmer  imd  die 
mangelhafte  Inspektion  schuld  sind,  indem  Schiffe  ungenügend  be- 
mannt werden  können,  und  dies  auch  gewöhnlich  sind. 
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4.  Landtransport  (Sektion  B  II). 

Tnawafi,  Omaibu  iid  Drotdikei,  Klseabiluiea. 

a)  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  ete. 

1.  Arbeitslohn;  sonstige  Arbeitsbedingungen. 

1.  Mr.  Thomas  Sutherst,  Rechtsanwalt.  Nahm  während  13  Jahren 
an  der  Bewegung  für  Verkürzung  der  Arbeitszeit  teil.  Ist 
bekannt  mit  der  Lage  der  Omnibus-  und  Tramarbeiter. 

Bis  in  die  jüngste  Zeit  gab  es  keinen  guten  Arbeiterverband,  der 
die  Interessen  der  Arbeiter  gepflegt  hätte,  ünionisten  bedienen  ihre 
Unternehmer  weit  besser  als  andere  Arbeiter,  und  die  Kompanie 
handelte  im  eigenen  Interesse,  da  sie  den  Arbeiterverein  freundlich 
anerkamite. 

Zenge  Tertritt  die  Lieute  vor  der  Kommission,  weil  sie  glaubten, 
sie  würden  von  den  Unternehmern  gemalsregelt  und  entlassen,  wenn 
rie  die  "Wahrheit  sagten  (!). 

Vor  dem  Streik  von  1891  wurden  mehrere  Versuche  gemacht,  zu 

streiken,  die  aber  unvollkommen  waren.    Die  Frage  war  nicht  so  sehr 

••  •* 

eine  Lohnfrage  als  eine  solche  der  Überanstrengung,  Überarbeitung. 
Yersamndungen  wurden  abgehalten  und  Resolutionen  gefafst  zu  gunsten 
des  Zwölfstundentags.  Mit  dem  Streik  hingen  ca.  8 — 10  000  Mann  zu- 
sammen. 

Yor  dem  Streik  unterhandelte  Zeuge  mit  den  Gesellschaften,  um 
denselben  zu  verhüten.  Allein  sie  wiesen  seine  Intervention  zurück. 
Der  Londoner  Handelsrat  leistete  vor  dem  Streik  imd  während  des- 
Belbeo  gute  Dienste  und  förderte  die  Organisation  der  Leute  auf  der 
Basis  eines  gesunden  Trade's-Unionismus. 

Im  ganzen  sind  in  London  bei  den  Trams  und  'buses  12 — 15  000 
^isum  beschäftigt.  Im  ganzen  Lande  zwischen  100  000  und  150  000. 
Die  Leute  stehen  über  der  Klasse  der  ungelernten  Arbeiter.  Es  ist 
nicht  80  leicht,  „eine  Koppel  Pferde  durch  die  Strassen  von  London 
za  fahren'^ ;  und  auch  die  Schaffner  müssen  tüchtige  Leute  sein. 

DaCs  man  für  1  penny  so  weit  fahrt,  ist  die  Wirkung  der  „cut- 
throat  competition^^  (Konkurrenz  auf  Leben  und  Tod)  der  General 
Omnibus  Company  und  der  Koad  Car  Company. 

Ln  allgemeinen  sind  die  Unternehmer  unfreundlich  gegen  die  Ar- 
i^iter  und  lassen  sie  unausgesetzt  überwachen.    Sie  betrachteten  den 
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Arbeiterrerband  mit  MiTBtraueD,  statt  in  ihm  ein  Mittel  der  Wohlüaiirt 
der  Lente  und  ihrer  selbst  zu  sehen.  Wenn  gute  gegenseitige  Be- 
ziehungen herrschen,  so  werden  Streiks  vennieden  und  Differenzen 
gütlich  erledigt  Zeuge  verlangt  für  die  Kutscher  und  Schaffner 
einen  subsistence  wage,  und  darunter  versteht  er  einen  Lohn,  womit 
sie  und  die  Familien  sich  ernähren  und  kleiden  und  etwas  sparen  könnten. 
Die  Ausgaben  eines  ledigen  Mannes  erreichen  21  bis  22  s  mit  den  Bufsen 
oder  „contributions'',  die  ihm  von  der  Gesellschaft  aufgelegt  werden. 
Man  hat  geglaubt,  dafs  der  Aufenthalt  in  der  frischen  Luft  den 
Leuten  zuträglich  sei.  Es  läfst  sich  aber  zeigen,  dafs  16  bis  16 
Stunden  allem  Wetter  ausgesetzt  sein  der  Gesundheit  nachteilig  ist 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  II.  S.  64-67.) 

2.  Mr.  H.  Bowbrick,  Generalsekretär  der  Vereinigten  Tram-  und 

Omnibusarbeiter.    Die  Union  existiert  seit  19.  Juli  1891. 

Die  Unternehmer  sind  sehr  gegen  die  Organisation.  Sie  wollen 
sie  nicht  anerkennen  und  suchten  ihre  Bildung  zu  verhindern  ,,in 
every  possible  way". 

Im  Juni  1891  brach  eia  Streik  aus  zu  gunsten  des  Zwölfstunden- 
tages. Derselbe  dauerte  1  Woche  und  kostete  den  Arbeitern  9000  £^ 
der  Gesellschaft  dagegen  20000  £.  Vor  dem  Streik  suchte  die  Ge- 
sellschafb  unbeschäftigte  Arbeiter  und  Arbeiter  vom  Lande  zu  mieten. 
Wenn  die  Leute  besser  organisiert  gewesen  wären,  so  hätten  sie  die  Ge- 
sellschaft gezwungen,  ihre  Postulate  zu  erfüllen,  und  es  wäre  nicht  vor- 
gekommen, dafs  Leute  entlassen  wurden  wegen  Teilnahme  am  Streik. 

25  bis  30  Schaffiier  wurden  entlassen,  die  25  Jahre  im  Dienst 
waren  —  offenbar  wegen  Teilnahme  am  Streik. 

Ein    entlassener    Mann   konnte    bei   keiner   anderen   Gesellschaft 

Stellung  finden.    Zeuge  will  nicht  sagen,   dafs  die  Unternehmer  eine 

schwarze  Liste  führen,  aber  eine  Art  Boykottsystem  werde  allerdings 

geübt. 

(Digests  Sektion  B.  (11)  Bd.  n.  S.  67.) 

3.  Mr.  John  Atkinson,  Kassierer  der  Vereinigten  Omnibus-  und 

Tramarbeiter. 

Zeuge  nahm  Teil  au  der  Agitation,  bevor  die  Union  gegründet 
worden  war.  Er  giebt  zu,  dafs  die  Lage  und  die  Löhne  der  Tram- 
arbeiter  vor  4  Jahren  schlechter  gewesen  sind.  1889  war  in  London 
eine  Union  mit  2000  bis  3000  Mitgliedern.  Er  war  in  London  das 
einzige  Mitglied  des  Komitees,  das  von  den  Gesellschaften  nicht  boykottiert 
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worden  war.    Was  die  Leute  zur  Organisation  gezwungen  hat,   war 
das  übertriebene  BuTsensystem. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  £d.  H.  8.  66.) 

4.  Mr.    E.    Djke,    Kutscher  —  gehört  zu  keinem  Arbeiterverein. 

Hyde  Park  Cab  Company  (Fiakergesellschaft). 

Die  vereinigte  Fiakergesellschaft  wurde  1874  gegründet.  Zeuge 
Dshm  dabei  hervorragend  teil.  Früher  hatte  die  Gesellschaft  ein 
wöchentliches  Einkommen  von  100  Ji  ^  das  für  Sterbe-  und  Krank- 
heitsfälle verausgabt  wurde.  Nach  14  Jahren  brach  die  G^ellschaft 
infolge  innerer  Streitigkeiten  zusammen.  In  London  ist  der  Kutscher 
kein  Diener,  da  er  für  sein  Gkf&hrt  eine  Miete  bezahlt 

Alle  E[ämpfe  in  dem  Gewerbe  drehen  sich  um  die  Lohnfrage. 
Diese  Streiks  waren  immer  für  die  Arbeiter  wie  ftir  die  Unternehmer 
zerrüttend.  Der  Kutschermarkt  war  überfüllt  (glutted).  Ln  Laufe 
der  letzten  10  Jahre  haben  die  Streiks  den  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern mindestens  50000  £  gekostet. 

Es  giebt  zu  viele  Fiaker,  mehr  als  nötig.  1833  waren  in  London 
laOO  konzessioniert.     1891  gab  es  12000  bis  13000. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  II.  S.  70.) 

5.  Mr.  Harry  Peiree,  Omnibuskutscher  seit  20  Jahren  in  Stellung 

bei  der  Allg.  Londoner  Omnibusgesellschaft. 
Die  Arbeiter  sind  nicht  unzufrieden  mit  ihren  Arbeitsbedingungen 
und  stehen  auf  sehr  gutem  Fufse  mit  den  Unternehmern ;  sie  sind  in 
keiner  Weise  vergewaltigt  worden  seit  dem  Streik.  Sie  brauchen 
gar  keine  Agitatoren  und  sog.  Organisatoren.  Ein  besonderes  Yer- 
tranensvotum  wurde  an  den  Präsidenten  der  Gesellschaft  gerichtet. 
Die  Arbeiter  erhielten  als  Kutscher  7  s  6  d  per  Tag  mit  „extra" 
furüberzeitarbeit  Die  Leute  waren  seit  35,  32, 16, 14, 12  etc.  Jahren 
in  Stellung,  was  beweist,  dafs  sie  mit  ihrer  Lage  nicht  unzufrieden 
waren.  Der  Zeuge  trat  ein  bei  der  Gesellschaft  1871  und  würde  es 
nicht  20  Jahre  bei  ihr  ausgehalten  haben,  wenn  er  tyrannisiert  und 
schlecht  behandelt  worden  wäre.  Die  Unternehmer  waren  immer 
geneigt,  Gehör  zu  schenken.  Der  Zeuge  ging  oft  zu  ihnen  und  wurde 
immer  freundlich  empfangen. 

(DigcBta  Sektion  B.  (II)  Bd.  III.  S.  28.) 

ß.  Mr.  Frederick  Edgson,  Kutscher,  Mr.  Vere  Bingley, 
Schaffiier,  Hammershmith-Nichtunionisten-  und  Lon- 
doner Allg.  Tramgesellschaft. 

StMtowineiifloham.  Stadien.  VI.  113  ^ 
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Der  Streik  (1891)  brach  aus  bei  der  Einführuiig  des  Ticketsjrstems 

in  Verbindung  mit  Agitation.    Die  Londoner  Tramangestelltoi  waren 

beeinflufst  durch  die  Zeitungsartikel  über  den  erfolgreichen  Streik  in 

Paris.    Sie  wären  froh  gewesen,  nach  einer  Woche  zur  Arbeit  zurflck- 

zukehren.    Verloren   war   das   QelAj    und   die    Frauen   und  Elinder 

litten  Not. 

(Digests  Seküon  B.  (U)  £d.  HL  S.  86/36.) 

7.  Mr.  John  Beasley,  Qenendsekretär  der  Londoner  Kutscher* 
gesellschaft.     (1000—1200  MilgUeder.) 

Die  Leute,  welche  in  den  Geschäften  des  Arbeitervereins  eine  leitende 
Bolle  spielen,  werden  Ton  den  Unternehmern  nicht  mit  freundlichen 
Augen  angesehen.  Vor  Jahren  existierte  eine  sehr  starke  Union  und 
während  ihres  Bestehens  kam  keinerlei  Streik  vor,  mit  Ausnahme 
eines  einzigen  im  Jahre  1882,  als  die  Union  schwach  war«  Diffe- 
renzen zwischen  Unionisten  und  Nichtunionisten  gab  es  nicht. 

Die  Streiks  von  1882  und  1891  begannen  während  der  Sonuner- 
monate,  wenn  nach  harten  Kämpfen  während  der  Wintermonate  die 
Kutscher  einen  kleinen  Gewinn  zu  machen  hofften.  Die  Eigentümer 
fordern  von  heut  auf  morgen  mehr  für  die  Droschken  und  der  Streit 
bricht  los.  Ln  Jubiläumsjahr,  da  die  Leute  das  Geld  verdienen 
konnten,  gab  es  keinen  Streit.  Die  Leute  fühlen  sich  yerpflichtet, 
die  Literessen  des  Publikums  wahrzunehmen  und  vermeiden  lange 
Streiks  so  gut  als  möglich. 

Die  Union  wurde  bezichtigt,  eine  Tendenz  zum  Streiken  zu  haben. 
Allein  die  Nichtunionisten  sind  mehr  streikbereit  als  die  Unionisten 
und  bereit,  sich  der  von  den  Unionisten  errungenen  Vorteile  zu  be- 
dienen. 

Zur  Zeit  des  Streiks  von  1882  wurden  gewaltige  Anstrengnngen 
gemacht,  um  denselben  nicht  allgemein  werden  zu  lassen.  Das  Ziel 
wäre  schneller  erreicht  worden,  wenn  man  dem  Streik  seinen  Lauf  gelassen 
hätte,  aber  die  Führer  suchten  das  möglichst  zu  yermeiden«  Als 
Resultat  kam  eine  Reduktion  des  Preises  (Miete)  [der  Kutsche]  fiir  die 
Kutscher  heraus.  Ca.  696  jff  wurden  von  der  Union  bei  dem  Streik 
ausgegeben. 

Der  Streik  von  1891,  der  gröfste  Lohnkampf,  der  je  im  Kutscher- 
gewerbe erfolgte,  war  von  ähnlicher  Signatur.  Er  umfafste  ca.  1300 
Unionisten  und  1200  nicht  organisierte  Arbeiter.  Auf  vielen  Punkten 
wurde  er  gütlich  beigelegt.    Der  Preis  vmrde  um  2  s  per  Tag  herab« 
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gesetzt  Dieser  Yoiteil  ging  infolge  der  Laxheit  der  Arbeiter  wieder 
TerloreDu    Die  Union  hatte  3700  JS  Kosten. 

Während  des  Streiks  wnrde  Ton  den  Unternehmern  eine  schwarze 
liste  geführt  — 

Die  meisten  XJnfaUe  werden  Yon  den  Güterwagen  nnd  Karren 
Ternrsacht 

1889  wurden  getötet  durch  Fiaker  28, 

Omnibusse  32, 
leichte  Karren  22, 
Güterwagen  40. 

1890  »  „  „      Fiaker  28, 

Omnibusse  21,  , 
Karren  23, 
Güterwagen  47. 
(Digests  Sektion  B.  (11)  Bd.  lU.  S.  36/38.) 

8.   Mr.    B.    Jenkins,    Mitglied    des    Exekutivrates    des    Haupt- 
städtischen Kutscherrerbandes. 

Zeuge  nahm  an  den  Streiks  von  1882  und  1891  Teil.  Sie  waren 
ähnUcL  Wenn  die  Leute  1887  gut  organisiert  gewesen  wären,  so 
hätte  der  S'reik  sich  yermeiden  lassen ;  die  Arbeiter  hatten  ihre  Postulate 
durchgebracht.  Die  Arbeitseinstellung  war  die  Folge  einer  Versammlung 
im  Hyde-Park,  in  der  die  exorbitanten  Preise  der  Unternehmer  dis- 
kutiert wurden.  1882  waren  die  Gelder  der  Union  zusammen- 
geschmolzen, und  die  Unternehmer  steigerten  den  Preis.  Die  Kutscher 
wollten  einen  allgemeinen  Streik  machen.  Die  Leute  litten  sehr.  Die 
Preise  fielen  Ton  18  s  auf  16  s.  SchUefslich  wurde  der  Streik  gütlich  erledigt. 

Die  Kosten  betrugen  ca.  600  £^  die  LohneinbuTse  bezifferte  sich 
auf  3000  £, 

Der  Streik  von  1891  begann  im  April  im  Hofe  des  Earl  of 
Shrewsbury  und  von  Talbot.  Die  Preise  wurden  bei  sehr  schlechtem 
Wetter  auf  16  s  3  d  gesteigert,  und  die  Arbeiter  fanden  es  absolut 
unmöglich,  diesen  Betrag  zu  verdienen. 

Der  Streik  yon  1891  verlief  ähnlich  dem  von  1882.  Ca.  400 
Mami  standen  jede  Woche  während  13  Wochen  aus.  Schiedsgerichtr 
liehe  Entscheidung  war  angeboten.  Die  Unternehmer  nahmen  keine 
Notiz  davon.     Die  Schlacht  war  unentschieden. 

Die  Kosten  des  Streiks  betrugen  3700  £^  LohneinbuTse  9000  £, 
Uie  Droschken,  die  während  des  Streiks  fuhren,  waren  2  s  billiger. 

(DigeatB  Sektion  B.  (11)  Bd.  Ul  S.  38/39.) 
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9.  Mr.  W.  B.  Leyick,  Hauptstädtische  Fiakemnion* 

Zur  Zeit  des  Streiks  1888  bestand  keine  Union.  Der  Streik  ent- 
stand,  weil  die  Kutscher  nicht  im  stände  waren,  den  erhöhten  Mieta- 
preis aufzubringen.  Er  dauerte  2  Wochen  und  hatte  ein  Kompromifs 
zur  Folge,  derart,  dafs  Halbpart  gemacht  wurde. 

Der  Streik  1891  war  durch  eine  Erhöhung  der  Miete  yeranlafst, 
welche  die  Arbeiter  nicht  zahlen  wollten.  Verhandlungen  mit  den  Unter- 
nehmern fanden  statt,  aber  keine  Eonzession  wurde  gemacht  Schieds- 
spruch wurde  zurückgewiesen. 

Die  im  Streik  engagierten  Firmen  waren  die  gleichen  wie  i.  J.  1888« 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  HI.  S.  39.) 

10.  Mr.   Thomas  Crabbe,   Droschkier  —  bei  keinem  Arbeiter- 

verband. 

Zitiert  den  Fall  eines  Streiks  in  Great  Eastem,  wo  die  Unter- 
nehmer die  Miete  der  Fiaker  um  24  s  per  Woche  reduzieren  konnten« 
„Es  mufs  eine  schöne  Sache  sein  um  ein  Privileg." 

1888  wurde  ein  Streik  in  Palmers  Hof  verursacht  durch  eine  Er- 
höhung der  Miete  (6  d  per  Tag).  Die  Droschkiers  hatten  sich  wider- 
setzt. Palmer  enÜiefs  den  Leiter  der  Agitation,  und  da  er  ihn  nicht 
wieder  anstellte,  streikten  die  Leute.  Palmer  gab  hierauf  eine  schwarze 
Liste  heraus.  „Palmer  hätte  für  3  Monate  ins  Eorrektionshaus 
gehört" 

1880  bewarben  sich  2316  Mann  um  Licenzen,  856  wurden  zurück- 
gewiesen. 1892  waren  490  Kutscher  und  347  Cabs  weniger  als  in 
den  4  vorhergehenden  Jahren, 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  lU.  S.  44.) 

11.  Mr.  Walter  James    Hanison,   Prüfer  bei  der  Midland- 

Eisenbahngesellschaft;. 

Der  Unterstützungsfonds  der  mit  fixem  Gehalt  bezahlten  Ange- 
stellten hat  die  Löhne  seit  1880  herabgedrückt.  Die  Gesellschaft  be- 
zahlte 1890  19  934  £  weniger  Lohn  als  1880,  und  trug  bei  zu  dem 
Fonds  1890  11183  £^  machte  also  einen  Beingewinn  von  8751  £. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  Ul.  S.  57.) 

12.  Mr,  John  Abbott,  Zeichengeber  bei  der  Midland -Eisenbahn. 

Der  Zeuge  berichtet  über  den  Streik  der  Güterkondukteure  von 
1879  und  der  Lokomotivführer   1887.     Li    beiden  Fällen    waren   die 
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Zeichengeber  mit  Arbeit  überlastet,   da  mit   ungeübtem  Personal  ge- 
fahren wurde. 

Mit  dem  Wachsen  des  Verkehrs  und  der  Einführung  des  Block- 
sjstems  wurde  der  Dienst  strenger,  —  die  Leute  wurden  unzufrieden 
mit  ihren  Arbeitsbedingungen.  Als  die  Unternehmung  1879  eine  Lohn- 
rednktion  von  1  s  per  Woche  vornehmen  wollte,  wurden  Yersammlungen 
abgehalten,  und  dies  Vorgehen  wurde  als  ungerecht  und  ungerecht- 
fertigt qualifiziert. 

(Digests  Sektion  B.  (H)  Bd.  III.  S.  67.) 

13.  Hrs.  Alexander  Goodlet,  Thomas  Ballantyne,  James 

Hudie,  William  Melrose,  Charles  Fox.  Caledo- 
nische  Eisenbahn. 
Die  Beziehungen  zwischen  der  Gesellschaft  und  den  Arbeitern 
waren  allezeit  im  aUgemeinen,  und  in  Bezug  auf  das  Personendeparte- 
ment  spezieU,  sehr  befiriedigende  und  sind  es  noch;  der  Dienst  ist 
beliebt  Die  Leute  vom  Personendepartement  standen  der  Kompanie 
im  Streik  1890  bei.  Es  giebt  bei  dieser  Gesellschaft  keinen  Terro- 
rismus (Melrose). 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  lU.  S.  76.) 

14.  Mr.  William  Foreman,  Sekretär  für  Irland  bei  der  Amal* 

gamierten  Gesellschaft  der  Eisenbahnarbeiter. 

Der  erste  Streik  fand  im  Dezember  1881  bei  der  grofsen  Süd- 
imd  Westbahn  in  Cork  statt.  Sein  Resultat  war  eine  Lohnerhöhung 
and  eine  Arbeitszeitverminderung. 

Der  allgemeine  Streik  1890  begann  am  25.  April  und  umfafste  alle 
Angestellten  mit  Ausnahme  von  20  Mann.  Das  war  der  gröfste  Streik 
in  Irland.  Ganz  Süd-Irland  war  lahmgelegt.  Eine  sehr  schmale 
Eonzession  wurde  gemacht.  Kosten  800  £  —  für  die  Kompanie 
1000  £  per  Tag. 

1892  fand  ein  Sympathiestreik  statt.  Die  Komträger  auf  dem 
Nordwall  in  Dublin  streikten. 

Einige  kleine  Konzessionen  wurden  erreicht  durch  den  Streik  von 
1890  bei  der  Dublin-,  Wicklow-  und  Wezford-Bahn. 

Bei  einigen  Bahnen  ist  die  Union  anerkannt.  Bei  anderen  inso- 
fern, als  die  Gesellschaften  mit  den  Abgeordneten  der  Arbeiter  in 
Bezug  auf  Erledigung  von  Beschwerden  verhandeln.  Vielfach  wird 
die  Union  von  den  Direktoren  als  eine  „dritte  Partei''  betrachtet,  ob- 
schon  sie  rein  aus  an  der  Bahn  angestellten  Arbeitern  besteht  etc. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  m.  S.  88.) 
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2.  Arbeitszeit. 

1.  Mr.  George  Thomas  Jackson,  Mitglied  der  Amalgamierten 

Tramway-  und  MietsfuhrwerkBangestellten  der  nördlichen  Grraf- 
schaften.     Hauptquartier:  Manchester  (3600  Mann). 

Der  Verband  hat  fruchtlos  Schritte  gethan  bei  der  Manchester 
Fuhrwerks-  und  Tramwaygesellschaft  im  Sinne  einer  Vermindenmg 
der  Arbeitszeit  —  durch  Vermittelung  des  Zeugen.  Eine  Abordnung,  be- 
stehend aus  den  hervorragendsten  Mitgliedern  des  Stadtrates  und  der 
Behörden  in  Verbindung  mit  Professor  Monro,  ersuchten  die  Kom- 
panie um  eine  Reduktion  der  Arbeitszeit.  Ein  Ton  der  Union  yer- 
anstaltetes  Meeting  fafste  eine  einatimmige  Besolution  zu  gunsten  der 
Reduktion.  Das  Gesuch  der  Abordnung  wurde  von  den  Direktoren 
abgelehnt. 

Es  herrscht  grofse  Unregelmäfsigkeit  im  Geschäft,  die  von  der 
Jahi'eszeit  abhängt. 

Die  Klagen  gegen  die  lange  Arbeitszeit  beruhen  darauf,  dals  die 
Angestellten:  1)  für  ihre  Familien  keine  Zeit  mehr  übrig  haben ;  2)  ohne 
Unterbrechung  auf  ihren  Posten  behalten  werden  und  keine  Zeit  für  die 
Mahlzeiten  haben;  3)  den  Unbilden  der  Witterung  Yöllig  ausgesetzt 
sind  und  daher  an  ihrer  Gesundheit  Schaden  nehmen;  im  Laufe  der 
letzten  2  Jahre  waren  27%  zu  einer  gegebenen  Zeit  krank;  4)  gegen 
Ende]  des  Werktages  so  erschöpft  sind,  dafs  sie  nicht  mehr  zu- 
rechnungsfähig sind,  so  dass  leicht  Unfälle  entstehen. 

Die  Leute  hatten  den  Zwölfstundentag  verlangt.  Die  Unternehmer 
aber  erklärten,  eine  Reduktion  der  Arbeitszeit  müfste  eine  Herabsetzung 
des  Lohnes  zur  Folge  haben. 

Unfälle  sind  eine  ganz  gewöhnliche  Erscheinung. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  II.  S.  18.) 

2.  Mr.  J.  Atkinson. 

Die  Veranlassung  der  Konflikte  mit  den  Unternehmern  liegt  in 
der  langen  Arbeitszeit.  Vor  3  Jahren  war  sie  im  Durchschnitte  18 
Stunden.  Heute  arbeitete  der  Zeuge  effektiv  11  ^s  auf  16  Vt  Stunden 
Dienst  an  6  Tagen  der  Woche,  am  Sonnabend  länger. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  III.  S.  69.) 

3.  Mr.   Tom    Walker,   Dampftramwaykutscher  —     Hudders- 

field  Corporation. 
Vor  1888  war  die  Arbeitszeit  14  Stunden  per  Tag,  mit  2  Stunden 
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6eier  Zeit  f&r  die  Mahlzeiten.    Obsclion  sich  die  Leute  dabei  beklagten, 
machten  sie  keine  Veisnche,  den  Stand  der  Dinge  zn  ändern. 

(Digests  Sektion  fi.  (II)  Bd.  IlL  S.  86.) 

4.  Mr.  P.  A.  Tyrrell,  Tramwaynnion  für  Dublin  und  Umgebung. 

Seit  die  Union  besteht  (1890)  sind  einige  Änderungen  in  der 
Arbeitszeit  erfolgt  Die  Arbeitszeit  ist  etwas  kürzer  geworden  durch 
die  Einführung  des  Mittagruhesystems.  2 — 3  Stunden  mitten  im  Tag 
sind  dienstfrei.  Die  Leute  arbeiten  also  in  der  Frühe  und  spät 
am  Tage,  so  dafs  sie  ihren  Familien  sich  doch  nicht  widmen  können, 
was  möglich  wäre,  wenn  sie  früh  am  Abend  Feierabend  hätten. 

Die  Hausmiete  ist  sehr  teuer.  .  Eine  ganz  bescheidene  Ein- 
richtung kostet  10  s  per  "Woche  etc. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  HI.  S.  34.) 

5.  Mr.   Edward   Ballard,   Organisator  und    Sekretär  des  Lon- 

doner  Kärmeryereins.     6000—6000  Mitglieder  (auf  30000 
bis  40000). 

Der  Verein  trat  in  Unterhandlung  mit  den  Unternehmern 
wegen  einer  Reduktion  der  Arbeitszeit;  die  Unterhändler  wurden  aber 
kühl  empÜEmgen,  ^^weil  das  Angebot  der  Arbeit  in  London  ein  über- 
grofses  wäre"  und  es  so  leicht. sei  Kärrner  zu  bekommen.  Die  Hof- 
anfseher  sind  ein  Hindernis  des  Verkehrs  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern. 

Es  wurden  Leute  nicht  angestellt,  weil  sie  zu  einem  Arbeiter- 
Terein  gehörten.  Einige  Geschäftsbräuchen  sind  regelmäfsig,  beson- 
ders der  Möbeltransport  In  diesem  Fall  werden  die  Leute  auf 
Standen  gemietet. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  III.  S.  46.) 

6.Mr8.  B.Lemmon,  W.  Cuthbertson.  Schottischer  National- 
Terband  der  Pferdeknechte. 

Die  Union  besprach  einige  Beschwerdepunkte  mit  den  Unter- 
sehmem,  besonders  bez.  der  Arbeitszeit 

Die  Unternehmer  ziehen  die  Nichtunionisten  vor.  Unionisten 
sind  entlassen  worden«  Wenn  die  Leute  eine  aktire  Bolle  in  dem 
Verein  zu  spielen  anfingen,  so  fanden  die  Unternehmer  einen  Anlafs, 
sie  zu  entlassen. 

Vor  dem  Streik  waren  die  Arbeitsstunden  17  per  Tag,  am  Sonn- 
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abtod  13.    Die  Arbeit  ist  imunterbrochen  von  4  ühr  30  früh  bis  6 
oder  7  Uhr  abends. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  HI.  S.  47/48.) 

7.  Mr.  AndrewClarky  Generalsekretär  der  Eisenbahnarbeiteninion. 

Die  Länge  der  gegenwärtigen  Arbeitszeit  ist  ein  fiauptbeschwerde- 
punkt  der  Eisenbahnarbeiter.  Ebenso  die  Uberzeitarbeit.  Die  Airbeit 
ist  in  gewissem  Qrade  unregehnäfsig,  speziell  in  grofsen  Städten. 

In  NewcasÜe  wurde  1890  ein  grofser  Streik  durch  ein  gegen- 
seitiges Übereinkommen  vermieden. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  III.  S.  50.) 

8.  Mr.    Andrew  Ballantyne,    Hilfssekretär   der   Amalgamierten 

Gesellschaft  der  Eisenbahnangestellten  (Schottland).  4000 
bis  5000  Mitglieder.  Besteht  seit  1872.  1890,  zur  Zeit  des 
Streiks,  8000  Mitglieder. 

Die  Leute  beklagten  sich  über  die  lange  Arbeitszeit  schon  vor 
Jahren  und  über  die  kurze  Bast  zwischen  zwei  Dienstzeiten. 

Die  Unternehmer  sollten  den  Arbeiterverein  anerkennen,  weil  als- 
dann viele  Streitigkeiten  vermieden  würden  durch  gegenseitige  gütliche 
Verständigung. 

Zeuge  gab  eine  Darstellung  des  Streiks  von  1890.  Er  weist 
auf  die  lange  Arbeitszeit  hin  als  Rechtfertigung  der  Haltung  der 
Arbeiter.  Die  Uberzeitarbeit  der  Personenzugskondukteure  und  -Loko- 
motivführer und  -Heizer  betrug  im  Monat  Dezember  1890  4144 
Stunden.  Für  das  Fahrpersonal  der  Güterzüge  war  die  Uberarbeit 
8827  Stunden.  Die  totale  Uberzeitarbeit  von  1256  Mann  war  20457 
Stunden.  Es  könnten  340  Mann  mehr  angestellt  werden  bei  60  Stunden 
Arbeitszeit  per  Woche  etc.  etc. 

Während  des  Streiks  wurden  von  den  Gesellschaften  (der  Briti- 
schen Nordbahngesellschaft  und  der  Caledonischen  BahngeseUschait) 
Zivilklagen  eingeleitet  Die  erstere  verlangte  20  000  £  Schadenersatz 
und  belegte  die  Streikgelder  etc.  der  Amalgamierten  Gesellschaft  der 
BahnangesteUten  liait  Arrest.  Die  letztere  erlangte  Schadenersatz- 
forderung im  Betrage  von  8  j^  18  s  von  jedem  der  260  Mann  in 
Hamilton  und  Motherwell,  zahlbar  in  wöchentlichen  Baten  von  S  s 
(Heizer),  6  s  (Bremser),  7  s  6  d  (Maschinenführer). 

Die  Galedonische  Bahngesellschaft  exmittierte  15  Familien  aus 
ihren  Häusern  zu  MotherwelL 

Die  Leute  erhielten  durch   den  Streik  mit  nichten  die  gewollten 
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ßedingnBgen.  Aber  seitdem  hat  sich  die  Arbeitszeit  bei  der  Glasgow- 
und  Süd-West-Bahn  gebessert  Auch  bei  der  Caledonischen  Bahn,  ob- 
sclion  da  die  Arbeitszeit  eine  noch  zu  lange  ist 

Viele  neue  Arbeiter  wurden  während  des  Streiks  aus  England 
und  aus  Armenhäusern  in  Schottland  eingeführt  Viele  wufsten 
nichts  Ton  dem  Streik.  Zeuge  sandte  mehr  als  40  zurück.  Die 
Kosten  des  Ausstandes  stiegen  für  die  Union  auf  30  000  £y  ohne  den 
Yerlust  an  Löhnen. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  III.  S.  68.) 

9.  Mr.  James  Pai sie y.    Amalgamierte  Q-esellschaft  der  Eisenbahn- 
angestellten für  Schottland.     Sekretär  und  Organisator. 

Die  Gesellschaft  wurde  1872  mit  dem  Zwecke  gegründet,  die 
Arbeitsbedingungen  der  Eisenbahnarbeiter  zu  Terbessem.  Damals 
gab  es  nur  im  Signaldienst  einige  Achtstundenschichten.  Als  Regel 
war  der  Arbeitstag  12  Stunden  —  manchmal  13,  14,  16  Stunden. 
Im  Personenzugdienst  wurde  Sonntagsextraarbeit  nicht  bezahlt  Der 
Lohnsatz  war  dabei  unter  dem  Durchschnitt  des  Ortsüblichen  für  ge- 
lernte Arbeit  Die  Arbeiter  verlangten  Konzessionen,  umsonst  Sie 
nmfsten  sich  organisieren,  „nicht  aus  Kampflust''.  Die  Organisation 
war  noch  mangelhaft.  Der  Zehnstundenstag  wurde  erlangt  auf  der 
Caledonischen  Bahn  und  blieb  bis  zum  Streik  1883.  3  Jahre  Yor  dem 
Streik  1883  wurde  zu  gunsten  des  Neunstundentages  agitiert.  Die 
Bedienung  der  Lokomotiven  betrug  72 — 86  Stunden  per  Woche  im 
Personenzugsdienst  und  66->90  im  Güterzugsdienst.  1881  wurde  im 
Dezember  während  95^2  Stunden  in  einer  Woche  gearbeitet  und 
während  101  Stunden  in  der  nächsten  Woche.  Die  Direktion  der 
Caledonischen  Bahn  wies  die  Gresuche  um  Reduktion  der  Arbeitszeit 
zoniek. 

Im  Dezember  1882  wurde  zu  Hamilton  ein  Massenmeeting  ab- 
gehalten. Yerschiedene  Arbeiter  erklärten,  dafs  sie  auf  ihren 
Maschinen  eingeschlafen  wären  vor  Ermüdung.  Statt  einer  Reduktion 
folgte  eine  Steigerung  der  Arbeitszeit  Daher  der  grofse  schottische 
Streik  von  1890/91. 

Der  Streik  von  1883  war  die  Folge  der  Haltung  der  Kompanie 
gegenüber  den  Arbeitern.  Dezember  1890  wurde  der  Streik  zu 
Glasgow  beschlossen:  7000 — ^9000  Mann. 

(Digestfl  Seküon  B.  (U)  Bd.  III.  S.  65.) 
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ß)  Unternehmer, 

1.  Arbeitslohn. 

1.  Mr.  B.  Th.  Kingham,    Sekretär  der  Allgemeinen   Pferdebahn- 

gesellschaft  London. 

Der  Streik  vom  Juni  1891  war  das  Werk  Eines  Mannes.  Über 
die  Arbeitszeit  beklagten  sich  die  Leute  nicht.  Es  war  die  Einführung 
des  Ticketsystems  der  einzige  G-rund  des  Streiks.  Schon  1889  drängte 
Mr.  Sutherst  die  Leute  zum  Streiken«  Aber  diese  erklärten  sich 
ganz  befriedigt  von  den  Arbeitsbedingungen.  Die  Annahme  des 
Ticketsystems  hat  der  Gesellschaft  mehr  Einnahmen  yerschafft  durch 
Verhütung  der  Unterschleife  oder  der  Mode  des  Geschenkegebens. 

Die  Löhne  sind  gewachsen  durch  die  Einführung  des  Ticket- 
systems (Billetanweisungssystem  —  Ticket  check  System). 

(Digests  Sektion  B.  (H)  Bd.  IH.  S.  19/20.) 

2.  Mr.   R.  L.  Adamson,    Generaldirektor,    während    mehr    als   10 

Jahren,  der  North  Metropolitan  Tramway-GeseUschafL 

Die  Gesellschaft  hat  nie  etwas  dagegen  gehabt,  dafs  die  Leute 
in  einen  Arbeiterverein  eintraten;  nie  ist  ein  Angestellter  deswegen 
entlassen  worden.  An  der  Arbeit  eines  Mannes  konnte  man  nicht  er- 
kennen, ob  er  im  Arbeiterverein  war  oder  nicht. 

Es  ist  in  vielen  Fallen  wahr,  dafs  die  Leute  „überarbeitet  und 
zu  wenig  bezahlt'^  sind.  Das  trifft  aber  auf  die  Arbeiter  der  Gesell- 
schaft des  Zeugen  nicht  zu. 

Die  Gesellschaft  hat  seit  vielen  Jahren  keine  Bufsen  auferlegt 

Es  war  der  Brauch,  an  den  Feiertagen  per  Tag  1  s  extra  zu  be- 
zahlen. 

Es  ist  nicht  richtig,  dafs  die  Leute  vor  dem  Streik  besser  daran 
waren,  als  nachher  (Juni  1891). 

Vor  dem  Streik  erhielten  die  Kutscher:  4  8  11,96  d,  die  Schaff- 
ner: 4  s  8,57  d.  Nach  dem  Streik,  im  Juli  1891,  hatten:  324  Kutscher 
per  Tag  6  s  8  d,  280  Schaffner :  6  s  0  d.  V,  Jahr  später :  327  Kutscher 
6  s  8d,  277  Schaffner  6  s  0  d.  Heute:  334  Kutscher:  6s  8d, 
289  Schaffher :  6  s  0  d. 

Die  Dividende  der  GeseUschafk  war  1891:  8V4  %,  1890:  10%. 
Die  durchschnittliche :  8^1  \'  In  den  8  Jahren  vorher  fiel  sie  nie 
unter  9Vi  %•    I>er  unterste  Punkt  war  6  %  in  1873. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  UI.  S.  20/22.) 
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3.  Mr.  Daniel  Du  ff,   während  mehr  als  4  Jahren  Qeschäftsfuhrer 

der  Road  Car  Company. 
Der  Effekt  des  Streiks  von  1891  war  für  die  GeseUschaft  eine 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit  und  ein  leichtes  Steigen  der  Löhne. 
Vor  dem  Streik  erhielten  33  %  der  Kutscher  6  s  6  d ;  10  %  6  s  3  d ; 
31  %  6  s.  Von  den  Schafl&iem  erhielten  24  %  5  s;  20  ^^  4  s  6  d; 
24 Vo  4s  3d;  22%  4s. 

(Digests  Sektion  B.  (I)  Bd.  111.  S.  26.) 

4.  Hr.  Henry  A.  Jones,  Sekretär  und  GeneralgeschäftsfÜhrer  der 

Londoner  Omnibusgesellschaft. 

Die  Gesellschaft  hinderte  die  Leute  nicht,  dem  Arbeiterverein 
beizutreten,  und  weigerte  sich  keineswegs,  denselben  anzuerkennen. 
Die  Gegnerschaft  gilt  nicht  dem  Verein,  sondern  der  vielfach  ge- 
übten Einschüchterung. 

Der  Streik  brach  aus  infolge  der  Einführung  des  Ticketsystems. 
Bei  der  Onmibusgesellschaft  war  es  seit  1886  in  Kraft. 

Vor  dem  Streik  hatten  die  Kutscher  6  s  per  Tag,  die  Schaffher 
4  s  6  d.  Seit  dem  Streik  sind  die  Löhne  der  Kutscher  7  s  und  der 
Scha&er  5  s  6  d. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  HI.  S.  24.) 

5.  Hr.  Joseph  Pogson,  Geschäftsführer  und  Ingenieur  der  Tram- 

way  der  Huddersfield-Korporation. 
Die  Tramways  wurden  von  der  Korporation  1880  gebaut.    Seit 
1882  betreibt  sie  dieselben  selbst. 

Das  Fallen  der  Löhne  infolge  der  Einfiihrung  der  doppelten 
Schicht  (50  %  Beduktion  der  Arbeitszeit)  betrug  30  %  ^  ^^^  Kutscher 
und  10  %  für  die  Schaffiier. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  UI  S.  26.) 

6.  Mr.   Alfred   Mills,    Sekretär    der   Fiakeruntemehmer- Schutz- 

gesellschaft. 

Der  Streik  von  1888  war  veranlafst  durch  einen  Streit  in  betreff 
des  Preises  der  Droschken.  Die  Leute  wollten  nicht  mehr  als  II  s 
per  Tag  zahlen  und  die  Unternehmer  verlangten  II  s  6  d. 

Der  Streik  von  I89I.  Der  Sekretär  des  Droschkenkutscherver- 
bandes  verlangte  eine  Reduktion  der  Miete  für  die  haute  saison  von 
18  s  7  d  auf  16  s  10  d  per  Tag.  Das  konnten  die  Direktoren  der 
Shrewsbury-  und  Talbot-Gesellschaft  nicht  annehmen.     Die  Arbeiter 
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streikten  und  die  Kompanie  verkaufte  ihre  Pferde.    Wo  die  Streiker 
Stellung  fanden,  da  stifteten  sie  Unzufriedenheit. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  lU.  S.  40.) 

7.  Mr.  William  Chapman,   Vorsitzender    des    Hauptstädtischen 

Droschkenbesitzer -Streikfondsrerbandes  etc.    (6000  bis    6000 
Cabs.) 

Der  Streik  Ton  1891  war  yeranlafst  durch  die  Weigerung  der 
Unternehmer,  mit  dem  Kutscherverein  zu  yerhandeln.  Dagegen  wurde 
nicht  Terweigert,  mit  den  einzelnen  selbst  zu  verhandeln.  Die  Arbeiter 
wiesen  die  sog.  Vertreter  zurück,  zuerst,  weil  sie  nur  eine  kleine  An- 
zahl verträten,  zweitens  weil  ihre  Forderungen  im  Widerstreit  mit 
allen  Geschäftsprinzipien  ständen.  Die  Union  stiftete  Unzufriedenheit, 
wo  früher  Zufriedenheit  geherrscht  hatte.  Die  Mehrzahl  der  Kutscher 
hatte  über  die  Arbeitsbedingungen  nicht  zu  klagen. 

Der  Untemehmerverband  suchte  die  Plätze  der  Streiker  auszufüllen. 

Die  Unternehmer  riefen  den  Schutz  der  Polizei  an,  um  der  Ein- 
schüchterungspraxis entgegenzutreten,  und  der  Verband  liefs  es  sich 
viel  kosten,  um  dagegen  mit  gerichtlichen  Schritten  vorzugehen. 
300  j^  wurden  so  ausgegeben  1891.  Das  geltende  Recht  ist  hier  un- 
zureichend. 

Infolge  des  Streiks  fand  in  ^s  ^^^  Höfe  eine  kleine  Reduktion 
statt:  9  d  im  Mittel. 

(Digests  Sektion  B.  (11)  Bd.  lU.  S.  41/42.) 

8.  Mr.  J.  Scott,  Sekretär  und  Geschäftsführer  der  Londoner  Ver- 

besserten  Droschkenkompanie    (600  Pferde;  260  Cabs;    500 
Mann  beschäftigend). 
Der   neuliche  Streik   von  1891    hat   die    Kraft   des   Droschken- 
gewerbes der  Metropole  sehr  geschädigt.    Die  Zahlen  für  die  neuen 
Fuhrwerke  im  Verhältnis  zu  den  bereits  vorhandenen  sind: 

Von  1881  bis  1890  durchschnittlich  10,24% 

„     1881    „    1888  „  10,83% 

„      1889    „    1890  „  7,02  7o 

Auf  ein  Total  v.  9982  Fuhrwerken  sind  neue  hinzugekommen  1882 :  1204 

„      „      „     „  11297  „  „       „  „  1890 :  901. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  UI.  S.  43.) 

9.  Sir  George  Finlay,    Gkneralgeschäftsführer    der   London- 

und  Nord -West -Eisenbahngesellschaft  (61000  Arbeiter). 
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Die  Einnabmen  der  Bahn  sind  um  12  %  ui  den  letzten  8  Jahren 
gestiegen  und  die  Löhne  um  21  %•  Die  Zunahme  der  Wochenlöhne 
beüng  59000  <;^  yon  1888  bis  1889;  88000  ^  von  1889  bis  1890 
und  64000  <;^  Ton  1890  bis  1891.    In  den  3  Jahren  200000  £. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  lU.  S.  53.) 

2.  Arbeitszeit. 

1.  Mr.  Joseph  Pogson* 

Bis  Mai  1888  arbeiteten  die  Lente  12  Stunden  täglich.  Dann 
wurde  ein  Sechzehnstundentag  in  2  Schichten  (ä  8  Stunden)  ein- 
geführt, weil  das  Tramway  länger  fahren  mufste.  Es  kam  keinerlei 
Konflikt  mit  den  Angestellten  vor,  was  unter  dem  alten  System  un- 
Tenneidlich  gewesen  wäre.  Die  Leute  verlangten  eine  längere  Arbeits- 
zeit und  mehr  Lohn. 

(Digests  Sektion  B.  (II)  Bd.  HI.  S.  26.) 

2.  Mr.  Walter  Paton,  Magistrat  der  Stadt  Glasgow  etc.,   Vor- 

sitzender, seit  6  Jahren,  des  Tramwaykomitees  des  Stadtrates. 
Es  herrscht  einmal  eine  grofse  Unzufriedenheit  unter  den  Leuten 
wegen  der  übertriebenen  Arbeitszeit.  Eine  grofse  Agitation  entstand 
in  Grlasgow  1888/89.  Die  öffentliche  Meinung  gab  sich  in  yielen  Yer- 
sammlungen  kund.  Der  Stadtrat  schlofs  sich  der  allgemeinen  Meinung 
an,  daCs  die  Leute  zu  lange  arbeiteten.  Es  wurde  beschlossen,  60 
Arbeitsstunden  per  Woche  als  Maximum  festzusetzen. 

(Digests  Sektion  (II)  Bd.  ni.  S.  28.) 

3.  Mr.  William  James  Carruthers  Wain,  Ziyilingenieur  etc., 

(Geschäftsführer  der  Zentral-Tramwaygesellschaft  in  Bir- 
mingham. 
Id  Birmingham  war  im  Dezember  1887  eine  Bewegung  bez.  der 
Tramwaysy  in  der  die  Kutscher  die  Führung  übernahmen.  [Die 
Schaffiier  hatten  damals  3  s  per  Tag.  Eis  wurden  Konzessionen  im 
Werte  tou  6  d  per  Tag  gemacht]  Im  Juli  1889  verlangten  die 
Dampftramkutscher  eine  Reduktion  der  Arbeitszeit  auf  10  Stunden 
per  Tag.  Dies  wurde  nicht  bewilligt,  wohl  aber  einige  Lohnsteigerungen. 
Im  Herbst  1890  stellten  die  Leute  die  Forderung  des  Zehnstundentags. 
Der  Zeuge  offerierte  statt  dessen  eine  Skala  mit  Lohnzahlung  nach 
der  guten  Führung  der  Arbeiter,  was  angenommen  wurde,  und  die 
Gesellschaft  mit  der  2jeit  zu   einer  guten  und  zufriedenen  Arbeiter- 
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Schaft  verhalf.  Seitdem  wurde  wieder  Reduktion  der  Arbeitszeit  um- 
sonst yerlangt.  Heute  arbeiten  die  Leute  12  Stunden.  Von  800 
sind  kaum  ein  Dutzend  ünionisten. 

(Digests  Sektion  fi.  (II)  Bd.  UI.  S.  32.) 

4.  Mr.  William  Anderson,   Sekretär   und  Geschäftsführer   der 

Vereinigten  Dubliner  Tramgesellschaft  etc. 

Konzessionen  erfolgten  zwischen  1881  und  1890  in  Bezug  auf 
die  Arbeitszeit.  Viele  Jahre  vorher  war  sie  14  oder  15  Stunden  per 
Tag.  Die  Tendenz  zur  Reduktion  bestand  lange  vor  der  Agitation 
der  Union.  Der  Geschäfibsfährer  war  in  persönlichem  Verkehr  mit  den 
Leuten.  Er  sagte  ihnen,  sie  könnten  getrost  irgend  einem  Arbeiterverein 
beitreten,  so  lange  sie  sich  nicht  in  das  Geschäft  der  Kompanie 
mischten.  Er  glaubte,  dafa  die  Union,  wenn  genügend  erstarkt,  der 
Kompanie  diktieren  würde,  was  sie  zu  thun  habe. 

(Digests  Sektion  B.  (U)  Bd.  Hl.  S.  36.) 

5.  Mr.  J.  Conacher,  Generalgeschäftsführer,   Mr.  M.   Holmes, 

Generalverwalter,  Mr.  J.  MacLaren,  Lokomotivenverwalter, 
Britische  Nord-Bahn. 

Im  September  1892  kam  kein  Fall  vor,  wo  ein  Maschinenführer 
oder  Heizer  zur  Arbeit  zurückkehrte  ohne  8  Stunden  East,  im  De- 
zember 1891  waren  9  solche  Fälle,  im  Dezember  liB90  28.  Im  Sep* 
tember  kam  dieser  Fall  für  Güterzugspersonal  2  mal  vor,  gegen  261  mal 
im  Dezember  1891,  und  41 3  mal  im  Dezember  1890.  18  Stunden 
Dienst  hatten  Personenzugs-Maschinenfiihrer  und  -Heizer  im  September 
1892:  12,  im  Dezember  1891:  30,  im  Dezember  1890:  244.  Nimmt 
man  Personen-  und  Güterzugspersonal  zusammen,  so  kommen  134 
Fälle  auf  September  1892,  1016  auf  März  1891  und  927  auf  Sep- 
tember 1889,  514  März  1888,  654  September  1887,  725  Januar  1887, 
762  Juli  1886.  Die  Gesamtzahl  der  Leute,  die  länger  als  12  Stunden 
im  Dienst  waren,  war  im  September  1892:  1441,  im  März  1890:  1121, 
im  September  1889:  1040,  im  März  1888:  899,  im  September  1887: 
872,  im  Januar  1887:  925,  im  Juli  1886:  914.  Die  Zahl  der  Ma- 
schinenführer  und  Heizer  ist  um  50  ^/^  gestiegen  zwischen  Januar  1886 
und  September  1892. 

Für  das  Güterzugspersonal.  Im  September  1892  hatte  1  Mann 
weniger  als  8  Stunden  Rast  zwischen  zwei  Dienstzeiten,  im  Dezember 
1891:  87  Mann,  im  Dezember  1890:   177,    März  1890:  64,  im  Sep- 
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tember  1889:   69,  im  März  1888:    18,   im  September  1887:    13,  im 
Janiiar  1887:  35,  im  Juli  1886:  6  etc. 

(Digests  Sektion  B.  (11)  Bd.  IlL  S.  69.) 

b)  Urteile  der  Kommission. 

1.  Arbeitslolm. 

Ein  Zeuge,  der  in  London,  Liverpool,  Sheffield  und  Aberdeen  in  Stel- 
lung war,  erklärte  allgemein,  dafs  die  Löhne  der  Tramangestellten  in  Lon- 
don bedeutend  zugenommen  haben  in  den  letzten  3 — 4  Jahren.    Bei 
der  Einführung  des  Ticketsystems  1891  erhielten  die  Tramangestellten 
in  London  bei  der  Allgemeinen  Pferdebahngesellschaft  eine  Lohnauf- 
besserung Yon  1  s  per  Tag.    Nach  dem  Streik  sanken  die  Löhne  der 
Kutscher  um  6  d  per  Tag   auf  6  s  6  d   und    blieben  so,  während  die 
Seha&erlöhne  auf  6  s  yerharrten«  Nach  dem  Streik  steigerte  die  Lon- 
doner Boad  Car  Company   die  Löhne   der  Schaffner  yon  4  s  auf  4  s 
6  d,  und  die  der  Pferdeknechte  von  3  s  5  d  auf  4  s,  die  der  Kutscher 
blieben  auf  6 — 6  s  6  d.     Die  Londoner  Omnibusgesellschaft  gab  eine 
Erhöhung  von  1  s  per  Tag  den  Kutschern  und  Schaffnern  nach  dem 
Streik.     Die    Löhne    der   Nordhauptstädtischen   Tramwaygesellschaft 
stiegen  nach  und  nach  nach  dem  Streik   von   ca.  6  s  auf  5  s  8  d  für 
Kutscher  und  Yon  4s   8d  auf  5s  6^2  d   für  Schaffner.     1888  redu- 
zierte die  Huddersfielder  Korporation  die  Löhne  der  Angestellten  ihrer 
Dampftrams  im  Gefolge  einer  Beduktion  der  Arbeitszeit  von  12  auf 
8  Standen  per  Tag.     Die  Leute  acceptierten  die  Bedingungen.    Die 
Löhne  wurden  Ton  32  s   auf  26  s   (Kutscher)   und   yon  23  s  auf  21  s 
(Scha&er)  herabgesetzt.     3  Jahre  später  wurde  ein  Gesuch  gestellt, 
TOE  den  Kutschern,  im  Sinne  einer  Lohnerhöhung.    Die  Sache  wurde 
dahin  erledigt,  dafs  die  alten  Kutscher  einen  Extraschilling  per  Stunde 
erhielten  ftir  die  stärksten  Neigungsflächen.     Diese  Positionen  traten 
im  April  1892  in  Kraft    Eine  Bewegung  unter  den  Angestellten  der 
Zentralen  Tramgesellschaft  in  Birmingham  erreichte  eine  Lohnerhöhung 
der  Schafiherlöhne  von  3  s  auf  4  s  für  die  seit  2  Jahren  Angestellten. 
Die  Tramgesellschaft   von  Süd-Staffordshire   beschwichtigte  eine  Agi- 
tation durch   einige  Konzessionen,   indem   sie   die  Kutscherlöhne  von 
48  11  d  auf  6  s  6  d  per  Tag  und   die  Schaffnerlöhne  Ton  3  s  auf  3  s 
6  d  Bteigerte. 

(Fünfter  und  SchluTfl-IUpport  IL  §  231.) 
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Sehr  wenige  Angaben  über  die  Lohnbewegung  der  Eisenbahnange- 
stellten worden  gemacht.  Es  wurde  hingewiesen  auf  die  jüngsten  Lohn- 
erhöhungen  bei  der  Grofsen  West-Bahn,  bei  der  Nord-Ost-Bahn,  bei  der 
Caledonischen  Bahn  und  bei  der  Lancashire-  xmd  Yorkshire-Bahn. 
Auch  in  Irland  sind  Lohnaufbesserungen  erfolgt,  bei  der  Midland- 
und  Grofsen  West-Bahn,  bei  der  Grofsen  Süd-  und  West-Bahn  nach  dem 
Streik  etc.  Bei  der  London-  und  Nord-West-Bahn  sind  in  London  und 
Liverpool  im  Güterverkehr  Streiks  vorgekommen,  nach  welchen,  1871 
und  1872,  Lohnerhöhungen  bewilligt  wurden,  die  volle  Zufriedenheit 
schufen.  Zwischen  1888  und  1891  war  die  Lohnvermehrung  annähernd 
200  000  jß ;  wenn  das  so  weiter  ging,  so  müiste  es  sich  in  den  Taxen 
dem  Publikum  fühlbar  machen.  Eine  Lohnerhöhung  von  4 — 9%  ist 
erfolgt  —  für  die  Güterträger  von  1%,  für  die  Weichensteller  und 
Zeichengeber  von  18%.  Bei  der  Caledonischen  Bahn  und  der  Nord- 
britischen Bahn  sind  Konzessionen  in  betreff  der  Löhne  erfolgt  1883 
und  1890.  Dadurch  wurde  aber  grofse  Unzufriedenheit  verursacht, 
weil  die  Arbeiter  darin  eine  Umgehung  der  Reduktion  der  Arbeits- 
zeit erblickten. 

(Fünfter  und  Scblufs-BApport  II.  §  238.) 

2.  Arbeitszeit 

Allgemein  wurde  konstatiert,  dafs  die  Arbeitszeit  heute  weniger 
übertrieben  ist  als  früher,  und  in  einzelnen  Fällen  wurden  Details  an- 
gegeben, welche  zeigten,  dafs  gerade  nach  dieser  Bichtung  Kon- 
zessionen gemacht  waren. 

Z.  B.  1891  wurde  die  Arbeitszeit  der  Arbeiter  einiger  haupt- 
sächlichster Omnibusfirmen  in  London  von  14  bis  15  Stunden  auf 
12  Stunden  per  Tag  herabgesetzt.  In  Manchester  war  das  Gesuch 
der  organisierten  Arbeiter  um  einen  Zwöl&tundentag  ohne  Erfolg. 

„Es  könne  keine  Reduktion  der  Arbeitszeit  ohne  gleichzeitige 
Lohnverminderung  stattfinden."  Bei  der  Zentralen  Tramgesellschaft 
in  Birmingham  wurde  1889  und  1890  ohne  Erfolg  für  eine  Arbeitszeit- 
reduktion von  12  auf  10  Stunden  agitiert.  Der  Konflikt  wurde  bei- 
gelegt  durch  Zugabe  von  Freitagen   und  Prämien  für  gute  Haltung. 

Sehr  auffällig  ist  der  Fall  der  Huddersfielder  Korporation  (Dampf- 
tramgesellschaft). 

Vor  1888  betrug  die  Arbeitszeit  14  Stunden  per  Tag,  mit 
2  Stunden  für  Mahlzeiten,  aber  trotz  der  grofsen  Unzufriedenheit  der 
Leute  mit  dem  Stande  der  Dinge  machten  die  Arbeiter  keine  Versuche 
zur  Änderung.     Die   Korporation   wollte   die   Trams   länger   fahren 
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hssen,  ohne  jedoch  die  Arbeitszeit  des  Personids  zu  yerlängenu  Es 
wurde  die  Doppelschicht  yorgeschlagen  m  Verlnndimg  mit  gleich- 
zeitiger Lohnreduktion  (2  mal  8  Standen).  Die  Leute  mnfsten  über 
die  Frage  in  geheimer  Abstimmung  entscheiden  (Ballot).  Das  neue 
System  wurde  einstimmig  angenommen  und  arbeitete  zur  allgemeinen 
Zufriedenheit.  Seit  der  Gründung  der  Arbeiterunion  Ton  Dublin  und 
Umgebung  haben  einige  Verkürzungen  der  Arbeitszeit  stattgefunden. 
Dieselbe  betrug  Tor  Jahren  14 — 15  Stunden  per  Tag,  war  aber  noch  vor 
ii^end  einer  Aktion  der  Union  reduziert  worden.  Die  Union  brachte  es 
dazu,  dass  ein  12-Standentag  eingeführt  ¥nirde  mit  Zeit  für  die  Mahl» 
Zeiten  und  mit  einem  Freitag  auf  alle  12  Tage  mit  ToUem  Lohn. 
Die  Unterbrechung  des  Werktages  durch  2 — 3  Freistunden  in  der 
Mitte   des  Tages  war  für  die  Arbeiter  unangenehm,   aber  pauste  der 

Gesellschaft. 

(Fünfter  and  Schlofs-Bappori  11.  §  246.) 

Im  Jahre  1883  agitierte  die  Amalgamierte  Gesellschaft  der  Eisen- 
balmangestellten  unter  den  Angestellten  der  Nord-Ost-Bahn,  und 
da3  Resultat  hiervon  war  schliefslich  das  Abkommen  Yon  Newcastle 
TOD  1890.  Für  alle  Arbeiter  war  ein  10-Stundentag  verlangt,  mit 
mindestens  8  Stunden  Zwischenzeit  zwischen  zwei  Werktagen  und  mit 
erhöhten  Lohnsätzen  für  Extra-  und  für  Sonntagsarbeit.  Die 
Direktoren  waren  der  Meinung,  dafs  diese  Punkte  nicht  samt  und 
sonders  bewilligt  werden  könnten,  man  könne  nicht  Dienstarten  von 
so  verschiedenem  Gepräge  eine  einheitliche  Form  aufzwingen.  Die 
Frage  sei  mehr  eine  Lohnfrage.  Die  Kompanie  machte  jedoch  in  ver- 
schiedenen Branchen  Konzessionen.  Da  aber  die  Gesellschaft  sich 
weigerte,  die  Frage  en  bloc  einem  Schiedsspruch  zu  unterbreiten,  so 
schritt  die  Arbeiterunion  zur  Abstimmung  über  die  Frage  des  Streiks. 
Der  Streik  vnirde  verworfen. 

Das  Abkommen  von  NewcasÜe  war  lokaler  Natur,  und  bezog 
sich  auf  die  Löhne  der  Nordostbahn.  Die  Bewegung  hatte  auch 
nicht  nur  die  Arbeitszeit  im  Auge.  Auf  der  Jahresversammlung  der 
Arbeiter  zu  Hüll  wurde  das  Nationalprogramm  aufgestellt,  in  dem  die 
Positionen  der  Arbeitszeitbewegung  bei  der  Nordostbahn  rezipiert 
waren: 

1.  Maximale  Arbeitszeit  soll  der  10-Stundentag  sein.  Die  Schienen- 
leger sollen  9  Stunden  haben.  Für  Rangierer  bei  Güterzügen,  für 
Zeichengeber  8  Stunden  im  Maxime.  Jeder  Tagesdienst  soll  als 
solcher  berechnet  werden« 

Stadien.  ^129  ^ 
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S.  Die  Übenaitarbeit  soll  mit  I7«*  und  Sonntags  mit  l%-&cher 
Zeit  bezahlt  werden.  Das  Programm  ward  allen  Eftsenbalmimter- 
nehmem  mitgeteilt  Wenige  Antworten  kamen  zurück.  Die  Unter- 
nehmer wollten  mit  den  Angestellten  ohne  Vermitfedung  der  Union 
▼erhanddn.  Bei  der  Nordbahn,  der  Midland-  und  Grofaan  West- 
bahn  1890  imd  bei  der  Belfiist-  und  NcNndgraÜMshaftsbahn  1891  war 
die  Bewegung  erfolgreich :  es  wurden  viele  Zugeständnisse  gemacht  in 
Bezug  auf  LöhnOi  Arbeitszeit,  Uberzeitarbeit,  ohne  Streik.  Yon  der 
Bel£Bist>  und  Nordgrafschaftsbahn  wurde  das  Nationalprogramm  buch- 
stäblich angenommen.  Bei  der  Grofsen  Süd-  und  Westbah^  und  bei 
der  Dublin-,  Wicklow-  und  Mixford-Bahn  wurde  trotz  Streik  nichts 
Befiriedigendes  erreicht. 

Im  ganzen  jedoch  waren  die  Erfolge  beachtenswert,  obschon  in 
Tielen  Fällen  noch  manches  zu  wünschen  übrig  bleibt  In  Schottland 
war  die  OrganisatioQ  noch  mangelhaft.  Bei  der  Caledonischen  Bahn 
wurde  der  lO-Stundentag  erlangt  für  die  Kohlentransportsmaschinen- 
führer,  -Heizer  imd  -Schaffner  und  blieb  bis  nach  dem  Streik  von 
1883,  in  welchem  Jahre  der  19-Stundentag  wieder  eingeführt  wurde.  Ln 
Jahre  1 889  begami  eine  Bewegung  in  Schottland,  die  sich  mit  dem  National- 
programm identifizierte.  Seit  dem  Streik  sind  bei  der  Nordbritischen 
und  der  Caledonischen  Bahn  manche  Verbesserungen  der  Lage  der 
Arbeiter  erlangt  worden,  speziell  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit 

(Fünfter  und  Schlnfa-Rapport  II.  §  260.) 

Besiim^ 

der  Gmppe  Landtransport. 

Aus  den  Zeugenaussagen  und  den  übrigens  nicht  viel  Neues 
hinzufElgenden  Angaben  der  Konmussion  selbst ,  die  keinen  wert- 
vollen Beitrag  zur  Geschichte  der  letzten  50  Jahre  der  Arbeit  in 
England  darstellen,  da  sie  sich  nur  in  den  wenigsten  Fällen  über  die 
70er  Jahre  zurück  erstrecken ,  geht  wenigstens  soyiel  herror,  dafs  die 
Arbeiter  dieser  Gruppe,  sobald  sie  angefangen  haben  sich 
zu  organisieren,  was  in  den  letzten  Jahren  geschehen 
ist,  ihre  Lage  selbst  yerbessern  können  und  zum  Teil  bereits 
verbessert  haben,  indem  sie  hauptsächlich  die  Arbeitszeit  zu 
verkürzen  im  stände  gewesen  siud. 

Was  die  Löhne  angeht,  so  zeigen  die  wenigen  Data  keine 
schlechte  Lage  an. 
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IJber  die  Unregelm&fsigkeit  der  Beschaftigimg  wird  iftmg 
fekkig^  und  die  Arbeitslosigkeit  ist  meist  eine  freiwilüge. 

Eine  migeheiire  Bolle  spielen  die  Streiks,  unter  denen  mcfa* 
ma  das  Gewerbe  imd  das  Pnblikam,  sondern  aneh  die  Arbeiter  sehr 
leiden,  imd  die  noch  lange  nicht  so  erfolgreich  wie  in  anderes 
Gewerben  sind« 

Von  besonderen  Mifsständen  ist  uns  nichts^  «n^e&llen. 

über  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Ai^beit 
gehen  die  ürteUe  auseinander.  Eb  herrscht  die  Tendenz  Yor,  die 
Aibeiteroigamaationen  als  eine  ,,dritte  Partei'*  zu  betrachten,  mit  der 
dssEiq[)ital  nichts  zu  rerhandeln  habe. 

Die  Arbeiter  dieser  Gruppe  haben  ihre  Erfolge  noch  vor  sieh« 


5.  Textflindiistrie  (Sektion  0  I). 

a)  Aussagen  der  Zeugen  Tor  der  Kommission. 

a)  Ärbeiier  äe. 
Arbeitslohn;  besondere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.  Mullin,  Mr.  Silk,  Mr.  Mawdsley,  Mr.  Holmes,  Mr. 
Booth,  alle  sind  Vertrauensmänner  Ton  Arbeitervereinen  in 
Lancashire,  Gheshire,  Derbjrshire,  Yorkshire  (80 500 Spinnt 
und  41000  Hilfsarbeiter). 

Die  Beziehimgen  zu  den  Unternehmern  sind  befriedigend,  wenn 
die  Unternehmer  dem  üntemehmerverband  angehören.  In  Bezug  auf 
Löhne  und  Arbeitszeit  wird  keine  gesetzgeberische  Intervention  ge- 
wiaseht;  auch  wird  nicht  geklagt 

Im  Batteui^  und  Kardensaal  sind  S6  %  Männer  imd  76  %  Frauen 
beschäftigt    Auf  4  Männer  kommt  ein  Kind. 

Die  Kinder  müssen  als  Halbzeiter  mit  10  Jahren  in  die  Fabrik, 
oachdem  sie  3  Jahre  die  Volksschule  besucht  haben,  und  werden  mit 
13  Jahren,  nachdem  sie  die  4.  und  6.  Klasse  absolriert,  VoUzeiter. 
Man  könnte  sie  mit  11  Jahren  eintreten  lassen;  aber  es  ist  unbe- 
&gt  nötig,  sie  früh  zu  trainieren,  damit  sie  die  Übung  erlangen  und 
diese  Übung  bedeutet:  höhere  Löhne.  Kinder,  die  mit  12  Jahren  ein- 
treten, stören,  da  sie  sich  bereits  eine  gewisse  Unabhängigkeit  errungen 
Ittbeo,  auch  Tielfsu^h  fiaul  sind.  Wenn  ein  Erwachsener  auch  26  Jahre 
fernen  würde,  er  könnte  nie  ein  geübter  Arbeiter  werden,  da  alsdann  die 
Fbger  nicht  mehr  die  nötige  Geschmeidigkeit  erlangen.    Sehr  geübte 
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Arbeiter  können  bis  70  Jahre,  wenn  auch  mit  Yerminderter  Produk- 
tivität, arbeiten.  Wo  die  Konkurrenz  eine  scharfe  ist,  und  die  Pro- 
duktivität den  Ausschlag  fiir  die  Anstellung  giebt,  da  werden  ältere 
Leute  einfach  entlassen,  nachdem  sie  ohne  Rücksicht  auf  E^raft,  Ge- 
sundheit und  Fähigkeit  ausgebeutet  sind,  und  nehmen  ihre  Zuflucht 
zum  Armenhaus,  wenn  sie  nicht  gespart  oder  Kinder  .haben,  die  für 
sie  arbeiten. 

Die  Unfälle  scheinen  eher  zuzunehmen,  da  die  neueren  Maschinen 
mit  erhöhter  G-eschwindigkeit  laufen.  . 

Die  Löhne  sind  in  den  letzten  paar  Jahren  gestiegen,  direkt 
durch  zwei  Aufbesserungen  von  je  5  %  und  indirekt  durch  die  ver- 
besserten Maschinen.  Die  letztere  Verbesserung  ist  der  Wachsamkeit 
der  Arbeitervereine  zu  verdanken,  die,  sobald  das  Geschäft  es  erlaubt, 
für  Lohnaufbesserung  eintreten. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  S.  8.) 

2.  Mr.  Birtwistle,   Mr.  Wilkinson,  Mr.  Barker.    Arbeiter- 

vereine —  ca.  260000  Mitglieder. 
Trotz  der  niedrigen  Löhne  —  durchschnittlich  1  £  per  Woche  — 
kann  doch  die  Masse  der  Weber  Geld  sparen  und  viele  haben  eigene 
Häuser;  sie  investieren  ihr  Kapital  bei  den  Sparbanken  undbeiBau- 
vereinen.  Mann  und  Frau  mit  3  bis  4  Kindern  über  11  Jahren 
können  viel  Geld  verdienen ;  aber  ein  Mann  mit  ganz  kleinen  Kindern, 
dessen  Frau  nicht  in  die  Fabrik  geht,  ist  schlimm  daran. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  S.  11.) 

3.  Mrs.  J.  W.  Downing,   Allen  Gel,   Westbezirk  Yorkshire 

Kraft-  (mech.)  Weberverband.    Besteht  seit  1881.     5000  Mit- 
glieder,   davon    60%    Weiber.    Die    Organisation    ist   noch 
mangelhaft. 
Zur  Zeit  der  Gründung  des  Arbeiterverbandes  wurde  ein  Versuch 
gemacht,  im  ganzen  Bezirk  einen  einheitlichen  Lohnsatz  einzuführen, 
indem   der .  unterste  durch   den  höchsten  ersetzt  werden  sollte.     Der 
Erfolg  dieser  Bestrebungen  nötigte  die  Unternehmer,  sich  zu  orga- 
nisieren.   So  waren  sie   stärker  als  die  Arbeiter.     Sie  acceptierten 
pro  forma  den  uniformen  Lohn,  aber  diktierten  thatsächlich  die  Posi- 
tionen der  neuen  Skala :  sie  hielten  mit  dem  Maximalsatz  zurück.  Die 
Leute  waren  unzufrieden  und  streikten  1883  12  Wochen.    Es  wurden 
einige  Modifikationen  der  Skala  erreicht.    Das  eigentliche  Resultat 
war  eine  Lohnreduktion,   die  für  die  Weiber  stärker  war  als  tür  die 

132 


—    138    — 

Männer.  Verdienst  24  s  per  Woche.  Die  Hansmiete  ist  3  s  9  d  per 
Woche.  Die  Arbeit  der  Frauen  ist  qualitativ  dieselbe  ^  aber  quanti- 
tfttiT  geringer  als  die  der  Männer.  60%  der  Unternehmer  zahlten 
nnter  den  Sätzen  der  Skala,  was  sie  können,  da  die  Organisation  der 
Arbeiter  schwach  ist 

Seit  die  Stähle  schneller  laufen,  sind  die  Löhne  um  ^s  gesunken^ 
weil  die  Stühle  mehr  produzieren. 

Die  Inspektion  ist  ungenügend. 

Weber  sind  selten  alter  als  60  Jahre.  Die  Arbeiter  können 
nidits  ersparen. 

1885  konstatierte  Prof.  Griffin,  dafs  die  Weber  zu  Dewsbury 
15  s  10  d  Terdienen  konnten.  Heute  sind  12  s  das  höchste.  In  den 
letzten  6  Jahren  sind  die  Löhne  gesunken. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  8.  90.) 

4.  Mr.  J.  Bune,    Bürstenbinder,   Honorarsekretär  des  Einigungs* 

amtes  von  Leeds. 
Im  G-eschäfte   des  Zeugen   sind   die  Löhne  seit  1886  gestiegen 
mid  die  Arbeitszeit  ist  kürzer  geworden. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  S.  23.) 

5.  Mrs.  H.  Robinson,  J.  W.  Burgoyne.    Bradford  Bezirks- 

Terein  der  Färber.  (2000  Mitgl.) 
1880  erfolgte  ein  Streik  gegen  eine  Verlängerung  der  ArbeitsEeit. 
1889  einer  gegen  eine  10  ^o  ^8^  Lohnreduktion,  aber  die  Arbeiter  wurden 
geschlagen.  1884  war  der  Erfolg  von  2  Streiks  die  Wiedergewinnung 
der  10  %.  Seither  sind  keine  Lohnkämpfe  vorgekonunen.  Der  Lohn-» 
daichsohnitt  ist  in  neuester  Zeit  gesunken,  da  viele  Arbeiter  mit  21 
Jahren  da  sind,  die  nur  14  bis  16  s  per  Woche  verdienen. 

Pigests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  S.  26.) 

6.  Bev.  H.  Williamson,  Honorarpräsident  der  Fabrikarbeiterunion 

Dundee.  (6946  Mitglieder,  12%  Männer.) 
Im  Jahr  1886  wurde  eine  groJjse  Erregung  unter  den  Arbeitern 
herrorgerufen  durch  einen  BeschluTs  der  Unternehmer,  die  Löhne  um 
5%  zu  reduzieren.  Zeuge,  in  der  Überzeugung,  dafs  ein  Protest 
nnüloff  sei,  überredete  die  Weiber,  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen« 
Er  versprach  sie  zu  organisieren,  damit  man  bei  erster  Gelegenheit 
den  Yeiiust  wieder  einbringe; 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  I.  S.  38.) 
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7^  iMr«.  J.:  Bnuiiivter^  Sekretär  der  Kardei^iotser  und  Zaniieer- 
arbeit^nmioQ  Leeds. 
Zeug»  sah  einen  Inspektor  in  der  Fabrik  zweimid  in  dem  leteten 
kailbeii  Jahr,  aber  zur  selben  Zeit  befand  sich  die  Maschinerie  im 
gleichen  Zustand  wie  vor  20  Jahren  und  der  Inspektor  hatte  dies 
sebisa  firilher  sehen  sollen  (zu  nahe  an  der  Mauer). 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  II.  8.  10.) 

8.   Dr.  J.  Tatham,  Sautätsbeamter  für  Manchester. 

Die  Kindersterblichkeit  ist  viel  gröfser  in  Fabrikttadien  als 
anderswo,  und  Zeuge  ist  überzeugt,  dafs  diese  hauptsächlich  davon 
herriUirty  dafs  die  Kinder  (Neugeborene)  in  den  Wochen  nach  der 
Geburt  der  mütterlichen  Fürsorge  entbehren. 

Die  Kindersterblichkeit  in  England  war  in  S8  gröfsten  Städten, 
inklusive  Fabrikstädte,  162  ^/^o-  Wenn  die  Fabrikstädte  ausgeschlossen 
wären,  wäre  das  Verhältnis  viel  geringer.  In  den  Fabrikstädten  be- 
trägt die  Kindersterblichkeit  171  bis  220%o-(0 

(Digests  Sektion  C.  (1)  Bd.  I.  S.  42.) 

/S)  Unternehmer. 

Arbeitdohn;  besondere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.  A.  Simpson,  J.  Rawlinson,  Baumwollfokbrikanten.  Zen- 
tral-Untemehmerrerband.    Lancashire. 

Die  (^winne  waren  für  die  letzten  10  Jahre  unter  6%.  Die 
letzten  beiden  Jahre  waren  sehr  schlecht.  Der  Arbeiter  erhalt  mehr  ab 
ihm  gehölt  an  den  Gewinnen  durch  höhere  Löhne  bei  fiülenden 
Preisen.  So  kam  es,  dafs  das  £[apital  sich  zurückzog.  Es  wurde 
ersetzt  durch  Aktienunternehmungen  mit  beschränkter  Haftbarkeit. 

Diese  Gesellschaften  sind  die  Rettung  der  BaumwoUfetbrikation 
in  Oldfaasn  gewesen.  Nicht  V«  ^^  Fortschritts  seit  1870  wäre  ohne 
diese  Aktienunternehmungen  möglich  gewesen.  Die  Arbeiter  stehen 
diesen  Gesellschaften  gegenüber  wie  anderen  Unternehmern.  Da  die 
Arbeiter  allen  Gewinn  für  sich  beanspruchen,  so  ziehen  sich  die 
Kapitalisten  zurück.  Unter  einem  anderen  Handelssystem  könnte  man 
höhere  Xiöhne  zahlen.  In  den  letzten  10  Jahren  ist  aus  priratem  Ka- 
pital keine  neue  Fabrik  errichtet  worden.  Alle  neuen  Fabriken  sind 
Aktienunternehmungen.  Das  Kapital  locken  sie  an  durch  Difidenden, 
die  sie  zahlen  aber  nicht  verdienen.    Die  BaumwoUfiEibrikation  ist  die 
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gröürte  Indiistrie  in  England,  aber  für  den  Eapüafisten  die  nnreal»- 
bebte  Kiqiitalanlage, 

Die  Lolme  der  Arbeiter  auid  um  S6  bis  60  7o  ^  den  letzten 
30  Jahren  gestiegen. 

1885  wurde  ein  ständiges  Komitee  errichtet  mr  ^ledigung  Ton 
Ueineren  Streitigkeiten.  1888  brach  trotEdem  ein  Streik  aus  in  Blaok- 
haUf  Jarwen  und  Padiham.  Der  Streit  drehte  sich  un  eine  Lohtt.- 
rednktion  von  5^/^.  Im  Juli  1884,  als  das  Geschäft  besser  ging, 
▼urdea  sie  wieder  ersetzt 

1837  wurde  eine  kooperatiTe  Fabrik  errichtet:  ,,Harle  Syke 
Commercial  Company^':  400  bis  600  Webstühle.  Es  war  eine 
,Jndiistrial  Partnership'^  Das  Unternehmen  bestand  bis  1860.  Ein 
Erfo^  war  nicht  erzielt  worden. 

1886  wurde  die  Bumley  Selfhelp  Cotton  Spinning  and  Manu- 
feKitarmg  Society  Limited  gegründet  yon|Mitgliedem  der  Bumley  Coope- 
ntiTe  Society  (600  bis  600  Stühle).  Kapital  4880  ^.  K7  Teilhaber, 
180  Arbeiter.     Sie  arbeitet  heute  mit  Erfolg. 

(Digests  Sektion  G.  (I)  Bd.  L  S.  16.) 

i  Mr.  Edward  Penrose  Arnold-Foster,  in  Firma  William 
Fison  &  Cie.  Greenholm  Mills-B  r  a  d  f  o  r  d  -  Handelskammer. 
700  Arbeiter :  40  \  Frauen,  40  %  Kinder,  20  %  Männer. 

In  den  Lohnen  der  Wollensortierer  ist  seit  20  Jahren  keine 
Ändenu«  zu  Ter^ehnen.  Die  Beschäftigung  ist  onregelmäTsig.  Ein 
Sortierer  kann  auf  28  bis  30  s  per  Woche  kommen. 

In  einseinen  Fällen  mag  ein  Arbeiter  50  .;^  in  der  Fabriks- 
9i^^B8se  deponiert  haben. 

(I^ests  Sektion  G.  (I)  Bd.  I.  S.  28.) 

3.  Mr.  George  Thomson,  Direktor  und  Präsident  der  Firma 
Thomson  &  Cie.,  Huddersfield.    WoUenfabrik. 

Die  Gewinnbeteiligung  wird  geübt  in  der  Fabrik.  Während  der 
I^^zten  2  Jahre  konnten  blofs  3  d  pro  jt  der  Löhne  bezahlt  werden. 
Der  Gewinn  wird  Snde  des  Jahres  ausbezahlt.  80  %  der  Arbeiter 
^  Teilhaber.  Der  Totalbetrag  der  Anteile  macht  6—700  ^,  durah 
fiewHmbeteiligung  sind  nur  200  jff  angehäuft  worden.  45  %  des  Ge- 
ichäftes  werden  mit  Kooperativrereinen  gemacht  1889  war  der  Ver» 
hst  1200  jf.  Die  OeseUschaft  konnte  immer  die  Zinsen  bezahlen  (10  000 
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bis  12  006  £  Leihkapital),  ä  6  %.  Auch  Arbeiter,  die  nicht  bei  der 
Firma  arbeiten,  haben  Anteile.  Drei  der  Direktoren  sind  Arbeiter, 
um  das  Oewinnbeteiligungssystem  toU  und  ganz  zu  yerwirkUchen, 
braucht  es  [eine  höhere  Bildungsstufe  der  Arbeiterschaft,  als  diese 
Tor  10  Jahren  hatte.  Heute  sind  die  Chancen,  damit  zu  reüssieren, 
gröfser.  Es  ist  indes  schwierig,  das  System  auf  Gewerbe  anzuwenden, 
die  konstanten  Änderungen  der  Muster  und  des  Geschmackes  ausge- 
setzt sind.  Sobald  der  Geschmack  künstlerischer  und  weniger  exzen- 
trisch sein  wird,  kann  die  Gewinnbeteiligung  universal  angewendet 
werden.  40 — 60  %  ^^  Produktes  geht  ins  Ausland  und  zahlt  hohen  Zoll. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  1.  S.  SO.) 

4.  Mr.   J.  H.  Walker,   Jutespinner.      Dundee-Handelskanimer. 

Die  Arbeiter  bedienen  sich  der  Dimdee-Sparbank.  1870  hatte 
sie  266  000  £  Depositen,  1890 :  1  081  000  £.  1870  waren  die  Ar- 
beiter (Spinner,  Weber,  Maschinenbauer)  24  %  der  Einleger,  ihre  Konti 
waren  an  der  Zahl  4808,  der  Betrag  der  Gelder :  106  861  £.  Zeuge 
könnte  die  2iahlen  für  1890  geben. 

Seit  1876  erfolgte  in  Dundee  kein  allgemeiner  Streik,  ausgenommen 
1886,  wann  12 — 14000  Personen  streikten  gegen  eine  Reduktion  der 
Löhne  um  6%.  Nach  vier  Tagen  nahmen  die  Arbeiter  die  Arbeit 
wieder  auf  zum  reduzierten  Lohnsalze.  3-A  Einzelstreiks  sind  seitr 
her  Torgekommen. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  L  S.  32.) 

6.  Mr.  C.  J.  Wilson,  Südschottische  Handelskammer. 

Die  Arbeiter  haben  heute  weit  bessere  Wohnungen  als  sie  firuher 

gewöhnlich  hatten.    Li  einigen  Fällen  haben  die  Unternehmer  Häuser 

emchteiL 

(Digests  Sektion  G.  (I)  Bd.  L  S.  35.) 

6.  Die  Fabrikinspektoren  konstatieren: 

1886  (Taylor):  63  Falle  des  Yerstofses  gegen  das  Fabrikgesetz, 
bei  12  Firmen,  1886:  68  Falle  bei  3  Firmen,  1887:  96  —  8,  1888: 
20  —  5,  1889:  6  —  1,  1890:  14  —  4. 

Erhebliche  Verbesserungen  haben  in  Bezug  auf  die  sanitären  Ver- 
hältnisse stattgefunden. 

Die  Reduktion  der  Arbeitszeit  hat  die  Produktivität  der  Arbeit  ver^ 
mehrt  (Prior). 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  L  S.  36-40.) 
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7.  Die  Schullehrer  konstatierten : 

Es  sind  nicht  die  ärmeren  Leute,  die  ihre  Kinder  als  Halbzeiter 
in  die  Fabrik  schicken.  Z.  B.  in  Manchester  giebt  es  deren  500,  in 
BoUon  3600.  Eine  Person,  die  160  £  p.  a.  Einkommen  hat,  yerlangte 
for  ihr  Kind  das  Certifikat,  um  es  mit  10  Jahren  in  die  Fabrik 
gehen  lassen  zu  können. 

(Digests  Sektion  G.  (1)  Bd.  I.  S.  40.) 

8.  Mr.  J.  Th.  Bitchie,  Jutefabrikant,  Stratford. 

Seit  1887  sind  die  Löhne  um  10  %  gestiegen.  Die  Fabrik  Yon 
Barking,  die  nach  Hicks  so  enorme  Gewinne  sollte  gemacht  haben, 
wurde  1877  geschlossen:  sie  hatte  in  2  Jahren  118616  JB  verloren. 
Im  August  war  sie  zum  zweiten  Male  in  Liquidation,  da  die  Gesell- 
schaft, die  sie  übernommen  hatte,  26000  £  yerloren  hatte. 

(Digests  Sektion  C.  (I)  Bd.  II.  S.  12.) 

b.  Urteile  der  Kommission. 
1.  ArbeitslohiL 

Die  Vertreter  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  kommen  über- 
ein in  der  Aussage,  dafs  die  Löhne  in  den  yerschiedenen  Zweigen 
der  BaumwoUindusrie  in  den  letzten  30  Jahren  sowohl  indirekt  als 
direkt  zugenommen  haben.  Dies  ist  der  Effekt  der  yerbesserten 
Maschinerie  und  hauptsächlich  der  verbesserten  Organisation  der 
Arbeiter,  indem  die  Arbeiterunionen,  wenn  immer  der  Stand  des  Ge- 
sehaftes  es  erlaubt,  einen  Gewinn  zu  machen  bestrebt  sind.  Die 
Unternehmer  konstatieren,  dafs  die  Unionsbestrebungen  die  Löhne  zu 
hatten  gedient  haben,  und  nicht  direkt  dazu,  sie  zu  steigern,  und  dafs 
die  Löhne  der  nicht  organisierten  Arbeiter  im  höheren  Grade  g^ 
stiegen  sind,  als  diejenigen  der  organisierten. 

(Fünfter  und  Schlufs-Bapport  II.  §  907.) 

2.  Arbeitszeit. 

Die  Arbeitszeit  ist  durch  das  Fabrikgesetz  fixiert  Die  Uberzeit 
ist  gleichbedeutend  mit  Übertretung  der  gesetzlichen  Bestimmung. 

Angaben,  die  fOr  unseren  Zweck  Yon  Wert  wären,  d.  h.  Data 
fiber  die  Entwickelung  der  Arbeitszeit,  finden  sich  in  den  Komf> 
inissiaDsaklen  nidit 
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Besum6 

4er  Ornppe  Textilliidiigtrie. 

Die  allerdings  spärlichen  sozialstatistischen  und  gewerbestatisti- 
schen Angaben  von  geschichtUch-yergleichendem  Wert,  die  fiir  diese 
Gruppe  gemacht  worden  sind,  lassen  immerhin  den  SchluTs  zu,  da£s 
vermöge  der  begonnenen  Organisation  der  Teztilarbeiter(iiinen)  sich 
die  Lage  der  Arbeit  wenigstens  innerhalb  der  letzten 
30  Jahre  gebessert  hat.  Daneben  ist  der  wohlthätigen  Wirkung 
der  Gesetzgebung  (Fabrikgesetz)  und  der  amtlichen  Inspektion  zu 
gedenken,  welche  Wirkung  sich  auf  die  Arbeitszeit  und  die  Schutz- 
und  sanitären  Einrichtungen  bezieht. 

Ein  grofser  Übelstand  ist,  nicht  für  die  einzelne  Arbeiterfamilie* 
die  sonst  kaum  zu  leben  hätte,  die  vorwiegende  Frauenarbeit, 
weil  darunter  die  nachwachsende  Generation  leidet,  und  die  Arbeit 
schulpflichtiger  Kinder  in  den  Fabriken.  Man  empfangt  aber 
nicht  den  Eindruck,  dafs  die  Textilindustrie  die  exemplarische  kapi- 
talistische Ausbeutungsindustrie  sei,  als  die  sie  durch  die 
sozialistische  Litteratur  gewöhnlich  geschildert  wird. 

Irgend  welche  schaurigen  Mifsbräuche  oder  Zustände  sind  vor  der 
Labour-Oommission  nicht  aufgedeckt  worden ;  wenn  auch  die  Inspektion 
noch  weit  schärfer  und  häufiger  sein  sollte. 


6.  Bekleidungsindustrie  (Sektion  C  II). 
Stnaq^fwetarel,  Schill-  vnd  SttefoUidutrie»  SolaeUenL 

a)  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  etc. 

Arbeitslohn;  besondere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.  James  Holmes.  Strumpfweberverband  der  Midland- 
Grafschaft  (4500—5000  Mitgl.). 
Die  Handrahmenarbeit  ist  im  Niedergang  begriffen.  Sehr  wenige 
Handwebstühie  sind  in  den  letzten  Jahren  gebaut  worden,  und  diese 
«ind  für  Handschuhe,  nicht  für  Strümpfe  bestimmt  gewesen.  Das  Geschäft 
wird  ganz  mit  mechanischen  Stühlen  bewältigt;  die  alten  Handstilbk 
kauft  man  um  Vs  Krone.     Die  Arbeit  ist  regelm&fsig,  obsdion  di« 
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IiidaBirie  unter  dem  Einfliisse  der  ^^saiMHi^  steht,  und  zwar  heixte 
meiir  ab  firuher. 

Je  besser  ein  Mann  mit  seiner  Maschine  arbeitet ,  desto  mehr 
▼erdient  er.  Mit  dem  Handstnhl  verdiente  vor  80  Jahren  ein  Arbeiter 
35  bis  40  s  per  Woche.  Heute  yerdient  der  beste  Mann  nicht  mehr 
Bnt  der  Patentmaschine. 

Ein  EümgOTigsamt  existierte ;  als  aber  die  Union  seine  Hilfe  in 
Ansprach  nahm,  war  dasselbe  (1886)  derart  im  Znstande  der  Zer- 
setzung, dafs  es  {Hraktisch  wertlos  war.  Die  periodischen  Sitzungen 
hatten  seit  dem  Streik  1886  in  Oadby  aufgehört,  und  die  Mitglieder 
hatten  die  Fühlung  unter  einander  verloren. 

Die  Kooperatiyfabriken  von  Leicester  arbeiten  zufriedenstellend. 

Die  Maschinen  sind  bezahlt      Sie  zahlen    die  höchsten  Löhne  plus 

einem  bonus  von  4  d  per  jf  der  verdienten  Löhne.     Die  Mehrzahl 

der  Aktionare  sind  Arbeiter ,   die  aber  nicht  in  den  Fabriken  selbst 

arbeiten« 

(Digests  Sektion  C.  (II)  Bd.  H.  S.  14.) 

S.  Hr.  S.  Bower.  Stmmpfweber-(Föderation) Verband.  Midland- 
Ora£9chaft  Nottingham-Zweigverein.  (1500  Männer, 
400  Fnmen.) 

Der  Lohn  ist  Stücklohn,  aber  die  Mittelmänner  (Ferger)  zahlen 
die  Haschinenarbeiter  per  Tag.  Dies  System  ist  schlecht  Die  Union 
kann  nichts  dagegen  thun,  weil  sie  nicht  stark  genug  ist 

Früher  gab  es  einen  fixen  Lohnsatz,  der  durch  ein  Einigungs- 
unt  erhalten  wurde.  Die  Strumpf  weberei  war  die  erste  Lidustrie  in 
I^igiand,  die  eine  Arbeitskammer  hatte,  und  sie  funktionierte  20  Jahre 
lang  sehr  gut  Unter  dem  neuen  Maschinensystem  yerdienten  die 
Leute  angezeichnete  Löhne.  Aber  nach  der  Einführung  der  yer- 
besserten  Maschinerie  funktionierte  das  Einigungsamt  nicht  mehr,  da 
es  alsdann  3  bis  4  Arbeiterklassen  gab,  deren  Literessen  nicht  mehr 
identisch  waren  (Wirkung  der  Arbeitsteilung). 

(Digests  Sektion  G.  (II)  Bd.  II.  S.  15.) 

3.  Mr.  John  Judge,  Sekretär  des  Leeds-Zweigrereins  der  Mational- 
uni<m  der  Schuh-  und  Stiefelmacher  (1300  Arbeiter). 

Die  Industrie  steht  sehr  unter  dem  Einflufs  des  sich  ändernden 
Cksclmiacks  der  Saison.  Die  letzte  Hälfte  des  yergangenen  Jahres 
W  eine  der  besten  Saisons  fitr  Leeds. 

Nur  Ein  allgemeiner  Streik  ist  Torgekommen  >  in  Leeds   in   dcR 
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letzten  16  Jahren.  1689  war  die  Union  erfolgreich^  indem  sie  die 
Löhne  ziemlich  bedeutend  steigerte.  Der  Streik  wnrde  znletzt  bei- 
gelegt  durch  die  Bemühungen  der  Arbeitskammer.  Hatten  sich  die 
Unternehmer  der  Einmischung  der  ünionsmänner  nicht  widersetzt,  so 
wäre  er  noch  viel  firüher  beigelegt  worden. 

Nach  dem  Einschlafen  des  Einigungsamtes  1881  wurde  eine 
Arbeitskammer  (6  Arbeiter  und  6  Unternehmer)  errichtet,  die  jedoch 
1890  zusammenbrach. 

(Digests  Sektion  C.  (II)  Bd.  II.  S.  21.) 

4.  Mr.   W.   L.   Jugle,    Honorarsekretär    der    SchuhfabrikarbeitePi 

association  in  Leeds,  früher  Fabrikant' 

Die  Gewerkvereinler  wollten  nicht  mit  den  anderen  Arbeitern  zu- 
sammenarbeiten. Wenn  ein  Nichtunionist  Beschäftigung  hnd,  so 
drohte  der  Agent  der  Union  mit  Streik,  es  sei  denn,  dafs  der  Mann 
entlassen  wurde.  Auf  Verlangen  Ton  Mr.  Judge  wurde  ein  Mann  aus 
yerschiedenen  Fabriken  entlassen,  weil  er  zu  billigerem  Lohn  ge- 
arbeitet haben  sollte,  aber  die  Bücher  der  Firma  und  sein  eigenes 
zeigten  das  Gegenteil.  Der  Fall  kam  Tor  die  Assisen  imd  Mr.  Judge 
mufste  300  jff  Entschädigung  zahlen.  Judge  war  fallit  und  der 
Mann  bekam  weder  Entschädigung  noch  die  Kosten« 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  sind 
gute  in  Leeds. 

(Digests  Sektion  G.  (U)  Bd.  U.  S.  22.) 

5.  M  r.  W.  J  u  s  k  i  p ,  Sekretär  der  Schuh-  und  Stiefel-Arbeiterunion  etc. 

Leicester  (45000  Mitglieder). 

Die  grofsen  Streikgelder  der  Union  galten  dem  Ejunpf  gegen  das 
Schwitzsystem  (47922  jff).  Die  Mittelmänner  zahlen  den  Fabriken 
weniger,  als  der  normale  Preis  ist;  sie  beschäftigen  fremde  Arbeiter 
zu  Hungerlöhnen.  Diese  Arbeiter  scha£fen  in  Kellern  und  schlafen 
zu  14  in  einem  Räume.  Sie  arbeiten  zu  10  d  bis  1  s  3  d  per  Dutzend 
für  Damenstiefel  und  zuls2dbisls8d  für  MännerstiefeL  Vor 
der  Einführung  fremder  Arbeiter  wurde  bezahlt:  3s  9d  und  4s  9  d 
per  Dutzend  etc.  Die  schlechteste  Klasse  sind  die  Polen,  die,  ohne 
ein  Wort  Englisch  zu  können,  hierher  kommen;  sie  arbeiten  100 
Stunden  per  Woche  und  erhalten  6  s  bis  8  s  für  ihre  Arbeit  (!!). 

1890  kamen  ca.  20  000  arme  Einwanderer  nach  England.  10  000 
blieben  in  London,  der  Rest  zerstreute  sich  über  das  Land.  In 
gro&er  Menge  kommen  sie  nach  Manchester  und  Leeds.    Die  Union 

140 


—    Ul    — 

hat  sich  bemüht,  die  Aufsenarbeit  zu  elimiideren,  und  dem  sweatmg 
ein  Ende  za  machen. 

In  Bristol  kamen  Terschiedene  Lohnkämpfe  vor,  seit  2  Jahren  etc. 

(Digests  Sektion  C.  (II)  BcL  IL  S.  26.) 

6.  Mr.  0.  Keir,  Sekretär  der  Amalgamierten  Schneidergesellschaft 
(19000  MitgUeder). 

Die  Beschäftigong  der  Weiber  hat  die  Tendenz,  die  Löhne  zu 
drücken,  ebenso  die  Beschäftigung  Ton  fremden  Arbeitern. 

In  Heywood  kam  der  Fall  vor,  dafs  ein  Mann,  der  ein&ch  einen 
Kollegen  überreden  woUte,  wegen  „Einschüchtemng''  mit  einem  Monat 
Geßngnis  bestraft  wurde.  In  Londondery  kamen  zwei  Männer,  die 
Tor  einer  Werkstatt,  in  der  ein  Streik  ausgebrochen  war,  die  Strafse 
aof-  nnd  abpatrouillierten,  ins  Gefängnis.  Eine  Resolution  gegen  diese 
Sechtsprazis  war  im  August  1891  in  Liyerpool  gefafst  worden. 

(Digests  Sektion  C.  (II)  Bd.  IL  S.  32.) 

ß)  Unternehmer. 
Arbeltslolm ;  besondere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.  W.  Tyler,  Fabrikant  in  Leicester. 

Die  Maschinenarbeiter  verdienten  26  bis  26  s,  36  oder  36  s,  30 
bis  33  s,  2  j^  per  Woche,  je  nach  der  Spezialität,  die  sie  machten. 

Mit  der  Handarbeit  yerdienten  dieselben  Arbeiter  22  bis  26  oder 
87  s,  gelegentlich  einmal  30  s  per  Woche. 

Die  Beziehungen  der  Arbeiter  zu  den  Unternehmern  waren  in 
den  letzten  6  Jahren  freundschaftliche.  Vor  6  Jahren  brach  bei 
Anlsss  einer  PreisfeststeUung  (uniformer  Preis)  ein  Streik  aus,  bei 
dem  der  Bürgermeister  als  Vermittler  fungierte.  Durch  seine  Be- 
mühungen wurde  auch  1891  ein  Einigungsamt  errichtet 

(Digests  Sektion  G.  (II)  Bd.  U.  S.  17.) 

2.  Mr.    Osmond   Tabberer,   in  Firma  Pool,  Lorrimer  und  Tab- 

berer,  Leicester. 

Der  Lohnsatz  for  Stückarbeit  ist  seit  einigen  Jahren  konstant. 
Wenn  aber  die  Firma  mit  einem  Arbeiter  zufrieden  ist,  so  erhöht  sie 
dessen  Lohn^  ohne  dais  er  darum  einkommt. 

Die  Arbeitszeit  ist  seit  30  Jahren  durch  das  Fabrikgesetz  ge- 
legelt,  so  dass  wenig  Änderung  möglich  gewesen  ist. 
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Die  Beaehuagen  zwischen  Aibeitem  und  üntemelmiem  waren  gat. 
Vor  6  Jahren  hatte  die  Firma  einen  Konflikt  mit  den  Arbeitern, 
was  znr  Folge  hatte,  dafe  die  Fabrik  Yon  Leicester  nach  Foleshill 
verlegt  wurde,  ünionisten  wurden  dort  in  der  Begel  nicht  be- 
schäftigt 

(Digestt  Sektion  C.  (U)  Bd.  U.  S.  18.) 

3.  Mr.  E.  Hawley.    Leicester  Handelskammer:  Färberei-  und 

Appreturabteilung.     Eine  der  ältesten  Finnen  in  Leicester 
(250  Arbeiter). 

Die  gewöhnlichen  heutigen  Löhne  sind  85%  höher  als  Tor 
20  Jahren.  Die  Beschäftigung  ist  regelmäfsig.  Wenn  Streitigkeiten 
Torkamen,  so  überwog  die  Mäfsigung  und  der  gesunde  Sinn,  und  so 
wurden  sie  gütlich  erledigt 

(Digests  Sektion  C.  (11)  £<L  IL  S.  19.) 

4.  Mr.    Frank    Ballard,     Sekretär    und    Geschäftsführer     der 

Kettlering    Schuh-   und  Stiefel -Kooperativ -Fabrikations - 
genossenschaffc. 

Der  Erfolg  des  Unternehmens  ist  dem  Interesse  der  Arbeiter  an 
demselben  zuzuschreiben.  Der  Arbeiter  hat  ein  Literesse,  gute  Arbeit 
zu  liefern^  um  sich  weitere  Bestellungen  und  weitere  Arbeit  zu  sichern. 
Die  Kooperation  hatte  einen  guten  Einfluls  auf  den  Charakter  der 
Arbeiter.  Sie  leitet  sie  dazu  an,  an  Fragen,  die  sich  auf  die  Wohlfahrt  der 
Arbeiterklasse  beziehen,  regeren  Anteil  zu  nehmen.  Die  Arbeiter  ar- 
beiten eher  besser  als  andere  gewöhnliche  Arbeiter,  und  Gewohn- 
heiten der  Sparsamkeit  und  Solidität  nehmen  unter  ihnen  zu.  Die 
Leute  werden  beföbigt,  für  andere  Fragen  Sinn  und  Verständnis  zu' 
haben.  Die  Kooperation  wird  die  soziale  Frage  als  Arbeiterfrage 
lösen. 

Die  Kettering  Allg.  Koop.-Genossenschaft  hatte  das  Unternehmen 
mit  26  .2^  in  Aktien  unterstützt 

Die  Kooperation  ist  einer  ungemessenen  Ausdehnung  fähig  etc. 

(Digests  Sektion  G.  (U)  £d.  11.  S.  83.) 

6.   Mr.  J.  Salter,  Schuh-  und  Stiefelfabrikant,  Leeds. 

Mr.  Salter  arbeitete  52^2  Stunden  in  Leeds  und  66  Stunden  in 
Pudsey.  Das  Prinzip  der  kurzen  Arbeitszeit  wurde  angenommen  Tor 
einigen  Jahren,  weil  die  Stadtbevölkerung  nicht  so  früh  aufstand  als 
die  Landbewohner. 
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Der  letzte  Streit  im  Schubgewerbe  in  Leeds  erfolgte  1882.  Er 
wmde  erledigt  durch  eine  Arbeitskammer  mittels  Scbiedssprachs ,  wo- 
durch ein  Normalpreis  fixiert  wurde.  Die  Institution  hörte  auf  zu 
existieren  zur  Zeit  der  Verfolgung  des  Mr.  Judge. 

(Digests  Sektion  C.  (II)  B<L  IL  S.  28.) 

6.  Mr.  Lilley,  Präsident  des  Schuh-  und  Stiefolfabrikantenyerbandes 
und  der  Lederindustrie-GarantiegeseUschaft  (gegr.  1882). 
Der  erste  ernste  Konflikt  zwischen  dem  Untemehmerverband  und 
den  Gewerkrereinen  erfolgte  im  Frühjahr  1884.  Es  handelte  sich 
um  die  Feststellung  der  Preisliste.  Die  Elrzwingung  der  Annahme 
der  ünionsliste  fand  Widerstand.  Der  Streik  dauerte  6  Wochen, 
woiaof  ein  modus  vivendi  geschaffen  wurde. 

(Digests  Sektion  C.  (U)  Bd.  UI.  8.  12.) 

b)   urteile  der  Kommission. 

1.  Arbeitslohn. 

Keine  neuen  Angaben  sind  vorhanden. 

2.  Arbeitszeit. 

In  den  3  Branchen  der  Bekleidungsindustrie,  über  die  Data  er- 
halten worden  sind,  hat  die  Arbeitszeit  die  Tendenz,  kürzer  und 
regehnaCsiger  zu  werden.  Hauptsächlich  ist  diese  Erscheinung  eine 
Folge  der  successiven  Beseitigung  der  Hausarbeit  imd  deren  Samm- 
hug  in  Fabriken,  über  welche  die  Unternehmer  die  Kontrolle  haben. 

(Fünfter  und  Schlofs-Bapport  II.  §  338.) 

Resiiin6 

der  Gruppe  Bekleidungsindustrie. 

Für  diese  Gruppe  ^  die  mit  der  vorigen ,  der  Textilbranche ,  am 
luichsten  verwandt  ist,  gut  ähnliches,  wie  für  diese.  Mit  der  zu- 
nehmenden  Schneidigkeit  und  Stärke  der  Arbeiterorganisationen 
irird  sich  der  heutige,  speziell  im  Hinblick  auf  die  Arbeitslöhne,  nicht 
glänzende  Standard  der  Arbeiter  heben  müssen. 

Ein    böser    Punkt    ist   namentlich   noch   das   Vorkommen    des 
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yySweatiog^^-Systems ,  dessen  Zustande,  wenn  sie  auch  vielfach  Aus- 
länder zum  Opfer  haben,  nichtsdestoweniger  oft  schaurige  sind. 

Im  übrigen  ist  zu  bemerken,  dafs  die  für  unseren  Zweck  un- 
genügenden Angaben  über  die  Entwickelung  von  Arbeitslohn  —  und 
Arbeitszeit  —  ein  eigentliches  ResumS  überhaupt  nicht  gestatten. 

Soviel  ist  sicher,  dafs  weder  die  Textil-  noch  die  Bekleidungs- 
arbeiter zu  der  Aristokratie  der  englischen  Arbeiter  zahlen.  Eine 
Wohlthat  war  für  sie  die  Fabrikgesetzgebung,  durch  welche 
die  Arbeitszeit  in  den  Werkstätten  wie  in  den  Fabriken  limitiert 
worden  ist. 


7.  Baugewerbe  (Sektion  0  III). 
Ummerlevte,  Hinrer,  Haler,  Sehrelaer,  BtuseblMiar  6t€. 

a)  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  etc. 
1.  Arbeitslolm  und  besondere  Arbeitsumstände. 

1.  Mr.  J.  Beveridge,  Sekretär  der  Vereinigten  Zinmierleute  und 

Schreiner,  Grlasgow  (ca.  7000  Mitgl.). 

Die  Löhne  erreichten  den  höchsten  Stand  1877  in  Glasgow.  Sie 
waren  damals  38  s  3  d  per  Woche.  In  demselben  Jahre  wurde  die 
City  of  Glasgow  Bank  fallit,  und  die  Löhne  wurden  herabgesetzt  von 
38  s  3  d  (1877)  auf  27  s  7V,  d  (1879). 

Alle  Streiks  drehten  sich  um  Lohnverbesserung  oder  um  Wider- 
stand gegen  eine  Lohnreduktion.  Alle  hatten  Erfolg,  ausgenommen 
der  Streik  der  SchiflFschreiner  1882.  Diese  letzteren  streikten  auch  gegen 
den  Entscheid  des  Mr.  Burt.  Der  Streit  wurde  durch  das  Einigungs- 
amt beigelegt. 

(Digests  Sektion  G.  (III)  Bd.  II.  S.  34.) 

2.  Mr.  Davies,    Präsident,  Mr.  Chandler,   Sekretär  der  Amal- 

gamierten  Gesellschaft  der  Zimmerleute  und  Schreiner   (1890: 

30603  Mitglieder),  gegründet  1860. 
Neuerdings  haben  keine  bedeutenden  Streiks  stattgefunden,  aus- 
genommen der  zu  London  1891  (7000  bis  8000  Arbeiter)  im  Interesse 
einer  Lohnaufbesserung  und  einer  Reduktion  der  Arbeitszeit.  Die 
Arbeitszeit  wurde  vermindert  von  527«  durch  das  ganze  Jahr  auf 
61^4  ini  Sommer  imd  47  Stunden  im  Winter. 
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Ein  yerderblicher  Sti*eik  erfolgte  im  Jahr  1877  in  Manchester^ 
derselbe  dauerte  12  Monate  und  6  Tage.    Der  Erfolg  war  gleich  null. 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  haben 
sich  bedeutend  yerbessert  infolge  der  besseren  Organisation  und  des 
Systems  des  Arbeitsausschusses. 

Unfälle  durch  Fall  Tom  Gerüst  sind  sehr  häufig. 

(Digests  Sektion  C.  (UI)  Bd.  U.  S.  36.) 

3.  Mr.  J.  Broughy  Sekretär  der  Maurergesellschaft  von  Schottland, 

gegründet  1832,  rekonstituiert  1862.    (3848  MitgUeder.) 

1860  waren  die  Löhne  4 Vg  oder  5  d  per  Stunde.  1877  erreichten 
sie  10  d.  Nach  dem  Zusammenbruch  der  City  of  Glasgow  Bank 
wurden  sie  herabgesetzt  auf  6  d  für  ca.  2  Jahre,  dann  stiegen  sie 
wieder  um  ^/^  d  im  Jahre  1882,  und  1883  stiegen  sie  infolge  zweier 
Aufbesserungen  auf  7  Vj  d.  1884  (Februar)  streikten  die  Maurer  gegen 
eine  Lohnreduktion  auf  7  d  per  Stunde,  sie  mufsten  aber  weichen 
und  erlangten  erst  1891  den  heutigen  Satz  Ton  8d. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  n.  S.  37.) 

4.  Mr.  Albert  Emmett,  Sekretär  der  Backsteinmaurergesellschaft 

Ashton-under-Line. 

Streiks  kamen  selten  yor.  Einer  erfolgte  1879  wegen  einer  Lohn- 
reduktion Ton  1  d.  Die  Arbeiter  fugten  sich  zur  Zeit,  aber  sie  ge- 
wannen Va  d  1890  und  %  d  1891  zurück.  Der  letztere  V,  d  kostete 
einen  Streik  Ton  16  Tagen. 

(Digests  Sektion  C.  (HI)  Bd.  II.  S.  39.) 

5.  Mr.  J.  Stirk,   Steinmaurergesellschaft  von  England,  Wales   und 

L-land.    Leeds.    (400   Mitglieder.)    Im  ganzen    16000  Mit- 
glieder.    1877:22000. 

1877  war  der  Lohnsatz  9  d  per  Stunde,  heute  8  d.  1878  vmrden 
die  Löhne  vermindert  auf  8%d,  1879  auf  8d.  In  Jersey  (minim.) 
4  d,  in  Lancashire  7  d  (max.).  Heute  schweben  Verhandlungen  be- 
treffend eine  Erhöhung  ?on  I  d  per  Stunde  in  Leeds,  Cardiff  und 
anderen  Städten. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  II.  S.  39.) 

6.  Mr.  Thomas  Corbett  Ziegelstreichergesellschaft  Nottingham. 

Vor  ca.  9  Jahren   war  das  Ziegelmachergewerbe   auf  der  Höhe 

Steatswissenschaftl.  Stadien.   VI.  ^^^  10 
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in  Nottingham,  die  Stadt  war  mit  Neubauten  überfiillt.  Heute  sind 
7000  „houses"  zu  vermieten. 

Die  Arbeiter  sind  jetzt  besser  daran  als  vor  30  Jahren,  aber 
nicht  so  gut  als  vor  20  Jahren.  Vor  8  Jahren  erfuhren  die  Löhne 
eine  Reduktion  von  ^/g  d  per  Stunde  und  3  d  per  Tausend  Ziegel  und 
3  d  beim  Lehmmahlen. 

Die  Beschäftigung  war  sehr  unregelmäfsig  infolge  des  veränder- 
lichen Wetters.  Bisweilen  sanken  die  Löhne  auf  14  s  per  Woche. 
Der  Verlust  liefs  sich  im  Sommer  nicht  einholen,  weil  die  Arbeiter 
nach  zehnstündiger  Arbeit  ganz  erschöpft  waren. 

In  den  letzten  24  Jahren  kamen  nur  2  Streiks  vor.  Der  eine 
dauerte  7  Wochen,  der  andere  6,  und  beide  endigten  mit  einem  Er- 
folge der  Arbeiter.    Die  Arbeiter  stehen  gut  mit  den  XIntemehmem. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  40.) 

7.  Mr.  W.  Philipps.     Malerfachverein  von  London. 

Der  einzig  anerkannte  Lohnsatz  war  S^j^  d  per  Stunde.  Dieser 
Satz  war  fixiert  worden  durch  ein  Abkommen  zwischen  den  Unter- 
nehmern und  Arbeitern.  Er  wurde  aber  nicht  eingehalten,  die  Löhne 
schwankten  zwischen  7^2  d  und  8^/,  d.  Die  Hälfte  der  Maler  in  London 
arbeiten  zu  8d,  wegen  der  Konkurrenz.  Alle  anständigen  Unter- 
nehmer haben  S^j  d  imd  mehr  bezahlt. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  42.) 

8.  Mr.  G.  Kilpack,  Maler  in  London,  Präsident   der  Affilierten 

Malergesellschaft    für    London    und    Vorstädte.     (4000   Mit- 
glieder.) 
Diese  Organisation  hat  zum  Ziel  das  Lohnabkommen  von  1872 
imd  1873  zu  erzwingen:  8^,  d  per  Stunde. 

Das  Gewerbe  litt  sehr  darunter,  dafs  imgelemte  Arbeiter  den 
fachmäfsig  gebildeten  Malern  Konkurrenz  machte.  Es  giebt  Firmen, 
die   einen  Farbenreiber  für  die  ungelernten  Anstreicher  unterhalten. 

(Digests  Sektion  C.  (UI)  Bd.  IL  S.  42.) 

9.  Mr.  H.  Änderten.    Plumberverband  von  Grofsbritanien   und  Ir- 

land.   Präsident.     (5500  MitgHeder  1889.) 

„Plumbers  sind  Handwerker,  die  alle  bleiernen  Regen- 
rinnen und  Röhren  und  andere  sanitäre  Bleiarbeiten  besorgen, 
die  beim  Baugewerbe  vorkommen."  (Glossary  125.)  [Wasser, 
Aborte,  Ventilation  (Gas).] 
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11  Lohnkämpfe  kamen  yor  zwischen  1889  und  Ende  1891  und 
9  daron  wurden  ohne  Streik  erledigt  durch  Schiedsspruch  des 
Einigungsamtes,  der  vorgesehen  ist  durch  die  Gewerbestatuten. 

Die  Beziehungen  zwischen  den  Arbeitern  und  den  Unternehmern 
waren  ausgezeichnet  gut,  weil  viele  Meister  früher  Arbeiter  [gewesen 
sind  und  die  Lage  der  Arbeiter  kennen. 

(Digests  Sektion  C.  (Ill)  Bd.  II.  S.  44.) 

10.  Mr.  Harry  Harn,  Sekretär  des  Kunsttischlerfachvereins  „AUiance". 
6500  MitgUeder  (gegr.  1865).  70000  bis  80000  (ünionisten: 
15000)  in  ganz  England  imd  Schottland. 

Die  Kunsttischlerei  ist  im  Niedergang  begriffen.  Die  englischen 
Kunsttischler  waren  sonst  renommiert  wegen  ihrer  guten  Arbeit.  Heute 
ist  gute  Arbeit  seltener.  Die  Qualität  wird  vernachlässigt  über  der 
Quantität.  Die  soliden  alten  Firmen  sterben  aus,  und  die  neuen  grofsen 
Geschäfte  machen  nicht  eigene  Ware,  sondern  lassen  sie  in  kleinen 
Werkstätten  im  Osten  von  London  fabrizieren.  Nicht  10  %  der 
Möbel,  die  von  den  West-End-Firmen  verkauft  werden,  sind  in  den 
eigenen  Werkstätten  hergestellt.  Das  ist  die  Folge  der  weitgehenden 
Arbeitsteüimg.  Früher  fertigte  ein  Mann  ein  ganzes  Möbel  allein, 
heute  sind  die  Arbeiter  Spezialisten  und  einen  Kunsttischler,  der  alles 
herstellen  kann,  was  in  sein  Fach  schlägt,  giebt  es  nicht  mehr.  Im 
Ostend  war  die  Kunsttischlerei  eine  Hausindustrie  (Heimwerk):  die 
Arbeiter  kauften  altes  Holz  —  Eierkisten  sogar!  — ,  imitierten 
damit  die  Arbeiten  von  Chippendale,  und  verkauften  die  Sachen  an 
die  Möbelhandlungen.  Viele  dieser  Arbeiter  —  unorganisiert  —  waren 
Juden,  die  als  Arme  nach  England  gekommen  waren,  und  eine  ge- 
wisse Spezialität  erlernt  hatten.  Die  Arbeiter  in  diesen  Werkstätten, 
oder  besser  Hütten,  arbeiteten  60  —70  Stunden  per  Woche  für  höchstens 
1  £  (!). 

Streiks  sind  ein  letztes  Mittel  (ultima  ratio)  und  der  Kunsttischler- 
Verband  hatte  viel  Glück,  indem  er  die  Löhne  ohne  Arbeitseinstellungen 
zu  steigern  vermochte.  Einige  der  am  schlechtesten  bezahlenden 
Werkstätten  in  London  gaben  1891  eine  Erhöhung  von  10%. 

Vor  ca.  15  Jahren  versuchte  es  der  Verband  mit  der  Koope- 
ration; der  Versuch  mifslang.  Der  Zweck  war,  die  Arbeitslosen  zu 
beschäftigen.  Die  Kooperation  wird  aber  in  der  Zukunft  ein  Heil- 
mittel für  die  industriellen  Ubelstände  abgeben. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  44.) 
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11.  Mr.  B.  Sheedy  Macnamara,  Vereinigter  Baugewerbeyerein 
Cork.  Steinhauer.  Präsident  des  Vereins,  (ca.  1000  Älit- 
glieder). 

Minimallohn  für  alle  Zweige  des  Baugewerbes  war  5  s  6d  per 
Tag.  Vormänner  und  Leiter  verdienten  60 — 75  s  per  Woche,  Tag- 
löhner  2  s  6  d  bis  4  s  per  Tag.  Diese  Lohnsätze  waren  während  der 
letzten  20  Jahre  vorwiegend.  —  Im  Winter  waren  regelmäfsig  50  *^  „ 
bis  60  7o  ohne  Arbeit. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  46.) 

2.  Arbeitszeit  und  verwandte  Punkte. 

1.  Mr.  Patrik  Lynskey.     Vereinigter  Zimmerleute-  und  Schreiner- 

fachverein Dublin  (1100  Mitglieder). 

Die  heutige  Arbeitszeit  (1892/93)  ist  54  Stunden  per  Woche. 
Von  1872  bis  1890  war  sie  60»/^.  Die  Reduktion  auf  54  war  das 
Resultat  eines  allgemeinen  Streiks. 

Der  Streik  der  Zimmerleute  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
dauerte  4  Wochen;  er  wurde  durch  eine  Übereinkunft  der  Parteien 
erledigt.  Die  Arbeiter  verlangten  diese  Reduktion ,  um  Zeit  zu 
haben,  die  technischen  Schulen  in*  Dublin  zu  besuchen.  Li  dem 
Streik  verfolgte  die  Union  eine  besondere  Politik  gegen  die  Nicht- 
unionisten,  und  man  bezweckte  durch  den  Streik,  den  Trade's-unionism 
zu  fördern.  Die  Unterstützungsgelder  für  die  Entlassenen  waren  nicht 
bedeutend,  da  sie  bald  wieder  Arbeit  fanden. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  34.) 

2.  Mr.  J.  Beveridge. 

Von  1874  bis  1880  war  die  Arbeitszeit  der  Zimmerleute  51  Stunden. 
Dieses  Arrangement  war  aber  für  die  anderen  Zweige  des  SchiflFsbaues 
unvorteilhaft  und  es  wurde  ohne  Streik  geändert  von  51  auf  54 
Stunden  per  Woche.  Die  Beschäftigung  war  sehr  regelmäfsig.  Der 
Achtstundentag  wurde  1883  in  Erwägung  gezogen,  und  eine  Abstimmung 
fand  im  Mai  1889  über  denselben  statt:  dafür  680,  dagegen  60, 
Die  Frage  fand  nicht  viel  Interesse.  Die  Schiflfszimmerer  beklagten 
sich,  dafs  der  Übergang  von  hölzernen  SchiflFen  zu  eisernen  sie  in 
Konkurrenz  mit  den  Schreinern  gebracht  habe,  und  trotz  des  grofsen 
Aufschwunges    des  Schiffsbaugewerbes   kam    ein   Streik   vor,   der  die 
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geimne    Scheidimg    der   Arbeit    der    Schiffszimmerer    und    der    der 
Schreiner  zimi  Ziel  hatte. 

pigests  Sektion  G.  (III)  Bd.  II.  S.  34.) 

3.  Mr.  J.  Srongh. 

Die  Maurer  in  Glasgow  arbeiteten  während  8  Monaten  61  Stun- 
den per  Woche.  Während  der  4  Wintermonate  wurde  die  Arbeits- 
zeit jeweilen  bestimmt.  Im  Dezember  imd  Januar  (1892/93)  wurde 
nur  39  ^/g  Stunden  gearbeitet. 

Im  Jahre  1860  war  die  Arbeitszeit  57  Stunden  per  Woche.  Die 
Maurer  Yon  Edinburgh  hatten  sie  durch  einen  Streik  auf  61  herab- 
gedrückt. Zwei  Versuche  in  derselben  Richtung  in  Glasgow  waren 
erfolglos,  bis  1871,  in  welchem  Jahre  nach  einem  Streik  von  13 
Wochen  die  Arbeitszeit  auf  61  Stunden  herabgesetzt  wurde. 

Die  Union  widersetzte  sich  dem,  dafs  bei  künstlichem  Licht  ge- 
arbeitet wurde,  indem  so  die  Arbeitslosen  um  ihre  Arbeitsgelegenheit 
gebracht  wurden. 

(Digests  Sektion  G.  (III)  Bd.  H.  S.  38.) 

4.  Mr.  J.  Stirt 

Die  gewöhnliche  Arbeitszeit  ist  50  Stunden.  1876  wurde  nur 
48  Stunden  gearbeitet,  wie  noch  heute  in  Lancashire.  Als  Uberzeit 
Würde  die  Zeit  von  der  neunten  Stunde  an  gerechnet,  im  Winter 
die  Zeit  von  der  siebenten  an.  Sonntagsarbeit  war  selten.  Die  Be- 
sehaftigung  war  regehnäfsig. 

(Digests  Sektion  G.  (HI)  Bd.  II.  S.  39.) 

5.  Mr.  W.  L.  Philipps. 

Die  normale  Arbeitszeit  war  9  ^a  Stunden  per  Tag  und  62  V« 
Stunden  per  Woche.  Für  XJberzeitarbeit  hatte  die  Tabelle  von  1872 
Geltung.    IJberzeit  war  sehr  häufig  (Nachtarbeit). 

(Digests  Sektion  G.  (III)  £d.  U.  S.  42.) 

6.  Mr.  K.  Macnamara. 

In  den  letzten  Jahren  erfolgte  eine  grofse  Besserung  in  den 
Wohnungszoständen  der  Arbeiter  von  Cork.  Die  Miete  einer  an- 
ständigen Handwerkerwohnung  (4  Bäume  und  ein  kleiner  Hof)  kostet 
6—6  8  per  Woche,  Arbeiterhäuser  2—3  s  per  Woche.  Diese  letzteren 
sind  mit  2  Bäumen  versehen  und  ungesund. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  n.  S.  47.) 
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ß)  Unternehmer. 
Arbeitslohn;  Standard  of  life  der  Arbeiter. 

1.  Mr.  F.  Moore,  Geschäftsführer  bei  Aldin  Bros,  South  Ken- 
sington. 

Die  Unternehmer  wollten  ihren  besten  Arbeitern  keine  höheren 
L(*)hne  geben  (als  9  d  per  Stunde),  weil  sie  fürchteten,  die  anderen 
würden  um  dieselbe  Bezahlung  streiken. 

Die  Praxis  der  Unionisten,  Versammlungen  in  Wirtshäusern  ab- 
zuhalten, war  von  vielen  Tausenden  von  Arbeitern,  die  sich  selbst 
respektieren,  mifsbilligt.  Nur  ^/^  aller  Zimmerleute  in  London  sind 
in  den  Arbeitervereinen. 

Das  Sweatingsystem  herrscht  in  Brixton,  Battersea,  Peekham  etc. 
Die  Arbeiter  werden  damit  im  Interesse  der  Unternehmer  ausgebeutet. 
Die  Mittelmänner  besitzen  gar  keine  technische  Bildung,  blofs  einen 
gewissen  „Schneid". 

London  bietet  der  Intelligenz  und  Tüchtigkeit  ein  gröfseres 
Arbeitsfeld  als  die  Provinzialstädte.  Die  Löhne  sind  zwar  etwas 
höher,  aber  dafür  die  Hausmiete  viel  kostspieliger.  Eine  Wohnung 
mit  6 — 7  Zimmern  kostet  heute  in  Manchester  oder  Birmingham  6  s 
bis  7  s  per  Woche,  während  in  London  die  kleinste  Wohnung  12  s 
kostet.  Der  intellektuelle  und  soziale  Standard  der  Handwerker  ist 
heute  viel  höher  als  früher.  Die  Verbreitung  der  Bildung  und  die 
Gelegenheiten  für  intellektuelle  und  soziale  Besserung  haben  viel 
Gutes  gethan.  Man  sehe  die  jüngere  Generation  an,  die  aus  respek- 
tablen Familien  stammt.  Ein  Bekannter  des  Zeugen  war  ein  Musiker 
von  Beruf  imd  Sohn  eines  Schreiners,  derselbe  verdiente  30 — 40  jS 
per  Woche  als  Tenorsänger  in  einem  grofsen  Theater. 

In  dem  eigenen  Gewerbe  des  Zeugen  (Zimmermann)  sind  die  best- 
gebildeten Arbeiter  nicht  diejenigen,  welche  in    den  Arbeitervereinen 

eine  Hauptrolle  spielen. 

(Digests  Sektion  C.  (III)  Bd.  IL  S.  37.) 

2.  Mrs.  Bird,  Burt,  Wright,  Grover,  Bridgman.  Central- 
verband  der  Baumeister,  London. 
Seit  1859  sind  die  Kosten  der  Arbeit  um  mindestens  50  7o  g^ 
stiegen.  Der  Lohn  per  Stunde  ist  heute  9^2  d,  damals  war  er  6  d. 
Das  ist  zum  Teil  den  Anstrengungen  der  Arbeitervereine,  zum  Teil 
dem  erhöhten  Werte  der  Arbeit  selbst  zuzuschreiben. 

(Digests  Sektion  C.  (UI)  Bd.  III.  S.  17.) 
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b)  Urteile  der  Kommission. 
1.  Arbeitslolm. 

In  der  Mehrzahl  der  Gewerbszweige  der  Bauindustrie  sind  in 
jüngster  Zeit  die  Löhne  erhöht  worden,  was  den  Anstrengungen  der 
Gewerkvereine  und  den  Streiks  zugeschrieben  wird. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Änderungen  in  den  Wochenlöhnen 
der  Maurer  in  einigen  der  gröfsten  Städte  in  Schottland  seit  1869 
(m£  s  d) 


1869 


1872 


1876 


1880 


1884 


1888 


1891 


Aberdeen 

Avr 

Dnmfries 

Dundee 

Edinbui^^h 

Glasgow 

Inreness 


1.7. 


7»' 


!% 


1.  9.  9     1.6.6'/^1.  G.G*U  — 

1.6.  lVfl.7.   7V,il.l6.  lVtl.5.6     1.   7.7Va  - 
1.8.  6     1.7.   7V«1.16.  IV2I.9.9     1.  9.9     1.  9.9 
1.5.  6    '1.7.   7V9I.I2.  2V4l.6.6»/4l.l0.9»'4l.  9.9 

1.7.  7«/.  1.7.   7'/«  1.18.  3     1.5.6     1.  7. 7V,il.  9.9 


1.7.   7V 

1. 4.  iiv; 


1.9.  9    |2.  0.  4V«1.5.6    ,1.  9.9 
1. 4. llVill.  11. lOVal. 6. 6»'4'1.  6. 6«/4 

1 


1.  9.9 

1. 10. 9»/, 


1. 12.  IIV4 
1.14.  0 
1.12. 11» '4 
1.10.  9«/4 


Zwischen  1876  und  1880  fand  eine  allgemeine  Lohnreduktion 
statt,  was  dem  Fall  der  Glasgow  City  Bank  zugeschrieben  wird,  welcher 
einen  yölligen  Stillstand  im  Geschäft  zur  Folge  hatte.  Seit  1880  sind 
die  Löhne  successive  gestiegen,  aber  sie  haben  die  Höhe  von  1877 
noch  nicht  erreicht. 

(Fünfter  und  Schlufs-Rapport  II.  §  402.) 


2.  Arbeitszeit. 

Ansehnliche  Reduktionen  der  Arbeitszeit  sind  in  den  letzten 
Jahren  erfolgt  Heute  arbeiten  die  Zimmerleute  in  Dublin  64  Stunden 
per  Woche,  von  1872/90  hatten  sie  60^4  Stunden.  Die  Schreiner  in 
Wales  arbeiten  heute  54  Stunden,  vor  30  Jahren  63.  Die  Maurer 
in  Schottland  arbeiteten  1860  57  Stunden,  1861  in  Edinburgh  51,  in 
Glasgow  1871  61  Stunden.  In  Leeds  hat  die  Arbeitszeit  seit  1876 
zugenommen,  von  48  auf  60  Stunden ;  vor  30  Jahren  60  Stunden  etc. 
Man  vergleiche  die  folgende  Tabelle  der  wöchentlichen  Arbeitszeit: 
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Arbeiierkategorie 

1850 

1860 

1870 

1880 

1890 

Maurer                         < 

5836 

56,41 

54,18 

52,81 
52,21 

50,03 
00,69 

Bleiarbeiter 

58,11 

56,94 

53,35 

51,45 

61,47 

Zimmerleute 

— 

— 

56,35 

58,88 

63,12 

Schreiner,  Tischler 

60,91 

60,19 

57,09 

55,63 

64,65 

Wagner 

60,94 

60,05 

57,48 

54,94 

64,65 

Gipser 

59^ 

59,5 

54,75 

54,75 

64,9 

Maler 

60,15 

59,54 

55,58 

55,20 

64.96 

Ziegler 

57,96 

57,53 

56,65 

55,34 

65.15 

(Fünfter  und  Schluss-Bapport  11.  §  435.) 


Resum§ 

der  Gruppe  Bangewerbe. 

Diese  Gruppe  macht  wiederum  vonvomherein  einen  erfreulichen 
Eindruck.  Hier  haben  wir  es  mit  alten  und  kräftigen  Arbeiter- 
vereinen zu  thun,  die  auch  im  stände  sind^  wertvolle  Beiträge  zur 
Sozialstatistik  und  Sozialgeschichte  zu  liefern.  Schon  dies  deutet 
auf  einen  höheren  Standard  der  Arbeiter  dieser  Gruppe.  In 
der  That,  bei  näherem  Zusehen  zeigt  es  sich,  dafs  diese  Arbeiter  es 
verstanden  haben,  sich  seit  30  Jahren  sowohl  höheren  Lohn  als 
kürzere  Arbeitszeit  zu  sichern,  allerdings  nicht  ohne  z.  T. 
wenigstens  harten  Kampf. 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeit  und  Kapital  sind  in  dieser 
Gruppe  meist  gute. 

Die  Beschäftigung  ist  fast  durchweg  eine  regelmäfsige,  ab- 
gesehen von  den  natürlichen  Schwankungen  zwischen  Sommer  und 
Winter. 

Ein  wunder  Punkt  ist  das  auch  hier  vorkommende  S  w  e  a  t  in  g-System. 

Eine  zu  weit  gehende  schädliche  Arbeitsteilung  in  ein- 
zelnen Zweigen  und  die  verderbliche  Konkurrenz  der  billigeren  un- 
gelernten Arbeit  macht  sich  geltend.  Aber  diese  Züge  vermögen 
das  sonst  günstige  Allgemeinbild  nicht  sehr  zu  stören. 
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8.  Chemiselie  Industrie  und  Termisclite  Gewerbe  (Sektion  C  lY). 

a)  Aussagen  der  Zeugen  vor  der  Kommission. 

a)  Arbeiter  etc. 

1.  Arbeitslohn;    Arbeitszustände;    Standard   of  life   der 

Arbeiter. 

1.  Mr.  John  Henry  Jolle y.    Vereinigte  Handwerkerfachvereine 

zu  Cork,  weiland  Präsident    (3000  Mitglieder.) 

Die  Zustande  in  den  Bäckereien  zu  Cork  sind  sehr  ungesimd. 
Wenige  Bäckereien  sind  für  das  Gewerbe  gebaut  und  eingerichtet  worden. 
Die  Arbeiter  beklagen  sich,  dafs  sie  die  Arbeitsstelle  kaum  am  Morgen 
Terlassen  können.  Kein  Bäcker  in  Cork  hat  den  Inspektor  je  gesehen. 

Die  Bäcker  streikten  1883  und  1891  für  eine  Reduktion  der 
Arbeitszeit  und  für  die  Abschaffung  der  Nachtarbeit.  Der  letzte  Streik 
war  miheilYoll.  Viel  Geld  ging  verloren,  und  die  öffentliche  Meinung 
war  den  Arbeitern  ungünstig.  Das  Publikum  will  am  Morgen  Msches 
Brot  zom  Frühstück  haben;  so  kehrten  nach  und  nach  alle  Backstuben 
zum  alten  Brauch  zurück. 

Bis  vor  kurzem  waren  die  Wohnungen  der  Arbeiter  in  Cork 
sehr  schlecht  und  die  Mieten  hoch.  Die  Miete  bezifferte  sich  auf  3  bis 
6  s  per  Woche,  Da  aber  die  Baugenossenschaft  6  und  7  %  Divi- 
denden zahlen  kann,  so  könnte  sie  niedriger  bemessen  werden. 

Der  Elffekt  der  Einführung  neuer  Maschinen  im  Druckereigewerbe 
war  höherer  Lohn  und  vermehrte  Arbeitsgelegenheit. 

Die  Coxker  Ausstellung  1883  ergab  einen  Überschuls  von  1200 

bis  1300  jff.    Es  wurden  Schulen  gestiftet    Die  Gewerbeschule  hatte 

Tiel  Erfolg  Und  erhielt  Subventionen  für  die  Bauabteilung.  Die  Leute 

kbeii  aber  zu  wenig  Zeit,  um  nach  vollbrachtem  Tagewerk  noch  zu 

studieren. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  IL  S.  53.) 

2.  Mr.  J.  Waldvon,  Sekretär   des  Wagnerfachvereins    des  Ver- 

einigten Königreichs y    gegründet   ca.   1825.     Lancashire 
und  Torkshire.    (6600  Mitglieder.) 
Löhne   sind  heute  niedriger   als   vor  20  Jahren;   Ursache:    die 
Stückarbeit^  welche  speziell  in  London  vorwiegt  Ein  uniformer  Lohn 
wäre  heute  unmöglich. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  H.  S.  64.) 
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3.  Mr.  H.  Sharp y   Sekretär  der  Philantropischen  G-esellschaft  der 

Küfer.    Burton-on-Trent.     (5868  Mitglieder.) 
Die  Löhne   sind   höher   in  London;   aber   die  Lebenskosten  in 
Bnrton  sind  viel   geringer.     Ein  gewöhnliches  Cottage   mit   Garten 
kann  man  für  6  bis  6  s  haben. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  B<L  IL  S.  64.) 

4.  Mr.  W.  Wright,   weil.  Sekretär  der  Hilfsgesellschaft  der  Küfer 

in  Leith,  Edinburgh  etc. 
Ein  Streik  kam  1891  vor.  Die  Union  verlangte  eine  Lohn- 
erhöhung von  2  s  per  Woche  und  1  Stunde  früher  Feierabend  am 
Samstag.  AUe  Firmen,  bis  auf  eine,  bewilligten  das  Verlangte.  Vor 
ca.  20  Jahren  fand  ein  Streik  statt,  der  15  bis  16  Wochen  anhielt 
und  dessen  Resultat  eine  Lohnverminderung  war,  die  indessen  längst 
mehr  als  eingeholt  ist. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  II.  S.  55.) 

5.  Mr.  Th.  Steel,  Arbeitenmion  am  Tyne  und  Nationale  Arbeiter- 

union. Chemiker. 
Blols  ein  Streik  von  Bedeutung  kam  in  den  18  letzten  Jahren  vor. 
im  Juni  1880,  gegen  eine  Lohnreduktion  angesichts  des  anziehenden 
Geschäfts.  Er  dauerte  ca^  9  Wochen.  Als  die  Arbeiter  auf  eine 
vorläufige  Abmachung  hin  die  Arbeit  wieder  aufnahmen,  wurde  die- 
selbe nicht  befolgt,  und  die  Leute  streikten  sofort  weiter.  Schliefelich 
mit  Erfolg. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  III.  S.  21.) 

6.  Mr.  J.  Meredith,  Dock-,  Quai-  und  Uferarbeiterverein.  S w a n s e a. 

(ca.  3000  Mitgl.) 

Die  Kupferarbeiter  werden  per  Tonne  bezahlt,  die  Tonne  zu 
23  cwt.  Dies  System  ist  in  Elraft  seit  1843,  in  welchem  Jahre  ein 
vergeblicher  Streik  dagegen  ausbrach.  Früher  als  Oomwall-Erze  ge- 
braucht wurden,  hatte  das  System  seine  Berechtigung  —  heute  aber 
nicht  mehr. 

Zwei  Streiks  kamen  vor:  1843  und  1874  vor  der  Gründung  des 
Arbeitervereins  etc. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  III.  S.  23.) 

7.  Mr.  G.  Wignall,  Dockerverband.     Swansea.    (1200  Mitgl.) 

Der  gewöhnliche  durchschnittliche  Lohn  ist  heute  der  gleiche 
wie  vor  10  Jahren.     1873   streikten   die   Arbeiter   für   eine  Lolm- 
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erhöboBg  und  erlangten  eine  durchschnittliche  Erhöhung  von  5^/o. 

Nachher  wurde  die  Organisation  lax,  und  die  Meister  benutzten  die 

Gelegenheit,   um   die  Löhne   bis  auf  einen  um  25%  tieferen  Stand 

berahzadrücken ;  zudem  wurde  die  Arbeitslast  vermehrt.    Der  Arbeiter- 

Terein  hat  jedoch   diese   25  %    wiedergewonnen   und  aulserdem   die 

Arbeitszeit  yerkürzt. 

Das  „abscheuliche  System   der  Ueberzeitarbeit"   sollte  beseitigt 

werden. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  III.  S.  24.) 

8.  Mr.  A.  Palace.  Arbeiterverband  der  Lithographenstein-  und  Zink- 

arbeiter. 

Seit  die  Union  besteht,  sind  die  Löhne  gestiegen.  Die  Beziehimgen 
za  den  Unternehmern  sind  gut.  Die  Gewinne  sind  gröfser  als  in 
einer  anderen  Industrie:  die  Unternehmer  konnten  wohl  die  höheren 
Löhne  zahlen. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  HI.  S.  55.) 

9.  Mr.  Henry  Slatter,  Sekretär.    Typographen verband,  gegr.  1849. 

Die  Leute  arbeiteten  früher  zu  jeder  Arbeitszeit,  wenn  sie  nur 
ihre  Löhne  steigerten.  Die  Löhne  sind  heute  höher  als  sie  jemals 
früher  waren. 

Im  Ealle  eines  Konfliktes  suchten  die  Arbeiter  immer  die  Sache 
mit  den  Unternehmern  gütlich  zu  erledigen.  Bei  einer  Gelegenheit 
faüd  ein  Schiedsspruch  statt.  Zu  Birmingham  verlangten  die  Arbeiter 
33  s  statt  30  s  per  Woche.  Der  Spruch  lautete  zu  gunsten  der 
Arbeiter. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  ni.  S.  56.) 

l'l  Mr.  Th.  O'Grady,  Sekretär  der  Druckerunion. 

Infolge  der  Begründung  des  Arbeitervereins  sind  die  Löhne  gestiegen. 
Heute  haben  die  Arbeiter  1  £  für  54  Stunden  per  Woche  und  6  s 
6  d  per  Nacht  extra  —  gegen  früher  12  oder  14  s  per  Woche  etc. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  KI.  S.  58.) 

11.  Mr. S.Monro.  Belfaster  Typographenverband  (450  Mitglieder). 

Die  Beziehungen  zu  den  Unternehmern  sind  gut.  Das  Geschüft 
geht  gut  und  nimmt  jährlich  zu. 

Der  Lohnsatz  per  Stunde  wurde  erhöht,  als  die  Stundenzahl  pro 
Woche  vermindert  wurde.     Die  Union  verlangte   \  d,  um  3  s  6  d 
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per  Woche  mehr  Lohn  zu  haben;  nach  SmonaÜichen  Unterhandlmigen 
mit  den  Unternehmern  erhielt  sie  V«  ^ 

(DigeBta  Sektion  C.  (IV)  Bd.  lU.  S.  62.) 

13.  Mr.  W.  Merry,  Präsident  der  Typographischen  Schutzgesellschaft 
Dublin  (800  MitgUeder). 

1872  wurden  die  Löhne  der  Drucker  um  3  s  per  Woche  erhöht 
und  ^2  d  wurde  extra  gegeben  für  Stückarbeit;  das  war  die  erste 
Erhöhung  innerhalb  20  Jahren,  und  Mr.  Thom,  ein  Hauptuntemehmer, 
erklärte  sie  als  die  letzte.  1878,  da  in  den  anderen  Grewerben  die 
Löhne  stiegen  und  die  Arbeitszeit  yermindert  wurde,  verlangten  die 
Arbeiter  von  Mr.  Thom  eine  Lohnerhöhung  von  2  s  per  Woche  und 
Vs  d  per  Tausend  bei  Stückarbeit.  Nach  10  monatlichem  Streik 
mufsten  die  Arbeiter  die  Bedingungen  der  Unternehmer  annehmen, 
da  ihre  Gelder  auf  40  j^  gesunken  waren  (von  5200  jff). 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  HI.  S.  63.) 

13.  Mr.  John  O'Connor.    Bäckerverband  Cork. 

Während  der  letzten  10  Jahre  sind  4  Streiks  vorgekonimen.  Es 
handelte  sich  inmier  um  Tagesarbeit  und  höheren  Lohn. 

Der  erste  1882  dauerte  ca.  1  Woche.  Ohne  2iögem  wurde 
Tagesarbeit  gewährt.  Der  zweite  Streik  war  die  Fortsetzung  des 
ersten,  1883,  er  hatte  keinen  Erfolg.  Der  dritte,  für  eine  Lohn- 
erhöhimg, war  nicht  allgemein.  Der  vierte,  1890,  für  Tagarbeit  und 
verminderte  Arbeitszeit,  hatte  auch  keinen  Erfolg. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  HI.  S.  66.) 

14.  Mr.  Murr ay  Davis.    Irischer  Bäckerbund. 

1800  fand  ein  Bäckerstreik  in  17  Städten  in  Lrland  statt,  und 
das  B/Csultat  war,  dalB  die  Löhne  von  12,  16,  16  s  per  Woche  auf 
27  und  28  s  stiegen.  Li  Navan  verlangten  die  Arbeiter  27  s  und  die 
Unternehmer  gaben  28  s. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  m.  S.  66.) 

15.  Mrs.  Jenkins,   Christopher  Lee,  Hill,  Emery.     Amal- 

gamierte  Bäckerunion. 

Die  Lage  der  Bäcker  in  Lancashire  ist  sehr  gut  in  Bezug  auf 
Löhne  und  auf  Arbeitszeit.  In  Manchester,  wo  das  Zentrum  der 
Organisation  während  der  letzten  25  Jahre  war,   erhielten  erste  Ar- 
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beiter  36  s  p.  W.,  zweite  30  8  —   für  •  60  stündige  Arbeitszeit.     Aus 
dieser  Lobnsteigenmg  resultierte  keine  Yerteuerong  des  Brotes. 
Von  120  untersuchten  Bäckern  waren  108  lungenkrank. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  HI.  S.  66.) 

!♦>.  Mr.  A.  Greenwood,  Glasflaschenmacher,  Yorkshire. 

Seit  1865  haben  sieb  die  Löbne  13  mal  geändert,  9  mal  wurden  sie 
erhöht  4  mal  herabgesetzt  etc.    Seit  1866  16  Änderungen.     3  Streiks. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  ID.  8.  74.) 

17.  Mr.  J.  Adams.    Mattenmacberverein  (700—800  Mitgl.). 
1876/77    waren   3086  Gefangene    mit  Mattenmacben   beschäftigt. 

Die  Mattenmacher  petitionierten  gegen  diese  Konkurrenz.     1891  wurde 
den  rntemehmem  die  Beschäftigung  der  Gefangenen  untersagt. 

Der  erste  Streik  erfolgte  1856.  Ein  allgemeiner  Streik  fand  statt 
m  Suffolk  1885.  Die  Unternehmer  wollten  eine  lO^o^ge  Lohn- 
reduktion durchsetzen.  400  Mann  standen  für  6  Monate  aus.  Die 
Sache  wurde  durch  eine  Verständigung  unter  dem  Vorsitze  des  Bürger- 
meisters Ton  Sudburg  erledigt. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  III.  S.  79.) 

18.  Mr.  G.  "W.  Greeman.  Londoner  Dienstbotenverband. 

Die  Beschwerden  der  Leute  stehen  im  Zusammenhang  mit  dem 
LohD^  der  Arbeitszeit,  dem  Schlafraum,  dem  Essen,  der  Stellenver- 
mittelung und  der  Weigerung  der  Herrschaft,  ein  Zeugnis  zu  geben 
(.character^).  Die  Dienstboten  sind  heute  in  Bezug  auf  den  Lohn 
nnd  den  allgemeinen  Komfort  schlechter  daran  als  vor  50  Jahren. 
Ein  Tafeidecker  bekam  früher  seine  70  j^  p.  a.  und  heute  mufs  er 
sich  mit  40  j^  begnügen.  Die  oberen  Klassen  führen  nicht  mehr 
fioen  so  greisen  Haushalt  wie  früher,  und  wegen  ihres  Wanderlebens 
werden  die  Dienstboten  nur  auf  kurze  Zeit  angestellt. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  IIl.  S.  88.) 

2.  Arbeitszeit. 

1.  Mr.  Waldron. 

In  Lancashire  und  Yorkshire  wurde  die  Arbeitszeit  vermindert 
Ton  56Va  auf  54  St.  p.  Woche;  indem  so  die  2^;^  Stunden,  die  1879 
zugesetzt  wurden,  wieder  in  Wegfall  kamen.  Die  Arbeitszeit  war 
früher  61  St.,  und  ist  heute  in  den  Gegenden,  wo  die  Union  stark 
ist  54  St. 
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2.  Mr.  Wright 

Die  Arbeitszeit  ist  jetzt  56  St.  p.  Woche.     Bis  Not.  1891   war 

sie  67  St 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  IL  S.  64,  56.) 

3.  Mr.  A.  Catto.  Föderierte  Bäckerunion  in  Schottland  (2400  Mit- 

glieder).  / 

Die  organisierten  Bäcker  arbeiten  54  St.  p.  Woche,  aber  die 
nicht  organisierten  haben  keine  fixierte  Arbeitszeit  Für  die  letzten 
30  Jahre  war  Tagarbeit  die  Regel. 

Ein  allg.  .Streik  erfolgte  in  Schottland  für  gleichmälsige  Arbeits- 
zeit.   Der  Erfolg  war  durchschlagend. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  m.  S.  64.) 

ß)  Unternehmer. 
1.  Arbeitslolm. 

1.  Mr.  W.   A.  Valon,   Präsident  des  Incorporated  Gas  Institute. 

Direktor  der  Gaswerke  zu  Bamsgate. 
Die   Prozentziffem    der   Lohnzunahme   seit    1887    bewegen  sich 
zwischen  5  und  26  %,  für  die  Maschinisten  und  Handwerker  zwischen 

3  und  38,6*^0?  ^  ^®  Schürer  zwischen  3  und  60%,  für  die  Heizer 
zwischen  6  und  50%. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  HL  S.  38.) 

2.  Mr.  Georg  Livesey,  Direktor  der  Südhauptstädtischen 

Gaswerke. 
Gestiegen  sind  die  Löhne  der  Schürer  seit  1838  um  60  *^^,,  die 
der  Maschinisten  um  60  ^  q.  Die  3  s  von  1840,  was  der  geringste 
Lohn  war.  sind  ganz  verschwunden,  3  s  6  d  ebenfalls,  und  so  ging  es 
weiter.  1838  hatten  die  Hofarbeiter  2  s  6  d  per  Tag,  1840  3  s,  1850 
zwischen  3  s  und  3  s  6  d.  1860  im  Durchschnitt  3  s  3  d.  1872  4  s 
im  Durchschnitt.  1880  4  s  2  d  im  Durchschnitt,  1889  4  s  3  d.  188y 
wurde  das  Lohnzahlungssystem  geändert:   der  Durchschnitt  stieg  auf 

4  s  7^2  d.  1837  erhielten  die  Monteure  und  Mechaniker  4  s  bis  4  s 
6  d  p.  Tag,  1840  4  s  6  d  und  5  s,  1850  6  bis  6  s,  1860  dito,  1872 
war  der  höchste  Satz  6  s  6  d,  1880  5  s  6  d  bis  7  8.  1889  5  s  6  d 
bis  7  s  6  d  p.  Tag.  Die  gewöhnl.  Schürer  hatten  1838  3  s  8%  d 
p.  Tag,  1840  und  1850  4  s,  1860  4  s  3V2  d,  1866  5  s,  1872  5  s  2  d, 
1889    (Elfstundenschicht)    6s6d,   32s6din6  Tagen   (mit  dem 
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^rechten  Zeitgeld^  Ton  l  s  6  d).    Die  Union  hat  nichts  dazu  gethan, 
dafs  die  Löhne  stiegen. 

1860  wurde  ein  Feld  beim  Gaswerk  mit  Cottages  überbaut  : 
4  Zimmer  und  1  Küche  mit  Garten  hinten  und  vom.  Miete :  6  s  per 
Woche. 

Heute  sind  die  Cottages  in  2  Appartements  geteilt:  für  jedes 
hat  ein  Mann  9  s  6  d  zu  bezahlen  (oder  10  s).  Einige  sind  vor  30 
Jahren  von  der  Kompanie  gebaut  worden;  deren  Miete  ist  nicht  ge- 
stiegen. „Die  Miete  ist  um  80  bis  100  ^/^  gestiegen,  aber  die  Lebens- 
mittel sind  im  Preise  gesunken,  ausgenommen  frisches  Fleisch.« 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  III.  S.  44.) 

3.  Mr.  D.  A.  Prain.     Bäckermeister-Schutzverein  (500  Mitglieder). 

Die  sanitären  Einrichtungen  haben  sich  sehr  verbessert,  ebenso- 
wohl aber  die  anderen  Arbeitsumstände  in  den  letzten  30  Jahren. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  UI.  S.  71.) 

4.  Mr.  Hugh  Francis  McCann,  Bäckermeister. 

Die  Löhne  waren  während  der  letzten  15  Jahre  24  s  per  Woche. 

1890  stiegen  sie. 

(Digests  Sektion  0.  (IV)  Bd.  UI.  S.  72.) 

2.  Arbeitszeit. 

1.  Mr.  Gr.  Livesey. 

Bis  1872  war  die  Sonntagsarbeit  immer  sehr  hart  für  die  Gas- 
arbeiter.   Man  versuchte  sie  zu  beseitigen,  was  auch  gelang. 

(Digests  Sektion  C.  (IV)  Bd.  UI.  S.  46.) 

b)  Urteile  der  Kommission. 
1.  ArbeitslohiL 

Oasarbeiter   (Old  £ent  Road  Station  South  Metropolitan  Gas  Company). 


Jahr 

T 

ageslöhne 

Hofarbeiter 

Monteure  u. 
Mechaniker 

Schürer 

1838 
1840 
1850 
1860 
1872 
1880 
1889 
1890 

s        d 

2  6 

3  — 

3        IVi 

3  3 

4  — 
4       2 
4        3 

4        7V, 

s        d 
4        3 

4  9 

5  6 
5        6 

5  9 

6  3 
6       3 

8       87. 

3  8  8'/,  d 

4  8 
4   8 

4  8  3Vt  d  (und  in  1866  5  s) 
582dundl86dä  Woche 
682dundlB6di  Woche 
682dundl86dä  Woche 

5  8  4  d  (3-Schicht8ystem),  6  s  4  d 
(2-Schichtsy8tem),  u.  1  s  6  d  ä  Woche 
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2.  Arbeitszeit 


1.  Verschiedener  Arbeiterkategorien. 


Kategorie  der  Arbeiter: 

1850 

1860 

1870 

1880 

1890 

Glasarbeiter 

Topfer 

Bäcker 

55,53 

58,43 
70,86 

55,78 
58,27 
68,68 

5337 
56,69 
60^38 

53,02 
54,96 
60,12 

52,44 
54,57 
56,73 

3.  der  chemischen  Arbeiter. 


Standen 


3.  im  polygraphischen  Gewerbe. 


Art  der  Arbeit 

1860 

1860 

1870 

1880 

1890 

Druckerei  (SchotÜand) 

62,9 

59,08 

55,84 

53,14 

52,71 

Drackerei  (England  und 

Irland) 

59,45 

59,07 

57,17 

54,27 

54,02 

Buchbinderei 

59,08 

58,64 

56,93 

54,21 

54,15 

Lithographie  und  Kunst- 

druck 

58,16 

564 

55,5 

54,61 

54,34 

(Fünfter  und  Schlufs-Rapport  11.  §  442  f.) 


Resum6 

der  Gruppe  chemifiche  Industrie  und  Termlschte  Gewerbe. 

Für  diese  sehr  bunte  Gruppe  läfst  sich  wenigstens  im  allge- 
ffieinen  so  yiel  aussagen,  dafs  die  Arbeiter  durch  ihre  Organisationen 
innerhalb  der  beobachteten  höchstens  50  Jahre  bedeutende  Portschritte 
gemacht  haben,  sowohl  was  die  Arbeitszeit  als  auch  was  den  Arbeits- 
lohn anbetrifft,  und  dafs  der  thatsächlich  heute  behauptete  Standard 
oflife  ein  relativ  hoher  ist. 

StaatswlMenfioliaftl.  Studien.    VI.  ^^^  11 

11 
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l/amr  sul  m*:ir  z-^uT'  if-ii-   i±.j   L-r  P  irachrint  ohne  eiiergisch^^n 
Kamp'  *''^iue:'1   v-irtr-a  vL 

J"  ü*  ▼•Tr*-*  i^ltj -ait-tat*  rjrvi]^  5-:!-:^  »izis  «li**  iiuit*-ri«-Ile  statistische 

t^  Ai»*tj*a  i-r  Z-^-ir--  t.. r  d-r  Vereinigten 

K  ■  j  =.  n ;  i  'S :  •>  n. 

L  AfVJXilitia:  -S^^L  i4tr^  of  lif-  d-r  Arb-iter:  Beziehungen 

n  d^-n  Ur.  u^-rr:»^hin-m. 

L  Xr,  T<.zt  yi^z^z,  15.  Not.  1892  .  .5-r  Orzanisator  der  Dockarbeiter 
Y'^'".  >-£T^*^T  d--5  ^tiiJ-p^L  i-nt  Laboor  Partys,  hat  Aus- 
♦Ajr-r:  r-  ProvAo'J  g-^r-h-n  üfc-r:  di-  staatliche  nnd  Gemeinde- 
k-vr.tf  ■',,--'  .-J-r  Ir-':-:.rtri^y  uXj^t  di»-  Frag*-  d«-r  Arbeitslosen,  den 
A'«:.*.**'*.:.fi-r.rag  ai.'l  Ib^rein  zn  ^-rricht^-nd^  Arbeitsministerium. 

^^.4-  1'"  \  -t-^  iL.lr^ich«^n  Arb^-itf-r  sind  entweder  ganz  arbeits- 
>/*  ^>T  r.-,f  :•;  --r.vri>roch*aier  B*-schäftignng.  Seit  Xot.  1891  hat 
*iJ>r  Za:^  ri'-r  A/Vitiloö^-n  zn^Hnommen.  Die  Hälfte  jener  10 '\, 
a/l^.vt  or,v-T  i//nnal^n  Verhältnissen  ca.  2  Tage  per  Woche.  Auf 
^>  ^su/zj-  y'^Ojii  kommen  400  000,  die  ganz  nnd  gar  anCser  Arbeit 
it.:A.    H'-^iU'  «r.d  ab^-r  wohl  10*,,  ganz  ohne  Arbeit.*^ 

^n*-  Ais^if'A.U-ji  über  die  Zahl  der  Arbeitslosen  zur  gegenwärtigen 
Zeit  «#;>J  iij  Lonnal^n  Verhaltnissen  gehen  sehr  weit  anseinander/* 
k,:ji  10^^  ihr  30000000  Einwohner  Ton  England  Snrplus-Be- 
r'/.i«'r'j;-g?  „f'xjt^r  normalen  Verhaltnissen  sind  10 •j  snrplus^  oder 
k'y;;/**'ii  10^^  k"irie  Arbeit  erhalten,  wovon  die  Hälfte  im  Durch- 
hf::;!/$n  2  Ta^f»-  jM-r  AVoche  Arbeit  hat  Dann  bleiben  6  ®  o»  ^i^  ^*^ 
ii/>l  gar  ar}M  it*ihjs  sind.  Diese  10  ** ,,  beziehen  sich  anf  die  männlichen 
Ar^z-iVr;  und  zwar  für  die  des  Vereinigten  Königreiches  mit  Irland 
4.  L  Vir  4rj000000  Seelen" 

,.^^''^^i^<'r  als  die  Hälfte  des  produzierten  Beichtums  kommt  den 
i}ii>j/-^  fi/,d  Handarbeitern  zn,  die  ihn  hervorbringen;  obschon  sie 
^^  O'-r  garj^eQ  Bevölkernng  ausmachen.  Der  ganze  Jahreswert 
'!"r  Ki/»kommen  des  Landes,  inklusive  Zinsen  vom  ausgeliehenen 
Kapital,  macht  ca.  1200000000  £,  und  weniger  als  Va   davon  geht 

*;  Cf.  die  Übersicht  oben  S.  16. 
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an  die  Lohnarbeiter;  die  gröfsere  Hälfte  erhalten  diejenigen,  welche  Ren- 
ten, Zinsen  nnd  Gewinne  beziehen."  Wenn  G  i  f  f  e  n  rechnet,  dafs  von  den 
1270000000«^  Einkommen  weniger  als  ^j^  an  die  Kapitalisten  geht, 
d.  h.  400000000  ^,  für  Rente  und  Zins,  dafs  320000000  ^  an  die 
oberen  nnd  mittleren  Klassen  kommen,  nnd  endlich  dafs  560000000  jff 
dfü  handarbeitenden  Klassen  zukommen,  und  wenn  diese  Zahl^i 
richtig  sind,  ist  dann  Ihre  Rechnung  nicht  unrichtig?  „Ich  glaube 
Bicht,  dafs  die  Gif  fenschen  Zahlen  richtiger  sind  als  meine."  „Ich 
will  nicht  sagen,  dafs  die  Gif  fenschen  Zahlen  ungenau  sind,  aber 
er  ist  nicht  die  alleinige  Autorität,  es  sind  andere,  die  nicht  genau  so 
reebnen."  Damit  soll  gesagt  sein,  dafs  Giffen  nicht  korrekt  ge* 
rechnet  hat?     „Wenn  man  die  Konsequenz  ziehen  will,  jal" 

„Obschon  die  Lage  der  Arbeiter  heute  besser  ist  als  eine  Gene- 
ration zuTor,  nimmt  die  Reichtum  erzeugende  Kraft  stärker  zu,  als 
sich  die  Lage  der  Arbeiter  verbessert."  „Die  Löhne  sind  während 
der  letzten  25  Jahre  in  den  meisten  Gewerben  gestiegen,  aber  die 
Produktionstähigkeit  hat  in  höherem  Mafse  zugenommen." 

Wenn  man  das  Jahr  1840  als  Ausgangspimkt  wählt,  war  damals 
der  Reichtum  per  Kopf  im  Vereinigten  Königreich  150  ^?  „Ja- 
wohl!" Und  1882:  249  ^?  „Jawohl!"  Also  eine  Zunahme  von 
ziemlich  weniger  als  100 7o?     „Jawohl!"  (ca.  66  7o0 

Der  effektive  Teil  des  Einkommens,  der  aus  Kapitalbesitz  fliefst, 
ist  heute  gröfser  als  vor  50  Jahren?  „Jawohl,  im  Vergleich  zu  dem 
Totaleinkommen  der  Nation." 

Auch  dies  ist  ein  Schlufs,  der  sich  aus  den  Angaben  von  Giffen 
nicht  ergiebt;  da  Sie  aber  keine  eigenen  Statistiken  zur  Hand  haben, 
sehe  ich  den  Wert  einer  weiteren  Diskussion  dieser  Punkte  nicht  ein. 
,,Nein,  ich  habe  nichts  hinzuzufügen,  als  die  allgemeine  Bemerkung, 
dafs  ich  die  Ausfuhrungen  der  Statistiker  Porter,  Levi,  Giffen, 
Mulhall  etc.  meinen  Angaben  zu  Grunde  gelegt  habe." 

Ist  es  eine  Thatsache,  dafs  während  der  letzten  50  Jahre  der 
gesteigerte  Produktivitätsertrag  die  Renten  und  Zinsen  vermehrt 
hat?  „In  beinahe  jedem  Falle,  es  sei  denn,  dafs  durch  die  An- 
strengungen der  organisierten  Arbeiter  Modifikationen  zuwege  ge- 
dacht worden  sind." 

Ist  der  gesteigerte  Ertrag  thatsächlich  ausschliefslich  den  Land- 
eigentümern und  Kapitalisten  zugekommen  während  der  letzten  60 
Jahre?  „Nein!"  Aber  in  der  Hauptsache?  „Ich  denke  nicht." 
Also,  ob  dieses  Resultat  den  Organisationen  der  Arbeiter  zu  verdanken 
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ist  oder  nicht,  Sie  glauben,  dafs  die  gröfsere  Hälfte  dem  Arbeiter  /.u- 
gefallen  ist?  —  „Ein  schöner  Teil." 

(Protokoll  der  Verhandlungen  der  Vereinigten  Kommission 
S.  184,  194,  211,  212,  213,  221.) 

2.    Mr.   Sidney    Webb    (17.— 18.    NoTember   1892),    verheiratet 
mit   Beatrix   Potter,    Verfasser  des  „Socialism  in  Eng- 
land"  etc.,   Mitglied  des  London  County  Council,  hat  früher 
über  politische  Ökonomie  an  verschiedenen  Orten  gelesen.  — 
Spricht  vor  der  Kommission  über  die  industrielle   Organisa- 
tion   der  Gesellschaft   und  Heilmittel    der    heutigen  Munizi- 
palisation,    den   Achtstundentag,    Verbesserung   der    Fabrik- 
gesetzgebung, ein  Arbeitsministerium. 
„In  den  letzten  70  oder  80  Jahren  war  die   Gesetzgebung  von 
dem  ehemals  von  den  Ökonomisten  verworfenen  Prinzip  der  Kontrolle 
der    Gesamtheit   über    die    industriellen  Verhältnisse    geleitet.      Der 
Portschritt  in  der  Richtung  einer  immer  weiter  gehenden  Anerkennung 
wird   gekennzeichnet  durch    eine    strengere    Regulierung   der   Privat- 
untemehmungsthätigkeit ,   durch  Zuschiebung   der  Steuerlast  auf  die 
Schultern   der  Renten-  und  Zinsenbezüger,   durch   die  Übemabme  in- 
dustrieller Funktionen   durch    Staat   und    Gemeinde    und    durch   die 
Ausdehnung    der    kollektivistischen    Philanthropie,    i.  e.    durch   den 
weisen  Gebrauch  der  öffentlichen  Ressourcen  der  Gesamtheit  zu  gunsten 
ihrer  weniger  beglückten  Mitglieder. 

Schritthaltend  mit  der  Entwickelung  der  kollektivistischen  Idee 
kann  man  eine  Besserung  in  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  be- 
merken. Der  wunderbare  Fortschritt  von  Lancashire  während  der 
letzten  60  Jahre  mufs  in  erster  Linie  dem  Fabrikgesetz,  dann  dem 
Wachstum  des  Gemeindesozialismus  und  des  Trade's-Unionismus,  weiter 
den  kooperativen  Unternehmungen,  die  unter  solchen  Verhältnissen 
möglich  sind,  und  schliefslich  der  Wechselwirkung  aller  dieser  Formen 
des  Kollektivismus  auf  einander  zugeschrieben  werden." 

(Digesten  der  Protokolle  der  V.  K.  S.  19.) 

Sind  die  Aussichten  für  die  Gesellschaft  unter  einem  individua- 
listischen System  hoffnungslos  schwarz?  —  „Das  gegenwärtige  System 
ist  nicht  rein  individualistisch."  Also  unter  dem  heutigen  System? 
„Gewifs  nicht,  denn  dieses  System  ^vird  täglich  mehr  kollektivistisch. 
Wenn  es  das  nicht  würde,  dann  wäre  allerdings  die  Lage  eines  grofsen 
Teüs  der  Arbeiter  so  traurig,  wie  ilire  Lage  in  Lancashire  vor  dem 
Fabrikgesetz,  oder  wie  die  Lage  der  „sweated  industries"  von  heute." 
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„Dafs  die  Lage  der  Arbeiter  in  den  letzten  60  Jahren  sich  ver- 
bessert hat  —  das  gehört  zu  meinen  Argumenten  für  das  Wachstum 
des  EoUektivismus.  Ich  schreibe  einen  sehr  grofsen  Teil  dieser  mate- 
riellen Besserung  dem  Kollektivismus  zu ;  z.  B.  den  Fortschritt  von 
Lancashire." 

„Die  grofse  Zunahme  der  Produktionsergiebigkeit  ist  zum  grofsen 
Teil  diesem  Kollektivismus  zuzuschreiben:  dem  Druck,  der  auf  die 
^Industriekapitäne*^  ausgeübt  wird  durch  die  Fabrikgesetzgebung,  durch 
die  munizipalen  Anforderungen,  durch  die  Aktion  der  Gewerkvereine, 
durch  alle  diese  Kontrollformen  kollektiver  Natur.  Ich  glaube,  wie 
in  der  Vergangenheit,  so  werden  diese  Faktoren  auch  in  Zukunft  einen 
bedeutenden  Effekt  ausüben  und  einen  Stimulus  zur  Verbesserung  der 
industriellen  Verhaltnisse  darstellen." 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  272.) 

„Aus  der  grofsen  Zunahme  der  Zinsen  und  des  verzinslichen 
Kapitals  folgt  notwendig,  dals  derjenige  Teil  des  Nationaleinkommens, 
der  in  Löhne  aufgeht,  heute  kleiner  ist  als  vor  60  Jahren,  ob  er  schon 
absolut  gröfser  ist." 

Sie  geben  zu,  dafs  der  Standard  der  Lohnarbeiter  höher  ist  als 
früher;  haben  sie  nicht  den  vollen  Zuwachs  an  Wert  ihrer  gesteigerten 
Produktion  absorbiert?  „Die  Arbeiter  haben  keinen  gleichwertigen 
Anteil  an  der  Produktionssteigerung  erhalten,  und  grofse  Gruppen 
haben  ihren  Standard  überhaupt  nicht  erhöht" 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  292/293.) 

„Ich  gebe  Giffen  zu,  dafs  die  reale  Kaufkraft  der  Arbeitslöhne 
innerhalb  der  letzten  30  Jahre  um  50  ®^  gestiegen  ist  Für  die  grofse 
Mehnahl  der  Industrieen  gilt  dies;  aber  für  eine  grofse  Zahl  von 
Arbeitern  hat,  wenn  man  sie  mit  ihren  Kollegen  von  vor  50  Jahren 
vergleicht,  überhaupt  keine  Besserung  stattgefunden."  „Ihr  durch- 
schnittlicher Lohn  per  Woche  minus  der  Miete  beträgt  nicht  mehr 
als  der  durchschnittliche  Lohn  minus  der  Miete  vor  50  Jahren  be- 
tragen hat." 

(ProtokoU  der  V.  K.  S.  281,  316/317.) 

„Für  die  Arbeiter  in  London  ist  das  Einkommen  nicht  gr('>fser 
als  vor  50  Jahren,  auch  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Kaufkraft  der 
Gpldlöhne.  Diese  Arbeiter  leben  in  chronischem  Mangel  heute  so  gut 
wie  vor  50  Jahren."^ 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  316.) 
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„Die  wirtschaftliche  Signatur  der  Jahre  1872  und  1875  war  sehr 
gut.  Auf  diese  Jahre  folgte  das  Jahr  1879,  welches  sehr  schleckt 
war.  Die  ProzentziflFer  der  Arbeitslosen  erreichte  eine  nie  dagewesene 
Höhe,  und  die  ganzen  Verhältnisse  der  Periode  von  1874  bis  1884 
waren  viel  schlechter  als  diejenigen  der  Jahre  1884  bis  1892,  weil  in 
jener  die  Löhne,  besonders  1879,  sehr  stark  sanken.^ 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  223.) 

3.   Mr.  Henry  Mayers  Hindmann  (2.  Februar  1893),  Advokat, 
Übersetzer  von  Marx'   „Kapital*^      Verfasser  der  „Historical 
Basis  of  Sozialism   in    England^',    Vertreter   des    doktrinären 
Kollektivismus.    —   Sprach   über   die  Beziehungen   zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  in  dem  herrschenden  Wirtschafts- 
system, die  endliche  Revolution  desselben,  und  die  einstweiligen 
Palliativmittel. 
Wie  zeigen  Sie,    dafs    ein  unverdientes  Benefiz  der  industriellen 
Portschritte  in  die  Hände  der  Unternehmer  (liefst?  —  „So,  dafs  der 
Reichtum  des  Landes,  wie  Giffen  konstatiert,  zwar  sehr  zugenommen 
hat,  besonders  im  Verhältnis  zu  den  wirklich  in  der  Produktion  thätigen 
Arbeitern,  dafs    aber    der  Betrag,    um    den    die  Löhne    zugenommen 
haben,    aufser   allem   Verhältnis   geringer   ist   als    die  Zunahme   der 
Produktionsfahigkeit.     Der  Gewinn   kommt  nicht  den  Lolinarbeitern 
zu,  die  keine  Kontrolle   besitzen,    sondern   den  Kapitalisten,    die   im 
Alleinbesitz  der  Macht  sind." 

Nicht  der  ganze  Gewinn  geht  an  die  Unternehmer?  —  „An  die 
Unternehmer  und  an  die,  welche  von  ihnen  abhängen.  Ich  sage  nicht : 
der  ganze  Gewinn.  Ich  will  zugeben,  dafs  die  Löhne  gestiegen  sind, 
aber  diese  Lohnsteigerung  ist  unverhältnismäfsig  klein  im  Vergleich 
zur  Zunahme  der  Produktivität." 

„Von  1882  bis  1888  waren  Tausende  von  Arbeitern  ohne  Arbeit, 
und  das  Elend  stieg  im  ganzen  Lande.  Von  1891  an  ist  wieder  ganz 
dasselbe  Phänomen  bis  heute  zu  bemerken." 

„Die  körperliche  Kraft  der  Bevölkerung,  welche  in  die  grofsen  Städte 
gedrungen  und  dort  nach  und  nach  anwächst,  wird  verschlechtert,  auch 
wenn  ihre  Arbeitslöhne  etwas  steigen.  Man  hat  zugegeben,  dafs  die 
Geschicklichkeit  und  die  Initiative  der  Arbeiter  unter  dem  kapitalisti- 
schen System  bedeutend  gelitten  haben  in  den  letzten  40  oder  50 
Jahren.  Die  Beschäftigung  der  „halflimers"  und  der  Kinder  ver- 
schlechtert die  Rasse.  Die  Handelskrisen  üben  einen  entnervenden 
Einflufs  auf  die  körperliche  Kraft  und  Entwickelung  aus,  so  dafs  das 
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^ormahnaTs  für  die  Armee  herabgesetzt  werden  mnfste ;  und  so,  dafs 
es  schwer  hält,  kernige  Kanalarbeiter  zu  bekommen/' 

j^Obschon  ich  die  Angaben  über  die  Löhne  der  Arbeiter  über- 
trieben und  optimistisch  bezeichne,  und  mit  mir  jeder  Arbeiter  das- 
selbe thnt,  will  ich  annehmen,  das  Totaleinkommen  sei  zwischen  1400 
nnd  1500  Millionen  £.  Nach  Giffen  erhalten  die  arbeitenden 
Klassen  davon  628  Millionen  £,  An  diesen  628  Millionen  sind  aber 
auch  über  2  000  000  Dienstboten  beteiligt,  die  man  nicht  unter  die 
produktiTen  Klassen  der  Gesellschaft  rechnen  kann,  so  wenig  als  eine 
ausländische  Armee.  Femer  partizipieren  daran  die  Armee  und  die 
Flotte  und  die  Polizei.  Die  effektiv-produktiven  Klassen  erhalten 
bedeutend  unter  500  000  000  £  d.  h.  weniger  als  Vs  ▼om  ganzen 
Nationaleinkommen.  Davon  mufs  noch  ca.  ^5  wieder  in  Form  von 
Miete  an  die  nichtproduktive  Klasse  zurück  bezahlt  werden.^' 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  693/594.) 

Sind  nicht  die  verschlechternden  Einflüsse  des  Stadtlebens  bedeutend 

weniger  hart  als  unter  den  alten  und  schlechten  sanitären  Verhältnissen  ? — 

„Das  Volk  ist  schwächer,  aber  es  lebt  in  gewissem  Grade  länger,  dank 

der  Terbesserten  sanitären  Einrichtungen.'^     „Es  ist  möglich,  dafs  die 

Intensität  dieser  schlimmen  Einflüsse  per  Kopf  gesunken  ist,  während 

heute  ein  gröfserer  Bruchteil  der  totalen  Bevölkerung  in  den  Städten 

wohnt*^ 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  611.) 

„Ich  gebe  die  Lohnsteigerung  während  der  letzten  20  Jahre  zu. 
Was  aber  die  letzten  10  Jahre  angeht,  so  ist  die  Lohnsteigerung  ver- 
haitnismäfsig  sehr  klein  gewesen;  man  vergleiche  die  heutigen  Data 
mit  denen  von  1883.  13  200  000  Menschen  erhielten  nach  Giffen 
1883  ca.  460  Millionen  £.  Nach  den  Giffen  sehen  Zahlen  ist  in 
der  That  der  Fortschritt  ein  geringer.  Die  Zunahme  steht  in  keinem 
Verhältnis  mit  der  Zunahme  der  Einkommen  der  nichthandarbeitenden 
produktiven  Erlassen.'' 

„Die  bestbezahlenden  Gewerbe  sind  die  mit  der  kürzesten  Ar- 
beitszeit." 

„Ich  gebe  zu,  dafs  die  £[aufkraft  des  Geldes  in  Bezug  auf  die 
Mehrzahl  der  für  die  Arbeiter  nötigen  Bedarfsgegenstände  gewachsen  ist." 

(ProtokoU  der  Y.  K.  S.  613/614,  695,  610.) 
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2.   Arbeitszeit;    und    andere    Arbeitsamstände;    Arbeits- 
leistung etc. 

1.  Mr.  Sidney  Webb. 

y Jch  gebe  zn,  dafs  in  den  letzten  50  Jahren  nach  nnd  nach  die 
Arbeitszeit  per  Tag  kürzer  geworden  ist  nnd  dals  die  Löhne  besser 
geworden  sind.  Ich  wünsche  blofs,  dafs  dieser  Ehitwickelongsgang, 
der  so  gute  Resultate  während  der  letzten  50  Jahre  gehabt  hat,  durch 
munizipalen  Sozialismus  und  Fabrikgesetzgebung,  andauerte,  und  dafs 
die  guten  Erfolge  sich  fortsetzten.^ 

,,Im  Jahre  1873  fand  eine  Reduktion  der  Arbeitszeit  statt.  1875 
für  die  Textilindustrieen  und  187S  für  den  Maschinenbau.  Es  war 
eine  Zeit  der  wirtschaftlichen  Blute.^^ 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  318,  323.) 

2.  Mr.  H.  M.  Hyndman. 

„Ich  gebe  zu,  dafs,   wie  Giffen  zeigte,    die  Arbeitszeit  in  den 

gelernten  Gewerben  kürzer  geworden  ist^  während  die  Löhne  gestiegen 

sind." 

(ProtokoU  der  V.  K.  S.  595.) 

Wir  hätten  es  gerne  gesehen,  wenn  die  sozialistischen  Zeugen  sich 
auch  etwas  eingehender  mit  der  Frage  der  Arbeitszeit  befafst  hätten. 
Die  vorliegenden  Angaben  sind  dürftig,  wenigstens  im  Vergleich  mit 
den  Angaben  über  den  Arbeitslohn.  Man  kann  daraus  den  Schlufs 
ziehen,  dals  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ihrer  Bedeutung  nach, 
die  sie  für  den  Arbeiter  hat,  von  diesen  Zeugen  noch  nicht  nach 
Gebühr  gewürdigt  worden  ist  Anderseits  ist  aber  auch  zu  beachten, 
dafs  von  individualistischer  Seite  einzig  Giffen  ein  kleineres  EIxpose 
über  die  Arbeitszeit  gegeben  hat. 


ß)  Individualisten, 

1.    Arbeitslohn;    Standard    of  life   der  Arbeiter; 
Beziehungen  zu  den  Unternehmern  etc. 

1.  Mr.  Robert  Giffen  (24.  Januar  und  2.  Februar  1893),  Chef 
der  statistischen  Abteilung  (Sekretär  des  Arbeitsstatistischen 
Bureaus)  beim  Handelsministerium,  giebt  Auskunft  über:  die 
Arbeiten  des  Arbeitsstatistischen  Bureaus,  Lohnstatistik,  Yor- 
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schlage  znr  Bessenmg  der  gegenwärtigen  Lage  der  Arbeit 
auf  Grnind  der  Statistik. 
„Zwischen  1842  und  1872  hat  eine  erhebliche  Erhöhung  der 
Lebensmittelpreise  stattgefunden ,  begleitet  von  einem  beträchtlichen 
Steigen  der  Löhne.  Seit  1872  ist  keine  Lohnsteigerung  im  allgemeinen 
zu  Terzeichneu.  Dagegen  sind  die  Löhne  nur  in  auTserordentlichen 
FäUen  unter  den  Stand  von  1872  gesunken.  Andererseits  sind  seit 
1872  die  Preise  der  meisten  Lebensmittel,  besonders  der  Nahrungs- 
nnd  Eleidungsstoffe,  bedeutend  gesunken.^' 

(Schlufs-Rapport  I.  1894.  S.  10.) 

„Wenn  wir  die  Zeit  yon  1842  ins  Auge  fassen,  so  finden  wir, 
(kls  mehr  als  die  Hälfte  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter 
weniger  als  20  s  per  Woche  erhielten ,  während  heute  blofs  noch  ^/^ 
in  diese  Kategorie  fällt.  Weniger  als  ^/^  der  männlichen  Arbeiter 
in  Grofsbritanien  und  Irland  sind  heute  Landarbeiter,  die  gröfstenteils 
veniger  als  20  s  per  Woche  verdienen.  Vor  50  Jahren  aber  waren 
mehr  als  die  HälTte  Landarbeiter.  Betrachten  wir  Grofsbritanien 
allein,  so  finden  wir  nicht  mehr  als  ^g  der  ganzen  Arbeiterbevölkerung 
in  der  Landwirtschaft  beschäftigt.  Die  nicht  landwirtschaftliche  Arbeit 
ist  heute  bedeutend  besser  bezahlt  als  ähnliche  Arbeit  vor  50  Jahren. 
Heute  ist  ein  viel  geringerer  Teil  der  Arbeiter  mit  schlecht  bezahlter 
Arbeit  yersehen.  Gleichzeitig  sind  die  Löhne  für  andere  Arbeit  ge- 
stiegen: diese  beiden  Erscheinungen  zusanmien  beweisen  einen  grofsen 
Fortschritt  der  heutigen  2jeit  gegenüber  der  Zeit  Yon  1842.^' 

jjYoT  50  Jahren  dürfte  das  Nationaleinkommen  kaum  mehr  als 
500  bis  550  Mill.  j^  gewesen  sein.  Davon  mögen  ca.  250  bis  260 
Mill.  £  Einkommensteuer  zahlendes  Einkommen  gewesen  sein.  Heute 
ist  das  Nationaleinkommen  auf  über  1400  Mill.  ^  auf  38  000  000 
Einwohner,  d.  h.  37  jff  per  Kopf,  gegen  ca.  20  jff  per  Kopf,  ge- 
stiegen." 

,^er  Anteil  der  arbeitenden  Klassen  allein  ist  Yon  200  Mill.  jff 
auf  über  630  Mill.  jff  gestiegen.  Das  Arbeitseinkommen  der  er- 
erwachsenen männlichen  Personen  hat  sich  seit  den  50er  Jahren  min- 
destens Terdoppelt:    es  ist  von  40  jff  auf  über  80  jff  angewachsen." 

j^ei  diesen  Löhnen,  die  als  Geldlöhne  zu  verstehen  sind,  ist 
l^eine  Bücksicht  auf  Veränderungen  in  den  Warenpreisen  genommen. 
&  ist  jedoch  kein  Zweifel,  dafs  innerhalb  der  letzten  50er  Jahre  eine 
gfofae  Preissteigerung  bis  1872  stattfand,  auf  die  aber  ein  Sinken 
folgte,  80  dafs  heute  die  Preise  nicht  höher  als  vor  50  Jahren  sind. 
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Im  Gegenteil y  man  kann  finden,   dafs  sie   heute   niedriger  sind  als 
damals.^^ 

,,Was  die  LohDerhöhung  anbetrifft,  so  fand  diese  statt  in  der 
ersten  Hälfte  der  60er  Jahre,  besonders  in  den  Jahren  zwischen 
1850  und  1872,  das  ging  bis  1872.  Unzweifelhaft  hängt  diese  Er- 
scheinung mit  der  in  jener  Periode  stattfindenden  Goldentwertang 
zusammen.  Seit  1872  vollzieht  sich  der  Fortschritt  in  der  Lohn- 
entwickelung  mehr  durch  successive  fortgesetzte  Ersetzung  der  schlecht 
bezahlten  Arbeitsgelegenheit  durch  gut  bezahlte,  als  durch  steigende 
Lohnsätze.'^ 

„1867  war  nach  L.  Levi  das  Durchschnittseinkommen  aus  Arbeit 
ca.  38  jfff  während  es  heute  ca.  48  jff  ist.  Für  Männer  war  es 
damals  ca.  50  ^  p.  a.,  für  Weiber  18  j^  12  s  p.  a.  Für  Männer 
19  s  per  Woche  und  für  Weiber  11  s  per  Woche.  Das  Totai- 
einkommen  der  arbeitenden  Ellasse  war  1867:  420  Mill.  jff,*^  „1884 
war  nach  Leri  das  Durchschnittseinkommen  per  Kopf  (Arbeits- 
einkommen):* 42  ^  14  s;  für  erwachsene  Männer:  65  j^  17  s;  für 
Weiber  (über  20) :  36  ^  14  s." 

„In  den  letzten  5  bis  6  Jahren  ist  der  Fortschritt  nicht  sowohl 
in  der  Lohnhöhe  als  in  der  Vermehrung  der  gut  bezahlten  Arbeits- 
gelegenheit erfolgt.  Für  die  spezifischen  Beschäftigungen  ist  kein 
grofses  Steigen  der  Löhne  seit  1872  zu  erkennen.*^ 

yyWas  die  Preise  angeht,  so  sind  dieselben  allerdings  seit  1872 
merklich  gesunken,  während  zwischen  1842  und  1872  ein  ziemliches 
Steigen  erfolgt  war.  Die  Preise  des  allgemeinen  und  gewöhnlichen 
Bedarfs  sind  um  26  bis  30  \  gefallen  seit  1872.  Dies  findet  jedoch 
keine  Anwendung  auf  die  Wohnungsmiete." 

„Die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  während  der  letzten 
50  Jahre  und  besonders  wahrend  der  letzten  Generation  beruht  haupt- 
sächlich in  der  Reduktion  der  Prozentziffer  der  schlecht  bezahlten 
Arbeiter  im  Vergleich  mit  den  gelernten  Arbeitern.** 

(ProtokoU  der  V.  K.  S.  476,  477,  478.) 
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Anhang  za  den  G-if fenschen  Angaben,   d.  h.  Zusammenstellung  der 

darin  yorkommenden  statistischen  Data. 

1.  Tabelle  der  Einkommensyerteilang  nach  L.  Levi  und  Giffen. 


Total- 

Ein- 

Ein- 

Total.        1 

Ein- 

kommen 

kommen 

National- 

Ein- 

kommen 

Einkommen 

Hai* 

der 
erwachs. 

der  Ar- 
beiter- 

ein- 
kommen 

wohner 

per 
Kopf 

ucx 

Arbeiter- 
klassen 

Männer 

per  Kopf 

und  per 

Jahr 

klauen 

per  Kopf 

und  per 

Jahr 

1 

1 
1842   dOO-ödO  MüL  J' 

24000000 

20£ 

1                                      1 

laoooooooOj^  iO£          — 

1867 

— 

420000000^^  60if       \d8£ 

1884  ,             — 

— 

520000000^  65  if  17  b' 42  jd4  8 

1886 

1400-1500  Mill.^ 

38000000 

37  jf 

.633000000^,80^ 

48£ 

l  Zusammenstellung  der  EinkommenSTerteilirngsdaten  der  arbeitenden  Klauen 

nach  Giffens  Angaben  (1886). 


Per 

Woche 


Per  Jahr 


Durch- 
schnitt 
per  Jahr 


Totale 
arbeit. 
Be- 
völkerung 


Total- 
Einkommen 

Total-Einkom- 
men  aller 
Klassen. 

per  Jahr 

3S 


4 

o 

tn 

.£3 


P 


ist 

Ä         9> 

Vi  «  ^ 


ilänner 
Fraaen 
•Jünglinge 
Knaben 
Mädchen 


u. 


2487d 
12s8d 

982d 
—  87d 


64^ 

eo£ 

7300000 

32^108 

40  jf 

2900000 

23^8s 

23^88 

1700000 

18jf  48 

23^ 

1260000 

439  Mill.  £ 
118 


»» 


17 


46 
29 
632  Mill.  j^ 


I» 


f» 


fj 


»♦ 


8 


13 


Q4 


3.  Lohnstatistiselie  Angaben  Giffens  für  die  männl.  erwachs.  Arbeiter 

(nach  Giffens  Tabelle  1886). 

Von  den  Männern  (7  300000)  erhielten: 
0,2^/o    0014600  weniger  als   10  s 


2340  i   ^^U  0182500 

"^•<>i  20,9^/0  1526700 

Vio    {36,4%  2584200 

M23,e«>/o  1722600 

(11^/0  0817600 

114%     4,4%  0321200 

I  l^/o  0131400 

"       lOOfJ^U  7300000 


mehr 


von  10  8 
von  15  8 
von  20  8 
von  25  8 
von  80  8 
von  35  s 
als  40  8 


bis 


>i 


11 


;  }  (  20  8 
}    20  bis  30  8 


16 

20 

25  8 

30  8 

36  8  ) 

408  1)308 


per  Woche. 


(Digesten  der  Protokolle  der  V.  K.  S.  42/43,) 
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Wir  haben  hier  nur  die  im  Texte  der  Protokolle  vorhandenen 
Data  in  eine  übersichtlichere  Form  gebracht  —  aber  nichts  hinzu- 
gefügt. 

Zu  Tabelle  2  bemerkt  Gif  f  en  selbst  nach  den  Digesten  der  V.K. 
S.  43  folgendes: 

1.  Die  632  MilL  £  Totaleinkommen  per  Jahr  der  arbeitenden 
Klassen  (des  Arbeiterstandes)  sind  Einkommen  aus  Handarbeit.  Die 
867  MiU.  £  (1500  Mill.  —  633  MiU.  £)  Einkommen  der  nicht  hand- 
arbeitenden Klassen  sind  nicht  reines  Kapitallinkommen,  sondern  be- 
greifen auch  Einkommen  aus  anderer  als  Handarbeit. 

2.  Diese  Zahlen  geben  kein  exaktes  Bild  der  Produktion,  da  sie 
die  nicht  in  Zirkulation  gesetzten  Arbeitswerte  (Güter)  nicht  einbe- 
greifen. 

3.  Diese  Zahlen  geben  auch  kein  exaktes  Bild  der  Konsumtion, 
da  ein  grofser  Bruchteil  des  Einkommens  nicht  aufgebraucht,  sondern 
kapitalisiert  wird. 

4.  Weiter  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dals  ca.  80 — 100  MilL  £ 
des  Nationaleinkommens  aus  im  Auslande  angelegten  englischem  Ka- 
pital flielst.  Dieses  Einkommen  kann  nicht  in  die  Taschen  der 
englischen  Arbeiter  kommen,  da  es  mit  der  heimischen  Produktion 
nichts  zu  thun  hat. 

Des  weiteren  wollen  wir  hier  aus  den  Gif  fenschen  Angaben 
anhangsweise  noch  folgendes  anführen: 

„Wenn  man  alle  britischen  Gewerbe  zusammenfafst,  so  beträgt 
der  totale  direkte  Verlust  der  Arbeiter  an  Löhnen  infolge  von  Ar- 
beitseinstellungen noch  nicht  ^/j  %  der  jährlich  gezahlten  totalen 
Lohnsunmie.  Jedoch  der  indirekte  Verlust  aus  Anlafs  von  Streiks 
infolge  von  fremder  Konkurrenz  etc.  erreicht  eine  viel  höhere  Ziffer.** 

„Die  durchschnittliche  Dauer  der  Streiks  ist  3  Wochen.  Der 
Lohnverlust  einer  so  kurzen  Zeit  kann  häufig  innerhalb  des  laufenden 
Jahres  wieder  eingebracht  werden." 

„Die  Mitgliederzahl  der  Gewerkvereine  beträgt  nach  den  letzten 
statistischen  Aufnahmen  total  871000  auf  eine  arbeitende  Bevölkerung 
von  13  200000  Personen." 

„Ihr  Totaleinkommen  beziffert  sich  auf  1200000  £,  d.  h.  27  s 
6  d  per  Mitglied.  Das  Totaleinkommen  per  Mitglied  ist  ca.  70  £  per 
Jahr." 

(Digesten  der  V.  K.  S.  42/43.) 
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2.  Mr.  J.  M.  Ludlow  (28.  Oct.  1892),  weiland  Chef-Registrar  der 
Friendly  Societies,  einer  der  Veteranen  der  Anti-Com-Law- 
League,  dessen  Erfahrung  in  Sachen  der  Arbeiterfragen  bis 
in  die  40er  Jahre  zurückgeht.  Er  spricht  über:  Friendly 
Societies ,  KooperatiTgenossenschaften  und  Baugenossen- 
schaften. 

Anm.:  Mr.  Ladlow  nimmt  heute  eine  Mittelstellung  ein  zwischen  Indi- 
Aidualisten  und  Sozialisten.  Nach  den  hier  niedergelegten  Ansichten  dürfen  wir 
iLn  hier  aufführen. 

^Ich  konstatiere  einen  materiellen  und  moralischen  Fortschritt  der 
Arbeiter.  Der  intellektuelle  Fortschritt  der  Arbeiter  ist  sehr  grofs 
gewesen.  Ich  habe  keinen  Zweifel,  dafs  im  ganzen  Lande  die  Löhne 
sehr  betrachtlich  gestiegen  sind.  Meinen  allgemeinen  Eindruck  von 
der  Lage  der  Arbeiter  während  der  ganzen  Zeit  meiner  Erfahrung 
fonnnliere  ich  also: 

„Ich  bin  der  Meinung,  dafs  die  Lage  der  Arbeiter  sich  ganz 
uugehener  geändert  hat.  Obwohl  nicht  so  sehr  als  die  öffentliche 
Meinung  in  dieser  Sache.  Heute  sind  Knaben  und  Mädchen,  die 
frisch  Ton  der  Schule  kommen,  auf  einem  weit  yorgerückteren  Stand- 
punkte in  der  Arbeiterfrage  —  auf  einem  Standpunkte,  auf  den  wir 
1848  das  Volk  nicht  zu  bringen  im  stände  waren,  und  bei  welchem 
Versuche  und  Bestreben  wir  damals  als  Ketzer  und  Revolutionäre  an- 
gesehen waren.  Die  arbeitende  Klasse  hat  sich  in  Bezug  auf  Verstandes- 
bildung, Geschäftssinn  und  weiten  Ausblick  enorm  entwickelt,  obschon 
sie  Yon  jenem  Enthusiasmus  und  jenen  grofsmütigen  Gesinnungen  ein 
wenig  verloren  hat,  wodurch  sich  meine  Arbeiterfreunde  der  älteren 
Zeit  auszeichneten. 

Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  hat  sich  aber  verbessert,  wenn 
auch  nicht  so  sehr  als  die  öffentliche  Meinung  in  dem  Punkte  des 
eigentlichen  Standard  der  Arbeiter." 

„Die  materielle  Besserung  der  Lage  betrifft  sowohl  die  Hand- 
werker als  die  ungelernten  Arbeiter.  Der  hervorstechende  Zug  ist 
aber  die  Annäherung  zwischen  den  beiden  Gruppen.  Als  ich  die 
Arbeiterfrage  zu  studieren  anfing,  war  eine  breite  Grenze  zwischen 
ilinen  und  es  herrschte  in  vielen  Fällen  eine  Art  stummen  Einver- 
ständnisses zwischen  den  Unternehmern  und  den  ungelernten  Arbeitern. 
Die  Handwerker  waren  gegen  beide  feindlich.  Seither  hat  man  aber 
das  Schauspiel  erlebt,  dafs  Vertreter  der  Aristokratie  der  Gewerbe, 
die  Maschinenbauer,  sich  zur  Leitung  der  ungelernten  Arbeiter  willig 
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herbeilassen.     Ich   zitiere  Mr.  Tom  Mann  und  Mr.  John  Büros 
als  Beispiele/^ 

,,  Aufgehört  hat  auch  die  kleinliche  Eifersucht  der  Arbeiter  unter- 
einander. Der  erste  Arbeiter,  der  je  in  eine  Royal-Commission  kam, 
Mr.  Appegarth,  Sekretär  des  Gewerkvereins  der  Tischler  und 
Zimmerer,  wurde,  wie  ich  mir  habe  erzählen  lassen,  aus  seiner 
Stellung  herausgedrängt  durch  reine  Eifersucht,  indem  die  Arbeiter, 
statt  stolz  auf  ihr  Mitglied  in  der  Eonmiission  zu  sein,  durchweg 
auf  ihn  eifersüchtig  waren.  Heute  dagegen  ist  diese  KonmiissioQ 
ein  Beweis  dafür,  dafs  dieses  Gefühl  vollkommen  yerschwundai  ist, 
und  die  Anwesenheit  so  manchen  Arbeiters  zeigt,  daljs  eine  bessere 
Einsicht  unter  den  Arbeitern  Platz  gegriffen  hat." 

„Was  mehr  die  Kultur-  und  Sittengeschichte  der  arbeitenden 
Klassen  angeht,  so  ist  zu  bemerken,  dafs  der  Arbeiter  heute  im  all- 
gemeinen Anteil  nimmt  an  aUen  sozialen  Fragen,  man  findet  ihn 
überall:  in  der  Verwaltung,  im  Stadtrat,  im  Londoner  Grafschafts- 
rat u.  s.  w.  Die  Arbeiter  sind  fortgeschritten  und  machen  immer 
noch  Fortschritte  auf  der  sozialen  Stufenleiter." 

„Hinsichtlich  der  Vergnügungen  der  Arbeiter  der  40  er  Jalire 
kann  ich  sagen,  dafs  eine  grofse  Zahl  derselben  sich  überhaupt  nicht 
zu  „amüsieren"  yerstand.  Wir  machten  in  unserem  „Working  Men*s 
College^  die  überraschende  Erfahrung,  dafs  der  echte  Arbeitsmann 
überhaupt  keinen  Witz  verstand.  Wenn  etwas  recht  Spafshaftes  ge- 
lesen wurde,  fafsten  sie  es  nicht  und  sie  mufsten  erst  lernen,  was 
Humor  ist.  Das  war  die  Wirkung  der  sehr  unterdrückten  Lage,  in 
der  sie  aufwuchsen.  Das  gilt  für  die  Zeit  vor  der  Aufhebung  der 
Com-Laws"." 


?j 


(Protokoll  der  V.  K.  S.  131/132.) 


3.  Mr.  Dr.  W.  Ogle  (27.  Oktober  1892),  Lispektor  der  statistischen 
Abteilung  beim  Registeramt. 

Giebt  statistische  Angaben  über  die  Lebensdauer  der  ar- 
beitenden Klassen  in  England  und  Wales. 

Ich  glaube,  im  allgemeinen  hat  die  Lebenserwartung  in  den 
letzten  50  bis  60  Jahren  zugenonmien  für  alle  Klassen?  —  „Sie  hat 
bedeutend  zugenommen.  Ich  kann  nicht  genau  sagen,  ob  in  den 
letzten  60  bis  60  Jahren.  Ich  habe  eine  Lebenstafel  beigestellt«  ge- 
gründet auf  Angaben  der  Jahre  1871 — 1880,  und  da  zeigt  sich  eine 
bedeutende  Zunahme  der  Lebenserwartung  gegenüber  einer  ähnlichen 
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Tabelle  meines  Vorgängers  Dr.  Farr,   die   er  ca.  20  Jahre   früher 
gemacht  hatte/^ 

„Die  Tabelle  des  Dr.  Farr  war  basiert  anf  die  Angaben  der  Jahre 
1838—1854,  meine  auf  diejenigen  der  Jahre  1871 — 1880.  Die  durch- 
schnittliche Lebensdauer   hat    bedeutend   zugenommen   (in   England 

imd  Wales)." 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  116.) 

2.  Arbeitszeit;    und   andere   Arbeitsumstände;    Arbeits- 
leistung etc. 
Mr.  Bt  ßiffen. 

Vor  30  Jahren  war  die  Arbeitszeit  länger  als  sie  heute  ist;  trotz- 
dem sind  die  Löhne  gestiegen.  Die  Reduktion  der  Arbeitszeit,  die 
während  der  letzten  20  Jahre  stattgefunden,  ist  ganz  natürlich.  Diese 
Bednktion  ist  eigentlich  nur  eine  andere  Form  der  besseren  Arbeits- 
Tergütong.  Es  ist  eine  statistisch  erwiesene  Thatsache,  da£9  im  Ver- 
laufe der  letzten  20  Jahre  die  Arbeitszeit  vermindert  worden  ist. 
Eigentlich  sollten  infolgedessen  die  Löhne  vermindert  worden  sein  — 
allein  viele  andere  Ursachen  wirken  dem  entgegen.  So,  dafs  höhere 
Löhne  und  kürzere  Arbeitszeit  gleichzeitig  neben  einander  ent-  und 

bestehen  können. 

(Protokoll  der  V.  K.  S.  688.) 

b)   Urteile  der  Kommission. 
(Eommissionsmehrheit.) 

1.  Arbeitslolin;    Standard  of  life  der  Arbeiter; 
Beziehungen  zu  den  Unternehmern  etc. 

1.  Die  Erhebungen  der  Labour-Gommission  haben  zu  dem  all- 
gemeinen Eindrucke  geführt,  daCs  der  Lohn  während  der  letzten 
50  Jahre  bedeutend  gestiegen  ist,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Nominal- 
betrag, als  auch  (mit  Ausnahme  der  Hausmiete  in  großen  Städten) 
binsichtlicb  der  Kaufkraft  gegenüber  dem  Bedarf.  Li  sanitärer  Hin- 
sicht sind  die  Arbeitszustände  besser  geworden. 

2.  Wenn  die  allgemeine  Lohnsteigerung  von  1872,  ihre  nach- 
folgende anhaltende  Dauer  oder  ihre  Zunahme  einerseits,  das  Fallen 
der  Preise  der  Konsumtionsartikel  der  arbeitenden  Erlassen  anderer- 
seits (seit  1872),  als  allgemeine  Thatsachen  gelten  können,  so  ist  die 
Beobachtung  gerechtfertigt,  daCs  im  ganzen  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  während  der  letzten  60  Jahre  beträchtlich  fortgeschritten  ist. 
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3.  Femer  mufs  bemerkt  werden,  dals  Tiele  Arbeiter  nicht  Wölk 
Arbeitseinkommen  beziehen,  sondern  auch  Einkommen  Ton  einem 
gewissen  ersparten  und  investierten  Kapital  haben. 

4.  So  erscheint  es  also  sicher,  dafs  vor  50  Jahren  die  Zahl 
solcher,  die  sehr  geringe  Löhne  erhielten,  in  Hinsicht  auf  die  Ge- 
samtbevölkerucg  viel  gröfser  war  als  heute;  obscbon  in  Ansehung 
der  grofsen  Bevölkerungszunahme  die  heutige  Bestandszififer  des 
arbeitenden  Volkes  nicht  geringer  sein  kann. 

5.  Der  Gesamtfortschritt  in  Hinsicht  der  Arbeitslöhne  scheint 
darin  zu  bestehen,  dafs,  während  sowohl  in  Bezug  auf  die  besonderen 
Arbeitsgelegenheiten  innerhalb  der  letzten  60  Jahre  eine  bedeutende 
Lohnzunahme,  als  auch  in  der  allgemeinen  Vergütung  der  qualifizierten 
Arbeit  eine  Besserung  stattgefunden  hat,  eine  gradweise  Ersetzung 
der  schlechter  bezahlten  durch  besser  bezahlte  Arbeitsgelegenheiten 
sich  vollzogen  hat,  wodurch  die  Prozentziffer  der  zu  den  niedrigsten 
Lohnraten  arbeitenden  Leute  ganz  erheblich  abgenommen  hat.  Zu- 
gleich darf  man  nicht  vergessen,  dafs  die  Kaufkraft  des  Geldes  heut^ 
mindestens  so  grofs  ist  als  vor  50  Jahren,  besonders  in  Hinsicht  auf 
die  Hauptkonsumartikel  der  ärmeren  Erlassen,  und  viel  gröfser  als 
vor  20  Jahren. 

6.  Der  allgemeine  Eindruck  ist  der,  dafs  die  angesessene  und 
stabile  gelernte  Arbeiterbevölkerung  während  des  letzten  halben  Jahr- 
hunderts eine  beträchtliche  und  fortgesetzte  Verbesserung  ihrer 
Lebensverhältnisse  erfahren  hat.  Dieser  Portschritt  geht  Hand  in 
Hand  mit  dem  der  modernen  Industrieentwickelung  angepafsten  fort- 
schreitenden Gewerberecht.  Diese  Arbeitergruppe  besitzt  in  hohem 
Grade  die  Kraft  und  das  Geschick  der  Organisation,  Selbstverwaltung 
und  Selbsthilfe.  Durch  Association  als  Konsumenten  sind  sie  selbst 
Organisatoren  und  Leiter  gröfser  und  blühender  Handels-  und  Ge- 
werbeimternehmungen  geworden.  Li  vielen  Fällen  sind  die  Arbeiter 
vermittelst  einer  Baugenossenschaft  dazu  gekonmien,  in  eigenen  Häusern 
zu  wohnen.  Diejenigen  Arbeitergruppen,  die  sonst  die  niederen  In- 
dustriegrade (ungelernte)  vertreten,  haben,  als  Ganzes  genommen, 
wohl  nicht  weniger  als  die  gelernten  Arbeiter  von  der  gesteigerten 
Produktionsergiebigkeit,  von  den  Vergünstigungen  der  Gesetzgebung, 
von  dem  Billigerwerden  von  Nahnmg  und  Kleidung  und  von  der  Er- 
schliefsung  neuer  Betriebsfelder  für  Kapital  und  Arbeit  profitiert. 
Für  sie  offenbart  sich  die  Besserung  in  besserem  Lohn  und  günstigeren 
Arbeitsbedingungen,  hauptsächlich  aber  darin,  dafs  die  höheren  In- 
dustriegrade   die    ungelernten  Arbeiter   zum   Teil   absorbiert  haben, 
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während  die  rein  von  Arbeitseiokommen  lebende  Arbeiterbevölkerung 
ziemlich  zarückgegangen  ist. 

7.  Was  die  Beziehungen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
angeht,  so  beruht  die  heutige  EinkommenBYerteilung  darauf,  dafs  die 
Eigentümer  mit  Profiten,  die  Arbeiter  mit  Löhnen  entschädigt  werden. 
Aber  die  Untersuchungen  zeigen,  daCs  für  die  letzten  50  Jahre  der 
Grang  des  Fortschritts  in  der  Sichtung  einer  Art  beschränkter  in- 
dustrieller Teilhaberschaft  von  selten  des  Arbeiters  verläuft.  Man 
denke  an  die  Einrichtimg  der  Gewinnbeteiligung,  an  die  gleitende  Lohn- 
skala, an  Arbeiterausschüsse  etc.  etc.  Die  „industrial  Partnership"  geht 
aus  auf  eine  beratende  StimmhabuDg  in  der  Verteilung  der  industriellen 
ProduktioD;  und  zwar  vermittels  Arbeiteroiganisationen.  Ob  die 
Bewegung  also  weiter  gehen  wird  tmd  ob  sie  darin  ihren  Abschlub 
finden  mag,  dafs  die  Arbeiter  in  der^  allgemeinen  Leitung  der  Pro- 
duktion und  in  der  Preisbestimmung  eine  gleichwertige  Stimme  er- 
langen werden,  femer,  ob  eine  derartige  Entwickelung  der  Dinge  den 
öffentlichen  Literessen  konform  sein  würde,  das  sind  Fragen,  auf  die 
wohl  bloCs  die  Erfahrung  die  entscheidende  Antwort  zu  geben  ver- 
mag. Es  ist  denkbar,  dafs  das  Kollektiveigentum  an  allen  Produktiv- 
mitteln  nicht  den  sozialen  Frieden  garantiert  Dafs  auch  im  „kollek- 
tiristischen  Staat"  der  Arbeiter  für  die  sog.  „gerechte  Löhnung  seiner 
Arbeit"  würde  kämpfen  müssen,  allerdings  gegen  einen  anderen  Geg- 
ner und  mit  anderen  Waffen  denn  heute. 

8.  Andrerseits  ist  jedoch  nicht  zu  übersehen,  dafs  die  firüher  den 
Lohnkampf  begleitende  und  charakterisierende  Eifersucht  und  die 
Feindseligkeiten  einer  freien  und  offenen  Behandlimg  der  strittigen 
Fragen  und  Punkte  gewichen  sind.  Eiq  mehr  kordiales  Verhältnis, 
ein  besseres  Verständnis,  beruhend  auf  einer  genaueren  Kenntnis  der 
Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  macht  sich  geltend. 
Die  öffentliche  Meinung  ihrerseits  verlangt  eine  friedliche  Lösung  der 
Streitigkeiten.   Eine  Tendenz  zum  industriellen  Frieden  ist  allgemein. 

(Schlufs-Rapport  I.  S.  9,  10,  11,  24,  48,  112/113,  113.) 


Die  bisher  dargestellten  Ansichten  sind  also  die  der  Kommissions- 
mebrheit.  Aus  dem  Minderheitsrapport  (4  Mitglieder),  der  ebenfalls 
io  den  Kommissionsakten  enthalten  ist^  entnehmen  wir  folgende  hierher 
gehörige  Stellen;  dieselben  bringen  zum  Teil  sehr  interessante  Daten, 
zum  Teil  steht  ihr  Inhalt  im  Widerspruch  mit  dem  Berichte  der 
Majorität. 

Stafttswusenschaftl.  Stadien.    VL  ^^^  12 
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9.  Die  Fundamentalursache  der  Spannungen  zwischen  Arbeiter 
und  Unternehmer  ist  in  der  unbefriedigenden  Lage  der  Lohnarbeiter 
zu  suchen.  Trotz  einer  grodsen  Zunahme  des  Nationalwohlstandes 
sind  grofse  Abteilungen  der  BeYÖlkerung  (wir  glauben  ca.  5  Millionen 
[ca.  13,3  7o])  nicht  in  der  Lage ,  einen  Lebensunterhalt  zu  erlangen, 
der  mit  den  Anforderungen  der  Gesundheit  und  Ausreichendheit  har- 
monierte. Wenn  wir  finden,  dafs  in  einzelnen  Bezirken  der  Metro- 
pole 7ji  bis  ^/g  der  ganzen  Bevölkerung  unter  das  Minimum  (,,Poverty- 
Line''  nach  Ch.  Booth:  1  jff  per  Woche  und  per  Familie)  tallt,  und 
dafs  dieser  Zustand  nicht  auf  aufserordenüichem  Elend  beruht,  sondern 
das  Resultat  einer  50jährigen  konstanten  Besserung  ist  (sie!),  so 
können  wir  nicht  umhin  zu  sagen,  dafs  diese  Verhältnisse  eine  ein- 
gehende Beobachtung  und  Wahrnehmung  von  Seiten  der  Begienmg 
erheischen. 

Man  mufs  wohl  oder  übel  diese  jämmerliche  Lage  der  Arbeiter 
mit  der  Thatsache  in  Verbindung  bringen,  dafs  %  der  jährlichen 
Produktion  der  Gesamtheit  von  einem  Viertel  ihrer  Glieder  absorbiert 
wird,  und  dafs  dieser  jährliche  Tribut  in  Form  von  Renten,  Zehnten, 
Dividenden  aus  der  Industrie  der  Nation  beinahe  500  jff  erreicht. 

10.  Wir  wünschen  nicht  zu  betonen,  dafs  der  Zustand  schlechter 
gegen  früher  ist.  Wir  glauben  im  Gegenteil ,  dafs  die  durchschnitt- 
liche Lage  der  Lohnarbeiter  durch  Gesetzgebung  und  andere  Beformen 
während  der  letzten  60  Jahre  konstant  gebessert  worden  ist.  Diese  Ver- 
besserung ist  aber  eine  nur  teilweise  gewesen.  Beträchtliche  Gruppen 
der  Bevölkerung  leben  noch  in  Zuständen,  die  nicht  weit  entfernt 
sind  von  denen,  auf  die  die  älteren  Fabrikgesetze  imd  der  Minen- Akt 
mit  Erfolg  Anwendung  gefunden  haben. 

Wir  glauben,  dafs  ein  ernster  Versuch  jetzt  gemacht  werden  soll, 
auf  dem  gegenwärtigen  Standpunkt  der  Erfahrung  und  der  ökonomischen 
Wissenschaft  die  kollektive  Kraft  und  den  kollektiven  Reichtum  der 
Gesamtheit  zu  verwerten,  um  den  Standard  der  Lohnarbeiter  dauernd 
zu  steigern,  und  besonders  derjenigen  Gruppen,  die  vom  Einflufs 
früherer  Reformen  unberührt  geblieben  sind. 

11.  Manches  ist  zu  hoffen,  besonders  für  den  besser  bezahlten 
Arbeiter,  von  dem  Fortschritt  in  der  Gewerkvereinsbildung ,  in  der 
Kooperativbewegung  und  in  anderen  Formen  der  voluntarüstischen 
Association.  Aber  für  den  Standard  of  life  der  die  Hilfe  am 
meisten  benötigenden  Gruppen  der  Lohnarbeiter  müssen  wir  unseren 
Blick  auf  eine  weise  Ausdehnung  der  kollektivistischen  Bewegung 
richten.    Der  soziale  und  ökonomische  Fortschritt  der  Arbeiter  hängt 
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unseres  Erachtens  ab  Yon  der  systematischen  Entwickelung  der  demo- 
kratischen öffentlichen  Thätigkeit  in  ihren  drei  Hauptformen: 

der  nationalen  oder  munizipalen  Verwaltung  solcher  Gewerbe, 
die  sozialistisch  betrieben  werden  können; 

der  Regulierung  privater  Unternehmungen,  die  von  der  Gesamt- 
heit noch  nicht  betrieben  werden; 

und  der  öffentlichen  Fürsorge  (durch  Besteuerung  von  Benten- 

nnd  anderem   arbeitslosen  Einkommen),    ftir   Bildungs-  und  andere 

Anstalten,  für  die  geistige  und  moralische  Entwickelung  aller  Erlassen 

der  Gesamtheit 

(Schluls-Rapport  S.  127,  129.) 

Offenbar  haben  wir  es  hier  mit  einer  Kundgebung  und  einem 
Beformprogramm  der  sehr  stark  Staats-  oder  kommunal-sozia- 
listischen Fraktion  der  Kommission  zuthun.  Unter  den  Unter- 
zeichnern des  Minoritäts-Rapportes  finden  wir  denn  auch  den  be- 
kannten Sozialisten  Tom  Mann. 


2.  Arbeitszeit  und    andere  Arbeitsumstände;  Arbeits- 
leistung etc.  (Majoritäts-Rapport). 

1.  (Zugleich)  zeigt  sich,  dafs  die  tägliche  Arbeitszeit  während 
der  letzten  50  Jahre  in  sehr  vielen  Fällen  kürzer  geworden  ist. 

Man  sieht,  dals  in  der  Mehrzahl  der  gelernten  Gewerbe  die 
Arbeitsstunden  in  den  letzten  60  Jahren  bedeutend  reduziert  worden  sind. 

2.  In  den  meisten  Gewerben  sind  während  der  letzten  50  Jahre, 
wie  als  Thatsache  feststeht,  die  Arbeitsstunden  nach  und  nach  ver- 
kürzt worden,  ohne  dafs  die  Löhne  deswegen  geringer  geworden  sind. 
Gleichzeitig  ist  der  Ertrag  der  Produktion  derselbe  geblieben  oder 
gewachsen.  Die  Löhne  sind  gestiegen.  Es  besteht  aber  kein  Konnex 
zwischen  Kürzung  der  Arbeitszeit  und  Steigerung  des  Lohns.  Diese 
Erscheinungen  haben  gemeinsame  weiter  zurückliegende  Ursachen :  die 
Yervollkommnung  der  Maschinerie,  des  Produktionsprozesses,  der  Ver- 
minderung der  Profitrate  —  was  wiederum  das  Resultat  der  wachsen- 
den Kapitalfülle,  der  wachsenden  Untemehmerkapazität,  die  um  die 
Mitwirkung  der  Arbeit  an  der  Produktion  sich  bewerben  (Steigerung 
der  Nachfrage  nach  tüchtiger  Arbeit)  und  endlich  der  Ausdehnung 
des  Absatzgebietes  ist. 
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3.  Reduktion  der  Arbeitszeit  bedeutet  eigentlich  eine  Form  der 
höheren.  Zahlung.  Der  Arbeitstag  ist  entschieden  küner  in  sehr 
vielen  Industrieen  als  vor  60  Jahren,  und  wenn  die  arbeitenden 
Klassen  eine  gröfsere  Bedeutung  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  bei- 
zulegen beginnen,  so  wird  die  Reduktion  in  Zukunft  rascher  Fort* 
schritte  machen  als  dies  für  die  Vergangenheit  der  Fall  war. 

(SchloTs-Bapport  S.  9, 12,  63,  65.) 
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Zweiter  lauptteiL 

Zusammenstelliuig  und  Beleuchtung  der 
Ergebnisse  der  Untersuchung. 


Wenn  wir  die  B^sumßs  der  einzelnen  Industriegruppen  und  die 
Genendnrteile  der  Kommission  zusammenfassen,  so  erhalten  wir  — 
äofserUch  genommen  —  den  Totaleindruck  der  Erhebungen  der  La- 
bonr-Gommission  über  die  Lage  der  Arbeit  in  England.  Dieser  stellt 
eine  definitive  Beurteilung  der  Geschichte  derselben  während  des  letzten 
halben  Jahrhunderts  dar. 

Es  ist  aber  eine  verantwortungsvolle  Sache  um  solch'  eine  end- 
gültige Formulierung.  Beim  besten  Willen,  objektiv  und  nur  objektiv 
ni  sein,  ist  der  einzelne  Beurteiler  von  subjektiven  Instauzen  unver- 
meidlich mehr  oder  weniger  beeinflufst.  Wenn  auch  das  Thatsachen- 
material,  wie  wir  vollkommen  überzeugt  sind,  über  allen  Zweifel  erhaben, 
wenn  auch  die  Gefahr  des  Fehlens  bei  der  Beurteilung  einer  einzelnen 
Industriegruppe  jeweilen  keine  grofse  ist,  so  ist  es  doch  keine  leichte 
Aufgabe,  den  Übergang  von  den  Partialurteilen  auf  das  Integralurteil 
mit  dem  richtigen  Takte  zu  vollziehen. 

An  einem  Versuche  wollen  wir's  nicht  fehlen  lassen. 

Der  Zweck  dieses  Q  eneralresumßs  ist  ein  doppelter.  Ein 
formaler:  Es  soll  mit  ihm  die  ganze  gegenwärtige  Arbeit  abge- 
schlossen werden;  es  sollen  sich  in  ihm  die  Resultate  der  Untersuchung 
«Is  in  einem  Zusammenhange  darbieten.  Ein  materieller:  Es  soll  die 
f^e  beantwortet  werden,  ob  und  in  welchem  Mafse  die  Geschichte 
^^r  Arbeit  in   England   innerhalb    der   ins  Auge   gefafsten   Periode 
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(1842 — 1892)    einen  Fortscliritt  zeige  in   den  Hauptkomponenten   der 
Lage  der  arbeitenden  Klassen. 

Verglichen  mit  derjenigen  von  1842  ist  die  Lage  des  arbeitenden 
Volkes  in  England  im  Jahre  1891  im  ganzen  unbestreitbar  bedeutend 
besser  geworden  —  auch  abgesehen  davon,  dafs  dazumal  (1842)  die 
Zeiten  besonders  schlecht  waren.  Diese  Besserung  besteht  (um  es  in 
kurzen  Worten  zu  sagen): 

I.  in  den  fast  allgemein  (in  fast  allen  Industrieen)  um  60 — 100  ^,^ 
höheren  Löhnen  bei    im  ganzen  kaum  gesunkener  Kaufkraft 
dieser  Löhne    für  die    zum  Leben   notwendigen  Gregenstände 
(und  für  die  des  Komforts)  —  was  jedoch  nicht  für  die  Haus- 
miete, besonders  in  grofsen  Städten,  gilt. 
n.  in  einer  ziemlich  allgemeinen,  durchschnittlich  20  %igen,  Ver- 
kürzung der  täglichen  oder  wöchentlichen  Arbeitszeit,  worauf 
die  Arbeiter  selbst   mit  Recht   umsomehr  Gewicht  legen,  als 
auf  hohe  Löhne,  da  ja  in  kürzerer  Arbeitszeit  der  Keim  zu 
ihrem  höheren  geistig-sittlichen  „Standard"  liegt. 
Diese  Resultate  widerlegen  eine  einleuchtend  gemachte,  aber  nicht 
bewiesene,    Behauptung   Schippeis,    dafs    die    Löhne    früher    im 
Durchschnitte    ganz   bedeutend  höher   als    heutzutage  (1888)  gewesen 
seien.    Professor  J.  Wolf  hat    in   seinem  Buche  „Sozialismus  und 
kapitalistische  Gesellschaftsordnung"  (Stuttgart  1892),   Seite  196  und 
folgende,  die  Methode,  nach  der  der  wissenschaftliche  Sozialismus  die 
soziale  Entwickelung  darstellt,  kritisch  beleuchtet  (1  cf.  S.  188). 

Schippel  bezeichnet  zwar  die  Gif  fenschen  Angaben  im  „Pro- 
gress  of  the  working  Classes  in  the  last  half  Centur}'",  London  1884,  als 
„statistischen  Unfug",  widerlegt  aber  dieselben  nicht,  ebensowenig  als 
etwa  Tom  Mann  oder  Sidney  Webb  die  (1886er)  Angaben 
Giffens  vor  der  Vereinigten  Kommission  zurückgewiesen  haben. 

So  kommt  man  zu  dem  Schlüsse,  dafs,  was  die  Lohnentwicke- 
lung anbetrifft,  nicht  die  Sozialisten,  sondern  die  Lidividualisten,  die 
den  Fortschritt  zeigen,  das  „wahrheitsgetreue  Bild"  gezeichnet  haben. 
Anders  ist  es  hinsichtlich  anderer  Seiten  der  sozialen  Entwicke- 
lung Englands,  nach  dem  Allgemeineneindruck,  den  uns  die  Erhe- 
bungen der  Labour-Commission  machen. 

Man  vermifst  in  den  Erhebungen  der  Kommission  detaillierte  An- 
gaben über  die  Entwickelung  der  Lebenskosten  in  England  — 
einige  allgemeine  dahinzielende  Urteile  sind  allerdings  vorhanden.  — 
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Damm  mögen  hier  einige  Zusätze  in  dieser  Hinsicht  Platz  finden, 
die  wir  einem  Aufsätze  von  Professor  J.  Wolf  in  der  „Zukunft" 
Juli  1896  (Seite  503 f.)  entnehmen.  Wolf  vergleicht  die  Jahre  1843 
und  1893. 

Nach  Berechnungen  von  Leone  Levi  wurden  die  Ausgaben  der 
arbritenden  Klassen  auf  der  einen  Seite,  diejenigen  der  mittleren  und 
höheren  Klassen  auf  der  anderen  Seite,  in  England,  sich  ungefähr 
verteilen  auf 


Artikel 


Arbeiter 


Mittlere  und 
höhere 
Klassen 


Speise  und  Trank 
Kleidung  und  Schmuck 
Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung 
Rest  (inklusiTe  Steuern) 

^)  Prozent  der  Gesamtausgabe. 


70,9 ») 
15,0 

9,2 

4,9 


% 
41,7 
19,0 
16,8 
22,5 


Die  Ausgabenverteilung  der  mittleren  Klassen  dürfte  sich  decken 
mit  dem  Durchschnitt,  der  bei  der  Verschmelzung  der  Ausgaben  der 
von  Leone  Levi  sogenannten  arbeitenden  Klassen  mit  jenen  der 
höheren  und  mittleren  Klassen  sich  ergiebt.  Demnach  würden  also 
die  mittleren  Klassen  verausgaben  für 

Speise  und  Trank  67—57  % 

Beeidung  und  Schmuck  16—17  ^^ 
Wohnung  u.  s.  w.  ca.  13  ^/^ 

Die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  und  die  tierischen  halten  sich 
ziemlich  die  Wage.  Die  ersteren  sind  weit  stärker  im  Preise  gesunken 
als  die  letzteren  gestiegen: 


Weizen 
Zucker 
Thee 


ist  von  1845/50  bis 

\  1895  im  Verhältnis  \ 

von 


(  100 
100 
100 


39   I 


23    I  gestiegen. 
63  J 

Fleisch  ist  von  1845/50  bis  1895  im  Verhältnis  von  100  :  140  (71,4 :  199) 
gefallen. 

Was  die  Kleidungsstoffe  angeht,  so  spielt  Wolle  die  erste  Rolle, 
Baimiwolle  die  zweite,  Leder  die  dritte  und  Seide  die  vierte. 
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Der  Preis  von  Wolle  ist  im  Verhältnis  von  100  :  88  gesanken, 

100  :  67 
100:86 


>J 

J9 

J> 

J-rCkUXUTf  VJ 

uü  „ 

99 

l> 

y> 

V 

J9 

» 

Seide 

}} 

>> 

?> 

y> 

JJ 

» 

» 

Leder 

Ji 

99 

» 

9» 

?T 


>> 


100  :  117  gestiegen. 


Es  ist  zweifellos,  d&fs  aach  die  Ausgaben  für  Erziehung,  Be- 
lehrung (Zeitungen  und  Bücher),  Kirche,  Ortsveränderung,  Theater, 
Vergnügen,  Tabak  und  Steuern  im  Laufe  der  letzten  60  Jahre  er- 
heblich billiger  geworden  smd. 

Die  Wohnungsmieten  haben  sich  nicht  so  sehr  erhöht,  als  man 
behauptet;  sie  stehen  seit  80  Jahren  still.  Immerhin  haben  die 
Wohnungsmieten  für  Wohnungen  von  der  gleichen  Art  und  mit  den 
gleichen  Mängeln,  wie  sie  früher  waren,  eine  leichte,  aber  unwesent- 
liche Verbesserung  erfahren. 

Für  England  gilt  ganz  zweifellos,  dafs  man  heute  mit  einem 
gegebenen  mittleren  Einkommen  ziemlich  so  viel,  oder  doch  nicht 
erheblich  weniger  kaufen  kann,  als  vor  50  Jahren,  und  dafs  dort  in 
der  That  von  einer  Stärkung  des  Mittelstandes  ^)  gesprochen  werden 
kann.  Die  Lebenshaltung,  die  früher  nur  einer  kleinen  Zahl  zugäng- 
lich war,  ist  heute  einer  gröfseren  Zahl  ermöglicht 

Soweit  Prof.  Wolf.  Seine  Ausführungen  decken  sich  mit  den 
Ansichten  der  Kommission,  indem  beiderseits  eine  bedeutende  E!r- 
höhung  der  Kaufkraft  der  kleinen  und  mittleren  Einkommen  kon- 
statiert wird.  Dieses  Ereignis  hat  sich,  wie  vor  der  Kommission  aus- 
gesagt wurde,  innerhalb  der  letzten  ca.  20  Jahre  vollzogen,  was 
übrigens  noch  durch  folgende  Tabelle^  gezeigt  wird. 


ZuDAhme 

seit 

Artikel 

1830 

1840 

1860 

1860 

1870 

1878 

1830  in 

0/ 
,0 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Fleisch  (Kilogramm) 

0,62 

0,76 

1,01 

1,06 

134 

1,66 

167 

Butter  (Kilogrramm) 

1,30 

1,66 

1,74 

1,86 

2,67 

3,04 

102 

Xartoffeln  (Hektoüter) 

2,83 

3,12 

4,34 

4,25 

4,06 

4,32 

107 

Schuhe 

2,45 

2,17 

2,50 

3,24 

4,68 

6,63 

166 

Grobes  Tuch  (Meter) 

4,16 

8,06 

7,66 

8,20 

7.68 

7,12 

71 

^)  Vgl.  J.  Wolf:  Ammon,  „Die  Ghesellschaftsordnung  und  ihre  natürliche 
Orundlage*".  Jena  1896,  Jahrb.  für  Nat-Ök.  und  Statistik  UL  Folge  1886  Bd.  I 
S.  110/111. 

*)  Diese  Tabelle  ist  entnommen  aus  Lujo  Brentano,  Arbeitszeit  und 
Arbeitslohn  im  Verhältnis  zur  Arbeitsleistung.    Leipzig  1898.    S.  68. 
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.  Die  Yon  den  Sozialisten  Marx,  Engels,  Schippel  ausf&hrlich 
und  eindriDglieb  geschilderte  Grausamkeit  des  modernen  Grofs- 
betriebes  der  30 er,  40er,  60er,  60er  Jahre  des  Jahrhunderts 
existiert  nicht  mehr.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dals  heute  dieser 
Grolsbetrieb  sozialpolitisch  ideal  sei.  Gewifs  haben  sich  einerseits  die 
Arbeiter  an  die  neue  Maschinenbetriebsmethode  gewöhnt  und  ange- 
pa&t  Andererseits  haben  sie  Sjraft  ihrer  gewaltigen  Organisationen 
Tielfadi  ein  energisches  SchutzYorrichtungs-  und  Haftpflichtsystem, 
sowie  eine  hartnäckige  amtliche  Inspektion  der  Betriebe  durchzusetzen 
terstanden.  Auch  in  dieser  Hinsicht  bleibt  noch  manches  zu  wünschen 
übrig,  „immerhin  aber  dürfen  die  noch  yorhandenen  Übel  unseren 
Blick  nicht  trftben,  so  dafs  wir  den  gemachten  Fortschritt  übersehen/' 
Di^  sagt  mit  Becht  die  bekannte  englische  KollektiTistin  Sidney 
Webb  in  einem  Aufsatz^)  über  „Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
in  Grobbritannien  1842  und  1892'^,  und  sie  fährt  fort:  „Insofern 
sind  die  Darstellungen  der  sogenannten  optimistischen  Statistiker 
xmaeier  Zeit  berechtigt  Man  erinnere  sich  auch,  dafs  Engels  in 
der  Vorrede  (21.  JuU  1892)  zur  neuen  Ausgabe  (1892)  der  „Lage 
der  arbeitenden  Klassen  in  England^'  sagt:  „Der  in  diesem  Buche 
beschriebene  Stand  der  Dinge  gehört  heute  —  wenigstens  was  Eng- 
land angeht  —  grölstenteils  der  Vergangenheit  an^'  (2  cf.  S.  189). 
Allein,  man  muDs  sich  hüten,  den  Standard  of  lifo  der  ge- 
lernten und  organisierten  und  wirklich  beschäftigten  Arbeiter  in  den 
Hanptgewerben  (Kohlen-,  Eisen-,  Baumwollindustrie,  Baugewerbe, 
Polygraphie)  als  den  imiversalen  der  Arbeiter  anzusehen.  Noch  giebt 
es  heute  Arbeiter  in  Menge,  die  nicht  höher  stehen  als  ihre  ent- 
sprechffliden  Kollegen  von  1842.  *) 

Die  schlimmsten  der  Übel,  die  mit  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise verkettet  sind,  die  Krisen  (mit  Ausnahme  der  Teuerungs- 
krisen)  sind  heute  weder  seltener  noch  in  ihren  zerstörenden«  Wir- 
kungen gelinder  als  vor  60  Jahren.  Die  Folge  davon  und  die  Folge 
der  arbeitsparenden  Maschinerie  ist,  dafs  auch  heute  die  Unregel- 
maüngkeit  und  die  ünterbrochenheit  der  Beschäftigung  nicht  geringer 
ist  als  firüher.  Fortwährend  sind  Tausende  von  Arbeitern  arbeitslos 
(3  cf.  S.  189)  und  folglich  in  gröfserer  oder  geringerer  Not 


')  Sidney  Webb,  The  Condition  of  the  working  Claasea  in  Great  Britain 
in  1842  and  1892.    Cooperative  Annnal  1893.    S.  539  ff. 
")  Vgl  Sidney  Webb,  a.  a.  0.  S.  662. 
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Mit  der  Überproduktion  an  Gütern  geht  Hand  in  Hand  eioe 
Verdrängung  der  menschlichen  Arbeitskraft.  Daher  die  künstliche 
Uberrermehrongy  Uberrölkening,  daher  das  Elend  der  Arbeit  Es 
herrscht  scheinbar  die  gleiche  Planlosigkeit  in  der  Produktion  der 
Oüter  und  der  Arbeitskräfte.  Die  Lage  der  in  der  Produktion 
wirklich  benötigten  und  beschäftigten  Arbeiter  ist  eine  gute.  AUein 
sie  sind  nie  sicher  daTor,  den  errungenen  Standard  zu  verlieren,  nod 
in  die  arbeitslose  und  nicht  konsumtionsfahige  Masse  der  blols  ,,poten- 
tiellen  Arbeitskraft»^'  abzugleiten.  Auch  die  Organisationen  der 
Konsumenten  durch  die  kooperativen  Konsumvereine  können  den 
Arbeitslosen  wenig  helfen.  *)  Und  was  den  beschäftigten  Arbeiter 
angeht,  so  wäre  sein  Eiukommen  wohl  kaum  so  hoch,  wenn  es  so 
sicher  wäre,  wie  das  des  Staatsbeamten,  der  nicht  mehr  hat.  Zu 
einer  genügenden  Selbstversicherung  gegen  Krisen  und  Unfall  und 
Krankheit  bietet  auch  das  Einkommen  der  Beschäftigten  die 
Mittel  nicht. 

Der  Kapitalismus  produziert  Güter  zu  den  billigsten  Preisen 
(d.  h.  bei  sinkendem  Kapitalzinsfuls  und  steigender  Kaufkraft  des 
Währungsgeldes),  wie  wenn  die  totale  Bevölkerung  aus  lauter  kon- 
sumtionsfahigen  Leuten  bestände.  Trotz  der  billigsten  Preise  sind 
aber  die  arbeitslosen  und  besitzlosen  Massen  nicht  kauffähig.  Der 
Vorteil  der  hohen  Kaufkraft  des  Greldes  flielst  den  beschäftigten 
und  besitzenden  Kreisen  zu.  Es  ist  also  kein  Wunder,  wenn  in 
England  der  Achtstundentag  als  gesetzliches  Mittel  der  Produktions- 
reguliemng  verlangt  wird.  Man  hofffc,  dafs  alsdann  die  Produktion 
mehr  Arbeitskräfte  absorbieren  würde,  wodurch  die  Konsumtions- 
fahigkeit  verallgemeinert  würde.  Es  dürfte  aber  auch  so  kaum  ge- 
lingen, die  Massen  der  Arbeitskräfte  zu  beschäftigen  und  so  wirklich 
kaufkräftig  zu  machen,  und  die  künstiiche  Übervölkerung  zu  beseitigen. 

Wir  glauben  aber,  dafs  überhaupt  keine,  jedenfalls  keine  will- 
kürliche, Gesellschaft»-  und  Produktionsordnung  die  Funktionen  der 
Produktion  (sowohl  der  Güter  als  der  Menschenarbeitskräfte  und 
Konsumenten)  und  der  Konsumtionsfahigkeit  in  Harmonie  zu  bringen 
und  zu  erhalten  im  stände  sein  mag. 

Wenn  auch,  wie  der  alte,  erfahrene  Ludlow  vor  der  Kom- 
mission aussagte,  Besserung  und  Fortschritt  in  der  Lage  der  Arbeit 
in  England  seit  50  Jahren  bedeutend,  zum  Teil  sehr  bedeutend  waren, 


')  Siehe  darüber  den  „Anhangt. 
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diese  Lage  ist  doch  noch  bei  weitem  nicht  auf  dem  Punkte  angelangt^ 
dafs  die  herrschende  öffentliche  Meinung  sich  dabei  ohne  weiteres 
beruhigt  und  zufrieden  geben  könnte. 

In  der  That  —  diese  öffentliche  Meinung,  deren  Druck  schon 
oft  ungeheure  Wandlungen  in  den  bestehenden  Verhältnissen  be- 
schleunigt oder  erzwungen  hat,  ist  mit  dem  heutigen  Standard  of  life 
der  Arbeiter  noch  nicht  zufrieden  und  verlangt  zunächst  noch  Für- 
sorge für  die  „Arbeiter  ohne  Arbeit"  (4  cf.  S.  190). 
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Anmerknngen  zam  n.  HanptteiL 


1.  Diese  Methode  Schippeis  besteht  nämlich  darin,  dab  er  in 
seinem  Buche :  ,,Da8  moderne  Elend  nnd  die  moderne  UberrölkeroDg^S 
Stuttgart  1888,  Seite  163  u.  f.  von  den  Lohnen  wegen  Arbeits- 
losigkeit in  Abzug  bringt:  20  ^^^^  ^^^  ^^^  ^^  ^'^^  heutigen  Löhnen, 
nicht  an  den  zur  Yergleichung  dienenden  der  40er  Jahre;  während 
er  nicht  beweist,  dals  an  den  Löhnen  der  40  er  Jahre  ein  solcher 
Abzug  nicht  gemacht  werden  kann  oder  mufs.  Femer,  es  werden 
die  Löhne  der,  sage  60  er  Jahre,  der  Einfachheit  halber  als  die  Löhne 
Ton  heute  (1888)  genommen!!  Prof.  J.  Wolf  hat  in  seinem  Buche: 
„Sozialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsordnung^^  (1892)  sehr  ein- 
gehend Schippeis  „modernes  Elend'^  beleuchtet  und  u.  a.  auch 
diese  „Methode'^  gekennzeichnet  (a.  a.  O.  S.  197  f.). 

Was  die  Lohnetwickelung,  besonders  in  der  Textilindustrie,  die 
ja  nach  Schippel  fiir  die  Zwecke  der  Sozialisten  das  unschätzbarste 
Material  liefert  (a.  a.  O.  S.  150),  angeht,  so  möge  hier  noch  eine 
Tabelle  aus  Bretanos  Abhandlung  über  „Das  Verhältnis  von 
Arbeitszeit  und  Arbeitslohn  zur  Arbeitsleistung^',  Leipzig  1893,  Platz 
finden.    Sie  findet  sich  a.  a.  O.  S.  44. 

Baumwollspinnerei: 

1844 — 1846          wurde  per  Jahr  verdient 

1859—1861              „  „              „ 

1880—1882              „  „              „ 
Baumwollweberei: 

1846                      wurde  per  Jahr  verdient 

1859—1861              „  „              „ 

1880—1881              „  „              „ 
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8.  Diese  Schfldemngen  sind  bekannt  Citate  sind  hier  überflüssig. 
Man  yeigleiche  Fr.  Engels,  ^^Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
England'',  Stattgart  1892,  Seite  187 :  Die  einzelnen  Arbeitszweige.  Die 
Fabrikarbeiter  im  engeren  Sinne,  bis  Seite  190. 

Dem  heutigen  Grofsbetriebe  in  England  sind  solche  schaurige 
Zustände  £renid,  wie  sich  aus  den  Aussagen  der  Arbeiter  vor  der 
Kommission  sicher  ergiebt. 

Die  Schilderungen  Ton  Marx  —  man  vergleiche  „Das  Ejipital^^ 
Bd.  I,  Hamburg  1883,  Seite  269—298 ;  737—788 ;  789  ff.  und  Bd.  m,  1, 
Hambuig  1894,  Seite  101—116  —  die  bis  Mitte  der  60  er  Jahre 
reichen,  gehören  ebenfalls  der  Vergangenheit  an,  sonst  mülsten  wir 
ihnen  im  Aktenmaterial  der  Labour-Gommission  begegnet  sein. 

Die  Stellen  des  Schippeischen  Buches,  die  überhaupt  auf 
neuere  Zeiten  Bezug  nehmen,  enthalten  meist  nur  Versuche,  gemachte 
Verbesserungen  und  Fortschritte  zu  entwerten,  z.  B.  Seite  146,  130/131, 
149.  oder  sie  beziehen  sich  auf  Wohnungs-  und  Armenstatistik  von 
ganz  lokaler  Bedeutung :  z.  B.  Seite  76,  90,  122  etc.  In  den  ganzen 
Akten  der  Kommission  findet  sich  nichts,  was  den  Satz  beweisen 
würde,  „da(s  der  Arbeiter  in  dem  heutigen  Verkehr  trotz  aller  Kämpfe 
sich  nicht  zu  einem  menschenwürdigen  Dasein  zu  verhelfen  vermag''  - 
,.,,der"  Arbeiter!!".    S.  Schipp el  a.  a.  O.  S.  127. 

3.  Auf  Grund  der  Blaubücher  der  Labour-Commission  ist  soviel 
sicher.  Von  den  „Millionen"  Arbeitsloser,  die  Schipp  el  (a.  a.  0. 
S.  169)  auftreten  läfst,  wird  nirgends  etwas  erwähnt.  Man  erinnere 
sich  an  die  äuTserst  vagen  Angaben  von  Tom  Mann,  der  auch  bei 
den Hnnderttausenden  stehen  bleibt  Schippel  behauptet  nämlich  — 
auf  Grund  der  englischen  Armenstatistik  (und  Baxter)  von  1866, 
^.welche  nachwies,  dafs  Anfang  1866  916000  Arme  in  England  und 
Wales  unterstützt  wurden:  für  das  ganze  Jahr  betrug  die  Gesamt- 
zahl aller  Unterstützten  das  3  Vs  fache,  also  3000000.  Die  Almosen- 
empfanger  gehörten  wohl  &st  ausschliefslich  dem  Arbeiterstande  mit 
seinen  16  Millionen  Köpfen  an.  Von  diesem  aber  betrugen  sie  fast 
genau  ein  Fünftel,  20 •/o!"  —  also  Schippel  behauptet:  „Ein 
Fünftel  des  Arbeiterstandes  ist  im  Durchschnitt  aufser  Beschäftigung/^ 
Die  totale  arbeitende  Bevölkerung  Englands  und  Schottlands  macht 
Dach  Griffe  US  Angabe  (1886)  13  200000  (Männer,  Frauen,  junge 
Männer,  Knaben  und  Mädchen)  Personen.  Wenn  davon,  also  von 
dem  Arbeiterstande  von  1886  durchschnittlich  ^6  arbeitslos  sein 
mofsten,  so  wären  es  2  640  000  d.  h.  2640  Tausende,  nicht  blofs  ,Tausende^ 
Eine  solche  Erscheinung  müfste  doch  ganz  ungeheuer  auffällig  sein, 
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und  jedenfalls  in  einem  Blaubuch  über  die  Arbeiterverhältnisse  der  Gegen- 
wart figurieren.    Übrigens  beziehen  sich  die  ^^Millionen'^  Schippeis 
auf  das  Jahr  1866 !  Es  wäre  also  ein  ganz  pyramidaler  Fortschritt  in 
den  20  Jahren  gemacht  worden.    Über  die  ^yMethode^'^  der  Schippel 
seine  Millionen  verdankt,  vergleiche  man  Wolf  a.  a.  O.  Seite  201  ff. 
4.  Diese  Fürsorge   für   die   temporär  Arbeitslosen   ist   ein   selir 
wichtiger  sozialpolitischer  Frogrammpunkt.   Es  ist  also  nicht  verwunder- 
lich, dafs  auch  vor  der  Arbeitskommission  über  diese  Frage  verhandelt 
wurde.    Der  Sekretär  der  „Charity  Organisation  Society"  in  London, 
Mr.  Ch.  Stewart  Loch,   hat   einige   wertvolle   Angaben  gemacht. 
Leider  ist  keine  Statistik  der  Arbeitslosen  vorgebracht  worden.    Prof. 
Marshall,   von   der  Kommission,    wünschte   sehr   eine   solche    für 
London   und   für  1891  oder  1892.    Loch  antwortete,    er   fürchte, 
eine  solche  Statistik  wäre  irretührend.    Man  könne  die  individuellen 
Fälle  nicht  genugsam  erkennen,   man  müfste  jeden  Einzelfall  ganz  in 
der  Nähe  prüfen.    Höchstens  könnte  man  einen  speziellen  G-eschäfts- 
zweig,   der  sich  in  einer  Krise  befinde,    oder  ein  kleines  Gebiet,   wo 
eine  Krise  herrscht,   mit  Hilfe    der  Arbeiter,    die  wohl   unterrichtet 
sind  mit  den  Daten  des  Arbeitsmarktes  und  der  Lage  der  Leute,  be- 
arbeiten.   So  wertvoll  eine   solche  Untersuchung,  so  langwierig  wäre 
sie,  aber  besser  als  die  gewöhnliche  Arbeitslosenstatistik.    (Protokoll 
der  V.  K.  S.  396.)    Interessant  sind  die  Ausführungen  Lochs,  die 
sich  mit  der  ethischen  und  ätiologischen  Seite  der  Arbeitslosenfrage 
befassen.    Wir  wollen  einiges  anführen.     Wer  sind  die  Arbeitslosen? 
„Das  Wort  „arbeitslos"    oder  das  Übel,    dafs  Leute  „aufser  Arbelt" 
sind,  ist  oft  sehr  vieldeutig.  Ich  habe  häufig  gefunden,  dafs,  wenn  Leute 
sagten,  sie  seien  arbeitslos,  d.  h.  sie  könnten  keine  Arbeit  finden,  ganz 
andere  Gründe  vorlagen.    Faktisch  waren  sie  allerdings  ohne  Arbeit, 
aber  der  Grund   lag  nicht  in   einem  Mangel  an  Arbeitsgelegenlieit.*' 
Loch  führt  verschiedene  Fälle  an,  wo  die  Arbeitslosigkeit  eine  selbst- 
verschuldete ist.     „Sogenannte  Arbeitslosigkeit  ist  oft  nur  ein  anderer 
Name  für  die  Unfähigkeit,    von  den  Löhnen   einen  vernünftigen  Ge- 
brauch zu  machen,    hie  und  da  auch   für  Faulheit  und  Hang  zum 
Trinken."     „Gröfsere  Vorsicht  und  Vorsorge  würde  die  unglücklichen 
in  den  Stand  setzen,  von  den  Löhnen  zu  leben,  die  sie  in  den  besseren 
Zeiten  verdient  haben."    „Der  Sommerlohn   in   den  Saisongewerben, 
die   gegen  Ende  Januar   flau  werden  und  2  Monate  ca.  bleiben,  ist 
erträglich  hoch,   während  der  Winterlohn  gering  ist,  wenn  man  sich 
aber  einrichtet,    so  kann  man  das  ganze  Jahr  hindurch  auskommen/* 
(S.  Protokoll  der  V.  K.  S.  388/399.) 
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Als  sozialpolitische  Heilmittel  werden  yorgeschlagen,  die  y^künsl- 
liehe  Beschäfügang'^  und  die  Arbeiterkolonieen  nach  hoUändischem 
Muster.  Auf  das  Nähere  können  wir  hier  nicht  eingehen.  Diese 
Andentangen  genügen  übrigens  für  unsere  Zwecke  yollkommen.  (Man 
vergleiche  das  Protokoll  der  Vereinigten  Kommission  Seite  388 
bis  399). 
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Anhang. 

Zur  Kenntnis  der  Kooperativgeselischaften  in  England. 

Nach  Aussagen  von  Vertretern  der  Kooperativbewegung  vor  der 

Vereinigten  Kommission. 


Einleitung. 

Vor  der  ,,Royal  Commission  on  Labour  sitting  as  a 
W  h  o  1  e"  wurden  als  Vertreter  der  Kooperativbewegung  4  Abgeordnete 
der  „Cooperative  Union  of  G-reat  Britain  and  Ireland** 
(«lohn  T.  W.  Mitchell,  W.  Maxwell,  Joseph  Greenwood, 
Frank  Härder n)  vernommen   (am  25.    und  26.  Oktober  1892).*) 

Die  neuere  englische  Kooperativbewegung  ist  auf  dem  Kontment 
nicht  unbekannt.  Durch  die  Übersetzung  der  Schrift  der  Beatrice 
Potter,  seit  1892  Frau  Sidney  Webb,  über  „Die  britische 
Genossenschaftsbewegung"  1891  (Brentano  und  Leser, 
Sammlung  älterer  xmd  neuerer  staatswissenschaftlicher  Schriften  des 
In-  und  Auslandes,  Nr.  1,  Leipzig  1893)  ist  deren  Bekanntschaft  auch 
einem  weiteren  deutschen  Publikum  erleichtert. 

Historisch  und  theoretisch  bieten  mm  diese  Zeugenaussagen 
nichts  oder  nicht  viel  Neues.  Aber  es  dürften  ihre  Mitteilungen  von 
grofsem  praktischen  Interesse  sein,  und  einen  Einblick  in  das  geschäft- 
liche Wesen  der  Kooperativorganisation  gestatten ;  umsomehr  als  sieb 
die  kompetenten  Zeugen  mit  konkreten  Beispielen  beschäftigen. 

Der  Darstellung  der  interessantesten  Verhältnisse  an  der  Hand 


*)  Vgl.  überhaupt:  „The  twenty  seventh  Cooperative  Gongress  1895."   Man- 
chester 1895,  besonders  8.  3 — 9  und  144—152. 
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der  Zeugnisse  mögen  hier  nnr  noch  einige  Bemerkungen  allgemeiner 
Natur  Yoraufgehen.*) 

Es  giebt  zwei  Arten  der  geschäftlichen  (ökonomischen)  Kooperation : 
organisierte  Verbände  von  Konsumenten  und  solche  Yon  Produzenten. 
Die  erstere  entspringt  dem  Verlangen  der  Besitzer  kleiner  Einkommen^ 
ihre  Bedarfsartikel  zu  wohlfeilen  Preisen  einzukaufen.  Natürlich 
teilen  auch  Angehörige  der  Mittelklassen  diesen  Wunsch.  So  sind 
in  London  riesige  Konsumgeschäfte  entstanden,  die  sehr  erfolgreich 
arbeiten.  Allein  diese  Einrichtungen  gelten  in  den  Augen  derer,  die 
sich  aus  der  „Cooperation''  eine  Art  B^ligion  gemacht  haben,  nicht 
fiir  voll,  und  zwar,  weil  hier  die  Konsumenten  als  solche  keinen  An- 
teil am  Geschäfbsgewinn  haben.  Von  den  eigentlichen  Kooperativ* 
Organisationen  erwartet  man  eben  mit  B^cht  nicht  blofs  die  zweck- 
mässigste  Verproviantierung  eines  bestimmten  Kundenkreises,  sondern 
bedeutende  und  heilsame  Umwandlungen  in  der  Zusammensetzung 
des  sozialen  Körpers  selbst. 

Diese  eigentlichen  Kooperativverbände  sind  nun  entweder  der 
Verteilung  oder  der  Produktion  gewidmet.  Unter  dem  System  der 
Kooperativproduktion  *)  partizipieren  die  Lohnarbeiter  am  Gewinn. 
Dies  ist  aber  noch  der  wunde  Punkt  der  Kooperativbewegung.  Ist 
es  doch  eine  psychologisch-ethische  Thatsache,  dafs  der  Kampf  um 
den  Grewinn  und  der  Gewinn  antisoziabel,  isolierend  wirkt:  das  pure 
Gegenteil  der  „Cooperation'*.  Die  kooperative  Produktion  (Fabrikation) 
begegnet  thatsächlich  gröfseren  Schwierigkeiten  als  die  kooperative 
Verteilung,  deren  Geschäfte  blühen.  Heute  sind  denn  auch  (in  Eng- 
land) die  Produktivgenossenschaften  noch  im  Stadium  des  Experimen- 
tierens.  Das  Ideal,  das  sie  zu  erreichen  hoffen,  ist  die  „Produktion 
mit  Gewinnbeteiligung".*) 


')  Vgl.  ,J)ictionary  of  Political  Oeconomy*'  (edited  by  R.  H.  Inglis  Pal- 
graTe)  Vol.  I.  p.  409  ff.    . 

*)  ,,Kooperatiye  Produktion  kann  man  definieren  als  Führung  einer  indu- 
striellen Unternehmung  im  Interesse  der  dabei  beschäftigten  Arbeiter.  In  dem 
ßevafstsein  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  Kapital  und  Arbeit  suchen  die 
-Cooperators**  Kapitalisten  und  Arbeiter  zu  versöhnen  durch  Verbindung  der- 
selben in  denselben  Personen,  oder  durch  Bezahlung  des  ersteren  mit  einer  fixen 
Zinsrate  und  Entfernung  desselben  von  der  Kontrolle  des  Geschäfbes,  in  dem 
sein  Geld  steckt.  Welchen  von  beiden  Wegen  man  wählt,  immer  ist  der  Wunsch 
der.  einen  bedeutenden  Teil  des  Gewinnes  unter  die  Arbeiter  zu  verteilen  im 
Verhältnis  zum  Werte  ihrer  Produkte." 

*)   „Profitsharing   (Gewinnbeteiligung)   unter   Privatunternehmern   soll  man 
ermutigen,   weil   sie  sehr  nahe   verwandt  ist   mit   der  Kooperation.    Sie  ward« 
Stutswissenschaftl.  Studien.    YL  ^^3  13 
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1.  GesehichtUches. 

(Bis  1844.) 

« 

A.  England. 

Wohl  der  erste  Versuch  mit  der  Kooperation  in  England  wurde 
in  Hüll  gemacht,  zu  Ende  des  letzten  Jahrhunderts. 

Damals  richteten  die  Armen  der  Stadt  eine  Petition  an  den 
Senat,  den  sie  um  seine  Unterstützung  angingen  bei  Schaffung  eines 
Baufonds  für  eine  MtLhle,  da  die  Müller  so  hohe  Preise  für  das  Meli] 
verlangten.  Die  Mühle  kam  zu  stände,  was  aber  die  Müller  derart 
in  Aufregung  brachte,  dafs  sie  die  Gesellschaft  bei  den  Yorker 
Assisen  der  Schädigung  ihrer  Interessen  (concurrence  dfiloyale?)  an- 
klagten. Die  Assisen  jedoch  sprachen  die  Gesellschaft  frei,  und  so 
wurde  die  Mühle  gerettet,  und  besteht  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Bald  wurden  anderwärts  Mühlen  nach  dem  Huller  Muster  er- 
richtet. Ihre  Erfolge,  in  Verbindung  mit  der  Agitation  R.  Owens 
für  den  sozialen  Fortschritt,  sicherten  seit  1828  dem  Kooperativprinzip 
eine  dauernde  Bedeutung  für  den  Handel  überhaupt  Es  entstanden 
Genossenschaften,  die  dem  kommunistischen  Prinzip  der  Anhäufung 
der  Gewinne  aus  dem  Verkauf  von  Gütern  an  die  Mitglieder  zum 
gewöhnlichen  Marktpreise  huldigten,  im  Gegensatze  zum  Prinzip  der 
Verteilung  der  Gewinne  an  die  Einzelnen. 

Schon  1835  indes  zeigten  sich  untrügliche  Spuren  des  Verfalls 
dieser  Genossenschaften.  Die  Gründe  waren  folgende:  Die  Leute 
kannten  die  Geschäfts-  und  Handelsregeln  zu  wenig;  bedienten  sich 
zum  Teil  Angestellter  von  zweifelhafter  Ehrlichkeit;  ein  Borgsystem 
war  vielfach  aufgekommen ;  es  waren  keine  gesetzlichen  Bestimmungen 
vorhanden  zum  Schutze  der  Genossenschaften  gegen  Übergriffe  der 
Mitglieder  und  zum  Schutze  der  Mitglieder  gegenüber  der  Genossen- 
schaft. 

1844  kam  das  Eochdalesystem  auf.  Dieses  unterscheidet 
sich  von  dem  alten,  kommunistischen  System  darin,  daCs  es  die  Ge- 
winne unter  die  Mitglieder  verteilt,  im  Verhältnis  ihrer  Käufe.  Dieses 
System  unterscheidet  sich  auch  von  demjenigen  der  Armee-,  Marine- 
und   Zivil-Dienst-Beamteten-Konsumläden,    in  dem  im  Interesse  der 


einen  grofsen  Vorteil  für  die  Arbeiter  bieten."  (S.  Digesten  der  Vereinigten 
Kommissionsverhandlungen  S.  12/13;  Aussagen  des  Mr.  Greenwood,  Mit- 
gliedes des  Zentralen  leitenden  Ausschusses  der  Kooperativ union.) 
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DiTidenden  Gewinne  erzielt  werden  müssen,  statt  dafs  einfach  zum 
Selbstkostenpreis  yerkauft  wird.  Die  Käufer  erhalten  indessen  ihre 
Dividenden  erat,  wenn  sie  dieselben  brauchen.  Man  will  lieber  die 
aufgelaufenen  Beträge  als  Depositen  den  Mitgliedern  gutschreiben 
so  lange  die  Geschäfte  flott  gehen,  damit  die  Genossenschaft  in 
schlechten  Zeiten  ihr  Geschäft  fortsetzen  könne,  ohne  mit  dem  Bar- 
zahlongssystem  brechen  zu  müssen.  Trotzdem  wird  hie  und  da  ge- 
borgt. 

Im  Jahre  1844  wurde  die  Genossenschaft  der  Pioniere  von 
Rochdale  gegründet.  In  die  Kooperativbewegung  kam  damit  ein 
neues  Leben. 

B.  Schottland. 

Mit  der  Kooperation  dürfte  in  Schottland  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  begonnen  worden  sein,  und  zwar  kann  man  ihren  Ur- 
sprung in  den  Lebensmittelvereinen  sehen,  die  damals  aufkamen.  Die 
Go van- Genossenschaft  mag  als  ein  Beispiel  gelten.  Sie  wurde  ge- 
gründet 1779  und  besteht  noch  heute.  Diese  Gesellschaften  verteilten 
ihre  Gewinne  nicht  an  die  Käufer,  sondern  an  die  Aktionäre,  und 
der  kleine  Handwerker  mit  wenig  oder  gar  keinem  Kapital  hatte 
keinen  Vorteil  von  dieser  Einrichtung.  So  waren  denn  die  Mitglieder 
meist  kleinere  Unternehmer  aus  dem  unteren  Mittelstande. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts  wurden  einige 
rohe  Versuche  zur  Ausarbeitung  und  Verwirklichung  eines  Planes 
der  Verteilungskooperation  im  Interesse  der  Konsumenten  gemacht, 
aber  nichts  Bedeutendes  wurde  geleistet,  bis  1846  oder  1847,  wann 
das  Rochdale -System  der  Dividenden  nach  den  Käufen  zum  ersten 
Male  Anwendung  fand. 

2.  Die  neuere  und  neueste  Entwickelang  der  Kooperatiy- 

organisationen. 

A.  In  England. 
(English  Cooperative  Wholesale  Society.) 

Wie  bereits  mitgeteilt,  wurde  1844  die  Gesellschaft  der  Pioniere 
Ton  Rochdale  gegründet.  In  die  Kooperativbewegung  wtir  dadurch 
^in  neuer  Aufschwung  gekonamen. 

Die  Progranmipunkte  dieser  Gesellschaft  waren  folgende:  1.  Eine 
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Verkaufsstelle  für  Lebensmittel  etc. ;  2.  Bau  und  Kauf  von  gemein- 
samen Wohnstätten  für  die  Mitglieder;  3.  Fabrikation  bestimmter 
Artikel  mit  arbeitslosen  und  schlechtbezahlten  Mitgliedern;  4.  Kauf 
oder  Pacht  von  Landanlagen  zum  Betrieb  mit  arbeitslosen  und  schlecht- 
bezahlten  Mitgliedern;  5.  Regelung  der  Produktion,  der  Verteilung, 
der  Erziehung  und  Verwaltung  — ,  d.  h.  Einrichtung  einer  sich  selbst 
genügenden  geschlossenen  Kolonie  der  durch  gemeinsame  Interessen 
verbundenen  Arbeiter,  und  Unterstützung  ähnlicher  anderer  Organi- 
sationen; 6.  Eröffnung  einer  Temperenzwirtschaft. 

Diese  Punkte  sind  alle,  mit  Ausnahme  von  Punkt  3  verwirklicht 
worden.  Die  Bochdale-Gesellschaft  hat  die  englische  Konsumgenossen- 
schaft in  ihrem  Werke  unterstützt,  hat  sich  jedoch  ihrerseits  auf  die 
„Verteilung"  beschränkt. 

Die  heutige  Verfassung  der  Gesellschaift  ist  wenig  verändert. 
Ein  Komitee  (Präsident,  Kassierer,  Sekretär  und  8  periodisch  erneuerte 
Mitglieder)  leitet  die  Geschäfte.  Das  Komitee  teilt  sich  in  4  Sab- 
komitees,  nämlich  ffir:  1.  Spezereien,  2.  Kohle,  3.  Hausgeräte^ 
4.  Finanzen.  Es  übt  die  Aufsicht  in  wöchentlichen  ordentlichen 
Sitzungen.  Li  dasselbe  wählbar  ist  jedes  MitgUed,  das  jährlich  für 
4  £  (100  Frs.)  kauft.  Das  durchschnittliche  Aktienkapital  eines  Mit- 
gliedes ist  auf  30  £  (760  Frs.)  beschränkt.  Der  ,,Industrial  and  Pro- 
vident  Societies'  Act  1867"  fixierte  den  Betrag  auf  200  j^  (5000  Frs.)r 
aber  die  Gesellschaft  hat  durch  ihre  eigenen  Statuten  100  £  (2600  Frs.) 
als  Grenze  gesetzt.  Andere  Gesellschaften  sind  noch  weiter  gegangen 
und  haben  den  Anteil  eines  Mitgliedes  auf  25  £  (625  Frs.)  oder  auf 
30  £  (750  Frs.)  maximiert. 

Im  Dezember  1844  mietete  das  Komitee  ein  Lokal  (31  Trade 
Lane,  Rochdale)  zum  Verkaufe  von  Kolonialwaren  zu  ortsüblichen 
Preisen  an  Mitglieder  und  andere  Leute.  Der  Laden  war  zuerst 
blofs  abends  offen,  da  die  Leiter  sonst  ihrer  Beschäftigung  nach- 
gingen. 

1845.  1891. 

Mitglieder:  74.  11647. 
Fonds :    181  £   (4525  Frs).  370  792  £   (9  264  800  Frs.). 
Verkauf:  710  £   (17500  Frs.).  296  025  £   (6  900  626  Frs.). 
Gewinn :    22  £   (550  Frs.).     36  823  £   (920  575  Frs.), 
52  198  £  (1  304  950  Frs.).*) 

')  Gewinn  mit  Rücksicht  auf  Zinsen  von  auswärts  angelegtem  Kapital 
(Änderung  in  den  Geschäftsmaximen).  Die  Fonds  übersteigen  die  Verkäufe  in- 
folge der  angelegten  zinstragenden  Kapitalien. 
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Zwischen  1877  und  1891  ging  der  Verkauf  zurück,  trotzdem  die 
Mitgliederzahl  stieg.  Die  Vermehrung  der  Mitgliederfamilien  war 
eben  grofser  als  die  Steigerung  ihrer  Kaufkraft!  Vom  Nettogewinn 
dienen  S';',  %  Erziehungszwecken.  Man  hat  einen  grofsen  Zentral- 
lesesaal errichtet,  femer  18  Filialen  mit  Büchereien,  die  zusammen 
17318  Bände  enthalten.  Man  hat  naturwissenschaftliche,  künstlerische, 
technische  Unterrichtsklassen,  welche  345  Studierende  besuchten  (wäiirend 
des  letzten  Kurses),  die  121  £  (3026  Frs.)  Lehrgeld  zahlten. 

Andere  Genossenschaften  folgten  rasch  nach:  Bolton  1869  und 
Lincoln  1877  sind  gute  Beispiele,  die  eine  in  einem  Industrie- 
zentnmi,  die  andere  in  einem  Landwirtschaftsbezirk. 

Die  erstere  hatte  in  den  32  Jahren  ihres  Bestehens  bis  heute  (1891) 

Handelsumsatz:  5  110  647  £  (127  613  676  Frs.). 
Gewinn  *) :  726  784  £  (18  169  600  Frs.). 
Dividende«):  606  255  £  (15  156  375  Frs.). 
Kosten  der  Geschäftsführung:  115  638  £  (2  890  960  Frs.). 
Entwertung:  36  987  £  (924  425  Frs.). 
Heutiger  Wert:  78  625  £  (1965  376  Frs.).' 
Vorschüsse  ») :  258  265  £  (6  456  625  Frs.). 
Zurückbezahlte  Vorschüsse :  140  320  £  (3  520  500  Frs.). 
Die  Sparbankabteilung  hat 

Kleine  Depositen»):  37  131  £  (928  275  Frs.). 
Zurückgezogene  Deposita :  29  033  £  (725  825  Frs.). 
Bestehende  Guthaben:  9191  £  (229  775  Frs.). 

')  Nach  Abzag  der  Direktionsspesen  und  der  Entwertani^r. 
')  Ausbezahlt  an  die  Mitglieder  pro  rata  ihrer  Käufe. 
*)  An  die  Mitglieder  für  Hausbauten. 
*)  Der  Rest  ist  hypothekarisch  gesichert. 
')  Während  der  letzten  17  Jahre. 

Seit  ihrer  Gründung  hat  die  Gesellschaft  jährlich  von  ihrem 
Gewinn  2V,  %  für  Erziehungs-  (Bildungs)zwecke  verausgabt:  total 
16983  £  (424  575  Frs.);  die  heutige  Jahresrate  ist  1900  £ 
(47500  Frs.). 

Die  Lincoln-Genossenschaft  umfafst  hauptsächlich  Landarbeiter, 
jedoch  auch  Schienenleger  und  andere  Eisenbalinarbeiter,  Häusler, 
Dorfhandwerker,  Pächter,  Geistliche  und  zum  Teil  auch  Landeigen- 
tümer. Die  lokalen  Filialen  werden  je  durch  ein  Aufsichtskomitee 
verwaltet.  Die  Subkomitees  sind  jedoch  dem  Direktorium  der  Ge- 
sellschaft  unterstellt.     Mit   einigen   Filialen  werden   periodisch  Ver- 
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Sammlungen  abgehalten,  viertel-  oder  halbjährlich,  um  die  Rechnungen 
zu  genehmigen  und  die  Beamten  zu  wäMen.  Aber  das  geschieht 
immer  nur  auf  Wunsch  der  betreffenden  Mitglieder.  Ein  gro&er 
Teil  des  Handels  wird  auf  dem  Wege  des  Tausches  vollzogen,  ver- 
mittels eines  Oolportage  •  „ Van"  (Güterwagens),  der  Kolonialwaren, 
Brot,  Mehl,  Stoffe,  Schuhe  und  Kleider  aus  der  Stadt  bringt,  und 
im  Umtausch  Korn  und  ländliche  Produkte  den  Dorfbewohnern  zu 
bestimmten  vereinbarten  Preisen  abnimmt.  Die  Gesellschaft  vertritt 
gewissermafsen  die  Rolle  einer  „Tauschbank"  für  die  Mitglieder. 
Femer  ist  sie  eine  Art  Ejreditbank,  indem  sie  die  Mitglieder  von 
ihrem  Aktienkapital  Beträge  entnehmen  läfst,  um  Samen,  Ferkel  zum 
Mästen  und  Kleiderausrüstungen  zu  kaufen.  Durch  ihre  Teilnahme 
an  der  Gesellschaft  bilden  sich  die  Landarbeiter  in  gewissem  Grade 
in  der  Selbstverwaltung.  Die  Mitglieder  erhalten  Hypothekarkredit 
von  der  Gesellschaft  auf  Häuser  und  Grundstücke ,  die  sie  kaufen. 
Diese  Kredite  sind  in  19%  Jahren  mit  Zinsen  (4^,  %)  zurückzuzahlen. 
In  6  Zweigvereinen  zählt  die  Gesellschaft  heute  1702  Mitglieder. 
Im  letzten  Vierteljahr  betrug 

Verkauf:  35  660  £  6  s  6  d  (888  666,6  Frs.). 

Reingewinn:  2511  j^  7  s  65  d  (627  840,6  Frs.). 

Aktienkapital:  11437  £  6s  Id  (286  932,6  Frs.). 

Aktiva:  6746  j^  I7s  2d  (143  670,6  Frs.). 

Land,  Gebäude,  fixiertes  Kapital:  6746^  14s   6  d  (143  642,4  Frs.) 

Grundpfandkredit:  1  742  j^  12  s  6  d  (43  656  Frs.). 

x\uf  einigen  Plätzen,  wie  London,  wo  kein  Erfolg  der  Detiiil- 
konsumvereine  zu  verzeichnen  ist,  ist  der  Fortschritt  weniger  bedeutend 
als  auf  anderen.  Im  allgemeinen  ist  jedoch  die  Entwickelung  stetig. 
1887  gab  es  919  Detailkonsumvereine  mit  6100  Verkaufsstellen,  als 
Bäckereien,  Metzgereien,  Mehlwaren-,  Kolonialwaren-,  Kohlen-,  Stoif-, 
Putzwaren-,  Schuh-  und  Stiefel-,  Kleider-,  Thonwaren-,  Geschirr-, 
Stahlwaren-,  Eisenwarenhandlungen  und  Bier-,  Wein-  und  Sprit- 
verkaufsstellen. 

Grofskonsumvereine  —  im  Gegensatz  zu  den  Detailkonsumvereinen 
—  entstanden  mit  der  North  of  England  United  Cooperative 
Company  1831.  Dieser  erste  Versuch  milslang,  da  man  infolge 
Kapitalmangels  nicht  mit  den  privaten  Grossisten  konkurrieren  konnte. 
Ein  zweites  Experiment,  das  der  christlichen  Sozialisten  in 
London,  hatte  kaum  mehr  Erfolg;  ebensowenig  auch  die  Grofs- 
konsumabteilung   der   Pioniere    von   Bochdale    1863.      1862,63 
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wurde  die  Sache  im  Norden  wieder  aufgenommen,  nunmehr  mit  Er- 
folg^ and  dies  führte  zur  Gründung  der  North  of  England  Co- 
operatire  Wholesale  Society. 

Bei  dieser  können  sich  nur  eingetragene  Genossenschaften  mit 
Kapital  beteiligen  oder  Mitglieder  werden.  Die  Gesellschaft  änderte 
mit  der  Zeit  ihren  Namen  ^  als  die  Geschäffcssphäre  sich  ausdehnte, 
in  The  English  Cooperative  Wholesale  Society.  Sie 
wurde  eingetragen  am  11.  August  1863.  Sie  begann  ihre  Geschäfte 
am  14.  März  1864.  50  Gesellschaften  mit  17646  Mitgliedern  waren 
Teilhaber  mit  zusammen  999  £  (24976  Frs.)  Kapital.  In  2  Jahren 
wuchs  die  Zahl  der  beteiligten  Gesellschaften  auf  96  mit  26  240  Mit- 
gliedern. Ein  Depot  wurde  errichtet  in  Tipperary  (Irland)  für 
Butter  imd  Eier  —  Hauptartikel!  — ,  um  den  Zwischenhandel  zu 
eliminieren  und  direkt  von  Produzenten  zu  kaufen.  Heute  hat  die 
Gesellschaft  6  Depots  in  Irland,  deren  Lagerbestände  1891  waren 

Butter  (Fat)  Butter  (Wert) 

122151  468706  £ 

(11717650  Frs.) 

• 

1881  wurde  in  Kopenhagen  ein  Depot  eröflFnet  für  dänische 
Produkte.  Sein  Lagerbestand  —  hauptsäclüich  Butter  —  ist  jetzt 
jährhch  mehr  als  930700  £  (23  270000  Frs.)  wert. 

Später  sind  Depots  errichtet  worden  in 

Hamburg  Aarhus^  New-York  (1876)«) 

232215  £  131422  £  Käse,  Speck,  Mehl  etc. 

(58  055  375  Frs.)      (3  285  540  Frs.)  476  746  £ 

(11918650  Frs.) 

')  In  den  31  ersten  Wochen  seines  Bestandes. 
*)  Wert  per  Jahr. 

Vor  1871  hatte  die  E.  C.  Wh.  S.  alle  ihre  Geschäfte  mit  den 
Destributive  Cooperative  Sodeties  in  England  von  Manchester  aus 
geleitet.  In  diesem  Jahre  wurde  eine  Filiale  zu  gunsten  der  Ge- 
sellschaften der  Gegend  in  Newcastle-on-Tyne  errichtet.  1891 
war  der  Verkauf  dieses  Geschäftes  1907  265  £  (47681625  Frs.). 
1874  wurde  ein  Zweiggeschäft  in  London  errichtet  für  die  Bedürf- 
nisse von  Süd-England.  Sein  Verkauf  erreicht  p.  a.  1283612  £ 
(32090300  Frs.).  1882  wurde  ein  Debit  errichtet  in  Leeds.  Dort 
ist  ein  Vertreter  stationiert  zur  Verwaltung  des  Musterlagers  und  um 
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die  Aufträge  aus  der  Umgegend  in  Empfang  zu  nehmen.  7  andere 
Debits  sind  in  Nottingham,  Blackburn,  Huddersfield, 
Birmingham,  Northampton,  Bristol  und  Cardiff. 

1872  wurde  die  Bankabteilung  begründet.    Ihr  Verkehr  war 

1873.  189L 

1581495  £  28590670  £ 

(2957  375  Frs.)  (714766  750  Frs.) 

1876  wurde  ein  kleines  Schiff  angeschafft  für  Fahrten  zwischen 
Goole  und  Calais.  Dasselbe  exportierte  Kohle  und  Manufaktur- 
waren und  importierte  französische  Artikel.  Heute  besitzt  die  Gre- 
sellschaft  eine  Flotte  von  6  Dampfern :  „Pioneer",  „Unity",  „Progress**, 
„Equity",  „Föderation"  und  „Liberty". 

Baukosten  Reg. -Tons 

84500  £  3898. 

(2112500  Frs.) 

Die  Einnahmen  der  Schiffsabteilung  waren  nicht  immer  hinreichend 
zur  Deckung  der  2iinsen  und  Amortisation. 

Seit  1882  wird  mit  den  Thee-  und  Kaffeeimporteuren  direkt  ge^ 
handelt,  statt,  wie  früher,  durch  eine  Theehandlung.  Diese  Ein- 
richtung zeigte  bald  Erfolg,  indem  der  Kaffee-  und  Theeverkauf  rapid 
wuchs.     Er  ist 

heute  570341  £  (14260  775  Frff.) 
gegen  190020  £  (  4750050  Frs.)  1882. 

Die  Chokoladefabrikation,  die  zu  diesem  Departement  ressortiert, 
macht  Fortschritte.     Sie  beschäftigt  heute  300  Arbeiter. 

1873  wurde  der  Grund  zum  Versicherungsfonds  geschaffen.  Es 
wurden  2000  £  (50000  Frs.)  aus  dem  Reservefonds  hierzu  entnommen. 
Die  Genossenschaft  betreibt  damit  die  Selbstversicherung  ihrer  Schiffe, 
sowie  einesteils  ihrer  verschiedenen  Gebäulichkeiten ,  Immobilien, 
Vorräte  und  der  Güter,  die  schwimmen.  Trotz  dessen,  dafs  starke 
Nachschüsse  gemacht  werden  mufsten  infolge  von  Verlusten  durch  Feuer- 
schaden, Schaden  an  den  Scliiffen  etc.,  ist  der  Fonds  durch  Prämien 
und  durch  Zuweisungen  aus  dem  Gewinnsaldo  auf  die  bedeutende 
Summe  von  205  766  £  (5144150  Frs.)  angewachsen,  und  somit  ist 
diese  Einrichtung  gewifs  berechtigt. 

Die  Entwickelung  der  Genossenschaft  war  im  ganzen  rasch  und 
stetig.    Im  Anfang  beschränkte   sie   ihr  Geschäft   ausschliefslich  auf 
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Kolonialwaren  und  Lebensmittel.  Nach  und  nach  ging  sie  über  zum 
Handel  mit  Stoffen^  Schuhen,  Stiefeln,  Hausgeräten,  Stahlwaren  und 
anderen  Artikeln.  Heute  kann  sie  alle  Artikel,  die  von  ihren  Mit- 
gliedern benötigt  werden,  liefern.  Die  Gesellschaft  hat  investiert  in 
Land,  Gebäuden,  Dampfern  und  Immobiliar  die  Summe  von  892  633  £ 
(22  315  825  Fra.).  Die  Entwertung  beträgt  309  522  £  (7  738  050  Frs.), 
mid  so  figuriert  das  Aktivvermögen  in  der  Bechnung  der  Genossen- 
schaft im  Hauptquartier  M  a n  c  h  e  s  t  e  r  mit  583  1 12  .;^  (14  577  800  Fr.). 

Ein  Exekutivkomitee  ist  betraut  mit  der  Verwaltung  der  Geschäfte. 
Es  hat  8  Mitglieder  für  Newcastle,  8  Mitglieder  fiir  London 
nnd  16  für  das  Ganze.  Hauptsitz  ist  Manchester.  Zur  gültigen 
Beschlufsfassimg  müssen  die  16  Mitglieder  für  das  Ganze  mit  je  2 
von  London  und  Newcastle  sich  vereinigen.  2  Mitglieder  fiir 
Manchester,  1  für  London  und  1  für  Newcastle  treten  viertel- 
jährlich zurück,  sind  aber  wieder  wählbar.  Das  Generalkomitee  wird 
gewählt  durch  die  Komitees  der  beteiligten  Detailkonsumvereine. 
Kein  Arbeiter  der  Gesellschaft  kann  in  das  leitende  Komitee  kommen. 

Es  ist  unpassend^  den  Arbeitern  eine  direkte  Kontrolle  der  Ein- 
richtungen, bei  denen  sie  angestellt  sind,  zu  erlauben,  so  lange  nicht 
die  Kooperation  universal  geworden  ist  und  noch  dem  Ganzen  wider- 
streitende Privatinteressen  vorhanden  sind.  Indirekt  können  die  Ar- 
beiter das  Ganze  überwachen  dadurch,  dafs  sie  Mitglieder  der  Detail- 
konsumvereine  sind,  welche  die  Kompetenz  haben,  die  Komitees  zu 
wählen,  die  ihre  Vorgesetzten  bestimmen  (! !). 

Zwischen  der  englischen  und  der  schottischen  0.  Wh.  S.  bestehen 
die  freundschaftlichsten  Beziehungen.  Die  letztere  beteiligte  sich  bei 
der  ersteren  mit  25  000  £  (626  000  Frs.)  in  Form  eines  Darlehens. 
Man  hat  vorgeschlagen,  die  beiden  Organisationen  zu  amalgamieren. 
Das  war  jedoch  gesetzwidrig. 

Der  Fortschritt  der  „Verteilung  im  Grofsen"  wie  „im  Kleinen" 
gab  Anlafs  zu  Experimenten  mit  der  kooperativen  Produktion.  Der 
totale  jährliche  Güterwert  der  Gesellschaften,  die  selbsterzeugte  Waren 
im  Kleinen  verkaufen,  beträgt  3  347  480  £  (83  687  000  Frs.).  Die 
Zahl  der  Arbeiter  4600  (1600  Bäcker,  600  Schlächter,  1200  Stiefel- 
macher,  700  Schneider,  600  Frauenschneider).  Dazu  kommt,  dafs  einige 
Gesellschaften  eigene  Kommühlen  haben,  so  inLeeds,  Barnsley, 
Carlisle,  Cleator  Moor,  Leicester,  Leith,  Lincoln, 
Mansfield,  Stockton-on-Tees,  welche  alle,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen von  Leith,  mit  Gewinn  arbeiten. 

Wichtiger  indessen   sind    die   produktiven  Unternehmungen   der 
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Grofskonsumgesellschaften.  Die  erste  derartige  Aolage  war  1873 
in  Crumpsall  bei  Manchester,  eine  Biskaitfabrik.  Mit  ihr  wurde 
später  verbunden  die  Fabrikation  von  Marmelade,  gedörrtem  Obst  Der 
Fortschritt  und  das  Gedeihen  dieser  Anlage  Hessen  nichts  zu  wünschen. 
Heute  sind  dort  200  Arbeiter  beschäftigt,  und  sie  produziert  p.  a.  für  über 
69  000^  (1  725  000  Frs.).  Im  gleichen  Jalire  wurde  in  Leicester 
eine  Schuh-  und  Stiefelfabrik  errichtet  Sie  produziert  heute  p.  a. 
100  000  Paar  Stiefel  im  Werte  von  250  000  £  (6  280  000  Frs.)  und 
beschäftigt  2000  Arbeiter.  Durch  diese  Erfolge  ermutigt,  begründete  die 
Wholesale  Society  eine  Stiefelfabrik  in  Dur  ham  1874,  und  1880  eine 
zweite  Schuhfabrik.  Eine  Wollenweberei  entstand  1887  inBartlev. 
eine  Klleiderfabrik  in  Leeds  1888,  und  1891  eine  grofse  Mühle  in 
Dunston  bei  Newcastle-on-Tyne,  die  40  Sack  Mehl  per  Stunde 
liefern  kann.  Das  ganze  in  den  verschiedenen  Produktivanlagen  an- 
gelegte Kapital  beträgt  350  000  £  (8  750  000  Frs.).  Der  Wert  der 
Güter  714  480  £  (17  862  000  Frs.)  und  die  Zahl  der  Arbeiter  über  3000. 
Die  Arbeiter  der  englischen  Wli.  S.  erhalten,  im  Gegensatz  zur 
schottischen  Wli.  S.  und  zu  einigen  Kleinkonsumvereinen,  keine 
Gewinnanteile,  es  sei  denn  in  ihrer  Eigenschaft  als  Konsumenten. 
Es  ist  nicht  wünschenswert,  unter  die  Leute  Geld  zu  verteilen,  das 
man  besser  zur  Ausdelmung  der  Kooperation  und  ihrer  Produktion 
verwenden  kann. 

Es  dürfte  sich  empfehlen,  den  Gewerkvereinsakt  dahin  zu  amen- 
dieren,  dafs  die  Fonds  der  Gewerkvereine  in  Produktivanlagen  der 
Kooperationsgesellschaften  investiert  werden  könnten.  Immerhin  müfste 
man  alsdann  sehr  vorsichtig  sein,  damit  nicht  solche  Gelder  in  un- 
sicheren Anlagen  fixiert  würden. 

Die  Kooperativgesellschaften  hatten,  wie  andere  Unternehmer,  ge- 
legentlich Differenzen  mit  ihren  Arbeitern,  aber  diese  sind  meist  durch 
Konferenzen  mit  den  Bevollmächtigen  der  Gewerkschaft  erledigt  wor- 
den. Diese  Methode  des  Einigungsverfahrens  ist  der  beste  Ersatz  des 
barbarischen  Heilmittels  der  Streiks  und  Lock-outs. 

Ein  Streik  kam  allerdings  auch  vor;  in  der  Schuhfabrik  in  Lei- 
cester, wegen  eines  verhafsten  Aufsehers.  Er  wurde  aber  bald  durch 
gütliches  Arrangement  erledigt,  indem  der  betreffende  Mann  versetzt  wurde. 

Das  Kel  der  Kooperativbewegung  ist  die  Kontrolle  der  Produk- 
tion im  Interesse  der  Konsumenten.  Die  Behörden  sollten  mitwirken, 
nicht  aber  die  Entwickelung  hindern.  *) 

*)  „Die  Mission  der  Gewerkvereine  ist  es,  die  Löhne  zu  steigern,  die  Ko- 
operation aber  sucht  die  Kaufkraft  der  bezahlten  Löhne  zu  steigern/* 
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Die  Kooperativunion  erwachs  aus  der  seit  1869  einge- 
führten Praxis  der  jährlichen  Abhaltung  von  Versammlungen  der 
kooperativen  Gesellschaften,  flinzelne  solcher  Versammlungen  fanden 
schon  firäher  statt.  Der  erste  „Kongrefs'^  wurde  abgehalten'  in  M  a  n- 
chester  im  Mai  1830.  Von  den  260  damals  existierenden  Gesell- 
schaften waren  66  mit  ungefähr  3000  Mitgliedern  durch  Delegierte 
vertreten.  In  weniger  als  15  Monaten  hatten  diese  ein  Kapital  von 
6000  £  (150  000  Frs.)  angesammelt.  Die  genannte  Union  wurde  neu- 
lich unter  den  ,,Limited  Liability  Act"  registriert,  um  die  Bechte 
einer  Korporation  zu  erlangen,  imd  um  ihr  Eigentum  der  Gewalt,  der 
Kuratoren  zu  entziehen. 

Ihre  Ziele  sind  die  Festigung  der  vorhandenen  Kooperativorgani- 
sationen und  die  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  des  Kooperationsprin- 
zips und  der  Kooperationspraxis.  Zu  diesem  Ende  sind  die  vorhan- 
denen Gesellschaften  organisiert 

1.  in  der  Union  selbst, 

2.  in  Sektionen  der  Union, 

3.  in  Subsektionen,  sogenannten  Distriktsverbänden. 

Die  letzteren  umfassen  ca.  30  Gesellschaften,  die  angemessen  weit 
auseinander  liegen.  Sie  halten  vierteljährliche  Zusammenkünfte  ab, 
auf  denen  die  Protokolle  verlesen  und  die  Interessen  der  Gesellschaften 
besprochen  und  beraten  werden.  Die  Union  veranstaltet  jährlich 
einen  Delegiertenkongrefs  aller  beteiligten  Gesellschaften.  Dieser  Kon- 
grefs  fallt  der  Reihe  nach  in  die  Gebiete  aller  Distriktsverbände. 

Für  die  Geschäftsführung  der  Mitglieder  der  Union  gelten  fol- 
gende Maximen: 

I.  Betrügerische  Manöver  müssen  unterdrückt  werden :  weder  soll 
ein  Artikel  als  etwas  anderes  verkauft  werden,  denn  als  das, 
was  er  thatsächlich  ist,  noch  soll  die  unzureichende  Urteils- 
fähigkeit des  Verkäufers  in  Hinsicht  auf  den  Wert  des  Ar- 
tikels ausgebeutet  werden. 
II.  Die  Auseinandersetzung  der  widerstreitenden  Interessen  der 


„Die  Kooperativprodaktion  ist  mcht  blofs  deswegen  aufgekommen,  weü  sie 
praktisch  ist,  sondern  ebenso  sehr  aus  Prinzip,  und  mit  der  Absicht,  das  „Schwitz- 
synem*'  zu  eliminieren;  sodann  zur  Kontrolle  der  Produktion  im  Interesse  der 
KleiQTerkau£Bvereine  und  ihrer  Mitglieder  d.  h.  der  Konsumenten.  Es  wäre  zu 
wünschen,  dafs  die  Munizipalbehörden  ermächtigt  würden,  die  Schritte  zur  demo- 
kratischen Kontrolle  der  industriellen  Produktion  zu  imterstützen,  und  nicht  zu 
niehte  zu  machen.'^  (£)igesten  der  Vereinigten  Konmiissions  -  Verhandlungen 
S.  89  [Mitchell].) 
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Kapitalisten,  Arbeiter  und  Kunden  soll  stattfinden  durch  eine 
billige  Verteilung  der  bekannten   Gewinnbeträge   auf  die  be- 
treffenden Ansprüche. 
III.  Die  Verhütung   einer  Stockung  der  Arbeit;   herrührend   von 
ungeregelter  Konkurrenz. 
Aus   der   Statistik   des  Eegistrators   der   Hilfskassen   („Friendly 
Societies^)  geht  heryor,   dafs  in    den  Jahren  1860  bis  1890  die  Mit- 
gliederzahl der  Kooperativgenossenschaften  sich  verzehnfacht  hat,  und 
das  Kapital  versiebenundzwanzigfachtJ) 

Der  Verkauf  ist  gestiegen 

von    2349055^^     (58726376  Frs.)         1860 
auf  36  367102^  (884175060  Frs.)        1890 

die  Gewinne  p.  a. 

von       165  562  £      (4 139  050  Frs.)         1860 
auf     3  393991^    (87  349  775  Frs.)        1890 

Das  Handelskapital  wird  p.  a.  achtmal  umgesetzt. 

Der  Reservefonds  beträgt  512215  £  (12805  375  Frs.). 

Nicht  alle  Gesellschaften  haben  ihre  Statistiken  eingesandt.  1890 
z.  B.  von  1430  nur  1092.  Heute  zählt  die  Union  1624  Gesellschaften. 
—  Die  unten  (S.  215)  folgende  Tabelle  ist  von  Mitchell  aufgestellt  worden. 


*)  Mr.  J.  M.  Ludlow,  weiland  Registrator  en  chef  der  „friendly  Societies"* 
(d.  h.  Hilfskassen:  Kranken-  und  Alterskassen,  Sterbekassen,  Tontinengenossen- 
Schäften.  Kooperatiygenossenschaften,  Baugenossenschaften  etc.)  sagte  vor  der 
Vereinigten  Kommission  aus: 

„Die  Kooperativgenossenschaften  haben  wunderbare  Fortschritte  gemacht 
während  der  letzten  40  Jahre,  allein  leider  sind  in  ihnen  je  länger  je  mehr  die 
mittleren  Klassen  vertreten  statt  die  Arbeiter". 

,.Die  Kooperativproduktion  ist  noch  problematisch.  Gegenwärtig  ist  die 
Stimmung  eher  für  die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter.  Dieses  System  verlangt 
aber,  wenn  es  gedeihen  soll,  vollkommenes  gegenseitiges  Vertrauen.  Wenn  ein 
Unternehmer  aus  begründeter  Furcht  vor  einem  Streik  dasselbe  einführt,  um  anf 
diesem  Wege  die  Leute  besser  ausbeuten  zu  können,  so  wird  es  notwendig  fehl- 
schlagen. £in  sehr  bemerkenswertes  Beispiel  der  Gewinnteilung  ist  die  Brown- 
field^s  Guild  Pottery  Limited,  gegründet  von  Mr.  Browniield  in  Staffordshire. 
Die  Thatsache,  dafs  seit  70  Jahren  kein  Streik  vorgekommen,  beweist  das  Vor- 
handensein des  gegenseitigen  Vertrauens,  der  wichtigsten  Bedingung.  360  Männer. 
W^eiber,  Kinder  haben  Gewinnanteil.  Sie  haben  zum  Kapit«!  2000  £  gezeichnet.'' 
(Digesten  der  Vereinigten  Kommissions-Verhandlungen  S.  37).  —  Über  die 
„friendly  Societies"  vergleiche  J.  M.  Baernreither,  Die  englischen  Arbeiter- 
verbände und  ihr  Recht*    Bd.  I.    Tübingen  1886. 

204 


—    206    — 

£r  bemerkt  dazu,  dafs  die  VerteilaDgsyereine  ausschliefslich  Arbeiter- 
vereine sind,  ^) 

Die  Kooperativgesellschaften  zahlen  keine  Einkommensteuer  für 
ihre  Gewinne !  Es  wäre  ungerecht^  da  diese  Gewinne  an  die  Mitglieder 
verteilt  werden,  deren  viele  keine  Einkommensteuer  entrichten. 
Es  würden  so  die  Dividenden,  die  einen  Hauptfaktor  der  Blüte  der 
Kooperativgesellschaften  bilden,  vermindert,  oder  es  würden  die  Preise 
steigen,  zum  Nachteil  der  Gesellschaften  im  Kampf  mit  der  Privat- 
konkurrenz. 

„Die  Kooperation,  wenn  einmal  universal,  würde,''  meint  Mit- 
chell, wohl  mit  Recht,  „die  imgleiche  Verteilung  des  Besitzes  auf- 
heben. Indessen  ist  die  Hilfe  des  Beichen  gern  gesehen,  als  ein  sehr 
gutes  Mittel  zur  Ausdehnung  einer  Bewegung,  deren  Endzweck  die 
ökonomische  Gleichheit  ist.  Die  Vernichtung  des  kleinen  Detail- 
händlers durch  die  Konsumladen  der  grolsen  Kooperativgenossen- 
schaften ist  kaum  mehr  zu  beklagen  als  die  Verdrängung  der  Fuhr- 
werke durch  die  Eisenbahnen !'' 

B.  In  Schottland. 
(The  Scotish  Wholesale  Cooperative  Society.) 

Seit  1846  oder  1847  machte  die  Bewegung  solche  Fortschritte, 

dä(s  es  1890  in  Schottland  333  Kleinvertilgungsgesellschaften  gab, 

mit  einer 

Mitgliederzahl  von  171088 

Aktienkapital  1335809  £ 

Leihkapital  977181  £ 

Verkauf  8000897  £ 

Gewinn  1)  830860  £ 

Dividende  per  Mitglied  A^£  17  s  l^/«d. 

Von  dem  Gewinn  werden  ca.  %  ausbezahlt,    ^^   zurückbehalten. 

Die  Gewinnverteilung  wirkt  auf  die  Blüte  der  Verkaufsstellen,  indem 

dadurch  die  Kaufkraft  der  Mitglieder  gestärkt  wird. 

In  der  Regel  wird  kein  Kredit  gegeben.     Jedenfalls  nicht  über 

\  bis  \  des  Aktienkapitals,  das  ein  Mitglied  einbezahlt  hat. 

1891   bestimmten  die   schottischen  Gesellschaften    3411  £    für 

Biidnngszwecke  und  3211  c:^  für  milde  Zwecke. 


')  Nach  Abzug  aller  Spesen  für  Geschäftsführung  und  der  Zinsen  für  Aktien 
and  Uihkapital  zu  WU\. 
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Neben  dem  gewöhnlichen  Verteilungsgeschäft  haben  viele  Gesell- 
schaften auch  produktive  Anlagen:  Bäckerei^  Schneiderei,  Schuh- 
macherei, Putzmacherei  etc.  Die  Arbeiter  geniefsen  besondere  Vor- 
züge hinsichtlich  der  Arbeitszeit,  der  Löhne  etc.  Da  viele  Gewerk- 
schaftsleiter Mitglieder  sind,  so  ist  eine  Garantie  für  gute  Löhne  etc. 
gegeben.  Die  Arbeitszeit  ist  durchschnittlich  55  Stunden  per  Woche. 
In  vielen  Geschäften  findet  die  „Gewinnbeteiligung^^  Anwendung. 

Einige  Bankerotte  sind  in  letzter  Zeit  vorgekommen  infolge  Falir- 
lässigkeit  der  Komitees,  sei  es,  dafs  zu  weit  gegangen  wurde  mit  der 
Kreditierung,  sei  es,  dafs  die  Kontrolle  in  die  Hände  einer  Clique 
gefallen  war. 

Unter  den  333  Gesellschaften  sind  einige,  deren  Greschäft  haupt- 
sächlich die  Produktion  ist.  Sie  sind  jedoch  immer  mit  den  Ver- 
teilungsgeschäften verbunden,  indem  sie  Mitglieder  solcher  Gesell- 
schaften oder  solche  Gesellschaften  als  Mitglieder  umfassen.  Ihr 
Aktienkapital  beträgt  130  536  £,  Sie  huldigen  dem  Prinzip  der  Ge- 
winnbeteiligung. Alle  sind  Mitglieder  der  Schottischen  Grofskonsum- 
Gesellschaft.     Solche  Gesellschaften  sind 

die  Paisley  Manufacturing  Society  (Fabrikationsgenossenschaft), 
die  United  Baking  Society   (Bäckereigenossenschaft), 
die  Bolness  Cooperative  Pottery  (Töpfereigenossenschaft), 
die    Scottish    Tweeds    Manufacturing   Society    (Tweeds -Fabrikations- 
genossenschaft) [„Tweeds"  =  schott.  WollstoflT], 
die  Scottish  Farming  Association  (Landbaugenossenschaft). 

Die  Paisley-Gesellschaft  wurde  gegründet  1862.  Einige 
AVeber,  Mitglieder  der  PaisleyProvidentCooperativeSociety 
(Spargenossenschaft)  legten  sich  die  Frage  vor,  ob  man  nicht  das 
Prinzip  der  Kooperation  auf  die  Güterfabrikation  anwenden  könnte. 
Ein  Komitee  (provisorisch)  hatte  die  Frage  zu  prüfen  und  Schritte 
in  dieser  Richtung  zu  thun.  Im  November  1862  war  das  erste  Stück 
Tuch  gewoben.  Ob  die  Käufer  Anteil  am  Gewinn  haben  sollten,  war 
1862  bestritten.  Schliefslich  wurde  dies  System  angenommen;  und 
ein  Jahr  später  erhielten  alle  Lohnarbeiter  der  Gesellschaft  eine 
Dividende.  Bis  1870  waren  nur  Einzelpersonen  Mitglieder.  Li  diesem 
Jahre  trat  die  Paisley  Equitable  Cooperative  Society  bei. 
Ende  1874  waren  24  Gesellschaften  Mitglieder.  1870  betrug  das  Aktieii- 
und  Leihkapital  1177  £  und  der  Verkauf  p.  a.  2463  £. 
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1870—1875:  Kapital  4421  je,  davon  Aktienkapital  2403  je. 

1880:  Aktien-  und  Leihkapital  6174  j^ 

1885:        „         „  „  9166  „ 

1891 :  totales  Aktien-  und  Leihkapital  19  546  je 

Aktienkapital  8663  je,  Leihkapital  10  983  je 
1870—1875 
1875—1880 
1880—1886 
1885—1890 

Diese  Zahlen  zeigen,  dafs  Kapital  und  Verkauf  von  6  zu  5  Jahren 
sich  verdoppelt  haben. 
1875—1880:  Löhne    4920  je 
1880—1886:         „        13369  „ 
1886—1890:         „        31463  „ 
1875 — 1880:  Dividenden  an  Käufer  —  an  Arbeiter 

650  je  68  j^ 

1880—1886:  2066    „  279  „ 

1884—1890:  6837    „  873  „ 

1888,89  wurden  eine  Fabrik  und  ein  Warenhaus  errichtet.  Ende 
Mai  waren  48  Stühle  im  Gang.  Heute  besteht  ein  Webschopf  mit 
ca.  200  Stühlen.  Während  des  Jahres  1891  blieb  das  Wachstum  der 
Gesellschaft  ungeschwächt. 

1.  Die  Mitgliederzahl  umfafst  211  Gesellschaften 

2.  Leih-  und  Aktienkapital  33  764  je 

3.  Eigentum  und  Maschinen  20  740   „ 

4.  Nominalwert  von  Ziffer  3  18  779   „ 
6.  Abschreibung  (3)  1961   „ 

6.  Verkauf  48361  „ 

7.  Dividenden  an  Bläufer  1943  „ 

8.  Löhne  1891  8918  ,, 

9.  Dividenden  per  Löhne  (8)  366  „ 

Die  Arbeitszeit  beträgt  gewöhnlich  66  7*  Stunden  per  Woche. 

Die  Arbeiter  sind  zugelassen  zum  leitenden  Komitee,  und  dessen 
Präsident  ist  selbst  ein  Arbeiter.  Das  hatte  gar  keine  Erschlaffung 
der  Disziplin  zur  Folge.  Immerhin  gab  es  im  Schneidereidepartement 
einige  Differenzen  mit  dem  Gewerkverein. 

Die  Cooperative  Farming  Association,  wurde  1890  ge- 
gründet Sie  besitzt  870  acres  Land,  zwischen  Paisley  und  Bar- 
liead  in  Benfrewshire.  Das  Aktienkapital  wurde  von  Gesell- 
schaften und  Einzelpersonen  aufgebracht :  8000  je.     Ein  technischer 
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Leiter  und  ein  Finanzkomitee  üben  die  Kontrolle.  Der  Gewinn  per 
£  wird  zwischen  Arbeit  und  Kapital  gleicherweise  geteilt.  Der 
Kapitalzins  ist  jedoch  auf  5  \  limitiert.  Die  Ländereien  sind  auf  5 
Jahre  yerpachtet.  Die  Landeigentümer  zeigten  sich  der  Untemehmung 
nicht  feindlich.  Hingegen  waren  die  Vorurteile  der  „Cooperators" 
gegen  eine  ihnen  neue  Sache  zu  überwinden.  Heute  übersieht  man 
erst  2  Jahre,  —  aber  die  Aussichten  sind  günstig.  Die  Feldarbeiter 
haben  die  ortsüblichen  Löhne  und  Arbeitsstunden. 

Die  United  Baking  Society  wurde  von  den  Gesellschaften 
in  und  um  Glasgow  gegründet  in  der  Absicht,  ihre  Kräfte  in  diesem 
Produktionszweig  zu  zentralisieren.  Sie  backen  1400  bis  1500  Sack- 
mehl per  Woche.  Ihre  Fabrik  ist  eine  der  gröijsten  derartigen  in 
Schottland.  Sie  versieht  ihre  eigene  Föderation  mit  Brot  und  Bis- 
kuits auf  eine  Ausdehnung  von  20 — 30  Meilen  im  Durchmesser  um 
Glasgow.    Der  Erfolg  dieser  Unternehmung  ist  ersichtlich. 

Die  Scottish  Cooporative  Wholesale  Society  wurde 
1868  gegründet  nach  dem  Vorbild  der  englischen,  die  seit  1864  thätig 
war.  Es  besteht  eine  Föderation,  die  268  Kleinkonsumgesellschaften 
umfafst.  Jede  beteiligte  Gesellschaft  zeichnet  mindestens  1  £  Aktien- 
kapital per  Mitglied.  Es  giebt  mehr  als  131 086  Aktionäre.  Das 
versicherte  Kapital  beträgt  95  378  £,  das  Leihkapital  510  792  £, 

Für  letzteres  wird,  wenn  auf  12  Monate  kündbar,  4*/«%  bezahlt, 
wenn  auf  6  Monate,  4  7o »  3  \  wenn  stets  fallig. 

1891   war 

Verkauf  2  827  991  £. 

Gewinn  88  841  £. 

Zinsen  für  Aktien-  und  Leihkapital  26429  £  19s. 

Entwertung  3701  £  10s  8  d. 

Werte  (Aktiva)  161667  £, 

Vorräte  288  671  £, 

Gewinn  an  die  Mitglieder  68  734  £. 

„         „     Nichtmitglieder  941  j^  6s  lOd. 

Extraentwertung  5163  £  188. 

Bonus  auf  Löhne  3011  j^  4s. 

Vielleicht  4  d  per  £  der  Gewinne  der  Kleinhandelsgesellschaften 
stammen  von  der  Grofshandelsgesellschaft  als  ihr  respektiver  Anteil 
Die  gewöhnliche  Dividende,  welche  die  Grofshandelsgesellschaft  auf 
Käufe  bezahlt,  ist  7  d  per  £, 

Alle  Mitgliedergenossenschaften  sind  mit  Ausweiskarten  versehen 
zur  Teilnahme  an  den  vierteljährlichen  Versammlungen.     AuCser  diesen 
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Mitgliedskarten  erhält  jede  Gesellschaft  für  je  1000  £  gekaufte 
Güter  Yon  der  GroCshandelsgesellschaft  pro  Vierteljahr  eine  Karte. 
Im  allgemeinen  stehen  die  Kleinhandelsgesellschaften  auf  gutem  Fufse 
mit  der  Grofshandelsgesellschaft ;  und  diese  kauft  mit  Vorliebe  bei 
jenen  das  Material  für  ihre  Produktionsbetriebe.  Sie  kauft  ebenso 
viel  Ton  der  Joint  Stock  Institution  in  Huddersfield,  weil 
dort  das  Gewinnbeteiligungssystem  herrscht. 

Gleich  den  Kleinhandelsgesellschaften  betreibt  die  Schottische 
GroishandeLsgesellschaft  sowohl  die  Verteilung  als  die  Produktion. 
Sie  fabriziert:  Hausgeräte,  Kleider,  Hemden,  Strumpfwaren,  Kon- 
serten,  Konfekt,  Stiefel  und  Schuhe,  Tabak.  Sie  beschäftigt  femer 
viele  Arbeiter  mit  Buchdruck,  Buchbinderei,  Papiersackfabrikation. 
Sie  läfst  eine  Mühle  in  Edinburgh  bauen.  Die  Produktionsbetriebe 
arbeiten  zumeist  für  den  Bedarf  der  verschiedenen  Kooperativ- 
genossenschaften.  Die  aufserhalb  der  Kooperativbewegung  stehenden 
Kunden  haben  ein  Vorurteil  gegen  die  Kooperativ-  oder  die  Gewinn- 
beteihgungsfirmen.  Eine  bemerkenswerte  Ausnahme  war  der  Fall: 
die  Annahme  des  Angebots  der  Schottischen  Grofshandelsgesellschaft 
bei  einer  Konkurrenzausschreibung  der  „Corporation  of  Glasgow^. 

Die  Produktionsabteilung  hat  noch  immer  mit  Gewinn  gearbeitet. 
Sollte  je  der  Gewinn  ausbleiben,  so  müfste  der  Ausfall  aus  dem 
Reservefonds  gedeckt  werden,  der  zwischen  60  000  und  70  000  £ 
beträgt 

1891  kaufte  die  Schottische  Grofshandelsgesellschaft  für  2  650  000  £ 
und  produzierte  in  ihren  Fabriken  für  150000  £.  Der  Lagerbestand 
war  2800000  £  im  Wert.  Der  Grund,  warum  sie  so  viel  kaufen 
mufs,  liegt  darin,  dafs  %  ihrer  Verkaufsartikel  in  Kolonialwaren  und 
Lebensmitteln,  die  eingeführt  werden,  bestehen. 

Die  Gewinne  aller  Produktivabteilungen  der  Grofshandelsgesell- 
schaft werden  gleicherweise  unter  die  Berechtigten  verteilt.  Im 
Gegensatz  zur  Englischen  Grofshandelsgesellschaft  giebt  die  Schottische 
ihren  Angestellten  den  gleichen  Anteil  per  £  auf  ihre  Löhne  wie 
den  Käufern  auf  ihre  Käufe.  1891  gingen  23  ^^  der  Gewinne  an 
die  Arbeiter.  Die  Hoffnung,  dafs  durch  Betreibung  mehrerer  In- 
dustrieen  zugleich  die  Arbeitslosen  der  einen  Abteilung  in  der  anderen 
Beschäftigung  finden  würden,  erwies  sich  als  unzutreffend.  Die  pro- 
duktiven Betriebe  können  dezentralisiert  werden,  aber  es  mufs  ein 
Zusammenhang  zwischen  ihnen  stattfinden,  damit  ihr  harmonischer 
Gang  gesichert  ist.  Wenn  sie  ganz  selbständig  sind  und  mit  einander 
konkurrieren  dürfen,   so  erhalten  die  Arbeiter  des  am  wenigsten  er- 
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folgreichen  Betriebes  weniger  Gewinn  als  ihre  Kollegen  und  werden 
unzufrieden. 

Die  Grofshandelsgesellschaft  beschäftigt  1800  Personen  in  der 
Produktion  und  300  in  der  Verteilung. 

Was  die  Auswahl  der  Arbeiter  angeht^  so  werden  alle,  die 
Arbeit  suchen,  gleich  behandelt.  Die  Genossenschaft  sieht  nicht  so 
sehr  darauf,  dafs  ihre  Gewinne  wachsen,  als  darauf,  dafs  ihre  Arbeiter 
in  guten  Verhältnissen  sind.  Immer  werden  die  vollen  Gewerk- 
Tereinslohnraten  bezahlt;  und  da,  wo  keine  solchen  Sätze  existieren, 
werden  höhere  Löhne  bezahlt,  als  die  Privatfirmen  geben.  Die  Zu- 
stände der  Fabriken  etc.  sind  gut,  und  der  Inspektor  wünscht  keine 
Verbesserungen. 

In  der  Hemdenkonfektion  wird  keine  Arbeit  aus  dem  Haus  ge- 
geben. Um  die  Leute  in  die  Fabrik  zu  ziehen,  wird  ein  ^extra''  von 
3  d  per  s  bezahlt.  Eine  absolute  Bestimmung  gegen  die  Verwendung 
verheirateter  Frauen  besteht  nicht ;  aber  die  Leiter  haben  Instruktion, 
ihre  Verwendung  zu  umgehen.  Was  die  Arbeitszeit  angeht,  so  wird, 
wo  eine  Vorsclirift  darüber  besteht,  die  Bestimmung  der  Gewerkvereine 
befolgt.  So  arbeiten  in  der  Schuhfabrik  die  Leute  52  Stunden  per 
Woche ;  in  der  Druckerei  60 ;  in  der  Konservenfabrik  53 ;  in  der  Strumpf- 
warenfabrik 48.  In  den  Gewerben,  wo  Weiber  Verwendung  finden, 
und  wo  die  Angestellten  nicht  Mitglieder  der  Women'sProvident 
and  Protective  League  sind,  die  eine  Stundenzahl  fixiert  hat^ 
wird  die  Zeit  von  der  Grofshandelsgesellschaft  auf  44  Stunden  ange- 
setzt, obschon  das  Fabrikgesetz  56*/,  Stunden  erlaubt;  „half-timers" 
werden  nicht  beschäftigt. 

Im  Krankheitsfalle  erhalten  diejenigen  Angestellten  der  G^ell- 
schaft,  w^elche  die  sog.  „up  standing  wages"  beziehen,  d.  h.  diejenigen, 
welche  an  den  Feiertagen  den  Lohn  bekommen,  aber  dafür  ohne  be- 
sondere  Vergütung  zu  Uberzeitarbeit  angehalten  werden  können,  für 
die  ersten  4  Wochen  den  vollen  Lohn  und  für  die  4  folgenden  (der 
Krankheit)  den  halben.  Die  Arbeiter  können  Lebensmittel  im  Geschäft 
zum  Kostenpreise  kaufen.  Die  Gesellschaft  hat  femer  Erfrischungs- 
und ünterhaltungslokale,  in  denen  Zeitungen  und  illustrierte  Blätter 
aufliegen,  errichtet.  Die  Notwendigkeit  der  Schaffung  von  Alters- 
kassen hat  sich  noch  nicht  eingestellt,  weil  die  Kooperativgesellschaften 
diejenigen  Klassen  der  Arbeiter  nicht  umfassen,  die  deren  bedürfen. 

Im  allgemeinen  sind  die  Beziehungen  zwischen  der  Gesellschaft 
und  ihren  Angestellten  gute.  Nirgends  in  Schottland  kann  eine  so 
regelmäfsige  Beschäftigung  gefunden  werden.     Die   allbekannte  That- 
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sache^  dafs  die  Direktoren  aus  der  Arbeiterklasse  stammen^  und  dafs 
die  Arbeiter  als  Mitglieder  durcb  ihre  Delegierten  in  den  viertel- 
jährlichen Versammlungen  ihre  Mafsnahmen  übersehen  und  kritisieren 
können,  giebt  den  Arbeitern  ein  Gefiihl  der  Sicherheit,  das  man  in 
den  privaten  Fabriken  nie  findet.  Wahr  ist,  dafs  die  Arbeiter  als 
solche  keinen  Anteil  an  der  Leitung  haben,  und  nach  der  Ansicht 
Ton  Maxwell  ist  insofern  das  Ideal  der  Kooperation  noch  nicht  er- 
reicht Aber  die  Arbeiter  haben  Teil  am  Gewinn.  Maxwell  glaubt, 
dafs,  wenn  die  Arbeiter  Anteil  an  der  GeBchäftsleitung  hätten,  da- 
durch die  Disziplin  keineswegs  gelockert  würde.  Der  Anteil  der 
Arbeiter  an  der  Leitung  würde  nach  seiner  Ansicht  eine  Sicherimg 
gegen  Streitigkeiten  (Lohnkämpfe)  sein.  In  der  Paisley-Fabri- 
kations-Genossenschaft  ist  der  Vorsitzende  des  leitenden  Ko- 
mitees ein  Angestellter ;  und  diese  Gesellschaft  hat  viel  Erfolg  gehabt 
und  hat  sich  nicht  über  Lockerung  der  Disziplin  (infolgedessen)  zu 
beklagen. 

Im  Verlaufe  der  letzten  7  Jahre  kam  ein  einziger  Streitfall  vor 
in  der  Schottischen  Grofshandelsgesellschaft :  1885  in  der  Schuhfabrik. 
Die  Gresellschaft  wollte  eine  gewisse  Sorte  Schuhe  machen,  die  in  der 
Preisliste  von  Glasgow  nicht  figurierte.  Der  Leiter  fixierte  den 
Preis  also  aus  freiem  Ermessen,  und  die  Leute  wollten  denselben 
nicht  annehmen.  Der  Fall  ward  indessen  rasch  erledigt  durch  eine 
Konferenz  mit  den  Chargierten  des  Ge  werk  Vereins.  1888  fand  in  der 
Eonsttischlerei  ein  unbedeutender  Streit  statt,  der  jedoch  nicht  einmal 
eine  Woche  dauerte.  Die  Leute  waren  unzufrieden  mit  der  Freis- 
festsetzung gewisser  Artikel,  die  früher  mit  der  Hand  gemacht  wur- 
den, die  aber  jetzt  durch  eine  neue  Maschine  gefertigt  wurden.  Die 
Arbeiter  bestritten,  dafs  die  Maschine  das  leiste,  was  die  Geschäfts- 
führong  von  ihr  verlangte.  1890  streikten  9  Arbeiter  ohne  Kün- 
digUQg  um  einen  uniformen  Tageslohnsatz  statt  der  Vergütung  nach 
Verdienst,  was  die  Gesellschaft  offeriert  hatte.  Die  Geschäftsleitung 
liefs  sich  von  der  Berechtigung  der  Arbeiterforderung  überzeugen 
und  gab  nach.    Sonst  ist  keinerlei  Streitfall  vorgekommen. 

Die  Grofshandelsgesellschaft  hat  alle  Einladungen,  die  Ver- 
sanunlmigen  von  ünternehmerverbänden  zu  besuchen,  abgeschlagen. 
Wenn  sie  sich  mit  solchen  Organisationen  einlassen  würde,  so  würde 
sie  alle  ihre  Prinzipien  verleugnen.  Viele  Unternehmer,  besonders 
£isenbahngesellschafteD,  haben  sich  in  die  Freiheit  ihrer  Leute,  an 
^er  Kooperativbewegung  teilzunehmen,  störend  einzumischen  erlaubt, 
und,  in  einzelnen  Fällen,  sogar  solche  Teilnehmer  entlassen. 
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Im  ganzen  genommen  sind  die  schottischen  Genossenschaften 
Yon  ihren  englischen  Nachbarn  in  folgenden  Hauptpunkten  unter- 
schieden : 

1.  Sie  legen  Gelder  nur  an  in  kooperativen  Unternehmungen 
und  mehr  in  produktiven  Unternehmungen,  die  mit  der  Ko- 
operativbewegung zusammenhängen. 

2.  Sie  geben  den  Arbeitern  Anteil  am  Gewinn. 

3.  Sie  wollen  die  gesetzliche  Grenze  des  Aktienkapitals  per  Mit- 
glied beseitigen,  während  die  englischen  noch  mehr  beschränken 
als  das  Gesetz. 

ad  1.  Die  schottischen  Cooperators  fühlen,  dafs  die  Anlegimg 
ihrer  Gelder  in  Unternehmungen  aufserhalb  der  Kooperation  nichts 
anderes  bedeutet  als  das  Geständnis  der  Unfähigkeit,  die  Bewegung 
auszudehnen.  Die  Gesellschaften  haben  Geld  ausgeliehen  an  koope- 
rative Unternehmungen  aufserhalb  ihres  eigenen  Bereiches  im  Betrage 
von  526  028  £^  inklusive  der  Summen,  die  an  Mitglieder  zum  Haus- 
kauf leihweise  vorgeschossen  worden  sind. 

ad  2.  Die  Gewinnbeteiligung  wird  gerne  gesehen,  da  sie  den 
Arbeiter  moralisch  und  materiell  unterstützt.  Ein  grofser  Fortschritt 
wäre  die  Überwindung  des  Lohnsystems  überhaupt  in  moralischer  Hin- 
sicht und  dessen  Ersetzung  durch  die  Gewinnbeteiligung,  unter 
welchem  der  Arbeiter  nicht  blofs  für  die  Arbeit,  sondern  noch  für 
einen  Gewinn  aus  dieser  Arbeit  verantw^ortlich  ist.  3  £  Verdienst 
unter  dem  letzteren  System  ist  für  einen  intelligenten  Mann  mehr  wert, 
als  die  gleiche  Summe  ohne  Risiko  verdient  als  Lohn.  Es  ist  nicht 
gesagt,  dafs  die  Unterhaltsbeschaffung  der  Arbeiter,  während  sie  auf 
die  Gewinne  warten,  Schwierigkeiten  machen  müsse,  indem  letzthin 
einige  Steinbrecher,  unter  einem  absoluten  Gewinnbeteiligungssystem 
arbeitend,  erst  nach  8  Wochen  einen  Penny  bekamen.  Indessen  wollen 
die  Arbeiter  noch  nicht  die  Gefahr  laufen,  die  mit  einer  gänzlichen 
Beseitigung  des  Lohnsystems  verbunden  sein  könnte. 

ad  3.  Die  Begrenzung  des  Aktienkapitals  auf  200  £  durch  den 
Industrial  and  Provident  Societies  Act  1867  ist  ungerecht,  denn  viele 
Mitglieder  haben  ihre  Dividenden  aufgehäuft  und  zu  ihrem  Aktien- 
kapital bis  zum  vollen  Betrage  geschlagen.  Diese  sind  alsdann  ge- 
zwungen, in  Zukunft  Leihaktien  zu  kaufen,  oder  ihr  Geld  anderswo 
anzulegen.  Die  Abolition  dieser  Bestimmung  würde  nicht  den  Effekt 
haben,  die  Kontrolle  und  Macht  über  das  Geschäft  in  die  Hand  der 
grofsen  Aktionäre  zu  bringen,  da  jeder  Anteilhaber  nur  Eine  Stimme 
hat,  abgesehen  von  der  Zahl  der  Anteile. 
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Die  Kooperation  übt  in  Geschäftssachen  einen  ausgezeichnet 
erzieherischen  Einfinfs  auf  die  Arbeiter  aus.  Nach  Max w eil s 
Ansicht  wird  sich  die  Kooperativbewegung  mächtig  ausdehnen,  speziell 
im  Gebiete  der  Produktion.  Die  Gewerkvereine  werden  ähnliche 
Unternehmungen  griinden  und  die  privaten  Unternehmer  werden  die 
Gewinnbeteiligung  einfuhren.  Es  ist  nicht  zu  hoffen,  dafs,  wie 
Mitchell  glaubt,  die  Kooperativproduktion  die  ganze  Industrie  des 
Landes  aufsaugen  werde;  erstens,  weil  infolge  ihres  Wandertriebes 
die  Glieder  der  untersten  Gesellschaftsklassen  von  der  korporativen 
Organisation  nicht  umfafst  werden  könnten;  zweitens,  weil  die  pro- 
duktiven Anlagen  nicht  über  die  verteilenden  hinauswachsen  dürften 
und  von  diesen  abhängen.  Die  Kooperativuntemehmung  kann  dem 
kooperativen  Gedanken  nicht  vorauseilen.  Die  Grofshandelsgesell- 
schaft  veröffentlicht  Schriften  zur  Verbreitung  der  Kooperatividee 
unddieCooperative  Union  giebt  ca.  4000<;f  zu  demselben  Zwecke 
aus.  Wie  weit  und  mit  welchen  Mitteln  die  produktive  Kooperativ- 
untemehmung vorwärts  gebracht  und  gefordert  werden  kann,  das  sind 
reine  Opportunitätsfragen.  Viel  Gutes  würde  dabei  herauskommen, 
wenn  die  öffentliche  Begünstigung  statt  dem  „sweating-System^  sich 
der  kooperativen  Industrie  zuwenden  wollte.  Die  Regierung  sollte  die 
Bewegung  unterstützen,  indem  sie  ihre  Lieferungsverträge  in  2  Teile 
teilen  könnte :  für  Material  und  für  Arbeit.  Dann  würden  Arbeiter- 
Verbände  mit  kleinen  Mitteln  befähigt,  darum  zu  konkurrieren.  Die 
vorgeschlagene  Politik  war  in  Italien  praktiziert  worden,  um 
die  Kooperation  zu  unterstützen,  desgleichen  vom  Glasgower  Ge- 
meinderat in  Bezug  auf  die  Uniformen  der  Polizeileute  etc.  angewendet. 

Die  Anlegung  von  Gewerkvereinsgeldem  in  kooperativen  Unter- 
nehmungen ist  zu  empfehlen  im  Interesse  von  Beiden.  Das  beider- 
seitige Verständnis  würde  gefordert.  Die  Gewerkvereinler  würden  von 
der  Kenntnis  der  Untemehmerpraxis  bei  den  Cooperators  profitieren, 
nnd  die  Streiks  würden  vermieden  und  beschwichtigt,  während  die 
Cooperators  in  der  grofsen  Zahl  und  der  Verbreitung  der  Gewerk- 
Tereine  ein  Mittel  fanden,  um  rasche  und  unmittelbare  Fortschritte 
zu  machen  auf  ihr  Hauptziel  hin:  Macht  und  Kontrolle  über  die  ge- 
samte Industriethätigkeit  des  Landes  auszuüben. 

Gewinnbeteiligung  unter  privaten  Unternehmern  soll  man  fördern 
unter  Umständen,  die  deren  Ersetzung  durch  die  höhere  Form  der 
Kooperation,  wo  Arbeiter  und  Kapitalist  identisch  sind,  ausschliefsen. 
Gewinnbeteiligung  ist  eine  Politik  der  reinen  Gerechtigkeit. 

Gemeindebehörden  sollten   ermuntert   werden,    die  Leitung  pro- 
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i1oktiTf*r  Geschäfte  zu  unternehmen,  aber  nur  auf  Gebieten,  auf 
welchen  die  Kooperation  Miüserfolge  gehabt  oder  keinen  Erfolg  haben 
kann.  Maxwell  kennt  keine  Industrie,  auf  welche  die  Kooperation 
nicht  anwendbar  ist,  oder  wo  sie  sicher  fehlschlagen  müCste.  Wenn  es 
»'ine  solche  gäbe,  so  würde  er  die  Hufe  der  Gemeinde  oder  des  Staates 
anrufen  gegen  die  Ansprüche  Ton  Privatunternehmern  oder  Kom- 
panieen,  da  ja  Gemeinde-  und  Staatsbehörden  etwas  gemein  haben 
mit  der  kooperativen  Organisation,  insofern  sie  Vertretungen  des 
Volkes  sind.  Keine  Gemeinde-  oder  Staatsbehörde  aber  sollte  gegen 
den  Voluntarismus  der  Kooperativbewegung  konkurrieren  oder  ihn 
hintertreiben. 
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Vorwort. 


Eine  Monographie  über  Johann  Joachim  Becher  bedarf 
kaum  der  Rechtfertigung.  So  yiel  über  den  Merkantflismas  auch  ge- 
schrieben worden  ist,  so  selten  hat  man  doch  einzelne  Vertreter  des- 
selben zum  Gegenstande  wissenschaftlicher  Forschung  gemacht  Einer 
solchen  Forschung  scheint  es  aber  um  so  mehr  zu  bedürfen,  als  man 
sich  ja  schon  lange  darüber  klar  ist,  dafs  die  Lehrbüchertradition 
keineswegs  ein  treffendes  Bild  der  in  Frage  kommenden  volkswirt- 
schaftlichen Anschauungen  bietet.  —  Es  ist  auf  diesem  Gebiete  noch 
so  yiel  zu  thun,  dafs  es  voreilig  erscheinen  mag,  schon  jetzt  zu  einem 
abschliefsenden  urteil  über  das  System  kommen  zu  wollen.  Als 
solches  soll  die  Einleitung  dieser  Schrift  auch  nicht  gelten.  Ich 
glaubte  in  derselben  nur  meine  auf  Grund  des  Studiums  vornehm- 
lich deutscher  Eameralisten  gewonnene  Auffassung  des  Systems  nieder- 
legen zu  müssen,  da  dieselbe  sich  nicht  in  allen  Punkten  mit  den 
herrschenden  Anschauungen  deckt. 

Zur  Biographie  Becher 's  konnte  Quellenmaterial  nur  soweit 
herangezogen  werden,  als  es  in  den,  in  der  zweiten  Auflage  des 
„Politischen  Discurses"  abgedruckten  Dokumenten  vorlag.  Dieselben 
bieten  zur  Beurteilung  der  öffentlichen  Thätigkeit  Becher'sein  über- 
aus reiches  Material.  Auf  diese  kam  es  mir  aber  in  erster  Linie  an ; 
über  Becher 's  persönliche  Schicksale,  so  interessant  dieselben  sein 
mögen,  werden  wir  authentisches  Material,  abgesehen  von  dem  in  seinen 
Schriften  enthaltenen,  doch  kaum  mehr  auffinden.  Seine  Bedeutung 
für  uns  gewinnt  dieser  Mann  erst  durch  die  grofse  Bolle,  die  er  in 
der  Wirtschaftsgeschichte  des  17.  Jahrhunderts  gespielt  hat,  und  die 
ims  ein  treffliches  BUd  des  wirtschaftlichen  Lebens  in  jenem  Jahr- 
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hundert  bietet.  An  der  Glaubwürdigkeit  des  Materials  braucht  nicht 
gezweifelt  zu  werden,  da  die  zweite  Auflage  des  ^^Politischen  Dis- 
curses'^  erschien,  als  Becher  sich  in  zu  günstiger  Position  befand, 
als  dafs  er  es* hätte  wagen  sollen,  dieselben  durch  eine  gefälschte 
Wiedergabe  der  Dokumente  zu  gefährden.  Anders  freilich  verhält 
es  sich  mit  dem  in  der  „Närrischen  Weisheit''  enthaltenen  Material,  von 
dem  deshalb  nur  in  beschränkter  Weise  und  meist  nur  zur  Ergänzung 
der  auf  Grund  des  „Politischen  Discurses*'  gegebenen  Darstellung 
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  Reiches  Material  für  die  Darstellung 
der  Geschichte  des  Manufakturhauses  bot  die  mehrfach  erwähnte 
Schrift  von  Hatscheck  über  diesen  Gegenstand.  Die  Anschauungen 
Becher 's  bezüglich  des  Bevölkerungswesens  sind  schon  von  Jolles 
erschöpfend  behandelt  worden,  dessenungeachtet  glaubte  ich  sie  nicht 
übergehen  zu  dürfen,  um  die  Vollständigkeit  meiner  Schrift  nicht  zu 
beeinträchtigen. 

Die  Einteilung  des  zweiten  Teiles  ist  auf  Grund  der  Aus- 
führungen in  der  Einleitung  getroffen  worden.  Natürlich  entspricht 
sie  nicht  der  Einteilung  des  „Politischen  Discurses''  oder  sonst  eines 
der  Werke  Becher's.  Ganz  konsequent  liefs  die  Scheidung  sich 
freilich  nicht  immer  durchfuhren.  Die  Erörterungen  über  das 
Provianthaus  z.  B.  und  zum  Teil  auch  über  das  Manufakturhaus  ge- 
hörten von  Rechts  wegen  in  den  Abschnitt  über  den  Handel,  da 
Becher  die  Gründung  derselben  aber  voruehmlich  zur  Hebung  der 
Landwirtschaft  und  des  Gewerbes  befürwortete,  glaubte  ich  sie  den 
betreffenden  Abschnitten  zuweisen  zu  dürfen.  Auch  dafs  ich  die  An- 
sichten Becher's  über  das  Geld  dem  Abschnitt  über  den  Handel 
einverleibte,  bedarf  vielleicht  kaum  der  Entschuldigung. 

Zum  Schlüsse  ist  es  mir  eine  angenehme  Pflicht,  meinen  hoch- 
verehrten Lehrern,  Herrn  Professor  Dr.  0.  Menger  in  Wien  und 
Herrn  Professor  Dr.  Conrad  in  Halle,  die  mir  die  Anregung  zu 
dieser  Arbeit  gaben  und  mit  wohlwollendem,  thätigem  Interesse  das 
Entstehen  derselben  verfolgten,  auch  an  dieser  Stelle  meinen  auf- 
richtigen Dank  auszusprechen. 

Berlin,  den  1.  Juli  1896. 

Der  TerfiMser. 
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Einleitung. 


Das  Merkantilsystem. 


A.  Das  System  in  der  Litteraturgeschlchte. 

Adam  Smith  leistete  der  Geschichte  der  Nationalökonomik 
einen  zweifelhaften  Dienst,  als  er  die  volkswirtschaftlichen  An- 
schauungen, die  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters  bis  auf  seine 
Zeit  geltend  gewesen  waren ,  unter  dem  Namen  eines  System  of 
Commerce  znsammenfafste  und  dieses  System  mit  einem  Schlage 
seiner  wuchtigen  Kritik  vernichtete.^)  Beruhten  die  Resultate,  zu 
denen  er  kam,  auch  nicht  auf  tiefgehenden  litterarhistorischen  Studien, 
so  kannte  er  die  epochemachenden  Schriften  seiner  Vorgänger  doch 
zu  gut,  um  nicht  zu  wissen,  dafs  sich  die  von  ihnen  vertretenen  Lehren 
keineswegs  immer  mit  den  von  ihm  widerlegten  deckten.  Sein  Streben 
war  darauf  gerichtet,  die  öjßFentliche  Meinung  von  Grund  auf  zu 
andern  zu  gunsten  eines  Systems,  das  dem  damals  noch  fast  unum- 
schiankt  herrschenden  System  der  günstigen  Handelsbilanz^)  dia- 
metral entgegengesetzt  war.  In  der  öffentlichen  Meinung  aber  und 
in  geringerem  Umfange  auch  in  der  Litteratur  waren  jene  Lehren  in 
einer  Weise  verflacht,  die  es  dem  grofsen  Schotten  leicht  machte,  sie 
als  vollständig  haltlos  hinzustellen.  Er  machte  nicht  die  weit  aus- 
einandergehenden,  oft  schwierigen  Erörterungen  der  volkswirtschaft- 
lichen Theoretiker  zum  G^egenstande  seiner  Kritik,  sondern  fasste 
das  System  in  der  praktischen  Gestalt,  in  der  es  sich  der  kurz- 
sichtigen Menge  darstellte.  Wer  die  in  der  Theorie  und  in  der 
Praxis  der  Volkswirtschaft  seit  mehreren  Jahrhunderten  herrschenden 


')  Wealth  of  Nations,  book  IV. 

*)  Der  Fhysiokratismus   ist  praktisch  doch  zu   fast  gar  keiner  Bedeutung 
gelmgt. 

StoatiwiaseiiBchaftl.  Studien.    ^-217  ^ 
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Anschauungen  in  wenige  Sätze  zusammenfassen  will,  und  zwar  so, 
wie  sie  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  spiegeln,  von  dem  werden 
wir  nur  Gemeinplätze  erwarten  dürfen.  Und  je  mehr  es  ihm  daran 
liegt,  dieselben  ad  absurdum  zu  fuhren,  um  so  mehr  wird  er  der 
Versuchung  verfallen,  ihre  Absurdität  schon  in  ihrer  Form  recht  deut- 
lich zu  Tage  treten  zu  lassen. 

Dieser  Versuchung  ist  auch  Smith  unterlegen,  ein  Umstand,  der 
für  die  Geschichte  der  Nationalökonomik  yerhängnisvoll  werden  sollte. 
Fast  ein  Jahrhundert  hat  es  gewährt,  ehe  man  sich  entschlofs,  die 
von  ihm  gegebene  Charakteristik  des .  Merkantilismus  auf  ihre  Halt- 
barkeit des  näheren  zu  untersuchen.  Dafs  dieselbe  in  der  Ver- 
wechselung Yon  Gold  und  Reichtum  gegeben  sei,  wurde  zu  einem 
Glaubenssatz,  der  sich  durch  die  Lehrbücher  von  Rau^),  Kudler'), 
Wirth')  und  anderen  forterbte,  immer  schroffer  und  starrer  werdend, 
bis  er  uns  endlich  in  einer  Form  entgegentritt,  die  uns,  wie  Du  bring 
treffend  bemerkt,  glauben  machen  könnte,  die  Geschäftsleute  und 
Staatsmänner  wären  beinahe  der  Ansicht  gewesen,  dafs  sich  die  edlen 
Metalle  zur  Nahrung  des  menschlichen  Körpers  gebrauchen  liessen.^ 
,,Der  Merkantilismus^,  schreibt  Emminghaus,  ,,ist  unter  den  wirt- 
schaftlichen Verirrungen  das,  was  der  Geiz  unter  den  sittlichen.  Auch 
er  ist  die  Wurzel  vielen  Übels.  Er  ist  fast  mehr,  als  eine  Verirrung; 
er  ist  zugleich  das  Zeichen  einer  niedrigen  und  gemeinen  Weltan- 
schauung. Ebenso  bekanntlich  der  Geiz.  Der  Geizige  hungert  und 
verkommt  im  Überflüsse.  Ebenso  müfste  ein  Volk  verhungern  und 
verkonmien,  in  dem  der  Merkantilismus  als  alleinherrschendes  Wirt- 
schaftssystem vielleicht  unerschöpfliche  Schätze  von  Gold  und  Silber 
angehäuft  hätte."*)  Dafs  ein  solches  Urteil  noch  gefällt  werden 
konnte,  nachdem  von  Röscher  undKautz  bereits  die  Möglichkeit 
einer  gerechteren  Würdigung  des  Systems  angebahnt  war,  beweist,  wie 
schwer  selbst  die  Wissenschaft  sich  von  herrschenden  Ansichten  zu 
emanzipieren  vermag. 

Röscher  schreibt') :  „Unsere  weitverbreitete  Gewohnheit,  die  ganze 

*)  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre.     Heidelberg  1826. 

')  Die  CTruadlehren  der  Volkswirtschaft.     Wien  1845. 

"'*)  Grundzüge  der  Nationalökonomie.     Köln  1856. 

*)  Dühring,  Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und  des  Sozia- 
lismus.   2.  Aufl.    Berlin  1875.    S.  30. 

*)  Dr.  H.  Kontzsch's  Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre.  Leipzig 
1866.  Art.  Merkantilsystem,  S.  585.  In  ähnlicher  Weise  urteilt  Blanqui  über  das 
System.    Vgl.  weiter  unten  S.  24  Amn.  1. 

•)  Zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirtschaftslehre.   Leipzig  1851.   S.  122. 
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Entwickelungsperiode  der  Volkswirtschaftslehre^  welche  den  Physio- 
kraten  Yoraofgeht,  mit  dem  Namen  des  Merkantilsysiems  zu  bezeichnen, 
ist  allerwenigstens  eine  sehr  ungenügende.  Das  bekannte  Bild,  welches 
die  Lehrbiichertradition  von  einem  Merkantilisten  zu  entwerfen  pflegt, 
pafst  immerhin  auf  manche  unbedeutendere  Schriftsteller  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts ;  aber  die  bedeutendsten  werden  keineswegs  dadurch 
getrofiFen.  In  einigen  Punkten  stimmen  sie  wohl  damit  über- 
ein; in  anderen  ebenso  wichtigen  sind  sie  völlig  davon  abweichend. 
So  verschiedenartige  Männer  wie  Mun,  Child,  Davenantmit  dem 
einen  Worte  ,Merkantilist'  zu  charakterisieren,  geht  ebenso  wenig  an, 
als  wenn  ein  katholischer  Kirchenhistoriker  alle  protestantischen 
Theologen,  von  Hengstenberg  bis  auf  Straufs,  mit  dem  einen 
Worte  ,AJcatholiken'  oder  ,Häretiker'  hinlänglich  meinte  bezeichnet  zu 
liaben.  Kurz,  die  gewöhnliche  Einteilung  der  nationalökonomischen 
litterator  in  Merkantilismus,  Physiokratie  und  Industriesystem  ist 
zwar  bequem  genug,  in  der  Wirklichkeit  aber  ohne  hinreichenden 
Grund.  Allermindestens  werden  sich  unsere  Lehrbücher  dazu  be- 
quemen müssen,  die  Litteratur  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  in  zwei 
verschiedenen  Abschnitten  zu  behandeln.  Der  eine,  den  Continent 
betrefFende,  mag  dann  immer  noch  den  Titel  ,Merkantilsystem'  führen ; 
der  andere  mufs  überschrieben  werden:  ,ältere  engliche  Schule*". 

Halte  ich  diese  Einteilung  Koscher 's  auch  für  ziemlich  willkür- 
lich, so  hebt  sie  doch  die  Gresamtbezeichnung  Merkantilisten  für  die  Ver- 
treter beider  Richtungen  nicht  auf,  wenn  dieselbe  auch  als  nicht  „hin- 
länglich" hingestellt  wird. 

Eautz  geht  schon  einen  Schritt  weiter.^)  Indem  er  aber  nach- 
zuweisen sucht,  dafs  neben  dem  Merkantilismus  auch  andere,  dem- 
selben nahezu  entgegengesetzte  Bestrebungen  geltend  gewesen  waren  *), 
schuf  er  den  Boden  für  neue  Verwirrungen.  Das  System  —  das 
einheitliche  von  Adam  Smith  widerlegte  System  —  war  in  Ge- 
fahr. Denn  war  es  nicht  mehr  ein  Band,  das  die  Volkswirte  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  umschlofs,  glaubte  man  nicht  mehr,  sie 
durch  wenige  Sätze  alle  miteinander  charakterisieren  zu  können, 
so  mufste  man  doch  jeden  einzelnen  über  sein  volkswirtschaft- 
liches Glaubensbekenntnis  verhören,   um  ihm   den  ihm  gebührenden 


*)  Theorie  und  Geschichte  der  Xationalökonomik.    Wien  1860.    S.  243  ff. 

*)  Betreffe  einzelner  Schriftsteller  ist  diese  Ansicht  schon  vor  Kautz  aus- 
gesprochen worden,  ohne  dafs  man  dadurch  in  die  Einheit  des  Systems  eine 
Bresche  zu  achlagen  gedachte,  was  durch  Kautz  thatsächlich  geschah. 
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Platz  anweisen  zn  können,  sei  es  innerhalb  des  Systems,  sei  es  aufser- 
halb  desselben.  Da  aber  die  Schriftsteller,  wie  wir  gesehen  baben^ 
bei  der  Formulierang  des  Systems  die  kleinste  Rolle  gespielt  hatten^ 
wird  es  uns  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  sie  sich  demselben  bei 
näherer  Untersuchung  auch  nicht  zu  fügen  schienen. 

Koscher  selbst  war  es,  der  in  konsequenter  Entwickelung  der  von 
ihm  angeregten  kritischen  Betrachtung  zu  diesem  Resultat  kommeD 
soDte.^) 

Ingram,  der  sich  ihm  anschliefst,  charakterisiert  seine  Meinung 
dahin,  dafs  die  Merkantilisten  am  besten  gekennzeichnet  werden  „nicht 
durch  einen  von  ihnen  gemeinsam  vertretenen  yolkswirtschaftlichen 
Lehrsatz,  sondern  durch  eine  Anzahl  theoretischer  Bestrebungen,  die 
Yon  ihnen  gemeinsam  in  vereinigtem  Wirken  erfunden  wurden,  jedoch 
vereinzelt  in  verschiedenen  Graden  in  verschiedenen  Köpfen  vor- 
herrschten".*) Diese  Bestrebungen  fafst  er  folgendermafsen  zu- 
sammen :  „Erstlich  überschätzte  man  die  Wichtigkeit  eines  grofsen  Be- 
sitzstandes von  Edelmetallen.  Zweitens  bevorzugte  man  in  ungehöriger 
Weise  den  auswärtigen  Handel  vor  dem  einheimischen  und  ebenso  die 
wirtschaftliche  Thätigkeit,  welche  die  Rohstoffe  bearbeitet,  vor  jener, 
welche  diese  liefert.  Drittens  legte  man  auf  eine  dichte  Bevölkerung, 
als  ein  Element  der  nationalen  Stärke,  ein  zu  grofses  Gewicht.  Und 
viertens  befürwortete  man  das  Eingreifen  des  Staates  zur  künstlichen 
Förderung  dieser  verschiedenen,  als  wünschenswert  bezeichneten  End- 
zwecke."') Das  bisher  anerkannte  System  des  Merkantilismus  ist  somit 
in  einzelne  Sätze  zerfallen,  deren  inneren  Zusammenhang  man  ignorierte, 
um  auch  den  Schriftsteller  noch  als  Merkantilisten  gelten  lassen  zu  können, 
der  sich  nicht  zu  diesen  theoretischen  Bestrebungen  in  ihrer  Gesamt- 
heit bekannte.  Es  ist  nicht  mehr  ein  bestimmtes  Ziel,  wie  bei  Smith 
die  Yergröfserung  des  Geldquantums  im  Lande,  das  die  Merkanti- 
listen charakterisiert,  sondern  es  sind  „verschiedene  als  wünschenswert 
bezeichnete  Endzwecke".  Es  konnte  daher  nicht  ausbleiben,  dafs  je 
nach  der  verschiedenen  Wichtigkeit,  welche  die  Historiker  diesem  oder 
jenem  Endzweck  beimafsen,  sie  diese  oder  jene  Schriftsteller  für  mehr 
oder  weniger  konsequente  Vertreter  des  Merkantilismus  ansahen.  Ein 
klassisches  Beispiel  hierfür  bietet  Held.     Er  steckt  die  Grenzen  so 


^)  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland.  München  1874.  S.  228  ff. 
")  Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre,   deutsch  von  E.  Ro sch- 
lau.   Tübingen  1890.    S.  48. 
*)  Ebenda. 
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weit,  dafs  er  Männer,  die  schon  im  16.  Jahrhundert  über  das  Geld 
geschrieben  haben,  „unbedenklich  der  Kürze  des  Ausdrucks  halber", 
die  ersten  Merkantilisten  nennt.  ^)  Er  bezeichnet  den  Begriff  des 
Merkantilismus  in  seiner  Schrift  als  „weit  und  dehnbar"  *)  und  unter- 
scheidet demgemäfs  zwischen  „echten  und  reinen",  „rohen  ganz  un- 
modifizierten",  „halben",  „feineren",  „aufgeklärteren"  und  zwischen 
„Änti-  und  Hyper-Merkantilisten".  Eine  so  subtile  Einteilung  setzt 
eine  genaue  UmgrenzuDg  der  einzelnen  Gebiete  voraus.  Fragen  wir 
Held  aber,  was  er  denn  eigentlich  unter  „echtem  und  reinem"  Mer- 
kantilismus Terstehe,  so  erhalten  wir  keine  Antwort,  sondern  müssen 
was  dieselbe  aus  seinen  Ausführungen  selbst  konstruieren.')  Es  trifft 
dieser  Vorwurf  keineswegs  Held  allein.  Auch  sonst  operierte  man 
mit  dem  Begriff  Merkantilismus,  ohne  den  Leser  über  den  Inhalt  des- 
selben zu  orientieren. 

Der  Vortrag  Biedermannes*)  schaffte  hierin  keine  Wandlung ; 
indem  er  vielmehr  in  der  Forderung  der  schnellen  Geldzirkulation  ein 
neues  Moment  erbrachte,  war  er  nur  geeignet,  die  herrschende  Un- 
klarheit noch  zu  vermehren. 

Dühring  hat  mit  kühnem  Griff  wieder  das  System  aufzu- 
stellen versucht,  und  die  neueren' Forschungen  von  Cunningham*), 
Schmolle  r*),  und  v.  Heyking^  haben  ihm  Recht  gegeben.  „Der  Be- 
sitz der  edlen  Metalle  als  Wirkung  und  als  Ursache,  als^Erfolg  und  als 
Anregung  der  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  unter  der  Leitung  des 
Handels;  —  dies  ist,  soweit  überhaupt  ein  paar  Worte  zur  Kenn- 
zeichnung genügen  können,  die  leitende  Idee  des  Merkantilismus  ge- 
wesen." •) 


')  Held,  Garey^s  Sozialwisaenschaft  und  das  Merkantilsystem.  Würzburg 
1866.  Seite  11. 

>)  Ebenda. 

')  Man  wird  überhaupt  geneigt  sein,  den  Ausführungen  Held 's  kein  zu 
grofses  Vertrauen  entgegen  zu  bringen,  wenn  man  Seite  24  liest,  dafs  er,  in  der 
Absicht,  „die  Entwickelung  des  sogenannten  Merkantilsystems  in  grofsen  Zügen 
und  an  einzelnen  hervorragenden  Beispielen  vorzuführen*',  die  Namen  Schröder, 
Becher  und  H  o r  n ig k  „nur  flüchtig  erwähnt",  nachdem  er  K 1  o o  k  einer  ein- 
gehenden Betrachtung  unterzogen  hat  Auch  Seckendorf  wird  ganz  kurz  abgethan. 

*)  Über  den  Merkantilismus.    Innsbruck  1870. 

*]  Adam  Smith  und  die  Merkantilisten.  Tübinger  Zeitschrift  1884.  S. 41  ff. 

*)  Das  Merkantilsystem  in  seiner  historischen  Bedeutung.  Jahrbuch  für 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft.    Leipzig  1884.    S.  16. 

^  Geschichte  der  Handelsbilanztheorie.   I.   Berlin  1880. 

■)  a.  a.  O.  S.  32. 
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Leider  hat  Ingram  diese  Bahn  wieder  verlassen,  um  zu  der 
Ansicht  Koscheres  zurückzukehren.  Ob  hierzu  ein  Grund  vorge- 
legen oder  ob  thatsächlich  von  einem  merkantilistischen  System  ge- 
sprochen werden  darf,  werden  wir  nunmehr  zu  untersuchen  haben. 


B.  Die  Entstehung  des  Systems  und  seine  Entwickelnng  in  der 

Praxis  nnd  in  der  Theorie. 

Man  hat  die  ersten  Anfänge  des  Merkantilismus  in  sehr  verschie* 
dene  Zeiten  yersetzt/^Zwar  geniefst  C  o Ib  e  r  t  unstreitig  den  Ruhm  eines 
klassischen  Vertreters  dieses  sogenannten  Systems.  Während  er  aber 
von  einigen,  namentlich  italienischen  Fachmännern  geradezu  als  der 
Begründer  desselben  hingestellt  wird,  machen  andere  ihm  diesen  Buhm 
zu  gunsten  Karls  Y.  streitig.  Das  schliefst  wiederum  nicht  aus,  dafs 
sogar  die  Meinung  auftauchen  konnte ,  merkantilistische  Ideen  liefsen 
sich  durch  das  ganze  Altertum  und  Mittelalter  nachweisen.  Besul- 
tieren  diese  Meinungsdififerenzen  einerseits  daher,  dafs  mau  sich 
nicht  recht  verständigt  hatte,  was  man  unter  dem  Namen  Merkan- 
tilismus begreifen  wollte,  so  liegt  die  Ursache  derselben  anderer- 
seits darin,  dafs  man  nicht  im  Auge  behielt,  dafs  ein  volkswirt- 
schaftliches System  nicht  mit  einem  mal  vollendet  in  die  Erscheinuug 
tritt,  sondern  erst  allmählich  aus  unscheinbaren  Anfangen  zu  konse- 
quenter und  zielbewufster  Durchbildung  gelangt.  Wenn  wir  von  dieser 
Einsicht  ausgehen,  werden  wir  die  ersten  Anzeichen  des  Systems  noch 
lange  vor  Karl  Y.  setzen  müssen,  ja  es  sogar  nicht  bestreiten  können, 
dafs  demselben  verwandte  Tendenzen  auch  schon  in  den  grofsen 
Handelsstädten  des  Altertums  die  Politik  beeinflufst  haben  mögeu. 

Eine  neue  Epoche  in  der  Geschichte  der  Nationalökonomik  beginnt 
mit  dem  Übergang  der  Natural-  in  die  GeldwirtschafL  An  diesen 
Übergang  knüpft  sich  die  erste  wissenschaftliche  Behandlung  volkswirt- 
schaftlicher Fragen.  Es  ist  das  ganz  natürlich.  Bisher  gewohnt,  Ware 
gegen  Ware  zu  tauschen,  bediente  man  sich  nun  eines  Tauschmittels,  das 
seinen  Warencharakter  vollständig  abgestreift  zu  haben  schien,  ohne 
dadurch  eine  Einbufse  in  seinem  Tauschwert  zu  erleiden.  Es  haftete 
dem  Oelde  etwas  6 eheinmis volles  an,  das  die  Gelehrten  schon  früh 
zu  Deutungen  veranlassen  musste.  Bei  der  Intensität,  mit  der  man 
sich  mit  dem  Gegenstande  beschäftigte,  scheint  es  nicht  wunderbar, 
wenn  man  schon  früh  zu  den  befriedigendsten  Kesultaten  kam.    Wenn 
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aber  anch  Oresmius  schon  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  in 
seinem  „Tractatus  de  origine^  natura,  jure  et  mutationibus  monetarum^ 
eine  Erkenntnis  an  den  Tag  legte,  über  die  wir  im  Wesentlichen 
bis  heute  nicht  hinaus  zu  kommen  vermochten,  so  dürfen  wir  in  der 
hohen  Einsicht  dieses  einen  Gelehrten  nicht  ein  Mafs  für  die  in  diesen 
Dingen  allgemein  herrschenden  Ansichten  suchen  wollen.  Dieselbe 
ist  zwar  nie  ganz  verloren  gegangen ,  hat  sich  aber  doch  nur  in«  den 
Schriften  weniger  Gelehrten  und  keineswegs  in  der  glänzenden  Weise 
erhalten,  in  der  ihr  Meister  sie  formuliert  hatte.  Je  weniger  aber 
die  grofse  Masse  —  und  es  zählten  unter  dieselben  bedeutende 
Männer  —  über  das  Wesen  des  Geldes  orientiert  waren,  eine  um  so 
höhere  Wertschätzung  desselben  werden  wir  bei  ihr  zu  erwarten 
haben.  Wer  Geld  besafs,  sah  sich  damit  im  Besitz  alles  dessen,  was 
sein  Herz  begehrte.  „Geld  ist  ein  wunderbares  Ding!"  schrieb 
Columbus  1498  an  seine  Königin,  „Wer  dasselbe  besitzt,  ist  Herr  von 
Allem,  was  er  wünscht,  durch  Geld  kann  man  sogar  die  Seelen  aus 
dem  Fegefeuer  erlösen." 

Diese,  bei  dem  einzelnen  ja  sehr  natürliche ,  heute  noch  ebenso 
wie  damals  allgemeine  Auffassung  bemächtigte  sich  aber  auch  der 
Staaten  und  in  dem  Moment,  in  dem  sie  die  Politik  derselben  zu  be- 
einflussen beginnt,  haben  wir  es  mit  den  ersten  Anfängen  des  Merkan- 
tilismus zu  thun.  Man  übertrug  ohne  Bedenken  die  Gesetze,  die  sich 
im  Verkehr  der  Menschen  untereinander  geltend  erwiesen,  auch  auf 
den  Verkehr  der  Staaten.  Zeigte  es  sich,  dafs  demjenigen,  der  mehr 
Geld  hatte  als  andere,  die  Genüsse  des  Lebens  in  höherem  Mafse  zu- 
gänglich waren  als  jenen,  so  glaubte  man  in  gleicher  Weise  die 
Wohlfahrt  des  Volkes  vor  der  aller  anderen  gesichert,  das  über  das 
gröfste  Quantum  edler  Metalle  verfügte.  Es  ist  interessant,  wie  diese 
tT)erzeugung  uns  allenthalben  als  eine  selbstverständliche,  unwider- 
legbare Wahrheit  entgegentritt. 

Hütten,  Luther,  Zwingli,  sie  alle,  die  gegen  den  Verbrauch 
fremder  Luxusartikel  vornehmlich  aus  moralischen  Gründen  polemi- 
sieren, versäumen  doch  nicht,  als  ganz  besonders  wichtiges  Argument  das 
Geld,  das  für  solche  unnütze  Dinge  dem  Vaterlande  entzogen  werde, 
in  das  Feld  zu  fähren. 

Diese  allgemeine  Auffassung  wurde  auf  das  glänzendste  gerecht- 
fertigt durch  die  politischen  Verhältnisse  der  damaligen  Zeit  im  all- 
gemeinen. In  den  gewerbetreibenden  Städten  hatte  sich  der  Übergang 
der  Natural-  in  die  Geldwirtschaft  zuerst  vollzogen  und  die  letztere 
var  dort  bereits  zur  Blüte  gelangt,  als  auf  dem  flachen  Lande  die 
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ersten  Anfange  jenes  Überganges  noch  nicht  zu  spüren  waren.  Diese 
Städte  gelangten  in  kurzer  Frist  nicht  nur  zu  einem  Wohlstand  ihrer 
Bürger,  der  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sie  lenken,  sondern 
auch  zu  einer  politischen  Machtstellung,  die  den  Neid  aller  Herrscher 
erregen  mufste.  Der  Doge  Thomas  Moncaningo  sagte  1421  in 
einem  Bericht  über  den  Handel  Venedigs  an  den  Staat  Venedig:  „Vous 
etes  Jies  seuls,  ä  qui  la  terre  et  les  mers  soient.  §galement  ouyerts. 
Vous  etes  le  canal  de  toutes  les  richesses.''  ^)  Und  das  war  keines- 
wegs stolz  gesprochen,  denn  schon  seit  dem  Ausgange  des  11.  Jahr- 
hunderts stand  Venedig  an  der  Spitze  aller  E^ege  und  E^ämpfe  im 
Mittelmeer,  und  noch  1608,  als  sich  sein  Niedergang  bereits  vorbe- 
reitete, stellte  es  sich  der  Liga  von  Cambray  entgegen,  in  welcher 
der  Papst,  der  Kaiser  und  der  König  von  Frankreich  verbunden 
waren,  und  sprengte  sie.  Gleiches  wurde  im  Norden  beobachtet,  wo 
vor  der  Macht  der  Hansa  Christian  ü.  von  Dänemark  seine  Waffen 
strecken  und  seine  Krone  niederlegen  mufste.  Woher  die  Macht 
dieser  kleinen  Territorien?  fragte  man  sich  und  fand  die  Antwort 
in  den  reichen  Geldmitteln,  die  sie  innerhalb  ihrer  Mauern  aufhäuften, 
und  die  sie  in  die  Lage  setzte,  mächtige  Söldnerheere  und  tüchtige 
Flotten  in  den  Kampf  zu  stellen.  Die  kriegführenden  Städterepubliken, 
die  keine  Lehen  zu  verteilen  hatten,  mufsten  notgedrungen  mit  der 
mittelalterlichen  Heeresverfassung  brechen,  und  ihnen  folgten  die 
gröfseren  Staaten.  Wem  aber  die  Kasse  nicht  ausging,  dem  wurden  auch 
die  Läger  nicht  leer,  der  mufste  als  Sieger  aus  einem  Klampfe  hervor- 
gehen, dessen  Eesultat  davon  abhing,  wer  den  letzten  Mann  vor  den 
Feind  zu  stellen  vermochte.  Geld  ist  Macht,  das  war  der  Satz,  zu 
denr  man  kommen  mu&te,  und  zu  dem  man  ganz  konsequent  auch  kam. 
Geld  ist  Macht,  dieser  Satz  erwies  seine  Richtigkeit  aber  noch 
auf  einem  anderen  Gebiete.  Waren  bisher  alle  Staatsämter  in  den 
Händen  einer  belehnten  Dienerschaft  erblich  geworden,  so  konnte  nun 
mit  Hilfe  des  neuen  liquideren  Soldmittels  ein  neuer  abhängigerer 
Beamtenstand  aufgeboten  werden,  dessen  terminweise  Ausbezahlung  es 
ihm  nicht  mehr  gestattete,  sich  von  dem  Soldherm  unabhängig  zu 
machen.  *)  Dadurch  wuchs  einerseits  die  Gewalt  der  Herrn  über  den 
einzelnen  Beamten,  wie  es  andererseits  in  seinem  Belieben  stand,  durch 
eine  immer  weitere  Verzweigung  des  Beamtentums  die  Grenzen  seiner 
Macht  auch   innerhalb  seines  Volkes  immer  weiter  zu  stecken.    Im 


*)  Blanqui,  Histoire  de  reconomie  politique.    Gap.  XX. 

')  Vgl.  Eisenhart,  Geschichte  der  Nationalökonomik.   1881.    S.  9 f. 

224 


—    9    — 

Polizeistaat  des  18.  Jahrhunderts  haben  wir  den  Höhepunkt  einer  sich 
nach  dieser  Kichtung  vollziehenden  Entwickelung  deutlich  vor  Augen. 
Auf  den  Erwerb  des  Geldes,  als  dem  Mittel  der  Macht  —  „les  moyens 
de  pnissance  active"  und  „le  vrai  moteur  de  la  puissance"  nennt  es 
Forbonnais*) —  richtete  sich  daher  die  Politik  der  Fürsten.  Das 
Geld  allein  konnte  sie  in  die  Lage  setzen,  ihr  Territorium,  das  bisher 
in  eine  Beihe  machtyoller  Städterepubliken  zerfiel,  auf  die  Höhe  ein- 
heitlicher nationaler  Staaten  zu  erheben  und  die  Machtstellung  des- 
selben nach  aufsen  hin  zu  sichern.^) 

Der  Satz,  Geld  ist  Macht,  erscheint  aber  gleichbedeutend  mit 
dem  anderen,  Reichtum  ist  Macht,  ja  in  ihm  erhält  er  erst  seinen 
konsequenten  Ausdruck.  Denn  mächtig  ist  erst  derjenige,  der  mehr 
Geld  besitzt  als  andere,  der  Reiche.  Es  liegt  im  öffentlichen  Interesse, 
nicht  nur,  dafs  Geld  im  Staate  yorhanden  ist,  sondern  es  ist  zur 
Befestigung  der  Macht  des  Staates  höchst  nötig,  dafs  es  in  gröfster 
Menge  vorhanden  ist.  „Kampfunfähig  mufs  der  Staat  heifsen,  der 
Uberflufs  hat  an  anderen  Gütern,  aber  Mangel  an  Geld^*  sagt  Bor n  i tz , 
nnd  spricht  damit  eine  Überzeugung  aus,  deren  allgemeine  Geltung 
durch  zahlreiche  Citate  anderer  Autoren  erwiesen  werden  kann. 

Mufsten  sich  also  die  Fürsten,  durch  die  politischen  Verhältnisse 
und  zahlreiche  Schriftsteller  belehrt,  darüber  klar  sein,  worin  die  Ur- 
sachen der  politischen  Macht  zu  finden  waren,  so  konnte  es  nicht 
fehlen,  dafs  sie  alles  daran  setzten,  diese  Ursachen  in  ihren  Staaten 
wirksam  zu  machen. 

„In  einem  Lande  ohne  Bergwerke  giebt  es  zum  Reichtum  nur 
zwei  Wege:  Eroberung  oder  Handel**,  sagt  Loke*),  und  wer  will  es 
ermessen,  wie  mächtig  diese  Erkenntnis  die  grofsen  Entdecker  des 
15.  Jahrhunderts  gefordert  hat.  War  sie  es  doch,  die  ihnen  in  erster 
Linie  das  Interesse  der  Staaten  zuwendete,  dessen  sie  zur  Realisierung 
ihrer  Pläne  nicht  entbehren  konnten.  Was  die  Völker  auf  die  Schiffe 
und  in  das  Meer  hinaustrieb,  war  vor  allem  die  Hoffnung,  in  den  neu 
zu  entdeckenden  Ländern  den  Besitz  reicher  Gold-  und  Silberminen  zu 
erwerben,  in  zweiter  Linie  aber  das  Bestreben,  ihr  Handelsgebiet  zu 
erweitem.  Denn  der  Handel  allein  war  ja  der  Erzeuger  des  Reich- 
tums, wenn  die  Eroberung  versagte.  Freilich  nicht  der  inländische 
Handel,  der  ja  nur  in  die  andere  Tasche  steckte,  was  er  aus  der  einen 

')  V.  Heyking  a.  a.  0.  S.  40,  41. 

*)  Vgl  hierzu  die  citierten  Schriften  von  Schmoller  und  v.  Heykicg. 

*)  Koscher  a.  a.  0.  S.  191. 

*)  Duhring  a.  a.  0.  S.  68. 
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genommen  hatte,  sondern  der  ausländische,  der  für  die  im  Inlande 
erzeugten  Waren  fremdes  Geld  eintauschte.  Eine  Bereicherung  des 
Landes  konnte  aber  erst  konstatiert  werden,  wenn  dieses  Geld  that- 
sächlich  im  Lande  blieb  und  nicht  als  Entgelt  für  fremde  Waren 
wieder  auswanderte,  d.  h.  wenn  ein  Land  in  der  Lage  blieb,  mehr  zu 
exportieren  als  zu  importieren  und  die  so  stets  gesicherte  Thatsache 
einer  günstigen  Handelsbilanz  ein  stetiges  Steigen  des  nationalen 
Reichtums  garantierte.  Da  die  landwirtschaftlichen  Produkte  damals 
eine  wesentliche  Rolle  nicht  spielten,  konnte  es  sich  nur  um  den 
Export  von  ManufaJcturen  handeln.  Es  galt  also,  eine  Industrie  zu 
schaffen,  die  nicht  nur  den  inneren  Bedarf  zu  decken  imstande  war, 
sondern  auch  noch  für  das  Ausland  der  Nachfrage  würdige  Waren  zu 
produzieren  vermochte.  Hebung  der  inländischen  Industrie  durch  alle 
zu  Gebote  stehenden  Mittel,  hohe  Zölle  auf  eingeführte  Waren,  weim 
es  sich  nicht  um  Rohstoffe  handelte,  die  verarbeitet  wieder  ausgeführt 
werden  konnten,  und  Verbote  des  Exportes  von  Rohstoffen  waren  die 
natürlichen  Folgen  dieser  Erkenntnis. 

Man  war  sich  dessen  wohl  bewufst,  dafs  eine  blühende  Industrie 
eine  dichte  Bevölkerung  voraussetze ;  wir  finden  daher  bei  allen  Mer- 
kantilisten, die  das  System  zu  konsequenter  Durchbildung  gebracht 
haben,  das  Eintreten  für  eine  Bevölkerungspolitik,  als  dem  letzten 
Grunde  zum  Reichtum  und  zur  Macht  des  Staates.  nT>ie  Macht 
eines  Staates  besteht  nicht  in  der  Ausdehnung  des  Landes,  sondern 
in  dem  Reichtum  und  der  Zahl  der  Bewohner",  sagt  Friedrich  der 
Grof  se  in  seinem  Antimacchiavell  ^),  und  an  anderer  Stelle  bezeichnet 
er  es  als  ein  „axiome  certain",  dafs  die  Zahl  der  Menschen  den  Reicli- 
tum  der  Staaten  ausmacht.*)  Die  Forderung,  dafs  die  Bevölkerung 
sich  nicht  im  Lande  verstreue,  sondern  um  gewisse  Punkte  konzen- 
triere, resultiert  einerseits  aus  der  Einsicht,  dafs  nur  bei  einer  dichten 
Bevölkerung  die  Industrie  „in  Flor"  gebracht  werden  könne,  anderer- 
seits aber  aus  dem  Bestreben,  den  Umlauf  der  Geldmittel  zu  erleichtern. 
Denn  in  der  schnellen  Zirkulation  derselben  fand  man  ein  befruch- 
tendes Moment  nicht  nur  für  den  Wohlstand  der  einzelnen,  als  viel- 
mehr auch  für  die  Entwickelung  der  Produktion.*) 

Damit  haben  wir  das  Merkantilsystem  in  seiner  Vollendung  vor 
uns,  ein  System,  das  als  Endzweck  aller  Politik  die  Vermehrung  der 


»)  Ch.  5. 

")  Oeuvres  IV,  4,  VI,  82. 

')  Vgl.  speziell  hierzu  den  Vortrag  Biedermann ^s. 
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Geldmittel  im  Lande  erstrebt  und  als  Mittel  zur  Erreichung  dieses 
Zireckes  den  günstigen  Stand  des  Handels,  der  Industrie  und  der 
BeTÖlkerung  bezeichnet.  Es  sind  also  nicht  mehrere  „als  wünschens- 
wert bezeichnete  Endzwecke",  die  der  Merkantilismus  verfolgte,  wie 
Ingram,  auf  Röscher  gestützt,  annahm,  sondern  es  liegt  thatsächlich 
ein  System  vor,  d.  h.  eine  Reihe  yon  Sätzen,  die,  einer  den  anderen 
bedingend,  auf  ein  letztes  zu  erreichendes  Ziel  hinweisen.  Ob  alle 
Schriftsteller  und  praktischen  Volkswirte  mit  gleicher  Energie  für  alle 
diese  Sätze  eingetreten  sind,   ist  für  das  System  ganz  irrelevant.^) 

Können  wir  von  den  Merkantilisten  aber  nicht  einmal  das  Ein- 
treten für  alle  von  ims,  als  das  System  konstituierend,  aufgestellten  Sätze 
verlangen,  so  können  wir  das  noch  weniger  für  alle  die  Forderungen 
thun,  die  sich  bei  vielen  als  Konsequenzen  ihres  Merkantilismus  er^ 
geben.  Weil  z.  B.  die  meisten  Merkantilisten  in  ihren  Werken  die 
Landwirtschaft  ignorieren  oder  für  das  Verbot  der  Edelmetallausfuhr 
tfintreten,  dürfen  wir  nicht  erwarten,  das  gleiche  bei  allen  zu  finden. 
Wenn  Kautz  daher  Serra  und  Mun  nicht  unbedingt  für  Anhänger 
der  merkantilistischen  Richtung  will  gelten  lassen^),  oder  Röscher 
Ob  recht  um  des  Satzes  willen:  „agriculturam  aliarum  rerum  parentem 
et  nutricem  etc.^  nicht  als  solchen  anerkennt,  so  beweist  das  nur, 
dafs  beide  lediglich  in  einer  Reihe  willkürlich  zusammengestellter 
Sätze  das  Wesen  des  Merkantilismus  finden. 


')  Sehr  richtig  bemerkt  hierzu    D  üb  ring  a.  a.  0.   S.  28:    „Sebr  oft  haben 
diese  Autoren  Auffassungen  entwickelt,  die,  aus  dem  Zusammenbang  ibrer  übrigen 
Darlegungen  berausgeboben ,  den  Schein   viel  tieferer  Einsichten  und  offenbarer 
Vorwegnahmen  der  Hauptpunkte  neuerer  Systeme  erzeugen.     Sieht  man   aber 
näher  zu  und  berücksichtigt  das  Ganze  ibrer  Darstellung  und  Denkweise,    so 
findet  sich  regelmäfsig,  dafs  sie  nebenbei  nur  in  einem  ihnen   selbst  unbewufsten 
Widerspruch  auch  diejenigen  Hauptvorstellungen  des  Merkantilismus  kultivierten, 
welche  von  einem  ernstlich  veränderten  Standpunkte  aus  verworfen  oder  wenigstens 
emgeschrankt  und  berichtigt  werden  müfsten.    Grade  die  Thatsache,  dafs  diese 
zemreuten    Glieder   des  Wahren   und   Falschen   nebeneinander   liegen    konnten, 
ohne  dalB  ein  einheitlicher  Körper  der  Wahrheit  anzutreffen  gewesen  wäre,  be- 
weist uns  deutlich  genug,  wie  die  Berufung  auf  gelegentliche  Vorstellungen  und 
Aosfohrungen  oder  gar   auf  einzelne  Stellen  nur  in  den  seltensten  Fällen  etwas 
zu  entscheiden  vermögen.     Wo  es   nämlich   auf  die  Grundansichten  und  eigent- 
lichen Prinzipien  ankommt,  wird  man  danach  zu  fragen  haben,  von  welchen  Vor- 
iteilongen  sich  die  Schriftsteller  wirklich  leiten  liefsen,  und  man  wird  sich  nicht 
dadurch  Wuschen  lassen  dürfen,  dafs  sie  bei  gewissen  Gelegenheiten,  wo  es  die 
?nde  naheliegenden  Thatsachen  mit  sich  brachten,  fast  unwillkürlich  zu  anderen 
Aassprüchen  und  Gesichtspunkten  gelangten.'' 
•)  a.  a.  O.  S.  266  u.  279. 
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Gewifs  werden  wir  die  theoretischen  Schriftsteller  Tor  Adam 
Smith  nicht  als  Systematiker  kurzweg  hinstellen  dürfen.  Einer  syste- 
matischen  Durchbildung  war  eben  die  Nationalökonomie  des  16.,  17. 
und  18.  Jahrhunderts  noch  nicht  reif,  dessenungeachtet  yermögen 
wir  aber  sehr  wohl  aus  ihren  Werken  ein  System  herauszuschälen, 
das  in  denselben  mehr  oder  weniger  konsequent  seinen  Ausdruck  ge- 
funden hat. 

Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Absolutismus,  d.  h.  der 
Konzentrierung  der  Staatsgewalt.  Man  hat  ihn  häufig  für  ein  wesent- 
liches Glied  im  System  des  Merkantilismus  gefunden,  ohne  sich 
dabei,  wie  mir  scheint,  auf  die  Geschichte  oder  auf  Aussprüche  der 
Theoretiker  stützen  zu  können.  Es  kann  und  soll  nicht  geleugnet 
werden,  dafs  der  Absolutismus  die  Durchführung  des  Systems  in  ein- 
zelnen Staaten  auGserordentlich  gefördert  hat,  als  notwendiges  Moment 
in  demselben  erscheint  er  mir  nicht.  In  Spanien  z.  B.  blühte  das 
System  schon  unter  Ferdinand  und  Isabella,  als  von  einem  Ab- 
solutismus dort  noch  keine  Bede  sein  konnte,  ja  als  sogar  die  Einigung 
der  verschiedenen  Reiche  noch  nicht  erfolgt  war.^)  Es  ist  nicht  leicht, 
die  Ansichten  der  Theoretiker  in  diesem  Punkte  kennen  zu  lernen. 
Wenn  wir  sehen,  wie  es  gerade  im  Zeitalter  des  Absolutismus  Mode 
gewesen  zu  sein  scheint,  gelehrte  Werke  den  Fürsten,  als  den  Schirm- 
herm  der  Wissenschaften  und  Künste,  zu  widmen,  und  wenn  man 
dann  die  in  lauter  Superlativen  abgefafsten  Dedikationen  liest,  deren 
Buchstaben  um  so  fetter  und  gröfser  werden,  in  je  nähere  Beziehung 
das  betreffende  Wort  zu  der  allerhöchsten  Person  steht,  so  steigen 
uns  doch  wohl  nicht  unbegründete^  Bedenken  an  die  Offenheit  der 
Verfasser  auf,  die  über  diesen  Gegenstand  spekulieren. 

Finden  wir  nun  noch ,  dafs  sich  dieser  oder  jener  Autor  redliche 
aber  doch  vergebliche  Mühe  gegeben  hat,  seine  Überzeugung  mit  seiner 
Ergebenheit  für  den  absoluten  Landesherm  in  Einklang  zu  bringen^, 
so  wird  dieser  Verdacht  zum  direkten  Vorwurf. 


')  Etwas  and  ersist  es,  wenn  v.  Heyking  in  seiner  Geschichte  der  Handels* 
bilanztheorie  die  Entstehung  des  Systems  aus  dem  Bestreben  der  Staaten  her- 
leiten will,  gegenüber  dem  Universalideen  des  Mittelalters,  den  Prozefs  der  Staaten- 
individnalisierung  zu^  fordern.  Mit  dieser  Auffassung  deckt  sich  die  meinige  im 
wesentlichen,  denn  was  bedeutet  die  Hebung  der  Macht  eines  Staates  anders, 
als  die  Hebung  seiner  Selbständigkeit  und  seiner  Unabhängigkeit  von  anderen 
Staaten,  also  dessen,  was  y.  Heyking,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  die  Stuts- 
individualität nennt. 

')  Wie  dies  z.  B.  bei  Becher  der  Fall  ist,  auch  Justi  ist  nicht  konsequent. 
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Die  nicht  wegzuleugnende  Thatsache,  dafs  die  Schrifteteller  in  der 
damals  bestehenden  Staatsform  keineswegs  ihr  Ideal  fanden,  sondern 
mehr  oder  weniger  zur  Bepublik  hinneigten,  findet  ihre  Erklä- 
rung in  dem  Umstände,  dafs  Holland,  nach  der  Abschüttelung  des 
spanischen  Joches  eine  Höhe  der  Macht  und  des  Wohlstandes  er- 
klommen hatte,  die  es  den  bedeutendsten  Volkswirten  Deutschlands, 
Englands,  Frankreichs  und  Italiens  als  Muster  erscheinen  liefs,  nach 
dem  die  genannten  Staaten  ihre  Politik  nur  zu  richten  hätten,  um 
das  Glück  ihres  Volkes  zu  begründen.^)  Wie  gesagt  ist  es  aber  nicht 
immer  leicht,  hinter  die  Methung  der  Autoren  zu  kommen.  Wir 
werden  uns  wohl  hüten  müssen,  zu  viel  dahinter  zu  suchen,  wenn 
Besold  die  Bepublik  die  beste,  Gott  wohlgefälligste  Staatsform  nennt*)^ 
wenn  Klock  jede  Besteuerung  ohne  Bewilligung  der  Unterthanen  als 
Tyrannei  bezeichnet'),  oder  wenn  Jus ti  die  oberste  Gewalt  im  Staate 
„unzweifelhaft"  vom  Volke  herleitet  *)  und  ihm  die  Verfassungen  der 
Staaten  „noch  zu  keiner  Vollkommenheit  gebracht  scheinen"^).  Es 
lassen  sich  aus  denselben  Werken  auch  für  die  gegenteilige  An. 
sieht  Argumente  anfuhren  und  es  mag  hier  die  Frage,  worin  wir  die 
wahre  Meinung  der  Autoren  zu  suchen  haben,  eine  offene  bleiben. 
Jedenfalls  ergiebt  es  sich,  dafs  der  Absolutismus  mit  dem  Merkan- 
tilismus als  System  nichts  zu  thun  hat.  Kann  doch  Bo scher  von 
einem  so  konsequenten  Merkantilisten  wie  Seckendorff  kurzweg 
behaupten,  dafs  er  „kein  Absolutist"  gewesen  sei.*) 

Es  ist  leicht,  auf  Grund  einer  langen  Beihe  theoretischer  Schriften 
eine  Anzahl  von  Sätzen  aufzustellen,  die  sich  zu  einem,  auch  in  der 
Praxis  wirksam  gewesenen  System  formulieren  lassen.  Will  man 
aber  die  Schriftsteller  für  dieses  System  in  Anspruch  nehmen,  so 
wird  man  mehr  beizubringen  haben,  als  blofs  den  Nachweis,  dafs  sie 
einzeln  für  diesen  oder  jenen  Satz  eingetreten  sind.  Man  wird  be- 
weisen müssen,  dafs  der  systematische  Zusammenhang  jener  angeführten 
Sätze  nicht  nur  der  Willkür  eines  konstruierenden  Gelehrten  sein 
Dasein  verdankt,  sondern  auch  den  Zeitgenossen  des  Systems  in  vollem 
Bewufstsein  gestanden  hat.    Ist  dieser  Nachweis  geliefert,  dann  werden 

^)  z.B.  Becher,  Seckendorff,  Conring,  Kaleigh,Temple.Child, 
Ustaritz  u.  a. 

')  Synopsis  politicae  doctrinae,  Vorrede. 

*)  Boscher  a.  a.  O.  S.  211. 

♦)  Staatflwirtschaft.    Leipzig  1758.    S.  34. 

*)  Ebenda.     Vorrede  (XXVI). 

•)  a.  a.  O.  S.  241.  Trotzdem  bezeichnet  Röscher  den  Absolutismus  selbst 
als  ein  Moment  im  Merkantilismus. 
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wir  den  Satz  Koscher' s,  die  Merkantilisten  yerträten  nicht  gemein- 
sam einen  Yolkswirtschaftlichen  Lehrsatz,  aufgeben  dürfen  und  dem 
Umstände,  dafs  die  Sätze  des  Systems  ,, vereinzelt  in  yerschiedenem 
Grade  in  verschiedenen  Köpfen  vorherrschten",  der  damals  noch  un- 
entwickelten Schreibweise  in  volkswirtschaftlichen  Dingen  znr  Last 
legen  müssen.  Man  suchte  nicht  volkswirtschaftliche  Probleme  in 
langen  theoretischen  Erörterungen  zu  lösen,  sondern  an  der  Hand 
der  gegebenen  praktischen  Verhältnisse  die  Wege  und  Ziele  zu 
finden,  die  der  praktische  Volkswirt  zu  wandeln  und  zu  erreichen 
hatte.  Dazu  kam,  dafs  man  nicht  gedachte,  von  der  Höhe  der  Wissen- 
schaft herab  eine  Volkswirtschaftslehre  zu  verfassen  und  allen  Staaten 
in  gleicher  Weise  als  Muster  hinzustellen.  De  la  Court 
schrieb  „Die  Wohlfahrt  der  Stadt  Leyden"  und  „Das  Interesse  der 
Provinz  Holland".  Hornigk  wollte  den  österreichischen  Erblanden 
den  Weg  zu  Macht  und  Reichtum  weisen,  und  Serra  schrieb  für 
Italien,  oder  sogar  speziell  für  Neapel.  Was  Wunder,  wenn  alle 
diese  und  andere  Schriftsteller,  denen  an  theoretischen  Erwägungen 
nichts  gelegen  war,  die  Punkte  einer,  besonders  eingehenden  Er- 
örterung würdigten,  die  ihnen  für  ihr  engeres  Vaterland  von  besonderer 
Wichtigkeit  schienen.  Dafs  Holland,  das  nach  Becher  den  Ein- 
druck einer  einzigen  grofsen  Stadt  machte,  keine  Ursache  hatte,  für 
eine  Bevölkerungspolitik  einzutreten,  während  dieselbe  nach  dem  dreifsig- 
jährigen  Kriege  bei  deutschen  Volkswirten  im  Vordergrunde  ihrer 
politischen  Forderungen  stehen  mufste,  liegt  auf  der  Hand.  Deshalb 
hatten  die  Holländer  keineswegs  eine  geringere  Meinung  von  der 
Bedeutung  einer  dichten  Bevölkerung  für  die  Wohlfahrt  des  Landes, 
als  die  Deutschen.  Es  läfst  sich  also  auf  diesem  Wege  der  Beweis 
nicht  erbringen,  dafs  die  Merkantilisten  nicht  einen  gemeinsamen 
Lehrsatz  vertreten,  und  da  dieser  Grund  uns  als  der  einzige  begegnet, 
der  dafür  angeführt  wird,  so  dürfte  ich  meine  gegensätzliche  An- 
nahme für  begründet  erachten. 

Dieselbe  stützt  sich  aber  auch  auf  Positives  —  in  der  Praxis  wie  in 
der  Theorie.  In  der  Volks  Wirtschaftspolitik  Cromwells,  Colberts, 
Friedrichs  des  Grofsen  und  Josephs  IL  —  um  nur  die  hervor- 
ragendsten praktischen  Vertreter  des  Systems  zu  nennen  —  finden  wir 
diese  Übereinstimmung  der  Ziele  und  Wege  und  dieses  einmütiges 
Eintreten  für  die  das  System  bildenden  Sätze,  und  es  ist  das  eine 
so  allgemein  anerkannte  Thatsache,  dafs,  so  weit  ich  sehe,  jener 
Ausspruch  Roscher's  auf  sie  nie  angewandt  worden  ist.  Ist  dieses 
der  Fall,  so  ist  damit  zugegeben,  dass  das  System  in  seiner  Gesamtheit 
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pr^disch  in  die  Erscheinung  getreten  ist.    Wir  werden  dasselbe  also 
aus  der  Geschichte  der  Volkswirtschaft  nicht  mehr  wegleugnen  können, 
sondern  nur  noch  zu  untersuchen  haben,   wie  weit  es  sich  in  den  der 
systematischen  Behandlung  volkswirtschaftlicher  Fragen  noch  so  ab- 
geneigten Schriftstellern  der  betreffenden  Jahrhunderte  findet.     Eine 
solche   Untersuchung  soll  in  der  vorliegenden  Schrift  nur  für  einen 
Merkantilisten  geführt  werden.     Ergiebt  diese  Untersuchung  aber  auch 
ein  günstiges  Ilesultat,  die  Behauptung,  den  Theoretikern  des  Merkantilis- 
mus gebühre  eine  ganz  andere  Würdigung  und  es  sei  ihnen  eine  weit 
geringere  Bedeutung  zuzumessen  als  den  Praktikern,  ist  dadurch  noch 
keineswegs  widerlegt.  *)     Gravierender  erscheint  es  schon ,  wenn  wir 
bei  Hornigk  ein  wirtschaftliches  Programm  aufgestellt  finden,  das  an 
Eiiize  und  Klarheit  alles  übertrifft,  was  sonst  in  der  Formulierung  der 
Forderungen  des   Merkantilismus  vor   uns  liegt.     In  seinen  Sätzen 
finden  wir  eine  Darlegung  des  Systems,  die  uns  um  so  wertvoller  sein 
miifs,  als  Hornigk   in  diesen  Dingen  keineswegs    selbständig  ist^), 
sondern  in  seinem  Werke:  Osterreich  über  alles,  wann  es  nur  will^, 
die   allgemein    herrschenden     Anschauungen    zu    klarem   zusammen- 
hängendem Ausdruck  gebracht  hat.*)   Mit  welch  feinem  Takt  er  hierbei 
das  Wesentliche  zusammenfafste,  dürfen  wir  aus   dem  Umstände  er- 
sehen, dafs  sein  Buch  durch  ein  Jahrhundert  das  beliebteste  Kom- 
pendium auf  den  deutschen  Universitäten  blieb,  auf  denen  gerade  in 
jener  Zeit  die  Volkswirtschaft  sich  ihre  Lehrstühle  zu  erobern  begann. 
Dürfen    wir    diese   Thatsache   aber  als    Beweis   dafür   in    das  Feld 
führen,  dafs  die  Theoretiker  die  Sätze  Hornigk'sfür  den  kürzesten 
und  klarsten  Ausdruck  des  Merkantilismus  hielten,  so  bürgt  uns  das 
einerseits  dafür,  dafs  sie  sich  über  den  systematischen  Zusammenhang 
der  einzelnen  Sätze  vöUig  klar  sein  mufsten,  wie  es  uns  andererseits  jeden 
Grund  dafür  vorwegnimmt,  den  Theoretikern  eine  andere  Bedeutung 
znmessen  zu  wollen  als  den  Praktikern.     Denn  das  Programm  Hör- 
nigk's  hätte  ebensowohl  von  Friedrich  dem  Grofsen  aufgestellt 


')  Kautz  a.  a.  O.  S.  262  f. 

^  Sein  Werk  wurde  lange  für  eine  Schrift  Becber's  gehalten. 

*)  Das  Werk  erschien  zuerst  unter  dem  vollen  Titel :  „Oesterreich  über  alles, 
Wann  es  nur  wUl.  Das  ist :  Wohlmeynender  Fürschlag,  Wie  Mittelst  einer  wohl- 
bestellten Landes-Oeconomie ,  Die  Kayserl.  Erb-Lande  in  kurtzem  über  alle  an- 
deren Staaten  von  Europa  zu  erheben,  und  mehr  als  einiger  derselben,  von  denen 
andern  independent  zu  machen.    P.  W.  v.  H."    Passau  1684. 

*)  Vgl.  Inama-Sternegg  über  Ph.  Wilh.  von  Hornigk.  Jahrbuch  für 
Xationalökonomie  und  Statistik.    N.  F.  Bd.  11.    Jena  1881.    S.  194  ff. 
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werden    können    als  eine  Maxime,  nach  der  sich  seine  Wirtschafts- 
politik richtete. 

Zur  Beleuchtung  des  Ausgeführten  und  um  das  System  von  einem 
Merkantilisten  selbst  formuliert  zu  sehen,  seien  die  »B^sul^*'  Hor- 
nigk's  hier  wiedergegeben.*) 

,,Bestehet  nun  die  Macht  und  FürtreffUichkeit  eines  Landes  in 
dessen  Ueberflufs,  an  Gold,  Silber,  und  allen  andern  zu  seiner  Sub- 
sistentz  erforderlichen  oder  bequemen  Dingen,  und  zwar  solches  alles, 
so  Tiel  möglich,  aus  seinem  eigenen  Vermögen  ohne  Dependentz  von 
andern,  und  dabey  in  all  deren  rechtmäfsiger  Pflege,  Gebrauch,  und 
Anwerbung :  So  folget,  dafs  eine  gemeine  Landes-Oeconomie  darauf  zu 
sehen  habe,  wie  solcher  Ueberflufs,  Pflege  und  Genufs  aus  eigenen 
Vermögen,  und  ohne  Dependentz  yon  andern,  oder  wo  dieses  nicht  in 
allen  Stücken  seyn  könte,  aufs  geringste,  als  möglich,  mit  auswärtiger 
Dependentz  und  Verschonung  Inländischer  baarer  Mittel,  zuwege  ge- 
bracht werde.  Zu  welchem  Ende  dann  fiimehmlich  nachfolgende  neun 
Reguln  dienen  müsseo. 

Erstlich:  kommet  die  Art  des  Landes  aufs  genaueste  zu  beob- 
achten, und  zu  erkennen,  kein  Winckel,  kein  Erdschollen,  ob  es  des 
Bauens  fähig,  unbesprochen  zu  lassen;  Nichts  nutzbares  von  Plan- 
tagien  unter  der  Sonnen  soll  unversucht  bleiben,  ob  und  wie  weit  es  im 
Lande  gut  thun  möchte,  massen  die  Nähe  oder  Ferne  der  Sonnen 
nicht  eben  alles  thut.  Für  allen  Dingen  was  Gold  und  Silber  betrifft, 
daran  ist  keiner  Mühseligkeit  noch  Kostens  zu  schonen,  es  über  die 
Erde  zu  bringen. 

Zweytens :  Alle  in  einem  Land  fallende  Güter,  so  in  ihrer  rohen 
Gestalt  nicht  genutzet  werden  mögen,  seynd  innerhalb  desselben  zu 
verarbeiten ;  angesehen  der  Lohn  von  Fabricatur  den  Werth  des  rohen 
Zeugs  gemeiniglich  zwey,  drey,  zehen,  zwantzig,  auch  wol  hundertfach 
übertriflFt,  welchen  zu  verwerflFen  bey  verständigen  Haufshältern  ein 
Greuel  ist. 

Drittens :  Zu  Vollstreckung  obiger  beyder  Keguln  gehöhren  Leute, 
sowol,  zum  Beyschaffen  oder  Hervorbringen  und  Bauen  der  rohen 
Güter,  als  deren  Verarbeitung.  Dannenhero  ist  auf  die  Bevolckung 
eines  Landes,    so  viel  Menschen  nur  immer  sich   darinnen   ernehreu 


^)  Es  ist  charakteristisch  für  die  Anschauung,  die  man  von  der  Theorie  in 
der  Volkswirtschaft  damals  hatte,  wenn  Hör  nigk  bittet,  sein  Leser  möge  es  ihm 
„zu  gut  halten,  wann  er  ihn  mit  solcher  kleinen  Theorie  in  etwas  aufgehalten". 
Ausgabe  aus  dem  Jahre  1727,  S.  33.    Das  Programm  findet  sich  S.  28^32. 
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kÖDnen,  als  eines  wohlgeordneten  Staats  höchste,  aber  leyder!  bei 
Tielen  wenig  geachtete  Angelegenheit  zu  schanen.  Und  solche  Leute 
sind  in  alle  mögliche  Weils  und  Wege,  aus  dem  Müisiggang  in  eine 
nahrhaffte  Profession  zu  bringen;  zu  allerhand  Inyentionen,  Künsten 
und  Hand- Arbeiten  zu  unterrichten  und  aufEumuntem,  und  wo  nöthig, 
die  Lehrmeister  dessen  aus  der  Frembde  berein  zu  yermögen. 

Yierdtens:  Gold  und  Silber,  so  einmal  in  das  Land,  es  sey  aus 
eigenem  Bau,  oder  aus  der  Frembde,  durch  Industrie  kommen,  ist 
in  keinerle j  Weifs  noch  Wege,  es  sey  für  was  es  wolle,  so  viel  nur  immer 
möglich,  wieder  hinaus  zu  yertragen,  noch  zuzugeben,  dafs  es  in  Kisten 
oder  Kasten  yergraben  werde,  sondern  immerzu  in  der  Cirkulation 
bleibe;  auch  nicht,  dafs  es  yiel  in  solche  Fabric  gerathe,  wo  es  gleich« 
sam  destruirt  wird,  und  nicht  wieder  zu  Kutzen  zu  bringen.  Dann 
solchergestalt  wird  unmöglich  seyn,  dafs  ein  Land,  so  einmal  zu  einer 
ansehnlichen  Baarschaft  kommen,  bevorab  dasjenige,  so  eigene  G-old- 
uod  Silber-Minen  besitzt,  in  Armuth  verfalle;  Ja  was  das  letzte  be- 
trifft, unmöglich,  dafs  es  nicht  an  Reichthum  und  Gut  immerfort  zu- 
nehme.   Dannenhero  seynd 

FünfiFtens  die  Lands-Inwohner  aus  allen  Kräfften  dahin  zu  halten, 
daÜB  sie  sich  an  ihren  einheimischen  Gütern  begnügen,  mit  solchen 
allein  ihre  Lüsternheit  und  Pracht  begräntzen,  und  der  auswärtigen 
(ausgenommen,  was  die  hohe  Noth  oder  an  Noths  statt  die  einge- 
rissene unvermeidliche  Mifsbräuche,  deren  Exempel  uns  das  Indianische 
Gewürtz  giebt,  nicht  anders  zuliefTen)  aufs  höchste,  als  immer  mög- 
lich, müJGaig  gehen.    Und  was  endlich  noch 

Sechstens  abgienge,  und  besagter  maffen  aus  Noth,  oder  um  un- 
remedirlichen  Müsbrauchs  willen  unentbahrlich  wäre,  solches  bey  denen 
Frembden,  so  weit  es  nur  immer  möglich,  von  erster  Hand,  nicht  um 
Gold  oder  Silber,  sondern  in  Austauschung  anderer  Inländischer 
Waaren  abzuholen. 

Siebendens:  Sothane  fr^bde  Waaren  sollen  alsdann  in  roher 
Qestalt  genommen,  innerhalb  Landes  fabricirt,  und  der  Manufaktur- 
Lohn  allda  selbst  verdienet  werden. 

Achtens :  Nacht  und  Tag  ist  darob  zu  seyn,  wie  die  im  Land 
gefallene  überflüfGge  Güter  bey  denen  Ausländem  in  verarbeiteter 
Gestalt,  so  weit  solches  nöthig,  und  zwar  um  Gold  und  Silber  anzu- 
werben, und  zu  dem  Ende  die  Consumption,  so  zu  sagen,  bis  an  das 
äufferste  Ende  der  Welt  zu  suchen,  und  selbige  in  alle  Weifs  und 
Wege  zu  befördern. 

Staatswissenschaftl.  Studien.    VI.  233  ^ 
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Neuntens,  ist  auffer  wichtigen  Bedenckens  in  keinerley  Weifs  noch 
Weg  zu  gestatten,  dals  Güter,  deren  Art  inner  Landes  zur  GcDüge, 
und  in  erträglicher  Güte  fallig,  von  auffen  hinein  gebracht  werden; 
worinnen  mit  denen  Auswärtigen  weder  Mitleiden  noch  Barmhertzig- 
keit  zu  tragen,  sie  seyen  gleich  Freunde,  Verwandten,  AUiirte  oder 
Feinde.  Dann  da  hat  alle  Freundschafft  ein  Ende,  wo  solche  zu 
meiner  Schwächung  und  Verderbung  angesehen,  und  solches  behält 
Platz,  wann  gleich  die  Inländische  Waaren  schlechter  an  Güte,  oder 
auch  höher  an  Werth  seyn  selten.  Dann  besser  wäre,  es  komme  auch 
einen  übel  Berichteten  so  seltsam  vor,  als  es  wolle,  für  eine  Waare 
zwey  Thaler  geben,  die  im  Lande  bleiben,  als  nur  einen,  der  aber 
hinaus  gehet. 

Es  ist  keine  Nothdurfft  diese  Grund-Beguln  einer  allgemeinen 
Lands*Oeconomie  mit  mehrerem  zu  beleuchten.  Ihre  VemunfftmäTsig- 
keit  liegt  vor  jedem  Klugen  Ton  selbst  am  Tag.  Ich  will  zwar  nicht 
allen  Ausnahmen  den  Weg  dazu  yerlegt  haben.  Die  Gelegenheit 
jeden  Landes  mag  deren  einer  oder  andern  vielleicht  hie  und  da 
Platz  machen,  aber  selten.  Welche  Länder  und  deren  Pflegung  nach 
diesen  B.eguln  geachtet  werden,  von  denen  wird  sich  mit  leichter 
Mühe  zeigen,  was  yon  ihrer  gemeinen  Wirthschafft  zu  urtheilen.  Ich 
yermesse  mich  nicht  jemand  in  die  Schule  zu  führen;  unterstehe 
jedoch  ohne  Buhmgier  zu  sagen,  welcher  Pfleger  und  Vorsteher  einer 
gemeinen  Landes- Oeconomie,  er  sey  hoch  oder  niedrig,  sich  selbst 
nach  diesen  Beguln  prüffet  und  untersuchet,  werde  leicht  ermessen 
können,  ob  er  seinem  Beruff  yerantwortUch  yorgestanden  oder  nicht. 
Sie  sind  nicht  die  Invention  eines  spekulativen  Geistes.  Die  Natur  der 
Sachen  selbst  giebt  sie  dar,  die  Vemunfft  bestätigt  sie,  und  aller 
Orten,  wo  Beichthümer  blühen,  werden  sie  alle  oder  zum  Theü  ge- 
übet.« 

G.   Kritik  des  Systems. 

'  Ich  gehe  nunmehr  zu  einer  Kritik  des  Systems  über.  Es  ist 
niemals  bestritten  worden,  dafs  der  Merkantilismus,  gleich  allen 
anderen  volkswirtschaftlichen  Systemen  als  letztes  Endziel  die  Wohl- 
fahrt des  Volkes  im  Auge  hatte,  die  Wohlfahrt  des  Volkes  aber 
nur  soweit,  wie  dieselbe  durch  materielle  Güter  des  Lebens  gesichert 
und  gefördert  werden  kann.  Man  hat  es  ihm  daher  auch  nie  zum 
Vorwurf  gemacht,  wenn  er  danach  strebte  die  Mittel  und  Wege  auf- 
zuspüren, die  zur  Bereicherung  der  Staaten  führen  könnten,  sondern 
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Tielmehr  dieses,  dafs  er  den  Beichtum  für  das  Endziel  aller  Volks- 
wirtscfaaftspolitik  hielt,  ohne  sich  über  das  Wesen  desselben  klar  zu 
sein.  £r  yerwechselte  Geld  und  Reichtum,  hiefs  es,  und  suchte 
daher  mit  allen  Mitteln  den  Barvorrat  eines  Landes  an  Gold  und 
Silber  zu  yermehren.  Dabei  yergafs  man  aber,  sich  zu  fragen,  was 
denn  der  Merkantilismus  unter  Beichtum  verstand,  und  ob  nach  seiner 
Auffassung  von  demselben  seine  Identifizierung  mit  dem  Gelde  nicht 
zu.  vollem  Bechte  bestand.  Man  setzte  stillschweigend  voraus,  er  habe 
den  Reichtum  als  ein  günstiges  Verhältnis  der  einem  Menschen  oder 
einem  Volke  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  zu  eben  diesen  Bedürfnissen  definiert.  Da  nun  alle  Mittel  zur 
Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse,  sofern  es  sich  nicht  um  freie 
Güter  handelt^  für  Geld  zu  haben  sind,  —  so  etwa  argumentierte 
man  —  betrachtete  er  das  Volk  als  das  reichste,  dem  die  meisten 
Geldmittel  zur  Verfügung  standen.  Indem  er  dabei  aber  übersah, 
dafs  nur  unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen  alle  Bedürfnisbe- 
friedigungsmittel für  Geld  erhältlich  sind,  konzentrierte  er  sein  ganzes 
Streben  auf  den  Erwerb  von  Geldmitteln.  Die  Ironie  des  Schicksals 
wollte  es,  dafs  er  dieses  Ziel  auf  eben  dem  Wege  am  sichersten  zu 
erreichen  glaubte,  auf  dem  er  sich  andererseits  die  Möglichkeit  des 
Geldgebrauches  untergraben  mufste.  Er  opferte  den  Zweck  dem 
Mittel,  indem  er  in  der  Realisierung  dieses  schon  jenen  erreicht  zu 
haben  meinte. 

Diese  auf  Smith  gegründete  und  ^on  D  ü  h  r  i  n  g  gegeifselte  Auf- 
^ssting  des   Systems   wird  heute  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.     In 
einer  langen  Beihe  von  Citaten  weist  Biedermann  nach^),  dafs  den 
Merkantilisten  keineswegs  das  Geld  als  solches  begehrenswert  erschien, 
sondern  nur  als  Bepräsentant  der  der  menschlichen  Notdurft  dienen- 
den Güter.      Und   diesen    Beruf  als    Bepräsentant    wirtschaftlicher 
Güter  erfülle  es  um  so  besser,  je  schneller  es  zirkuliere,   oder,   was 
die  direkte  Ursache  hiervon,  je  mehr  von  ihm  in  einem  Lande  vor- 
handen sei.    Wo  viel  Geld  zirkuliert,  da  hat  jeder  einzelne  am  ehesten 
die  Aussicht,  in  den  Besitz  dessen  zu  gelangen,  wessen  er  bedarf,  und 
das  um  so  mehr,  je  mehr  reiche  Geldmittel  im  Lande  befruchtend  auf 
die  Produktion  wirken  müssen.    Es  ist  zweifellos,  dafs  Biedermann 
in  diesen  Punkten  die  Auffassung  der  Merkantilisten  richtig  getroffen 
liat.    Ihre  Anschauung   vom   Beichtum  hat  er  damit  aber  nicht  er- 


*)  a.  a.  O.  S.  20,  21. 

2* 
235  ^ 
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hellt;  deon  Geld  bedeutete  ihnen  Reichtum  nicht  nur^  wenn  es  durch 
Güter  gedeckt  war.  Vielmehr  war  ihnen  jede  GeldTermehnmg  im 
Lande  eine  Bereicherung  desselben ,  auch  wenn  sie  mit  einer  Ver- 
minderung des  Gütervorrates  yerbunden  war.^)  Nach  ihrer  AuffassuDg 
war  der  Staat  am  besten  daran,  der  nichts  zu  importieren ,  aber  yiel 
zu  exportieren  hatte,  weil  jeder  neue  Export  neues  Geld,  neuen 
Reichtum  in  das  Land  brachte.*) 

Es  ist  zu  bedenken,  sagt  Hornigk,  „dafs  wo  ein  Land  nur  Gold 
und  Silber,  obgleich  dessen  genugsam,  brächte,  solches  zwar  reich, 
aber  noch  weit  von  der  wahren  Vollkommenheit  imd  Lidependenz 
entlegen  seyn  würde,  weiln  es  sich  von  Gold  und  Silber  weder  speisen 
noch  kleiden  könte  ,  und  Yon  andern  Ländern  dependirte ,  ob  diese 
ihm  die  übrige  Nothdurfften  dafür  weiten  abfolgen  lassen'^^  Ein 
Land  also,  das  nichts  als  Grold  und  Silber  besäCse,  ist  reich,  gelangt 
zur  wahren  Vollkommenheit  aber  erst ,  wenn  ihm  die  Möglichkeit  ge> 
boten  ist;  seine  Edelmetalle  stets  im  Austausch  für  wirtschaftliche 
Güter  zu  verwenden.  EQarer  kann  es  nicht  erwiesen  werden,  dafs 
die  Definition  des  Reichtums  als  günstiges  Verhältnis  der  Bedürf- 
nisbefriedigungsmittel zu  den  Bedürfnissen  auf  Hornigk's  An- 
schauung wenigstens  nicht  pafst.  Was  nennt  Hornigk  denn  aber 
Reichtum?  Er  selbst  giebt  eine  klare  Definition:  „Dann  ob  heutigen 
Tags  eine  Nation  mächtig  und  reich  sey  oder  nicht ,  hangt  nicht  ab 
der  Menge  oder  Wenigkeit  ihrer  Kräffte  oder  Reichthum,  sondern 
fümemlich  ab  deme,  ob  ihre  Nachbahrn  deren  mehr  oder  weniger, 
als  sie,  besitzen.  Denn  mächtig  und  reich  zu  seyn,  ist  zu  einem 
Relative  worden,  gegen  diejenige,  so  schwächer  und  armer  sejmd."*) 
Reichtum  ist  also  das  Verhältnis  zweier  Vermögen.  Trotz  der  ma(s- 
gebenden  Stellung,  die  ich  fiir  das  Buch  Hornigk's  bereits  in  An- 
spruch genommen  haben,  kann  ich  auf  jeden  Ausspruch  desselben, 
und  mag  derselbe  noch  so  schwerwiegend  sein,  nicht  ohne  weiteres 
alle  Theoretiker  verpflichten  wollen.  Wir  werden  uns  also  umsehen 
müssen,  ob  jene  Definition  auch  sonst  Vertreter  findet. 

D  ü  h  r  i  n  g   citiert    folgenden   Ausspruch    L  o  c  k  e  s  *) ,     dessen 


^)  £s  ist  bekannt,  dafs  sie  z.  B.  den  Betrieb  von  Crold-  und  Silberbergwerken 
auch  da  befürworteten,  wo  derselbe  nur  mit  Verlust  zu  arbeiten  vermochte. 

')  Auch  das  bedeutet  am  Ende  eine  Vergröfserung  des  Qeldquantums  auf 
Kosten  des  Gütervorrates. 

8)  a.  a.  O.  S.  24. 

*)  a.  a.  0.  S.  20. 

6)  a.  a.  O.  S   68. 
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merkantilistische  Denkweise  kaum  bestritten  wird:  ^yReichtümer  be- 
stehen nicht  darin,  mehr  Gold  und  Silber  zu  haben,  sondern  darin, 
daTon  im  Verhältnis  zu  der  übrigen  Welt  oder  unsem  Nachbarn 
mehr  zuhaben.''  Und  die  etwas  verworrenen  Ausführungen  Justi's 
in  der  ^iStaatswirtschaft''  ^)  reduziert  Röscher')  auf  den  Satz :  ,,Gk)Id 
und  Silber  sind  relatiyer  Reichtum,  wichtig  für  den  Verkehr :  also  für 
Nationen,  die  keinen  Verkehr  haben  wollen,  sehr  Nebensache/'  Dies 
alles  stimmt  völlig  zu  dem,  was  Cunoigham  über  die  englischen 
Merkantilisten  ausführt.') 

Es  galt  ihnen  nicht  um  jeden  Preis,  selbst  um  den  der  Ver- 
nichtung anderer  Nationen,  Geld  in  ihrem  Lande  anzuhäufen.  Sie 
strebten  vielmehr  danach,  anderen  Staaten  bezüglich  des  Reichtums 
stets  den  Vorrang  abzulaufen.  Es  mufste  also  die  Kräftigung  schwäch- 
licher Staatswesen  geradezu  in  ihrem  Interesse  liegen,  denn  in  ihnen 
zogen  sie  sich  Käufer  für  ihren  Markt  heran,  welchen  die  ihrer  Kon- 
kurrenz gewachsenen  Nationen  verschmähten.  Im  „British  Marchant^ 
heifst  es^):  „Wir  erlauben,  die  Güter  und  Waren  von  Holland, 
Deutschland,  Portugal  und  Italien  bei  ims  einzuführen  und  zu  kon- 
sumieren, und  das  ist  gut,  dafs  wir  es  thun,  da  wir  einen  viel  gröfseren 
Wert  unseres  eigenen  Produktes  ausführen,  als  wir  aus  anderen  Ländern 
einfuhren,  so  dafs  der  Konsum  jener  Länder  viel  gröfsere  Summen 
den  Pächtern  unseres  Landes  und  der  Arbeit  unseres  Volkes,  als  die 
ansenge  ihnen  bezahlt  Dagegen  aber  schliefsen  wir  die  Güter  und 
Waren  von  Frankreich  soviel  wie  möglich  aus,  weil  unsere  Kon- 
somtion  derselben  die  der  unserigen  verhindern  und  einen  grofsen 
Teil  der  42  Millionen,  die  sie  (die  einheimische  Konsumtion)  den 
Pächtern  unseres  Landes  und  der  Arbeit  unseres  Volkes  jetzt  be- 
zahlt, vermindern  würde.'^ 

Also  auch  hier  wird  das  Wesentliche  nicht  darin  gefunden,  dafs 
man  viel  G^ld,  sondern  dafs  man  davon  mehr  besitze  als  andere.  Es 
würde  mich  aus  dem  Rahmen  eines  einleitenden  Kapitels  hinausführen, 
wenn  ich  diese  Untersuchung  noch  weiter  verfolgen  wollte.  Die 
angeführten  Namen  und  Beispiele  sind  so  schwerwiegend,  dafs 
ihnen  g^enüber  gern  zugegeben  werden  mag,  dafs  sich  bei  kleineren 
Creistem,  z.  B.  Schröder,  eine  so  tiefe  Einsicht  in  das  Wesen 
des  Reichtums   kaum  nachweisen  liefse.      Nur  kurz  sei  noch  ange- 

»)  I,  8.  152  fif. 

•)  ft.  a.  O.  S.  463. 

•)  a.  a.  O. 

*)  In  dem  citierten  Aufsats  von  Gunningham. 
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deutet,  dafs  die  wiederkehrende  Behauptung,  der  wahre  Beichtam 
eines  Landes  bestände  in  einer  dichten  Bevölkerung,  ja  gar  nicht 
anders  gedeutet  werden  kann,  als  durch  die  Voraussetzung  jener  De- 
finition des  Beichtums  als  des  Verhältnisses  zweier  Vermögen.  Denn 
gerade  deshalb  schätzte  man  ja  eine  dichte  Bevölkerung,  weil  sie  im- 
stande war,  ein  Land  vom  anderen  unabhängig  zu  machen,  ja  dasselbe 
sogar  als  Konsumenten  ihrer  eigenen  Produkte  heranzuziehen.  Sie 
verschaflFte  dem  Mutterlande  einen  Vorteil  vor  dem  Auslande,  indem 
sie  jenes  im  Verhältnis  zu  diesem  reicher  machte. 

Müssen  wir  aber  die  Definition:  Reichtum  ist  das  Verhältnis 
zweier  Vermögen,  für  den  Merkantilismus  in  Anspruch  nehmen,  so 
thun  wir  das  mit  um  so  gröfserem  Eechte,  je  mehr  wir  uns  davoQ 
überzeugten,  wie  es  ursprünglich  die  Machtfrage  gewesen  ist,  die  zu 
einer  so  hohen  Wertschätzimg  des  Reichtums  führte.  Der  Satz  aber, 
Geld  ist  Macht,  hat  nur  einen  Sinn,  wenn  wir  ihn  komparativ  fassen, 
wo  mehr  Geld  —  da  mehr  Macht,  wo  das  meiste  Geld  —  da  die 
gröfste  Macht.  Ein  Satz  übrigens,  über  den  man  bis  heute  nicht 
hinausgekommen  ist. 

Ist  nun  die  Definition :  Reichtum  ist  das  Verhältnis  zweier  Ver- 
mögen, richtig?  In  der  Nationalökonomie  ist  sie  nicht  allgemein 
anerkannt^),  trotzdem  mufs  ich  gestehen,  eine  andere  Definition 
für  die  Volkswirtschaft  schlechterdings  unanwendbar  zu  halten,  über 
die  Relativität  des  Begriffes  Reichtum  ist  man  sich  immer  klar  ge- 
gewesen.  Da  aber  die  Nationalökonomie  eine  Sozialwissenschaft  ist 
und  es  als  solche  stets  mit  mindestens  zwei  Objekten  der  Betrachtung 
zu  thun  hat,  die  zueinander  in  ganz  bestimmten  Beziehungen  stehen, 
kann  sie  die  Relativität  des  Begriffes  Reichtum  nicht  zwischen  das 
Wollen  und  Können  eines  einzelnen  isolierten  Individuums  setzen.  Das 
Wollen  geht  sie  überhaupt  nichts  an.  Sie  kann  die  Relativität  nur 
setzen  zwischen  das  Können  zweier  Individuen.  Die  Definition  des 
Reichtums  als  Verhältnis  der  Bedürfnisse  zu  den  Mitteln  ihrer  Befrie- 
digung zerrinnt  uns  unter  der  Hand,  sobald  wir  sie  näher  fixieren  wollen. 
Neu  man  n  führt  als  Beispiele  für  die  Anwendung  dieser  Definition  an, 
wenn  wir  sagen :  „Jemand  ist  im  Wohlstand  oder  im  Reichtum  aufge- 
wachsen, andere  Verhältnisse  als  Wohlstand  oder  Reichtum  sind  ihm 


^)  Neumann  bringt  sogar  die  beiden  weit  aaseinanderliegenden  Definitionen 
in  eine.  Nach  ihm  ist  Reichtum  „ein  im  Verhältnis  zu  anderen  Vermögen  und 
zu  dem  Bedürfnis  des  Vermögensinhabers  grofses  Vermögen".  Wie  nun,  wenn 
das  Vermögen  im  Verhältnis  zu  anderen  grols,  im  V^erhältnis  zu  den  Bedürfnissen 
aber  klein  ist?    (Schönberg,  Hw.  d.  St.  1.  S.  163). 
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unbekannt^. ')  Sagen  wir  damit  aber  irgend  etwas  Absolutes?  Sagen 
wir  nicht  vielmehr,  dafs  dieser  Jemand  in  Verhältnissen  aufgewachsen 
ist;  die  im  Vergleich  zu  anderen  glänzende  sind,  und  dafs  ihm  Ver- 
hältnisse unbekannt  sind,  die  im  Vergleich  zu  den  seinigen  ärmlich 
sind?  Lebten  alle  Menschen  in  den  gleichen  Verhältnissen,  so  könnten 
wir  von  keinem  sagen,  er  lebe  im  Reichtum,  mögen  die  Bedürfnisse 
der  verschiedenen  noch  so  verschieden  sein.  Werden  wir  nach  dieser 
Definition  nicht  sogar  gestehen  müssen,  dafs  alle  Menschen  in  den  besten 
Verhältnissen  geboren  werden,  denn  die  Fälle  sind  wohl  verschwindend, 
in  denen  das  Verhältnis  der  Mittel  zu  der  Befriedigung  der  Bedürf- 
nisse eines  neugeborenen  Kindes  zu  diesen  Bedürfnissen  kein  günstiges 
wäre.  Wächst  ein  solches  Kind  nun  unter  stets  sich  bessernder 
Vermögenslage  seiner  Eltern  heran ,  so  entgehen  wir  der  Absurdität 
nicht,  dafs  es  stets  ärmer  wird,  wenn  wir  nur  annehmen,  dafs  seine 
Bedürfnisse  sich  in  höherem  Grade  steigern,  als  das  elterliche  Ver- 
mögen. 

Bescheiden  wir  uns  also  mit  der  Definition,  als  deren  Anhänger 
wir  den  Merkantilismus  erkannten. 

Nach  diesen  Ausfuhrungen,  die  mir  erforderlich  erschienen,  weil, 
so^oft  man  den  Merkantilismus  gegen  den  Vorwurf  der  Geldüber- 
schätzung auch  schon  in  Schutz  genommen  hat^),  die  Sache  von  dieser 
Seite  aus  noch  nie  beleuchtet  worden  ist,  kehre  ich  zu  meinem  Ge- 
dankengange zurück. 

Die  Merkantilisten  erstrebten  eine  Bereicherung  des  Volkes  in  dem 
oben  erörterten  Sinne.  In  einer  solchen  Bereicherung  sahen  sie 
einerseits  eine  Garantie  der  Machtstellung  ihrer  Nation,  andererseits 
aber  eine  Garantie  eines  schnellen  Warenaustausches,  der  die  Volks- 
wohlfabrt  befördern  sollte.  Lassen  wir  die  für  jene  Zeit  nicht  in  das 
Gewicht  fallende  Erwägung,  dafs  in  einem  Lande  auch  zu  viel  Geld 
zirkiilieren  kann,  aufser  Acht,  so  können  wir  den  Merkantilisten  bis 
hierher  sehr  wohl  folgen,  ohne  eine  Inkonsequenz  oder  einen  logischen 
Fehler  in  ihrem  System  konstatieren  zu  müssen.^ 

Den  schwachen  Punkt  des  Merkantilismus  werden  wir  erst  in  der 
Anwendung  des  Mittels  finden,  durch  das  er  den  Geldvorrat  der  Staaten 
zu  vergröfsem  gedachte.  Seine  Handelspolitik  war  es,  die  praktisch  un- 
durchführbar, schliesslich  das  ganze  System  zu  Fall  bringen  mufste,  da 

')  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Biedermann  a.  a.  0.  S.  27. 

')  Im  Gegensatz  zu  den  Autoren,  die  den  Fehler  des  Systems  bereits  darin 
fanden,  dafs  es  jenes  Volk  das  reichste  nannte,  welches  das  meiste  Geld  hatte. 
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die  praktische  Durchführbarkeit  desselben  auf  ihr  basierte.  Mag  es 
auch  thöricht  sein,  diese  Politik  dahin  charakterisieren  zu  wollen,  dafs 
die  Merkantilisten  immer  nur  verkaufen  und  niemals  kaufen  wollten'), 
so  kann  man  ihnen  doch  den  Vorwurf  eines  weitgehenden  Optinusmus 
nicht  ersparen.  Was  half  die  schöne  Theorie,  nach  der  man  schwächere 
Staaten  durch  den  Konsum  ihrer  Erzeugnisse  zu  Abnehmern  für  den 
eigenen  Markt  zu  kräftigen  dachte,  wenn  diese  kleineren  Staaten  ihrer- 
seits in  einer  merkantilistischen  Handelspolitik  ihr  Heil  und  die 
Wurzel  ihrer  einstigen  Macht  erblickten?  So  einfach,  wie  Stewart 
sich  die  Sache  vorstellt,  pflegt  sich  der  Yolkswirtschafbliche  Ehit- 
wickelungsprozels  eines  Volkes  nicht  zu  vollziehen.*)  Vorwärts  auf 
der  vorgeschriebenen  Bahn  oder  zurück,  und  hemmen  Hindernisse 
den  Weg,  so  mufs  die  Gewalt  sie  hinwegräumen.  Cromwell's  Navi- 
gationsakte und  Colbert's  Tarifmafsregeln ,  die  den  holländischen 
Welthandel  vernichten  sollten,  waren  der  Anlafs  zu  verheerenden 
Kriegen  dieser  Nationen.  Bis  aufs  Blut  hat  Holland  sich  gewehrt. 
In  den  61  Jahren  von  1658 — 1713  hat  es  36  Kriegsjahre  allein  gegen 
England  und  Frankreich  zu  verzeichnen,  abgesehen  von  den  kriegerischen 
Verwickelungen  mit  Schweden,  Dänemark  und  anderen  Ostseestaaten.^) 
Und  1797  konstatierte  Busch,  dafs  England  in  den  letzten  144  Jahren 
66  Kriegsjahre  ausauhalten  gehabt  hätte,  die  teils  der  Gründung  von 
Kolonieen,  teils  der  Vernichtung  anderer  Staatswesen  gedient  hätten.^) 
Was  aber  der  internationale  Handel  gewinnen  konnte,  wenn  die 
Völker  sich  gegenseitig  bekriegten,  liegt  auf  der  Hand.    Es  wurde  das 


^)  Eine  Behauptung,  die  von  dem  älteren  Blanqui  herrührt. 

»)  Vgl.  Held  a.  a.  0.  S.  78:  „ünkultivirten  Völkern,  die  noch  gar  keine 
Industrie  haben,  empfiehlt  Stewart  in  echt  englischer  Weise,  einstweilen  unTer- 
zagt  fremde  Manufakte  zu  consumiren,  bis  der  dadurch  genährte  Luxus  der 
Reichen  den  arbeitenden  Teil  der  Nation  zur  Entwicklung  eines  industriellen 
Geistes  gebracht  hat.  Ist  so  der  Grund  gelegt,  dann  beginnt  die  Zeit,  wo  mit 
aller  Gewalt  die  Industrie  vermehrt,  auch  im  Anfang  mit  Verlust  gearbeitet 
werden  mufs ;  dann  soll  der  inländische  Luxus  aufhören  und  das  Volk  sich  durch 
den  Luxus  des  Auslandes  bereichem.  Der  Aufschwung  mufs  aber  endlich  still 
stehen,  wenn  die  firuheren  Absatz-lÄnder  selbst  eine  Industrie  begpriinden:  dann 
mufs  man  sich  vom  Ausland  ganx  abschliefsen,  den  erworbenen  Reichtum'  im  In- 
land zirkulieren  lassen  und  zur  Erhaltung  des  nicht  mehr  vermehrbaren  Wohl- 
stands (also  auch  hier  Reichtum  das  Verhältnis  zweier  Vermögen !)  die  inländische 
Balanz  zwischen  Reichen  und  Arbeitern  im  Gleichgewicht  erhalten." 

')  Laspeyres,  ,,Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Niederländer  und  ihrer  Litteratur  zur  Zeit  der  Republik''.    Leipzig  1863.    S.  128. 

*)  Im  citierten  Aufsatz  von  Schmoller  S.  56. 
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auch   keineswegs  yerkannty   aber    die  sehr  weise  ersonnene   Theorie 
scheiterte   an  ihrer  praktischen  ündurchführbarkeit. 

„Wenn  das  Streben  der  NationeD,  ihren  Handel  und  ihre  Schiff- 
fahrt zu  yermehreDy  auf  das  Gedeihen  anstatt  den  Ruin  anderer 
Staaten  gerichtet  wäre^',  klagt  Postleswayt,  „so  könnte  ich  mich 
über  den  guten  Erfolg  freuen  und  mich  bestreben,  denselben  eher  zu 
Tergrölsem  als  zu  verhindem.  Der  Fall  ist  aber  anders:  die 
Staaten  nehmen  die  Vorteile  ihres  Verkehrs  imd  ihrer  Navigation 
zum  Verwände,  um  das  Menschengeschlecht  zu  Sklaven  zu  machen/' 
Es  konnte  nicht  ewig  verborgen  bleiben,  dafs  das  System  selbst 
sich  seine  Lebensbedingungen  untergrub,  und  es  mufste  dahin  kommen, 
dafs  der  Staat,  der  aus  dem  allgemeinen  Kampf  als  Sieger  hervor- 
ging und  der  zugleich  das  Bewufstsein  in  sich  fühlte,  jeder  Kon- 
kurrenz gewachsen  zu  sein,  alsbald  für  den  Freihandel  eintrat.  Es 
war  das  England ,  dessen  gewaltige  Agitation  allmählich  den  ganzen 
Kontinent  für  dieses  neue  System  erobern  sollte. 

Ich  habe  aber  nicht  zu  verurteilen,  sondern  zu  beurteilen,  und 
mufs  daher  auch  die  Kehrseite   der  Medaille  einer  Prüfung  unter- 
ziehen.   In   dem  Bestreben,   sich  in   allen  ihren   Bedürfnissen  vom 
Auslände  unabhängig  zu  stellen,  oder  gar  das  Ausland  in  den  seinigen 
von  sich  abhängig  zu  machen,  entfalteten  die  Nationen  einen  wahren 
Wetteifer  in  der  Aufnahme  neuer  Industrieen.    Mochte  man  dabei 
auch  manches   Grewächs   mühsam   grofsziehen  wollen,  dem   alle  Be- 
dingungen zur  gedeihlichen  Entwickelung  versagten,    so  berechtigen 
uns  die  Erfolge,  die  nach  anderer  Seite  hin  zu  verzeichnen  waren, 
aUein  schon  auch  von  einer  segensreichen  Wirkung  des  Merkantilismus 
zu  reden.    Von    dem  Aufschwung,    den   einzelne  Städte   unter   der 
Herrschaft  des  Systems  nahmen,  können  wir  uns  kaum  eine  Vor- 
stelluog  machen.    Die  Industrie  in  Toledo  gelangte  zu  einer  Blüte, 
dals  man  die  Bettler  und  Vagabunden  von  der  Strafse  in  die  Fabriken 
trieb,  um  nur  der  gewaltig  gesteigerten  Nachfrage  genügen  zu  können. 
Damit  Hand  in  Hand  ging  aber  ein  anderes  Moment :  die  Kehabilitie- 
nmg  der  Arbeit.    In  der  Weltanschauung  der  bisher  herrschend  ge- 
wesenen katholischen  Kirche  hatte  die  Arbeit  nur  „die  Stellung  eines 
Ubels'^     Zur    höchsten  Vollendung    kam    der    Mensch   nach  ihrer 
Auffassung    erst    durch    das    weltabgeschlossene    Sichversenken    in 
seinen  Schöpfer.    Erwägt  man  dazu,  dafs  durch  die  Bettelorden  die 
Bettelei  gewissermafsen  legitimiert  schien^),   so  wird  es  einen  nicht 

')y.  Schwarzkopf  citiert  als  einen  Ausspruch  Y a s c o ' b  :  „Dm  Geschäft  des 
Betteins,  besonders  wenn  man  dabei  zum  geistlichen  Stande  gehört,  ist  ein  sehr 
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Wunder  nehmen,  wenn  zu  Ausgang  des  Mittelalters  die  Landstreicher 
und  Bettler  förmlich   zu  einer  Landplage  geworden  waren.     Räumte 
die  Reformation  mit  dieser  Weltanschauung  -auf,  so  schuf  das  Mer- 
kantilsystem   das   Feld    für    die   Arbeit.     „Ich  will   ein   Volk   von 
Arbeitern    schaffen",    hatte  Colbert  gesagt^),  und   ein  Volk   von 
Arbeitern  war  in  der  That  eine  Voraussetzung  aller  Erfolge,  die  das 
System  erringen   konnte.    Und   welche  Erfolge  es  nach  dieser  Rich- 
tung hin   errang,   haben  wir   bereits   erwähnt.    Eine  andere  Voraus- 
setzung freilich  war  „die  Dummheit  der  anderen  Völker",  die  ihres 
eigenen  Vorteils  nicht  gewahr  wurden.    Wenn  aber  die  grofsartigen 
Erfolge  in  Frankreich  und  in  Spanien  schliefslich  so  gänzlich  wieder 
vernichtet  wurden,  so  hat  das  seinen  Grund  nicht  allein  in  der  wack- 
senden Einsicht  der  anderen  Völker.    Man  liefs  sich  leider  Terleit«n, 
in   den  Faktoren,  die   den  Wohlstand  des  Volkes   begründet  hatten, 
eine  unerschöpfliche  Geldquelle  zu  suchen,  die  Gewerbepolitik  wurde  zu 
einem  Teil  der  Finanzpolitik.     Steuer  auf  Steuer  wurde  der  Industrie 
aufgelastet,  denen   sie  um   so  weniger  gewachsen  war,   als  auch  die 
ausländischen  Märkte  sich  ihr  mehr  und  mehr  zu  verschliefsen  begannen. 
So  mufste   es   endlich  dahin  kommen,    dafs  sie,  weit  entfernt,   eine 
Quelle  der  Volkswohlfahrt  zu  bleiben,  nun  ilirerseits  der  staatlichen 
Fürsorge  und  Unterstützung  bedurfte.-) 

Ziehe  ich  noch  das  letzte  Moment  in  Betracht,  das  Eintreten 
der  Merkantilisten  für  die  Volksvermehrung,  so  mufs  ich  hier  das 
völlig  Zeitgemäfse  ihrer  Forderungen  anerkennen.  Selbst  abgesehen 
von  der  Förderung,  welche  die  Industrie  durch  eine  Verdichtung  der 
Bevölkerung  erfahren  mufste,  erscheint  ihre  Bevölkerungspolitik  an- 
gesichts der  fortwährenden  Kriege  durchaus  natürlich.  Es  darf  dabei 
nicht  übersehen  werden,  dafs  damals  in  Seuchen,  Teuerungen  u.  s.  w. 


lukratives^'.  ^.Beiträge  zur  Geschichte  der  nationalökonomischen  Stadien  in  Italien 
im  17.  und  18.  Jahrhundert/* 

*)  Vgl.  hierzu  auch  Fernam.  ,JDie  innere  französische  Gewerbepolitik  von 
Colbert  bis  Turgot".    Leipzig  1878.    S.  15. 

')  Am  bittersten  hat  sich  diese  rücksichtslose  Finanzpolitik  in  Spanien  ge- 
rächt. Von  dem  glänzenden  Zustand,  in  dem  es  sich  bei  der  ThronbesteigiiD^ 
Philipps  m.  befand,  war  bei  dessen  Tode  nur  noch  ein  schwacher  Abglanz  in 
der  Blüte  Sevillas  zu  spüren.  Aber  die  Begierung  Philipps  IV.  gab  auch  ihr  den 
GnadenstolB.  Von  den  3000  Seidenwebstühlen,  die  dort  noch  zum  Beginn  des 
17.  Jahrhunderts  Beschäftigung  fanden,  waren  jetzt  kaum  noch  60  im  Gange,  und 
deren  Arbeiten  waren  so  schlecht  und  dabei  so  teuer,  dafs  sie  weder  im  Aus- 
lande noch  in  den  Kolonieen  Käufer  fanden.  Hab  1er,  Die  wirtschaftliche  Blüte 
Spaniens  im  16.  Jahrhundert  und  ihr  Verfall.    Berlin  1888. 

242 


—     27     — 

eine  bedeutend  längere  Reihe  von  Yolksyermindemden  Faktoren  wirkte, 
als  dies  heute  der  Fall  ist.  Dafs  wir  uns  deshalb  nicht  zu  allen 
Mitteln  zu  bekennen  brauchen ,  durch  welche  die  Volkszahl  künstlich 
in  die  Höhe  geschraubt  werden  sollte,  versteht  sich  von  selbst. 

Ich  bin   mit  der  Kritik   des  Systems  zu  Ende.      Wie  ich  bei 
der  Darlegung  desselben   nur  in  grofsen  Zügen  sein  Ziel  und  seine 
Wege  schildern  konnte,     so  konnte  ich  auch  hier  nur  die   Haupt- 
forderungen desselben  meiner  Erörterung  unterziehen  und  nachweisen, 
wie  die  Konsequenzen  des  Systems  selbst  es  waren,  die  es  schliefslich  zu 
Tall  bringen  mufsten.     Dafs  es  sich    auf  ganz  gesunden  Gedanken 
aufbaute,   kann  nicht  verkannt  werden,   ebenso  wenig  aber,  dafs  es 
in  seiner    praktischen  Entwickelung  den  Völkern  neben  allem    Un- 
heil auch  reichen  Segen   gestiftet  hat.     Und  steht  es  anders  zu   er- 
warten   bei  einem  System,  das  sich  auf  der  nationalen  Arbeit  als 
seiner  Grundbasis  erhebt,   bei  einem  System,  dessen  hervorragender 
Vertreter   den  herrlichen  Satz   aussprechen  konnte:  „Das  kostbarste 
Metall,  das  unentbehrlichste,  vortrefflichste  und  sicherste,  das  es  je 
gegeben  und  jemals  geben  wird,  das  ist  der  Schweifs,  der  auf  der 
Stime  perlt;  er  mufs  für  das  einzige  Mittel  gelten,  welches  ein  kräftiges 
Staatswesen   erhalten  kann.    Denn  da,  wo  er  fehlt,  hat  auch  Gold 
und  Silber  nicht  lange  Bestand,  denn  er  allein  ist  die  Münze ,  die  in 
aller  Welt  den  gleichen,  den  höchsten  Wert  besitzt."^) 


^)  Kartinez  de  Mata.    Häbler  a.  a.  O.  S.  19. 
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Erster  Teil. 

Das  Leben  und  die  Scliriften  Johann  Joachim 

Becher's. 

A.  Das  Leben  Becher's. 

In  die  Zeit  des  unheilyollen  30  jährigen  Krieges  föUt  das  Geburts- 
jahr Johann  Joachim  Becher's,  des  Mannes,  der  seine  Lebensauf- 
gabe darin  sah,  die  tiefen  Wunden,  die  jener  verheerende  Krieg  seinem 
Yaterlande  geschlagen  hatte,  zu  heilen  und  ihm  die  Wege  zu  weisen,  die 
es  zu  einem  ungeahnten  wirtschaftlichen  Aufschwung  fuhren  sollten. 
Wie  wir  die  meisten  Nachrichten  über  das  Leben  Becher's  aus 
seinen  eigenen  Schriften  schöpfen  müssen,  so  müssen  wir  uns  auch  bezüg- 
lich seines  Geburtsjahres  an  die  in  denselben  gegebenen  Daten  halten, 
die  allerdings  gerade  in  diesem  Fall  besonders  unzuverlässig  sind.  In  seiner 
„Methodus  didactica^  heifst  es  am  Schluis:  „Dieses  ist  geschrieben  und 
geendiget  in  München  den  19  Tag  Maji  A.  1667  war,  der  Himmel- 
fahrtstag unseres  HEm  und  Heylands  JEsu  Christi,  welchem  Lob 
und  Preis  gesaget  sey,  Amen/* 

Ziehen  wir  zur  Ergänzung  eine  Bemerkung  im  zweiten  Teü  des- 
selben Werkes  heran,  in  welcher  der  Verfasser  behauptet,  32  Jahre  alt 
zu  sein,  so  ergäbe  sich  aus  der  Kombination  dieser  beiden  Zahlen, 
dais  er  im  Jahre  1635  geboren  ist.  0     Gegen  diese  Zahl  erheben 


^)  Der  erste  Monograpb  Becher^s  citiert,  auf  jene  Stellen  gestützt,  ab  Ge- 
burtsjahr des  Gelehrten  das  Jahr  1635.  ,)Das  Muster  eines  NiHzUch-Q-elehrten 
in  der  Person  Herrn  Doctor  Johann  Joachim  Becher's  etc."  von  ürban 
GottfriedBucher.  Nürnberg  und  Altdorff  1722.  S.  7.  Eine  kurze  Biographie 
Becher 's  findet  sich  schon  als  Einleitung  zu  der  1706  von  J.  F.  &.  P.  F.  und 
S.  J.  P.  P.  H.  herausgegebenen  dritten  (oder  vierten  ?)  Auflage  der  „Närrischen 
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sich  jedoch  vielfaclie  Bedenken,  die  schon  von  den  Zeitgenossen  des 
Gelehrten  geäufsert  worden  sind.  Als  glaubwürdigster  Zeuge  tritt 
die  eigene  Gattin  Becher 's  auf. 

Der  Grothaische  Oberberginspektor  Hay n  verrät  ^)y  dieselbe  habe 
ihm  mehr  als  einmal  gesagt,  „dafs  ihr  Herr  sich  vor  so  jung  ausgeben 
wolle,  da  sie  doch  wohl  wüfste,  dafs  er  nicht  weit  yon  sechzig  Jahren 
sein  könnte.^   Da  Hayn  selbst  Becher  im  Jahre  1682  zu  Grabe  be- 
gleitet hat,  wäre  er  also,  wenn  seine  „Liebste^  ihn  richtig  taxierte 
und  ihre  Aussage  auch  aus  den  letzten  Lebensjahren  des  Gelehrten 
stammt,  schon  um  1625  geboren.')  Zincke  behauptet,  nicht  ganz  un* 
wahrscheinliche  Yermuthungen  zu  haben,  „dafs  er  unter  diejenigen  Ge- 
lehrten gehört  habe,   die  sich  bey  ihren  Werken,  um  sie  desto  ?or- 
trefflicher  Torzustellen ,  für  jünger  ausgegeben  haben  als  sie  wirklich 
gewesen'^  Demnach  scheint  das  Becher  Yorgeworfene  Mittel,  sich  die 
Bewunderung  seiner  Leser  in  erhöhtem  Mafse  zu  erringen,  bei  den 
zeitgenössischen  Gelehrten  nicht  ganz  unbeliebt  gewesen  zu  sein,  womit 
allerdings  die  Wahrscheinlichkeit  nahe  gelegt  ist,    dafs  es  auch  von 
unserem    mafslos    eiteln  Gelehrten  in  Anwendung  gebracht  worden 
sei     Verdächtig  erscheinen  übrigens  auch  einige  Bemerkungen  in 
der  Psychosophia,  die  Becher  im  Jahre  1682  neu  herausgab.    Li  der 
Vorrede  dieser  Schrift  giebt  er  den  Entschlufs  kund,  mit  ihr  dem 
Bücherschreiben  den  Abschied  zu  geben  und  sich  zur  Ruhe  zu  setzen, 

WeiBheit**.  Dieselbe  diente  yielen  späteren  Biographen  als  Grundlage,  meist  wurde 
ne  sogar  ziemlioh  wörtlich  ohne  Quellenangabe  abgedruckt.  So  in  dem  „Histori- 
Beben  Schauplatz  Tomehmer  und  berühmter  Staats-  und  Kechts*Gelehrten''  etc. 
Frankfurt  und  Leipzig  1710.  S.  194  ff;  so  von  Roth-Scholtz  in  der  1717  von 
üim  herausgegebenen  Auflage  des  ^«chemischen  Rosengarten'* ;  so  endlich  von  Zincke 
in  den  „Leipziger  Sammlungen''  1745,  2.  Band,  S.  667  ff.  Eine  Biographie  ent- 
hält femer  die  1754  von  Zincke  herausgegebene  fünfte  Auflage  des  ,,Politi8chen 
Discurses."  Ferner  finden  sich  biographische  Notizen  bei  Witte:  .«Darium  bio- 
graphicum^,  Riga  1691,  Band  II.  Zedier:  „Grofses  Universallexikon  aller  Wissen- 
schaften und  Künste,  welche  bisher  durch  menschlichen  Verstand  und  Witz  be- 
fanden wurden'*.  Band  III.  Halle  und  Leipzig  1733,  S.  363.  Joch  er:  „Allge- 
meines Gclehrten-Lexicon".  Leipzig  1750.  S.  890.  Georges:  „Allgemeines  Euro- 
päisches Bücher-Lexikon**,  S.  110.  Allgemeine  deutsche  Biographie.  II.  Leipzig 
187a  S.  201  f.  Gmelin:  „Geschichte  der  Chemie*'.  Band  II.  Göttingen  1798. 
S.  142  ff.  u.  a. 

')  Li  einem  Brief  an  Roth-Scholtz,  einem  späteren  Herausgeber  chemischer 
Schriften  Becher's.    Bucher  a.  a.  O.  S.  33. 

*)  Diese  Zahl  nimmt  auch  Röscher  als  wahrscheinlich  an.  Geschichte  der 
Xationalökonomik  in  Deutschland.    München  1874.    S.  270. 

•)  In  der  Vorrede  zur  fünften  von  ihm  herausgegebenen  Auflage  des  Poli- 
tischen Diskurses. 
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yydieweil  doch  inter  vitam  et  mortem,  wie  Kayser  Carolas  Quintos 
sagt,  einiges  intervallum  sayn  mufs^^^)  Mag  sich  dieser  Aussprach 
auch  in  den  früheren  Auflagen  nicht  finden,  so  ist  doch  kaum  anzu- 
nehmen, dafs  ein  Mann  yon  dem  ruhelosen  Schaffensdrang  eines  Becher 
schon  am  Ausgang  seiner  vierziger  Jahre  und  in  voller  Manneskraft 
von  solcher  Weltmüdigkeit  heimgesucht  worden  wäre.  Einen  sicheren 
Anhalt  giebt  uns  natürlich  auch  dieses  Citat  nicht  und  wir  werden 
uns  damit  bescheiden  müssen,  das  Geburtsjahr  Becher's  zwischen 
die  Jahre  1626  und  1636  zu  setzen. 

Die  Stürme  des  30  jährigen  Ejrieges  haben  jede  Spur  von  B  e  c  h  e  r's 
Vorfahren  verweht,  ja  selbst  über  sein  eigenes  Leben  wüisten  wir  so 
gut  wie  nichts,  wenn  nicht  seine  Schriften  uns  manche  interessant« 
Daten  überliefert  hätten.  Die  Nachrichten,  die  wir  seinen  Zeitgenossen 
verdanken,  entbehren  leider  jeglicher  Grlaubwürdigkeit.  Schon  B  u  c  h  e  r 
klagt  *)  „aufser  dem,  was  ich  in  seinen  Schrifften  gefunden,  die  ich  doch 
noch  lange  nicht  alle  gesehen,  habe  ich  weiter  nichts  erfahren  können, 
als  Calumnien  und  schimpfflicheErzehlungen  von  seines  Lebens  AnfjEwg; 
Mitte  und  Ende". 

Über  seinen  Vater  hören  wir  nur  wenig.')  Er  ist  Lehrer  in  Strafs- 
burg und  später  Pfarrer  in  Speyer  gewesen,  woselbst  auch  Johann 
Joachim  das  Licht  der  Welt  erblickte.^)  Es  wäre  müfsig,  hier  zu 
erwägen,  was  aus  dem  Knaben  hätte  werden  können,  wenn  der  Tod 
des  Vaters,  der  bereits  im  37.  Jahre  in  Speyer  verstarb,  ihn  nicht 
so  früh  den  wechselvollsten  Schicksalen  preisgegeben  hätte.  Dafs  er 
aber  in  seinem  Vater  einen  Mann  verlor,  der  das  Genie  des  Knaben 
auf  die  rechten  Bahnen  hätte  lenken  können,  scheint  aufser  allem 
Zweifel.  Sprach  derselbe  doch  schon  in  seinem  28.  Lebensjahre  zehn 
Sprachen,  in  denen  er  auch  eine  ganze  Reihe  von  Schriften  abfafste, 
die  leider  nicht  auf  uns  gekommen  sind. 

Ebensowenig  hören  wir  über  die  Jugendschicksale  B  e  c  h  e  r '  s.  Er 
selbst  giebt  einen  kurzen  Bericht  derselben,  an  dem  sich  jedoch  schon 
das  Bestreben  bemerkbar  macht,  die  eigene  Person  in  ein  möglichst 
günstiges  Licht  zu  rücken.  Er  schreibt:  „Ich  habe  selbst  practice  in 
der  Jugend  informiret,  und  zwar  solches  occasione  allerhands  Unglücks, 


1)  Psychosophia.    1707.  (3.  Aufl.?)  S.  343  ff. 
«)  a.  a.  0.  S.  6. 
■)  In  der  Psychosophia. 

*)  In  seinen  lateinischen  Schriften  nennt  er  sich  stets  ^^Spirensis*',  in  seinen 
deutschen  „von  Speyer". 
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dafs  nemlich  mein  Vatter  mir  gar  zeitlich  in  meiner  Jugend  gestorben, 
durch  den  Teutschen  Krieg   mein  Vaterland  gantz   ruiniret,   meine 
übrigen  Freunde  gestorben,  meine  Mutter  wieder  geheyratbet,  und  also 
mein  ungerathener  Stief- Vatter  nicht  allein  völlig  das  Meinige  vertban, 
sondern  auch  mich  in  die  Frembde  verschleppet.     Aber  wie  kein  Un- 
glück so  grols,  da  nicht  ein  Glück  dabey;  also  habe  ich  viel  in  der 
Frembde  lernen  und  erfahren  müssen,  das  ich  nie  zu  Hause  bey  gutem 
Wohlstande  gethan  hätte ;  sondern  wäre  auf  der  alten  Leyer  blieben. 
Es  ist  aber  nicht  nur  das  Beisen  davon  Ursach ;  denn  wie  das  Sprich- 
wort lautet :    Eine  Ganfs  flieget  über  das  Meer ,  eine  Ganfs  kommet 
wieder  her,  und  kan  die  zarte  Jugend,  wenn  sie  in  die  Frembde  ge- 
räth,  und  entweder  zu  viel  oder  gar  keine  Mittel  hat,  gar  leichtlich  zu 
Gnmde  gehen,  zumal  wo  keine  Aufifsicht,  noch   vorher  ein  vest  ge- 
setzter Grund  in  Studiis  ist.    Nachts  habe  ich  müssen  vor  mich  stu- 
diien  und   mit  grofser  Mühe  aus  Büchern  suchen,  was  man  andern 
in  denen  Schulen  einkäuet,  und  auf  das  beste  vor-  und  ausleget,  könnens 
doch  offitermahls  nicht  begreiffen,  ja  aus  Mangel  der  Bücher  habe  ich 
manche  Theses  und  Axiomata  selbst  von  neuem  und  ex  lumine  na- 
torae  suchen  müssen,   welches  mir  viel  Zeit  genommen,  wiewol  ich 
es  hernach  mit    gröster   Solidität  bekommen;    so    es  mir  aber  von 
andern   alsobald   wäre    gesagt  worden,   hätte  ich  selbe  Zeit  anders 
imwenden  können,  aber  GOtt   hat  es  nicht  haben  wollen,  ich  habe 
sollen  auf  eine  andere  Weise  lernen,  von  den  Fundamentis  anfangen,  und 
ron  denen  Sachen  auf   die  Wörter  gehen,  da  hingegen  die  Schulen 
allein  in  Wörtern  bleiben,  und  von  denen  Sachen  (Realien)  nichts  wissen. 
Wann  ich  nun  des  Nachts  für  mich  studiret  habe,  so  habe  ich  des  Tages 
andere  lehren  müssen,  damit  ich  nicht  allein  mich,  sondern  auch  meine 
Matter  und  zwey  Brüder,  so  ich  in  der  Frembde  bey  mir  hatte,  emehren 
könnte.    Ich  hätte  meine  Person  leichtlich  durchbringen  können;  aber 
(jOtt  hat  haben  wollen,  dafs  ich  noch  ein  mehrers  thun  solte,   damit 
ichstätigs  auffgemuntert,  und  nicht  zum  MüTsiggang  verleitet  würde. 
Was  ich   zur    Kecreation    genommen,    wäre   manchem    die    gröfste 
Arbeit  gewesen,  indem  ich  gelehret  habe,  habe  ich  Selbsten  gelernet: 
Weil  nun  die  Zeit  bey  mir  über  die  mausen  wohl  muste  angewendet 
werden,  und  die  Sorge,  mich  und  meine  Leute  zu  emehren  in  der  da- 
inaligen  hohen  Jugend,  (denn  ich  war  über   13  Jahr  nicht  alt,  als 
solches  geschähe),  die  Sand-Uhr  gar  genau  umkehrete,  so  speculirte 
ich  auf  alle  Wege  und  Weise ,  wie  ich  einen  kurzen  Methodum  zu 
dodren  finden  könnte,   schaffte  mir  derowegen  alle  Methodisten,  so 
^el  ich  bekonmien  konnte,  und  nachdem  ich  mit  grofser  Mühe  end- 
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lieh  ein  neu  Expediens   gefunden,  wovon  ich  nun  in  diesem  Buche 
handele y    siehe,  da  bekam   ich  Lust  zu  andern  Studiis,   setzte  die 
Didacticam  auf  die  Seite ,  und  studirete  die  Theologie ,  als  ich  die 
absolviret  Mathesin,  nach  dieser  die  Medicin,  auf  diese  die  Chymie,  hier- 
neben lemete  ich  occasione  der  Mathesis  etliche  Handwercke  und  her 
diesen  observirete  ich  ihre  Handwercks-Gebräuche  und  Priyilegia,  also 
geriethe  ich  endlich  in  das  Studium  Politicum  und  luridicum,  gleichwie 
in  allen  diesen  Materien  der  günstige  Leser  von  mir  gedruckte  Trac- 
tate  finden  wird."  *)    Auf  die  Frage  des  Philosophen  in  der  „Psycho- 
Sophia^  *);  wie  er  zu  seiner  wunderbaren  Wissenschaft  gekommen  sei, 
antwortet  Becher  in  der  Person  des  Psychosophen :  ,,da8  Ingennium, 
ludicium  und  Memorie,  so  mir  GOtt  yerliehen,  habe  ich  in  der  Mathesi 
excoliret,  und   dadurch  die  Ordnung  gelemet,  darnach  habe  mich 
auf  die  Methodos   geleget,   nachmahlen   der  Sachen  Principia  und 
Axiomata  angemercket,  über  dieses  habe  ich  viel  gelesen,  viel  gehöret, 
viel  erfahren,  viel  probiret,  viel  laboriret,  viel  speculieret,  bin  auch  viel 
mit  gelehrten  Leuten  umgegangen."     Es  folgt  dann  die  Aufzählung 
einer  langen  Reihe  Gelehrter^  mit  denen  er  in  Schweden,  Deutschland 
und  Holland  in  Berührung  gekommen  ist,  darunter  Namen  von  gutem 
Erlange.     Auch    mit  Kaiser  Ferdinand   III.,  dem    KurfUrsten    von 
Mainz,  dem  Kurfürsten  von  Bayern  und  dem  Kardinal  Ton  Salzburg 
hat  er  in  persönlichem  Verkehr  gestanden.     Sie  haben  ihm  die  Mittel 
verschafft  „allerhand  Experimenta,  so  wohl  in  Mathematicis,  als  Physicis, 
Medicis,  und  Chimies  auch  in  Didacticis  zu  thun.    Über  dieses,  so  fahrt 
er  fort,  hatte  ich  von  Natur  Lust,  zu  dergleichen  Sachen,  und  hatte  keines 
Antreibers  vonnöthen,  wann  andere  spieleten,  truncken  und  lustig  waren^ 
da  studierete  ich,  und  wo  ich  stund  und  genge,  speculirete  ich,  derent- 
wegen ich  auch  unterschiedene  Dinge  gefunden,  und  der  Welt  damit  ge- 
dienet, welche  bishero  noch  nicht  bekannt  gewesen." 

Die  Bildung  Becher 's  ist  also  eine  durchweg  autodidaktische. 
Er  erwähnt  zwar  eines  alten  Schulmeisters  D  e  b  u  s  *),  der  ihn  für  acht 
Thaler  viel  nützliche  Dinge  gelehrt  habe.  Auch  eine  Schule  will  er 
besucht  haben,  doch  nur  pro  forma,  wie  er  dann  überhaupt  von  den 
Schulen  nicht  die  beste  Meinung  hegte.  Wenn  er  aber  auf  der 
Mainzer  Universität  nichts  mehr  gelernt  zu  haben  behauptet,  was  er 
nicht   schon   gewufst    hätte,   so    wird  hier    die    Entscheidung  schon 


*)  Vorrede  zur  ,,Methodas  didactica'S 
«)  Psychosophia!    1707.    S.  316  f. 
Methodus  didactica  S.  69. 
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schwieriger,  wie  weit  das  der  Wahrheit  entspricht  und  wie  viel  Teil 
Beisem  Eügendünkel  •  an  dieser  Behauptimg  beizumessen  ist.  Die 
Theologie  gab  er  früh  auf,  ohnehin  scheint  er,  wie  Zincke  meint  ^), 
garzu  firfih  mit  der  Gottesgelahrtheit  fertig  gewesen  zu  sein  „ohnerachtet 
man  gar  wohl  aus  seinen  Schriften  sehen  kann,  dafs  der  Kopf  nicht 
viel  darinnen   gethan  und   das  Herz   noch  weniger  davon  erfahren 

habe". 

Boten  theologische  Studien  ohnehin  für  das  immer  auf  das  Prak- 
tische gerichtete  Streben  B  e  c  h  er '  s  kein  geeignetes  Feld,  so  wird  seine 
Abwendung  von  denselben  durch  seinen,  wohl  aus  Opportunitätsrück- 
sichten  erfolgten  Übertritt  zur  katholischen  Kirche  noch  erklärlicher. 
Thatsache  ist,  dafs  er  um  diese  Zeit  die  schöne  Tochter  des  Hof- 
rates Wilhelm  von  Hornigk  freite;  ob  aber  sein  Ausspruch:  „Die 
schönen  Weiber  haben  den  allerstarksten  Simson  und  den  aller- 
Ungsten  Salomon  verblendet,  warum  nicht  auch  mifih?"*)  gestattet, 
di^e  Heirat  mit  seinem  Konfessionswechsel  in  Verbindung  zu  bringen, 
was  thatsächlich  geschehen  ist,  mag  füglich  dahingestellt  bleiben.  In 
der  Gunst  des  Kurfürsten  von  Mainz  mufste  er  durch  jenen 
Schritt  natürlich  steigen.  Derselbe  ernannte  ihn  denn  auch  alsbald  zu 
semem  Leibmedikus  und  verlieh  ihm  die  Würde  eines  Professors  insti- 
tntioDum  medicinae  an  der  Mainzer  Universität. 

Schon  in  Mainz  ist  Becher  aus  der  engeren  Wirksamkeit  eines 
Arztes  herausgetreten.  Er  widmete  sich  jedoch  mehr  philologischen 
und  mechanischen  Studien  als  volkswirtschaftlichen  Problemen.  Auf 
Wünsch  des  Kurfürsten  verfafste  er:  „Character  pro  notitia  lin- 
gnamm  universalis^,  wofUr  er  hundert  Dukaten  erhalten  sollte.  Als 
er  aber  das  Büchlein  „zierlich  eingebunden"  dem  Kurfürsten  über- 
reichte, fand  ihn  dieser  mit  einem  blofsen  Dank  ab.  Das  erbitterte 
ihn  so  heftig,  dafs  er  sich  „sammt  der  Invention  zu  Pecking  in 
China"  wünschte.  Hatte  er  sich  doch  über  der  Arbeit  ein  hitziges 
Fieber  zugezogen,  so  dafs  er  ein  halbes  Jahr  in  Frankfurt  krank  gelegen 
hatte  und  fast  gestorben  wäre.  Dieser  Vorfall,  der  an  sich  keinen 
Grund  zu  dauernder  Mifsstimmung  gegeben  hatte,  mag  indessen  die 
Neider  Becher 's  immerhin  darauf  aufmerksam  gemacht  haben,  dafs 
die  Verhältnisse  einer  mit  Erfolg  durchzuführenden  Intrigue  nicht 
migonstig  waren.  Die  Gelegenheit,  eine  solche  anzuspinnen,  fand  sich 
bald.    Becher  hatte  eine  Uhr  erfunden,  die,  ohne  dafs  man  sie  auf- 


*)  a.  a.  0. 

*)  Physica  subterranea  S.  610.    (Bucher  a.  a.  O.  S.  9.) 
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zuziehen  brauchte,  ewig  gehen  sollte.  Das  Problem  des  perpetuum  mo- 
bile war  gelöst !  Da  die  Uhr  einen  festen  Standpunkt  haben  mufste,  liefs 
der  Kurfürst  zu  ihrer  Aufstellung  einen  Turm  erbauen.  y,Aber  ein  ge- 
wisser damaliger  Hoff-Bedienter  hat  dem  Uhrmacher,  einem  Schweitzer, 
Namens  JacobBritzly,  welcher  difs  Werck  in  Verwahrung  hatte,  be- 
fohlen, solches  zu  negligiren,  verderben  zu  lassen,  und  die  metallene 
Kugel  heraus  zu  nehmen,  also  dafs  dieses  köstliche  und  künstliche 
Werck  aus  einem  Perpetuo  mobili,  solcher  gestalt  nunmehro  zu 
einem  Perpetuo  stabil!  worden.'^')  Dieses  Fiasko  gab  den  er- 
wünschten Anlafs  dem  unbequemen  Erfinder  beim  Kurfürsten  ein 
„ungnädiges  Gesicht  zuwege  zu  bringen^'.  Becher  forderte  zum 
Erweise  seiner  Unschuld  eine  Untersuchung  der  Angelegenheit.  Mao 
wufste  dieselbe  zu  hintertreiben  und  bewies  ihm  damit,  dafs  die  Tage 
seiner  Gunst  am  kurfürstlich  mainzischen  Hofe  vorüber  waren. 

Für  einen  Mann  von  dem  Unternehmungsgeiste  Becher 's  konnte 
ein  solcher  Mifserfolg  nur  den  Ansporn  zu  neuen  Plänen  und  Projekten 
bieten,  und  das  um  so  mehr,  als  sich  seiner  Wirksamkeit  alsbald  ein 
neues  Feld  eröffnete.  Schon  während  seines  Aufenthaltes  in  Mainz 
hatte  der  Ruf,  den  seine  Talente  auch  über  den  engen  Kreis  seiner 
Thätigkeit  hinaus  genossen,  die  Aufmerksamkeit  des  Kurfürsten  Karl 
Ludwig  von  der  Pfalz  auf  ihn  gelenkt  und  denselben  bewogen, 
mit  ihm  in  Unterhandlungen  zu  treten.  Der  Erfolg  derselben  war,  dafs 
wir  Becher  im  Jahre  1664  bemüht  sehen,  neue  Manufakturen  in 
Mannheim  einzuführen.  Vor  allem  handelte  es  sich  dabei  um  die 
Errichtung  einer  Glashütte,  in  welcher  der,  allezeit  zu  den  kühnsten 
Versprechungen  bereite  Gelehrte  Glas  von  der  Güte  des  Venezianischen 
anzufertigen  versprochen  hatte.  Nach  Vollendung  des  Werkes  sollte 
er,  der  üorigens  auch  mit  der  Beschaffung  eines  Hüttenmeisters  be- 
traut war,  eine  Entschädigung  von  nur  fünfzig  Beichsthalem  erhalten. 
Noch  ungünstiger  erscheint  uns  die  Abmachung  bezüglich  der  nach 
Mannheim  zu  ziehenden  Wollen wirker ,  der  Seiden-  und  Leinenweber 
und  der  Errichtung  einer  Lederbereiterei.  Die  Handwerker  sollten 
auf  ihr  eigenes  Risiko  nach  Mannheim  kommen,  dort  ihr  Handwerk 
ohne  irgendwelche  andere  Begünstigung  als  die ,  welche  der  Aufent- 
halt in  dieser  Stadt  mit  sich  brachte,  betreiben  und  erst,  wenn  das 
Werk  in  Gang  gebracht  wäre,  mit  je  fünfzig  Reichsthalem  entschädigt 
werden.  Becher  haftete  dafür,  dafs  keiner  von  ihnen  Mannheim  vor  dem 
Ablauf  dreier  Jahre  verliefs.    Geschah  es  dennoch,  so  hatte  er  auf  seine 


»)  Närrische  Weissheit.    Frankfurt  1683.    I.  Nr.  15,  S.  26. 
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Kosten  für  einen  Ersatz  zu  sorgen.  Ohne  die  Garantie  B  e  c  h  e  r '  s  sollte 
ein  Papiermüller  nach  Heidelberg  berufen  werden,  der  seine  Manu- 
faktur daselbst  in  Gang  bringen  und  nachdem  ihm  das  gelungen  wäre, 
ebenfalls  fünfzig  Reichsthaler  erhalten  sollte.  Für  die  Errichtung  von 
Hammer- ,  Schleif- ,  Polier- ,  Säge-  und  Walkmühlen  in  Mannheim . 
versprach  der  Kurfürst  je  zwanzig  Beichsthaler  an  Becher  zu  zahlen. 

Gekrönt  werden  aber  sollte  das  grofsartige  Projekt  erst  durch  die 
Verpflanzung  der  Seidenmanufaktur  nach  Mannheim. 

Bezüglich  derselben  einigte  man  sich  dahin,  dafs  Becher  den 
Samen  zu  den  Maulbeerbäumen  und  die  Personen,  die  sich  auf  die  Pflan- 
zung derselben  verständen,  stellte,  wogegen  der  Kurfürst  ihm  zur 
Pflanzung  von  ungefähr  zwanzigtausend  Bäumen  das  Land  abtreten 
wollte.  Zur  Unterhaltung  des  ganzen  Unternehmens  verpflichtete  sich 
Becher  unter  der  Bedingung,  dafs  „er  oder  die  Seinigen,  wegen  seiner 
angewandten  Kosten  und  Bemühung,  entweder  die  Hälfte  von  demjenigen, 
wofür  die  Bäume  vermietet  oder  den  halben  Theil  der  darauskommen- 
den rohen  Seide  auf  30  Jahre  a  dato  der  Pflantzung  ohne  weitere 
Recognition ,  Grund  -  Zinss-  oder  dergleichen  Imposten  oder  Con- 
tribution  zu  gemessen  haben".  Dieses  Übereinkommen  wurde  im 
März  1664  in  Heidelberg  abgeschlossen. 

Die  hohe  Gunst,  in  der  Becher  beim  Kurfürsten  stand,  fand  auch 
m  der  ihm  auf  zwei  Jahre  gegebenen  Vollmacht  ihren  Ausdruck,  dass 
er  in  allen  Dingen ,  welche  zur  „Verbesserung  der  Stadt  Mannheim 
und  zur  Vermehrung  ihrer  Einwohner"  dienen  könnten  „vermög  seiner 
habenden  Instruction  traktiren  und  schliefsen  möge". 

Die  zwischen  dem  Kurfürsten  und  Becher  herrschenden  Sym- 
pathieen  basierten  jedoch  zu  sehr  auf  dem  persönlichen  Vorteil 
beider,  um  auch  dann  noch  Stand  halten  zu  können,  wenn  der  eine 
oder  der  andere  seine  Bechnung  in  der  Verbindung  nicht  mehr  zu 
finden  meinte.  Das  scheint  bei  Becher  sehr  bald  der  Fall  gewesen 
m  sein.  Noch  ehe  jene  grofsen  Pläne  in  Mannheim  und  Heidelberg 
in  das  Werk  gesetzt  waren,  sehen  wir  ihn  in  Unterhandlungen  mit 
Korbayem.  Becher  scheint  sich  nie  ein  Gewissen  daraus  gemacht 
zu  haben,  übernommene  Verpflichtungen  einfach  zu  ignorieren,  sobald 
ihm  von  anderer  Seite  her  Gelegenheit  zu  vorteilhafteren  Abmachungen 
geboten  wurde.  Es  ist  ihm  das  mehr  denn  einmal  vorgeworfen, 
ohne  dals  es  ihm  gelungen  wäre,  diese  Vorwürfe  in  überzeugender 
Weise  zu  entkräften,  so  sehr  er  sich  auch  bemühte,  es  zu  thun. 
Auch  seinen  Übertritt  aus  kurpfälzischen  in  bayrische  Dienste  hat  er 
zu  begründen    und    den   ihm    auch    hier   gemachten    Vorwurf    eines 
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Kontraktbrucbea  zu  widerlegen  yersucht.  Gerade  darin  mag  der 
Grund  zu  finden  sein,  dafs  wir  über  seine  Thätigkeit  in  der  Zeit,  in 
der  sieb  dieser  Übertritt  Yollzog,  kein  klares  Bild  zu  gewinnen  yer- 
mögen.  Jedenfalls  bat  er  eine  Zeitlang  in  Würzburg  medizinischen 
.  Studien  obgelegen,  wenigstens  hören  wir,  dafs  er  diese  Stadt  plötzlich 
verlassen  mufste,  weil  er  ein  ^Justicirtes  Weib  anatomiret''  und  sich 
dadurch  unehrlich  gemacht  hatte. 

Die  von  Seiten  Bayerns  durch  den  Geheimen  Bat  und  Oberhofmeister 
Hermann  Egon  Graf  von  Fürstenberg  geführten  Unterhand* 
lungen  hatten  den  gewünschten  Erfolg.  Bereits  am  18.  Juni  überreichte 
Becher  in  München  sein  „unvorgreiffliches  Bedencken,  wegen  AnfF- 
nehmung  der  Commercien-Sachen,  und  des  darauff  beruhenden  Ohur- 
Fürstlichen  Interesse'' '),  in  welchem  er  nach  Voranschickung  etlicher 
„Mercantilischer  Reguln  und  Axiomata'',  in  der  Reorganisation  des 
Münzwesens,  und  in  der  Gründung  einer  Wechselbank,  eines  Kauf- 
hauses, eines  Werkhauses  und  einer  allgemeinen  Landbank  die  Mittel 
empfiehlt,  durch  die  das  Geld  im  Lande  erhalten  werden  könnte. 
Vor  allen  Dingen  jedoch  würde  es  gelten  einen  Kommerzien-Bat  zu 
gründen,  dessen  Aufgabe  im  „Auffnehmen  des  gemeinen  Wesens^^ 
zu  liegen  hätte.  Diese  Propositionen  gefielen  sowohl  den  „Herrn  ge- 
heimen Bäthen'',  als  „Ihro  Churf.  Durchlaucht'',  die  eine  „mehrere 
Erleuterung"  darüber  zu  verlangen  geruhte.  Eine  solche  überreichte 
er  am  20.  Oktober,  in  dem  „Beweiss,  was  einem  Fürsten  an 
seinem  Land  gelegen".  In  dieser  Deduktion  stellte  er,  nachdem  er 
sich  eine  Zeitlang  vergebens  abgemüht  hat,  vor  r^hrasen  zur  Sache 
zu  kommen,  zum  ersten  mal  den  Satz  auf,  in  dem  sein  ganzes  öko- 
nomisches Lehrgebäude  begründet  ist  „Yolckreiche  nahrhafiPte  6e- 
mein".  ^)  Überhaupt  finden  sich  in  diesem  wie  im  vorher  erwähnten 
Schriftstück  bereits  die  Grundsätze,  die  er  später  im  politischen 
Diskurs  weiter  ausführte,  ja  über  das  Elaufhaus  spricht  er  sich  hier 
sogar  ausführlicher  und  klarer  aus  als  dort.  Schon  jetzt  mag  er 
durch  seine  offene  Sprache  den  Edelleuten  und  der  Geistlichkeit 
gegenüber  Anstofs  erregt  haben.  Jedenfalls  klagt  er  von  jedermann 
verfolgt  und  beneidet  zu  werden. 

Man  mochte  wohl  ahnen,  wessen  man  sich  von  diesem  geschäf- 
tigen Geiste  zu  gewärtigen  hatte.  Denn  obgleich  seine  Anstellung 
als  Leibmedikus  erfolgt  war,  so  zeigt  der  Umstand,   dafs   er  sofort 


»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  260  ff. 
«)  Politischer  Discurs.  1688,  S.  303  ff. 
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unter  dem  Beifiäll  des  Karfürsten  in  die  Wirtschaftspolitik  eingriff, 
wie  sehr  es  in  den  Intentionen  desselben  gelegen  hatte,  sich  seiner 
in  dieser  Aichtang  zu  bedienen.  Diese  Thatsache  hatte  gewifs  den 
Bei&U  der  Kauflente  um  so  weniger,  je  mehr  der  Kurfürst  für  die 
Vorschläge  Becher 's  das  gröfste  Interesse  bezeugte.  Wartete  er  doch 
nicht  einmal  ab,  bis  derselbe  seine  Deduktion  beendet  hatte !  Er  be- 
ü&hl  ihn  zur  Audienz,  deren  Erfolg  Becher 's  „Anschlag  wegen 
der  Bedienten -Besoldung  zu  ersparen'^  ist.^  Derselbe  zielt  nicht  auf 
eine  Verkürzung  der  Gehälter;  im  Gegenteil^  dieselben  könnten  be- 
liebig erhöht  werden,  wenn  man  eine  Kasse  gründete,  deren  Kapital 
dem  Budget  für  Besoldungen  gleichkam  und  aufserdem  jährlich  „cento 
pro  cento''  einbrächte.  Allerdings  ein  sehr  probates  Mittel!  In 
neun  Paragraphen  erörtert  Becher  die  Möglichkeit  und  die  Vorteile 
dieses  Anschlages.  Der  vierte  Paragraph  „untersteht  sich''  zu  er- 
läutern, woher  man  das  Kapital  nehmen  soll,  nämlich  von  den  Be- 
dienten selbst,  die  durch  fünf  Jahre  den  zwanzigsten  Teil  ihres  Soldes  in 
die  Kasse  zahlen  müfsten.  Da  auch  alle  neu  eintretenden  Bedienten  gern 
fünf  Jahre  diese  5%  zahlen  würden,  könnte  damit  zugleich  eine  Alters-, 
Witwen-  und  Waisenversorgung  verknüpft  werden,  denn  bei  gleich- 
bleibender Bedientenzahl  würde  das  Kapital  sich  stets  vergröfsem. 
Becher  ist  von  der  Güte  seines  Vorschlags  so  überzeugt,  dafs  er 
dem  Kurfürsten  prophezeit,  er  würde  halb  München  in  seine  Dienste 
bekommen  können,  denn  wer  den  Vorschlag  nicht  annehmen  wollte, 
müfste  entweder  ein  widerspenstiger  Narr  oder  ein  verzweifelnder 
Bettler  sein.  Man  würde  dieser  Prophezeihung  gewifs  gern  Glauben 
schenken,  wenn  Becher  nicht  unterlassen  hätte,  die  Quelle  anzugeben, 
aus  der  die  „cento  pro  cento*'  geschöpft  werden  sollten.  Diese  Unter- 
lassungssünde bleibt  natürlich  nicht  unentschuldigt,  wobei  er  den 
Leser  yertrauensvoll  in  die  Zukunft  zu  blicken  bittet.  Dessen  unge- 
achtet ist  nichts  aus  der  Sache  geworden,  ein  Schicksal,  das  seinen  Pro- 
jekten nachgerade  zur  Gewohnheit  wurde.  Sehr  vertrauensvoll  schreibt 
er:  Ich  hätte  „diesen  andern  Theil  gegenwärtiger  Proposition  so 
leicht  und  gewiss,  ja  noch  viel  leichter  und  gewisser,  auch  practicir- 
hcher,  als  vorhergehenden  ersten  Theil  aufsführen  können,  weil 
ich  aber  von  Ihro  Churfürstl.  Durchl.  nicht  allein  vor  den  vorher- 
gehenden ersten  Theil  dieser  so  nützlichen  proposition,  sondern  auch 
noch  vor  viele  ander  gute  Bath  und  Anschläge,  wie  hier  zu  End 
der  Münchnerischen  Commercien-Sachen  ich  Ihro  Chur-Fürstl.  Durchl. 


')  Überreicht  am  10.  Januar  1665.   Politischer  Discurs.  1688,  S.  322  fl'. 
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Selbsten  remonstrirt ,  einig  Erkäntnuss  nicht  empfangen,  sondern 
noch  von  dem  Meinigen  anderweitig  sauer-verdienten  Geld  stetig  zu- 
setzen müssen,  über  dieses  auch  Ihro  Chur-Fürstl.  Durchl.  vor 
allerhand  andern  Distractionen  keine  Zeit  haben.  Sich  zur  Gnüge,  und 
der  Nothdurfft  nach,  von  solchen  propositionen  informiren  zu  lassen, 
so  habe  diesen  zweyten  Theil  zu  einer  anderen  Gelegenheit  und  Ort. 
da  er  etwan  besser  und  erkänntlicher  angelegt,  verspahren,  und  mich 
hiermit  wiederum  ad  acta  Commerciorum  begeben  wollen,  dann,  nach- 
deme  einig  Kauffleut  in  München  yemommen ,  dafs  ihnen  ihre  Mono- 
polia  und  Propolia  durch  meine  proposition  dem  gemeinen  Wesen 
zum  besten  abgeschnitten  werden  selten,  haben  sie  durch  ihre 
Freund,  derer  theils  im  geheimen  Rath  waren,  sich  mächtig  dargegen 
gesetzt,  und  die  Sach,  so  viel  möglich,  zu  verhindem  gesucht,  weil 
ich  dann  vermerckt,  dass  guten  theils  die  Herren  Rathe  von  der 
Sach  übel  informirt  waren,  habe  ich  auff  ein  neues  folgende  De- 
ductioD  übergeben/'  *) 

Es  ist  dieses  die  „Remonstration,  dass  die  Proposition  wegen  der 
Münchnerischen  Negotien  gut  seye".*) 

Die  Vorkehrungen  zur  Hebung  der  Manufakturen  in  Bayern 
waren  nämlich  schon  in  vollem  Gange.  Becher  hatte  mit  Kurfürst- 
licher Vollmacht  eine  Reise  nach  Holland  und  Brabant  gemacht,  wohl 
seine  erste  dorthin,  man  hatte  unter  den  einheimischen  Kaufleuten 
eine  Art  Handelsenquete  entriert  und  empfing  bereits  Angebote  nieder- 
ländischer Meister  und  Gesellen.  Damit  schien  aber  auch  den  in- 
ländischen Kaufleuten  die  Zeit  zum  Handeln  gekommen  zu  sein.  Zur 
gröfsten  Verwunderung  Becher 's,  der  nur  das  allgemeine  Beste  im 
Auge  zu  haben  behauptete,  schlössen  sie  Bündnisse  gegen  ihn,  ver- 
hielten sich  gänzlich  ablehnend  gegen  die  Enquete,  hetzten  gegen 
Becher,  den  sie  als  Ignoranten  hinstellten  und  suchten  seine  Pläne 
mit  allen  Mitteln  zu  vereiteln.  Ja  sie  gingen  so  weit,  da&  Becher 
nicht  allein  an  seiner  Ehre,  sondern  auch  wohl  gar  am  Leben  „peri- 
culirte".  Darum  hielt  er  es  für  gut,  seine  Vorschläge  genauer  zu 
präzisieren  und  zu  begründen,  welche  Gelegenheit  er  natürlich  nicht 
vorübergehen  läfst  ohne  die  unlauteren  Motive  aufzudecken,  aus  denen 
der  Widerstand  der  Kauf  leute  sich  herleitete.  Und  wie  er  ihre  „aus 
böser  Information  hergeflossenen,  hohle,  kindische  EinwürfiFe**  wider- 
legt, 80  sucht  er  auch  nochmals  nachzuweisen,  wie  seine  Pläne  der 
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Gesamtheit  zum  Wohle  gereichen  würden.    Und  dieser  hätte  sich  der 
einzelne  unterzuordnen. 

Der  Kurfürst  schien  auch  keineswegs  gesonnen,  irgend  welchen 
Einschüchterungen  nachzugeben,   vielmehr  verlangte  er  von  Becher 
eine    Spezialdemonstration    von    der    Wollenmanufaktur     und     dem 
Wollenhandel,  woraufhin  dieser  ihm  am  8.  Oktober  seinen  „ausführ- 
lichen Beweifs,  Was  vor  grofsen  Nutzen   Ihro  Churfürstl.  Durchl. 
und  dero  Landen  aufs  dem  Verlag  der  Manufactum,  in  specie  aber 
Tom  Verlag  der  Woll-  und  Tuchmacherey  haben  können",^)  überreichte, 
der  im  übrigen  nichts  als  eine  neue  Variation  des  alten  Themas,  volk- 
reiche nahrhafte  Gemeine,  enthält.     Dreifsigtausend  Menschen  mehr 
fanden  jährlich  Arbeit  und  über  hunderttausend  Beichsthaler  jährlich 
blieben  im  Lande,  wenn  man  die  Ausfuhr  roher  Wolle  und  die  Einfuhr 
fertiger  Tücher  verböte!     Daraufhin  ging  der  Kurfürst  ernstlich  an 
die  Realisierung  von  Becher 's  Plänen,  indem  er  vor  allem  nochmals 
eine  Enquete  ausschrieb,   um  zu  ergriinden,  was  den   einheimischen 
E&nfleuten  „bey  diesem  Werck  zu  Herzen  gehe,  und  was  dem  Handel 
ihrer  seits  beforderlich  und  schädlich,  kurtz,  in  was  vor  einem  Stand 
der  Handel  gegenwärtig  in  Bayern  sey^^    Allein  „die  Kauffleut  haben 
vermeint,    es   wolle   Ihre  Churfürst.  Durchl.  allen   Handel  allein  an 
sich  ziehen,  und  dann  damit  ein  Monopolium,    gleich  wie  mit  dem 
weissen  Bier  treiben,    aufs  diesem    falschen   Fundament  haben  die 
Kanfileut   eine    faction  gemacht,  sich    opiniatrirt,  andere    frembde 
Kauffleut    an  sich  gehängt,  viel  schädliche  und  schmähliche  Corre- 
spondentzen  gegen  mich  (Becher)  als  Urheber  dieser  Sach  geführt, 
theils  geheime  Bäth  auff  ihre  Seiten  gebracht,  und  verursacht,  dass 
einige  unbesonnene  Clamanten  auif  der  Cantzel  die  Sache  dem  Pöbel 
übel  vorgetragen,   und  solchen  wider  Ihro  Churfürstl.  Durchl.   ver- 
hetzt haben,   so   haben   auch  die   Kauifleuth   unter  sich   eine   Col- 
lecte  gemacht,  und  ein  Stück  Greld  zusammen  gelegt,  umb  einem  und 
dem  andern  das  Maul  dardurch  zu  stopffen,  also  dass  endlich  niemanden 
als  Ihro  Churfürstl.  Durchl.  und  der  Herr  Graf  von  Fürsten- 
berg bey  dieser  Sach  beständig  gebUeben,   dann  als  Ihro  Churfürst- 
liche  Durchl.  aufs  der  Kauffleut  Widerspenstigkeit  abgenommen,  dass 
was  sonderliches  an   diesem    Werck   seyn   müsse,    haben    Sie   Sich 
resolviert,  solches  fortzusetzen,  und  nach  dem  dero  Unterthanen  und 
Innländem  das  angebottene  beneficium  nicht  haben  annehmen  wollen, 
haben  Sich  Ihro  Churfürstl.  Durchl.   als  die  difs  Werck  fortgesetzt 
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haben  wollen,  sich  zu  den  Frembden  gekehrt  und  mir  gnädigsten 
Befehl  gegeben,  nach  den  Niederlanden  zu  raysen,  und  eines  oder 
andern  yerständigen  Handelsmanns  ludicium  darüber  zu  Temehmen/'  *) 

Becher  reiste  also  wiederum  mit  einer  Vollmacht  versehen  nach 
Holland  und  Brabant,  wo  damals  gerade  die  Pest  grassierte.  Es  galt 
die  Errichtung  einer  Kompagnie,  mit  deren  Hilfe  man  ein  Kaufhaus 
in  München  zu  gründen  gedachte.  Dafs  er  der  rechte  Mann  für 
eine  solche  Mission  war,  beweist  der  Brief,  den  er  in  dieser  Sache 
an  einen  Niederländer  schrieb.*) 

Nach  München  zurückgekehrt,  überreichte  er  die  Relation,  wegen 
„meiner  niederländischen  Reise  und  der  Commercium  -  Sachen.^ ') 
Aus  derselben  entnehmen  wir,  da&  in  Holland  keine  grofse  Neigung 
zur  Kompagnie  vorhanden  war.  Die  Privilegien  schienen  nicht  weit- 
gehend genug.  Man  beschlofs  daher,  die  Sache  in  München  selbst 
in  Angriff  zu  nehmen,  leider,  wie  Becher  klagt,  ohne  vorher  an  die 
Berufung  eines  KommerzienkoUegiums  zu  denken ,  in  dem  er  selbst 
o£fenbar  eine  Rolle  zu  spielen  gedacht  hatte.  Um  so  bitterer  mulste 
er  es  empfinden,  nun  allmählich  bei  Seite  geschoben  zu  werden.  Es 
lag  wohl  die  Furcht  vor,  dafs  die  Unbeliebtheit  seiner  Person  der 
Sache  von  Anfang  an  zum  Nachteil  gereichen  würde. 

Die  Leitung  der  Angelegenheit  wurde  in  die  Hände  eines  gewissen 
MartinElers  gelegt,  mit  dem  Becher  bereits  in  Holland  konferiert 
hatte.  Auf  dessen  Gutachten  hin  wurde  die  Kompagnie  endlich  ge- 
gründet. Die  „Articulen  und  Privilegien'*  derselben,  mögen  sie  wirt- 
schaftsgeschichtlich noch  so  interessant  sein,  können  hier  nicht  näher 
erörtert  werden,  sie  waren  „vor  einen  Anfanges  wie  Becher  sagt,  „gsx 
zu  universal,  und  zu  schwer  ins  Werck  zu  richten.  Als  derhalben," 
fährt  er  fort,  „solcher  gestalt  das  Werck  ins  Stecken  gerathen  und  die 
Kauffleut  derentwegen  ein  Jubel-Jahr  hielten,  habe  ich,  der  bisshero 
ein  wenig  auff  die  Seite  gesetzet  worden,  gleichwol  das  Werck  wieder 
angenommen,  und  zwar  nicht  den  gantzen  Handel,  sondern  ein  Theil 
darauss,  nemlich  das  Manufactur -Wesen,  auch  dieses  nicht  gantz, 
sondern  allein  die  Seiden-Manufactur  vor  die  Hand  genommen,  dann 
einem  dieser  Sache  erfahrenen  Mann,  wie  er  vorgab,  von  Antwerpen, 
nach  München  gebracht,  und  den  Anfang  gemacht.  Weil  aber  vor 
allen  Dingen  man  auff  den  Abgang  der  Wahren   gesehen,   und  ver- 
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meiDt,  dafs  nicht  wenig  in  den  Kaiserl.  Erblanden  darvon  consu- 
mirt  werden  könte,  so  haben  diejenigen ,  welche  ich  zu  dem  Verlag 
dieses  Werckes  persuadirt,  unter  sich  eine  Compagnie,  mit  gnädigstem 
Charfurstl.  Consens  und  Privilegio  privative  durch  das  gantze  Chur- 
füistenthumb  Bayern  gemacht,  sich  dahin  resolvirt,  mir,  der  da- 
mahleu  in  Wien  war,  folgende  Vollmacht,  die  Cönsumption  der 
Seiden -Wahren  in  den  Kayserl.  Erblanden  betreffend,  zu  über- 
schicken/ ^) 

Der  mündlichen  Vollmacht,  mit  der  man  ihn  ausgestattet  hatte, 
folgte  am  10.  Januar  1666  die  schriftliche,  in  der  er  beauftragt  wird, 
dafs  er  „bey  Ihro  Kayserl.  Majest.,  XJnserm  aller  gnädigsten  Kayser, 
König  und  Herrn,  sollicitire,  und  unterthänigst  anhalte  umb  ein 
PriTÜegiüm,  alle  Seiden  -  Manufacturen  in  höchstgemeldeter  Ihro 
Kayserl.  Majest.  Erblanden,  gleich  wie  Wir  allhier  in  Unsers  gnädigsten 
rhur-Fürsten  und  Herrn  Landen  thun,  zu  verlegen.'^  ^ 

Statt  jedoch  dieser  Vollmacht  gemäfs  zu  handeln,  sehen  wir 
Becher  nicht  nur  die  bayrische  Sache  verleugnen,  sondern  seine 
Arbeit  ausschliefslich  den  Interessen   des  Hauses  Osterreich  widmen. 

Ob  er  am  Ende  nicht  gar  in  dieser  Absicht  seine  Reise  nach 
Wien  unternommen  hat,  mufs  unentschieden  bleiben;  dafs  sich  hier- 
über in  den  von  ihm  selbst  überlieferten  Akten  nichts  findet,  kann 
als  Gegenbeweis  nicht  gelten.  Er  hatte  allen  Grund,  die  Sache  mit 
Stillschweigen  zu  übe]:gehen,  da  ihm,  wie  sich  bald  zeigen  wird, 
ohnehin  in  München  die  bittersten  Vorwürfe  wegen  Verrates  seiner 
Mission  gemacht  wurden.  Aus  den  Akten  geht  nämlich  unzweideutig 
hervor,  dafs  die  mafsgebenden  Kreise  in  Wien  auf  den  Gedanken  ge- 
kommen waren,  die  Sache  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  und  sich  zu 
diesem  Zwecke  Becher'szu  versichern,  der  nun  sowohl  in  bayrischen 
als  io  österreichischen  Diensten  stand.  Um  wenigstens  den  Schein 
zu  wahren,  stellte  man  freilich  von  Seiten  Österreichs  der  bay- 
rischen Kompagnie  allerhand  Anträge.  Die  Angelegenheit  wurde 
mn  so  komplizierter,  als  in  Osterreich  thatsächlich  noch  kerne  Kom- 
pagnie bestand,  deren  Vorteile  man  trotzdem  im  Auge  behalten  zu 
müssen  und  die  man  mit  der  bayrischen  vereinigen  zu  wollen  be- 
hauptete. Natürlich  wurde  nebenbei  die  Gründung  einer  Kom- 
pagnie energisch  betrieben  und  Becher  kann  der  Vorwurf  nicht  er- 
spart werden,  dafs  er  mit  ganzer  Kraft  mit  dabei  thätig  war.     Es  galt 


')  PoHtischer  Discura,  1688,  S.  419. 
«)  Poütischer  Diacurs,  1688,  8.  419  f. 

257 


-    42    — 

daher  vor  allem  die  Unterhandlungen  mit  Bayern  hinzuziehen.  Am 
22.  Februar  konnte  man  noch  „nichts  eigentliches  versprechen,  weil 
mit  denen  allhiesigen  Verlagern,  noch  kein  rechte  Unterredusg 
gepflogen,  weniger  die  Capitulations-Punkta  verfasset  worden,  welches 
auch  vor  seiner  (Bechers!)  Zurückkunfft  nicht  geschehen  wird,  umb 
willen  aber  nicht  zu  zweiffein,  dass  frembde  Yerläger  eingenommen 
werden  müssen,  als  wird  man  in  Ansehung  des  Hauses  Oesterreich 
und  Bayern  naher  Verwand-  und  Nachbarschafft,  auch  andere 
Ursachen  auff  eth'che  Glieder  der  Bayerischen  Compagnia  billich,  vor 
anderen  eine  reflexion  machen/^  ^) 

Weiter  heifst  es  in  demselben  Schriftstück,  damit  sei  auch  zugleich 
die  Frage  beantwortet,  ,,ob  und  wie  weit  besagte  (bayrische)  Com- 
pagnia in  die  Kayserl.  einzunehmen;  weil  man  noch  nicht  weiss,  noch 
wissen  kan ,  wie  sich  die  Proben  anlassen  und  was  künfftig  vor  ein 
Verlag  und  Capital  vonnöthen  seyn  möchte ;  Und  weil  man  ange- 
regter massen  nicht  gedacht  ist,  besagte  Compagnia  beyseit  zu 
setzen,  als  wird  er,  Herr  Becher,  ihme  angelegen  seyn  lassen,  nach- 
zuforschen, ob  nicht  bey  mehr  besagter  Bayrischen  Compagnia  gewisse 
portiones  käuffJich  zu  überkommen,  oder  auff  was  andere  weg  man 
künfftig  beyde  Compagnien  etwas  enger  möchte  zusammenbringen 
können/' 

Man  dachte  die  bayrische  Kompagnie  eben  nur  noch  im  Dienste 
der  österreichischen  auszunützen.  Wie  sehr  den  Herren  in  Wien 
hieran  lag,  beweist  das  Memorial  des  Bischofs  zu  Stephanien,  C  h  r  istoph 
de  Rochas,  der  in  dieser  Sache  eine  etwas  verschleierte,  aber  doch 
grofse  Rolle  gespielt  zu  haben  scheint.  In  diesem  Memorial,  das 
die  bayrische  Kompagnie  der  österreichischen  dienstlich  zu  machen 
sucht,  heifst  es  im  sechsten  Punkt:  „Dafern  der  Herr  Vice-Cantzler 
Schmidt  dieses  beyden  Häusern  so  nützlich,  und  bey  gegenwärtigen 
Conjuncturen  zu  deren  Bestand  so  hochnöthiges  Werk  wird  können 
zuwegen  bringen,  soll  er  alsobald,  und  zur  Stund,  dass  der  Tractat 
wird  beschlossen  seyn,  von  meiner  Hand  eine  güldene  Kett  von 
1000  fl.  und  die  Frau  Cantzlerin  noch  3000  fl.  lür  ein  paar  Hand- 
schuch  empfangen,  auch  mich  zu  viel  andern  grossem  und  e^ig- 
wehrenden  ihrer  und  ihrer  Kinder  Nutzen  bereit  fuiden."  *) 

Becher  stand  damals  gerade  im  Begriff  sich  nach  glücklich 
vollendeter  Mission    wieder   zur   Heimreise    zu   rüsten,   wie   wir  je- 
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doch  gehört  haben  mit  dem  festen  Vorsatz^  wieder  nacti  Wien  zu- 
rückzukehren. Vielleicht  dachte  er  sich  schnell  seiner  beengenden 
Verbindlichkeiten  in  München  zu  erledigen,  um  dann  offen  für  die 
Wiener  Kompagnie  eintreten  und  ihr  Interesse  befördern  zu  können, 
wozu  er  seit  dem  22.  Februar,  an  welchem  Tage  er  den  Schwur  als 
kaiserhch  österreichischer  Kommerzienrat  abgelegt  hatte,  eidlich  yer- 
pflichtet  war.  „Ihr  werdet  geloben  und  schwehren",  so  heifst  es  in 
demJorament,  „dem  Allerdurchleuchtigsten  etc.  Herrn  Leopolde  etc., 
dass  ihr  als  auffgenommener  Commercien-Rath  in  dem  Kayserl. 
Erb-Königreich  und  Landen,  in  allen  Sachen  und  Handlungen,  Ihrer 
Kayserl.  Majest  Nutzen,  auch  das  Auffnehmen  der  Commercien 
und  Manufacturen  in  denen  Erblanden  nach  euerm  besten  Vermögen 
und  Verstand  allezeit  beobachten,  Seiner  Kayserl.  Majest.  Schaden 
nnd  Nachtheil  warnen  und  wenden,  auch  bey  keinem  Bath  noch  Hand- 
lung seyn  wollet,  darinnen  wider  Seiner  Kayserl.  Majest.  Person, 
oder  zu  Schaden  und  Nachtheil  der  Commercien  in  Dero  Erblanden 
in  einerley  wege  etwas  fürgenommen  und  gehandelt  würde."  ^) 

Damit  war  Becher  thatsächlich  aus  bayrischen  Diensten  in  öster- 
reichische übergetreten.  Indes  scheint  man  in  München  von  all  den 
Vorgängen  in  Wien  nichts  geahnt  zu  haben. 

Auch  vom  22.  Februar  datiert  ein  Schriftstück,  in  dem  Becher 
für  seine  bevorstehende  Beise  allerhand  Kommissionen  aufgetragen 
werden,  namentlich  in  Sachen  der  Seidenkompagnie ;  ein  neuer  deut- 
licher Beweis,  dafs  man  erst  jetzt  an  die  Gründung  einer  solchen 
dachte.  Unter  diesen  Umständen  konnte  Bayern  gegenüber  natürlich 
auch  jetzt  noch  nicht  mit  einer  bestimmten  Antwort  auf  sein  Gesuch 
hervorgetreten  werden.  Ein  kaiserliches  Dekret  vom  26.  Eebruar  er- 
klärt nur:  „Ihre  Kayserl.  Majest.  hätten  durch  die  darzu  verordnete 
Praesidenten  und  Bäthe  allergnädigst  vernehmen,  auch  in  unterschied- 
lichen Conferentien  reiflflich  erwegen  lassen ,  seine  gethane  proposition 
wegen  der  Chur-Bayerischen  privilegierten  Seyden-Compagnie  benebens 
auch  mit  ihme,  Herrn  Bechern  unterschiedliche  consultationes  und 
Unterredungen  halten  lassen,  wie  so  wohl  in  denen  Kayserl.  Erb-Landen, 
als  in  dem  Churfürstenthumb  Bayern,  die  Commercien  also  erhoben 
werden  möchten,  dass  sie  einander  nicht  zu  wider  lauffen,  sondern 
beyderseits  vereinigt  in  grösseren  flor  und  bessern  Bestand  gereichen 
thäten."«) 
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Mit  diesem  Bescheid  kehrte  Becher  nach  München  zurück^  wo 
er  die  Kompagnie  in  höchst  traurigem  Zustande  Yorfand.  Diesen 
Umstand  benutzte  er,  um  in  einer  ganz  nichtssagenden  Relation  sein 
eigentümliches  Verhalten  in  Wien  zu  rechtfertigen.  Er  erklärte,  D.  G  ö  r  g 
Job  st,  der  sich  der  Kompagnie  in  München  angenommen  hatte,  habe 
ihm  geschrieben:  ,,Es  stünde  mit  der  Bayerischen  Compagnie  wegen 
allerhand  Unordnungen  irod  Uneinigkeiten,  auch  Misstrauen  so  schlecht 
dass  sie  sich  mit  nechstem  mit  Schand  und  Spott  dissolviren  würde. 
Worauss  ich  geschlossen'^,  iährt  Becher  fort,  „dass,  da  auss  Mangel 
der  Geld-mittel,  die  hiesige  Compagnie  ihren  eigenen  Verlag  nicht 
thun  kan,  sie  noch  weniger  einen  so  grossen  Verlag  in  Oesterreich 
werde  thun  können,  noch  solches  zu  thun  verlangen,  derentwegen 
billich  in  Bedencken  gezogen,  mich  zu  einigem  würcklichem  Verlag  oder 
quota  den  Oesterreichern ,  im  Nahmen  hiesiger  Seyden- Compagnie. 
femer  zu  obligiren."  *) 

Mag  man  das  als  Entschuldigung  gelten  lassen  dafür,  dafs  Becher 
der  Kompagnie  nicht  gedient  hat,  dafs  er  ihr  geradezu  entgegen- 
arbeitete, wird  er  kaum  rechtfertigen  können,  so  sehr  er  sich  auch 
bemüht,  die  Sache  in  ein  reines  Licht  zu  stellen. 

Natürlich  wurde  in  München  das  doppelte  Spiel  Becher's  bald 
durchschaut,  und  der  Empfang,  den  man  ihm  bereitete,  war  daher 
keineswegs  ein  freundlicher.  Seine  Seidenmülile  wurde  demoliert,  er 
selbst  mit  Drohungen  verfolgt,  ja  man  pafste  ihm  und  seinen  Leuten 
sogar  nächtlicherweile  auf  den  Strafsen  auf.  Vor  allem  jedoch  liefs 
man  ihn  nicht  nach  Wien  zurück,  bevor  die  Kompagnie  „in  specie 
einer  quota  auss  der  Oesterreichischen  Seyden-Compagnie  wohl  ver- 
sichert" wäre.  „Ob  nun  zwar  Ihro  Churfürstl.  Durchl.  dieses 
procedere  nicht  gebilliget,  haben  Sie  es  doch  vor  billig  erachtet,  da^ 
der  Bayerischen  Compagnie  oder  einigen  Mitgliedern  darauss  einige 
portiones  in  der  Oesterreichischen  Compagnie  überlassen  würden,  an- 
gesehen sie  gleichwohl  dieses  Wercks,  wie  man  nicht  läugnen  kan,  causa 
movens  seyn."  Auch  Becher  war  dafür,  dafs  man  dem  Grafen  von 
Fürstenberg  „einige  portiones  in  dieser  Compagnie,  wie  auch  dem 
Herrn  Vice  -  Cantzler  überliesse,  und  die  Sach  dahin  disponirte.  so 
wäre  alles  vergnügt  und  in  Ruh."  *) 

Es  kam  jedoch  keine  Einigung  zustande ,  trotz  weiterer  Verhand- 
lungen und  Konferenzen,  im  Gegenteil,  man  bekämpfte   sich  derart. 
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dafs  Becher  dieses  als  einen  der  Gründe  anführen  konnte^  die  beide 
Eompagnieen  mit  der  Zeit  zu  Grunde  richteten. 

Während  B  e  c  h  e  r  als  Bevollmächtigter  der  bayrischen  Kompagnie 
in  Wien  weilte,  erhielt  er  vom  Kurfürsten  den  Befehl,  die  Interessen 
Bayerns  bei  einer  zu  gründeoden  Orientalkompagnie  zu  vertreten.  Ehe 
wir  jedoch  auf  diese  Angelegenheit  näher  eingehen,  müssen  wir  noch  ein- 
mal auf  den  Eintritt  Becher 's  in  kaiserliche  Dienste  zurückkommen. 
Bald  nachdem  er  nach  Wien  gekommen  war,  überreichte  er  auf  Befehl 
sein  „General-Bedencken  von  den  Commercien",  in  dem  er  natürlich 
wieder  auf  Grund  des  Satzes  „volckreiche  nahrhaffte  Gemein'^  nachweist, 
welchen  Vorteil  Osterreich  aus  dem  Verlag  der  Manufakturen,  speziell 
der  Seiden-,  Wollen-  und  Leinenmanufaktur,  ziehen  könnte.  Er  rät 
zur  Errichtung  von  Kompagnieen,  hält  es  aber,  durch  seine  Münchener 
Erfahrungen  gewitzigt,  für  ratsam,  das  Geheimhalten  seiner  Pläne  vor 
den  Kaufleuten  zu  empfehlen.  Dieselben  kamen  aber  doch  bald  hinter 
dieselben  und  machten  sofort  Front  gegen  ihn.  Seine  Münchener 
Wirksamkeit  war  ihnen  gewifs  nicht  unbekannt  geblieben. 

In  Wien  wurde  nun  thatsäclilich  ein  Kommerzium- Kollegium 
gegründet.  Becher  erhielt  den  Auftrag,  das  „project  einer  instruc- 
tion'^  zur  Aufrichtung  eines  solchen  aufzusetzen.  In  33  Punkten  ent- 
hält seine  vom  Kaiser  „ratificirte"  und  am  22.  Februar  verkündigte 
Instruktion  die  Aufgaben  des  Kollegiums. 

Die  zehn  ersten  Punkte  regeln  die  Geschäftsordnung.  Im  elften 
wird  als  ,, vornehmste  Verrichtung^  der  Kommerzienräte  hingestellt, 
.dafs  sie  sich  des  Zustands,  und  der  Beschaffenheit  Handels  und 
Wandels,  rohen  Waahren  und  Manufacturen,  so  herein ,  als  hinauss- 
gehend,  in  ünsem  Kayserl.  Erblanden  erkundigen,  die  Ursachen 
derer  Auff-  und  Abnehmen  gründlich  erforschen,  den  Lauff  und  Yer- 
ändrung  des  Preisses,  und  der  Konsumption  der  Güter  auffmercken,  und 
auffalle  und  jede,  so  inn-  als  aussländisch  Handels-  und  Handwercks- 
leut  der  Compagnien  und  Zünfften  ein  wachendes  Aug  haben,  und  in- 
qniriren,  damit  die  schädliche  Monopolia,  Polypolia  und  Propolia  abge- 
schafit,  und  die  Commercien  Unsem  Landen  und  Leuten  zum  besten, 
in  bessern  Standt  und  flor  gesetzt,  und  darinnen  erhalten  werden.^  ^) 
Weitere  Aufgaben  des  Kollegiums  sind,  darauf  zu  achten,  dafs  das 
Geld  im  Lande  bleibe,  dafs  möglichst  viel  fremde  Manufakturen  im 
Lande  verarbeitet  und  keine  Bohprodukte  ausgeführt  werden,  sondern 
Manufakturen,  dafs  Waren,  die  das  eigene  Land  nicht  hervorbringt,  aus 


')  Poütischer  Diecurs,  1688,  S.  484. 
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erster  Hand  und  am  billigsten  Ort  und  zwar  in  rohem  Zustande  gekauft 
werden,  damit  durch  ihre  Verarbeitung  das  eigene  Volk  in  Nahrang 
komme,  endlich  dafs  Waren  mehr  eingetauscht  als  gegen  bar  G^ld  ein- 
geführt werden.  Auf  den  Zustand  der  Kommerzien  in  anderen  Ländern 
sollten  die  Räte  Obacht  geben  und  mit  yomehmen  Handelsleuten 
fleifsig  ,,gute  Correspondenz ,  Verständniss  und  Information^  pflegen^ 
die  Kaufhäuser  und  Niederlagen  befördern  und  zu  diesem  Zwecke 
Werkhäuser  und  Banken  gründen.  Schliefslich  seien  Kompagnieen 
und  Privilegien  zu  errichten,  worüber  noch  eine  ganze  Reihe  besonderer 
Instruktionen  erteilt  wird. 

Zum  Präsidenten  des  Kollegiums  wurde  der  Graf  Georg  Lud- 
wig von  Zinzendorf  ernannt,  zu  Kommerzienräten  Gabriel 
von  Selb  und  Johann  Joachim  Becher.  Am  22.  Februar 
leistete  Becher  den  bereits  erwähnten  Eid  und  trat  somit  offiziell 
in  österreichische  Dienste,  die  er  sich  thatsächlich  bereits  so  sehr  hatte 
angelegen  sein  lassen,  dafs  man  nicht  umhin  konnte,  seine  Besoldung 
—  er  erhielt  tausend  Reichsthaler  jährlich  —  schon  vom  4.  Februar 
an  zu  datieren. 

Wie  wir  bereits  wissen,  kehrte  Becher  im  März  nach  einer, 
wie  er  klagt,  sehr  beschwerlichen  Reise  nach  München  zurück.  Wie 
es  ihm  dort  erging,  haben  wir  bereits  gehört.  Man  scheint  ihn  in- 
dessen nicht  lange  festgehalten  zu  haben,  denn  bald  widmete  er  sich 
ganz  der  österreichischen  Kompagnie. 

In  Venedig  warb  er  einen  Färber,  auf  den  das  meiste  ankonmie,. 
und  in  den  Niederlanden  einen  tüchtigen  Seidenwirker,  ebenso 
engagierte  er  die  zu  ihrer  Hilfe  notwendigen  Leute,  im  ganzen 
9  Personen. 

Mit  der  Hilfe  zweier  Italiener  wurde  die  Seidenkompagnie  endlich 
im  Juli  auf  Walpersdorf,  einem  Gute  Zinzendorf 's,  unter  B  e  c  h  e  r  's 
Direktion  in  Gang  gebracht.  Der  Erfolg  war  ein  guter,  denn  bereits 
im  September  wurde  B  e  c  h  e  r  ein  Rekorapensationsversprechen  gemacht. 
Die  Kaufleute  jedoch,  hinter  deren  Rücken  man  die  Sache  in  das 
Werk  setzen  wollte,  hatten  unterdessen  nicht  geruht.  Da  sie  nicht 
imstande  gewesen  waren,  die  Kompagnie  zu  verhindern  dachten  sie 
ihren  Zorn  wenigstens  an  Becher  zu  kühlen,  der  ihnen  nicht  nur  als 
Urheber  der  Kompagnie,  sondern  auch  des,  ihnen  gewifs  nicht  be- 
quemen KommerzienkoUegiums  galt.  Sie  suchten  mit  Hilfe  eines 
Pfaffen  und  eines  verleumderischen  Briefes  an  den  Grafen  von 
Zinzendorf  diesen  mit  Becher  zu  entzweien.  Es  gelang  ihnen  auch. 
Zwar  wurde  die  Einigkeit   sehr  bald  wieder  so  viel  wie  möglich  „zu- 
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sammengeäickt  und  gelappt",  in  der  Überzeugung  jedoch,  dafs  eine 
Sache  ,,80  einmal  geflickt,  eher  zu  zerreissen  sey,  als  wenn  sie  gantz 
ist",  haben  die  Kaufleute  ihr  Intriguenspiel  gegen  Becher  fortgesetzt, 
wozu  ihnen  seine  zeitweilige  Abwesenheit  von  Wien  die  günstigste 
Grelegenheit  bot 

Schliefslich  erlebten  sie  sogar  die  Freude,  die  Seidenkompagnie 
za  Grande  gehen  zu  sehen,  wobei  allerdings  nicht  nachzuweisen  ist, 
wie  weit  dies  unter  ihrem  Einflufs  geschah.  Becher  giebt  vier  Gründe 
des  Niederganges  sowohl  der  bayrischen  als  auch  der  österreichischen 
Kompagnie  an.  Der  erste  sei:  „dass  je  eine  Compagnie  die  andere 
verhindert,  Y  ortheil  und  Handwercks  Leute  einander  abgerennt  und 
eine  die  andere  discreditirt,  woraus  dann  ein  Misstrauen  entsprungen, 
indeme  jede  Compagnie  der  andern  Auffnehmeu  gefürchtet,  und  ihren 
daraus  entspriessenden  Untergang  praesupponirt ,  derentwegen  keinen 
rechten  Lust  noch  Hertz  gehabt,  das  Werck  fortzusetzen,  und  mit  dem 
Einlag  zu  continuiren.*^  „Zweytens  ist  beyden  Compagnien  stets 
schädlich  und  hinderlich  gewesen,  die  so  gar  kaltsinnige  Protection 
ihrer  Obrigkeit."  „Drittens  so  ist  auch  ürsach  das  bösse  Directorium 
besagter  Compagnien,  dieweil  es  von  Kauffleuten  allein  bestehet, 
welche  die  Fabricam  nicht  allein  genugsam  verstehen,  derentwegen 
denen  Meistern,  was  sie  sagen  glauben  müssen,  sondern  sie  geben  denen 
Werckleuten  auch  Anlass,  schlecht,  doch  viel  gut  zu  machen,  wann  sie 
es  nur  durchbringen."*)  Die  Herren  verfolgten  also  ihr  eigenes  Inter- 
esse und  dienten  nicht,  wie  Becher  das  von  sich  stets  behauptet,  dem 
GemeiDwohl.  Ihn  hatten  sie  aus  der  Direktion  zu  drängen  gewufst, 
der  nun  behauptet,  „ich  kan  auch  rühmlich  und  mit  Wahrheit  sagen, 
und  mit  vielen  Leuten  bekräß'tigen,  dass  die  Stund,  da  ich  die  Hand 
davon  gethan,  lauter  Unglück  und  Schaden  gewesen  seye  und  noch 
^ye".  *)  Wenn  die  Kompagnieen  aber  auch  an  diesen  Ubelständen 
nicht  zu  Grunde  gegangen  wären,  so  hätten  sie  es  sicher  gethan,  weil 
y,keine  Directores  auch  theils  Participanten,  von  beyden  Compagnien, 
die  gute  Intention  gehabt,  die  Manufakturen  zu  introduciren,  sondern 
unter  diesem  Privilegio  privative  ein  monopolium  gesucht."  *) 

Es  scheint  sich  um  diese  Zeit  jedoch  noch  nicht  um  eine  voll- 
ständige Aufösung,  sondern  nur  um  einen  Niedergang  der  Koni- 
pagnieen  gehandelt   zu  haben,   jedenfalls   finden   sich  aus  dem   Jahr 


')  Politischer  Discura,  1688,  S.  574  ff. 
•)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  578  ff. 
^  Politischer  Discurs,  1688,  S.  579, 
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1670  noch  einige  Aktenstücke,  aus  denen  hervorgeht ,  dafs  man  den- 
selben wieder  lebhaftes  Interesse  entgegenbrachte.  Jener  Bericht 
B  e  c  h  e  r '  8  von  dem  Untergang  der  Kompagnieen  datiert  daher  sicher 
nach  diesem  Jahr.^) 

Über  die  Zeit  von  1666 — 1670  hören  wir  wenig.  Es  läfst  sich 
nicht  einmal  immer  mit  Sicherheit  feststellen,  wo  Becher  sich  da- 
mals aufgehalten  hat.  Zu  Zeiten  weilte  er  jedenfalls  in  Holland  und  in 
München. 

Die  Dedikation  der  ersten,  dem  Kaiser  gewidmeten  Auflage  des 
„politischen  Diskurses"  giebt  nur  geringe  Aufklärung  über  diese  Jahre. 
Becher  hatte,  wahrscheinliph  in  Sachen  der  Seidenkompagnie,  eine 
B^ise  unternommen,  die  für  die  Kaufleute  das  Signal  zu  erneutem 
Vorgehen  gegen  ihn  wurde.  Infolge  neuer  Differenzen  zwischen 
Zinzendorf  und  ihm  wurde  ihm  sogar  unmöglich,  wieder  nach 
Wien  zurückzukehren.  Zugleich  verlor  er  die  Direktion  der  Seiden- 
kompagnie, um  ihn  jedoch  dauernd  unschädlich  zu  machen,  ver- 
breitete man  in  Wien  das  Gerücht,  er  verstehe  nichts  von  den  Kom- 
merzien  und  getraue  sich  deshalb  nicht  zurückzukehren.  Alles  das 
mufste  er,  dem  übrigens  auch  sein. Sold  vorenthalten  wurde,  still- 
schweigend über  sich  ergehen  lassen,  da  seine  Position  in  München, 
wo  er  sich  damals  aufhielt,  nicht  derart  war,  dafs  sie  ihm  ein  ener- 
gisches Vorgehen  hätte  ermöglichen  können.  Er  benutzte  seine  Zeit 
daher,  wie  er  schreibt,  „besser**  und  verfafste  die  „Physica  sub- 
terranea"  und  die  „Methodus  didactica",  „welche  zwey  Bücher  hoffent- 
lich von  gelehrten  Leuten  mehr  werden  aestimirt  werden,  als  wenn 
ich  zehn  Jahre  mich  zu  Wien  vergeblich  mit  Kaufleuten  gezankt 
hätte". «) 

In  dieser  Voraussicht  hatte  er  sich  nicht  getäuscht,  wenigstens 
was  die  „Physica  subterranea"  anbetrifft,  die  entschieden  sein  hervor- 
ragendstes chemisches  Werk  ist  und  noch  im  Jahre  1703  von  Stahl 
neu  herausgegeben  wurde.  Das  vorzügliche  chemische  Laboratorium, 
das  ihm  in  München  zur  Verfügung  stand,  regte  ihn  zu  diesem 
Werke  an.  Er  schreibt  in  der  Vorrede:  „Volui  movere,  cum  Labo- 
ratorium commodissimum,  angustissimum  omnibusque  requisitis  et 
materialibus  instructissimum,  in  tota  Germania,  ne  dicam  in  Europa, 
sui   simile    vix    reperibile,    heic  Monachii   in  aula,   habuerim   atque 

>)  Vgl.  zur  Geschichte  der  Seidenkompagnio  auch  ,.Närrische  Weisheit".  168:^ 
I.  Nr.  7.  S.  9  ff.  und  U.  Nr.  13,  S.  158  ff. 

*)  Deducatio  der  1.  Auflage  des  ..Politischen  Diskurses".  1668. 
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etianmum  habeam:  quamdiu  nempe  Serenissimi  munificentia  id  per- 
mittet«  >) 

DaTs  er  das  Werk  dem  Kurfürsten  Ferdinand  Maria  widmete, 
beweifst,  dafs  man  ihm  seinen  Eintritt  in  kaiserliche  Dienste  am 
Miincbener  Hofe  verziehen  hatte,  was  übrigens  auch  aus  einem  später 
zu  citierenden  Briefe  Fürstenbergs  klar  hervorgeht. 

Gestatteten  ihm  aber  die  Verhältnisse  in  München  auch,  sich  un- 
gestört wissenschaftlichen  Studien  hinzugeben,  so  glaubte  man  doch 
in  Wien  ihm  eine  Mufse  nicht  gönnen  zu  dürfen,  deren  Ehrfolg  viel- 
leicht neue  gemeingefährliche  Projekte  sein  konnten.  Er  schreibt : 
..Als  ich  nun  dergestalt  in  der  Ruh,  und  wie  Diogenes  in  dem  Fass 
sitze,  und  mir  das  vor  eine  sehr  hohe  Consolation  angenommen,  was 
mir  die  E^aufleute  anstatt  eines  Unglücks  bereitet ,  auch  meine  Be- 
ständigkeit sahen,  da  verdriesste  sie  der  Handel  wiederumb;  und 
können  mich  auch  in  diesem  otio  nicht  leyden,  sondern  fahren  in 
ihrer  teufFlichen  Verkleinerung  fort  und  sprengen  aller  Orten  auss, 
ich  hatte  ex  ignorantia  das  Worck  (nemlich  die  Seiden-Compagnie) 
müssen  bleiben  lassen,  wäre  schuldig,  solche  zu  reassumiren  sc.  da  sie 
es  so  verdorben,  dass  ihnen  kaum  mehr  zu  helffen  und  selbsten  nun 
mit  Schand  und  Spott  darinnen  stehen,  so  hab  ich,  wiewohl  ich  nicht 
danach  frag,  ob  mich  böse  Leut  schelten  cum  a  malis  vituperari 
idem  sit,  quod  laudari,  denmach  der  Wahrheit  zu  steur,  und  andern 
meinen  ehrlichen  Freunden  zu  gefolg  gegenwärtiges  Büchlein  (den 
•PoUtischen  Diskurs")  anstatt  einer  Verantwortung  geschrieben."  •) 

Also  um  den  Leuten  zu  beweisen,  dafs  er  in  Handelsangelegen- 
heiten, um  solche  handelt  es  sich  ja  in  erster  Linie,  durchaus  kein 
Laie  sei,  hat  Becher  sein  bedeutendstes  nationalökonomisches  Werk 
geschrieben.  Diesem  Umstände  verdanken  wir  auch  die  eingehende 
Schüderung,  wie  er  auf  das  seinen  Studien  ursprünglich  fernliegende 
(jebiet  der  Nationalökonomie  gekommen  ist.  Um  zu  beweisen,  dafs 
«T  seine  Wissenschaft  nicht  nur  vom  Hörensagen ,  sondern  ex  praxi 
habe,  erzählt  er  weiter:  „Weil  ich  Mathesin  studirt,  und  sonderlich 
zu  mechanischen  Sachen  Lust  gehabt,  hab  ich  mit  vieler  band  Hand- 
wercksleuten  zu  thnn  gehabt,  ihrer  Arbeit  terminos  und  instrumenta 
verstehen  lernen  müssen,  ja  selber  unterschiedliche  Handwerkscom- 
pendia  gefunden,  also  speculiert,  wie  die  Manufacturen  leichtlich  zu 
machen  seynd,  hernach  bin  ich  weiter  gegangen,  und  dahin  getrachtet, 

*)  Deductatio  der  X.  Auflage  des  Politischen  Discurses,  1668. 
-)  Physica  subterreanea,  praefatio. 
StMtowisaenschaftl.  Studien.    VI.  2G5  ^ 
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—  so- 
wie sie  möcliten  verkauft  werden;  in  dem  ich  damit  umbgehe,  habe 
ich  der  Verläger  Comp^ignien,  und  mit  einem  Wort  der  gesämüicheii 
Kaufmanschafft  Art,  Natur  und  Beschaffenheit  lernen  müssen.  Also 
bin  ich  nach  und  nach  in  diese  scientz  und  nicht  plumpweiss  ohne 
Verstand,  Ursach  und  Beruff  gerathen.  Darzu  dann  nicht  wenig  ge- 
than  hat,  dass  ich  grosse  Reisen  verrichtet,  viel  ansehnliche  Handels- 
stadt, deren  Regiment  und  Gebrauch  gesehen,  auch  in  unterschied- 
lichen Commissionen  in  dieser  materi  gebraucht  und  von  hohen  Orten 
verschickt  worden,  welches  ich  mir  dann  zu  nutzen  habe  machen 
wollen."*) 

Der  Umstand,  dafs  der  „Politische  Diskurs"  als  Streitschrift  gegen 
die  Kaufmannschaft  geschrieben  ist,  erklärt  den  gereizten  Ton,  den 
Becher  in  demselben  anschlägt.  In  noch  unangenehmerer  Weise 
freilich  macht  sich  derselbe  in  der  „Närrischen  Weisheit"  geltend,  einem 
in  den  letzten  Lebensjahren  des  Verfassers  geschriebenen  Werk; 
dort  jedoch  ist  er  auf  Kosten  der  Verbitterung  zu  setzen,  die  ein 
Leben  voll  getäuschter  Hoffnungen  und  Mifserfolgen  in  der  Seele  des 
vielgeprüften  Mannes  hervorgerufen  haben  mufste. 

Der  Erfolg  der  so  scharfen  Polemik,  die  sich  namentlich  auch 
gegen  die  Geistlichkeit  wandte,  blieb  nicht  aus.  Das  Werk  wurde 
bald  nach  seinem  Erscheinen  unterdrückt.  Dieses  Schicksal  des 
Becher 'sehen  Buches  steht  nicht  vereinzelt  da.  Die  Volkswirte 
des  17.  Jahrhunderts  schrieben  so  unmittelbar  in  Anlehnung  an  die 
brennendsten  Tagesfragen,  ihre  Werke  sind  so  sehr  auf  die  Volks- 
wirtschaftspolitik gerichtet  %  dafs  ein  Konflikt  mit  bestehenden  Inter- 
essen häufig  nicht  zu  vermeiden  war. 

Um  sein  Buch  in  der  zweiten  Auflage  dem  Leserkreise  zu  er- 
halten, sah  Becher  sich  genötigt,  den  Stil  energisch  zu  mildem.  „Der 
Leser  wird  selbsten  befinden,"  so  schreibt  er  in  der  Vorrede  zu  derselben, 
„dass  alles,  was  in  der  ersten  Edition  particular  meine  Person  und 
deren  Verfolger  angetroffen,  gäntzlich  aussgelöscht  und  aussgelassen 
sey,  dann  in  währender  Zeit  hat  sich  viel  geändert  mit  den  Sachen. 
derentwegen  hat  auch  viel  geändert  müssen  werden  in  den  Worten, 
also   dass   dieser   Correctur  wegen    gegenwärtige ;  Edition  von  jeder- 


*)  Ebenda. 

*)  Vgl.  z.  B.  die  holländische  Litteratur,  namentlich  die  Werke  de  la  Courts. 
Auch  U  s  t  o  r  i  t  z'  Hauptwerk  Theorica  y  Practica  de  Comercio  y  de  Marina  wurde 
in  der  ersten  Auflage  von  Seiten  der  Regierung  vernichtet,  „während  der  Autor 
für  sein  Werk  Lob  und  Ehren  davontrug".  Wirminghaus.  Zwei  spanische  Mer- 
kantilisten.    Halle  1886,  S.  5  f. 
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man  kan  gelesen  werden,  gestaltsam  sie  weder  gegen  gute  Sitten, 
noch  die  Catholische  Lehr  nicht  ein  Wörtlein  in  sich  hält,  es  wäre 
dann  Sach,  dass  man  mit  eben  solcher  groben  Sycophantie,  als  wie  der 
ersten  Ekiition  wiederfahren,  auch  dieser  begegnen,  und  die  Wort  mit  den 
Haaren  darzu  ziehen  und  verdrähen  wolte,  welches  doch  keinen  ehr- 
lichen librorum  Censoribus  anstehet."  ^) 

Becher  hatte  allen  Grund,  einen  so  versöhnlichen  Ton  anzu- 
schlagen, denn  die  zweite  Auflage,  die  auch  alle  die  Akten,  die  wir 
oben  benutzt  haben  und  noch  andere  enthält,  erschien  1673,  als  er  in 
Wien  wieder  in  Gunst  und  Ansehen  stand. 

Ehe  wir.  ihn  jedoch  dort  aufsuchen ,  haben  wir  seiner  Thätigkeit 
in  einer  anderen  wichtigen  Angelegenheit  zu  gedenken,  nämlich  der 
Ost-  und  Westindischen  Kompagnie. 

Wir  haben  gehört,  dafs  bereits  1666  anläfslich  der  ersten  Reise 
Becher 's  nach  Wien  der  bayrische  Kurfürst  ihn  beauftragte  ,  den 
deutschen  Kaiser  für  eine  orientalische  Kompagnie  zu  interessieren. 
Die  Idee  einer  solchen  ist  aber  noch  älter  und  stammt  keineswegs  von 
Becher,  sondern  von  FriedrichWilhelm,dem  grofsen  Kurfürsten 
TOD  Brandenburg,  der  den  Bischof  Rochas  und  durch  diesen  den 
Kaiser  für  die  Sache  zu  gewinnen  gewufst  hatte.  Der  Kaiser  beauftragte 
nun  den  Markgrafen  Hermann  von  Baden,  sich  näher  und  zwar  „in 
möglichster  Geheim'*  über  die  Sache  zu  informieren  und  darüber 
Bericht  zu  erstatten.  Das  geschah  am  19.  August  1661.  Unterdessen 
hatte  sich  Friedrich  Wilhelm  auch  an  den  König  von  Spanien 
gewandt,  bei  dem  man  um  so  mehr  auf  ein  Entgegenkommen  rechnen 
konnte,  als  die  Spitze  der  Kompagnie  gegen  Holland  gerichtet  war, 
dessen  westindische  Kompagnie  die  spaniche  Weltmacht  völlig  ver- 
nichtet hatte.  Dem  ganzen  Unternehiuen  schien  in  der  That  so 
wenig  im  Weg  zu  stehen,  dafs  Pater  Rochas,  der  in  dieser  An- 
gelegenheit nach  Madrid  gereist  war,  schreiben  konnte,  ;,die  ganze 
Materie  bestehet  in  dem  einzigen  Wörtlein  Wann,  Wann,  Wann, 
Wann".  Es  mufs  Rochas  der  Ruhm  zuerkannt  werden,  die  Ange- 
legenheit von  einem  höheren  Gesichtspunkt  aus  beurteilt  zu  haben, 
als  dem  eines  gewinnsuchenden  Kaufmanns.  Nach  seinen  Intentionen 
sollte  die  Kompagnie  ganz  Deutschland  vereinigen  und  durch  Ver- 
mehrung der  Gewalt  und  Vereinigung  der  Gemüter  ,,den  Fried  und 
Sicherheit  der  Deutschen  Fürsten  procuriren".  „Die  Gewalt"  aber, 
so  schreibt  er,  „wird  nicht  gemehrt  durch  grössere  Anzahl  der  Unter- 


')  PolitiBcher  Discurs.   1688.    Vorrede. 
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thanen,  oder  durch  Uberflüssigkeit  neaer  Erdfrüchte;  dann  dieses 
bringt  nur  ihrer  etliche  in  ihrem  eigenen  Hauss  Wolleben,  zu  der 
Grewalt  aber  eines  Fürsten  wird  erfordert,  dass  die  Unterthanen  auch 
ausserhalb  Hausses  und  in  allen  Orten,  inn-  und  ausser  des  Vatterlands. 
wo  es  der  gemeine  Nutzen  erfordert,  einhellig  voreinander  streiten, 
und  also  beyeinander  erhalten  werden  mögen/^  ^)  Zur  EIrreichuDg 
dieses  Zieles  bedarf  es  aber  der  Geldmittel,  die  denen,  welche  über 
keine  Gold-  und  Silberminen  verfugen,  nur  durch  den  Handel  zu- 
fliefsen  können.  Hier  anknüpfend  fährt  er  dann  fort:  „Die  Ver- 
einigung der  Gemüther  hebt  sich  vom  selben  Augenblick  an,  da  einer 
dem  andern  Beichthumb  verschaffet,  und  wird  befestigt,  wann  man 
auff  ein  ewiges  Zunehmen  und  Vereinigung  der  Beichthümer  ge- 
denket. Nichts  ist  stärcker,  als  diss  Band,  weil  es  mit  keiner  Listig- 
keit, oder  auch   mit  blutigem  Schwerd  nit   kan  auffgelöst  werden.**^) 

Also  die  wirtschaftliche  Einigung  als  Grundlage  einer  politischen 
Einigung,  das  war  der  Gedanke  Rochas',  ein  Gedanke,  der  erst 
siebzehn  Dezennien  später  in  der  Gründung  des  deutschen  Zollvereins 
seiner  Verwirklichung  entgegenreifen  sollte. 

R  0  c  h  a  s  fand  für  seine  Idee  wenig  Verständnis  und  als  der  eifrigste 
Anhänger  derselben,  sein  Freund,  der  Minister  Don  Lodovicode 
H  at 0,  der  ein  Förderer  der  Sache  in  Spanien  gewesen  war,  starb,  gab  er 
die  ganze  Angelegenheit  auf.  Übrigens  hatte  man  es  auch  in  Holland 
verstanden,  in  Wahrung  eigener  Interessen  den  Eifer  des  grolsen  Kur- 
fürsten für  die  Kompagnie  abzukühlen.  Damit  war  der  Gedanke  aber 
keineswegs  gänzlich  den  Köpfen  entschwunden.  Es  bedurfte  nur  eines 
energischen  Mannes,  der  sich  seiner  annahm,  um  die  Gemüter  sofort 
wieder  in  Bewegung  zu  setzen.  Dieser  Mann  fand  sich  bald  in  Daniel 
Kraft  von  Wertheim.  Derselbe  hatte  Indien  selbst  bereist  und 
den  Plan  gefafst,  die  ostindische  Kompagnie  mit  einer  westindischen 
zu  verbinden. 

Kraft  kam  auf  Veranlassung  B  e  c  h  e  r '  s  nach  Wien  und  überreichte 
dem  Kaiser  eine  ,,Praeliminar-Deduction,  oder  kurtzer  Bericht  wegen 
der  Indischen  Sachen,  Privilegien  und  Compagnie".')  Er  sucht  darin 
nachzuweisen,  wie  nützlich  die  Kompagnie  für  den  Kaiser  wäre,  dem 
sie  keine  Unkosten  verursachen,  dafür  aber  sein  Ansehen  stärken,  die 
Manufakturen  in  seinem  Lande  vermehren  und  es  jedem  ermöglichen 
würde,  sein  Geld  „auf  ein  statliches  Interesse"  zu  bringen. 

*)  Poütischer  Discurs.  1688,  S.  964. 
«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  61. 
»)  Politischer  Discurs.  1688,  S.  970  ff. 
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Als  Hauptzweck  stellt  auch  er  die  Yerniclituiig  des  hollän- 
dischen Monopols  hin.  Das  Werk  schien  nun  thatsächhch  in  Gang 
kommen  zu  wollen,  die  Privilegien  waren  aufgesetzt  und  bereits  eine 
Konferenz  zusammenberufen.  Da  kam  das  Zerwürfnis  Becher' s  mit 
dem  Grrafen  Zinzendorf  dazwischen.  Kraft  gab  die  Sache  auf 
und  yerlies  Wien.  Trotzdem  liefs  man  die  Angelegenheit  nicht  fallen, 
und  kaum  war  Becher  mit  Zinzendorf  versöhnt,  als  von  neuem 
an  die  Kealisierung  derselben  gedacht  wurde  und  Becher  mit  Voll- 
machten ausgestattet  nach  Holland  reiste,  um  mit  der  dortigen  ost- 
indischen  Kompagnie  in  Unterhandlung  zu  treten.  Wir  haben  be- 
reits gehört,  dafs  auch  der  Kurfürst  von  Bayern  sich  an  der  Sache 
beteiligen  wollte  und  dieses  durch  Becher  dem  Kaiser  mitgeteilt  hatte. 
Bayern  hatte  der  Angelegenheit  schon  früher  thätiges  Interesse  ent- 
gegengebracht. Als  Becher  1664  in  Holland  war,  unterhandelte  er 
in  derselben  und  im  Auftrage  der  Kurfürstin  Adelheit,  der  Gemahlin 
Ferdinand  Marias  mit  der  westindischen  Kompagnie,  speziell  mit 
dem  Grafen  v.  Hörn.  *  Dieser  nahm  sich  der  Kompagnie  auf  das 
wärmste  an,  bis  man  in  Bayern  —  aus  welchem  Grunde,  mufs  dahin- 
gestellt bleiben  — ,  die  Unterhandlungen  mit  Holland  abbrach,  um  solche 
mit  England  anzuknüpfen.  Dort  stellte  es  sich  jedoch  bald  heraus, 
dafs  der  damalige  Kanzler  Hey  den  ohne  Wissen  des  Königs  vorge- 
gangen war,  und  zwar  weiter  als  er  gedurft  hatte,  um  „ein  Stück 
Geld  von  Bayern  herauszufischen'^,  das  sich  auf  diese  Weise  „zwischen 
zwej  Stühle  niedergesessen  hatte'^,  und  nun  den  Plan  ganz  aufgab. 
Das  konnte  jedoch  Becher  nicht  entmutigen.  Da  die  Grofsmächte 
sich  des  Werkes  nicht  mehr  annehmen  wollten,  wandte  er  sich  an 
denGrafenvonHanau,  obwohl  er  selbst  eingesteht,  dafs  er  ihn  nie 
für  den  rechten  Mann  gehalten  habe.  Aber  das  Werk  sollte  nicht 
nuterbrochen  werden  und  wenn  es  auf  diese  Weise  allgemein  bekannt 
geworden  wäre,  würden  sich  am  Ende  auch  noch  andere  für  dasselbe 
begeistern.  Der  Graf  sandte  B  e  ch  e  r  in  Begleitung  von  fünf  Personen, 
unter  denen  sich  auch  Becher's  Vetter  Johann  Moritz  von 
Hörnigk  befand,  nach  Holland,  um  dort  die  Sache  zu  betreiben. 

über  diese  Reise  hat  Becher  ein  amüsantes  Tagebuch  geführt, 
aus  dem  wir  den  allmählichen  Fortgang  der  Unterhandlungen  erfahren, 
nebenbei  aber  auch,  dafs  der  Schreiber  am  1.  Juli  mit  einer  Dreck- 
schuit  glücklich  und  gesund  in  Amsterdam  angekommen  ist,  dafs  er 
in  Suntz  ein  „böss  Logiamenf'  gehabt  habe  und  dergleichen.    - 

Die  Reise  hatte  den  Erfolg,  dafs  der  Graf  von  Hanau  Friedrich 
Casimir  von  der  holländischen-westindischen  Kompagnie  im  Namen 
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der  GeDeralstaaten  3000  Quadratmeilen  zwischen  dem  Orinoko  und 
dem  Amazonenstrom  mit  30  Meilen  Küste  zum  Lehen  erhielt.  Der 
Graf  mufste  sich  verpflichten,  binnen  12  Jahren  das  Land  anzubauen 
und  jährlich  an  Holland  eine  Summe  Geldes  abzuführen.  Dagegen 
wurden  ihm  Hoheitsrecht,  das  Recht  Unterlehen  zu  verleihen  und  der 
Schutz  Hollands  zugesichert. 

Bei  seiner  Rückkehr  fand  Becher  sich  in  allerhand  unangenehme 
Verläumdungen  verwickelt.  Man  hatte  ausgesprengt,  er  habe  die 
hanauische  Kunstkammer  bestohlen,  sei  ein  Atheist  u.  s.  w.  Diese  Ver- 
läumdungen, die  von  seinen  Feinden  ausgegangen  waren,  wurden 
natürlich  bei  seiner  Rückkehr  widerlegt.  Dieselbe  erfolgte  unter  den 
besten  Auspicien..  Er  selbst  berichtet  darüber:  „den  22.  Augusti  bin 
ich  in  des  Herrn  Grafen  Carosse  samt  seinem  Herrn  Brüdern  nach 
Hanaw  kommen,  in  Begleitung  vieler  Edelleute  und  Bedienten,  auch 
in  bereitstehender  Bügerschafft,  welcher  Murren  in  meiner  Abwesen- 
heit, sich  alles  in  ein  freundliches  Ansehen  meiner  Gegenwart  da- 
mahligen  verwandelt  hatte,  umb  9.  Uhren  vor  Mittag,  das  ist  eine  Stund 
nach  unserer  Ankunfft,  erschiene  der  Herr  Graf  samt  seinem  Herrn 
Brüdern  und  fürstlicher  Gemahlin,  in  dem  grofsen  Taffel-Saal,  begleitet 
von  vielen  seinen  Edelleuten,  Räthen  und  Bedienten  und  nach  dem  er 
durch  einen  Notarium  die  Tractaten  und  Ratificationen  der  West- 
Lidischen  Compagnie,  und  der  Herrn  Staaten-General  öffentlich  lesen 
lassen,  hat  er  solche  allda  im  Beyseyn  aller  Umbstehenden  unter- 
schrieben und  auch  ratificirt,  worauff  er  alsobald  umb  die  gantze  Stadt 
mit  Stücken  Feuer  geben  lassen,  das  Mittag-Mahl  aber  war  sehr  herr- 
lich und  köstlich  zugericht,  und  weder  an  Tractamenten  noch  an 
allerhand  Music  und  Gesundheittrinken  etwas  erspart,  sondern  bey  die 
100  Canonschüsse  der  Herrn  Staaten-General  und  anderer  Gesund- 
heiten gelöst  worden."  *)  Also  an  einem  guten  Diner  und  den  nötigen 
Kanonenschüssen  hat  es  bei  der  Geburt  der  Hanau- Westindischen 
Kompagnie  nicht  gefehlt.  Dieselbe  war,  wie  wir  sahen,  thatsächlich 
In  das  Leben  getreten  zur  grofsen  Heiterkeit  der  gräflich  hanauischen 
Unterthanen.  Man  erzählte  sich,  der  Graf  von  Hanau  wäre  König 
im  Schlaraffenland  geworden  und  überhäufte  das  junge  Unternehmen 
derart  mit  Spott,  dafs  Becher  sich  genötigt  sah,  eine  Deduktion  zu 
Frankfurt  drucken  zu  lassen,  um  den  Leuten  „das  Maul  zu  stopffen*". 
In  dieser  Deduktion  läfst  er  sich  eingehend  über  Entstehung,  Zveck 
und    Aussichten   der  Kompagnie    vernehmen   und   schliefst   mit  der 

')  Politischer  Diskura,  1688.  S.  1190  f. 
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stolzen  Aufforderung  an  alle  Deutschen : ,, W ohlan  dann  dapffere 
Teutschen^  machet,  dass  man  in  der  Mapp  neben  neu  Spanien,  neu 
Franckreich,  neu  EJugelland,  auch  ins  künfftige  neu  Teutschland  finde, 
es  fehlet    euch  so  wenig  an  Verstand  und  Resolution  solche  Sachen 
zu  thun,  als  andern  Nationen,  ja  ihr  habet  alles  dieses,  was  darzu  von- 
DÖtfaen  ist,  ihr  seyd  Soldaten  und  Bauern,  wachsam  und  arbeitssam 
fleissig  und  unverdrossen,  ihr  könt  auff  einmal  viel  gute  Sachen  thun, 
durch   ein   exemplarisches  Leben  und  gute  Ordnung,  die  Indianer  zu 
Freunden  und  civilen  Menschen,  ja  vielleicht  zu  Christen  machen,  ihr 
Selbsten  werdet  länger  leben,  fröhlicher  und  vergnügter  seyn,  wann  ihr 
in  einem  der  gestalt  angenehmen  Climat,  für  keine  Nahrung  so  müh- 
sam sorgen   dör£Pt,  könnet   also  nicht  allein  Buch  in  Indien,  sondern 
Enem  Freunden  auch  hieraussen  in  Teutschland  dienen ,  da  ihr  dann 
Ihro    Hochgräffl.    Excellentz   des   Herrn   Grafens   von 
Hanau,   genügsame  Ursachen  Danck  zu  sagen  haben   werdet,    dass, 
wiewohl   solche    Sachen   die   Wohlfahrt    des    gantzen    Teutschlandes 
angehen,   Sie  gleichwohl  allein,  und  zuerst  durch   eine  generöse  Re- 
solntion  das  Eys  gebrochen,  den  Anfang  gemacht,  und  der  gantzen 
hochteutschen  Nation  ein   asylum   bereitet,   wohin  sie   ihre  Zuflucht 
nehmen  und  vor  den  rauhen  Gewittern  des  Teutschlands  in  Sicherheit 
stehen  können."^)    Es  fanden  sich  in  der  That  Leute,  die  auf  diesen 
Aufruf  hin  mit  Becher  Verträge  abschlössen,  so  der  Graf  B  e  r  t  u  c  y. 
Becher  selbst  hatte  die  Herrschaft  Aperwake,  15  Quadratmeilen  grofs 
nnd  am  Meer  gelegen,  zum  Unterlehen  mit  allerhand  Vergünstigungen 
erbalten,   wodurch   der  Graf  von  Hanau  ihn   für   seine   „beständige, 
wäre,  ja  gantz  unvergleichliche  Treue"  zu  belohnen  gedachte,  nachdem 
er  ein  ünterlehen   in  Hanau  abgeschlagen  hatte.     Aufserdem  war  er 
zum  Geheimen  Rat  des  Grafen  von  Hanau  ernannt,  hatte  sich  selbst 
den  Titel  „Edel-Achtbarkeit"  verliehen,  kurz  stand  auf  der  Höhe  des 
(jlückes  und  der  Anerkennung.     Leider  sollte  mit  der  Kompagnie 
anch dieses  Glück  zusammenbrechen.     Wie  Becher  geahnt  zu  haben 
behauptet,  war  der  Graf  von  Hanau  nicht  der  Mann,  das  Werck  durch* 
zufahren.    Es  kam  soweit,  dafs  Becher  sich  vor  der  Gräfin  von  Hanau 
verantworten   mufste,  die  ihn  anklagte,   er  habe  den  Grafen  heimlich 
lediglich   seines  eigenen  Vorteils  willen   zu  einer  Sache  verführt,   die 
den  Ruin   des  gräflich  hanauischen  Hauses   nach   sich  ziehen  werde. 
Becher  wies  diesen  Vorwurf  zurück,  indem  er  energisch  bestritt,  dafs 
an  der  Sache  nichts  wäre.     Am   17.  September  1669  aber  trägt  der 


')  Politischer  Discurs.  1688,  S.  1196. 
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Graf  bereits  dem  Kaiser  seine  Besitzung  an,  da  es  ihm  an  Geld- 
mitteln fehle,  dieselbe  länger  zu  halten.  Bei  Seiner  Majestät  jedoch 
wurde  die  Sache,  wie  Becher  behauptet,  durch  Feinde  des  Grafen 
hintertrieben.^) 

Nachdem  also  das  Unternehmen  gescheitert  war,  kehrte  Becher 
nach  München  zurück.  Da  er  noch  immer  in  bayrischen  Diensten 
stand,  holte  er  sich,  als  er  1670  wiederum  nach  Wien  berufen  wurde, 
erst  die  Erlaubnis  des  Kurfürsten  zur  Reise  ein.  Dieselbe  wurde 
ihm  erteilt,  und  nachdem  der  Graf  von  Zinzendorf  ihm  versichert 
hatte,  dafs  er  alle  Differenzen,  die  neuerdings  zwischen  ihnen  bestanden 
hatten,  als  beigelegt  betrachte,  begab  er  sich  nach  Wien.  Bereits  am 
20.  August  überreichte  er  hier  eine  Proposition  ad  Consilium  Com- 
merciorum,  in  der  er  wiederum  auf  Grund  des  Satzes  „volkreiche  nahr- 
hafte Gemeine"  Vorschläge  zur  Hebung  der  Kommerzien  in  Österreich 
macht.  Dieselben  bestehen  im  inländischen  Konsum,  Niederlagen  und 
Jahrmärkten  im  Auslande,  Handelsverträgen  mit  Bayern,  Italien  und 
Holland  und  der  Errichtung  einer  Rentenbank.  Am  18.  November 
machte  er  den  Vorschlag  —  natürlich  wieder  auf  Grund  seines 
ceterum  censeo  —  eine  Occidentalkompagnie  zu  errichten,  um  billig 
Weine  und  andere   Produkte  nach  Holland   exportieren  zu  können. 

Er  stellte  eine  Liste  der  Waren  auf,  die  jährlich  nach  Holland 
verkauft  werden  sollten,  samt  dem  aus  denselben  zu  erzielenden  Ge- 
winn. „Ich  getraue  mir",  so  schreibt  er,  „Jährlich  in  Holland  zu  ver- 
handeln und  zu  versilbern: 

1.  Auff  die  zehen  tausend  Stück  Brandtewein,  das  Stück  zum 
wenigsten  pro  hundert  Gülden,  thun  zehnmahl  hundert  tausend  Gülden, 
welcher  Brandtewein  aus  Ungarn,  Osterreich  und  Tjrrol  genommen 
werden  könte. 

2.  An  gutem  starkem  Osterreichischen,  und  Ungarischen  Haupt- 
wein, fünffmahl  hundert  tausend  Gülden. 

3.  An  Eysen,  Stahl,  und  Messingdrath ;  Item  an  Eysen-Stahl- 
Messing- Blech,  die  Summa  von  dreymahl  hundert  tausend  Gülden. 

4.  An  Häuten  und  allerley  zubereiteten  Leder,  Item  au  feiner 
Böhaimischer  gesponnener  Wolle,  sampt  Ländlerischen  Leinwand,  zwey- 
mahlhundert  tausend  Gülden**.*) 

Einer    so   verlockenden    Einnahme    von   zwei    Millionen   Beichs- 


*)  Vgl.  zur  Hanau-Westindischen  Kompagnie  auch  Xärrische  Weisheit,  1683. 
n,  No.  6.  S.  139  fiF. 

"-)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  631  f. 

272 


—   hl   — 

thalem  jährlich  yermochte  man  in  Wien  nicht  zu  widerstehen,  zumal 
man  dort  das  Oeld  so  nötig  brauchte,  dalis  Becher,  der  in  dieser  An- 
gelegenheit persönlich  nach  Holland  gesandt  wurde,  auch  mit  der  Er- 
hebung einer  Anleihe  Ton  einer  Million  Reichsthalem  daselbst  betraut 
werden  mufste. 

Bevor  Becher  jedoch  seine  Reise  antrat,  soUte  in  Wien  einer 
seiner  Herzenswünsche  der  Erfüllung  entgegengehen.  Leopold,  Graf 
Ton  Kollonitsch,  Bischof  zu  Neustadt,  erbot  sich  nemlich,  mit  Ge- 
nehmigung des  Kaisers  in  Wien  ein  Werkhaus  zu  errichten,  wegen 
dessen  er  am  3.  Mai  1671  mit  Becher  einen  Kontrakt  abschlofs. 
Becher  verpflichtete  sich,  „auff  seine  Spesen  die  Instrumenta  und 
Werckstühl  zu  verfertigen,  die  Lehrmeister  und  Materialien  an  Hand 
zu  schaffen,  und  mit  einem  Wort,  die  Prob  zu  thun",  erst  wenn  „das 
Werck  in  seinem  flor  imd  Gang^^  wäre,  sollten  die  beiderseits  aufge- 
wandten Unkosten  „auss  der  gesämbtlichen  Manufactur  gezogen  und 
erstattet  werden".') 

Becher  beschaffte  auch  zwei  Handwerksleute,  sowie  einen  ita- 
lienischen Band-  und  Teppichmacher  von  Augsburg. 

Während  seiner  Abwesenheit  wurden  dieselben  von  den  ein- 
heimischen Kanfleuten  gegen  ihn  gehetzt,  und  er  scheint  die  ganze 
Sache  aufgegeben  zu  haben,  wozu  ihn  auch  der  Umstand  veranlafst 
haben  mag,  dafs  man  an  hoher  Stelle  selbst  an  die  Errichtung  eines 
solchen  Werkhauses  unter  seiner  Mithilfe  dachte. 

Im  Mai  also  trat  Becher  sozusagen  als  Commis-voyageur  in  öster- 
reichischen Weinen  seine  Reise  nach  Holland  an. 

Bei  seiner  Abreise  aus  München  vor  einem  Jahr  war  das  Ge- 
rücht verbreitet  worden,  er  hätte  den  bayrischen  Dienst  quittiert,  „thäte 
nun  das  negotium  Commerciorum  in  München  verfolgen  zu  Wien,  und 
wäre  allein  Ursach  dessen  ruin".  Er  hielt  es  daher  für  geboten, 
Ton  Augsburg  aus  sein  langes  Wegbleiben  zu  entschuldigen  und  zwar 
durch  eine  wohl  fingierte  Operation,  denn  bei  der  Geschäftigkeit,  die 
er  die  ganze  Zeit  über  in  Wien  entwickelt  hatte,  scheint  es  unwahr- 
scheinlich, dafs  er  sich  daneben  auch  noch  mit  „grossen  Schmertzen 
und  Leibs-  und  Lebens-Gefahr  auss  dem  lincken  Nieren  einen  Stein  einer 
Musqueten-Kugel  gross  habe  schneiden  lassen,  und  daran  lang  zu  thun 
gehabt^'  habe.^)  Als  einen  weiteren  Grund  führt  er  an,  dafs  der  Land- 
graf von  Homburg  samt   seinen  Räten   ,.so  intracte  Händel^   an  dem 

»)  Politischer  Dis  curs,  1688,  S.  660. 
■)  PoUtischer  Discurs,  1688,  S.  652  f. 
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Kaiserlichen  Hof  angefangen  und  ihn  damit  involviert  habe,  dafs  er 
ohne  Verlust  seiner  Ehre  nicht  habe  verreisen  können,  bevor  dieselben 
zum  Austrag  gekommen  wären  und  er  seine  Satisfaktion  gehabt  hätte. 

Was  an  alledem  wahr  ist,  können  wir  nicht  mehr  entscheiden, 
jedenfalls  aber  müssen  wir  widersprechen,  wenn  Becher,  um  den  Kur- 
fürsten für  seine  holländische  Reise  zu  gewinnen,  die  Sache  so  hin- 
stellte, als  käme  auch  sein,  des  Kurfürsten,  Interesse  dabei  in  Betracht. 
Der  Gedanke  ist  ihm  erst  in  Augsburg  gekommen,  denn  in  Wien 
dachte  er  nur  daran,  Bayern  zur  Verminderung  der  Zölle  auf  durch- 
gehende österreichische  Weine  zu  bewegen.  Trotz  seines  zweifelhaften 
Gehaltes  verfehlte  der  Brief  die  gewünschte  Wirkung  nicht.  Becher 
wurde  aufgefordert,  ruhig  nach  München  zu  kommen,  wo  man 
ihn  nicht  nur  „wohl  traktirte"  und  ihm  einen  Teil  seiner  Besol- 
dung auszahlte,  sondern  ihm  auch  noch  einen  Rekommaudationsbrief 
nach  den  Niederlanden  mitgab.*)  So  reiste  er  denn  wohlbehalten 
nach  Holland,  um  dort  für  österreichische  Weine  Stimmung  zu  machen. 
Seine  Rückkehr,  auf  der  er  nicht  nur  in  München,  sondern  auch  bei 
seinem  früheren  Gönner,  dem  Kurfürsten  Johann  Philipp  von 
Mainz,  Station  machte,  erfolgte  im  September.  Er  konnte  jedoch 
nicht  gleich  Bericht  erstatten ,  da  er  sich  auf  der  Reise  eine  „Leibs- 
Indisposition,  starcken  Schwindel  des  Haupts,  starcken  Catharren,  Enge 
der  Brust,  und  der  übrigen  Glieder  Schmertzeu"  geholt  hatte.  *) 

Aus  seinem  ausführlichen  Reisebericht  erfahren  wir,  dafs  die 
50  Eimer  Wein  in  Holland  zwar  gut  angekommen  seien,  aber  der- 
mafsen  trübe,  dafs  sie  erst  lange  hätten  liegen  müssen,  ehe  sie  sich 
geklärt  hätten.  „Wie  die  Weine  denen  Holländern  angestanden  seyn", 
schreibt  er,  „kau  ich  anders  nicht  sagen,  als  dafs  ihnen  solche  sehr 
wohl  geschmecket  und  gefallen,  die  Rheinwein  dargegen  Sauer- Wasser, 
die  Frantzösische  Weine  aber  wie  Zucker- Wasser  geschmecket  haben, 
gestaltsamb  dann  die  Gegeneinanderhaltung  besagter  dreyen  Weinn 
öffentlich,  so  wohl  in  Amsterdam,  als  in  dem  Haag  im  Beyseyn  vieler 

^)  Es  wird  gewöhnlich  falschlich  so  dargestellt,  als  sei  Becher  seit  1666  nicht 
nach  München  zurückgekehrt  und  habe  sich  deshalb  jetzt  1671  mit  dem  Kurfiir3t<?ii 
ausgesöhnt,  der  ihm  seinen  rückständigen  Sold  ausbezahlt  und  ihn  seiner  Dieoj'te 
entlassen  hätte.  Becher  blieb  auch  jetzt  noch  in  bayrischen  Diensten,  wie  ein  Brief 
Fürstenberg's,  den  dieser  ihm  bei  seiner  Rückkehr  aus  Holland  an  den  Grafen 
Zinzendorf  mitgab,  beweist.  Es  heifst  dort:  „Ihro  Churfurstl.  Durchl.  mein 
gnädiger  Herr  werden  sich  erfreuen,  wann  einige  erspriessliche  Diensten  duroli 
einen  der  Ihrigen  Ihro  Kaiserl.  Majest.  geleist  werden."  Politischer  Discurs,  1688, 
S.  667 

«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  656. 
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fomehmer  und  Weinverständiger  Leuten  yorgenommen,  und  hiesigen 
Weinen  der  Preiss  zugesprochen  worden,  einige  zwar  vermeinen,  dass 
sie  zu  starck  seynd,  aber  eben  dieselbige  haben  diese  Weine  mit  Rhein- 
Wein  yermischt  und    gar    ein   herrliches  temperament    getroffen."  ^) 
Die  Nachfrage   nach   den   Weinen    sei   eine   sehr  lebhafte  gewesen, 
natürlich  hätten  die  60  Eimer  aber  nur  hingereicht,   um  in  den  ver- 
schiedenen Städten  zur  Probe  vorgelegt  zu  werden.     Ein  grofser  Ab- 
satz stehe   aber  um  so  sicherer  zu  erwarten,  als   man  in  Holland  da- 
mit umgehe ,  die  französischen  Weine  zu  verbieten.    Man  zögere  nur 
damit  aus  Furcht,    die  Franzosen  würden  dann   den  Rhein   sperren 
und  die  Holländer  so  betreff  des  Weines   auf  das  Trockene   setzen. 
Könnte   man   aber  von  Osterreich  mit  dem  edlen  Nafs  versorgt  wer- 
den,  so  stände   einem    solchen  Verbot   nichts   im  Wege.      Dasselbe 
wurde    denn    auch   thatsächlich    erlassen.      Auch   über   den   zweiten 
Teil  seiner  Mission,   „ob   nicht  vor  Ihro   Kayserl.  Majest.   ein  «oder 
zwey  Millionen  gegen  leidliches  Interesse,  auff  gute  Versicherungen 
von   einigen   particular  Holländern    zu    anticipiren    wäre",    erstattet 
Becher  ausführlichen  Bericht  und  zwar,  da  er  ihm  gleichsam  „pro 
principali  puncto"  aufgetragen  war,  in  der  allerausführlichsten  Weise, 
indem  er  erst  nach  einer  langen  Auseinandersetzung  über  das  hollän- 
dische Kreditwesen  im  allgemeinen   auf  diesen  speziellen  Fall  glaubt 
kommen  zu  dürfen.     Das  Resultat  ist,   dafs  man  in  Holland  erbötig 
ist  dem  Kaiser  entweder  eine  Million   auf  kurze  Zeit  mit  4®/o  oder 
auf  Leibrente  zu  leihen.    In  letzterem  Falle  sollte  der  Kaiser  40  Jahre 
hindurch    15 ^/(^    zahlen,     wonach    dann    die    Schuld     getilgt   wäre. 
„Gleichwohl  aber",  schreibt  Becher,  „kan  ich  versichern,  dass  eine 
güldene    Kett   und   ein    stück   Geld    bey   N.  N.    auss   den    15.  pro 
cento  10.    endlich  wohl  gar   8  machen  dürfften",   ein  Mittel,   das  er 
zur  Realisierung  dieser  Angelegenheit  des  öfteren  in  Anwendung  zu 
bringen  empfiehlt.    Interessant  ist  es  übrigens,   dafs  er  dem  Kaiser 
rät,  die  Gelder    „auf  Karren   mit  einiger  Conovy"  in  das  Land  zu 
bringen,  „wird  den  zehnden  Theil  nicht  so  viel  kosten,   als   wenn  sie 
per  Wechsel  Übermacht  werden  selten".  *) 

Ein  weiterer  Auftrag  war  Becher  von  dem  Grafen  Zinzen- 
dorf  in  dessen  persönlichem  Interesse  übergeben  worden.  Der  Graf 
besafs  nämlich  eine  „seydene  Fabrica  und  Manufactur*',  die  1668 
privilegiert  worden  war  und  in  der  er  hauptsächlich  seidene  Strümpfe 


*)  Pöütischer  Discurs,  1688,  S.  667  f. 
•)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  697-727. 
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verfertigt  zu  haben  scheint.  Diesen  sollte  nun  Becher  einen  Absatz 
in  Holland  verschaffen,  welches  Auftrages  er  sich  mit  Eifer  erledigte. 
Neben  allem  diesem  fand  er  noch  Zeit,  im  Interesse  des  Königs  von 
Spanien  thätig  zu  sein,  indem  er  hin  und  her  sann,  auf  welche  Weise 
der  Konsum  spanischer  Wolle  in  Holland  zu  vergröfsem  wäre. 

Von  weit  gröfserem  Interesse  jedoch  als  die  Strümpfe  des  Grafen 
Zinzendorf  und  die  spanische  Wolle  sind  andere  Angelegenheiten^ 
die  die  Heise  Becher 's  auf  die  Tagesordnung  brachten;   vor   allem 
der   Wunsch   der   Holländer,    auf   dem   Seewege  mit   Osterreich   in 
Handels  Verbindung  zu  treten,  um  auf  diesem  Wege  Quecksilber,  Blei. 
Kupfer,  Stahl,  Häute,  Wein  und  andere  Waren  aus  den  kaiserlichen 
Erblanden  ausführen  zu  können.    Als  Hafen  hatten  sie  sich  St.  Veit 
am  Flamm  (Fiume?)  ausersehen,    dessen  Umgebung    „Villach,   Lai- 
bach, Istria,  Craitz^  den  Handel  mit  obigen  Artikeln   besonders  be- 
günstigte.    Dem  Bedenken  Becher 's,  dafs  die  Venetianer  es  „nicht 
gerne  sehen,  oder  solche  Schifffahrt  dulden  würden",  antworteten  die 
Holländer   stolz,    „dass  sie  nach  denen   Venetianem  nichts    fragen, 
sondern  ihrentwegen  hinfahren  möchten,  wo  sie  weiten,  und  ob  gleich 
die   Venetianer    Ihre   Kayserl.   Majest.   verbieten  wollen,    nicht  mit 
dero  eigen  Schiffen  auff  der  Adriatischen  See  zu  fahren,  so  könten 
sie   es  dennoch   ihnen   den  Holländern   nicht  verwehren,   dafs  sie  mit 
ihren  eigenen  Schiffen   dahin   fahren,    und   komme   ihnen   wunderhch 
vor,  dass   alle  Potentaten  auff  selbiger  Küst  ihre  portus,  allein  aber 
Ihro    Kayserl.  Majest.   die    ihrige   nicht   gebrauchen   mögen,    wollen 
derohalben  dieses  obstaculum  auff  sich  nehmen."^)  Im  Anschlufs  hieran 
suchte  man  den  Kaiser  von  Holland  aus  zu  animieren,   doch  auf  den 
Quecksilberhandel  ein  gröfseres  Interesse  zu  verwenden,  der  „pure** 
einem  Kaufmann  JohanDeits  überlassen  sei,  „welcher  doch  ein  ab- 
gesagter Tod -Feind   der  Catholischen  Religion,    und  Ihrer  Kayserl. 
Maj.  Unterthanen  ist".*) 

Man  hatte  ausgerechnet,  dafs  dieser  „gröste  Jud  und  Geitz- 
halss,  so  in  Amsterdam  lebt^^,  den  Kaiser  jährlich  um  zwanzigtausend 
Reichsthaler  hinterginge.'*) 

Es  ist  interessant,  wie  die  Holländer,  deren  Welthandel  durch 
die  englische  und  französische  Politik  empfindlich  beeinträchtigt  wurde. 

«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  728  f. 

•)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  731.  Vgl.  auch  Närrische  Weisheit,  1683,  l 
No.  31,  S.  75. 

*)  Deits  war  ein  Schwager  des  Holländischen  Statthalters  de  Witte, 
Politischer  Discurs,  1688,  S.  732. 
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sich  geschäftig  nach  netten  Verbindungen  umsahen.  Übersandte  ein 
holländischer  Kaufmann  doch  an  B  e  c  h  e  r  ein  Projekt,  in  dem  die  be- 
quemsten Handelsverbindungen  bis  nach  China  und  Sibirien  erörtert 
wurden!  Damals  tauchte  auch  das  Projekt  auf,  durch  Vereinigung 
der  Womitz  und  Tauber  eine  direkte  Verbindung  zwischen  der  Donau 
und  dem  Bhein  herzustellen.') 

^Hierauss  nun^,  so  schreibt  Becher,  „kan  man  gleichwol  er- 
sehen, welcher  gestalt  sich  die  Aussländer,  in  specie  die  Holländer,  um 
uDsem  Fluss  und  Gelegenheit  zu  handeln,  mehr  als  wir  selber  be- 
kümmern, und  an  statt,  dafs  wir  in  den  Sauff-Stuben  sitzen,  einander 
Selbsten  die  Ehre  abschneiden  und  verkleinern,  so  spatzieren  die  Hol- 
länder bey  einer  Pfeiff  Taback  und  einem  Glas  Rheinwein,  mit  ihren  Ge- 
danken in  der  Stille  die  gantze  Welt  durch,  und  obgleich  alle  ihre  Con- 
cepten  nit  angehen,  so  sind  sie  doch  lobenswerth."*)  Becher  mochte 
wohl  ein  Becht  haben,  so  zu  klagen. 

Bereits  im  September  hatte  er  über  seine  holländische  Beise 
Bericht  erstattet  und  am  10.  Dezember  hören  wir  ihn  noch  immer 
um  Instruktionen  bitten,  da  er  von  den  Holländern  gedrängt  werde. 
In  derselben  Zeit  klagt  er  auch  in  einem  Memorial  an  den  Grafen 
Zinzendori  mit  bitteren  Worten  über  die  Vernachlässigung  des 
EommerzienkoUegiums.  In  sechs  Jahren  hätte  man  kaum  zwölfmal 
Rat  gehalten,  geschweige  denn  „ein  ordentliches  ProtocoU  noch  Corre- 
spondenz^  geführt.  Es  schien,  „als  ob  dieses  Commercien-Collegium 
nur  ein  blosser  Nam  wäre,  welcher  von  den  Eauffleuten  mehr  ver- 
höhnet als  geehret  wird,  woraus  dann  erfolgt,  dass  gedachtes  CoUegium 
solcher  gestalt  mehr  zum  Untergang  als  Auffnahmen  der  Commercien, 
auch  Ihrer  Kayserl.  Majest  mehr  zum  Schaden  als  Nutzen  wäre". 
.A^achdeme  ich  derohalben",  fährt  er  fort,  „vermöge  meines  Jura- 
ments  obligirt  bin,  solches  zu  erinnern,  als  habe  es  auch  nicht  länger 
verschweigen  wollen ,  damit ,  wann  etwan  über  kurtz  oder  lang  Ihro 
Kayserl.  Majest  hieran  ein  Missfallen  tragen  möchten,  die  darauss  ent- 
spriDgende  Ungnad  dann  mir  nicht  heimfallen  thue ,  als  der  meiner 
seits  desswegen  Erinnerung  genug  gethan,  auch  gegenwärtig  hiemit 
thue."* 

Weiter  heifst  es  in   diesem  Memorial:    „Weil  aucli   die   defacto 
zu  dem  Commercien -Wesen   verordnete  Herren  Bäthe   alle   so  viel 


*)  Vgl.  auch  über    den  Nord-Ostseekanal  und  den  Elbe-Odorkanal  Närrisclie 
^Vei8hoit.  1683.  J.  No.  5,  S.  5. 

»  Politischer  Discurs.  1688,  S  779. 

277 


—     62     — 

anderwertlicbe  VerrichtungeD  habeu,  so  wäre  rathsamb,  dass  man  Ihro 
Kayserl.  Maj.  allerunterthänigst  ersuchte,  dass  Sie  express^  noch 
zwey  der  Commercien-Sachen  erfahrene  Subjecta  ad  Consilium  nehmen, 
welche  nichts  anders,  als  bloss  allein  dieses  zu  thun  hätten  /'  ^)  wohl 
eine  versteckte  Spitze  gegen  den  Grafen,  dem  er  später,  als  sie  sich 
in  offenkundiger  Feindschaft  gegenüberstanden,  direkt  vorwarf,  er  habe 
nur  auf  seine  eigenen  Interessen  gesonnen  und  die  des  Kaisers  nur  ^o 
weit  verfolgt,  als  sie  den  seinen  dienten. 

Gleichfalls  aus  dieser  Zeit  stammt  Becher 's  „Gutachten  wegen 
rechter  Bestellung  einer  Hoff- oder  Finanz- Cammer".  Als  „Fundament 
des  gantzen  Cameral- Wesens"  stellt  er  in  diesem  Schriftchen  den  Satz  auf: 
„  Justa  rerum  possessio."  Damit  aber  der  Herr  ,,nicht  allezeit  den  ünter- 
thanen  auff  dem  Halss  liege,  und  ihnen  beschwerlich  falle",  mufs  er  ein 
eigenes  ordentliches  Einkomn;en  haben,  ,. welche  man  Cammer-Güfer 
nennt".  ,.Wer  seinen  Herrn  Cammer-Güter  absch wetzt,  oder  auch 
ultrö  angetragen,  geschenckt  von  ihme  nimmt",  der  greife  seinem  Herrn 
„in  den  Augapffel".')  Auch  mufs  der  Herr  sehen,  dafs  er  stets  einen 
Vorrat  an  Mitteln  habe.  Die  schlimmsten  Feinde  einer  Finanzkammer 
sind  Unverstand,  Unfleifs,  Unordnung  und  Untreue.  Um  ihnen  wirk- 
sam entgegen  treten  zu  können,  ist  es  am  besten,  wenn  der  Fürst 
selbst  sein  Hofkammerpräsident  ist. 

Wir  können  uns  keine  End Scheidung  darüber  anmafsen^  wie  weit 
diese  Schrift  gegen  den  Hofkammerpräsidenten  gerichtet  war,  dal*5 
Becher  ihn  aber  im  Auge  gehabt  hat,  werden  wir  kaum  bezweifeln 
dürfen.  Die  Spannung,  die  seit  dem  ersten  Streit  zwischen  beiden 
nie  ganz  aufgehört  hatte,  nahm  immer  raelir  zu.  Becher  mochte 
sich  dem  Grafen  gegenüber  um  so  weniger  zu  Rücksichten  ver- 
pflichtet fühlen,  als  bei  Hofe  eine  ganze  Partei  von  Hofkammer- 
räten gegen  denselben  Opposition  machte  und  seine  wirtschaftliche 
Befähigung  stark  in  Zweifel  zog.  Zinzendorf  stand  jedoch 
noch  zu  fest  in  der  Gunst  des  Monarchen,  als  dafs  diese  Opposition 
ihm  etwas  hätte  anhaben  können,  ja  gerade  jetzt  hatte  ihn  der 
Kaiser  von  neuem  seiner  allerhöchsten  Gnade  versichert.  Das  konnte 
für  seine  Gegner ,  denen  die  desolate  Wirtschaft  in  der  Hof  kammer 
nicht  verborgen  war,  nur  ein  Grund  mehr  zu  um  so  energischerer 
Agitation  gegen  ihn  sein.  Es  blieb  dann  der  Erfolg  derselben 
auch  nicht    aus,    denn,   wenn   Zinzendorf  auch    erst    1679  ge- 


»)  Politischer  Discurs,  1688  S.  783  f. 
•)  Politischer  Discurs.  1688,  S.  889  f. 
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stürzt  und  zur  Verantwortung  gezogen  wurde,  so  scheint  das  Ver- 
trauen seines  Herrn  in  ihn  doch  schon  lange  Zeit  vorher  stark  er- 
schüttert gewesen  zu  sein.  Gerade  damals  aber  trug  Becher  sich  mit 
iieu^n  weitgreifendeo  Plänen,  bei  deneu  er  die  Unterstützung  des 
Grafen  nicht  entbehren  konnte  und  die  schliefslich  scheiterten,  weil 
nicht  nur  diese  Unterstützung  ihm  verweigert,  sondern  seinen 
Plänen  geradezu  entgegengearbeitet  wurde. 

Es  handelte  sich  um  die  Errichtung  eines  Kunst-  und  Werk- 
hauses. Es  mag  als  Symptom  für  die  wankende  Stellung  des 
Grafen  Ludwig  yon  Zinzendorf  gelten,  dafs  Becher  die 
ersten  Verhandlungen  in  dieser  Sache  direkt  mit  dem  Kaiser  durch 
Vermittelung  des  Obersthofmeisters  Älbrecht  von  Zinzen- 
dorf pÜegen  konnte.  Man  scheint  sogar  daran  gedacht  zu  haben,  die 
ganze  Angelegenheit  ohne  Mithilfe  des  Oberkammerpräsidenten  und 
liinter  dessen  Bücken  zu  realisieren.  Wenigstens  kamen  die  Ver- 
handlungen, die  Ende  des  Jahres  1674  oder  zum  Beginn  des  Jahres 
1675  begonnen  hatten,  am  21.  Mai  1675  zu  einem  gewissen  Abschlufs, 
indem  zwischen  Becher  und  dem  Obersthofmeister  ein  Akkord  ab- 
geschlossen wurde.  Das  Werkhaus  sollte  in  einer  „curiose  Academy, 
Eunsthaus,  Correspondenz  mit  allerhand  igeniosen  Arbeiten,  Experientz 
Ton  Yielerhand  Guriosen,  mathematischen,  chimischen  Sachen  und 
Manufakturen"  bestehen.  Vor  allem  hatte  man  es  abgesehen  auf  Ein- 
führung „der  Farbenmanufaktur,  Bereitung  der  Majolic,  Verstärkung 
der  Weine ,  Zeitigung  der  Metallen ,  vorteilhafter  Gold-  und  Silber- 
scheidungen, Wollspinnereien  und  Weberei  in  Zeugen,  die  bisher  im 
Lande  noch  nicht  bekannt  seyen^^^) 

Zum  Inspektor  des  Unternehmens  wurde  Albrecht  vonZinz en- 
dorf  ernannt.  Becher  dagegen  erhielt  4000  Beichsthaler  zur  Er- 
richtung des  Hauses,  dem  er  und  seine  Erben  als  Direktoren  vorstehen 
sollten.  Für  die  Durchführung  des  Werkes  wurde  ihm  sowie  seinen  Erben 
der  zehnte  Teil  des  resultierenden  Gewinns  auch  für  den  Fall  ver- 
sprochen, dafs  das  Werkhaus  aus  dem  des  Kaisers  in  anderen  Besitz 
übergehen  sollte.  Nur  ein  crimen  laesae  majestatis  konnte  sie  dieses 
Hechtes  verlustig  machen.  Im  Laufe  eine»  Jahres  sollte  das  Unter- 
Behmen  in  Gang  gebracht  sein. 

Nachdem  die  Sache  so  weit  gediehen  war,  schien  man  doch  Be- 
denken zu  tragen,  ein  so  weitgreifendes  Unternehmen,  das  zudem,  wie 


')  Mannskript  der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien,  als  Beilage  abgedruckt  bei 
Hatscheek  a.  a.  O.  S.  75  ff. 
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kein  anderes,  in  das  Ressort  der  Kammerpräsidenten  gehörte,  hinter 
dessen  Rücken  in  das  Werk  zu  setzen. 

Becher  erwähnt,  man  habe,  um  den  Grafen  nicht  zu  „disgustireD'S 
das  Werkhaus  in  seinem  Garten  auf  dem  Tabor  erbaut. 

Man  hoffte  wohl  nicht  mit  Unrecht,  der  Graf  werde  über  die 
Vernachlässigung  seiner  Person  leichter  hinwegkommen,  wenn  sein 
eigener  Vorteil  mit  in  die  Angelegenheit  hineingezogen  wurde.  Des- 
halb  pachtete  man  auf  10  Jahre  jenes  Grundstück  auf  dem  Tabor 
für  einen  jährlich  pränumerando  ?on  Becher  zu  entrichtenden  Zins 
Yon  100  Reichsthalem. 

Nachdem  jedoch  der  Kammerpräsident  einmal  in  die  Angelegen- 
heit eingeweiht  war,  lag  kein  Grund  mehr  Yor,  sie  nicht  ganz  der 
Hofkammer  zu  übergeben.  Das  geschah  auch  und  Becher  bekam  es 
wiederum  mit  Zinzendorf  zu  thun.  Das  Mifsliche  dieses  Umstandes 
sollte  er  bald  merken.  Aufsein  Gesuch  um  weitere  4000  Reichsthaler  zur 
Introduzierung  der  Wollmanufaktur  wurden  ihm  nur  2000  Reichsthaler  be- 
willigt „  Habe  ich's  nit  wollen  nehmen,  so  hätte  ich  gar  nichts  bekommen", 
bemerkt  er  bitter.  Später  erhielt  er  freilich  noch  500  Reichsthaler, 
dessen  ungeachtet  erscheint  die  Summe,  die  ihm  für  den  Bau  des 
Hauses,  sowie  für  den  ersten  Betrieb  zur  Verfügung  gestellt  war  — 
es  waren  im  ganzen  7000  Reichsthaler  —  gering  genug.  Becher 
war  aber  nicht  der  Mann,  der  hieran  die  Realisierung  einer  Lieblings- 
idee hätte  scheitern  lassen.  Er  war  überzeugt,  dafs  das  Unternehmen, 
wenn  es  erst  im  Gange  war,  ihm  ein  reiches  Einkommen. schaffen  und 
aller  weiteren  Sorgen  entheben  würde. 

Aufserdem  lebte  er  der  sicheren  Hoffnung,  dals  der  Kaiser  sich 
in  Ansehen  des  in  Betrieb  stehenden  Werkes  zu  weiteren  Subventionen 
würde  bewegen  lassen.  So  baute  er  weiter  darauf  los  und  konnte 
dem  Kaiser  bereits  im  März  1676  ein  Referat  über  das  ganze  Werk 
nebst  den  Plänen  des  Hauses  überreichen.  Aus  diesem  Referat  lernen 
wir  die  innere  Einrichtung  des  Hauses  kennen.  Es  bestand  in  einem 
„grofsen  chemischen  Laboratorium,  in  einer  Werkstatt  zur  Erzeugung 
des  Majolikgescliirres,  einer  Apotheke,  einer  Werkstatt  zur  Herstel- 
lung guter  Hausgeräte,  in  der  Seide umanufaktur^S  aufserdem  in  einem 
„Häuslein  zur  Wohnung  des  Directors",  sowie  der  Schellenbergischen 
Schmelzhütte  und  der  venetianischen  Glashütte.  Eine  Gallerie  zum 
Verkauf  der  Waren  sollte  noch  erbaut  werden.  Es  ist  bemerkens- 
wert, dals  in  dem  Werkhause  alle  Vorkehrungen  zur  Goldfabrikatiou 
g(»t reffen  waren,  wohl  eine  Konzession  an  den  Kaiser,  der  wie  viele 
Fürsten  seiner  Zeit  ein  begeisterter  Anhänger  der  Alchymie  war  und 
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auf  die  Thätigkeit  des  Hauses  nach  dieser  Richtung  hin  seine  gröfsten 
Erwartungen  setzen  mochte.  Hatscheck  vermutet  gewifs  nicht  mit 
Unrecht,  Becher  habe  mit  dem  Vorwurf,  den  er  später  gegen 
Zinzendorf  ausspielte,' es  sei  demselben  mehr  um  die  Alchymie  als  um 
die  Einfuhrung  der  Manufakturen  zu  thun  gewesen,  gegen  den  EaiseJr 
gezielt.  Dafs  übrigens  für  Becher  bei  der  Errichtung  des  Werk- 
hauses auch  weitere  Gesichtspunkte  mafsgebend  gewesen  sind,  lehrt 
uns  eine  Stelle  der  „Närrischen  Weisheit",  an  der  er  schreibt,  dafs 
in  demselben  „als  in  einem  Seminario,  die  Manufakturen  und  Künste  er- 
funden und  introducirt,  die  Leute  abgericht,  und  dann  auff  das  Land,  und 
in  die  mitleidende  depopulirte  Städte  düBTundirt  und  stabilirt^'  werden 
sollten.^)  Ahnlich  hatte  er  sich  auch  schon  in  einem  Memorial  aus- 
gesprochen. Trotzdem  dürfen  wir  in  diesen  Worten  nicht  zu  viel 
lesen.  Becher  pflegte  stets  den  Mund  sehr  voll  zu  nehmen  und 
namentlich,  wenn  er  über  mifslungene  Projekte  klagt,  wird  seine 
Feder  von  ganz  besonderem  Optimismus  in  Bezug  auf  die  Bedeutung 
derselben  geführt. 

Wir  kehren  zum  Werkhause  zurück.  Der  weiteren  Entwickelung 
desselben  begannen  sich  allerhand  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu 
stellen.  Sie  entsprangen  hauptsächlich  der  notorischen  Abneigung, 
die  der  Kammerpräsident  der  Sache  entgegenbrachte.  Namentlich 
wurden  die  Mittel  verweigert,  mit  denen  die  Unkosten  des  Baues  imd 
der  Einrichtung  gedeckt  werden  sollten.  Becher  hatte  nämlich  statt 
der  7000  Reichsthaler  11 123  verausgabt,  woraus  sich  ein  Defizit  von 
4123  Beichsthaler  ergiebt,  das  er  natürlich  nicht  aus  eigener  Tasche 
decken  ^wollte,  noch  konnte,  zumal  er  schon,  wie  er  behauptet,  bei  der 
WoUmanufaktur  viel  zugesetzt  hatte.  Wie  nahe  lag  es  da,  das  Unter- 
nehmen in  eine  Aktiengesellschaft  zu  verwandeln!  Und  in  der  That 
dachte  Becher  daran,  in  einer  Kompagnie  sein  Heil  zu  suchen,  aber 
auch  dies  wurde  ihm  verwehrt.  Mifshelligkeiten  mit  den  Arbeitern, 
die  von  seinen  Widersachern  gegen  ihn  gehetzt  wurden,  Verweigerung 
nachgesuchter  Privilegien  kamen  hinzu  und  verstärkten  den  Eindruck, 
als  wolle  man  von  Seiten  der  Hofkammer  das  Werk  gewaltsam  unter- 
drücken. Einer  solchen  Behandlung  gegenüber  schien  auch  Becher 
sich  zu  Rücksichten  weiter  nicht  verpflichtet  zu  fühlen.  Er  gründete 
—  80  behauptet  wenigstens  sein  Nachfolger  Schröder  —  gegen  den 
Willen  der  Hof  kammer  eine  Kompagnie  und  verschaffte  sich  Geld,  indem 
er  die  Fabrikation  wollener  Zeuge  und  seidener  Bänder  aus  dem  Plan 


^)  Närrische  Weisheit,  1683,  ü,  No.  14,  S.  162  ff. 
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des  Hauses  strich  und  gewissermaXsen  das  Monopol  derselben  dem 
Bischof  Rocha  s  verkaufte.  Dafs  die  Kammer  trotzdem  am  15.  Oktober 
1676  einen  neuen  Vertrag  mit  Becher  einging,  in  dem  sie  das  ganze 
Unternehmen  samt  seinen  Kosten  von  sich  ab  und  auf  Becher 's 
Schultern  wälzte,  findet  eine  Erklärung  wohl  darin,  dafs  sie  auf  diese 
Weise  dem  Ruin  des  Hauses  am  sichersten  vorzuarbeiten  meinte. 

Derselbe  blieb  auch  nicht  lange  aus.  Als  Becher  Ende  des 
Jahres  1676  Wien  verliefs,  um  wegen  Durchfuhrung  des  Reichsediktes, 
betreffend  das  Verbot  französischer  Waren,  die  deutschen  Handels- 
städte zu  bereisen  —  eine  Reise,  mit  der  er  vielleicht  in  der  Absicht 
betraut  worden  war,  ihn  aus  Wien  zu  entfernen  —  wufsten  es  seine 
Feinde  dahin  zu  bringen,  dafs  seine  Rückkehr  unmöglich  wurde.  Man 
erzählte  sogar,  er  sei  bankerott  geworden  und  bei  Nacht  und  Nebel 
aufser  Landes  gegangen.^)     Das  entspricht  jedoch  nicht  der  Wahrheit. 

Von  nun  an  sehen  wir  den  Stern  Becher's  in  stetem  Sinken. 
Ohne  Rast  und  flüchtig  irrt  er  umher,  um  neue  Projekte  nie  ver- 
legen, wohl  aber,  wie  es  scheint,  in  der  Thatkraft  geschwächt,  mit 
der  er  früher  seine  Pläne  zu  verfolgen  pflegte.  Im  Jahre  1678 
treffen  wir  ihn  wieder  in  Holland,  wohin  er  vor  den  Verfolgungen  des 
Grafen  Zinzendorf  geflüchtet  war.  Er  unterhandelt  mit  der  Stadt 
Harlem  wegen  einer  von  ihm  erfundenen  Maschine  zum  Abwinden 
feiner  Seide.*)  Die  Angelegenheit  kam  auch  zum  Abschlufs.  Man 
baute  in  Harlem  für  30000  fl.  ein  Haus,  das  die  Maschine  den 
Blicken  Neugieriger ,  namentlich  aber  unwillkommener  Nachahmer 
entziehen  sollte,  und  erwies  Becher  „eine  Verehrung".  Aus  dem 
Dekret,  in  dem  ihm  diese  erfreuliche  Mitteilung  gemacht  wird,  erfahren 
wir  auch,  dafs  Harlem  den  Wunsch  hegte,  „es  werde  Seine  Edelheit 
in  solcher  guten  Gewogenheit  fortfahren,  umb  in  der  Practik  mehrer 
und  anderer  Manufacturen  dieser  Stadt  noch  fernere  Dienste  zu  thun^'. 
Diese  Hoffnung  sollte  sie  jedoch  täuschen,  denn  schon  im  folgenden 
Jahre  ist  Becher  in  Amsterdam  mit  der  Realisierung  neuer  Pläne 
beschäftigt.     Er  wollte   aus  gutem   holländischen   Sande   Gold  fabri- 


*)  Die  erschöpfende  Darstellung  des  Werkhauses  in  Hans  J.  Hatschek's 
„Das  Manufakturhaus  auf  dem  Tabor  in  Wien",  der  in  einer  Beilage  auch  wich- 
tige Dokumente  abgedruckt  und  Grundrifs  und  Ansicht  des  Hauses  beigegeben  sind, 
ist  hier  mehrfach  benutzt  worden. 

■)  So  auch  Wilhelm  von  Schröder,  der  bekannte  Verfasser  der „Fü^s^ 
liehen  Schatz-  und  Rentkammer".  Becher  revanchiert  sich  in  seiner  Weise, 
indem  er  Schröder  einen  Ignoranten  nennt,  milder  urteilt  er  an  einer  anderen 
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zieren  und  suchte  die  Herren  General-Staaten  für  sein  Unternehmen  zu 
gewinnen.^) 

Schon  im  Jahre  1673  hatte  er  einen  gleichen  Vorschlag  dem  Prinzen 
Hermann  vonBaden  unterbreitet^  der  ihn  bereits  damals  an  Hol- 
land wies.    Nur  der  französische  Krieg  hatte  es  verhindert,  dafs  seine 
Versuche  ins  Werk  gesetzt  wurden.    Da  er  zu  denselben  eine  grofse 
Quantität  Silber  brauchte,  war  er  natürlich  nicht  in   der  Lage,   auf 
eigene  Hand  Experimente  vorzimehmen.    Auch  in  Wien  im  Manu- 
fakturhaus hat  er  nur  Proben  im  kleinen  gemacht,  da  ihm  auch  dort 
die  Mittel  fehlten.    Dieselben  sollten  ihm  nun  in  Holland  zur  Ver- 
fügung   gestellt  werden.    Am   28.  August  1678   hielt   er  im   Haag 
vor  einer  Deputation    einen  Vortrag,    worauf  von   dieser  sein  An- 
trag,  aus   Sand    Gold    zu    schmelzen,   angenommen  wurde.     Natür- 
lich verlangte  man   eine  Probe,   zu  der  er  sich  gern  bereit  erklärte, 
wenn  man   ihm  nur  den  dreifsigsten  Teil  einer  Million  Reichsmark 
gäbe.    Vor  allem  aber  bedurfte  er  „überschlagender  Wasser  Bäder*. 
Diese  waren   eine  Erfindung  B  e  c  h  e  r '  s  ®),   die  es  ermöglichte,   aller 
Orten  Wassermühlen,  Schmelzwerke  u.  s.  w.  mit  einigen  hundert  Eimern 
Wasser  in  Betrieb  zu  erhalten.     Man  bewilligte  Becher  zur  Probe 
aber  nur  1200  Beichsthaler.    Er  hätte  auch  damit  sofort  den  Versuch 
angestellt,  wenn  die  Privilegierung  seiner  Wasserkünste  sich  nicht  bis 
in  den  Dezember  desselben  Jahres  hineingezogen  hätte.     Die  Zwischen- 
zeit benutzte  er  zu  einer  Reise  nach  Mecklenburg,  wo  er  wahrschein- 
lich die  „Psychosophia"  herausgab.  Der  HerzogvonMecklenburg- 
Güstrow  hatte  ihm  bereits  1674  eine  Zufiuchtstätte  in  seinem  Lande 
angeboten,   in   der  Hoffnung,   diesen   brauchbaren  Mann  für  sich  zu 
gewinnen,  und  es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dafs  Becher  seine  Reise 
in  dieser  Angelegenheit  unternahm. 

In  Holland  wurde  seine  Abwesenheit  freilich  anders  gedeutet; 
man  erzählte  sich,  er  habe  in  dem  Bewufstsein  der  Unfähigkeit  sein 
Versprechen  zu  erfüllen,  sich  aus  dem  Staube  gemacht,  ja  sogar  die 
Zeitung  bemächtigte  sich  der  Angelegenheit  und  behauptete,  im  Haag 


Stelle :  ,^eser  Wilhelm  Schröder  ist  des  gewesenen  Cantzlers  zu  Gotha  Sohn 
von  einem  gruten  Talent,  aber  nicht  wohl  applicirt,  mischt  sich  in  allerhand  Dinge, 
<lie  er  nicht  versteht."  Närrische  Weisheit,  1683,  II,  Nr.  27,  S.  200  f. 

')  Vgl.  hierzu  „Opuscula  chymica  rariora"  in  der  von  Roth-Scholtz 
kransgegebenen  Auflage  vom  Jahr  1709,  S.  258  ff.,  und  die  betreffenden  Ab- 
schnitte in  „Trifolium  Becherianium  HoUandicum." 

«)  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  13,  S.  20  f. 

»)  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  16,  S.  27. 
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sei  ,,ein  Hochteutscher  Kayserlicher  Rathsherr  und  Bedienter  in 
Arrest  und  gefängliche  Haft  genommen  worden."  Becher 's  Rück- 
kehr mufste  natürlich  alle  diese  Verleumdungen  zu  nichte  machen,  mn 
so  mehr,  als  er  nun  die  Versuche  thatsächlich  in  Angriff  nahm.  Er 
baute  sich  Schmelzöfen  und  am  14.  Februar  1679  geschah  die  erste 
Probe,  ganz  im  geheimen,  nur  in  Gegenwart  Lorenz  Keerwolffs 
Dieser  stellte  über  den  günstigen  Erfolg  ein  Attest  aus.  Neue  Ver- 
suche folgten  am  22.  März  in  Gegenwart  des  Bürgermeisters  yon 
Amsterdam  und  eines  Kommissars  der  B^erung.  Da  auch  sie  Ton 
gutem  Erfolge  begleitet  waren,  entschlofs  man  sich  eine  Probe  in 
gröfserem  Mafsstabe,  nämlich  mit  dem  dreifsigsten  Teil  einer  Million 
vorzunehmen,  um  sich  zu  überzeugen,  dafs  das  Werk  auch  im  greisen 
betrieben  von  Vorteil  sei.  Zu  diesem  Versuch  kam  es  jedoch  nicht, 
da  die  Feinde  Becher 's  von  Wien  aus  gegen  ihn  intriguierten  und 
ihn  zwangen,  Holland  zu  verlassen. 

Ehe  ich  über  seine  weiteren  Scliicksale  berichte,  habe  ich  kun 
seine  Stellung  zur  Alchymie  zu  charakterisieren. 

Während  Röscher  es  verständlich  findet,  dafs  ein  Naturwissen- 
schaftler im  Zeitalter  des  Merkantilismus  der  Goldmacherei  in  die 
Arme  fiel,  stellte  Kopp  Becher  das  Zeugnis  aus,  er  habe  sich  dieser 
Kunst  nie  aus  Habsucht  ergeben. 

Diese  widersprechenden  Urteile  zweier  so  hervorragender  Gelehrten 
sind  beide  gut  begründet. 

Denn,  werden  wir  auch  zugeben  können,  dafs  Becher  zu  seinen 
Versuchen  in  Amsterdam  nicht  durch  Habsucht  verleitet  wurde,  so 
war  es  doch  gewifs  ebensowenig  rein  wissenschaftliches  Interesse,  das 
ihn  zu  denselben  veranlafste.  Nachdem  alle  grofsen  Projekte,  von 
denen  er  sich  eine  sorgenfreie  Existenz  versprochen  hatte,  gescheitert 
waren,  suchte  er  sich  eine  solche  eben  auf  diesem  Wege  zu  ver- 
schaffen. Andererseits  sind  seine  Schriften,  trotzdem  sie  sich  grofsen- 
teils  mit  der  Verwandlung  und  Veredelung  der  Metalle  beschäftigen, 
so  voll  von  Schmähungen  wider  die  berufsmäfsigen  Alchjmisten,  dafs 
man  sich  nicht  wundern  darf,  wenn  ein  Gelehrter  sein  Interesse 
für  diese  Kunst  auf  rein  wissenschaftliche  Grundlagen  zurückführen 
wilL  Er  nennt  die  Alchjrmie  eine  Lustseuche  und  behauptet,  ,,auf8 
Goldmachen  hab  ich  mich  wol  mein  Lebenlang  nicht  eine  Stunde  be- 
geben, sondern  soll  mir  mein  Stück  Brod,  so  ich  mit  meiner  Kunst 
aus  der  Mechanic  oder  Handwerckssacheu  geniesse,  zehn  mahl  lieber 
seyn,  als  alles  Goldmachen"*.  *) 

»)  Psychosophia,  1707,  S.  134. 
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An  derselben  Stelle  giebt  er  eine  ausführliche  Anleitung  zum 
Goldmacben  und  meint,  „das  müsste  ein  schlechter  Spagyricus  seyn, 
der  wenn  er  Antimoni,  Quecksilber,  Bley,  Kupffer,  £isen,  Silber, 
Schwefel,  Sand  und  dergleichen  hat,  nicht  durch  die  Kunst  gut  Gold 
generi  solle  als  wohl  die  Natur  in  Bergwerken  thut^.') 

An  seine  Anweisung  knüpft  er  jedoch  sofort  wieder  die  Warnung, 
dafs  nicht  etwa  jemand  es  auf  dieselbe  hin  yersuchen  solle ,  Gold  zu 
machen,  indem  er  jede  Verantwortung  von  sich  wälze.  Im  übrigen 
venirsache  die  Alchymie  auch  so  viel  Mühe,  dafs  man  schliefslich 
mit  Schmieden  mehr  verdienen  könne.  Solcher  sich  scheinbar  wider- 
sprechender Urteile  liefsen  sich  eine  Menge  anführen.  Es  mögen  jedoch 
diese  wenigen  zur  Begründung  der  obigen  Behauptung  genügen.  Fragen 
wir  uns  aber,  wie  wir  uns  diesen  Widerspruch  zu  erklären  haben,  so 
werden  wir  auch  in  seinem  Ausspruch:  „Pseudochymici  enim  aurum 
Teri  Philosophi  seien tiam  desiderant,  omni  auro  praeponendam*^,  mag 
derselbe  auch  auf  unsem  Gelehrten  in  gewissem  Sinne  zutreffen, 
keine  genügende  Lösung  finden.  Dieselbe  ergiebt  sich  vielmehr  aus 
der  Überzeugung  Becher's,  wie  schädlich  es  wäre,  wenn  das  Ge- 
heimnis der  Goldmacherei  allgemein  würde.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  will  er  die  Alchymie  sogar  verbieten,  welche  „sie  sey  wahr  oder 
verlogen,  schädlich  ist,  denn  ist  sie  wahr,  so  würde  dadurch  aller 
Dienst  in  der  Welt  aufgehoben  und  Alles  in  Verwirrung  kommen, 
ist  sie  aber  erlogen,  so  verlieren  die  Leute  ihre  Zeit,  Nahrung  und 
Mitteln  «) 

Nun  erklärt  es  sich  leicht,  warum  er  so  sehr  gegen  die  Alchy- 
misten  eifert,  nicht  weil  er  ihre  Kunst,  die  er  ja  selbst  übte,  für 
nichtig  hielt,  sondern  weil  er  in  ihnen  gemeingefährliche  Subjekte  er- 
blickte, denen  das  Handwerk  gelegt  werden  müfste.  Darum  auch 
seine  Heimlichkeit  bei  den  Amsterdamer  Proben ,  eine  Heimlichkeit, 
mit  der  er  seine  Projekte  seit  den  bösen  Münchener  Erfahrungen 
stets  zu  umhüllen  liebte.  Sie  war  hier  wohl  am  Platz,  während  sie 
üim  sonst  nur  schadete,  da  sie  Verdächtigungen  und  böswilligen  Er- 
findungen den  weitesten  Spielraum  liefs. 

Der  Gedanke,  dafs  bei  wirklichen  Erfolgen  der  Alchymie,  und 
wenn  Jedermann  sich  das  Gold  aus  Sand  hätte  schmelzen  lernen,  der 
Wert  desselben  so  sehr  hätte  herabgehen  müssen,  dafs  es  schliefslich 


')  PsychoBophia.  1707,  S.  137. 
*  Psychoeophia,  1707,  S.  132. 
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wohl  gar  seine  VerwenduDg  als  Geld  eingebüfst  hätte,  scheint  Becher 
nicht  gekommen  zu  sein. 

Becher  begab  sich  auf  die  Flucht  nach  England.  Seine  Haupt- 
thätigkeit  hier  war  eine  litterarische.  Da  seine  Wiener  Feinde  ihm  auch 
hier  keine  Ruhestatt  gönnten  und  ihn  kraft  ihres  Einflusses  durch  den 
kaiserlichen  Sekretär  Natitz  auch  von  hier  zu  vertreiben  suchten, 
konnte  er  nicht  daran  denken,  irgend  eine  Anstellung  zu  erhalten, 
sondern  mufste  sich  glücklich  preisen,  in  dem  königlichen  Leibarzt 
Dickinson  und  dem  Ritter  Weildmann,  einem  Parlamentsmit- 
glieder Oönner  zu  finden,  die  ihn  wenigstens  mit  Geldmittehi  unter- 
stützten. Seine  pekuniären  Verhältnisse  waren  schon  in  Holland  derart 
gewesen,  dafs  er  daselbst  ^.öffentlichen  Haushalt^  \hatte  führen  müssen 
und  durch  die  Flucht  nach  England,  bei  der  er,  wie  er  klagt,  ,.sein 
ganzes  Vermögen,  Familie,  Kinder  und  Ehre"  hatte  im  Stiche  lassen 
müssen,   hatten  sie  sich  natürlich  nicht  gebessert. 

In  dieser  elenden  Lage  befand  er  sich,  als  die  Nachricht  vom 
Sturze  Zinzendorfs,  seines  grimmigsten  Feindes,  ihn  erreichte. 
Sofort  sehen  wir  ihn  wieder  aufatmen,  neue  Gönner  gewinnen  und 
mit  neuen  Projekten  hervortreten.  Aber  seine  Thatkraft  war  ge- 
brochen; die  Bitterkeit  über  ein  in  Enttäuschungen  und  Verfolgun- 
gen verbrachtes  Leben,  die  in  der  „Närrischen  Weisheit"  unver- 
hüllt zum  Ausdruck  kommt,  untergrub  ihm  jede  Schaffensfreudigkeit. 
Verfolgungen  freilich  hatte  er  nicht  mehr  zu  erleiden,  denn  mit 
dem  Einflufs  des  Grafen  Zinzendorf  war  auch  die  Energie  seiner 
Feinde  dahin.  Es  besteht  kein  Zweifel  darüber,  dafs  es  der  Graf 
gewesen  ist,  der  durch  den  Hafs,  mit  dem  er  Becher  verfolgte,  das 
Leben  dieses  bedeutenden  Mannes  einem  so  elenden  Abschlofs  ent- 
gegen führte.  Ueber  die  Ursachen  dieses  Hasses  haben  wir  keine  ge- 
nauen Anhaltspunkte.  Aber  die  Hartnäckigkeit,  mit  der  der  Graf  sein 
Ziel,  den  vollständigen  Ruin  Becher's,  zu  erreichen  strebte,  läfst  uns 
vermuten,  dafs  dieser  ihn  auf  das  äufserste  verletzt  haben  mufs. 
Scheint  das  bei  dem  Charakter  Becher 's  auch  keineswegs  ausge- 
schlossen, so  hat  doch  auch  Zinzendorf  sich  in  dem  ganzen 
Zerwür&is  keineswegs  in  würdiger  Weise  benommen,  denn  während 
er  Be  eher  hinter  seinem  Rücken  als  einen  „heimlichen  Spion,  Sauffer, 
Hurer,  Spieler"  in  den  Mund  der  Leute  zu  bringen  und  ihm  jedes 
Verdienst  abzusprechen  suchte,  beteuerte  er  ihm,  ,.es  sey  ihm  leid, 
dafs  er  in  solches  Gespräch  gekommen,  er  zweiffle  gantz  nicht  daran, 
dass  solches  nicht  war  sey,  es  sey  ihm  aber  leid ,  dass  andere  seiner 
CoUegen  nicht  auch  der  Meinung  wären,  sondern  den  Principalen  mit 
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widriger  Meinung  angefüllet,  er  seines  Teils  könne  den  gantzen  Hof 
gegen  ihn  nicht  länger  portiren,  müste  bereits  viel  seinetwegen  leiden, 
dass  er  sich  so  familiär  mit  ihm  eingelassen,  es  sej  ihm  von  Herzen 
leid,  dass  er  sich  von  ihm  scheiden  müsse,  er  solle  sich  nur  eine  Zeit 
lang  retirade  halten ;  es  würde  schon  mit  der  Zeit  diese  trüben  Wolken 
Yorbey  gehen,  er  wolte  schon  mit  Gelegenheit  seiner  wieder  in  gutem 
gedenken^.  Als  es  ihm  aber  auf  diese  Weise  nicht  gelang,  Becher 
ganz  von  Wien  zu  entfernen,  und  seinen  Einflufs  bei  Hofe  zu  unter- 
graben, ging  er  offen  gegen  ihn  vor.  Wir  haben  gesehen,  mit  welchem 
Resultat. 

Was  Wunder  daher,  wenn  Becher  den  Sturz  des  Mannes,  der,  mag 
er  selbst  auch  nicht  frei  von  Schuld  gewesen  sein,  seine  Existenz  ver- 
nichtet hatte,  als  eine  gerechte  Strafe  des  Himmels  begrüfst.  Denn 
wenn  er  auch,  wie  bereits  angedeutet,  wieder  Gönner  gewann,  so 
scheinen  sie  ihn  doch  nur  vorübergehend  dem  Elend  entrissen  zu 
haben.  Diese  Gönner  waren  der  Prinz  Ruprecht  vonderPfalz  und 
der  Herzog  von  Landerdul.  Für  sie  unternahm  er  im  Jahre  1680 
eine  Informationsreise  in  die  schottischen  Bergwerke.  Er  machte 
die  Reise  zur  See,  wurde  aber  infolge  eines  heftigen  Sturmes  28  Tage 
auf  derselben  aufgehalten.  In  dieser  Zeit,  unter  Sturm  und  Wetter, 
schrieb  er  die  „Närrische  Weisheit  und  weise  Narrheit",  ein  Werk,  in 
dem  er  das  Facit  seines  Lebens  zieht.  Alle  seine  grofsen  Projekte 
mit  den  segensreichen  Folgen,  die  er  sich  von  ihnen  versprochen  hatte, 
passieren  in  demselben  Revue;  Anklage  auf  Anklage  schleudert  er 
gegen  alle,  die  sie  aus  Neid,  Hafs  und  Bosheit  vereitelt  hatten. 
Die  bayrische  und  österreichische  Seidenkompagnie,  die  westindische 
Kompagnie,  das  Manufakturhaus  auf  dem  Tabor,  die  Harlemer 
Maschine,  das  Schicksal  a\ler  wird  besprochen  und  überall  sehen  wir 
Becher  als  den  Mann  hervorgehen,  der  das  Wohl  seines  Volkes  zu 
wahren  dachte  und  der  der  Gemeinheit  gewinnsüchtiger  Menschen 
imterlag.  Bitter  beklagt  er  es,  dafs  seine  Ideen,  die  Post  zu  verstaat- 
hcben  und  ein  Reichs -Ararium  zu  gründen,  so  gar  kein  Verständnis 
gefanden  hätten.  Hier  in  der  tobenden  Natur  schrieb  er  sich  einmal 
all  seinen  Grimm  von  der  Seele.  Wir  werden  das  dem  Manne  ge- 
täuschter Hoffnungen  und  mifsglückter  Projekte  nicht  verargen  dürfen, 
ans  aber  wohl  hüten  müssen,  dem  reichen  biographischen  Material 
der  ^Närrischen  Weisheit"  mit  zu  grofsem  Vertrauen  entgegenzutreten. 

Das  Buch  ist  aber  noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant. 
Der  Verfasser  schildert  in  demselben  nicht  nur  seine  eigenen  Eriin- 
dangen,  sondern   auch   eine  Reihe   fremder,  die  anfangs  närrisch  ge- 
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schienen,  sich  aber  doch  als  sehr  weise  herausgestellt  hätten,  oder  umge- 
kehrt. Dabei  erfahren  wir  die  sonderbarsten  Dinge,  z.  B.  dafs  es  Steine 
gäbe,  die  unsichtbar  machten,  ja  dafs  B  e  c  h  e  r  die  Steine  selbst  berührt 
habe,  dafs  gewisse  Gänse  ihre  Eier  mit  den  Füfsen  ausbrüten  und 
er  in  Schottland  sogar  Gränse  auf  den  Bäumen  habe  wachsen  seheo. 
Femer  will  er  aus  Wasser  Steine  machen  können,  rühmt  sich  der 
Kunst,  Glas  kalt  auszudehnen  und  dergleichen.  Weniger  schwindel- 
haft erscheinen  uns,  die  wir  den  Eifer  um  ein  Volapük  und  die  Er- 
findung des  Telephons  und  des  Phonographen  erlebt  haben,  die  Be- 
mühungen Becher's  um  eine  Weltsprache*)  und  seine  Berichte  über 
ein  Stentrophonikon  *),  ein  Instrument,  vermittelst  dessen  man  auf  eine 
deutsche  Meile  mit  einander  laut  reden  könne,  das  ist  ein  Konzept 
dafs  der  Optiker  Moorland  vorhat  ,, etliche  Worte  als  ein  Echo  durch 
eine  spiral-Linie  in  eine  Flasche  zu  verschliessen,  dass  man  sie  wohJ 
eine  Stunde  lang  über  Land  tragen  könne,  und  wann  man  sie  er- 
öfihet,  die  Worte  erst  gehöret  werden".  Dafs  es  sich  hierbei  nicht 
um  praktisch  oder  wissenschaftlich  wertvolle  Erfindungen  handelte, 
brauche  ich  nicht  hervorzuheben.  Den  Zeitgenossen  mochten  die 
Schilderungen  derselben  abel*  nicht  weniger  wunderbar  vorkommen  als 
der  Bericht  von  den  auf  Bäumen  wachsenden  Gänsen. 

Im  Jahre  1681  finden  wir  Becher  in  Com  wall  gleichfalls  mit 
dem  Studium  der  Bergwerke  beschäftigt  und  schliefslich  auf  der  Insel 
Wight;  1682  kehrte  er  nach  London  zurück,  wo  er  noch  ein  umfang- 
reiches Werk,  den  „Chemischen  Glückshafen*^  schrieb,  und  die  „Psycho- 
sophia**  vermehrt  vom  neuen  herausgab.^)  Am  Schlufs  dieses  Werkes 
berichtet  er  selbst  von  seinen  letzten  Plänen. 

„Ich  bin  beschäftigt,  meine  Sachen  zur  Richtigkeit  zu  bringen^ 
alsdann  mich  zur  Ruhe  zu  begeben  und,  vermeynt  einen  Platz  in 
Holland  dazu  zu  erkiesen,  befinde  aber  ein  sehr  ungesundes  Clima 
darinn.  Wenn  das  West-Indische  Werck  in  Gang  käme,  so  ging  ich 
alsobald  dahin.  Indessen  haben  mir  Ihro  hochfurstliche  Durchlaucht  der 
Hertzog  Gustav  Adolph  zu  Meklenburg-Güstrow,  eine  Beti- 
rade,  Anguriolum,  laboratorium,  cremitorium  in  dero  Landen  zu  bauen 
und  ad  dies  vitae  zu  fundiren  gnädigst  versichert  *),  allwo  ich  etwa  mit 
ein  paar  guten  Freunden  latiriren  werde.  Kan  ich  von  dannen,  so 
wohl  Ihre  Eayserl.   Majestät,  und  dem  Hertzog  mit  Rath  und  That 

»)  Närrische  Weisheit,  1683,  L  Nr.  41,  S.  103. 

«j  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  18,  S.  36. 

3)  Psychosophia,  1707,  S.  343. 

*)  Das  war  schon  1674  geschehen. 
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dienen,  so  bin  ich  so  willig  als  schuldig,  solches  zu  thun,  ich  muss 
ja  aller  Orten  die  Kost  verdienen,  und  wird  niemand  sagen,  dass  er 
mir  etwas  umsonst  gethan,  welches  ich  nicht  doppelt  recompensiret 
hätte.  Es  ist  schon  das  yierdte  Jahr,  dass  ich  damit  umgehe,  und 
kann  noch  kommen,  dass  ich  sterbe  ehe  ich  es  effektuire,  indessen 
suche  ich  gleichwohl  einen  Fort  und  wormit  ich  nun  zehen  Jahr  um* 
gehe,  mit  ein  paar  guten  Freunden  in  der  Stille,  Ruhe  und  Unter- 
suchung der  Natur  auch  meinem  Nächsten  docendo  et  medendo  zu 
dienen,  mein  übriges  Leben  zuzubringen,  die  weil  doch  inter  yitam  et 
mortem,  wie  Kayser  Carolus  Quintus  sagt,  einiges  intervallum  seyn 
muss."  Er  beabsichtigte  also  in  Mecklenburg  jene  psychosophische 
oder  Seelenweisheitsgesellschaft  zu  gründen,  die  er  sich  als  das  Ideal 
einer  Gemeinde  dachte  und  über  die  er  bereits  1668  einen  Bericht 
Yeröffentlicht  hatte.  ^)  An  diesem  Vorhaben  hinderte  ihn  jedoch  der 
plänevereitelnde  Tod,  der  ihn  1682  in  London  in  gröfster  Armut  er- 
eilte.*) Ob  er  vorher  wieder  zum  Protestantismus  zurückgekehrt  ist, 
wie  vermutet  wird,  bleibt  unerwiesen.  Seine  Freunde  besorgten  ihm 
ein  Begräbnis  in  der  Kirche  zu  „S.  James  in  the  fields  in  S.  James- 
Street*'.    Dort  liegt  er  unter  der  Kanzel  begraben. 

„Von  seinen  leiblichen  Kindern  ist  übrigens  nichts  als  dieses  be- 
kamit,  dass  er  wirklich  einige  gehabt.  Vermuthlich  sind  sie  bey  der 
giosen  Armuth  seiner  Familie  in  Dunkeln  und  Niedrigen  unterge- 
gangen."*) 

Angesichts  eines  so  tragischen  Schicksals  können  wir  die  Frage 
nicht  unterdrücken,  wie  ein  Mann  mit  den  genialen  Anlagen  B  e  c  he  r '  s, 
dessen  Energie  und  Arbeitskraft  ihn  aus  dem  Dunkel  zu  den  Höhen 
des  Lebens  emporgehoben  hatte,  so  völlig  wieder  in  Dunkel  und 
Elend  enden  konnte.  Wir  thäten  Unrecht,  wenn  wir  die  ganze 
Schuld  dem  Grafen  Zinzendorf  zuschieben  wollten,  vielmehr  ist 
ein  nicht  geringer  Teil  derselben  im  Charakter  unseres  Gelehrten  selbst 
begründet. 

*)  Derselbe  ist  der  „Psychosophia**  1707  beigedruckt. 

*)  Meist  findet  man  fälschlich  1685  als  Todesjahr  ciliert.  Hayn  schreibt 
an  Roth-Scholtz  ..dass  er  A.  C.  1685  in  London  gestorben  sein  solle,  ist  grund- 
fiüsch.  Wie  kann  er  erst  in  diesem  Jahre  gestorben  seyn,  da  ich  ihn  A.  1682 
mit  zu  Grabe  begleitet  and  in  sein  Grab  legen  sehen/*  B  u  c  h  e  r  a.  a.  O.  S.  33  f. 
Weiter  schreibt  Hayn:  „Mit  D.  Becher's  Lebens-Lauffe  avancire  denn  und 
wenn,  wird  auch  endlich  darmit  zu  Stande  kommen. **  Indessen  finde  ich  nirgends, 
daüs  eine  Biographie  Becher's  von  ihm  jemals  bekannt  geworden  ist. 

*)  Zincke  in  der  Vorrede  zur  fünften  von  ihm  kommentierten  Auflage  des 
«Politischen  Discurses'S  1764. 
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Autodidaktisch  gebildet,  wie  er  war,  fehlte  ihm  nur  allzu  oft  der 
richtige  Maafstab  in  der  Wertschätzung  seiner  Ideen  und  Projekte,  zu 
deren  Durchführung  er  sich  allein  berufen  und  befäliigt  fühlte.  Jeder 
Widerspruch  erschien  ihm  als  Herabsetzung  seines  ilim  selbst  leider  zu 
bewufsten  Wertes,  und  er  begegnete  demselben  mit  jenem  Hochmut 
imd  jener  Selbstüberschätzung,  die  oft  Leuten  eigen  zu  sein  pflegen, 
die  ihr  ganzes  Wissen  und  Können  lediglich  eigenem  FleiXse  und 
eigener  Energie  verdanken.  Dieser  offenbare  Zug  seines  Charakters 
gepaart  mit  dem  Umstände,  dafs  seine  Projekte  die  Interessen  ganzer 
Gesellschaftsklassen  schädigen  mufsten,  wenn  sie  zur  Durchführan/? 
kamen,  schaflFte  ihm  die  zahlreichen  Feinde,  deren  Verfolgungen  er 
um  so  eher  erliegen  mufste,  je  weniger  ihm  gegeben  war,  durch  eine 
liebenswürdige  Persönlichkeit  diejenigen  zu  gewinnen,  deren  Mifstrauen 
er  sich  durch  seine  Wirksamkeit  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  zuzog. 
Den  Mifserfolg  seiner  oft  thatsächlich  an  das  Schwindelhafte  gren- 
zenden Projekte  suchte  er  nie  aus  der  Natur  derselben  zu  begründen, 
überall  witterte  er  sofort  Intriguen,  über  deren  Urheber  er  sich  niclit 
lange  im  Unklaren  blieb  und  gegen  die  er  dann  in  seinen  überaus 
zahlreichen  Schriften  auf  das  heftigste  zu  Felde  zog.  Dabei  fand 
auch  mancher  Unschuldige  die  Fhit  seiner  Schmähungen  über  sich 
ergossen,  was  die  Zahl  seiner  Gegner  nicht  vermindern  konnte,  zu- 
mal Becher  zu  eigensinnig  und  starrköpfig  war,  um  jemals  ein  Un- 
recht einzugestehen. 

Wer  ihm  aber  einmal  feindlich  gesinnt  war,  dem  bot  er  genug 
Blöfsen  zum  AngriflF.  Aus  der  Geheimthuerei,  die  er  bei  allen  seinen 
Projekten  in  Anwendung  zu  bringen  beliebte,  liefs  sich  ja  so  leicht 
dieser  oder  jener  Verdacht  herleiten;  seine  offenbar  anzuzweifelnde 
Wahrhaftigkeit,  seine  Verschwendungssucht  und  vor  allem  seine  mafs- 
lose  Eitelkeit  boten  der  Gelegenheiten  genug,  den  Hafs  gegen  ihn  zu 
schüren,  den  der  Neid  über  die  Gunst,  die  der  Gelehrte  an  höchsten 
Stellen  genofs,  schon  entfacht  haben  mochte.  Und  wie  leicht  war  es 
nicht,  einen  Mann  zu  stürzen,  dessen  Projekte,  so  viel verheif send  sie 
waren,  alle  das  eine  gemein  hatten,  dafs  sie  scheiterten.  So  spielte 
sich  alles  in  die  Hände,  eigene  unglückliche  Charakterveranlagung, 
Hafs  der  Feinde  und  Ungunst  der  Verhältnisse,  um  einen  Mann  in 
die  Tiefen  des  Lebens  hinabzustürzen,  der  wohl  mehr  als  alle,  die 
über  diesen  Sturz  triumphierten,  ein  besseres  Schicksal  verdient  hatte. 

Das  traurige  Los  unseres  Gelehrten  prägte  sich  auch  deutlich 
auf  seinem  Antlitz  aus.  In  den  Linien  Energie  und  im  Ausdruck 
Mifsvergnügen,  so  läfst  sich  das  Bild  des  Mannes  in  wenigen  Worten 
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charakterisieren,  von  dem  noch  hundert  Jahre  nach  seinem  Tode  sein 
Kommentator  rühmte ,  er  habe  ,,denen  Teutschen  in  dem  Com- 
mercienwesen  zum  ersten  Male  die  Augen  aufgethan  und  ihnen  so 
schrifitlich  als  mündlich  gewiesen,  wie  sie  ihre  zeitliche  Glückselig- 
keit mit  Auffrichtung  der  Manufacturen ,  Colonirung  und  Populirung 
ihrer  Länder  auf  einen  schönen  Fuss  setzen  könnten^^ 

B.  Die  Schriften  Becher's. 

Die   Schriften   Becher's  sind  so  zahlreich   und  vielseitig,   wie 
die  Universalität  des   Gelehrten  es   erwarten   läfst.     Allen  voran  an 
Bedeutung  und  Zahl  stehen  seine  Werke  chemischen  Inhalts,  die  sich 
noch  lange  nach  seinem  Tode  der  Wertschätzung  hervorragender  Ge- 
lehrter erfreuten.     Becher   gilt  für  den  Begründer  der  Phlogiston- 
theorie,    die    später    von    Stahl  zur   Vollendung    gebracht    wurde. 
Stahl  hat  auch  die  „Physica  subterranea"  neu  herausgegeben  und  bei 
dieser  Gelegenheit  bekannt:    ,,Becheriana  sunt,  quae  profero".     Mag 
er  durch  diesen  Ausspruch  über  den  damals  noch  allenthalben  hoch- 
geschätzten Gelehrten  nur  die  eigene  Autorität  haben  stützen  wollen, 
und  mögen  die  chemischen  Versuclie  Becher' s  auch  meist  falsch, 
vielfach  sogar   schwindelhaft  gewesen  sein,   so  werden   wir  uns  doch 
nicht  dem  Urteil  anschliefsen   können,   das  unseren  Gelehrten  nur  als 
den  Autor  eines  Satzes  der  ,.Physica  subterranea"  in  der  Geschichte 
der  Wissenschaften   weiter  vegetieren   lassen  will.')     Es  ist  dies  der 
Satz:  ,.cum  in  omnibus  animalibus  et  vegetabilibus  pinguitudinem  in- 
Teniamus,  quam  neoterici   nostri    oleum  vocant,    quis   dubitet   et  ea 
fossüibus  inesse,  ipsa  etiam  metalla  comburi  posse  constet.*'    Hält  die 
Chemie  ihn   dieses  einen   Satzes   wegen  kaum  für  würdig,   der  Ver- 
gessenheit entrissen  zu  werden,    so  ist  die  Nationalökonomie   grol's- 
miitiger,  die   ihm  als  Vertreter   längst   überwundener   Anschauungen 
einen  Platz  in   ihrer  Geschichte   einräumt,    der  ihm   um    so  weniger 
streitig  gemacht  werden  dürfte,  als  er  in  manchen  wesentlichen  Fragen 
klarer  gesehen  hat  als  seine  zeitgenössischen  Kollegen. 

Die  Lehre  Becher 's  ist  im  wesentlichen  im  , »Politischen  Dis- 
cnrs-  enthalten,  von  dem  sein  Kommentator  Zincke  sagt,  dafs  es 
neben  der  „Fürstlichen  Schatz-  und  Rentkammer"  AVilhelm  von 
Schröder's  ,.bej'  uns  Teutschen  doch  wirklich  das  Eis  gebrochen" 
habe  und  ^ein  classisches  Grund-Buch,  in  denenjeuigen  Wahrheiten, 


*)  Allgemeine  deutsche  Biographie.    1875.    II.    S.  201. 
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Yon  denen  es  handelt"  sei').  Was  sich  nationalökonomischen  Inhalts 
sonst  noch  in  Werken  Becher's  findet,  sind  meist  Wiederholungen 
der  bereits  im  „Politischen  Discurs"  aufgestellten  Lehren.  Die  ^Psycho- 
sophia'^  eines  seiner  interessantesten  Werke  nennt  Becher  selbst 
einen  „Auszug  und  Saft  aller  meiner  Schriften",  und  fügt  hinzu,  er 
könne  wohl  ohne  Kuhm  zu  melden  sagen,  „unter  allen  Büchern,  die 
gegenwärtig  in  der  Welt  in  Druck  seyn,  sey  keines,  worinnen  so 
vielerley  schwehre,  niUige  und  nutzliche  Materie  so  teutsch,  klar  und 
verständig  vor  Augen  gestellet  werden**,*)  als  es  in  diesem  Buche  ge- 
schehen. Er  kargte  überhaupt  nicht  mit  einer  übertriebenen  Wert- 
schätzung seiner  eigenen  Werke. 

Becher  schrieb  lateinisch,  deutsch  und  holländisch.  An  sein 
Latein  dürfen  wir  nur  mit  geringen  Anforderungen  herantreten.  Was 
läfst  sich  aber  von  einem  Manne  erwarten,  der  ein  so  abfalliges  Ur- 
teil über  die  lateinische  Sprache  fällen  konnte,  wie  Becher  es  in  der 
„Närrischen  Weisheit**  thut.  Wozu,  fragt  er,  dienen  „bey  den  Lateinern 
so  ein  Hauffen  Terminationes,  so  ein  Hauffen  Genera,  so  ein  Hauffen 
Articuli,  so  viel  Constructiones,  so  viel  Exceptiones,  Anomaliae,  so 
viel  Declinationes,   und  Conjunctiones,   auch  Comparationes  und  der- 

**  ■ 

gleichen?""*)  Übrigens  scheint  er  selbst  zu  seinem  Latein  nicht  viel 
Vertrauen  gehabt  zu  haben.  In  der  Vorrede  zur  „Physica  subterranea** 
schreibt  er:  „Excuso  latinitatem  in  hoc  opere;  quam  barbaram  esse 
fateor,  ob  materiam  et  ob  scriptionem  in  specie  scriptionis  modum: 
Ex  ore  enim  dictantis  totum  opus  conceptum  est.  Sic  rebus  attentus 
verba  neglexi";  und  die  Vorrede  des  ,.Oedipus  chymicus"'  schliefst  mit 
den  Worten :  Si  quis  proinde  Latinitatis  causa  me  vellicet,  is  hie  me 
Philosophum,  alibi  experietur  Philologuro.   Vale.  *) 

Mit  um  so  gröfserem  Vergnügen  liest  man  aber  das  Becher- 
sche  Deutsch,  das  sich  vor  dem  seiner  Vorgänger  durch  Lebhaftig- 
keit und  Frische  auf  das  Vorteilhafteste  auszeichnet. 

Von  Becher 's  Werken  sind  mir  folgende  bekannt  geworden: 


*)  Zincke  a.  a.  0. 

»)  Närrische  Weisheit,  1683,  Nr.  41.  S.  109. 

■)  Ps}'chosophia,  1707.  Vorrede  an  den  Leser.  Die  Herausgeber  der  dritten 
Auflage  schreiben,  dass  dem  Leser  ..alhier  ein  eintziger  Bogen  mehr  Erkantnis 
und  Einsehen  geben  wird,  als  wenn  er  den  ganzen  Thoman  and  Scotum  auf  den 
Nagel  herböten  könnte".     Vorbericht. 

*)  In  der  deutschen  Ausgabe,  dem  ,,Chymischen  Hallseldeuier",  heifst  es: 
„Solte  mich  nun  einer  wegen  des  Lateins  ansehen,  der  soll  gewlfs  erfahren,  dafs 
ich  hie  ein  Philosophus  gewesen,  enderstwo  aber  einen  Philologum  zu  agiren 
wissen  werde.    Lebe  wohl." 
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I.  Deutsche  Ausgabe  des  Solini  Salzthals,  Regiomontani,  Tractatus 
de  Lapide  Trismegisto  et  Salinis  Philosophicis. 

12  ^f  1654.  —  Später  dem  vierten  Teil  des  Theatri  Chymici  ein- 
verleibt. 

n.  Metallurgia  oder  Naturkündigung  der  Metalle  mit  vielen  curi- 
ösen  Beweissthümen ,  natürlichen  Gründen,  Gleichnüssen,  Er- 
fahrenheiten und  bishero  ungemeinen  Aufmerkungen,  vor  Augen 
gestellet.  Zur  Erhaltung  der  Wahrheit,  Erläuterung  der  spagieri- 
schen  Philosophie,  und  Gefallen  der  Liebhaber  in  drei  Theile  ab- 
getheilt. 

Prankfurt.    8^    1660,  1679,  1705. 

m.  Character  pro  notitia  linguarum  universali. 

Frankfurt.  8®.  1661.  —  Bald  darauf  auch  deutsch  erschienen. 

IT.  Institutiones  chimicae  Prodromae  i.  e.  Joaonis  Joachimi  Becheri 
Spirensis  Mathematici  Et  Mediciuae  Doctoris.  Oedipus  chimicus 
Obscuriorum  Terminorum  et  Principiorum  Chymicorum  Mysteria 
Aperiens  et  resolvens.  Opusculum,  omnibus  Medicinae  et  Chi- 
miae  Studiosis,  lectu  perquam  utile  et  necessarium. 
Prankfurt  imd  Amsterdam.    12 ».    1664. 

Editio  novissima  cui  Praefationem  praemisit,  Synopsin 
Titulorum,  notas  marginales  sensuum  et  rerum  distinctiones, 
nee  non  notas  et  animadversiones,  indiceroque  adjecit.  Et  ob  in- 
finitis  mendis  liberatae  Supplementa  Becheriaua,  Elementa  Chy- 
miae  Methodo  Mathematica  couscripta  exhibentia  subjunxit. 
Joh.  Jacobus  Bosenstengelius,  Medicinae  Doctor. 

Frankfurt.  8^  1705,  1716.  —  Vermehrte  Auflage.  Frank- 
furt.   8^    1720. 

Dasselbe  in  deutschen  Ausgaben  unter  dem  Titel :  Oedipus 
chymicus  oder  chymischer  Räthseldeuter,  worinnen  derer  ver- 
dunkelten chymischen  Wortsätze,  Urhebungen  und  Geheimnisse 
offenbahret  und  aufgelöset  werden.  Allen  der  Artzney  und 
Chymiae-Kunst  Beflissenen  gar  nützlich  und  notwendig  zu  lesen. 
Auf  Begehren  und  mit  sonderbarem  Fleiss  aus  dem  Lateinischen 
ins  Teutsche  übersetzet,  in  Druck  gegeben. 

Frankfurt.  8^.  1680.  —  Auch  abgedruckt  in  der  deutschen 
Übersetzung  der  Physica  subterranea,  1680,  1690,  und  inRoth- 
Scholtz'  Theatrum  chymicum.    2.  Band.   Nürnberg  1730. 

V.  Pamassus  medicinalis  illustratus,  oder  ein  neues ,  und   dergestalt, 
Yormals    noch    nicht  gesehenes   Thier-Kräuter    und   Berg -Buch 
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samt  der  Salemitanischen  Schul;  cum  commentario  Araoldi 
Villanovani ,  und  den  Praefagiis  Titae  et  mortis  Hypocratis 
Coi;  auch  gründlichen  Bericht  von  Destilliren,  Purgiren. 
Schwitzen,  Schrepfen,  und  Aderlassen.  Alles  in  Hoch-Teutscher 
Sprach,  sowohl  in  Ligata  als  Prosa  lustig  und  ausfuhrlich  in 
vier  Theilen  beschrieben  und  mit  zwölflfhundert  Figuren  gezieret 

Ulm.    Fol.   1663. 
VI.  Aphorismi  ex  Institutionibus  Medicis  Sennerti. 

Frankfurt.    12«.    1663. 
yil.  Methodus  didactica  super  novum  organon  philologicum. 

Frankfurt.  4«.  1668.  8«.  1674. 
VIII.  D.  Johann  Joachim  Bechers  von  Speyer,  Römischer  Kayser- 
licher  Majestät  Commercien-Raths  Politischer  Diskurs  von  den 
eigentlichen  Ursachen,  des  AuflF-  und  Abnehmens  der  Stadt, 
Länder  und  Kepublicken,  in  specie  wie  ein  Land  volkreich 
und  nahrhafft  zu  machen,  und  in  eine  rechte  societatem  civilem 
zu  bringen.  Auch  wird  von  dem  Bauren-  Handwercks-  und 
Kaufmanns-Stand,  derer  Handel  und  Wandel,  itam  von  dem 
Monopolio,  Pol}T)olio  und  Propolio,  von  allgemeinen  Land- 
Magazinen,  Niederlagen,  Kauffhäusem,  Montibus  pietatis,  Zucht- 
und  Werck-Häusern,  Wechselbänken  und  dergleichen  ausführlich 
gehandelt. 

Frankfurt.    12^    1668.    8».    1673.    1688.  —  Frankfurt  und 

Leipzig.    1721.  —  Von  Zincke   kommentiert.    Frankfurt. 

4^    1754,  1759. 
IX.  Regeln    und    Gesetze   der    christlichen    Bund-Genossenscbafft. 
welche  einige  Friede  und  Ruhe  suchende  christl.  Familien  unter 
sich  auffzurichten  und   zu  verfassen   gedenken. 

1668.  —  Später  der  Psychosophia  beigegeben. 
X.  Actorum  Laboratorii  Chymici  Monacensis  seu  Physicae  sub- 
tejraneae  Libri  duo,  quorum  prior  profundam  subterraneornm 
genesin ,  nee  non  admirandum  Globi  terr-aque-aerei  super  et 
subterranei  fabricam;  posterior  specialem  subterraneornm  na- 
turam,  resolutionera  in  partes  partiumque  proprietates  exponit. 
Accesserunt  sub  finem  mille  hypotheses  seu  mixtiones  chymicae, 
antehac  nunquam  visae:  omnia  plus  quam  mille  experimentis 
Stabilita  sumptibus  et  permissu  Serenissimi  Electoris  Bavariae  etc. 
Domini  sui  clementissimi  elaboravit  et  publicavit. 

Frankfurt.   8^    1669,   1681.  —    Neu    herausgegeben   von 

Stahl.     Leipzig.    8^    1703.    4^    1738,  1746. 
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Deutsch    unter   dem  Titel  Chymisches    Laboratorium.     Oder 
Unterirdische  Naturkündigung. 
Prankfurt.    8«.    1680,  1690. 

XI.  Moral    Diskurs    von    den    eigentlichen    Ursachen    des  Glücks 
und  Unglücks,   allwo  gleichsam  auf  einer  Wagschal  alle  und 
jede  menschliche  Actione  auf  der  gantzen  Welt,  so  zum  guten 
und  Bösen  gericht,  ohnparteyisch  erwogen  werden. 
Frankfurt.    12<>.    1669.i) 

Xn.  Gründlicher  Bericht  von  Beschaffenheit  und  Eigenschafft,  Culti- 
virung  und  Bewohnung,  Privilegien  und  Beneficien  des  in 
Ämericka  zwischen  dem  Rio  Orinoque  und  Rio  de  las  Ama- 
zones  an  der  festen  Küste  in  der  Landschafft  Goyana  gelegen, 
sich  30  Meilwegs  breit  an  der  See  und  100  ^leilwegs  in  der 
Tieffe  erstreckende  Strich  Landes,  welche  die  Edle  privilegirte 
West-Indische  Compagnie  der  vereinigten  Niederlanden  mit 
authentischer  sclirifftlicher  Ratification  und  Permission  der 
Hochmögenden  Herren  Staaten-General  an  den  Hochgebohmen 
gegenwärtig  regierenden  Herrn  Herrn  Friedrich  Casimir  Grafen 
von  Hanau,  Rhinneck,  Zweybrücken,  Herrn  von  Müntzenberg, 
Lichtenberg  und  Ochsenstein,  Erb.  Marschall  und  Ober- Vogt  zu 
Strassburg,  wie  auch  an  das  gesämtliche  Hochgräfliche  Haus 
von  Hanau  mit  allen  Regalien  und  Jurisdictionen  ewig  und 
erbUch  unter  gewissen  in  dieser  Deduction  publicirten  Articuln 
den  18.  Juli  1669  cedirt  und  überlassen  hat.  Jeder  männig- 
licben,  absonderlich  aber  denen,  welchen  daran  gelegen,  zur 
Nachricht  und  Gefallen  in  Druck  gegeben. 

1669.  —  Auch   der  2.,   3.  und  4.  Auflage   des  Politischen 

Discurses  beigegebeo. 

XIIL  Novum   organon  Philologicum  als  Annum  secundum  Praxeos 


^)  Dieses  interessante  Werk  scheint  leider  ganz  verloren  zu  sein.  Buch  er, 
'ier  es  noch  gekannt  zu  haben  seheint,  berichtet  a.  a.  O.  S.  18  über  seinen  In- 
halt, dafs  es  in  sieben  Büchern  folgende  Materien  behandelte.  1.  Anthropogogia 
aeo  ars  educandi  homines  utriuscjue  sexus.  2.  Correlata  politica,  seu  de  mutuo 
officio  magistratuum  et  subditorum.  3.  iNe  Hercules  contra  duos,  eeu  de  magna 
yi  societafis  humanae.  4.  Vectis  pro  subleyamine  laboruni ,  seu  Compeudium  la- 
bonun  in  mundo.  5.  Leges  salutares  pro  nova  republica,  civitate  aut  colonia 
leliciter  fandanda.  6.  Cosmoglossa,  i.  e.  Mundi  Lingua,  seu  ars  divinandi  secre- 
tissima  hominum  ex  actionibas  corum.  7.  Scylla  et  Charybdis  Theologica,  i.  e 
an  credendi  catholice  sine  superstitione  et  atheismo. 
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Methodi   Didacticae;    coutinens   secundom  Tocabularum  afSni- 
tatem,  quoad  eaDdem  significationem. 
1670. 

XIV.  fbcperimeutum  Chymicum  noTum,  quo  artificialis  et  inflantanea 
metallorum  generatio  et  transmutatio  ad  ocolam  demonstratur. 
Loco  Supplementi  in  Physicam  subterraneam  et  Responsi  ad 
D.  Rolfincii  Schedas  de  non  Entitate  Mercurii  corpomm; 
opusculum  multis  experimentis  practicis,  nee  non  praecipuis, 
Philosopborum  dictis  explicatis  refertnm.  Lectori  pbylochynüci 
non  ingratum  futurum. 

Frankf.   8^    1671,  1679. 

Dasselbe  in  deutscher  Ausgrabe  unter  dem  Titel:  Experi- 
mentum  chymicum  novnm  oder  neue  ch}Tnische  Prob,  wo- 
rinnen  die  künstliche  gleich-darstellige  Transmutation,  oder 
Verwandelung  deren  Metallen  augenscheinlich  dargethan.  An- 
statt einer  Zugabe  in  die  Physicam  subterraneam  und  Ant- 
wort auf  D.  RoUfincken  SchrifFten  von  der  Nicht- Wesenheit 
der  Mercurii  derer  Körper.  Ein  Werk  voller  üblicher  Proben 
wie  auch  derer  Philosophen  erklärten  vornehmer  Sprüche ;  dem 
Chymie  liebenden  Leser  nicht  unbeliebig  fallend. 

1680.  —  Später  allen  Ausgaben  der  Physica  subterranea, 
die  erste  ausgenommen,  sowie  der  deutschen  Übersetzung 
dieses  Werkes  beigegeben. 

XV.  Becheri,  Lancelotti  etc.  epistolae  quatuor  chemicae. 
Amsterdam  und  Hamburg.   4^    1673. 

XVI.  Novum  organon  Chymicumis  Philosoph. 

Frankfurt,    8«.    1674. 

XVII.  Supplementum  secundum  in  Physicam  subterraneam,  de- 
monstratio philosophica  seu  theses  Chymicae,  veritatem  et 
possibilitatem  transmutationis  metallorum  in  aurum  evincentes. 

Prankfurt    8«.    1675. 

Dasselbe  in  deutscher  Ausgabe  unter  dem  Titel:  Noch- 
maliger Zusatz  über  die  Unter-irdische  Naturkündigung,  philo- 
sophischer Beweisthumm  oder  Chymische,  die  Wahr-  und  Mög- 
lichkeit derer  Metallen  Verwandelung  in  Gold  bestreitende 
Lehr-Sätze. 

8  ^.    1680.  —  Später  ebenfalls  allen  Auflagen  der  Physica 
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subterranea,  ausgenommen  die  erste,  sowie  der  deutschen 
Übersetzung  dieses  Werkes  beigegeben. 

XVin.  Johann  Joachim  Bechers  von  Speyer,  Römis.  Kayserl.  Majestät 
gewesenen  Commercien  Bahts  Psychosophia  oder  Seelen- Weis- 
heit, wie  nemlich  ein  jeder  Mensch  aus  Betrachtung  seiner 
Seelen  selbst  allein  alle  Wissenschaft  und  Weisheit  gründlich 
und  beständig  erlangen  könne. 

12«.    1678.  (?)  —  Frankfurt  1682.  —  Hamburg.  12«.  1707. 

XIX.  Trifolium  Becherianum  Hollandicum,  Amsterdam. 

8®.  1679. 

Aus  dem  Niederländischen  in  die  hochdeutsche  Sprache 
übersetzt  unter  dem  Titel:  Trifolium  Becherianum  HoUandi- 
cum,  oder  Drey  Neue  Erfindungen,  Bestehende  in  einer 
Seiden-  Wasser-Mühle  und  Schmeltz-Werck.  Zum  ersten 
mahl  in  Holland  vorgeschlagen  und  Werkstellig  gemacht. 
Mit  gründlicher  Anweisung  wie  es  mit  denselben  Sachen  be- 
schaffen ist. 

Frankfurt  1679.  —  Leipzig.  12 «.  1691.  —  Femer  abge- 
druckt in  der  deutschen  Ausgabe  der  Physica  subterranea 
1680,  1690,  und  in  Roth-Scholz  Opuscula  chymica  ra- 
riora  1719. 

XX.  Närrische  Weisheit  und  weisse  Narrheit  oder  ein  Hundert, 
so  Politische  als  Physikalische,  Mechanische,  und  Merkanti- 
lische Concepten  und  Propositionen,  deren  etliche  gut  ge- 
than,  etliche  zu  nicht  worden,  samt  den  Ursachen,  Um- 
ständen und  Beschreibungen  derselben.  Ein  Tractätlein  vor 
die  Liebhaber,  sehr  curios  und  nützlich  zu  lesen,  als  worinnen 
viel  nachdenckliche  Sachen  enthalten. 
Frankfurt.   12  ^    1680.    1683,  1686. 

Dasselbe  von  neuem  herausgegeben  mit  einem  Vorbericht 
an  den  Leser,  darinnen  erstlich  von  des  Herrn  Dr.  Bechers 
Persohn,  nach  ihren  Tugenden  und  Lastern,  und  dem  daraus 
entstandenen  Glück  und  Unglück;  Hernach  von  seinen 
Schrifften,  sowohl  in's  gemein,  als  auch  von  gegenwärtigen 
Tractat  insonderheit  gehandelt  wird,  von  J.  F.  R(eimann), 
P.  P.  und  S.  J.  P.  P.  H. 

12  ö.    1706,  1725. 

XXI.  Lumen  trinum  1680. 

StaatiwiBaeMchaftl.  Studien.    VI.  297  ^ 
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XXII.  Experimentum  novum  ac  curio8um  de  Minera  arenaria  per- 
petua,  sive  prodomus  historiae,  seu  propositionis  Praep. 
D.  D.  Hollandiae  ordinibus  ab  Authore  factae,  circa 
Auri  extractionem  mediante  Arena  littorali  per  modum 
Minerae  perpetuae  seu  operationis  magnae  fusoriae  cum 
emolumento.  Loco  Supplement!  Tertii  in  Physicam  sub- 
terraneuni. 

Frankfurt.   4».    1680. 

Dasselbe  in  deutscher  Ausgabe  unter  dem  Titel:  Be- 
richt von  dem  Sande  als  einem  ewig  währenden  Metall- 
oder Berg-Werck. 
Allen  Ausgaben,  die  erste  ausgenommen,  der  Physica 
subterranea,  sowie  der  deutschen  Übersetzung  dieses 
AVerkes  beigegeben;  ebenso  den  von  Roth-Scholtz 
herausgegebenen  Opusculis  chymicis.  Nürnberg  und  Alt- 
dorf.   8«.    1719. 

XXIII.  De  nova  Temporis  dimetiendi  ratione  et  accurate  Hordo- 
giorum  constructione  Theoria  et  Experientia. 

London.    4".    1680. 

XXIV.  Magnalia  naturae. 

London  1680. 

XXV.  Laboratorium  portatile. 

8".  1680.  —  Femer  enthalten  im  Tripus  hermeticua 
fatidicus  und  in  Roth-Scholtz  Opuscula  chymica 
rariora.    Daselbst  auch  in  deutscher  Übersetzung. 

XXVI.  Alphabetum  minerale. 
1682. 

XXVn.  Chymischer  Glücks-Hafen,  Oder  Grosse  Chymische  Con- 
cordantz  Und  Collection  Von  fünffzehenhundert  Chymischen 
Processen ;  Durch  viel  Mühe  und  Kosten  auss  den  besten 
Manuscriptis  und  Laboratoriis  in  diese  Ordnung,  wie  hier 
folgendes  Register  ausweiset  zusammengetragen. 
Frankfurt.  4<>.  1682.  —  Mit  G.  C.  Stahl's  Bedenken 
von  der  Goldmacherei.   Halle.  4®.  1726. — Leipzig  1735. 

XXVIII.  Tripus  hermeticus  fatidicus  pandeus  oracula  chymica  seu  I. 
Laboratorium  portatile,  cum  Methode  vere  spagyrice  sc. 
juxta  exigentiam  Naturae,  laborandi.  Accessit  pro  Praxi 
et  Exemplo  II.  magnorum   duorum  productorum  nitri  et 
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salis  Textura  et  Anatomia,  atque  in  omnium  praecedentium 
confirmatioDem  adjuDctuni  est  III.  Alphabetum  minerale 
s'eu  yiginti  quatuori  Theses  de  subterraneorum  et  mine- 
ralium  Genesi,  Textura  et  Aoalysi.  His  accessit  con- 
cordantia  mercuriis  lunae.  Onmia  juxta  Authoris  Doc- 
trinam  et  Principia  in  Physica  sua  subterranea  ejusque 
supplementis  conscripta,  adeo  ut  hie  Tripus  Hermeticus 
commentariis  Practicus  super  praefatam  Physicam  sub- 
terraneam  vere  dici  queat,  utpote  scriptum  raris  Ex- 
perimentis  multis  Figuris  et  profundis  Speculationibus 
innixum,  ut  Lectori  per  se  patebit,  Exaratum  in  Cor- 
nubia  ad  extrema  Angliae  ora  inter  ipsa  mineralia  ex- 
perimenta  et  autopsiam. 
Frankfurt.    S».    1689.  —  Nürnberg.    8^.    1719. 

XXTX.  Pantaleon  delarvatus. 

Frankfurt  1706,  sowie  in  Roth-Scholtz,  Opuscula 
chymica  rariora,  1719. 

XXX.  Chymischer  Rosengarten.  Sambt  einer  Vorrede  und 
kurzgefassten  Lebens-Beschreibung  Herrn  D.  Becher's 
zum  Druck  befördert  von  Friederich  Roth-Scholtz, 

Nürnberg.  8^  1717,  ^owie  in  Roth-Scholtz,  Opus- 
cula chymica  rariora,  1719 ;  —  als  Anhang  auch  den 
späteren  Auflagen  des  chymischen  Glückshafens  beige- 
druckt. 

XXXI.  Opuscula  chymica  rariora  addita  nova  praefatione  ac 
indice  locupletissimo  multisque  figuris  aeneis  illustrata 
a  Friederico  Roth-Schobdo. 

Nürnberg  und  Altorf  1719. 

XXXII,  Mineralisches  ABC   oder   chymische  Theses;   deutsche 
Ausgabe  des  im  Tripus  hermeticus   enthaltenen  Alpha- 
betum minerale. 
Nürnberg.    8<>.    1723. 

ßoth-Scholtz,  Witte  und  die  Herausgeber  der  vierten  Auf- 
lage der  „Närrischen  Weisheit"  zählen  noch  folgende  Werke  Becher's 
ohne  Datum  auf  ^) : 


^)  Roth-Scholtz   in   der  Vorrede   zu  Opuscula  chymica   rariora,  Witte 

in  seinem:  Diarium  biographicum.     Riga  1716. 
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XXXIII.  De  Horologiis. 

XXXIV.  Physica  mathematica. 
XXXV.  Methodus  gnostica  practica. 

XXXyi.  Methodus  mechanica  practica. 

XXXVII.  Ethica  christiana,  seu  D.  Johannis  Bonae   manuductia 
dei  ad  coelum. 

XXXVin.  Dispensatorium  secretorum  medicorum. 

XXXIX.  Harmonia  liuguarum  artificialis. 

XL.  Novum  Lexicon  hexaglotton  sub  titulo  de  verborum  suffi- 
cientia. 

XLI.  Catalogus  omnium  corporum,   quae  in   theatro  naturae 
et  artis  Becheriano  reperiuntur. 

XLII.  Gedanken  und  Verlauff  über  das  Konfiskations-Werk  der 
frantzösischen  Waaren  und  Manufacturen  in  Teutschland, 
was  solchen  daran  gelegen,  und  wie  die  Manufactnren 
und  Commercien  besser  darinn  fortgesetzt  werden  könnten, 
sammt  einem  Gutachten  wegen  Zulassung  oder  Verbots 
der  seidenen  Tücher,  und  dann  wie  ein  unbeschwerücher 
fundus  zu  einem  beständigen  Beichs- Aerario  zu  bekommen, 
wohlmeynend  und  unvorgreiflich  geschrieben  an  die  ver- 
sammelten Beichs  -  Stände  zu  Begenspurg. 

XLm.  Erbärmlicher  Schau-Platz  Frantzösischer  Schand-  Brand- 
und  Mord-Thaten. 

XLIV.  Atlas  philologicus,  seu  Lexicon  novum  et  universale  lin- 
guarum,  verborum  et  rerum,  ubi  plurima  ac  fere  omnia 
vocabula,  latini  praesertim  termini,  sequentibus  paragrapbis 
illustrantur.  1.  In  plurimis  Unguis.  2.  In  Badicibus. 
3.  In  significatione  propria.  4.  Impropria,  tropica,  phra- 
siologica,  rhetorica,  oratoria,  soluta.  5.  In  ligata  cum 
accentuatione  synonymis  et  Epithetis.  6.  Mythiologice. 
7.  Cum  Adagiis.  8.  Logice.  9.  Physice.  10.  Mathe- 
matice.  11.  Historice.  12.  Medice.  13.  Juridice.  14.  Theo- 
logice. Opus  est  probatissimis  variarum  scientLorum 
Lexicis  eruendum,  omni  aetati  et  conditioni,  inprimis 
polymathiae  studiosis  acceptissiraum,  in  tanta  Lexicorum 
copia  nunquam  hactenus  visum  licet  unice  necessarium. 

XLV.  Nomenclatura  academica. 
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XL  VI.  Mel  scientia,  i.  e.  omnium  fere  doctrinarum  et  scienti- 
aram  definitiones,  aziomata,  divisiones  et  termini. 

XLVn.  PanegyricuB  an  Herrn  von  Horningk. 
Frankfurt.   4«. 

XLVni.  Unvorgreifliche  nnd  wohlgemeinte  Gedanken,  wie  nach 
diesem  Kriege,  bei  verhoffentlich  eriangten  Frieden,  dem 
ruinirten  Teutschland  wiederum  aufzuhelfen  sey. 

Fast  alle  Autoren  aufser  Bucher  und  Roth-Scholtz  citieren 
als  ein  Werk  Becher's  noch:  Kluger  Hausvater,  verständige  Haus- 
mutter, vollkommener  Land-Medicus,  wie  auch  wohlerfahrener  Koss- 
und  Vieharzt  etc.  ^),  das  thatsächlich  unter  Becher's  Namen  er- 
schien. Doch  schreibt  Bucher  schon  1717  in  einem  Brief  an 
Roth-Scholtz:  „Den  klugen  Hausvater  halte  ich  nicht  vor  seine 
Arbeit,  er  gedenket  dessen  auch  nicht  in  seinem  Catalogo,  und  zudem 
habe  ich  ihn  alt  unter  dem  Namen  Sturm  edirt  gefunden.  Man  trägt 
sich  auch  mit  einem  Jägerbuch,  so  ebenfalls  Becher' s  Xamen 
führet."^  Dieses  Jägerbuch  war  jedoch  schon  1618  zu  Marburg 
inNoeMeures  Jagd-  und  Forst-Rechte  erschienen,  nach  dem  nun 
nnter  Becher' s  Namen  ein  wörtlicher  Nachdruck  veranstaltet  wurde. 

Femer  erschien  unter  Becher 's  Namen  1700:  Ein  Medizi- 
nische Schatz- Kammer  darinnen  zu  finden,  wie  man  die  Kinder- 
Kranckheiten  mancherley  Alters,  glücklich  und  geschwind  curiren 
kan.  Aus  dessen  (Becher 's)  hinterlassenen  raren  Manuscripten 
mit  Fleiss  zusammengetragen  von  H.  J.  J. 

Dafs  der  Name  unseres  Gelehrten  in  dieser  Weise  niifsbrauclit 
▼urde,  ist  ein  Beweis  für  die  Beliebtheit,  deren  er  sich  bei  der  Leser- 
welt erfreute.  Denn  dafs  es  sich  bei  dem  Neudrucken  unter  seinem 
Namen  nur  um  buchhändlerische  Spekulationen  handelte,  braucht  des 
besonderen  wohl  nicht  erwähnt  zu  werden. 


*)  Auch  Witte  a.  a.  0.  und  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik 
in  Deutschland,  S.  271,  halten  das  Werk,  das  in  Leipzig.  12^.  1685  erschien,  für 
Becher' a  Arbeit. 

*)  Vgl.  auch  Bacher  a.  a.  0.  S.  98. 
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Zweiter  Teil. 

Die  theoretischen  Anschauungen  Becher's. 

A.  Becher's  politische  Anscliauuiigen. 

Wir  haben  bereits  in  der  Einleitung  hervorgehoben,  dafs  Hol- 
land durch  die  aufserordentliche  Machtstellung,  zu  der  es  im 
Laufe  weniger  Jahrzehnte  gelangt  war,  die  Bewunderung  von  ganz 
Europa  aut  sich  zog.  Es  waren  nicht  glücklich  geführte  Kriege,  welche 
diesen  Aufschwung  verursacht  hatten.  Das  kleine  Land,  das  nach  dem 
Ausspruch  eines  seiner  gröfsten  Volkswirte^)  zu  schlecht  war,  als 
dafs  es  jemand  hätte  gelüsten  sollen  es  anzubauen,  hatte  seine  Be- 
wohner durch  seine  günstige  geographische  Lage  schon  früh  auf  den 
internationalen  Handel  gewiesen.  Im  Jahre  1602  hatte  es  zur  Förde- 
rung des  asiatischen  Handels  die  ostindische  Kompagnie  gegründet, 
der  in  den  zwanziger  Jahren  nach  heftigem  Für  und  Wider  der 
leitenden  Staatsmänner  die  westindische  folgte. 

Die  Wirksamkeit  derselben  sollte  Holland  nicht  nur  vom  ver- 
hafsten  spanischen  Joch  befreien,  sondern  das  Reich,  in  dem  die 
Sonne  nimmer  unterging,  zu  einem  Staat  herabdrücken,  dessen 
glänzende  Traditionen  ihn  nicht  vor  der  Milsachtung  von  ganz  Europa 
zu  schützen  vermochten.*) 

Es  war  den  Holländern  sehr  wohl  bewufst,  dafs  nur  „die  Dumm- 
heit der  anderen  Völker"  sie  zu  derartigen  Erfolgen  hatte  gelangen 
lassen.     Um   so  mehr  mufsten  sie  befürchten,  dafs  diese  „anderen 


*)  Pietcr  de  la  Court. 

^)  Vgl.    das    bereits   citierte    Werk     von   Laspeyres,    insbesondere    dis 
I.  Buch. 
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Völker"  firüher  oder  später  zur  Einsicht  kommen  und  ihnen  die  so 
leicht  errungene  Priorität  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  streitig  machen 
würden.  Mit  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit  aber,  die  seine  ex- 
ceptionelle  Stellung  erregte,  war  der  erste  Anstofs  zu  solcher  Ein- 
sicht gegeben.  Denn  nicht  in  staunender  Bewunderung  verharrte  man 
vor  dem  Phänomen.  Man  suchte  die  Ursache  desselben  zu  ergründen 
und  fand  sie  in  der  Anwendung  der  merkantilistischen  Lehrsätze. 
Hatte  Holland  nicht  ein  sprechendes  Beispiel  für  die  Wahrheit  des 
Satzes  geliefert:  Geld  ist  Macht?  Bewies  sein  auswärtiger  Handel 
nicht  täglich  aufs  neue,  dafs  ein  Land,  und  sei  es  von  der 
Natur  noch  so  wenig  begünstigt,  sich  allein  durch  den  Handel  aller 
Schätze  der  Welt  teilhaft  zu  machen  vermochte?  Und  legte  nicht 
schliefslich  der  Umstand,  dafs  dieses  Land,  obgleich  es  den  Zeit- 
genossen wie  eine  grofse  Stadt  erschien,  weder  Armut  noch  Bettelei 
kannte,  Zeugnis  dafür  ab,  dafs  in  dem  Reichtum  jedem  Volke  der 
Gipfel  seiner  Wohlfahrt  gesichert  sei? 

Kein  Wunder  also,  wenn  Holland  den  Volkswirten  des  17.  Jahr- 
hunderts als  das  ideal  geleitete  Staatswesen  erschien,  und  dafs  sie  in 
blinder  Nachahmung  seiner  Politik  die  Garantie  für  die  Grofse  ihrer 
eigenen  Nationen  erblickten.^)  In  einem  Punkte  freilich  konnte  diese 
Nachahmung  nicht  unbedingt  empfohlen  werden.  Zu  seiner  glänzendsten 
Entfaltung  war  der  holländische  Welthandel  erst  gelangt,  nachdem 
mit  dem  Sturz  der  spanischen  Herrschaft  und  der  Einführung  der 
republikanischen  Verfassung  den  nationalen  Kräften  der  allerfreieste 
Spielraum  zur  Entfaltung  geschaffen  war.  Die  kleine  Republik  an  der 
Nordsee  stand  hierin  im  krassesten  Gegensatz  zum  übrigen  Europa, 
in  dem  der  Absolutismus  gerade  in  jenem  Jahrhundert  immer  starrere 
Formen  annahm.  Wenn  also  die  volkswirtschaftlichen  Theoretiker 
anderer  Nationen  auch  in  der  republikanischen  Verfassung  Hollands 
ein  seine  Machtstellung  forderndes  Moment  erkannt  hatten,  so  durften  sie 
einer  solchen  Überzeugung  aus  naheliegenden  Gründen  doch  nur  einen 
sehr  verschleierten  Ausdruck  verleihen.  Daher  die  widerspruchsvollen 
Anschauungen,  die  sich  in  den  politischen  Teilen  der  staatswissen- 
schaftlichen Werke  jener  Zeit  finden. 

Diese  im  allgemeinen  nachweisbare  Thatsache  mufste  in  besonders 
hohem  Grade  bei  einem  Gelehrten  hervortreten,  der  die  holländischen 
Verhältnisse  aus  eigener  Anschauung  auf  das  genaueste  kannte.  Das 

•)  Vgl.  Einleitung  S.  13. 
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war  aber  der  Fall  bei  Johann  Joachim  Becher.  Wir  haben 
bereits  gesehen  %  dafs  seine  praktische  Thätigkeit  ihn  oft  nach  Hol- 
land gefuhrt  hatte.  Die  geistvolle  Lobrede  auf  Holland  in  seinem 
^Politischen  Discurs"  *),  sowie  der  umstand,  dafs  er  sich  stets  dort- 
hin wandte,  wenn  er  zur  Realisierung  seiner  Pläne  fremder  Hilfe  be- 
durfte, beweisen  zur  Genüge,  in  wie  hoher  Wertschätzung  diese  Re- 
publik bei  ihm  stand. 

Als  Beche^r  sie  zum  ersten  mal  besuchte  ^,  hatte  sie  den  Zenith 
ihrer  Macht  bereits  überschritten,  eine  Thatsache  freilich,  die  wohl 
nur  einem  Pieter  de  laCourt  voll  zum  Bewufstsein  gekommen  war. 

Mit  glühendem  Patriotismus  will  dieser  seinem  Volke  in  seinen 
Werken  die  Wege  weisen,  auf  denen  es  wandeln  müsse,  wenn  es  von 
seiner  Höhe  nicht  hinabsteigen  wolle.  Voran  steht  ihm  hier  die  Auf- 
rechterhaltung der  Republik,  die  er  gegenüber  den  Ansprüchen  der 
Oranier  nicht  genug  zu  verteidigen  weifs.  „Gott  bewahre  doch  Hol- 
land für  einem  Oberhaupt!"  ruft  er  aus  *),  denn  „zu  einer  monarchi- 
schen oder  einhäuptischen  Regierung  zu  verfallen,  ist  für  Holland 
ein  unwieder  aufstehender  Tod."  *) 

Dieser  Mann,  dessen  Werke  über  Holland  hinaus  in  Ansehen 
standen,  ist  der  einzige,  auf  den  Becher  in  seinem  „Politischen  Dis- 
curs"  einmal  Bezug  nimmt.  Persönlich  scheint  er  ihn  nicht  ge- 
kannt zu  haben,  wenigstens  finden  wir  seinen  Namen  nicht  unter 
den  Gelehrten,  mit  denen  er  in  Holland  in  Beziehung  getreten 
zu  sein  behauptet.  Um  so  sicherer  läfst  sich  aber  der  Einflufs  nach- 
weisen, den  die  politischen  Anschauimgen  des  freien  holländischen 
Republikaners  auf  den  kaiserlich  österreichischen  Kommerzienrat  ge- 
habt haben.  „Es  ist  eine  Pflicht  von  Republiken  und  grofsen  Städten'^, 
schreibt  de  la  Court,  „dieselben  so  volkreich,  stark  und  mächtig 
zu  machen,  als  immer  möglich  ist",  und  stellt  dem  als  eine  Pflicht 
der  Monarchen  gegenüber,  „gute  Sorge  zu  tragen,  dass  ihre  eigenen 
Unterthanen  also  machtlos  und  Unvermögens  bleiben,  dass  sie  die 
Satzungen  und  den  Gehorsamb  nicht  weigern  können".  ^) 


')  Im  biographischen  Teil. 

')  Siehe  dieselbe  im  Abschnitt  über  den  Handel. 

»)  Im  Jahre  1665. 

*)  Interesse  von  Holland  oder  Fondamenten  von  Hollands  Wohlfahrt  ange- 
wiesen durch  V.  D.  H.  (van  derHove  =  dela  Court).  Aus  dem  Nieder- 
ländischen in  das  Hochdeutsche  gebracht.    1665.    S.  33. 

«)  Ebenda  S.  102. 

*)  Interest  van  Holland. 
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Diesem  Gedankengang  folgend,  findet  Becher  ganz  offen  einen 
Vorzug  der  Eepubliken  gegenüber  den  Monarchieen  darin,  dafs  in 
jenen  nur  die  Interessen  des  Volkes  ausschlaggebend  seien,  während 
in  diesen  die  Interessen  der  Monarchen  denen  des  Volkes  feindlich 
gegenüberständen.  ^) 

Es  soll  hier  nicht  die  müfsige  Arbeit  geschehen,  bis  in  das  Ein- 
zelne den  Zusammenhang  de  la  Court' scher  und  Becher' scher 
Gedanken  zu  verfolgen.  Es  galt  nur,  im  allgemeinen  darauf  hinzu- 
weisen, dafs  auch  unser  Gelehrter  seine  politischen  Anschauungen 
in  Holland,  dieser  „hohen  Schule  der  Staatsmänner  und  Volkswirte''  *), 
zur  Reife  gebracht  hat.  Ich  ziehe  es  vor,  die  politischen  und  volks- 
wirtschaftlichen Leliren  Becher 's  im  Zusammenhang  zu  geben,  und 
werde  nur  dort,  wo  unstreitig  eine  Anlehnung  an  de  la  Court 
Torüegt,  im  Text  oder  in  den  Anmerkungen   darauf  Bezug  nehmen. 

Es  ist  nicht  möglich ,  die  Ansichten  B  e  c  h  e  r '  s  über  die  Ent- 
stehung des  Staates  einer  der  herrschenden  Theorieen  anzupassen, 
wenn  man  hier  und  dort  auch  Anklänge  an  dieselben  zu  finden  meint. 
Dank  seines  autodidaktischen  Bildungsganges  war  er  eine  zu  selbständige 
Natur,  um  nicht  auch  in  diesen  Fragen  seine  eigenen  Wege  zu  gehen, 
die  freilich  verworren  und  inkonsequent  genug  sind. 

Jeder  Mensch,  behauptet  er,  ist  frei  geboren.  Die  Abhängigkeit 
entsprang  erst  aus  der  Furcht  und  der  Bedürftigkeit.  Die  Ohnmaclit 
des  allein  auf  sich  gestellten  Menschen,  gepaart  mit  seinem  Trieb 
nach  Geselligkeit,  der  ihm  als  einem  animal  sociabile  angeboren  ist, 
treiben  ihn  zur  Gemeinschaft.  Die  Gesellschaft  ist  aber  nächst  der 
Vernunft  das  einzige,  was  das  menschliche  Leben  vom  „viehischen** 
unterscheidet,  und  in  ihr  allein  ist  „die  Grundursache  Anfang,  Mittel 
imd  End"  aller  Gesetze  und  Ordnungen  zu  suchen,  welche  die  Menschen, 
seien  sie  nun  Heiden  oder  Christen  gewesen,  zur  Erhaltung  eben  dieser 
Gesellschaft  aufgerichtet  haben.     Der  Mensch  hat  auch  nur  innerhalb 


*)  Schon  Zincke  sagt  in  seinem  Kommentar  S.  175:  Der  ^^republicanische 
Geist,  welcher  sonderlich  eine  mehrere  Freyheit  als  ein  blosses  monarchisches 
oder  aristokratisches  Regiment  verstattet ,  wird  aber  sehr  in  diesem  Buch  (der 
..Anwysing*'  de  la  Court' b)  gespüret.  Und  eben  dieser  zeigt  sich  auch  durch  das 
gantze  Buch  D,  Becher 's."  Die  .jAnwysing  der  heilsame  politike  Gronden  en 
Mftximen  van  de  Republice  van  Holland  en  Westvriesland  door  V.  D.  H."  ist 
eine  Umarbeitung  des  „Interest"'  die  1669  erschien,  also  zwischen  dem  Erscheinen 
der  ersten  und  zweiten  Auflage  des  „Politischen  Discurses'*.  Becher  scheint  den 
jinterest"  erst  in  dieser  Bearbeitung  kennen  gelernt  zu  haben,  denn  in  der  ersten 
Auilage  seines  Werkes   hatte  er  für  politische  Erwägungen   noch    keinen  Raum. 

*)  Röscher  a.  a.  0.  S.  227. 

■ 
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der  Gemeinde  die  Mögliclikeit,  jenen  Grad  menschlicher  Vollkommen- 
heit zu  erreichen,  zu  dem  er  nach  göttlichem  Ratschlufs  prädestiniert 
ist.  Ihn  dieser  Vollkommenheit  möglichst  nahe  zu  bringen,  ist  der 
einzige  Zweck  aller  Gesetze  und  die  erhabenste  und  höchste  Auf- 
gabe der  Obrigkeit,  die  „darum  vorhanden  seyen,  dass  sie  solche 
Menschen  in  dem  Stand  der  Menschheit  erhalten/  ^) 

Der  Stand  der  Menschheit  richtet  sich  aber  nach  dem  Schöpfer 
des  Menschen,  nach  Gott.  Da  Gott  den  Menschen  nach  seinem  Bilde 
gescliaffen  hat,  so  hatte  dieser,  ehe  er  sich  durch  den  Sündenfall  der  Gott- 
ähnlichkeit begab,  Teil  an  den  fünf  Haupteigenschaften  seines  Schöpfers. 
Dieselben  bestehen  aber  „in  der  vollkommenen  Erkändnus  Gottes,  als 
seiner  selbst,  in  der  höchsten  Ehr  und  Vollkommenheit,  in  der  Allwissen- 
heit, in  der  Allmächtigkeit  und  in  einer  ewigen  Unvergängliclikeit"'.  -) 
An  diesen  Eigenschaften  mufs  der  Mensch  teil  haben;  aber  erst,  wenn 
er  einen  Abglanz  aller  fünf  in  sich  vereinigt,  kann  er  sich  voller 
Glückseligkeit  rühmen.  „In  diesen  funflf  Stücken  bestehet  nun  nit  allein 
die  Menschheit,  und  ihre  Glückseeligkeit,  sondern  die  Gesetze  der 
Natur  Selbsten,  die  Menschen  wollen  etwas  glauben,  eine  Religion 
haben,  tugendhafft  seyn,  und  derowegen  geehrt  und  geachtet  werden, 
etwas  lernen,  studiren  und  wissen,  etwas  eigenes,  und  ihre  Nahrung 
haben,  lang  leben,  und  weil  man  ja  sterben  mufs,  sich  vermehren, 
um  seinen  Nahmen  zu  hinterlassen.'*  ^) 

Der  Mensch  ist  „nicht  vollkommen  glückselig,  wami  er  lang 
fromm  ist,  eine  gute  Religion  hat,  hingegen  veracht,  unwissend, 
arm  und  stetigs  kranck  ist,  noch  ist  er  nicht  glückseelig,  wann  er  laog 
fromm,  geehrt  aber  ganz  ungelehrt,  arm  und  kranck,  oder  fromm, 
ehrlich,  gelehrt,  aber  arm  und  kranck,  oder  auch  reich,  aber  kranck, 
oder  an  einem  von  diesen  einen  Mangel  hat,  dann  da  wird  ihm 
alsobald  viel  fehlen,  dahingegen  wann  er  alle  diese  fünf  Pancten 
vollkommen  beysammen  hat,  glückseelig  ist.'**) 

Becher  hat  seine  Glückseligkeits-  oder  Wohlfahrtstheorie  nicht 
in  ihren  Konsequenzen  ausgedacht.  AVenn  er  als  Endziel  mensch- 
lichen Daseins  die  Gottähnlichkeit  bezeichnet,  die  sich  nicht  in  der 
Menschheit  als  Gesamtheit,  sondern  in  jedem  einzelnen  Individuum  doku- 
mentieren soll,  so  durfte  er  der  Konsequenz  nicht  entgehen,  dafs 
gerade    die    von    diesem  Ziel    am   weitesten  Entfernten   der   gröfsten 

')  Politischer  Discurs,  1688.  S.  40. 

-)  Politischer  Discurs,  1688.  S.  40. 

3)  Politischer  Discurs.  1688,  S.  40. 

*)  Politischer  Discurs,  1688.  S.  41. 
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Eördernng  bedurften.  Zum  mindesten  werden  wir  erwarten,  dafs  er 
die  Möglichkeit  zur  wissenschaftlichen  Erkenntnis ,  zum  Besitz,  und 
zu  der  hohen  Lebensauffassung  zu  gelangen,  die  er  zur  Erreichung 
des  menschlichen  Endzweckes  für  erforderlich  hält,  für  alle  Menschen 
in  gleicher  Weise  eröffnet.  Das  ist  aber  keineswegs  der  Fall,  viel- 
mehr sieht  er  in  der  Sklayerei  und  Leibeigenschaft  Institutionen,  die 
mit  seiner  Theorie  vollständig  vereinbar  sind.  Im  Gegensatz  hierzu 
ist  es  freilich  sehr  konsequent,  wenn  er  der  Obrigkeit,  die  er  von 
Gott  herleitet,  weniger  die  Aufgabe  zuschreibt ,  die  Unterthanen  auf 
den  rechten  Weg  zur  Gottähnlichkeit  zu  leiten,  als  vielmehr  die 
Pflicht,  darauf  zu  achten,  dafs  dieselben  nicht  „zu  tief  aus  den 
Schranken  der  Menschheit  herausfallen".  „Das  Regiment  ist  gleich- 
sam der  Vormund  seiner  unverständigen  Unterthanen",  wie  Justi  es 
ausdrückt.  *) 

Auch  der  Frage,  ob  nicht  allein  der  Gottähulichste  zum  Herr- 
scherberuf zugelassen  werden  sollte,  tritt  unser  Gelehrter  nicht  näher, 
es  ist  ihm  vielleicht  kaum  eingefallen,  dafs  derselbe  mit  dem  Kaiser 
nicht  immer  identisch  zu  sein  brauchte.  Da  wir  aber  annehmen 
müssen,  dafs  eine  solche  Behauptung  der  Überzeugung  Becher's 
nicht  entsprochen  hätte,  so  werden  wir  uns  um  so  weniger  wundem 
dürfen,  wenn  er  solche  Fragen,  die  ihm  schon  ihres  rein  theoretischen 
Charakters  wegen  unsympathisch  waren,  unerörtert  läfst. 

Ist  die  Existenzberechtigung  der  Obrigkeit  als  einer  von  Gott 
eingesetzten  Institution  gerettet,  so  beginnt  Becher  mit  dem  ihm 
eigenen  Freimut,  ihr  ihre  Pflichten  und  Rechte  zuzuweisen,  nach- 
dem er  vorher  einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen  hat, 
welche  Regierungsform  am  geeignetsten  sei,  ein  Volk  auf  einen 
möglichst  hohen  Grad  von  „Menschheit"  zu  erheben.  Alle  Re- 
gierungsformen läfst  er  dabei  Revue  passieren,  die  geistliche,  die  mo- 
narchische, die  aristokratische,  die  demokratische  und  die  gemischte. 
Der  Mangel  einer  Erbfolge  in  der  geistlichen  Regierung  verleitet  die 
Herrscher  zu  sehr,  lediglich  ihrem  persönlichen  Interesse  zu  dienen, 
daS;  wie  wir  gehört  haben,  nicht  immer  das  Interesse  ihres  Landes 
ist.  Ihr  persönliches  Interesse  freilich  macht  sie  zum  Kriege  wenig 
geneigt,  ein  Vorzug,  der  wiederum  weltlichen  Herrschern  abgeht. 
Als  weitere  Vorzüge  der  mangelnden  Erbfolge  lassen  sich  noch 
geltend  machen,  dafs  Hafs  und  Mifsgunst  nicht  vererbt  werden 
können,    ebensowenig   wie   Gesetz   und    Rechte.     „Weltliche   Herren 

0  Staatswirtschaft,  Leipzig  1767,   §  121. 
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mässen  ihr  Parol  halten,  und  können  yor  ihre  Nachkommen  gnt- 
sprechen.^  Schliefslich  scheint  die  Geistlichkeit  zur  Regierung  geeignet 
weil  sie  über  dem  Gesetz  steht  und  in  einer  Person  Papst  und  Kaiser 
darstellen  kann. 

Die  monarchische  Regierung  hat  den  Übelstand,  dafs  sie  eben 
monarchisch  ist,  dafe  das  Wohl  und  Wehe  der  Unterthanen  nur 
dem  Willen  eines  Einzelnen  unterworfen  ist,  und  dafs  der  Wille 
dieses  Einzelnen  genügt,  die  Unterthanen  „öffters  in  grosse  Noth,  Ar- 
muth  und  blutige  Krieg"  zu  bringen,  „wegen  der  Monarchen  öffterer 
ohnersättlicher  Begierd,  ilir  Land  zu  erweitem,  Unverstand,  Faul- 
heit, Luxurieu,  Succession-Streit,  und  kurzem  Leben,  dadurch  die 
Unterthanen  kaum  dreyssig  Jahr  eine  beständige  Regirung  haben, 
und  meistentheils  den  HoflFbe dienten,  und  Räthen,  Vicarys,  Hoff- 
schrantzen,  und  Favoriten  unterworffen  seynd."  ^)  Viel  besser  sind  da 
schon  die  Bürger  einer  Republik  daran,  einer  Regierungsform,  die, 
wie  Becher  besonders  zu  bemerken  nicht  unterläfst,  auch  in  der 
Heiligen  Schrift  ihre  „Exerapel  und  Gründe**  hat.  Sie  sichert  ein 
beständiges  Regiment  ^.dann  die  Glieder  dieser  Regierung  nie 
alle  auff  einmahl  absterben  können."  ^)  Dem  Parteiwesen,  der  Kor- 
ruption und  den  Rangstreitigkeiten  öffnen  die  Republiken  freilich 
Thür  und  Thore,  trotzdem  aber  pflegen  sie  insgemein  doch  besser  zu 
florieren,  „als  die  Länder,  welche  durch  absolute  Herren  regiert 
werden".  ^) 

Der  gröfsten  Beliebtheit  erfreut  sich  die  gemischte  RegieruDg. 
der  sich  auch  das  heilige  römische  Reich  bedient.  Li  demselben 
repräsentiert  der  Kaiser  das  monarchische,  die  acht  Kurfürsten  das 
aristokratische  und  die  Fürsten,  Stände  und  Städte  das  demokra- 
tische Element.  Das  aristokratische  Element  ist  berufen,  „der 
groffen  Fürsten  und  Herren  und  in  der  Regirung  excedirende  Ge- 
müther im  Zaum  zu  halten,"  *)  andererseits  aber  auch  als  Vermittler 
zwischen  Herren  und  Unterthanen  zu  dienen,  die  sie  „in  einer  Bilantz  zu 


')  Politischer  Discurs,  1688,  8.  14. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  15.  So  findet  auch  Serra  einen  Vorzug  der 
venetianischen  Regierung  vor  anderen  darin,  dafs  sie  aus  150  Senatoren  bestände, 
die  nicht  alle  auf  einmal  absterben  könnten.  ..So  bleibt  in  der  Handelspolitüc 
eine  gewisse  Gleichheit  oder  Standhaftigkeit,  welche  an  anderen  Orten  ver- 
mifst  wird.*'  Schwarzkopf,  Beiträge  zur  Geschichte  der  nationalökonomischea 
Studien  in  Italien  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  S.  8. 

»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  15. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  15. 
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halten^  haben.  Hieraus  erwächst  aber  ein  Mangel  auch  dieser  Re- 
giemsgsform  y  denn  die  Aristokratie  braucht  nur  ihre  Pflicht  zu  ver- 
letzen,  um  mit  König  und  Unterthanen  in  Konflikt  zu  geraten. 
Frankreich,  England  und  Polen  bieten  dafür  genugsam  Beispiele. 
Der  gemischten  Regierung  erkennt  auch  Becher  die  Palme  zu,  doch 
nur,  wenn  sie  „in  Superlativo  Monarchisch,  —  in  Comparatiyo  Aristo- 
cratisch  und  in  Positivo  Demokratisch"  *)  ist.  Wir  müssen  unserem 
Gelehrten  dankbar  sein,  dafs  er  uns  seine  Ansicht  klarer  dargelegt 
hat  und  die  Regierung  für  sein  Ideal  erklärt,  „welche  ein  Weltliches 
Haupt,  das  eine  Succession  hat,  zur  Regirung  habe,  und  dass  diesem 
beigefügt  werden  Land -Stände,  welche  solches  obligiren,  imd  in  ter- 
minis  et  mntua  obligatione  halten,  drittens,  dass  die  Land-Stände  dem 
gemeinen  Land,  Bürgern,  Baum,  und  deren  Ausschuss  obligirt  seynd 
Rechnung  geben,  auff-  und  abgesetzt  werden  können."  -) 

Die  höchste  Macht  soll  freilich  immer  in  die  Hand  des  Regenten 
gelegt  sein,  von  dem  Becher  es  nicht  für  unnütz  hält,  ein  Ideal  in 
ausgeführten  Zügen  zu  entwerfen.  ^) 

Eine  ganze  Reihe  guter  Ratschläge  belehren  den  Fürsten, 
welcher  Tugenden  er  sich  vornehmlich  zu  befleifsigen  hat.  Er  soll 
Ordnung  halten,  „nicht  Brieff  schreiben ,  wann  man  in  die  Kirchen 
gehen,  nicht  jagen,  wann  man  zu  Rath  sitzen,  nicht  spielen,  wann 
man  Audientz  geben,  nicht  arbeiten,  wann  man  essen  soll."  Er 
muls  wissen,  „dafs  er  nit  alles  weifs,  aber  er  mufs  so  viel  wissen, 
dafs  er  etwas  weifs,  und  mehr  ein  Decisor  votorum,  als  Ja  Herr 
seyn."*)  Im  ganzen  gilt  bei  den  Regenten  als  Regel:  medio 
tutissimus  ibis,  er  sei  nicht  zu  fleifsig  ab(.'r  auch  nicht  zu  faul, 
denn  er  wird  gut  bezahlt.  Er  sei  nicht  zu  vergefslich  und  nicht  zu 
nachtragend,  nicht  zu  ungläubig  und  nicht  zu  leichtgläubig,  nicht 
zu  hochmütig  und  nicht  zu  herablassend.  Den  Unterthanen  gewähre 
er  seinen  persönlichen  Verkehr,  denn  je  melir  Zutritt  diese  zum 
Fürsten  haben,  um  so  behutsamer  müssen  die  Minister  gehen.  Er 
sei    auch    nicht    zu     sparsam     und     nicht    zu    verschwenderisch,  *) 

>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  19. 

')  PoÜtischer  Discurs,  1688,  S.  19.  Namentlich  in  dieson  Ausführungen 
acheint  Becher  durch  das   de  la  Court' sehe  Buch  beeinflufst  zu  sein. 

*)  In  der  ersten  Auflage  sind  diese  und  die  folgenden  Ausführungen  noch 
nicht  enthalten.  Solche  Verhaltungsmafsregeln  für  die  Fürsten  finden  sich  nament- 
lich bei  den  deutschen  Volkswirten  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  häufig. 

*)  PoHtischer  Discurs,  1688,  S.  21  f. 

•)  .Jst  der  Regent  ein  Jäger,  so  tragen  die  Jäger,  ist  er  ein  Comödiant, 
80  tragen  die  Comödianten,  ist  er  ein  Narr,  so  tragen  die  Schalcks-Narren  güldene 
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sondern  wisse  genau,  welche  Lasten  sein  Land  zu  tragen  vermag. 
Danach  richte  er  seine  Ausgaben  ein.  Grofse  Bauten  und  Hof- 
haltungen bilden  den  Hauptanreiz  zur  Verschwendimg  der  Regenten. 
Ein  guter  Fürst  jedoch  verthut  die  Steuern  nicht  „mit  Fressen. 
Sauffen ,  Comödien ,  Jagen  und  andern  Wollüsten ,"  sondern  legt  sie 
so  an,  „dafs  die  Unterthanen  mercken  und  spüren,  dass  es  zu  ihrem 
Nutzen  angewendet  ist".  ^)  Er  bete  auch  nicht  zu  viel  noch  zu  wenig, 
und  wenn  er  in  die  Kirche  geht,  so  geschehe  esy  nicht  um  der  Musik 
willen.  Kurz  er  halte  sich  in  allem  so,  dafs  er  jederzeit  sein  Herz 
oflFenbaren  könnte;  als  höchste  Tugenden  aber  zieren  ihn  Gerechti/:- 
keit  und  Barmherzigkeit,  aber  auch  sie  nur  mit  Mafs. 

Hat  der  Fürst  so  die  eigene  Person  mit  allen  Vorzügen  seines 
Standes  ausgerüstet,  so  achte  er  auf  seine  Diener,  dafs  sie  tüchtig 
und  ihren  Ämtern  gewachsen  seien.  Es  ist  aber  allezeit  ratsam, 
wenn  sie  mit  ihm  einer  Religion  sind,  denn  wie  kann  ein  Diener 
seinen  Herrn  lieben,  „den  er,  weil  er  widriger  Religion  ist,  glaul)et. 
dafs  er  in  die  HöU  komme,  und  selber,  krafift  seiner  ReligioD 
verdammet.'*  *)  Überhaupt  darf  die  Liebe  und  der  Diensteifer  der 
Diener  gegenüber  dem  Fürsten  keinen  äufseren  Einflüssen  unter- 
worfen sein.  Deshalb  hat  der  Regent  auch,  ehe  er  einen  LTnterthan 
in  seinen  Dienst  stellt,  genau  darauf  zu  achtem,  ob  derselbe  nicht 
daheim  seinem  Weibe  gehorchen  muss.  Ebenso  soll  der  Herr 
gegen  seine  Diener  „kein  andere  Lieb,  Geneigenheit  imd  Affecten 
haben,  als  die  von  nützlichen  Diensten  herrühret".  ^)  Diener,  die  sich 
selbst  Herrn  dünken,  schaden  den  Fürsten  nur,  indem  sie  seine 
Unterthanen  gegen  ihn  aufbringen.  Ein  rebellierender  Unterthan  ist 
aber  gefährlicher  als  zehn  ausländische  Feinde,  und  zu  w^elchem  Ende 
es  führen  kann,  beweisen  Spanien  und  Österreich,  die,  um  solcher 
Ursache   willen,  die  Niederlande  und  die  Schweiz  verloren  haben. 

Der  Regent  vergesse  nie,  dafs  er  der  erste  Diener  seiner  Unter- 
thanen ist,  die  er  zu  mehren  und  zu  bereichern  hat.  Es  geschieht 
das  auch  keineswegs  ohne  seinen  Privatnutzen,  denn,  ,.wo  die  Unter- 
thanen wohl   stehen,   der  Landesfürst  in  gleichem  w^ohl  stehen  mufs". 

Sehr  interessant  ist  es,  wie  Becher  sich  das  Verhältnis  der 
Unterthanen    zu   ihi'em  Fürsten  denkt.     Da    der    einzige    Zweck  der 


Ketten,  Gnaden-Pfennig.    Der  Regent   muss   gerad  durchgehen,    die   Tugend  be- 
lohnen, das  Laster  lassen."     Politischer  Discurs.  1688.  S.  25. 

»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  36. 

«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  30. 

»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  31. 
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Obrigkeit  darin  besteht,  die  Unterthanen  auf  einen  möglichst  hohen 
Grad  von  „Menschheit"  emporzuheben,  so  hat  sie  ihre  Existenz- 
berechtigung natürlich  verloren,  sobald  sie  diesen  Zweck  nicht  er- 
füllt Es  ist  also  ganz  konsequent,  wenn  Becher  eine  so  ungeratene 
Obrigkeit  einfach  des  Anspruchs  auf  den  Gehorsam  ihrer  Unter- 
thanen für  verlustig  erklärt.  Damit  begiebt  er  sich  aber  wiederum 
auf  so  gefahrliches  Gebiet,  dafs  man  sich  nicht  wundern  darf,  wenn 
er  im  Bestreben,  diese  Behauptung  jeder  unliebsamen  Mifsdeutung 
zu  entziehen,  sie  so  verklausuliert,  dafs  sie  schliefslich  als  überhaupt 
nicht  ausgesprochen  gelten  kann.  Bezeichnet  er  diese  Frage  doch 
selbst  als  eine,  deren  Entscheidung  „gemeiniglich  in  scyllä  oder 
charjbdi  anstöffet,  dann  gibt  man  der  Obrigkeit  E^cht,  so  erheben 
sie  sich  bald  in  Tyranney,  gibt  man  den  Unterthanen  Gleich,  so  ist 
ilmen  leicht  zur  Rebellion  zu  pfeiflFen."  ^) 

Es  bleibt  ihm  keineswegs  verborgen,  dafs  die  soziale  Stellung, 
in  der  sich  z.  B.  die  Leibeigenen  befanden,  durchaus  nicht  mit  der 
Glückseligkeit  in  Einklang  zu  bringen  ist,  als  deren  Förderer  die 
Obrigkeit  berufen  worden.  Er  rät  defshalb  allen  Unterthanen,  die 
sich  von  ihrer  Obrigkeit  bedrückt  glauben,  zu  falscher  Religion  ge- 
zwungen, oder  in  Armut,  Krieg  und  Unruhe  gebracht  sehen,  auszu- 
wandern. Zwingt  man  sie  als  Leibeigene  dazubleiben,  „so  sollen  sie 
alsdann,  wann  sie  sich  nit  wehren  können,  dennoch  dem  Bösen 
nicht  folgen,  sondern  viel  lieber  mit  Gut  und  Blut  solches  leyden, 
und  vor  eine  Straffe  von  GOtt  auffnehmen,  dafalls  sie  sich  aber 
wehren  können,  mögen  sie  zwar  solches  thun,  doch  nicht  weiter,  als 
biss  sie  ihre  Obrigkeit  wieder  von  dem  bösen  Vornehmen  in  ihr  vorig 
Ampt  gebracht.''  ^) 

Welche  Mittel  einem  wehrlosen  Volk  gegen  schlechte  Fürsten  zu 
Gebote  standen,  ist  in  den  Zeiten  der  absoluten  Monarchie  von 
menschenfreundlichen  Volkswirten  oft  erörtert  worden,  ohne  dafs  man 
dabei  über  den  für  Schollenpflichtige  Leibeigene  wenig  tröstlichen 
Bat  der  Auswanderung  hinauskam.  Auch  Luther  will  den  aufstän- 
dischen Bauern,  die  in  den  Evangelien  keine  Begründung  der  Leibeigen- 
schaft zu  finden  vermochten,  auf  Grund  von  Mathäus,  Kapitel  10 
Vers  23  ff.  nur  die  Auswanderung  gestatt(*n,  falls  das  bereits  von 
Augustin  empfohlene    Mittel     des     „tot    beten^*     nicht   fruchte.') 


^)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  44. 
*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  45. 
'j  Koscher  a.  a.  0.  S.  70. 
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Justiy  der  in  der  Blütezeit  des  Absolutismus  lebte,  geht  freilich 
nicht  einmal  so  weit.  Er  meint,  in  solchen  Fällen  sollten  die  obersten 
Staatsbedienten,  „die  hierzu*  als  Unterthan  und  Diener  des  Staats 
gedoppelte  Verbindlichkeiten  haben,  alle  Nebenabsichten  und  zeitlichen 
Vortheile  bey  Seite  setzen,  und  das  Herz  fassen,  wider  nachtheilige 
Unternehmungen  beweglich,  überzeugend  und  nachdrücklich,  jedoch 
ehrerbiethig  zu  reden,  wenn  sie  anders  als  rechtschaffene  Männer  ver- 
fahren wollten."  *)  Man  sollte  eine  solche  Sprache  auch  von  Becher 
erwarten,  nach  dessen  Auffassung  der  Obrigkeit,  als  ursprünglich  von 
Gott,  jeder  Widerstand  gegen  dieselbe  als  eine  Wiedersetzlichkeit 
gegen  diesen  erscheinen  mufs.  Er  scheint  sich  dessen  auch  bewufet 
geworden  zu  sein,  und  schränkt  demgemäfs  das  den  XJnterthanen 
verliehene  Recht  der  Rebellion  gebührend  ein.  Da  kein  Volk  seinen 
eigenen  Regenten  zur  Rechenscliaft  ziehen  und  richten  darf,  so  mufs 
das  Urteil,  wenn  dasselbe  ein  Recht  zur  Empörung  liat,  den  Nach- 
barn oder  anderen  Unparteiischen  überlassen  bleiben.  -) 

Wird  man  dieser  Unparteilichkeit  der  „Nachbarn*'  ohnehin  kein 
allzugrofses  Vertrauen  entgegenbringen  dürfen,  so  wird  dieselbe  noch 
zweifelhafter,  wenn  man  hört,  dafs  Becher  jedem  Fürsten  gestattet, 
ein  Land  ohne  weiteres  zu  annektieren,  dessen  Volk  er  schlecht 
regiert  glaubt.  Unser  Gelehrter  mochte  wohl  gefühlt  haben,  wie 
praktisch  undurchführbar  diese  volks freundlichen  Theorieen  seien,  und 
dafs  die  Bedrückten  kaum  auf  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  rechnen 
durften,  wenn  sie  dieselbe  von  seinen  Vorschlägen  erwarteten.  Darum 
spendet  er  wenigstens  Trost,  wo  die  Kraft  zu  helfen  ihm  versagt,  und 
prophezeit  den  ganzen  Zorn  des  Himmels  auf  das  Haupt  der  Fürsten 
herab,  die  ihr  Volk  in  Not  und  Drangsal  bringen.  Zu  wahrhaft 
poetischem  Schwünge  erhebt  sich  seine  Sprache,  wenn  er  die  Unter- 
drücker der  Rache  des  Himmels  versichert.  Es  thun  diejenigen 
,,Regenten  über  die  mafsen  übel,"  ruft  er  aus,  „ja  sie  begeben  sich 
all  ihrer  Gewalt,  welche  nur  ihrer  Uuterthanen,  als  des  Viehes  zu 
ihrem  privat  Nutzen  geniefsen,  aber  auff  ilirer  Unterthauen  Heil  weder 
zeitliche,  noch  ewige  Wohlfart  nicht  einmahl  gedencken,  sondern  sie 
darzu  noch  darvon  bringen,  also  verfolgen,  ausssaugen,  und  pressen,  dafs 
sie  in  Gottlosigkeit,  Verzweiffelung,  Armuth,  und  Elend  gerathen,  endlich 
von  Hauss  und  Hoff  mit  Weib,  und  Kind  lauffen,  oder  zu  Hauss 
sterben,  und  verderben  müssen,  und  ob  gleich  manchsmahl  die  Unter- 


^)  Staatswirtschaft  I  §  345. 

«   Politischer  Discurs,  1688.  S.  45. 
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thanen  wegen  zu  grofser  Gewalt  ihrer  Obern  solches  nicht  rächen, 
Boch  straffen,  noch  sich  befreyen  können,  so  bleibt  doch  die  ewige 
Straff  solchen  Regenten  nicht  auss,  und  kan  den  Seii£Ftzem,  und 
Thränen  der  armen  TJnterthanen,  und  ihrer  Kinder,  so  sie  gen  Himmel 
schicken,  der  Weg  nit  versperret  werden,  sondern  sie  gehen  hin- 
auff,  yermehren  sich,  und  fallen  dann  als  ein  Platzregen  und  ge- 
waltiger Hagel  eimnahl  unversehens  auff  dergleichen  Regenten,  dals 
sie  zeitlich  und  ewig  darunter  imtergehen/'  ^) 

Wir  haben  gehört,  welches  Amt  Becher  der  Obrigkeit  vor- 
Dehmlich  zuweist.  Es  besteht  nicht  nur  in  „Contributionen,  Steuren, 
Zöllen  und  dergleichen  Beneficien",  sondern  in  der  Sorge  für  „der 
Unterthanen  ewiges  und  zeitliches  Heil  und  Wohlfahrt '^ 

Sie  hat  die  Unterthanen  „in  der  Menschheit,  in  der  Glückselig- 
keit, und  in  den  Gesetzen  der  Natur  zu  erhalten,  damit  sie  dem 
Ebenbild  Gottes  gleich  bleiben,  und  durch  ihre  excess  darinnen  weder 
zu  Teuffein  noch  Bestien  werden^.*)  Es  ist  bereits  darauf  hinge- 
wiesen, dafs  unser  Gelehrter  die  Konsequenzen  dieser  Lehre  nicht 
zieht,  und  in  der  Leibeigenschaft  durchaus  keinen  Widerspruch  zu 
den  fünf  natürlichen  Gesetzen  findet,  die  darauf  beruhen,  dafs  der 
Mensch  Gott  erkennt,  dafs  er  tugendhaft  ist,  dafs  er  etwas  weifs, 
etwas  bat  und  dafs  er  lebt. 

Um  die  Leibeigenschaft  mit  diesen  Forderungen  in  Einklang  zu 
bringen,  bedarf  es  einer  mögUchst  milden  Definition  derselben,  um 
die  Becher  auch  nicht  verlegen  ist.  Dabei  macht  er  den  feinen 
Unterschied  zwischen  einer  christlichen  und  einer  heidnischen  Leib- 
eigenschaft, und  läfst  die  menschenfreundliche  Tendenz  der  ersteren 
der  Grausamkeit  der  letzteren  gegenüber  auf  das  vorteilhafteste  kon- 
trastieren. Denn  diese  „ist  anders  nichts,  als  eine  unbestürtzte  tyran- 
nische Gefangenschafft  gäntzlich  wider  die  Gesetze  der  Natur  streitend, 
die  Christliche  aber  ist,  wann  ein  Bauer  in  einem  Dorff  ist,  allda 
aufferzogen,  und  seinen  Feldbau ,  oder  ander  Einkommen  hat,  da  sag 
ich,  wann  er  Christlich  gehalten  wird,  dass  er  schuldig  seye  dazubleiben, 
und  keine  Neuerung  zu  machen,  angesehen,  man  einen  in  den  Gesetzen 
der  Natur  zu  halten  wol  zwingen  kan,  dieweil  man  einen ,  wann  er 
darwider  sündiget,  billiger  weiss  straffen  kan.^  ') 

Materiell  und  formell  eine  Definition,  die  weiter  keiner  Exitik  be- 


*)  Poütiscber  Discurs,  1688,  S.  46  f. 
«)  Poütiscber  Diecurs,  1688,  S.  47. 
*)  PoUtischer  Diacurs,  1688,  S.  46  f. 
SUatawinensobaftl.  Stadien.   '^•313  '^ 
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darf.  Dabei  lebte  Becher  in  einer  Zeit,  in  der  die  Reaktion  nach 
den  Bauernkriegen  ihren  Triumph  gefeiert  hatte!  ^)  Werden  wir 
auch  keineswegs  erwarten  dürfen,  dalüs  die  Volkswirte  fiir  eine  Ab- 
schaffung der  Leibeigenschaft  eintraten,  als  dieselbe  wirtschaftlidi 
noch  nicht  durchführbar  war,  so  mufs  es  uns  doch  Wunder  nehmen, 
dafs  sie  dort,  wo  sie  rein  theoretisch  den  Staat  konstruieren,  mit 
keinem  Wort  der  Unvollkommenheit  einer  solchen  Einrichtung  ge- 
denken. 

Becher  steht  hier  durchaus  nicht  allein.  In  Holland  herrschte 
sogar  die  Ansicht^,  dafs  die  Sklaverei  etwas  durchaus  Natürliches 
sei,  man  suchte  sogar  zu  beweisea,  dals  sie  nach  göttlichem  Rechte 
erlaubt  sei.*)  In  Deutschland  vertritt  diese  Ansicht  in  jener  Zeit 
auch  Pufendorf,  wenn  auch  nicht  so  schroff. 

Kein  Fürst,  und  mag  er  noch  so  sehr  dem  Ideal  Becher's 
entsprechen,  ist  imstande,  seine  gewaltige  Aufgabe,  die  Menschheit 
ihrer  verlorenen  Gottähnlichkeit  wieder  teilhaft  zu  machen,  allein 
durchzufuhren.  Darum  soll  er  sich  fünf  Kollegien  an  die  Seite 
stellen  „nach  Art  der  fünff  Puncten  menschlicher  Glückseligkeit"',^) 
deren  jedem  die  Pflege  je  eines  der  zur  Glückseligkeit  notwendigen 
Stücke  obliegen  soll.  Das  erste  ,,collegium  spirituale^  hat  über  die 
Reinheit  der  kirchlichen  Lehre,  über  die  beim  Gottesdienst  üblichen 
Bräuche  und  Ceremonieen  zu  wachen,  Acht  zu  geben  auf  den  Wandel 
der  Geistlichen ,  die  Pflege  der  Kirchengüter  *)  und  der  Armen.  Er 
teilt  dieses  Kollegium  in  vier  Klassen  ein,  wobei  er  dem  „consistorium 
casus  conscientiae^^  einschärft,  nicht  zu  „scrupulös^  zu  sein  und  der 
„Inquisition^  keine  Hexen  zu  machen,  wo  keine  sind.^)  Überhaupl;  soll 
die  Inquisition  nicht  nur  Acht  geben,  dafs  die  Leute  den  rechten 
Glauben  haben,  sondern  auch,  dafs  sie  in  diesem  Glauben  leben, 
„dann  was  ist  vor  ein  Unterscheid,  ob  ich  einem  mit  meiner  Religion, 


»)  Koscher  a.  a.  0.,  S.  122. 

')  Bei  GrotiuSfBoxhorn  und  anderen. 

•)  Laspeyres  a.  a.  0.  S.  111. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,    S.  47. 

*)  Doch  lasse  man  „die  Kirchen-Uüter  nimmermehr  über  die  Bürg^erliche 
Güter  wachsen."  ,,Dann  die  viele  Clöster  und  Christliche  Beneficia  derselben 
Verderben  seyn.**    Politischer  Discurs,  1688,  S.  49  f. 

•)  Auch  in  der  „Psychosophia" ,  1707,  S.  145,  eifert  Becher  gegen  die 
Hexenverbrennung,  da  es  überhaupt  keine  Hexen  gäbe,  soweit  ihre  Kunst  gegen 
die  Natur  gehe.  --  Diese  Grenze  ist  aber  für  Becher  eine  so  weite,  dafs  wir 
ihn  vom  Hexenglauben  trotzdem  nicht  freisprechen  können. 
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oder  mit  meinem  Leben  ärgere  ?''  ^)  Vom  Glaubenszwang  will  Becher 
nichts  wissen,  obgleich  er  es  für  die  gröfste  Sicherheit  eines 
Staates  hält,  wenn  das  ganze  Volk  eine  Religion  und  eine  Sprache  hat. 
Auch  das  „collegium  morale^  umfaist  yier  Unterabteilungen,  Ton 
denen  der  ersten  die  Inspektion  der  Sitten  obliegt,  während  die 
zweite  die  Normen  festzustellen  hat,  die  beim  Umgang  der  Menschen 
untereinander  gelten  sollen.  Die  dritte  hat  zu  wachen,  dafs  keine 
Vermischung  der  Stände  stattfindet,  und  die  vierte  entspricht  der 
Inquisition  des  ersten  Kollegiums,  indem  ihr  das  iudicium  morale 
zufällt*) 

Den  Tier  Klassen  des  „collegium  doctrinale''  hat  die  Erziehung 
nnd  das  gesamte  Unterrichtswesen  am  Herzen  zu  liegen.  Dem  „col- 
legiom  civile'*  fallen  die  wirtschaftlichen  Aufgaben  im  eigentlichen 
Sinne  zu,  während  schliefslich  das  „collegium  yitale^  die  Justiz  auszu- 
üben'), sowie  die  Vorkehrungen  zur  Wahrung  der  Gesimdheit  der 
Unterthanen  und  der  Sicherheit  des  Landes  zu  treffen  hat. 

Auch  diese  beiden  letzten  CoUegia  zerfallen  in  je  vier  Unter- 
abteilungen, die  häufig  untereinander  und  mit  den  anderen  CoUegiis 
Rates  pflegen  sollen,  damit  sie  sich  ihres  gemeinsamen  Zieles  bewufst 
bleiben  und  nicht  das  eine  auf  Kosten  des  anderen  demselben  zuzu- 
streben suche. 

Die  Befugnisse  dieser,  den  fünf  natürlichen  Gesetzen  ent- 
sprechenden Kollegien  erstrecken  sich  viel  weiter,  als  etwa  die  unserer 
modernen  Ministerien,  indem  Becher  ihnen,  ganz  im  Sinne  seines 
Zeitalters  eine  beaufsichtigende  Thätigkeit  bis  in  die  intimsten  Ver- 
hältnisse der  Familie  zuweist.  Das  alles  aber  nur  zum  Wohle  der 
ünterthanen,  die  von  der  Obrigkeit  auf  den  Pfad  der  Tugend  ge- 
leitet werden  müssen,  wo  eigene  Kurzsichtigkeit  ihnen  denselben 
Terschliefst.     Wie  sehr  das  Wohl  des  Volkes  stets  das  Prinzip  bildet, 

»)  Politischer  Discurs ,  1688,  S.  51.  In  der  „Psychosophia" ,  1707,  S.  42, 
eifert  Becher  gegen  die  Christen,  die  ärger  lebten  als  Heiden,  Türken  und 
Jaden,  „denn  des  Leibes  warten  sie  also,  dafs  aie  ihn  wie  ein  Schwein  mästen, 
aoch  sich  ihrer  viel  zu  Narren  oder  todt  saufTen,  ist  auch  ihr  eintzige  Sorg,  den 
Bauch  zu  Tersorgen,  derentwegen  meistenteils  toll,  voll.  In  den  Kleidern  wissen 
sie  nicht  Übermuth  genug  zu  gebrauchen,  noch  närrische,  üppige  Moden  auszu- 
finden  u.  s.  w/* 

•)  £b  würde  wohl  den  Intentionen  ß  e  c  h  e  r '  s  entsprechen ,  wenn  auch 
die  Verleihung  des  Adels  dem  coUegium  morale  obläge ,  da  man  denselben  nur 
durch  Tugend  sollte  verdienen  können,  während  nun  „Scharfrichter  und  Juden" 
geadelt  würden.    Psychosophia,  1707,  S.  62. 

*)  B  eche  r  ist  energischer  Gegner  der  Folter.    Psychosophia,  1707,  S.  286. 
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von  dem  er  alle  MafsDahmen  der  Regierung  geleitet  wissen  will,  er- 
kennen wir  erst,  wenn  wir  hören,  dafs  er  die  Obrigkeit  direkt  als 
Dienerin  der  Gremeinde  bezeichnet.  Man  vergesse  dabei  nicht,  dafs 
er  im  Zeitalter  eines  Ludwig  XIY.  schrieb,  dessen  stolzes  „Fetat 
c'est  moi^  in  manchem  deutschen  Duodezftirstenherzen  einen  yerstohlenen 
Wiederhall  fand.  Die  Obrigkeit  ist  der  Gemeinde  wegen  da,  sagt 
er,  nicht  die  Gemeinde  der  Obrigkeit  wegen,  und  wenn  die  Gemeinde 
in  zwei  Arten  von  Menschen  zerfallt,  in  solche,  welche  ihr  dienen, 
und  solche,  „welche  die  societatem  civilem  essentialiter  constituiren", 
so  gehört  die  Obrigkeit  zu  den  Dienern  der  Gremeinde,  neben  den 
Geistlichen,  Gelehrten,  Ärzten,  Apothekern,  Barbierem,  Badern  und 
Soldaten,  eine  Zusammenstellung  die  Z  i  n  c  k  e  noch  nach  hundert  Jahren 
nicht  „gar  zu  anständig  und  passend"  fand.  Der  Obrigkeit  als  dem 
ersten  Diener  des  Staates  schärft  Becher  vor  allem  drei  Haupt- 
Staatsregeln  ein,  die  den  Kern  seiner  ganzen  politischen  Weisheit 
bilden.  Sie  sorge  erstens  für  eine  reiche  BeTÖlkerung,  zweitens,  dafs 
dieselbe  reichliche  Nahrung  habe,  und  drittens,  wodurch  letzteres 
am  leichtesten  erreicht  wird,  dafs  sich  Gemeinden  bilden.  In  diesen 
mufs  Arbeitsteilung  herrschen,  damit  alle  leben  und  zusammen  ge- 
hören können.  ,,Volckreiche  nahrhaffte  Gemein,  in  diesen  dreyen  Worten 
bestehet  das  gantze  Auffnehmen  der  Unterthanen,''  und  als  eine  volk- 
reiche, nahrhafte  Gemeinde  definiert  er  auch  kurzweg  eine  Stadt  ^) 

Diese  drei  Kräfte  denkt  Becher  sich  in  steter  Wechselwirkung, 
denn  wie  „die  Yolckreichmachung  auss  der  Nahrung  eines  Orts  quillet, 
also  entspringet  die  Nahrung  auss  der  Gemeind."  •) 

Es  mag  schon  hier  hervorgehoben  werden,  dafs  Becher 
keineswegs  den  Irrtum  vieler  Merkantilisten  teilt,  denen  eine  mög- 
lichste Vermehrung  des  Volkes  unter  allen  Umständen  wünschenswert 
erscheint.  Einer  proletarischen  Volksvermehrung  tritt  er  energisch 
entgegen.  Nur  wo  die  Bedingung  der  Nahrung  erfüllt  ist,  findet  er 
sich  bereit,  selbst  Bettler  und  Sklaven  aus  der  Fremde  in  das  Land 
zu  ziehen.  Die  sechs  Arten  aber,  auf  die  ein  Mensch  sich  ernähren 
kann,  bestehen  im  Feldbau,  im  Handel,  im  Handwerk,  im  Studium, 
im  Dienst  als  Beamter,  im  Soldatendienst  und  schliefslich  darin,  dafs 
man  entweder  durch  Erbschaft ,  Heirat  oder  Gewinn  genug  errungen 
hat,  um  ein  Kapital  auf  Renten   legen  und  davon  leben  zu  können. 

Die  Gemeinde  im  engeren  Sinne  zerfällt  in  drei  Stände,  den  der 


>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  3. 
■)  PoUtischer  Discura,  1688,  S.  3. 
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Baaeni,  der  Handwerker  und  der  Kaufleute,  die  untereinander  zu 
Tennischen  ganz  wider  ihre  Natur  wäre,  ,,dann  gleich  wie  die&es 
elende  Handwercks-Leut  seind,  die  auff  ein  ungewisses,  nemlich  ohn- 
bestellte  Arbeit  machen,  hernach  solche  wohl  ein  Jahr  auff  dem 
Laden  haben,  ehe  sie  es,  und  bissweilen  auss  Noth  umb  halb  Geld  ver- 
kauffen,  oder  im  Land  herumb  von  einem  Jahrmarckt  zum  andern 
damit  lauffen,  und  mehr  Reyffgeld  verzehren,  als  sie  lösen ;  also  wären 
das  auch  unglückseelige  Bauren,  wann  sie  ihre  Feldarbeit  müfsten 
stehen  lassen,  und  ihre  Noththür£Ftigkeit  im  Handwerckswesen,  selbsten 
zu  Haufs  arbeiten,  ja  wie  langsame  schlechte  Kauff-Leut  wären  dieses, 
wann  sie  nichts  zu  verkauffen  hätten,  als  was  sie  selbsten  gemacht 
und  gezeugt".^)  Die  Stände  müssen  auch  stets  in  richtiger  Pro- 
portion stehen,  was  leider  nur  zu  häufig  nicht  der  Fall  ist. 

Im  Gegensatz  zu  Justi,  der  den  Adel  den  „Kern"  einer 
Nation  nennt  und  die  Ansicht  vertritt,  dafs  er  „zu  dem  Aufnehmen 
des  !Nahrungs8tandes  gar  viel  beiträgV^  hält  Becher  die  Edelleute 
für  einen  recht  entbehrlichen  Bestandteil  der  menschlichen  Gesell- 
schaft. Denn  abgesehen  davon,  dafs  sie  in  einem  nach  seinen 
Ideen  konstruierten  Staat  nichts  weniger  als  unentbehrlich  sind,  sucht  er 
ihnen  auch,  wo  er  kann,  etwas  anzuhängen.  Er  schreibt  z.  B.:  „so 
ist  bekandt,  dafs  dieselbe  per  se  nicht  arbeiten,  wäre  ihnen  auch 
eine  Schandt^),  müssen  derohalben  von  den  Bauren  ernehrt  werden,, 
diese  Edelleut  bringen  kein  Gelt  ins  Land,  sondern  nebmens 
Ton  den  Bauren,  schidcens  vor  Kleyder  in  die  Frembde,  oder  verthuns 
selbsten  darauss,  oder  legens  in  Kisten,  und  dieweil  sie  wenig,  oder 
nichts  darmit  handeln,  aber  solches  an  Orth  und  Ende  legen,  wo  die 
Bauren  das  Interesse  zahlen  müssen,  allda  es  dann  doppel  übel 
heget,  und  also  nichts  wieder  darmit  ins  Land  bringen,  noch  andere 
Leut  darmit  verlegen,  sind  weder  sie,  noch  ihr  Geld  der  Societati 
CiTÜi  viel  nütz,  noch  für  nahrbaffte  Menschen  zu  schätzen,  dieweil 
sie  selbsten  von  andern  armen  Leuten  müssen  ernehrt  werden."') 
Mag  man  diese  Bitterkeit  auch  zum  Teil  aus  den  schlimmen  Erfah- 
rungen erklären,  die  Becher  mit  Vertretern  dieses  Standes  gemacht 
hatte,  so  wird  man  sich  doch  auch  nicht  verhehlen  dürfen,  dafs   der 


')  Politischer  Discurs,  1688,  S.  10. 

*)  Das  ist  nicht  ironisch  zu  fassen,  mufste  doch  Colbert  ein  bereits  von 
Hichelieu  erlassenes  Edikt  erneuern,  das  den  Handel  als  eine  den  Adel  nicht 
entehrende  Beschäftigimg  proklamierte. 

')  Politischer  Discnrs  1688  S.  313. 
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Adel  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  seine  hohe  Tolkswirtschafüiclie 
Mission  keineswegs  glänzend  erfüllte.  0 

Je  weniger  er  aber  zur  Beglückung  seiner  Untergebenen  beitrug, 
um  so  unnützer  mufste  er  einem  Mann  wie  Becher  erscheinen,  dem 
die  Wohlfahrt  gerade  der  vom  Schicksal  weniger  Hochgestellten  am 
Herzen  lag,  und  der  rücksichtslos  daran  arbeitete,  dieselbe  zu  heben. 
Im  übrigen  mochte  es  zum  Trost  der  Edelleute  gereicht  haben,  dafs 
Becher  den  Stand  der  Geistlichkeit  mit  wenigen  Worten  als  einen 
ebenso  wenig  „nahrhafften'^  abthut,  was  natürlich  den  Gerüchten,  er 
stehe  der  Religion  sehr  kaltsinnig  gegenüber,  nur  neuen  Vorschub 
leisten  konnte. 

Wir  werden  nun  im  einzelnen  auszufuhren  haben,  wie  Becher 
-sich,  auf  Grund  des  Satzes,  „volckreiche  nahrhaffte  Gremein^,  das 
„Auffnehmen^^  der  Unterthanen  dachte. 


B.  Die  Landwirtschaft. 

Es  ist  oft  als  ein  besonderes  Verdienst  einzelner  Merkantilist^n 
hervorgehoben  worden,  wenn  sie  in  ihren  Werken  der  Landwirtschaft 
eine  hervorragende  Stellung  einräumten.  Ja  Röscher  geht  sogar 
so  weit,  von  Obre  cht,  dessen  merkantilistische  Denkweise  sich  in 
seiner  eigenen  Darstellung  der  Anschauungen  desselben  auf  das  Klarste 
dokumentiert,  zu  behaupten,  er  sei  kein  „Merkantilist''.  0 brecht 
rühmt  mit  Stobäus:  „agriculturam  aliarum  rerum^parentem  et  nn- 
tricem,  qua  bene  habente  etiam  cetera  yaleant.^'  Dieser  Satz  ist  für 
Koscher  ausschlaggebend,  trotzdem  er  weifs,  dafs  Ob  recht  sich 
Yon  einem   gut  getriebenen   Ackerbau   „grofse  Einkünfte^'   fiir  den 


^)  Dessenungeachtet  erscheint  es  doch  einseitig  tendenxiös,  wenn  Becher 
einen  Edelmann  folgendermafsen  schildert:  ,,£in  Cayalier  nimmt  seinen  Namen 
darvon,  dafs  er  reiten  könne,  wie  Horatius  sagt:  Nobilis  puer  neacit  haerere 
equo,  darum  wird  er  ein  Ca  valier  genennet;  je  mehr  und  besser  er  nnn 
reiten  kann,  je  besserer  Cavalier.  Je  mehr  und  besser  er  fluchen  kann,  and 
je  weniger  er  glaubet,  je  besserer  Cavalier,  dann  glauben  ist  pfaffisch;  je  insol' 
Tenter,  unverschämter,  zorniger,  tyrannischer  und  vermessener,  je  besserer  Ca- 
valier; je  weniger  er  studirt,  und  je  mehr  er  nichts  als  Schwören  und  Lügen 
weifs,  je  besserer  Cavalier;  je  weniger  Treu  und  Glauben,  je  besserer  Cavalier; 
je  mehr  er  sauffen,  fressen,  spielen,  tantzen,  huren  und  dominiren  kann,  je  besserer 
Cavalier;  je  mehr  er  schachern,  je  mehr  er  die  Unterthanen  beschweren,  schären 
und  schinden  kann,  durch  Krieg,  Haub,  Morden,  Sengen  und  Brennen  anderen 
das  Ihrige  nehmen  kann,  je  besserer  Cavalier  und  solche  lassen  keinen  andern 
neben   sich  passiren,   als  von  solcher  Qualität.*^     Psychosophia ,  1707,  S.  60  ff. 

318 


—     103    — 

Fiskus  Tersprach«  Als  ob  nicht  jeder  Staatsmann,  welchen  Wirtschaft- 
licheo  Anschanungen  er  anch  immer  huldigen  mochte,  den  Ackerbau 
iD  einer  Zeit  der  nationalen  Abschliefsung,  für  die  Grundlage  aller 
Volkswirtschaft  halten  mufste.  Weit  davon  entfernt  also  uns  darüber 
za  wundem,  dafs  einzelne  Schriftsteller  diesen  Punkt  besonders  her- 
vorheben, müssen  wir  yielmehr  bei  denen,  die  es  nicht  thun,  an- 
nehmen, sie  ständen  stillschweigend  ganz  auf  demselben  Standpunkt. 
Wie  hätten  sie  mit  allen  Kräften  für  die  Vermehrung  des  Volkes 
eintreten  können,  wenn  sie  die  Bedingungen  der  Volksernährung 
rahig  der  Vernachlässigung  anheimgeben  wollten.  Wbxq  es  nicht 
überhaupt  müfsig,  sich  mit  den  volkswirtschaftlichen  Anschauungen 
von  Leuten,  wie  Seckendorff,  Botero,  Ossa  und  anderen 
za  beschäftigen,  bei  denen  wir  die  Erkenntnis  eines  Malthus 
bereits  in  voller  Klarheit  finden,  wenn  wir  von  ihnen  annehmen 
wollten,  sie  suchten  das  Heil  eines  Staates  in  der  Volksvermehrung, 
ohne  sich  um  die  Yolksernährung  zu  kümmern?  Dann  müisten  wir 
allerdings  glauben,  die  Merkantilisten  wären  der  Ansicht  gewesen, 
man  könne  sich  von  Gold  nähren  und  mit  Silber  kleiden. 

Auch  Becher  ist  die  Ehre  zu  Teil  geworden  für  einen  be- 
sonders einsichtigen  Merkantilisten  gehalten  zu  werden,  weil  er  die 
Landwirtschaft  in  seinen  Werken  nicht  vernachlässigt  hat. 

In  der  That  räumt  er  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Nah- 
rang dem  Feldbau  den  ersten  Bang  ein.  Er  thut  dies  aber  nur  auf 
Grand  der  Hofihungen,  die  er  an  das  Gedeihen  der  Landwirtschaft 
für  den  Handel  knüpft.  Die  reichliche  Nahrung,  die  unter  seinen 
Forderungen  jederzeit  eine  hohe  Stellung  einnimmt,  bleibt  ihm,  wie 
wir  wissen,  doch  stets  nur  die  Vorbedingung  einer  gesunden  Be- 
Tölkerungsvermehrung,  und  wenn  er  den  Ackerbau  fördern,  ja  schliels- 
lich  soweit  gehen  will,  jedem  Erdenbürger  sein  eigenes  Stück  Land 
zuzuteilen,  wozu  die  Mutter  Erde  ja  Raum  genug  biete,  so  will  er 
es  eben  nur  im  Ausblick  auf  den  gesegneten  Einflufs,  den  eine  so 
,,leichte  Nahrung''  auf  die  Vermehrung  der  Bevölkerung,  damit  aber 
auch  auf  die  Manufakturen  und  den  Handel  ausüben  müfste.  Das 
sind  die  Gesichtspunkte,  die  ihn  leiten,  das  Gedeihen  der  Landwirt- 
schaft an  sich,  wenigstens  soweit  sie  den  Eeldbau  betrifft,  ist  ihm 
ganz  gleichgültig.  Seine  Einteilung  der  Bauern  in  Feldarbeiter, 
Bergleute  und  Hirten,  bzw.  Jäger,  sagt  uns  nicht  nur  das  Neben- 
sächliche, dals  er,  seiner  Zeit  gemäfs,  auch  den  Bergbau  in  die 
Landwirtschaft  einbegreift,  sondern  das  Wichtigere,  dafs  er  den  Berg- 
leuten  und  Hirten  die  gleiche  Bedeutung  zuweist  wie  den  Acker- 
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baaerD.  Der  Grund  dieser  Wertschätzimg  kann  uns  nicht  yerborgen 
bleiben,  sind  doch  die  Bergleute  nur  und  die  Hirten  und  Jäger  zum 
Teil  die  Produzenten  der  Rohstoffe,  die  nach  der  formbildenden 
Thätigkeit  der  Handwerker  in  die  Magazine  der  Kaufleute  wandern, 
um  Yon  hier  aus  womöglich  in  das  Ausland  yerkauft  zu  werden  und 
so  durch  den  Ebrlös  an  barer  Münze  das  Land  des  Glückes  teilhaft 
werden  zu  lassen,  das  es  nur  auf  diesem  Wege  zu  erreichen  vermag. 
Aber  der  Bauer  ist  es  nicht  nur,  der  in  letzter  Linie  dem  Handel 
seine  Nahrung  zufUhrt,  auch  die  Existenz  der  beiden  anderen  Stände 
ist  auf  das  engste  an  die  seinige  geknüpft,  denn  ein  einziger  Kauf- 
mann kann  die  Produkte  von  hundert  Handwerkern  verhandeln,  die 
ihm  diese  Produkte  jedoch  nicht  liefern  könnten,  wenn  nicht  hundert 
Bauern  vorher  die  nötigen  Rohstoffe  dazu  produziert  hätten.  Was 
Wunder  also,  wenn  Becher  den  Bauernstand  den  ersten,  grofsteo 
und  mächtigsten  nennt.  Er  ist  „der  erste,  dieweil  er  die  rohe  Ma- 
teri  gibt,  welche  der  Handwercksmann  verarbeitet,  und  der  Kauffinann 
verkaufft:  der  gröste,  dieweil  der  Bauren  am  meisten  seyn  müssen, 
und,  wie  gleich  vorher  gedacht,  ein  Handwercksmann  Torarbeiten  kan, 
was  ihme  hundert  Bauren  an  roher  Materi  lifferen  können:  der 
nöthigste  ist  er  zur  Gemeind  in  der  Nahrung,  dann  ohne  des  Banren 
Arbeit  hätte  der  Handwercksmann  kein  subjectum  zur  manufaktur^ 
und  ohne  diese  beyde  hätte  der  Kau£&nann  nichts  zu  verhandeln ;  dafs 
also  der  Bauersmann  nicht  allein  das  fundament  vom  Adelstand,  son- 
dern auch  der  Grund  von  dem  Civil-Stand  und  dessen  societät  ist/'^) 
Demgemäfs  hält  Becher  auch  von  einer  Stadt  nichts,  um  die 
herum  keine  Bauern  wohnen,  denn  ein  reger  Handelsverkehr  zwischen 
Stadt  und  Land  ist  nicht  nur  höchst  erspriefslich,  sondern  geradezu 
eine  Existenzbedingung  für  beide  Teile.  Den  ersten  Rang,  den  unser 
Gelehrter  den  Bauern  unter  den  drei  Ständen  anweist,  macht  er  ihnen  an 
anderer  Stelle  freilich  selbst  wieder  streitig,  indem  er  denselben  dort 
den  guten  Kaufleuten  einräumt,  die  er  als  die  Grundsäulen  der  drei 
Stände  bezeichnet,  weil  von  ihnen  der  Bauer,  von  diesem  der  Edel- 
mann, von  diesem  der  Fürst  und  von  allen  diesen  wieder  der  Kauf- 
mann lebe.  ^)    Dieser   circulus    vitiosus,    der   sehr   wohl   auch  Tom 


»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  6. 

')  Almlich  auch  im  .^Politischen  Discurs'S  1688,  S.  302 :  ,,So  ligt  die  eintzige 
Consumption  dieser  dreyen  Ständen,  mid  also  alle  ihre  Nahrung  allein  an  dem 
Kaufmann:  dann  von  diesem  lebt  der  Handwercksmann,  und  von  demselben  der 
Baur." 
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Handwerksmaim  seinen  Ausgangspunkt  nehmen  könnte,  löst  sich 
Becher  schliefslich  in  der  Erkenntnis  auf,  dafs  es  die  Konsumtion 
ist,  welche  die  drei  Stände  erhält,  sie  aneinander  bindet  und  sie  von- 
einander leben  macht.    ,,Die  Oonsumption  ist  ihre  Seel.'^  ^) 

Je  mehr  die  hohe  Bedeutung,  die  Becher  den  Bauern  und 
Eaufleuten  zuschreibt,  mit  dem  Grunderfordernis  seiner  yolkswirt- 
schaftlichen  Weisheit  „volckreiche,  nahrhaffte  Gemein**  in  Einklang 
steht,  um  so  weniger  harmoniert  sie,  bezüglich  der  Bauern  mit  der 
sozialen  Stellung,  die  denselben  im  siebenzehnten  Jahrhundert  noch 
angewiesen  war. 

Dieser  Kontrast  scheint  unserem  Autor  gar  nicht  zum  Bewufst« 
sein  gekommen  zu  sein,  wenigstens  haben  wir  gehört,  dafs  er  in  der 
Leibeigenschaft  eine  durchaus  berechtigte  Institution  sah.  Mag  sie 
das  auch  in  der  That  gewesen  sein,  so  sollte  man  doch  nach  der 
Glückseligkeitstheorie  Becher 's  erwarten,  er  werde  für  Hebung  der 
Volksbildung  eintreten,  um  auf  solcher  Grundlage  die  Aussicht  auf 
seinen  Theorieen  mehr  entsprechende  praktische  Verhältnisse  zu  er- 
öffnen. Aber  nichts  von  alledem.  Im  Gegenteil,  er  will  sogar 
Sklaven  einführen,  wo  immer  sich  ein  Mangel  an  Bauern  fühlbar 
mache,  und  der  Grundherr  gezwungen  sei,  die  Felder  teurer  durch 
sein  Gesinde  bearbeiten  zu  lassen.  Denn  Billigkeit  der  Produktion 
ist  ein  Haupterfordernis  in  der  Landwirtschaft,  damit  der  Landmann 
seine  Produkte  billig  absetzen  und  dadurch  die  Populosität  vermehren 
kann. 

Um  dem  Bauern  den  Absatz  seiner  Waren  unter  allen  Um- 
ständen zu  sichern,  empfiehlt  B  e  c  h  e  r  die  Gründung  eines  „allgemeinen 
Magazin-  und  Provianthauses^',  das  sich  zugleich  als  wirksames 
Mittel  gegen  die  vielen,  in  der  Landwirtschaft  herrschenden  Propolia 
erweisen  sollte.  Im  Umkreise  von  je  10  Meilen  müfste  ein  solches 
Magazin  stehen,  damit  es  von  jedem  Bauern  ohne  grofse  Beschwerde 
erreicht  werden  könnte.  Allhier  sollten  jährlich  von  einer  Yersamm- 
lang  von  Deputierten  und  Yisitatoren  die  Preise  der  Waren  für  das 
laufende  Jahr  festgesetzt  werden. 

Kein  Bauer  darf  weder  an  das  Magazin  noch  sonst  an  jemanden 
Waren  anders  als  um  den  vereinbarten  Satz  verkaufen.  Er  ist  nicht 
verpflichtet,  seine  Waren  im  Magazin  zu  veräufsern ;  will  er  es  jedoch 
thnn,  so  mufs  dieses  ihm  den  festgesetzten  Preis  zahlen,  wogegen  ihm 
das  Recht  zusteht,  mit  bescheidenem  Gewinn  zu  verkaufen,  wann  und 


>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  102. 
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wohin  es  will.  Obgleich  Becher  gestattet»  dafs  kleine  Kapitalien  für 
geringe  Interessen  im  Magazin  angelegt  werden,  ist  er  doch  weit  daTon 
entfernt,  in  diesen  Magazinen  dem  Staat,  der  natürlich  ihre  Leitung 
fuhrt,  ein  brauchbares  Mittel  zu  Handelsspekulationen  in  die  Hand  zu 
geben.  Sie  dienen  vielmehr  lediglich  dem  Zweck,  den  Bauern  den 
Absatz  ihrer  Waren  und  dem,  Lande  auch  in  Jahren  der  Mifs- 
ernte  einen  reichen  Vorrat  an  Lebensmitteln  zu  sichern,  der  eine 
Teuerung  zur  Unmöglichkeit  machen  würde.  ^) 

Alle  Magazinstädte  sollen  untereinander  und  mit  der  Haupt- 
magazinstadt in  Korrespondenz  stehen,  damit  die  Obrigkeit  stets 
weiss,  „wie  reich  gedachte  Städte  an  Vorrath  seyn,  und  wie  das 
gemeine  Landwesen  stehe".  ^) 

Es  sind  dieses  keineswegs  originelle  Gedanken  Becher 's.  Das 
Institut  der  Landmagazine  und  der  obrigkeitlichen  Taxen  waren  schon 
seit  lange  ein  Gegenstand  volkswirtschaftlicher  Erörterungen  und 
spielten  ja  noch  in  der  Wirtschaftspolitik  Friedrichs  des  Grofsen 
eine  Rolle. 

Der  Einführung  neuer  Kulturen  wandte  Becher  das  lebhafteste 
Interesse  zu,  das  er  auch  vielfach  praktisch  bethätigte.  Von  Erfolg 
begleitet  waren  jedoch  nur  seine  Bemühungen  um  die  Einführung 
der  Kartoflfel  *)  in  Deutschland,  während  seine  wiederholten  Versuche, 
den  Maulbeerbaum  und  damit  die  Seidenmanufaktur  in  seinem  Vater- 
lande heimisch  zu  machen,  an  den  Verhältnissen  scheiterten. 

Die  Erfindung  einer  transportablen  Sägemühle  *),  welche  die  Land- 
wirtschaft ihm  verdankte,  dient  mehr  dem  Gewerbe,  dem  durch  die- 
selbe ein  wichtiges  Rohmaterial  billig  zugeführt  wurde.  Es  sind  also 
seine  Verdienste  um  die  Landwirtschaft  im  engeren  Sinne  keine 
grofsen,  selbst  wenn  wir  den  „klugen  Hausvater"  als  sein  Werk  aner- 
kennen wollten,  der  neben  zahllosen  Ratschlägen,  deren  ein  praktischer 
Landwirt   kaum   bedurfte*),   ebenso    zahllose   andere   enthält,    deren 


')  Becher  empfiehlt  auch  die  Errichtung  eines  Reichs-Ärariums,  aus  welchem 
dem  Lande  in  der  Not  geholfen  werden  könnte. 

>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  239. 

")  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  6,  S.  6.  „Ich  habe  die  Americanische 
Putatos  oder  Erd-Aepffel  mit  sehr  gutem  Success  in  Oesterreich  gepflanzet,  welche 
gutes  £rodt,  Wein  und  Brand  wein  geben." 

*)  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  32,  S.  78. 

^)  Wann  die  yerschiedenen  Getreide  auszusäen  und  zu  ernten  seien,  wann 
man  Bäume  okulieren  und  beschneiden  müsse  etc.  Femer  enthält  er  Anweisungen 
zur  Vertilgung  von  Ungeziefer,  Heilung  kranker  Pflanzen  und  Tiere  etc. 
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NichtbefolguDg  nicht  imstande  wäre^   den   Buin   der  Landwirtschaft 
herbeizuführen.  ^) 

Weit  lebhafteres  Interesse  als  dem  Ackerbau  und  der  Viehzucht 
brachte  Becher,  wie  gesagt,  dem  Bergbau  entgegen,  in  dem  er 
eioe  rege  praktische  und  wissenschaftliche  Thätigkeit  entfaltete. 
Seiner  Bemühungen  bezüglich  des  Quecksilberbergwerkes  in  Oster- 
reich, sowie  seiner  Studienreise  nach  Schottland  in  seinen  letzten 
Lebensjahren  ist  bereits  gedacht.  Seine  chemischen  Schriften  er- 
weisen durch  ihr  reiches  Material,  welche  Tüchtigkeit  und  wie  aus- 
gedehnte Kenntnisse  er  auf  diesem  Gebiete  besafs.  Leider  hinderten 
ihn  dieseben  nicht  an  den  schwindelhaftesten  Projekten.  Nicht  nur,  dafs 
er,  wie  wir  wissen,  in  der  Alchymie  praktisch  und  wissenschaftlich 
einen  Eifer  bewies,  der  gröfserer  Erfolge  würdig  gewesen  wäre,  er 
fafste  sogar  den  abenteuerlichen  Gedanken,  aus  Wasser  Bausteine 
herzustellen*)  und  Metalle  zu  säen,  damit  sie  sich  in  der  Erde  ver- 
mehrten. ^)  Auf  seine  zahlreichen  Irrtümer  auf  diesem  Gebiete  ein- 
zugehen, läge  aufserhalb  der  Grenzen  dieser  Schrift. 


C.  Das  BeTolkemngswesen.^) 

Als  die  erste  Staffel,  die  zum  Gipfel  der  Volkswohlfahrt  empor- 
ftthrt,  galt  den  Merkantilisten  eine  Politik,  die  auf  eine  möglichst 
grofse  Vermehrung  der  Bevölkerung  hinzielte.  Und  eine  so  grofse 
Bedeutung  messen  sie  ihr  bei,  dafs  sie  in  ihr  oft  bereits  alle  Pro- 
bleme der  Volkswirtschaft  gelöst  finden.  Dabei  lassen  sie  den  Zu- 
sammenhang, der  zwischen  der  Bevölkerung  und  der  Nahrung  eines 
Landes  besteht,  selten  aus  dem  Auge.  Meist  freilich  wird  dieser  Zu- 
sammenhang dahin  gedeutet,  dafs  eine  zahreiche  Bevölkerung  schon 
Ton  selbst  eine  reiche  Nahrung  nach  sich  ziehen  werde.  Anders, 
aber,  wie  wir  sehen  werden,  nicht  so  konsequent,  argumentiert 
Becher.    Ihm  ist  die  Nahrung  die  Angel   „wodurch  man  die  Leut 


*)  Hezepte  für  behexte  Tiere,  die  selbst  auf  Zauberei  beruhen,  trotzdem  der 
Verfasser  es  selten  unterläfst,  durch  ein  abschliefsendes  „probatum  est"  dem  Ver- 
trauen auf  die  Heilkraft  derselben  noch  einen  besonderen  Anstofs  zu  geben.  Ein 
Teil  enthält  ein  vollständiges  Lehrbuch  des  Jägerjargon. 

«)  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  27,  S.  63. 

*)  Närrische  Weisheit,  1683,  I,  Nr.  36,  S.  83. 

*)  Die  Ansichten  Becher 's  über  das  Bevölkerungswesen  behandelt  ein- 
gehend bereits:  J  olles,  „Die  Ansichten  der  deutschen  nationalökonomischen 
Schriftsteller  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  über  Bevölkerungswesen."   Jena  1886. 
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herzulocket*^  Für  eine  proletarische  VolksYermehning  ist  er  aber 
nicht  zu  haben;  „dann  Tiel  Leut  in  einem  Land,  und  keine  Nah- 
rung darzuy  ist  demselben  mehr  schädlich  als  nützlich ,  es  macht 
Müfsiggänger y  Dieb,  Mörder ,  Bebellen ,  Bettler ,  die  ad  Societatem 
Ciyilem  gar  nicht  gehören,  sondern  yielmehr  tanquam  putrida  membra 
davon  zu  scheiden  seynd,  dann  sie  gehören  nicht  zur  Gemein, 
indem  sie  solche  trennen,  und  verhindern,  dann  dieweil  die  Seele  der 
Gemein  in  vielen  narhafiften  Menschen  bestehet,  die  Mörder  und 
Bebellen  aber  die  Vielheit  der  Menschen  schwächen,  und  aus  dem 
Weg  räumen,  die  MüTsiggänger ,  Dieb  und  Bettler  aber,  die  Ge- 
mein an  ihrer  Nahrung  schwächen,  indem  jene  nichts  arbeiten,  und 
diese  das  verarbeitete  der  Gemein  entziehen,  also  sind  solche 
Leut  freilich  nicht  zu  leyden,  und  besser,  dafs  gar  keine  als  eine 
solche  liederliche  Gemein  in  einem  Land  wäre,  dann  sie  einem 
Land  kein  Schandflecken,  gleichwie  eine  nahrhaffte  Gemein  dem- 
selben eine  Zierde  ist,  ich  verstehe  aber  durch  die  volckreicbe  nahr- 
haffte Gemein  ehrliche  Leut,  welche  sich  ehrlich  zu  ernehren  suchen 
und  können,  damit  sie  in  private  ihre  Weib  und  Kinder  ehrlich  er- 
nehren, und  nicht  der  Gemein  über  den  Halfs  schicken,  in  publico 
aber  ihrer  Obrigkeit  und  Landtsfürsten  zur  Elrhaltung  der  Begierung, 
und  im  Fall  der  Noth  eine  Beysteuer  geben  mögen."  ^)  Es  ist  der  „civil 
societät  verträglicher,  dafs  viel  mittelmäfsige  reiche  Leut  als  nur  etliche 
wenige  hauptreiche  Monopolisten  in  ihrer  Gemeind  seyend,  also  ist  hin- 
gegen gedachter  Gemeind  auch  nützlich,  wann  sie  eine  gewisse  Anzahl 
mittelmäfsig  reicher  Leut,  als  ein  übergrofse  klänge  Bettler  und  arme 
Polypolisten  in  ihrer  Gemeind  hat,  dann  solche  Leut  —  im  Fall  der  Noth 
oder  Belagerung  eines  Orths,  entweder  aus  Hunger  selber  rebelliren 
oder  mit  Schand  dem  Feind  zugewiesen  werden  müssen".  Die  Nahrung 
ist  aber  auch  die  einzige  Bedingung,  die  Becher  an  die  Volksver- 
mehrung knüpft.  Ist  sie  erfüllt,  so  ist  ihm  jedes  Mittel  zur  För- 
derung der  Populosität  willkommen.  Und  wie  leicht  erfüllt  sich 
diese  Bedingung.  Ja,  Becher  hebt  sie  so  gut  wie  ganz  auf,  wenn 
nach  seiner  Überzeugung  eben  die  Populierung  es  ist,  welche  die 
leichte  Nahrung  fördert,  die  ihrerseits  wiederum  die  Populierung 
verstärkt.  So  geht  es  fort  in  einem  ewigen,  beständigen  Cirkel,  in- 
dem die  Wirkung  stets  ihre  Ursache  ablöst.  Aber  nicht  nur  das 
ökonomische  Interesse,  auch  die  Machtfrage  kommt  hier  in  Betracht, 
denn  je  volkreicher  eine  Stadt  ist,  je  mächtiger  ist  sie  auch,   wäh- 


*)  Politischer  Discurs,  1668,  S.  310. 
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rend  Tolkarme  Länder  sich  nicht  verteidigen  können  und  jedem  zur 
Beute  werden,  der  sie  befehdet  ^).  In  diesem  Sinne  billigt  unser  Ge- 
lehrter sogar  das  Verbot  von  Maschinen. 

Wo  Nahrung  vorhanden  ist,  die  aber  durch  Arbeitermangel  gar 
nicht  oder  nur  mit  grofsen  Kosten  gehoben  werden  kann,  da  ist 
Becher  sogar  für  Einführung  von  Negersklaven,  „Landgut  aber, 
ohne  ünterthanen",  schreibt  er,  „bringt  Schaden,  wenn  man  durch 
Gesinde  das  Feld  bauen  lassen  mufs.  Im  Königreich  Böhmen  giebt 
es  Sklaven  und  Leibeigene,  die  alles,  was  sie  haben,  dem  Edelmann 
geben  müssen,  darum  wundert  mich,  warum  man  nicht  in  Europa  den 
Sklavenhandel  zulassen  will,  da  man  doch  solchen  in  Amerika  ge- 
stattet, man  könnte  ja  Mohren  genug  in  Deutschland  bringen  und  sie 
anstatt  der  Bauern  gebrauchen,  solcher  gestalt  konnte  manches  Stück 
leeres  Land  mit  Volk  besetzt  und  bebaut  werden,  wäre  auch  den 
Mohren  selbsten  wohl.  Über  dieses  giebt  es  noch  in  der  Türkey  viel 
Christen  Sklaven  zu  kaufen,  welche  erlöset  gerne  eine  Zeitlang  vor 
Bauern  arbeiten  würden." 

Um  unseren  Gelehrten  hier  wohl  zu  verstehen,  müssen  wir  uns 
dessen  erinnern,  dafs  er  mit  den  Begriffen  der  Leibeigenschaft  und 
Sklaverei  keineswegs  die  Vorstellung  eines  menschenunwürdigen  Da- 
seins verbindet.  Im  „Politischen  Discurs"  schreibt  er  z.  B. :  „um  die 
Güter  in  Deutschland  zu  bestellen,  müssen  theuer  Gesind  unter  Kost 
und  Lohn  erhalten  werden,  in  Indien,  wer  nicht  selber  arbeiten  will, 
mag  Sklaven  kauffen,  welchen  er  weiters  weder  Kost  noch  Lohn 
giebt,  und  kan  demnach,  so  die  Sach  in  guter  Ordre  gestellt  ist,  ein 
solcher  Sklav  täglich  eines  halben  Thalers  werth  nützen,  und  thut 
in  seiner  Sklaverey  weniger  Arbeit,  ja  ist  glückseliger  als  unser 
Hochteutsches  Gesind  in  ihrer  Freiheit".*)  Aus  demselben  Grunde  will 
er  sogar  fremde  Bettler  in  das  Land  rufen,  die  in  seinem  Werk- 
hause dem  Staat  immer  noch  grofse  Dienste  leisten  können.  Ge- 
fährlicher klingt  es  freilich,  wenn  er  behauptet,  dafs  Diebe  und 
Mörder  nur  gehängt  werden,  weil  sie  die  NahruT?g  und  die  Popu- 
losität  vermindern  und  daran  die  Betrachtung  knüpft,  wie  viel  ver- 
nünftiger es  wäre,  wenn  man  sie  im  "Werkhause  ihr  Vergehen  an  der 
Gemeinde  wieder  gut  zu  machen  zwänge.  ^) 

Die    Gefahr   einer   Übervölkerung   fürchtet   Becher  nicht,   so 


»)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  2. 

«)  Vgl.  anch  Politischer  Discure,  1688,  S.  1129. 

')  Vgl.  das  im  Abschnitt  über  das  Gewerbe  hierüber  Gesagte. 
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lange  nur  eine  yernünftige  Volkswirtschaft  im  Lande  gefuhrt  würde. 
Die  Welt  könne  noch  zehn  mal  mehr  Menschen  ernähren  als  jetzt  in 
ihr  lebten. 

Wer  nach  dem  Vorhergehenden  bei  Becher  eine  hohe  Achtung 
vor  den  Frauen,  denen  doch  die  wichtigste  Aufgabe  im  Völkerleben 
zufallt,  voraussetzen  sollte,  fände  sich  bitter  enttäuscht  Die  Ehe  ist 
ihm  zwar  eine  der  wichtigsten  Einrichtungen  im  menschlichen  Leben, 
aber  nur  um  der  in  derselben  zu  zeugenden  Kinder  willen.  Gott  hat 
das  Weib  nur  geschaffen,  damit  Menschen  geboren  werden  und  Gesell- 
schaften sich  gründen  können^);  sie  ist  also  lediglich  Mittel  zum 
Zweck.  Dieser  Zweck  freilich  ist  ein  hoher  und  heiliger.  „So  be» 
schwerlich  das  Sterben  ist^,  schreibt  er,  „so  beschwerlich  ist  auch 
das  Kinder  zeugen.  Es  sind  aber  eben  dieses  die  zwei  Schulden  und 
Contributionen,  die  wir  in  dieser  Welt  der  Natur  bezahlen  müssen. 
Mit  diesem  Beding  werden  wir  gezeuget  und  kommen  in  die  Welt^ 
dafs  wir  zeugen  sollen."  Und  an  einer  anderen  Stelle,  „willst  du 
aber  wissen,  wie  der  Mensch  sich  wieder  verjüngeren  könne  und  was 
der  rechte  homuncio  Paracelsi  sey,  so  gehe  hin,  heurathe  ein  Weib 
und  zeuge  Kinder,  so  wird  dein  Geschlecht  in  den  Kindern  fort- 
gesetzt. ^)  Somit  scheint  es  nur  natürlich,  wenn  er  die  Monogamie 
nur  nebenbei  dadurch  stützt,  dafs  sie  „in  der  heiligen  Schrift  ge- 
gründet ist",  für  wesentlicher  aber  ihre  „natürliche  und  politische 
Ursachen  und  Rechten"  ansieht,  „denn  das  Volk  in  Europa  beiderley 
Geschlechts  ist  sehr  fruchtbar  und  hat  mancher  gemeine  Mann  ein 
gantz  Dutzend  Sander  zu  Haufs  von  einer  Frauen,  was  würde  erst 
seyn,  wann  er  viel  hätte.  Der  Menschen  seynd  bereits  so  zuTiel, 
ohne  einer  so  grofsen  Menge,  so  in  dem  Kriege  erschlagen  wird 
und  umkommt.^^  ^) 


>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  1,  Psychosophia,  1707,  S.  107. 

•)  Psychosophia,  1703,  S.  256. 

')  Psychosophia,  1707,  S.  272.  Der  Ausspruch,  dafs  der  Menschen  bereits  so  zu- 
viel sein,  ist  Röscher  (..Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland'*,  S.  289) 
ein  Beweis  für  die  Wendung,  die  Becher 's  theoretische  Anschauungen  in  seinem 
Alter  genommen  hätten,  während  J  o  1 1  e  s  (a.  a.  O.  S.  24  f.)  in  ihm  nur  beifsende 
Ironie  erblickt.  Ich  neige  entschieden  der  Ansicht  des  Letzteren  zu,  abgesehen 
davon,  dafs  alle  Ausfuhrungen  Becher's.  in  denen  Röscher  jene  theoretische 
Wendung  zu  bemerken  glaubt,  sich  mir  sehr  wohl  mit  seinen  früher  entwickelten 
Anschauungen  zu  vertragen  scheinen,  tritt  er  in  der  „Psychosophie"  selbst  ebenso  för 
möglichste  Populosität  ein  wie  im  „Politischen  Discurs".  Dagegen  macht  sich 
eine  gewisse,  wohl  verständliche  Bitterkeit,  die  wir  in  Becher's  Schriften  be- 
gegnen,  auch  in  diesem  Werk  geltend,  und  ihr  ist  wohl  auch  jene  Äusserung  zn- 
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Im  Orient,  wo  ein  Mann  oft  von  vielen  Frauen  nur  ein  paar 
Kinder  habe,  welTs  Becher  auch  gegen  die  Polygamie  nichts  an- 
zuführen. Der  Prostitution  steht  er  nicht  gerade  feindlich  gegen- 
über,  sondern  betrachtet  sie  als  ein  notwendiges  Übel  Man  sollte 
nur  auch  die  Konsequenzen  derselben  ziehen  und  Spitäler  für  die 
Lustsiechen  bauen,  „welches  in  grofsen  Städten  nicht  wohl  zu  hin- 
dern ist^),  sowie  Findelhäuser,  worinnen  man  die  Hurenkinder  auf- 
eiziehet  und  dadurch  das  Abtreiben  der  Frucht  und  Totschlag  der  ' 
kleinen  Kinder  yerhütet".  *) 

AU  dem  gegenüber  ist  natürlich  der  Ehestand  zu  empfehlen,  für 
den  Becher  eine  lange  Keihe  guter  Ratschläge  bereit  hat,  bei  denen 
es  an  kleinen  Seitenhieben  auf  die  Frauen  keineswegs  mangelt.  Es 
gehört  ein  guter  Teil  Verstand  und  Vorsicht  dazu,  eine  vernünftige 
Ehe  einzugehen.  Vor  allem  achte  man  darauf,  dafs  die  zu  er- 
wählende Gattin  von  der  gleichen  Religion,  der  gleichen  Nation  und 
dem  gleichen  Stande  sei.  Ehen  zwischen  Deutschen  jmd  Franzosen 
haben  selten  einen  guten  Ausgang.  Nicht  minder  wichtig  ist,  dafs 
des  Mädchens  Tugend  makellos  sei,  sowie  dafs  sie  über  Mittel  ver- 
foge,  falls  der  Bräutigam  allein  nicht  imstande  ist,  eine  Familie  zu 
ernähren.  Von  gröfster  Wichtigkeit  sind  schliefslich  Gesundheit  und 
passendes  Alter  der  Braut,  die  allein  eine  gesunde  Nachkommenschaft 
Terbürgen.  AUe  Ehen,  aus  welchen  Gründen  sie  immer  geschlossen 
wurden,  von  denen  keine  Kinder  zu  hoffen,  sind  verwerflich  und  von 
der  Obrigkeit  zu  verbieten,  der  trotz  der  Pfaffen  auch  das  Recht  zu- 
stehen soll,  imfruchtbare  Ehen  zu  trennen. 


zQschreiben.  Dieselbe  wird  noch  verständlicher,  wenn  man  seine  Klagen  liest 
PsTchosophia  Nr.  115),  wie  durch  Nichtbeachtung  seiner  Katschläge  die  „Eaiserl. 
Erblande  so  heruntergekommen  seien,  dafs  sie  meistens  ruiniert  imd  nichts  als 
Annat,  Not  und  Elend  gemein  haben,  und  noch  dazu  so  viel  unglückseUger  sein, 
dafs  diejenige,  so  ihnen  helfen  sollen,  nicht  wollen,  und  die  da  wollen,  nicht 
sollen,  welches  dann  die  gröfseste  Strafe  ist,  die  einem  Lande  widerfahren  kann'^ 
Behält  man  im  Auge,  wie  nach  Becher  Nahrung  und  Populosität  immer  in 
riditigem  Verhältnis  zu  einander  stehen  sollen,  so  wird  man  es  begreiflich  finden, 
wenn  er  angesichts  so  desolater  Wirtschaft,  dort  bitter  über  Übervölkerung  spottet, 
vo  sonst  noch  zehnmal  mehr  Menschen  leben  könnten. 

')  Psychosophia,  1707,  S.  268. 

•)  Psychosophia,  1707,  S.  270.  Auf  den  sittlichen  Standpunkt  Se-ckendorff*s, 
der  Bastarde  und  Findlinge  aus  Sittlichkeitsgründen  nicht  in  die  Kinderhäuser  auf- 
genommen wissen  wollte,  konnte  Becher  sich  nicht  erheben.  Man  darf  ihm  das 
in  einer  Zeit,  in  der  noch  ganz  andere  Batschläge  als  die  seinigen  in  die  Praxis 
nmgesetzt  wurden,  nicht  verargen. 
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Daf 8  übrigens  die  Becher'  sehe  Auffassung  der  Ehe^  so  sehr 
üe  sich  auf  den  rein  natürlichen  Zweck  derselben  gründet,  tieferer 
ethischer  Momente  nicht  entbehrte,  beweist  uns  seine,  in  fast  lu- 
therischer Derbheit  geführte  Polemik  gegen  die  Klöster,  die  den 
Ehestand  yerhindem.  „Was  will",  so  schreibt  er,  „das  Kloster-Leben 
gegen  den  Ehestand  sagen,  sie  haben  darin  die  Keuschheit,  den 
Gehorsam  und  die  Armuth.  In  dem  Ehestand  kan  man  wohl  so 
keusch  und  noch  keuscher  als  in  den  Klöstern  leben.  Der  Gehorsam, 
den  in  dem  Ehestande  Eheleute  gegen  einander  Selbsten  halten,  und 
dann,  den  sie  der  Obrigkeit  leisten  und  Contribution  geben  müssen, 
ist  weit  gröfser  und  strenger  als  der  in  den  Klöstern,  der  meistens 
in  Ceremonien  besteht,  die  Armuth,  so  in  manchem  Ehestand,  ist 
eine  rechte,  wahre  und  solche  Armuth,  die  ehrlichen  Eltern  ins 
Hertz  schneidet,  wenn  sie  ihre  armen  Kinder  hart  leiden  sehen  und 
ihnen  nichts  hinterlassen  können,  hingegen  die  Armuth  in  den  Klö- 
stern ist  eine  erdichtete  Armuth,  ihr  Bettlen  ist  ein  Faullenzen,  alle 
Eheleut  würden  gern  zu  solcher  Armuth  ein  Gelübde  thun  und 
nichts  irgend  zu  besitzen  yerlangen,  wann  ihnen  ihre  Obrigkeit  Nah- 
rung, warme  Stuben,  Kleider,  Essen  und  Trinken  umsonst  gäbe,  zu- 
mal wenn  sie  dafür  nichts  arbeiten  dürften,  wie  in  den  Klöstern  ge- 
schieht." 


D.  Das  Gewerbe. 

Bereits  in  der  Einleitung  ist  die  Stellung  charakterisiert  worden, 
welche  die  Industrie  im  System  des  Merkantilismus  einnimmt.  Theorie 
und  Praxis  stimmen  darin  überein,  dafs  von  der  Blüte  derselben 
die  Wohlfahrt  eines  Volkes  im  wesentlichen  abhänge  und  lassen 
daher  kein  Mittel  unempfohlen  oder  unangewandt,  das  zur  Förderung 
derselben  beitragen  könnte.  Wenn  die  Praxis  der  Staatswirte  dabei 
über  das  Mafs  hinausging  und  in  der  allerextremsten  Bevormundmig 
von  Seiten  der  Regierung  eine  Garantie  für  das  Gedeihen  der  Manu- 
fakturen erblickte,  so  geschah  das  freilich  zu  nicht  geringem  Teil 
aus  rein  egoistischen  Interessen.  Durch  die  strengste  staatliche  Re« 
gelung  der  Produktion  glaubte  man  dieselbe  am  leichtesten  den 
Steuergelüsten  des  Fiskus  dienstbar  machen  zu  können.  Da  man  tod 
Seiten  des  Staates  aber  in  erster  Linie  ihm  zu  Liebe  dem  Merkantilis- 
mus huldigte,  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dafs  kurzsichtige  Staats- 
männer  die  Leistungsfähigkeit   der  Manufakturen  für  die  Staatskasse 
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aberschätzten  und  so  dem  Baum,  den  sie  mit  Mühe  gepflanzt  hatten 
and  grofs  zu  ziehen  gedachten,  selbst  den  Lebenssaft  entzogen.  ^) 
Fast  einstimmig  finden  wir  daher  bei  den  Theoretikern  die  Warnung 
Tor  zu  grofser  Ausnutzung  der  Industrie,  die  dem  Staate  erst  indirekt 
dienen  könne,  indem  sie  ihm  die  Produkte  für  den  Export  liefere. 
Je  billiger  daher  die  Produktion,  um  so  gröfser  der  Vorteil,  der 
dorch  den  auswärtigen  Handel  erzielt  werden  mufste.  ^) 

Auch  für  Becher  ist  die  Wohlfeilheit  der  Manufakturen  ein 
Haapterfordemis.  Darum  soll  man  es  den  Bauern  ermöglichen,  ihre 
Bohstofife  möglichst  billig  abzusetzen  und  die  Produktionskosten  auch 
sonst  soTiel  wie  thunlich  beschränken.  Hohe  Steuern  auf  Lebens- 
mittel in  den  Lidustriestädten,  die  den  Lebensunterhalt  verteuern, 
sind  nur  vom  Übel.  Dagegen  ist  Sparsamkeit  schlecht  angebracht, 
wenn  es  gilt,  tüchtige  Meister  und  geschickte  Künstler  in  das  Land 
zu  ziehen,  deren  Ba.t  und  Kunst  dort,  wo  neue  Manufakturen  einge- 
führt werden  sollen,  unentbehrlich  ist.  Denn  „die  Güte  der  Waaren  aber 
anbelangend,  wird  solche  zu  wegen  gebracht  durch  Unterhaltung  guter 
Meister,  und  Erhandlung  guter  roher  zu  Manufakturen  gehöriger 
materien**. *)  Wir  wissen,  dafs  Becher  selbst  wiederholt  mit 
fremden  Künstlern  imterhandelte,  ja  sogar  weite  Keisen  unternahm, 
wenn  gewandte  Leute  für  die  von  ihm  einzuführenden  Manufacturen 
gewonnen  werden  sollten.  Es  mochte  das  keineswegs  immer  eine 
leichte  Aufgabe  sein,  da  es  ja  selbstverständlich  im  Interesse  jedes 
Staates  lag,  seine  geschicktesten  Meister  im  Lande  zu  behalten  und 
ihre  Auswanderung  auf  jede  Weise  zu  verhindern.  Sehr  radikal  ging 
Colbert  in  dieser  Beziehung  vor.  Was  Becher  für  Deutschland, 
empfiehlt  nämlich  Ustaritz  für  Spanien^),  wo  man  auf  die  Aus- 
länder um  so  mehr  angewiesen  war,  je  weniger  sich  die  Spanier  zur 
Arbeit  geschickt  erwiesen.  ^)  Die  Lust  zu  der  freilich  sehr  lohnenden 
Auswanderung  dorthin  verleidete  nun  Colbert  seinen  Franzosen 
tüchtig.  Zum  warnenden  Exempel  liefs  er  eines  Tages  zwei  Meister 
nnd  dreifsig  Arbeiter,  die  sich  nach  Spanien  einschiffen  wollten,  ein- 


*)  Vgl.  hierzu  die  Einleitung  und  das  citierte  Werk  von  Fern  am. 

*)  Friedrich  den  Grofs en  trifiFt  der  Vorwurf  nicht,  diese  Warnung 
aufser  Acht  gelassen  zu  haben.  Er  selbst  tritt  gegen  hohe  Accisen  auf  Lebens- 
bedür&isse  auf,  weil  sie  die  Arbeit  yerteuerten  und  weiterhin  die  Ausfuhr  der 
Waren  erschwerten.    Röscher  a.  a.  0.  S.  388. 

')  PoUtiacher  Discurs,  1688,  S.  108. 

*)  WirminghauB,   „Zwei  spanische  Merkantilisten**.     Jena  1886.    S.  57  f. 

*)  Vergl.  Häbler  a.  a.  0.  S.  164  ff. 
Staatswissenschaftl.  Studien.  VI.  329  ^ 
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sperren.  Die  Arbeiter  sollten  streng  gefangen  gehalten,  ihnen  jedoch 
eine  ^massige  Nahrung*'  gegeben  werden.  Die  zwei  Meister  dagegen 
sollten  längere  Zeit  ^im  Gefängnis  bleiben  und  leiden,  um  zu  ver- 
hindern, dafs  andere  Franzosen  in  gleicher  Weise  ihre  Industrien 
aus  dem  Reiche  führen."  ^)  Es  erwies  sich  auch  hier,  dafs  der  Mer- 
kantilismus praktisch  undurchführbar  war,  weil  er  den  Vorteil  der 
einen  Nation  nur  auf  den  Schaden  anderer  gründen  wollte. 

Zölle  auf  ausgeführte  Manufakturen  zeugen  natürlich  von 
der  gröfsten  Mifswirtschaft,  denn  je  gröfser  die  „ausländische 
Konsumtion'*  ist,  um  so  glücklicher  ist  ein  Land  zu  schätzen.  Sie 
befördert  die  Nahrung  und  mit  ihr  die  Populosität,  die  beiden 
Grundbedingungen  wirtschaftlicher  Wohlfahrt,  die  der  Volkswirt  nie 
aus  den  Augen  verlieren  darf,  und  die  in  der  That  stets-  die  Gesichts- 
punkte bilden,  unter  denen  Becher  seine  Forderungen  stellt.  Auch 
die  Zünfte  sind  nur  zum  Schutze  dieser  beiden  Punkte  aufgerichtet, 
wenn  man  sie  auch  in  erster  Linie  als  Mittel  gegen  das  Monopol 
und  Polypol  in  Anwendung  bringen  wollte.  Denn  wie  das  Monopol 
die  Nahrung,  so  verhindert  das  Polypol  die  Populosität,  worüber  im 
Abschnitt  über  den  Handel  noch  zu  reden  sein  wird.  Freilich  klagt 
Becher,  dafs  die  Zünfte  „heutiges  Tages  zu  einem  bösen  Mifs- 
brauch  worden,  dann  die  hauffen  Handwercks  Gerechtigkeiten,  Ge- 
brauch, Lehrbrieff,  Geburts-Brief,  Meisterstück,  schelten,  unehrlich,  und 
durch  eine  SaufiFerey  wieder  ehrlich  machen,  geschenckte  Handwerct 
der  Gesellen  Muthwillen,  und  hunderterley  andre  Dingen,  welche  die 
Handwerck  zum  Schein  der  AufiFrichtigkeit  in  ihren  Zünfften  haben  ■), 
machen,  dafs  kein  ehrlicher  armer  Gesell  zum  Meister  oder  Bürger 
werden  kann ;  ja  unter  allen  diesem  steckt  ein  heimliches  Monopolium, 
darum  macht  man  die  Zünffte  so  schwer,  dafs  nemlich  niemands  hinein 
begehrt,  noch  kan,  und  also  den  Meistern,  so  bereits  darinnen  seynd, 
das  Wesen  und  die  Arbeit  allein  bleibe,  welche  dann,  weil  sie  wissen, 
dafs  sie  allein  seynd,  den  KäuiFer  mit  dem  Preifs  übernehmen, 
trutzen,  und  ihrem  Gefallen  nach  die  Arbeit  stehen  lassen,  und  die 
Leut  mit  der  Arbeit  nit  befördern,  welches  dann  der  Gemeinde 
über  die  raafsen  schädlich  ist". '^j     Trotzdem    ist   Becher  durchaus 

')  Häbler  a.  a.  O.  S.  14. 

*)  In  Frankreich  waren  schon  durch  ein  Gesetz  von  1581  die  Aufnahme- 
ge))üliren  für  neue  Mei-^tcr  herabgesetzt.  ,,die  Meisterstücke  erleichtert  und 
Schmausereien  und  (tesclienke  dabei  verboten.**    Fe  mau  a.  a.  0.  S.  3. 

»)  Pr^litischer  Discurs,  1688,  S.  113.  Vgl.  hierzu  de  la  Court,  Interesse 
von  Holland,  S.  66  f.     ,,Alle  Zünfften   dienen  zu  nirgends  anderes,    als  die  guten 
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gegen  die  Aufhebung  der  Zünfte.  Er  erläutert  die  Nachteile,  die 
eine  solche  im  Gefolge  haben  würde,  an  dem  Beispiel  des  von  ihm 
so  hoch  gepriesenen  Hollands.  Die  Holländer  haben  ,,alle  Zünffte 
cassirt  und  das  Polypolium  zugelassen,  dergestalt,  dafs  jedem  frey 
stehet  sich  zu  emehren  wie  er  kan,  dessentwegen  dann  ein  grofser 
Znlauff  von  Menschen  da  ist,  und  sich  die  Handwercksleut  wegen  ihrer 
grofsen  Menge  um  die  Arbeit  reifsen,  ja  damit  einer  vor  dem  an- 
dern einen  Zulauff  habe,  befleifsen  sie  sich  guter  und  wolfeyler 
sauberer  Arbeit,  und  wil  als  einer  mit  dem  andern  darinn  certirn 
und  den  Vorzug  haben.  Dis  zugelassene  Polypolium  in  den  Hand- 
wercken  ist  nun  den  Kauffleuten  und  Verlagern  ein  gemachtes  Spiel, 
dann  dadurch  erhalten  sie  den  Handwercksmann  in  steter  Armuth  und 
Arbeit,  dann  die  Mänge  ihrer  macht,  dafs  sie  fleifsig  und  wolfeil 
arbeiten,  und  die  Leut  befördern,  ja  der  Arbeit  nachlauffen,  und  mit 
aller  ihrer  Mühe  dennoch  kaum  ein  Stück  Brod  verdienen  können: 
beides  aber  ist  unbillich,  so  die  viele  difficultäten  der  Zünffte,  als  difs 
Polypolium:  dann  uneracht  Holland  wunder  vermeinet,  wie  es  durch 
difs  letzte  auffkomme  und  ilorire,  so  ist  doch  gewifs,  dafs  es  eben 
dardurch  einmal  zu  äufserster  Ruin  kommen  wird,  nemlich,  wann  die 
Holländer  einmal  der  fremden  consumption  privirt  und  Menschen  arm 
worden:  (welches  leicht  geschehen  kann,  wenn  nur  die  umliegenden 
Ürter  die  Augen  etwas  besser  aufthäten:)^)  dann  solchergestalt  müssen 
die  Handwercksleut  in  Holland  nothwendig  sich  in  ein  geringere 
und  gewisse  Zahl  reduziren,  oder  mit  einander  verderben,  und  ent- 
lanffen:  dessen  man  dann  genugsam  Exempel  hat,  wann  Holland  in 
Krieg,  und  Ungelegenheit  mit  den  Nachbarn  ist,  dafs  alsdann  die 
Handwercksleut  mit  hunderten  auss  dem  Land  lauffen;  hingegen  in 
Teutschland,  wo  Zünffte  und  die  Handwercksleut  in  gewisse  Zahl  redu- 
cirt  sejrnd,  spüret  man  in  Kriegszeiten  die  geringste  alteration  bey 
den  Handwercken  nit,  sondern  sie  blühen  alsdann  viel  mehr  und 
kommen  auf:  so  lassen  sich  auch  in  Teutschlandt  darum  die  Zünffte 
nicht  abschaffen,  und  jedem  frey  lassen  zu  arbeiten  was  er  wil,  weil 
Teutschland  keine  Ausländische  consumption   hat  als   die   Holländer, 


Leut  aufserhalb  den  Städten  zu  halten  und  under  uns  zwischen  zünftigen  Ge- 
lei.fenheit  zu  geben,  den  Innewohnern  ihre  Waaren  in  Handarbeit  desto  teurer  zu 
verkauffen,  und  folgends  diesem  ein  Zinfs  und  Import  daraufs  zu  ziehen.**  Mit 
der  Handwerkerverfassung,  vor  allem  mit  den  Meisterstücken  und  langen  Lehr- 
jahren beschäftigt  sich  eines  der  wirtschaftlichen  Kapitel  der  „Politike  Discoursen'* 
Ton  Jan  de  la  Court,  Bruder  Pieters,  Amsterdam  1662. 
*)  Zusatz  der  ersten  Auflage. 
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sondern  es  würden  in  kurtzer  Zeit  die  Handwercke  so  überhäuffet,  dafs 
sie  aus  Mangel  der  consumption  miteinander  verderben  müsten.**  ^) 

Dürfen  also  die  Zünfte  keineswegs  aufgehoben  werden,  so  wäre 
doch  anch  eine  Reformation  derselben,  so  dringend  sie  an  sich  auch 
sei,  nicht  imstande,  alle  Übelstände  nnd  Hindemisse  zu  beseitigen^ 
die  einer  gedeihlichen  Entfaltung  des  Gewerbes  im  Wege  stehen. 
Das  yermag  allein  ein  „Kunst-  und  Werkhaus",  dessen  Einrichtong 
Becher  nicht  warm  genug  empfehlen  kann.*)  Welch  eine  Fülle 
unbenutzter  Arbeitskraft  liefse  sich  nicht  in  einem  solchen  Werkhaas 
zum  Nutzen  des  Staates  verwerten !  Von  dem  ledigen  Gesinde^  den 
Hausarmen  und  Waisenkindern  zu  schweigen,  die  darin  ihre  Ver- 
sorgung finden  könnten,  böte  es  treffliche  Gelegenheit,  auch  den 
Bettlern  angemessene  Beschäftigung  zu  gewähren  und  so  der  Bettelei 
zu  steuern,  „dann  eben  dieses  ist  das  nechste  Kennzeichen  eines  übel- 
bestellten Regiments,  wann  nemlich  viel  Bettler  in  einem  Lande 
seyn".')  Man  soll  sie  also  nicht  aus  dem  Lande  jagen,  sondern  sie  auf 
diese  Weise  in  ehrliche  Arbeit  bringen,  „dann  wann  ein  Bettler  ein- 
mahl  zu  einem  nahrhafften  Bürger  ist  worden,  wird  er  nimmermehr 
suchen  zu  bettlen." 

Ja,  Becher  geht  noch  weiter.  Anstatt  also,  fahrt  er  fort, 
„dafs  einige  Regierungen  die  Bettelleut  durch  angeschlagene  Plakaten 
aufs  ihrem  Land  verweisen,  wolte  ich  daran  seyn,  Frembde  herein 
zu  laden,  und  dann  solche  Bettler  in  nahrhafften  Stand  briogeir.') 
Erst  wenn  ein  Werkhaus  vorhanden  ist,  hat  man  die  Möglichkeit 
und  das  Recht,  auf  das  Strengste  gegen  die  Bettelei  vorzugehen  und 
wird  der  Erfolg  alsdann  auch  nicht  ausbleiben.  Auch  als  Zwangs- 
arbeitshaus  könnte  das  Werkhaus  treffliche  Dienste  leisten,  indeni 
„böse  Menschen,  Betrieger  und  Dieb"  dort  ihre  Strafe  und  die 
Gelegenheit  fanden,  ihre  Schuld  an  der  Gesellschaft  wieder  gut  zu 
machen.  „Dann  was  nutzet  ein  Dieb,  der  um  funfftzig  Gulden  ist 
gehenckt  worden,  sich  oder  diesem,  dem  er  gestohlen?  da  er  doch  im 
Werckhauss  in  einem  Jahr  wol  viermal  so  viel  wieder  verdienen  kan, 
turpia  sunt  principi  multa  supplicia,  sicut  medico  multa  funera,  zu- 
mahlen,  da  ein  Dieb  ein  gewisses  Zeichen  eines  MüTsiggangs,  oder  Ar- 
muths,    der  von  der  Obrigkeit  herquellet,  ist,   die  nicht  achtung  bey 


*)  Politischer  Discurs,  1688.  S.  114  f.    Vgl.  auch  S.  264. 

«)  Politischer  Discura,  1688,  S.  244  ff. 

»)  Politischer  Discura,  1688,  S.  244. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  244.    Vgl.  auch  die  Einleitung  S.  25. 
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Zeiten  aoff  solche  Leuth  gibt.'^^)  Erwägt  man,  dafs  Becher  auch 
die  Selbstmörder  mehr  bedauert,  als  yerdammt,  so  kann  man  sich 
der  Überzeugung  nicht  verschliefsen,  dafs  seine  Auffassung  des  Ver- 
brechens der  heute  immer  allgemeiner  werdenden  Anschauung  ent- 
spricht, die  in  dem  Verbrechen  nur  eine  sozial-pathologische  Er- 
scheinung sieht.  Demgemäfs  tritt  in  der  Art,  in  der  er  es  bekämpfen 
will,  das  Moment  der  Heilung  eines  Übels  in  seinen  Grundursachen 
in  den  Vordergrund  gegenüber  dem  der  Vergeltung  begangener 
Schuld. 

Doch  kehren  wir  zum  Werkhaus  zurück,  dessen  Bestellung 
sich  Becher  sehr  einfach  denkt.  Sie  besteht  blofs  in  den  „wenigen 
Puncten. 

1.  In  permission  der  Obrigkeit. 

2.  In  Verlagern. 

3.  In  guter  ObrigkeitUcher  inspection,  und  der  Verläger  di- 
rection. 

4.  In  consumption  und  Verhandlung  der  dadrinnen  erarbeiteter 
Güter  und  Waaren. 

5.  In  guter  Bezahlung  der  Arbeiter."*) 

Das  Werkhaus  sollte  nicht  nur  selbst  fabrizierte  Waren  verlegen, 
sondern  auch  solche,  die  ihm  von  fremden  Meistern  überlassen  waren. 
Im  übrigen  sollte  es  das  goldene  Zeitalter  des  Handwerks  her- 
auf führen.  Keine  brotlosen  Arbeiter  wird  es  mehr  geben;  alle 
schädlichen  Propolia  sind  abgeschnitten,  kein  Meister  wird  mehr  um 
Gesellen  verlegen  sein,  wenn  die  seinigen  ihm  ohne  Grund  und  Ur- 
sache davonlaufen,  ein  Wettstreit  um  die  Kunden  ist  ausgeschlossen, 
da  ja  jeder,  der  seine  Ware  nicht  direkt  verkaufen  kann,  einen  Ab- 
nehmer im  Werkhaus  findet. 

Kurz  alle  diese  „incommoda'*  zu  verhindern,  „die  Böse  zu  straffen, 
die  Gute  zu  belohnen,  den  Armen  Arbeit  zu  geben,  den  andern  die 
Arbeit  abzunehmen,  den  MuthwiUen  der  Aussländischen  Gesellen  zu 
hemmen,  die  Inländische  arme  Kinder  in  die  Nahrung,  und  zum 
stück  Brod  zu  bringen;  die  propolia  mit  den  Waaren  und  Gesellen 
zu  verhüten,  ist  ein  Werckhaufs  einer  Stadt  so  nöthig,  als  ein  Kath- 
hauss,  so  rühmlich  als  eine  hohe  Schul,  so  Gottsfürchtig  als  ein 
Spital,  bey  Gott  so  viel,   wo   nicht  mehr  anzusehen  als   ein  Bettel- 


M  PoUtischer  Discurs,  1688,  S.  245. 
»)  Politisdier  Discurs,  1688.  S.  245  f. 
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Closter^),  den  reichen  ein  Mittel  ^  mit  gutem  Nutzen  ihr  Geld  an- 
zuwenden,  den  Armen  ein  wahres  Gasthauss,  asylum  und  Zuflucht, 
ein  stück  Brod  zu  verdienen'^  *)  Dafs  das  Werkhaus  eines  schönen 
Tages  über  soviel  Hände  verfugen  könnte,  dafs  es  ihm  unmöglich 
würde,  allen  Beschäftigung  zu  gewähren,  besorgt  Becher  nicht. 
Im  schlimmsten  Fall  weifs  er  noch  immer  eine  Manufaktur,  „derer 
nimmer  in  der  Welt  zu  viel  werden  kan,  die  allzeit  paar  Geld  ist, 
und  welche  durch  ein  sonderlich  Instrument  Alte  und  Junge,  Manns- 
und Weibs-Personen,  ja  Kinder  von  zwölflf  Jahren  innerhalb  vier 
Tagen  lernen,  und  gar  reichlich  ihr  Brod  und  Kleider  jährlich  da- 
mit verdienen,  ja  noch  etwas  zurück  legen  können,  und  zwar  gehet 
solches  alles  ohne  Kopffbrechende ,  oder  einige  schwere  Arbeit,  son- 
dern gleichsam  mit  spielen  zu".'*)  Dergleichen  Manufakturen  be- 
hauptet Becher  noch  viele  zu  kennen,  ohne  etwas  näheres  darüber 
zu  verraten.*) 

Man  sieht,  an  Optimismus  fehlt  es  ihm  nicht,  wenn  es  gilt,  Pro- 
jekte zu  machen,  aber  gerade  das  Werkhaus  belehrte  ihn  darüber, 
dafs  man  selbst  mit  dem  besten  Willen  und  dem  übertriebensten 
Optimismus  allein  keine  lebenskräftigen  Projekte  machen  kann.  Das 
Manufakturhaus,  das  er  in  Wien  mit  Hilfe  des  Staates  gründete, 
kann  für  die  damalige  Zeit  wohl  für  ein  bemerkenswertes  grofs- 
industrielles  Unternehmen  gelten,  den  Ansprüchen  jedoch,  die  Becher 
an  dasselbe  stellte,  war  es  von  vornherein  nicht  imstande  zu  genügen. 
Mag  er  für  das  Haus  auch  eine  Entwicklung  erhofft  haben,  die  es 
zu  einem  seinen  Intentionen  entsprechenden  Institut  emporgehoben 
hätte,  so  belehrten  ihn  die  pekuniären  Schwierigkeiten,  die  ihm  von 
der  Hofkammer  bereitet  wurden  und  die  damit  endeten,  dafs  das 
ganze  Unternehmen  mit  seinem  Risiko  auf  seine  Schultern  abgewälzt 
wurde,   dafs   man  bei   Hofe   keineswegs   geneigt  war,   seiner  Idee,  in 


*)  Dieser  letzte  Satz  steht  nur  in  der  ersten  Auflage,  in  den  folgenden  ist 
er  neben  ^^elen  andern  der  (xeistlichkeit  zuliebe  gestrichen. 

•)  PoUtischer  Discurs,  1688.  S.  247. 

')  Politischer  Discurs,  1688,  S.  245. 

*)  Durch  derartige  üeheimnisthuerei,  die  Becher  übrigens  auch  sonst  be- 
liebte ^  scheinen  die  damaligen  Gelehrten  sich  ein  gewisses  Air  haben  geben  zu 
wollen.  Auch  Schröder  behauptet:  „Ich  habe  18  manufacturen  derer  teils 
noch  nie  in  der  weld  gewesen,  die  übrigen  aber  in  diesem  Lande  nicht  bekand." 
Gehorsamber  Bericht  Wilhelm  von  Schröders  wegen  Wiedererbauung  des 
Manufakturhauses  auf  dem  Tabor.  M.  S.  d.  k.  k.  Hoibibliothek  in  Wien.  Abge- 
druckt in  Hatschek:  „Das  Manufakturhaus  auf  dem  Tabor*.    S.  81  S, 
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dem  Werkhause  ein  Seminar  für  Handwerker  erstehen  zu  lassen, 
weitere  Opfer  zu  bringen.  Man  hatte  auf  materiellen  Erfolg  gerechnet, 
und  als  sich  dieser  nicht  sofort  einstellte,  entzog  man  der  jungen 
Unternehmung  jede  Hilfe,  was  von  vornherein  ihren  Tod  bedeuten 
mufste. 

Das  Kunst-  und  Werkhaus  ist  das  einzige  der  Projekte  Becher 's, 
das  eine,  wenn  auch  noch  so  unvollkommene  Realisierung  erlebt  hat, 
um  so  mehr  mufste  sein  Schicksal  den  Begründer  verbittern,  dessen 
Bestreben  auch  hier  von  der  Absicht  geleitet  wurde,  in  einer  blühenden 
Industrie  seinem  Vaterlande  einen  unerschöpflichen  Quell  des  Reich- 
tums zu  erschliefsen. 

Ehe  ich  diesen  Abschnitt  schliefse ,  mufs  ich  noch  eines  wich- 
tigen Punktes  gedenken,  der  Stellung  Becher 's  zur  Maschine. 
Spielte  dieselbe  in  der  Industrie  des  17.  Jahrhunderts  auch  noch 
keine  Rolle,  so  bereiteten  doch  schon  zahlreiche  Erfindungen  das 
Herannahen  einer  neuen  Epoche  in  der  Geschichte  des  Gewerbes  vor. 
Es  ist  nun  äufserst  interessant,  die  Aufnahme  zu  konstatieren,  die 
derartige  „inventiones"  bei  den  Merkantilisten  fanden.  Man  sollte 
erwarten,  dafs  sie  dieselben  mit  Freuden  begrüfsen  würden,  da  sie  ja 
die  Produktion  steigern  und  damit  den  Export  eines  Landes  ver- 
gröfsem  konnten.  Statt  dessen  findet  man  eine  Abneigung^)  und 
eine  wenn  auch  selten  unbedingte  Warnung  vor  der  Maschine.  Die 
Motive  dieser  Abneigung  sind  immer  dieselben.  Wir  finden  sie  auch 
bei  Becher.  Er  selbst  war  zu  praktisch  veranlagt,  um  bei  seinem 
lebhaften  Interesse  für  die  Manufakturen  und  bei  seinen  technischen 
Kenntnissen  nicht  Instrumente  zu  erfinden  und  bereits  vorhandene  zu 
verbessern,  durch  die  menschliche  Arbeitskraft  erspart  wurde.  Hierin 
aber  lag  für  ihn  gerade  der  springende  Punkt.  Wenn  die  Maschine 
menschliche  Arbeitskraft  erspart,  so  vermindert  sie  ja  die  Nahrung 
und  mit  ihr  die  Populosität,  widerstreitet  also  den  beiden  Kern- 
punkten der  ökonomischen  Weisheit.  Konsequent  billigt  er  es  da- 
rum auch,  wenn  die  Regierungen  „diejenige  künstliche  inventiones 
verbieten,  durch  welche  man  in  der  Arbeit  die  Menschen  erspahrt,  als 


')  Aach  in  der  Praxis  z.  ß.  eines  Friedrich^s  des  Grofsen  uild  eines 
Colbert;  Röscher  a.  a.  O.  S.  396.  Die  Stadt  Leyden  verbot  die  Benutzung 
eines  verbesserten  Webstuhles  und  trug  sich  dafür  das  höchste  Lob  Boxhorn's 
ein,  das  sie  freilich  mit  der  Türkei  teilen  mufste.  wo  man  die  Druckereien  ver- 
boten hatte,  um  nicht  zu  viel  Abschreiber  aufser  Verdienst  zu  setzen.  Las- 
peyres  a.  a.  O.  S.  16. 
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da  sind  die  Band-  und  Strümpffimühlen  ^),  anch  andre  dergleichen 
instrumenta^.')  An  anderer  Stelle  freilich  urteilt  er  milder  und  will 
doch  nicht  abraten  „instrumenta  zu  practiciren,  welche  Tortbeü- 
hafiFtig  und  nützlich  sejrn  —  zumalen  an  solchen  Oertein,  wo  viel  Arbeit 
ist,  und  wo  man  das  Hauswercks-Volk  nicht  wol  haben  kan.'*^  Auch 
sonst  sind  Maschinen  zu  dulden,  wo  es  gilt,  durch  billigen  Absatz 
eine  Manufaktur  „in  Flor^  zu  bringen.^)  Derartige  Anschauungen 
dürfen  uns  wohl  als  Beweis  dafiir  gelten,  dafs  man  dem  Moment  der 
Yolkswohlfahrt  den  Vorzug  gab ,  wo  dasselbe  mit  dem  Interesse  des 
Staates  kollidierte,  und  dafs  man  also  keineswegs  darauf  bedacht  war, 
mit  allen  Mitteln  Geld  in  das  Land  zu  ziehen. 


£.  Der  Handel. 

Der  Handel  ist  es,  der  das  theoretische  Lehrgebäude  jedes  konse- 
quenten Merkantilisten,  also  auch  Becher 's  krönt.  Dafs  sich  dabei 
das  Interesse  lediglich  auf  den  auswärtigen  Handel  konzentriert,  ist  ge- 
bührend hervorgehoben.  Da  derselbe  aber  nur  in  seiner  Eigenschaft 
als  Geldquelle  dieses  Interesses  teilhaftig  zu  werden  yermochte,  so 
scheint  mir  diese  Stelle  die  geeignete  zu  sein,  an  der  wir  die  An- 
schauungen Becher 's  über  das  Geld  einer  näheren  Betrachtimg 
unterziehen.  Vor  allen  Dingen  mufs  es  auch  bezüglich  Becher 's 
zurückgewiesen  werden,  als  habe  er  die  Geldvermehrung  lediglich  als 
Selbstzweck  empfohlen.  Das  Geld  ist  ihm  eine  Ware  wie  jede 
andere,  deren  Preis  je  nach  dem  Steigen  des  Angebots  oder  der 
Nachfrage  steigen  oder  fallen  kann.  Ob  also  viel  oder  wenig  Geld 
in  einem  Lande  ist,  ist  innerhalb  der  Länder  gleichgültig,  das  Volk 
würde  dadurch  nicht  reicher  oder  ärmer,  da  die  Preise  sich  eben 
nach  dem  Vorrat  des  Geldes  richten  müfsten.  Es  kommt  nur  auf 
die  Nahrung  an,  auf  die  Güter,  die  zur  Befriedigung  menschUcher 
Bedürfnisse  zu  Gebote  stehen,  nach  ihnen  allein  kann  man  den  Wohl- 
stand eines  Volkes  messen.  Den  Einwand  gegen  eine  wachsende  Be- 
völkerung, dafs  dieselbe  ein  Steigen   der  Preise  im  Gefolge  haben 


^)  Becher  selbst  hatte  solche  erfanden. 

•)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  309.    Vgl.  über  diesen  Gegenstand  nament- 
lich auch  S.  124. 

3)  Närrische  Weisheit,  1683,  I.  Nr.  11,  S.  16. 
*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  124. 
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müsse,  weist  er  mit  den  Worten  zurück,  dafs  eine  solche  Steigerung 
keinem  Lande  zum  Schaden  gereichen  würde,  „wann  hingegen  mehr 
Geld,  und  die  Nahrung  leichter  ist,  dann  ob  ich  einen  oder 
30  Thaler  um  einen  Ochsen  gebe,  und  die  dreissig  Thaler  so  leicht  zu 
gewimien  seyn  als  der  eine,  halte  ich  sey  all  eins^  ^).  Er  ist  also  der 
schon  Ton  Montanari  und  Davanzati  yertretenen  Ansicht,  „dafs 
alle  Güter  zusammen  gerade  so  viel  wert  seien,  als  Gold  und  Silber 
in  der  Welt  gefunden  werden^.  In  den  Besitz  der  meisten  Güter  zu 
gelangen  steht  daher  in  der  Macht  dessen,  der  das  meiste  Geld  hat. 
Damm  möglichst  yiel  Geld  in  das  Land,  um  ihm  vor  anderen  einen 
Vorzug  an  Macht  zu  geben !  Innerhalb  der  Länder  freilich  ist  eine 
möglichst  gleichmäfsige  Verteilung  wünschenswert,  damit  alle  im 
gleichen  Mafse  der  Genüsse  des  Lebens  teilhaft  werden  können.  Wie 
im  Verkehr  der  Staaten,  so  ist  es  im  Verkehr  einzelner  Individuen, 
der  Reichere  ist  der  Mächtigere.  Schon  Becher  wirft  dem  Kapi- 
talismus Tor,  was  ihm  heute  zur  Last  gelegt  wird.  „Der  Geldge- 
brauch'', schreibt  er,  „ist  das  einzige  Mittel,  die  Sachen  und  die  Arbeiten 
der  Menschen  zu  beschwehren  und  nach  Belieben  den  Preis  darauf 
zu  setzen,  also  dafs  mehr  arm  als  reich  dadurch  worden."*)  Auf 
diesem  Wege  kommt  er  schliefslich  so  weit,  dafs  er  in  einer  com- 
munio  bonorum  das  Glück  der  Menschheit  sucht,  ein  Ausspruch,  in 
dem  Röscher  eine  theoretische  Wendung  des  ermüdeten  Gelehrten 
erbhckt.  Ich  werde  auf  diese  Ansicht  zum  Schlufs  noch  einzu- 
gehen  haben  und  kann  sie  daher  hier  aufser  Acht  lassen. 

Für  Ausfuhrrerbote  der  Edelmetalle  tritt  Becher  —  wohl  dank 
seiner  holländischen  Schulung  ^)  —  nicht  ein.  In  diesem  Sinne  haben 
wir  seinen  Spott  nicht  aufzufassen :  „Teutschland  ist  allein  so  reich 
an  Gold  und  Silber,  dafs  es  allein  zulasset,  solche  häufig  hinaus  an 
die  Frembde  zu  yerführen,'^  statt  dafs  es  darauf  achte,  dafs  man 
das  Gold  im  Lande  behalte  und  aus  dem  Auslande  noch  welches  dazu 
bringe,  „dieweil  das  Gold  gleichsam  die  Nerve  und  Seel  eines  Landes 
ist."*)    Diese  Klagen  gelten  vielmehr  der  Kurzsichtigkeit  der  Deut- 


>)  PoUtischer  Discnrs,  1688,  S.  306. 

*)  Psychosophia,  1707. 

*)  In  Holland  ist  über  diese  Frage  nie  ernstlich  diskutiert  worden  —  natür- 
licherweise. De  la  Court  spottete  geradezu  über  ,,die  illusorischen  Ausfuhr- 
verböte  der  edlen  Metalle,  das  Silber,  was  nach  Indien  geht,  ströme  durch  den 
Verkauf  der  indischen  Produkte  in  Europa  nach  den  Niederlanden  überreichlich 
zurück."    Laspeyres  a.  a.  O.  S.  20. 

')  PoUtischer  Discurs,  1688,  S.  269. 
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sehen,  die  ihr  Gold  für  die  „Lumpenfarbe  Indigo^'  hingäben  und  für 
französische  Luxusartikel  allein  jährlich  vier  Millionen  Thaler  nach 
Frankreich  ausführten.  Verbieten  will  er  die  Goldausfuhr  nicht,  wohl 
aber  erschweren.  Es  geschieht  das  durch  einen  Schlagscbatz  von  5^'„. 
der  bewirken  würde,  dafs  Geld  nur  mit  Verlust  exportiert  werden 
könnte. 

Dafs  Becher  den  Kaufleuten  als  den  Trägem  des  Handels 
eine  hervorragende  Stellung  in  der  Gesellschaft  und  einen  hohen  Ein- 
flufs  auf  das  Wohlergehen  derselben  einräumt,  braucht  kaum  des  be- 
sonderen erwähnt  zu  werden.  Wir  haben  bereits  gehört,  dafs  er  die 
guten  Verleger  die  Grundsäulen  der  drei  Stände  nennt,  und  es  ist  nur 
eine  Konsequenz  dieser  Wertschätzung,  wenn  er  andererseits  einem 
einzigen  schlechten  Kaufmann  die  Macht  zuschreibt,  ein  ganzes  Land 
zu  verderben.^)  AVenn  er  diese  übertriebene  Behauptung  damit  be- 
gründet, dafs  ein  solcher  Kaufmann  nicht  nur  die  Nahrung,  sondern 
auch  die  Populosität  der  Gemeinde  vermindere,  Verbrechen,  wegen 
welcher  man  doch  Diebe  und  Mörder  hänge,  so  ist  das  wiederum  ein 
Beweis  für  die  Wichtigkeit,  die  er  diesen  beiden  Hauptstaatsregeln 
zuschreibt. 

Der  Handel  wird  erhalten  durch  die  Konsumtion.  Dieselbe  ist 
jedoch  eine  zweifache,  eine  inländische  und  eine  ausländische.  ..Die 
Innländische  ist  diejenige,  welche  von  den  Unterthanen  eines  Landes 
erhalten  wird."  —  Die  inländische  Konsumtion  wird  gefördert  ,,durch 
ein  Privilegium,  welches  man  privativum  nennet,  darum,  dafs  dardurch 
-dergleichen  frembde  manufakturen ,  oder  in  einem  Land  fallende 
Waaren  von  der  Frembde  herein  zu  bringen  verbotten  wird**.*)  Die 
innere  Konsumtion  wird  auch  gefördert,  wenn  man  die  drei  Stände 
durch  möglichst  wenig  Steuern  und  Imposten  beschwert  und  ihnen 
dadurch  einen  billigen  Absatz  ihrer  Waren  ermöglicht.^)  Becher 
spricht  sich  sehr  eingehend  darüber  aus.*)     „Der  Gemeine  und  derer 


')  Becher  selbst  war,  wenigstens  theoretisch,  ein  gebildeter  Handelsmann, 
das  beweisen  die  zahlreichen  trefiFlichen  Katschläge  und  Lehren,  die  er  den  Kauf- 
leuten im  ..Politischen  Discuft**  giebt.  Dort  deutet  er  auch  die  4  Flügel  des 
Merkur  auf  Verstand,  Resolution,  Freiheit  und  Geld. 

«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  107. 

')  Auch  hier  erkennen  wir  de  la  Court,  der  gleichfalls  gegen  solche  Be- 
schwerungen eifert,  vornehmlich  ist  er  wie  Becher  gegen  Imposten  auf  Lebens- 
mittel. „Fürwahr  es  ist  ein  allzu  kützlige  Sach,  einige  Band  umb  die  Eeele  zu 
legen,  durch  welche  alle  Nahrung  in  den  Leib  kommen  mufs,'*  Interesse  von 
Holland. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  99  f.,  auch  S.  80. 
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Nahrung,  und  aller  daraufs  folgender  utilitäten  ist  nichts  so  hinder- 
lich, als  wann  man  die  Kauff- Wahren,  und  Kauff-Leut  mit  hohen 
Zöllen ')  und  imposten  beschwehrt,  dann  dardurch  wird  der  Handels- 
mann bewogen,  seine  Wahren  teurer  zu  geben,  solche  imposten  wiederum 
darauff  zu  schlagen :  weil  sie  dann  ein  Prembder,  da  solche  imposten 
nit  seyn,  kan  wolfeiler  geben,  oder  wann  auss  Theure  wegen  solche 
beschwerte  Wahren  nicht  mehr  so  starck  consumirt  und  gekauflft  werden, 
so  folgt,  dafs  der  Kauffmann  keine  consumption  oder  debit  mehr 
habe,  per  consequens  er  verderben,  und  der  gantze  Handel  geschwächt 
werden  mufs.  Es  ist  andern  theils  nichts,  welches  den  Bürger  und 
Handwercksmann  mehr  verderbt,  als  die  schwere  imposten,  so  auflf 
die  Lebens-Mittel,  und  die  grosse  Contribution,  so  auff  solche  Leut, 
und  ihre  Wohnungen  geschlagen  werden,  dann  also  werden  sie  ge- 
nöthiget,  ihre  Arbeit  theurer  zu  geben,  und  zwingen  den  Käuffer  oder 
Verläger,  dafs  er  von  ihnen  geht,  und  es  lieber  von  den  Frembden 
nimmt,  da  er  es  wolfeyler  und  besser  haben  kan,  dafs  also  dem 
Handwercksmann  seine  Nahrung  entzogen,  und  er  zum  Müssiggang  oder 
Bettelstab  genöthigt  wird,  nicht  weniger  ist  dem  Landmann  und  Bauren 
die  grofse  Steur  und  Aufflag  ein  grofses  augenscheinliches  Verderben,  •) 
dann  wann  die  zwey  erste  Stände  ruinirt  oder  im  Abnehmen  seyn, 
so  kan  er  seine  Früchte  nicht  versilbern."  Namentlich  sind  ihm  in 
dieser  Hinsicht  die  hohen  Flufszölle  Gegenstand  des  Unwillens.  „Wässer, 
wo  Zölle  seyn,  nutzen  nichts,  zumahlen  wann  sie  unterschiedlichen 
Herren  zugehöreu,  die  nicht  unter  einen  Hut  zu  bringen.  Dieses 
siebet  man  an  den  zwey  mächtigen  Ströhmen,  dem  Rhein  und  Donau, 
da  man  auch  fluvio  secundo  dennoch  mit  leichtern  Kosten,  Wein 
und  Güter  zu  Lande  als  zu  Wasser  den  Strohm  hinunter  führen  kan."  *) 
Man  kann  eben  „den  Herren  solcher  Ströme  nicht  beybringen,  dafs 
ein  Kreuzer,  der  zehnmal  kombt,  im  Jahr  mehr  einbringe,  als  zwey 
Kreuzer,  die  nur  einmal  kommen."*) 

Wohl  in  der  Hoffnung  auf  eine  Besserung  so  trauriger  Zustände, 
bringt  Becher  jedem  neuen  Kanalisierungsprojekt  ein  lebhaftes 
Interesse  entgegen,  so  dem  Rhein-Donau  und  Oder-Elbekanal.  Eben- 
sowenig waren  ihm  die  Vorteile  verborgen,  die  eine  direkte  Verbindung 
der  Ostsee  mit  der  Nordsee  nach  sich  ziehen  würde.     Er  tritt  für  aU 


*)  Auch  de  la  Court  behauptet  in  der  ,,Anwysing"  S.  90ff.:  Dat  de  8ware 
ende  meennigouldige  imposten's  Lands  welwaaren  endelik  sullen  verjaagen. 
*)  Vergl.  de  la  Court  „Anwysing"  S.  88  fif. 
»)  Närrische  Weisheit.  1683,  11,  Nr.  9,  S.  147. 
*)  Eine  Ansicht,  die  sich  auch  wiederholt  bei  de  la  Court  findet. 
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diese  Projekte  ein,  trotzdem  ihre  Verwirklichung  zahllose  Fuhrleute 
aufser  Nahrung  bringen  mufste.  Sie  würden  aber  den  Handel  for- 
dern und  damit  wäre  jener  Schaden  reichlich  ersetzt.  Freilich  dürfte 
der  Segen  dieser  Kanäle  nicht  durch  Zölle  paralysiert  werden.  Über- 
haupt ist;  was  die  innere  Konsumtion  anbelangt,  Becher* s  Ideal: 
,,Freiheit  in  Zu-  und  Ausfuhr  der  Güter,  dafs  auf  sie  und  die  Lebens- 
mittel wenig  oder  gar  keine  Imposten  geschlagen  werden,  dafs  sich 
ein  jeder  mag  ehrlich  ernähren,  wie  er  kann  und  .weifs  ^),  und  dafs 
er  sich  in  Wohnung,  Kleider  und  Trank  möge  seinem  Willen  nach 
betragen,  nur  dafs  sein  Lassen  und  Thun  obgemeldeter  Staats-Begul 
nicht  zum  Schaden  gereiche,  nämlich  nichts  zu  der  Verminderung 
der  Volksreichheit,  Nahrung  und  Gemeinschaft  thun."  *) 

Es  entspricht  der  hier  gemachten  Einschränkung,  wenn  Becher, 
natürlich  auch  nur  die  innere  Konsumtion  betreffend,  empfiehlt,  dafs 
alle  Imposten  und  Auflagen  mehr  auf  aus-  als  eingeführte  Waren  ge- 
schlagen werden.  Dadurch  wird  die  Industrie  gleichmäfsig  über  das 
Land  verteilt  und  die  Nahrung  und  Populosität  gefordert.  Das  ge- 
schieht auch,  weun  die  Steuern  „mehr  auff  solche  Sachen,  welche  die 
Reichen  gebrauchen,  geschlagen  werden,  dafs  also  je  nötiger  zum 
Lebens  Gebrauch  die  Waar  ist,  je  weniger  impost  sie  leyden  soll,  und 
je  unnöthiger  sie  ist,  je  mehr  sie  solle  beschwert  werden,  hierauss 
folget,  dafs  man  in  Auflagen  der  imposten,  allezeit  dahin  sehen  solle, 
dafs  die  Reiche  mehr  und  öffters,  als  die  Arme  geben,  oder  dafs  die 
imposten  auff  solche  Sachen  geschlagen  werden,  welche  die  Reiche 
mehr,  als  die  Arme  gebrauchen*'.^) 

Ganz  anders  klingt  es,  wenn  Becher  auf  den  Handel  mit  dem 
Auslande  zu  sprechen  kommt,  da  tritt  er  unerbittlich  für  Prohibitiv- 
zölle ein.  Es  wäre  ein  heilsames  Edikt,  „wann  verboten  würde,  nichts 
ins  Römische  Reich,  von  Waaren  und  Manufakturen  zu  handeln  und 
zu  tragen,  welche  man  selbsteu  darinn  haben  kan.'**)  So  lange  das 
heilige  römische  Reich  aber  nicht  so  weit  ist,  soll  es  wenigstens  den 
Grundsatz   befolgen,    mehr  Rohstoffe   als   verarbeitete  Waren   einzu- 


*)  Anwysing  S.  67  f.  verlangt  auch  de  la  Court:  „volkome  vryheid  um 
sig  te  erneeren,  vor  allen  die  hier  begeeren  te  woonen". 

^)  Psychosophia,  1707,  S.  110. 

')  Politischer  Discurs.  1688,  S.  261.  Diese  Steuerpolitik  ist  den  Merkantilisten 
allgemein  (mit  wenigen  Ausnahmen,  darunter  S eckend orff).  Altem  müssen 
ihre  Kinder  in  gleichem  3Iafse  pflegen,  sagt  de  la  Court,  die  Obrigkeit  ihre 
Unterthanen  nicht. 

*)  Närrische  Weisheit,  1683,  II.  Nr.  17,  S.  180. 
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fahren   und    höhere  Zölle   auf  ausgeführte  Rohstoffe  als  verarbeitete 
Waren  zu  schlagen.^) 

Wir  erkennen  in  diesen  Sätzen  die  Handelspolitik  der  Merkanti- 
listen, zu  der  Becher  sich  voll  und  ganz  bekennt  und  von  der  er 
auch  für  sein  Vaterland  die  glänzendsten  Erfolge  erhoffte.  Die  Gröfse 
Hollands  beruht  seiner  Überzeugung  nach  auf  dieser  Politik  und  die 
grofsartige  Schilderung,  die  er  von  ihr  entwirft,  ist  zugleich  eine 
begeisterte  Lobrede  auf  den  Handel,  und  für  seine  Anschauungen 
zu  charakteristisch,   um  nicht  an  dieser  Stelle  ihren  Platz  zu  finden. 

„Wann  wir  ein  klein  wenig  nur  nachsinnen  wollen,  wordurch 
HoUandt,  ein  schlechte  Graffschafft,  zu  solchem  Stand  kommen  seje, 
dafs  es  allein  nunmehr  an  Mitteln  als  das  ganzte  Römische  Reich 
vermag,  so  kan  man  keine  andere  Ursach  finden,  als  die  Commer- 
cien,  ihre  libertät  und  resolution  solche  zu  führen,  sie  verarbeiten 
Seiden  und  wächst  keine  im  Land,  sie  holen  frembder  Leut  Flachs 
und  Hanff,  machen  Spitzen  und  schöne  Leinwand  darvon,  und  britigen 
ihnen  solche  wieder,  sie  verarbeiten  fremde  WoU  in  ein  Tuch,  und 
bringens  wieder,  anderer  Länder  Haut  gerben  sie,  und  verkauffen  ihnen 
das  Leder  wieder,  wer  thut  es  ihnen  wol  in  der  Druckerey^)  und 
Buchhandel  bevor?  die  Frantzösische,  Nümbergische  und  Augs- 
purgische  Waaren  machen  sie  bereits  nach,  und  eben  so  gut,  man 
mufs  sagen,  dass  Holland  eine  Mutter  vom  Jubilir-Handel  seye,  die 
schöne  Holländische  Geschirr,  Gläser  und  Glashütten  in  Amsterdam 
weisen  auch  darinnen  ihre  industrien,  vom  Holtzhandel  wil  ich 
nichts  reden,  wie  starck  die  Holländer  dessentwegen  in  Norwegen, 
und  an  dem  Rheinstrom  handeln,  wie  schöne  Schreiner-Arbeit,  wie 
herrliche  Zimmergebäu,  und  was  vor  ansehnliche  Schiff  sie  darauss 
bauen,  ich  glaube  nicht,  dafs  an  einem  Ort  mehr  mit  Gold,  Silber, 
Kupffer,  Eissen,  Bley,  Zinn,  und  andern  Mineralien  Handelsschafft, 
samrat  denen  manufaktum,  so  daraufs  gemacht  werden,  getrieben 
werden.  Was  soll  ich  von  Materialisten-waaren,  von  Specereyen 
luid  Hecker- Waaren,  und  allerhand  Victualien  reden,  keines  von 
denen  wächst  recht  oder  genugsam  dort,  und  findet  man  doch  dorten 
TOD  jedem  alles  frisch,  recht,  genugsam,  und  zum  Uberflufs,  also  dafs 
dieser  Ort,    da  nichts    oder   wenig   wachst,    alle   andere  Oerter   mit 


^)  Auch  de  la  Court  tritt  unter  Umständen  für  Zölle  ein.    Kohstoffe  sollen 
frei  eingeführt,  aber  nur  gegen  Zölle  ausgeführt  werden  dürfen. 

*)  Die  in  Holland  gedruckten  Werke   von  Becher  selbst  (z.  B.  ,.0edipu8 
chymicus*')  beweisen  uns,  wie  recht  er  mit  dieser  Behauptung  hatte. 
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Überflufs  proviantirt,  das  helft  hinter  sich  für  sich,  von  Athen 
war  das  Sprichwort,  dafs  man  da  mehr  Korn  säe,  als  emdte,  von 
Holland  könnte  man  es  auch  wol  sagen,  wann  nicht  ihr  Fleifs  alles 
geändert  hätte,  etliche  unserer  Teutschen  Staatisten  meinen  nit 
dafs  an  den  Commercien  und  derer  Auffnehmen  so  viel  gelegen,  son- 
dern machen  vielmehr  aus  ihrer  Statistica  eine  materiam  commer- 
cionim,  aber  die  Holländer  machen  e  contrario  aus  den  commerciis 
eine  materiam  Status,  und  führen  so  kostba^ure  Krieg  darum,  sie 
wissen  wol,  dafs  die  Commercien  ihr  Landt  Volckreich,  Xahr- 
haflFt,  und  rechte  GemeinschafTt  darinnen  machen,  dann  allezeit  einer 
von  dem  andern  lebt,  sie  haben  ihre  mächtige  KauflFmanns-Com- 
pagnien,  die  auch  König  und  Herreu  trutzen  können,  in  Holland 
hat  alles  seine  Nahrung,  man  leydet  und  siebet  keine  Bettelleut, 
wie  Volckreich  dennoch  Holland  seye,  weil«  der  jenige,  der  da- 
rinnen gewesen,  und  gesehen,  dafs  es  schier  nur  eine  Stadt  ist,  ihre 
herdiche  Proviant-Häuser  Zucht  und  Werckhäuser  Bauck  und  Kauff- 
Häuser-  der  Compagnien  sind  Zeugnufs  ihres  Fleifses,  resolution 
und  Verstands,  sie  seynd  noch  nicht  damit  zufrieden,  was  sie 
innerhalb  Lands  thun,  sondern  sie  reysen,  und  treiben  com- 
mercia  in  die  gantze  Welt,  und  wo  sie  gar  nichts  zu  thun  haben, 
führen  sie  nur  die  Güter  von  einem  Ort  zum  andern ,  mit  einem 
Wort,  sie  sind  in  ihrem  Handel  so  genau  und  profitlich,  dafs  ihrent- 
wegen  das  Sprichwort  erwachsen,  wo  Holländer  hinkommen,  da  wächst 
kein  Gras  mehr,  da  ist  nemlich  nichts  mehr  zu  thun,  dann  durch  ihren 
Handel  saugen  und  ziehen  sie  das  Geld  von  allen  Orten  an  sich, 
durch  tausend  Handgriff  und  Vortheil,  sie  hohlen  und  bringen  was 
nöthig,  und  darinnen  sind  sie  Diener  der  gantzen  Welt,  welche  sie 
indessen  durch  süfsen  Müfsiggang  einwiegen,  dieses  nun  und  der- 
gleichen mehr  thun  die  Holländische,  und  um  so  viel  sicherer,  die- 
weil  wir  es  nicht  thun,  da  wir  doch  viel  eine  gröfsere  praerogativ 
und  Vortheil  vor  ihnen  haben/*  ^)  Es  erinnern  uns  diese  Worte  an 
die  mit  stolzer  Begeisterung  von  Hugo  Grotius  gesprochenen: 
„Zur  Schilderung  unseres  Kaufhandels  reichen  meine  schwachen 
Kräfte  nicht  aus,  und  wenn  ich  je  meine  Jugend  beklagen  mufs, 
dann  ist  es  hier.  Dürfte  ich  der  Dichter  Vorbild  folgen,  dann  sollt 
ich  mir  hundert  Zungen,  sollt  ich  mir  hundert  Munde  wünschen,  so 
kann  ich  nur  mit  den  mir  gegebenen  Mitteln  erheben,  was  aller 
Sterblicher  Mund,  aller  Völker  Sprachen    nie  vermögen  nach  Würde 


')  Politischer  Discurs,  1688,  S.  173  ö*. 
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zu  preisen.  Denn  welches  Land  hat  je  so  viel  Schiffe  sein  genannt, 
wie  unser  einziges  Amsterdam,  welches  Volk  hat  seine  nachbarlichen 
Länder  und  Liseln  so  gekannt,  wie  wir  die  entferntesten  Gestade  der 
See  etc."  ^) 

Wie  bitter  mochte  Becher  die  Anerkennung  solcher  Gröfse  an- 
kommen, der  sich  sagte,  dafs  der  Weg  zu  derselben  seinem  eigenen 
Volke  keineswegs  yerschlossen  war,  und  dafs  nur  eigene  Blindheit  es 
hinderte,  ihn  zu  betreten. 

Ein  Vergleich  Hollands  mit  Deutschland  läfst  ihm  sogar  die 
Verhältnisse  für  dieses  weit  günstiger  erscheinen  *)  als  für  jenes. 

^Teutschland  ist  ein  mächtig  Land,  und  hat  seine  gewisse  Inn- 
ländische  consumption,  die  Holland  nicht  hat,  wann  auch  die 
Teutschen  in  die  Frembde  handeln  wollen,  wird  es  ihnen  an  Gelegen- 
heit und  Freyheit  an  solchen  Ort  und  Enden  bey  frembden  Poten- 
taten, wo  sie  hin  handeln  wollen,  nicht  mangeln,  welches  Holland 
wieder  nicht  hat,  dann  es  an  viel  Ort  nicht  hinhandeln  darff,  son- 
dern verhaft  ist,  weiter,  Teutschland  hat  die  Waaren  im  Land 
Selbsten,  wovon  es  allerhand  manufacturen  machen  kan  lassen,  da 
hingegen  Holland  erst  solche  auss  der  Frembde  holen  mufs,  in 
Teutschland  ist  des  Haufszinfs  •**),  Holtz-  und  Lebens-Mitteln  wegen 
besser,  als  in  Holland  zu  leben,  so  begriffen  auch  die  Teutschen  die 
Sachen  so  gut  und  wol  als  immer  mehr  die  Holländer,  *)  diese 
treffh'che,  und  Hauptvortheil  nun  haben  wir  in  Teutschland,  und  stehen 
doch  still,  lassens  solche  thun,  die  dergleichen  nicht  haben,  und  das 
zwar  thun  wir  nur  darum,  dieweil  es  bald  hie,  bald  dort,  bald  an 
der  resolution,  bald  an  was  anders  fehlet,  unterdessen  gehet  das 
Geld  auss  dem  Land  und  wann  ein  oder  zwey  Jahr  Mifswachs 
kommen,  lauffen  die  Bauren  darzu  hinauss  und  bettlen.  —  Es  mufs 
aber  ein  guter  Oculist  seyn,  der  uns  Teutschen  den  Staaren  hierinnen 
stehen  will."*)    Becher  mühte  sich  in  seinen  Schriften  redlich  ab, 

*)  Laspeyres  a.  a.  0.  S.  6. 

*)  Dagegen  de  la  Court,  ..Anwysing,*'  S.  31  f.  In  Europa  is  geen  Land  tot 
de  Negotie  bequaamer  als  Holland. 

')  Bei  de  la  Court  finden  sich  bittere  Klagen  über  die  hohe  Hausmiete 
in  Holland,  in  der  er  sogar  einen  der  Gründe  erblickt ,  die  Leydens  Verfall  ver- 
ursachten. 

*)  Die  Schilderung  der  Xachteile,  die  Holland  hat,  so  dafs  es  auch  nur  von 
wenigen  sogar  ganz  Steuerfreien  bewohnt  und  bebaut  zu  werden  nicht  würdig 
wäre,  wenn  es  nicht  den  Handel  hätte,  und  der  Vorzüge  Hollands  ist  eine  der 
interessantesten  Partie  in  der  „Anwysing"  de  la  Court' s. 

*)  Poütischer  Discurs,  1688,  S.  175  f. 
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dieser  gute  Oculist  zu  sein.  Wie  bitter  klagt  er  nicht  die  Deutschen 
an,  dafs  sie  soviel  Geld  für  Seide  aus  dem  Lande  gehen  lassen, 
statt  selbst  Seide  zu  bauen,  oder  wenigstens  ihren  Absatz  an  Leinen 
gegen  solche  zu  Tergröfsem,  dafs  sie  ihr  Geld  an  die  Holländer  für 
die  ^Lumpenfarbe  Indigo^'  wegwürfen  u.  s.  w.  Die  Vorliebe  für  das 
Fremde  ist  es  eben,  die  den  Deutschen  zum  Verderben  wird^  gehen 
doch  für  französische  Manufakturen  allein  jährlich  yier  Millionen 
Thaler  aus  dem  Lande!  Zwar  nennt  er  selbst  Paris  ,,die  Schule 
der  Höflichkeit  und  Mutter  yieler  herrlicher  Manufakturen,** 
das  hindert  ihn  aber  nicht,  in  beifsender  Satire  seine  Landsleute 
mit  ihrer  Vorliebe  für  französische  Waaren  aufzuziehen.  Die  Stelle 
bietet  ein  treffliches  Seitenstück  zu  der  Schilderung  holländischer 
Gröfse. 

„Uns  Teutschen",  spottet  er,  „ist  schier  kein  Kleid  mehr  recht, 
wann  es  nicht  aus  Frauckreich  kommt,  wovon  Jährlich  dann  nicht  nnr 
eine  Million  aufs  Teutschland  hinein  gehen,"  —  auch  ist  es  ,.zu 
wissen,  dafs  die  Frantzösische  Scheermesser  uns  Teutschen  den  £art 
besser  scheren,  als  andere,  die  Frantzösische  Scheeren  und  Zangen 
schneiden  besser  die  Nägel,  und  reifsen  die  Haar  auss,  als  unsere, 
ihre  Uhren  gehen  besser,  wann  sie  die  Teutsche  zu  Pariss  gemacht 
haben,  als  wann  eben  selbige  Meister  solche  zu  Augspurg  gemacht 
hätten,  dann  die  Lufft  allda  ist  besser  darzu,  ihre  Spiegel  sind  heller 
als  die  Venetianisch,  ihrer  Weiber  Auffsätz,  Gamiteür,  ßänder,  Ketten, 
Perlen,  Schuh,  Strümpff,  endlich  gar  die  Hembder  sind  besser, 
wann  sie  die  Frantzösische  Lufft  ein  wenig  perfumirt  hat  (wiewol  ehe  ich 
sie  anlegen  thäte,  den  guten  Geruch  erstlich  mit  Schwefelrauch,  als 
wie  man  den  Brieffen  in  der  Pest  thut,  vertreiben  wolte),  man 
fahret  nicht  wol  in  den  Kutschen,  wann  sie  nicht  die  Frantzösische 
mode  haben,  der  Frantzösische  Hutstock  schicket  sich  auff  alle 
Teutsche  Köpff,  so  haben  auch  die  Frantzosen  viel  ein  ander 
Mafs,  einem  die  Kleyder  anzumessen,  und  zu  machen,  als  die 
Teutsche  Schneider,  die  Frantzösischen  Perücken  schicken  sich 
besser  auff  die  Teutsche  Köpff,  als  der  Teutschen  Haar  Selbsten, 
so  lasset  sich  auch  hernach  ein  solch  Frantzösisch  Haar  von  keinem 
Teutschen  kämm  kämmen,  oder  änderst  als  mit  Frantzösischem  Puder 
bestreuen,  noch  ein  Teutscher  Bart  änderst,  als  von  einer  Frantzösischen 
Bartbürste  oder  Eisen  auffsetzen,  noch  sich  ein  Teutscher  Zahn,  als 
mit  einem  Frantzösischen  Zahnstierer  butzen,  noch  sich  das  Teutsche 
Geld  anders  als  mit  Frantzösischen  Karten  verspielen,  und  änderst  als 
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in  Frantzösischen  Beuteln  oder  Küstlein  auffbeben,  es  ist  weiter  ge- 
ytitsj  dafs  sich  das  Brod  und  übrige  Speisen  yon  uns  Teutschen 
besser  mit  Frantzösischen  Messern,  als  von  den  Frantzosen,  selbst,  zer«- 
schneiden  lasset,  (dann  selbige  Hoffleut  brauchen  die  Finger).  Ich 
hab  von  Frauenzimmer  gehört,  dafs  sich  mit  Frantzösischen  Nadeln  und 
6am  yiel  besser,  als  mit  Teutschen  nähen  lasset,  ja  die  Frantzösische 
Pflaster  halten  auff  dem  Teutschen  Gesicht  besser,  als  die  Teutsche, 
(hingegen  halten  die  Teutschen  Pflaster  zu  S.  Marx  in  Wien  besser 
anff  dem  Frantzösischen  Gesicht,  als  die  Fr&ntzösische  selbsten). 
Welcher  unter  uns  Teutschen  hätte  wol  das  Hertz  gehabt,  einem 
Weibsbild  ein  stück  Holtz  über  den  Bauch  zu  stecken,  und  sie  weifs 
zu  machen,  sie  würde  einen  Buckel  bekommen,  wann  sie  es  nicht 
ihäte,  die  Frantzosen  habens  gethan,  die  können  das  Weibsvolck 
anssbutzen  mit  Kleidern,  Haaren,  Augen,  (wann  eins  fehlt)  Zähnen, 
(wann  etliche  mangeln),  Gtesicht-Farben,  Brüst,  Harnischen,  Plangheten, 
Hemder,  Strumpf,  Schuh,  die  können  sie  behäncken  mit  Spiegeln, 
Uhren,  Conülen,  Messerstützgen,  Bändern  und  Büchern  (dann  es 
betet  sich  auch  besser  aus  Frantzösischen  Büchern),  sie  stechen  ihnen 
Löcher  durch  die  Ohren  und  hencken  ihnen  dran  was  sie  woUen, 
selten  auch  die  Ohren  Eselslang  gezogen  werden/^  ^) 

„Die  Eauffleute,  die  vorwenden,  man  könne  dergleichen  Waaren 
nit  im  Land  machen,  alle  Elementen  seyen  nicht  gut  darzu,  man 
müsse  sie  aufs  der  Frembde  holen,  zwar  nur  darumb,  darmit  hinter 
ihren  diehischen  Gewinn  niemands  gründlich  komme  ,'^  werden  mit 
den  schimpflichsten  Namen  bedacht.  Sie  sind  die  Hummeln,  die  den 
armen  Bienen  den  Honig  stehlen,  „Juden  und  Canaillen'',  die  „Blut- 
mid  Saugigel  einer  Bepublic,  der  Todt  und  Untergang,  derselben 
End."«) 

Becher  ist  weit  davon  entfernt,  aus  blofser  Spottlust  oder  Freude 
am  Aufdecken  von  Schäden,  sein  Volk  mit  so  bitterer  Satire  zu 
geifseln  und  mit  so  derben  Worten  zur  Bechenschafb  zu  ziehen.  Dafs 
es  ihm  heiliger  Ernst  ist,  beweisen  auch  hier  seine  Vorschläge  zur 
Besserung,  für  die  er  sich  durch  eine  ofiPene  Sprache  vielleicht  um  so 
geneigtere  Ohren  zu  erwerben  hofite. 

Bevor  er  jedoch  auf  die  Mittel  eingeht,  mit  denen  diesen  Ubel- 
ständen  entgegenzutreten   wäre,    orientiert   er   sich   genau  über  den 


')  Politischer  Discnn,  1688,  S.  145  ff. 
*)  PoUtiflcher  Diacara,  1688,  S.  104. 
StaatswiBMnschafU.  Studien.   VI.  3^^  9 
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Feind^  den  sie  bekämpfen  sollen.  Er  erkennt  denselben  in  den  in 
Deutschland  herrschenden  Monopolien,  Propolien  und  Polypolien,  von 
denen  das  erste  die  Nahrung,  das  zweite  die  Populosität  und  das 
dritte  die  Gemeinde  schädige^  die  also  den  drei  Hauptstaatsregeln  zu* 
wider  seien.  „Die  Monopolia  sind  von  GOtt,  und  Rechtswegen  ver- 
botten,  dann  sie  lauffen  wider  die  Christliche  Liebe  des  Nechsten,  das 
aber  ist  proprio  ein  Monopolium,  wann  sonst  ein  gemein  freyer  Handel 
einem  allein  gegeben  würde^  welcher  keinen  neben  sich  leyden  will^ 
sondern  seinem  Belieben  nach,  den  Käu^fer  in  Yertheurung  der 
Waaren  treibet,  wie  er  nur  selbsten  will."  ^) 

Freilich  sind  „nit  alle  Monopolia  bös,  zumalen,  wann  sie  regalia 
principum  worden  sind ,  auch  nicht  alle  polypolia  schädlich,  wo  eine 
grofse  Menge  der  Menschen,  also  sind  nicht  alle  propolia  bös,  son- 
dern viel  gut,  und  allein  diejenigen  böss  und  schädlich,  welche 
machen,  dass  kein  anderer  darzu  gelangen  kann."*)  Auf  die  Propolia 
geht  Becher  näher  ein  und  unterscheidet  fünf  Arten  derselben,  die 
auf  den  Handel  von  schädlichstem  Einflufs  sind.  Das  erste  Pro* 
polium  verursachen  die  Juden,  die  jeder  Gemeinde  verderblich  wer- 
den, da  sie  den  Handel,  wo  sie  immer  hinkommen  verderben.  Ein 
Kaufmann,  der  sich  mit  Juden  einläfst,  wird  unfehlbar  betrogen. 
Ihnen  reihen  sich  würdig  die  Hausierer  und  Landläufer  an,  die  ,,ihre 
Kram  auff  dem  Buckel  durch  gantz  Teutschlähd  tragen".  Sie  sind 
um  so  gefahrlicher,  je  gewisser  sich  hinter  ihnen  oft  grofse  Kaufleute 
verbergen.  Diese  Leute,  die  auf  den  Betrug  angewiesen  sind,  „seyn 
rechte  emunctoria  und  ziehen  das  Geld  auss  dem  Land".  Man  sollte 
sie  daher  mit  Steuern  belasten,  oder  ihnen  einfach  ihre  Waren  nehmen 
und  sie  aus.  dem  Lande  jagen,  nachdem  man  sich  vorher  überzeugt 
hat,  ob  nicht  ein  „Propolist"  in  einer  Stadt  mit  ihnen  unter  einer 
Decke  steckt,  der  natürlich  nicht  straflos  davon  kommen  dürfte.  In 
den  Messen  und  Jahrmärkten  besteht  eine  dritte  Art  von  Propolium. 
Sie  widerstreiten  der  Hauptregel  im  Handel,  dafs  man  sich  die  Waren 
nicht  bringen  lasse,  sondern  sie  selbst  und  zwar  womöglich  aus  eigener 
Hand  hole.  Aufserdem  sind  die  Messen  von  übler  Wirkung,  weil  den 
Käufern  auf  ihnen  die  ausländischen  Waren  leicht  besser  gefallen  als 
die  inländischen  und  sie  dadurch  bewogen  werden,  ihr  Geld  den 
Fremden  zu  geben.*)    Die  Messen  und  Jahrmärkte  dienen  nur  der 


1)  Poütischer  Discurs,  1688,  S.  263. 

«)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  207  f. 

')  Luther  nennt  Frankfurt  um  seiner  Messen  willen  „das  Silber-  und  Ghold-^ 
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Bequemlichkeit  und  Faulheit  der  deutschen  Kaufleute.  Warum  haben 
sie  in  den  grofsen  Handelsstädten  keine  Messen  ?  Weil  dort  alle  Tage 
Messe  ist  und  die  Fremden  eher  hinkommen  etwas  zu  holen,  als  sie 
Grelegenheit  finden,  etwas  hinzubringen.  Nur  für  Güter,  die  zu  be- 
stimmten 2jeiten  eingekauft  werden  müssen  und  sich  nicht  transpor- 
tieren lassen,  will  B  e  c  h  e  r  die  Jahrmärkte  gelten  lassen.  Ein  weiteres 
Propolium  besteht  in  den  Stapelrechten  und  Niederlagen  ausländischer 
Eanfleute,  Ton  denen  namentlich  die  letzteren  zu  verwerfen  sind.  So- 
lange die  Deutschen  glaubten,  Amsterdam,  Paris,  London  und  Venedig 
lägen  aufserhalb  der  Welt,  mögen  sie  noch  einige  Berechtigung  gehabt 
haben,  jetzt  aber  halten  sie  gleich  der  Messen  die  Kaufleute  nur  davon 
ab,  sich  die  Waren  selbst  aus  erster  Hand  zu  holen.  Das  letzte  und 
schlimmste  Propolium  aber  richten  die  Kaufleute  unter  sich  selbst  auf, 
indem  sie  sich  vereinigen  und  die  kleinen  Händler  zwingen,  die  Waren 
um  jeden  beliebigen  Preis  von  ihnen  zu  erstehen.^)  über  diese  Pro- 
polisten  ergiefst  Becher  die  ganze  Flut  seines  Zornes.  Sie  lassen 
zwar  bisweilen  „ein  Altar  in  ein  Kloster  ein  paar  silberne  Ampeln  in 
eine  Kirche  machen  ^),  ein  altes  Hauss  neu  anstreichen,  alles  unter  dem 
praetext  Güter  und  credit  zu  haben,  wann  aber  ein  Unglück  kompt, 
dann  gehen  sie  durch,  und  lassen  die  Stat  und  Hoff  seyn,  da  doch 
vermählen  nichts  süfseres  war,  als  der  Namen  eines  Hoff-Kauffmanns^.') 
„Gantze  Stadt  und  Länder,  ja  Königreich  und  Provincien*^  können 
durch  solche  Propolisten  ruiniert  werden. 

Solchen  Ubelständen  zu  begegnen,  sind  schon  früher  seitens  der 
Eanfleute  Kompagnieen  gegründet,  d.  h.  es  haben  sich  mehrere  Yer- 
leger  zusammengethan,  um  gemeinsam  diesen  oder  jenen  Handel  zu 
betreiben,  statt  sich  gegenseitig  die  Konkurrenz  abzulaufen.  Solche 
Kompagnieen  haben  sich  als  überaus  nützlich  erwiesen,  indem  sie 
sieht  nur  das  Monopol  und  das  Polypol  verhüteten,  sondern  auch  oft 


loch,  dadurch  aus  deutschen  Landen  fleufst,  was  nur  qnillet  und  wächst,  gemünzt 
oder  geschlagen  wird  bei  uns."  „Aber  lafs  gehen",  schlieft  er;  „wir  Deutschen 
müssen  Deutsche  bleiben;  wir  lassen  nicht  ab,  wir  müssen  denn".  Koscher 
a.  a.  0.  S.  63. 

')  Ahnlich  den  modernen  Ringen  und  Trusts. 

*)  Dieser  Satz  steht  nur  in  der  ersten  Auflage,  ein  Beweis,  wie  weit  Becher 
in  dem  Bestreben  ging,  alles  aus  seinem  Werke  zu  entfernen,  was  der  Geistlich- 
keit  mifsliebig  sein  könnte.  Übrigens  bekennt  er  ja  selbst  in  der  Vorrede  zur 
2.  Aufl.,  dafs  er  kein  Wörtchen  habe  stehen  lassen,  dafs  der  Geistlichkeit  mifs- 
fallen  konnte. 

*)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  233. 
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einen  einzelnen  Mann  über  Wasser  hielten,  der  ganz  anf  sich  gestellt 
zu  Grunde  gegangen  wäre.  Die  Kompagnie  hat  eben  mehr  Mittel 
und  Kredit  als  der  einzelne  Kaufmann,  da  jedes  Mitglied  derselben 
mit  seinem  Einlagekapital  für  ihre  Schulden  haftet  Deshalb  mnft 
aber  auch  eine  gemeinsame  Verwaltung  ihrer  Güter  bestehen,  irie 
sie  andererseits  mit  Priyilegien  ausgerüstet  sein  mufs,  um  ihre  In- 
teressen nach  aufsen  hin  mit  Erfolg  vertreten  zu  können.  Diese  Pri- 
Tilegien  werden  natürlich  Terschiedener  Art  sein,  je  nachdem  der 
Handel  der  Kompagnie  ein  inländischer  oder  ausländischer  ist  Die 
Aufrichtung  solcher  Kompagnieen  empfiehlt  Becher  auf  das  Wärmste, 
alle  Kaufleute  der  14  von  ihm  aufgezählten  Handelszweige  ^)  sollten 
sich  zu  je  einem  derselben  zusammen thun. 

Eine  vollkommen  segensreiche  Wirksamkeit  werden  sie  jedoch 
erst  ausüben  können,  wenn  sie  mit  einem  allgemeinen  Stapel  oder 
Kaufhaus  in  Verbindung  stehen.  „Es  beruhet  aber  ein  solch  allge- 
meines Kauffhaus  darinnen,  dafs  allerhand  Waaren  von  der  ersten 
Hand  und  Ursprung  in  natura  erkaufft,  und  dann  gantze  Länder 
wiederum  dannit  versehen  werden."*) 

Vor  allem  kommt  es  darauf  an,  dafs  man  das  Haus  auf 
einen  günstig  gelegenen  Platz  setzt,  dafs  man  das  ganze  Land  zur 
Konsumtion  der  Waren  heranzieht,  was  durch  Güte  und  Wohl- 
feilheit derselben  erreicht  wird,  dafs  man  die  Waren  en  gros  an  der 
Quelle  kauft,  wo  man  sie  billiger  und  besser  erhält,  dafe  man  sie 
selbst  holt,  um  die  Fracht  zu  sparen,  und  dafs  man  sie  endlich  in 
rohem  Zustande  kauft,  um  den  einheimischen  Handwerkern  zur  Arbeit 
und  Blüte  zu  verhelfen;  diese  Mafsregeln  müfsten  aber  noch  durch 
andere  unterstützt  werden.  So  gälte  es,  jeder  Einfuhr  fremder 
Manufakturen,  sowie  den  Verkauf  von  Manufakturen  im  Kaufhaus  zu 
verbieten.  AuCser  dem  Kaufhaus  dürfte  kein  Grofsierer  im  Lande  ge- 
duldet  noch  rohe  Ware  in  das  Land  geführt  werden,  aufser  durch 
das  Kaufhaus.  In  demselben  sollen  die  Kompagnieen,  wie  auch  ein- 
zelne Kaufleute  ihre  Gewölbe  haben,  in  denen  von  der  Obrigkeit  die 
Waren  „beschaut,  gemärket  und  taxirt"  werden.  Niemand  darf 
seine  Güter  teurer  oder  wohlfeiler  veräufsem,  als  ihm  die  Taxe  vor- 


*)  £s  sind  das:  Seidenhandel,  Leinenhandel  (Baumwolle),  Wollenhandel 
(Haare),  Lederhandel,  Buchhandel,  französische,  nümbei^g^he,  augshoiigfische 
Manufakturen,  Juwelenhandel,  Glashandel,  Handel  mit  Metallen,  mit  Materialien, 
mit  Spezereien,  mit  Friandiswaren,  mit  Viktaalien. 

«)  Poütischer  Discurs,  1688.  S.  277  ff. 
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schreibt,  noch  andlBrs,  als  „in  groBso^.  So  werden  einigen  reichen 
Eanflenten  „ihre  Fropolia  abgeschnitten  nnd  wird  es  jedem  fi^eige- 
stellt,  sich  aus  erster  Hand  mit  Waren  zu  versehen".  Die  Jahr- 
märkte können  leicht  verboten  werden,  da  ja  nun  thatsächlich  alle 
Tage  Jahrmarkt  ist.  Wie  im  Proviant-  und  im  Werkhaus,  so  kann 
auch  im  Kaufhaus  Geld  zu  billigen  Interessen  deponiert  werden. 

Ist  nun  durch  das  Provianthaus  den  Bauern,  durch  das  Werk- 
haas den  Handwerkern  und  durch  das  Kaufhaus  den  Kaufleuten  ge^ 
holfen,  so  erübrigt  es  noch  auch  den  reichen  und  bedürftigen  Leuten 
m  die  Hand  zu  gehen.  Die  Reichen  soUen  daran  gehindert  werden, 
ihr  Geld  im  Ausland  anzulegen.  Das  geschieht  am  besten  durch 
Gründung  einer  Landbank,  zu  welcher  vornehmlich  drei  Dinge  ge- 
hören: Kredit,  Geld  und  ein  Fonds.  Für  den  Kredit  haben  diejenigen 
zu  sorgen,  welche  die  fiank  „assecuriren,  vor  sie  gut  sprechen,  und  solche 
dirigiren".^)  Je  höher  diese  Männer  in  Ehren  stehen  und  je  mehr 
ihrer  sind,  um  so  mehr  wird  der  Kredit  der  Bank  blühen,  und  um 
so  mehr  werden  sich  finden,  die  derselben  ihr  Geld  anvertrauen.  Unter 
dem  Fonds  versteht  Becher  die  Art  und  Weise,  auf  die  das  Kapital 
angewendet  und  die  Interessen  gewonnen  werden.  Der  rechte  Fonds 
einer  kaufmännischen  Bank  ist  Handel  und  Wandel,  „dann  wann  ein 
depositarius  höret,  dafs  man  Krieg  mit  seinem  Geld  führen,  oder  bauen 
will,  oder  dafs  er  sein  Geld  nach  Hoff,  und  grofsen  Herren  leyhen 
soll,  so  gehet  er  behutsam,  und  lässt  es  wol  bleiben'^^ 

Was  die  bedürftigen  Leute  anbetrifft,  denen  geholfen  werden  soll, 
80  sind  das  jene,  die  „weder  arm  noch  reich^'  sondern  bisweilen  mit 
einer  „gehlingen  Nothdürfftigkeit  behafft  sind,  und  doch  kein  credit 
in  der  Banck,  unterdessen  bewegliche  Unterpfand  und  Mobilien  haben, 
welche  sie  nun  bey  den  Juden  oder  bey  den  Christen,  die  biss- 
weflen  ärger  als  Juden  sind,  auff  vielfältiges  bitten  um  ein  Spott- 
geld versetzen,  bifsweilen  im  Stich  lassen,  und  dadurch  nit  wenig 
Schaden  und  Noth  leiden".  *)  Für  sie  gilt  es  ein  Leihhaus  zu  errichten, 
wo  sie  auf  Pfänder  geringere  Summen  geliehen  erhalten.  Wird  das 
Pfand  nach  Ablauf  einer  festgesetzten  Zeit  nicht  eingelöst,  so  ver- 
kauft der  „mons  pietatis"  dasselbe,  behält  jedoch  von  dem  Erlös  nur 
die  vorgeschossene  Summe  samt  den  Zinsen,  während  der  Rest  dem 
Schuldner  verbleibt. 


>}  Politischer  DiBcnn,  1688,  S.  261. 
^  PolitUcher  IHsean,  1688,  S.  252. 
^  Politischer  Discnrs,  1688,  S.  254. 
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Die  Leitung  aller  von  ihm  empfohlenen  Einrichtungen  wie  über- 
haupt der  gesamten  Volkswirtschaft  will  Becher  in  die  Hände  eines 
Kommerzien-Kollegs  gelegt  wissen,  dessen  Zusammensetzung  er  sich 
folgendermafsen  denkt.  Es  soll  bestehen  aus:  ^^etlichen,  welche  da 
wissen,  Quid  Juris  scilicet,  die  ihre  territorialia  und  Jurisdictionalia, 
wieweit  sie  befugt  sind,  wol  verstehen,  andere,  die  den  Kauffhandel 
aus  dem  Fundament  wissen,  so  in  Wechssien  als  trafiquen,  über  Land 
und  See,  in  grofs  und  klein,  andere  aber,  die  die  manufakturen  wissen, 
und  den  Verlag  verstehen."^) 

Wir  sind  Becher  somit  in  seinen  ökonomischen  Ideen  bis  zum 
Schlufs  gefolgt  und  müssen  gestehen,  dafs  in  der  langen  Reihe  der 
selben  kein  Glied  fehlt,  vielmehr  das  Gänze  ein  geschlossenes  System 
bildet,  nach  dem  die  Fürsten,  nach  des  Verfassers  Ansicht  nur  zu 
handeln  brauchten,  um  ihre  Völker  zum  Wohlstand  und  zur  Blüte  zu 
bringen.  Leider  fand  Becher  in  Deutschland  keines  seiner  Projekte 
realisiert  und  bitter  genug  klingt  das  Urteil,  dafs  er  über  das 
Reich  fällt:  „Der  Mangel  der  Proviant-Häuser  in  einem  Land  ist  ein 
Zeichen  der  Unvorsichtigkeit  einer  Obrigkeit,  der  Mangel  von  den 
Werck-Häusem  ist  ein  Zeichen  der  Faulheit,  der  Mangel  der  Kauff- 
häuser  ein  Zeichen  der  Unachtsamkeit,  der  Mangel  einer  Banck  ein 
Zeichen  des  verlohrnen  Credits,  und  der  Armuth  eines  Orts,  der  Mangel 
eines  Montis  pietatis  ein  Zeichen  des  geringachtens  der  Beträngten, 
dieses  sejnd  gewisse  iudicla  einer  verdorbenen  unachtsamen  Stadt, 
und  wann  gleich  solche  von  oben  biss  unten  aufs  gantz  neu  angestrichen 
wäre,  und  mit  güldenen  Buchstaben  auff  den  Thoren  stünde:  Salus 
populi  suprema  lex  esto."  ^) 


F.  Schlufs. 

Li  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomik  ^  spricht  Roacher 
von  einer  „merkwürdigen  theoretischen  Wendung",  die  sich  in  den 
letzten  Jahren  Becher's  bemerkbar  mache  und  die  sich  auch  darin 


^)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  258  f.  Es  entspricht  dies  CommerzkoUegium 
dem  Conseil  de  Commerce  Colbert's,  auch  Friedrich  der  Grofse  errichtete 
ein  eigenes  Departement  für  Post-  Kommerz-  und  Manufaktursachen.  Dafs 
Becher  die  Gründung  eines  solchen  Kollegiums  in  Wien  thatsaohlich  zu  Wege 
brachte,  ist  bereits  im  biographischen  TeU  eingehend  erörtert. 

>)  Politischer  Discurs,  1688,  S.  256. 

*)  Röscher  a.  a.  0.  S.  288  f. 
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dokumentiere,  dafs  er  schliefslich  an  aller  höheren  Kultur  verzagt 
und  in  einer  allgemeinen  communio  bonorum,  der  Kückkehr  zum 
Ackerbau  und  der  Aufgabe  des  Geldes  das  Heil  der  Menschheit  er- 
blickt habe.  Thatsächlich  bekennt  Becher  sich  zu  diesen  Ideen, 
ohne  jedoch,  wie  ich  glaube,  an  die  Realisierung  derselben  zu  denken, 
oder  gar  von  der  Durchführung  derselben  die  Möglichkeit  kul- 
turellen Fortschrittes  abhängig  machen  zu  wollen.  Sehen  wir  uns 
die  Stellen  an,  die  Kos  eher  zu  ^seiner  Behauptung  veranlassen 
konnten.  Sie  finden  sich  sämtlich  in  der  „Psychosophie'',  bereits 
ein  Umstand,  der  wenig  geeignet  erscheint,  die  Röscher' sehe  An- 
nahme zu  stützen,  denn  in  der  „Psychosophie"  vertritt  Becher 
oft  nahezu  wörtlich  die  Anschauungen,  die  er  bereits  im  „Poli- 
tischen Discurs^'  ausgesprochen  hatte,  und  die  in  der  Forderung: 
„Volkreiche  nahrhafte  Gemeine",  wurzeln.  Doch  hören  wir,  was 
Becher  sagt,  ehe  wir  hinter  einen  widerspruchslosen  Sinn  seiner 
Worte  zu  kommen  versuchen.  „Wann  man",  schreibt  er,  „die  gantze 
Welt,  soweit  sie  fruchtbar  ist,  unter  alle  Menschen,  so  darinnen 
lebeu,  gleich  wolte  austeilen,  würde  man  befinden,  dafs  noch  zehnmal 
so  viel  Menschen  leben  könnten  als  nun,  und  niemand  Noth  leyden 
dürfte:  Ich  hielte  derohalben  dieses  vor  das  allerglücklichste  und 
vergnügteste  Leben,  wenn  ein  jeder  Mensch  Selbsten  so  viel  Land 
hätte  und  bauete  und  so  viel  Vieh  ziehete,  als  zur  Nahrung  ihm  von- 
nöthen,  so  viel  im  Handwerk  verstünde,  als  sich  zu  bedienen  er- 
fordert, so  würde  er  niemandes  auch  keines  Geldes  und  gar  wenig  Ar- 
beit vonnöthen  haben,  sich  mit  Vergnügen  ehrlich  und  mit  gutem 
Gewissen  durchbringen,  ja,  wenn  er  jedoch  Geld  vonnöthen,  könnte 
er  noch  so  viel  Zeit  übrig  haben,  ein  Handwerk  zu  treiben  und  die ' 
Manufakturen  zu  verkauffen,  so  lebte  man  glückselig  und  hätte  keine 
Sorgen  noch  Ursach  seinen  Nächsten  zu  betriegen  und  anzufeinden 
oder  zu  beneiden."  Ferner  lesen  wir:  „Alles  Unglück  entsteht  aus 
der  menschlichen  Nahrung.  Denn  wenn  die  Güter  der  Welt  gemein 
wären  und  hätte  nicht  einer  alles,  viel  Tausend  Menschen  dagegen 
nichts,  so  hätte  ein  jeder  genug.  Der  Geldgebrauch  ist  das  einzige 
Mittel,  die  Sachen  und  die  Arbeiten  zu  beschweren  und  nach  Belieben 
den  Preis  darauf  zu  setzen,  also  dafs  mehr  arm  als  reich  dadurch 
werden."  Und  schliefslich  meint  er,  dafs  dem  Elend  in  der  Welt  zu 
steuern  wäre,  wenn  die  Leute  nach  der  „Natur-Gesetze  lebeten,  wozu 
sie  erschaffen,  ihre  Güter  gemein  hätten,  die  Erde  bebaueten  und 
ohne  Gelt  lebeten.  Gemeinschaft  der  Güter,  Feldbau,  Vertauschung 
der  Waren  ohne  Geld  könnte  die  Leute  glücklicher  machen."    Die 
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Stelle  findet  eine  erwünschte  Ergänzung,  wenn  er  weiter  schreibt, 
y^es  giebt  schon  viel  Gemeinsames,  Kirchen,  Schulen,  Wege,  Stadt, 
Häuser  etc.  Auch  wird  noch  viel  ohne  Geld  getauscht,  ebenso  leben 
in  der  Schweiz  noch  die  Meisten  Tom  Feldbau.^' 

Ich  yermag  nicht  einzusehen,  weshalb  es  eine  theoretische  Wen* 
düng  bedeuten  soll,  wenn  ein  Gelehrter  einmal  den  Boden  der  ge> 
gebenen  Verhältnisse,  in  denen  seine  Batschläge  zur  Besserung  der 
Volkswirtschaft  wurzeln,  verläfst  und  im  Aussprechen  utopistiscber 
Gedanken  auch  seinem  Ideale  eines  Gemeinwesens  zu  seinem  Becht 
Terhelfen  will.  Wir  haben  aber  einen  trefflichen  Beweis,  dafs  Becher 
die  Bealisierung  dieses  Ideals  selbst  nicht  für  möglich  gehalten  hat» 
Wäre  es  der  Fall  gewesen,  so  hätte  er,  dem  es  an  Kühnheit  im 
Frojektmachen  ja  nicht  gebrach,  die  oben  aufgestellten  Forderungen 
doch  in  seiner  psychosophischen  Gemeinde  ^)  zu  verwirklichen  gesucht. 
Das  ist  aber  nur  in  sehr  beschränktem  Maafse  der  Fall.  Becher 
ist  bezüglich  seiner  Mitmenschen  niemals,  in  seinem  Alter  am  aller- 
wenigsten, Yon  solchem  Optimismus  gewesen,  dafs  er  ein  kommunisti- 
sches Gemeinwesen  für  möglich  gehalten  haben  sollte.  Aber  selbst  seine 
psychosophischen  Gemeinden,  die  noch  weit  vom  Kommunismus  eni* 
femt  sind,  sollten  nur  eine  ganz  beschränkte  ZsiA  Buhe  und  Frieden 
suchender  Menschen  umschliefsen.  Die  ganze  Menschheit  in  solchen 
Gemeinden  zu  organisieren,  wäre  schön,  aber  undurchführbar.  Es 
gilt  also  auch  für  die,  welche  nicht  auserwählt  sind,  Mittel  und  Wege 
zu  finden,  die  ihnen  ein  möglichst  grofses  Maafs  irdischer  Glück* 
Seligkeit  garantieren.  Es  sind  zwei  ganz  yerschiedene  Ziele,  die 
Becher  aufstellt,  und  es  kann  daher  keine  theoretische  Wendung 
-bedeuten,  wenn  er  zu  dem  einen  auf  anderen  Wegen  zu  gelangen  hofflb^ 
als  zu  dem  andern. 

Übrigens  sind  jene  Forderungen  Becher's  keinesw^s  yon  so 
weitgehenden  Konsequenzen,  wie  Bosch  er  anzunehmen  scheint  An 
eine  vollständige  communio  bonorum  kann  er  nicht  gedacht  haben, 
da  er  die  Güter  ja  ausdrücklich  ohne  Geld  vertauschen  will.  Wo 
aber  vollständige  communio  bonorum  herrscht,  hört  jeder  Tausch* 
verkehr  auf.  Ebensowenig  können  wir  in  seinen  Sätzen  einen 
Verzicht  auf  jede  höhere  Kultur  finden.  Es  ist  noch  nicht  er* 
wiesen,  dafs  die  Entwickelung  der  Kultur  an  die  Existenz  des 
Geldes  und  an  das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  ge- 
bunden ist. 


*)  Siehe  die  Schilderang  desselben  weiter  unten. 
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und  was  den  Punkt  anbetrifft,  dats  jedermann  selbst  sein  Brot 
bauen  soll,  so  bietet  auch  er  keine  Schwierigkeiten,  indem  unmöglich 
ein  ganzes  Yolk  auf  den  Peldem  beschäftigt  werden  kann,  erleuchteten 
Geistern  also  immer  noch  Zeit  bleiben  würde,  sich  zu  Trägem  einer 
höheren  Kultur  emporzuarbeiten. 

Wie  wenig  Becher  an  jeder  höheren  Kultur  verzagte,  beweist 
uns  wiederum  der  Entwurf  einer  psychosophischen  Gesellschaft,  dessen 
Projekte  bezüglich  des  ünterrichtswesens  zeigen,  wie  sehr  unserem 
Gelehrten  die  Volksbildung  und  damit  wohl  auch  der  kulturelle  Fort- 
schritt am  Herzen  gelegen  haben.    Wir  können  die  Darstellung  der 
Becher' sehen  Lehren  nicht  abschliefsen,  ohne  auf  diese  Gesellschaft 
noch  des  näheren  einzugehen,  in  der  wir,  wenn  auch  nicht  sein  letztes, 
so  doch  das  Projekt  vor  Augen  haben,  mit  dem  er  sich  noch  bis  in 
seine  letzten  Lebenstage  beschäftigte.    Röscher  vergleicht  diese  Ge- 
sellschaft mit  einem'  evangelischen  Kloster,  ein  Vergleich,  der  mir 
mifsverständlich  erscheint,  weil,  abgesehen  von  der  Abneigung  B  e  c  h  e  r's 
gegen  Klöster  überhaupt,  man  bei  solchen  doch  in  erster  Linie  an 
die  Pflege  der  Beligion  denkt,  die  in  der  psychosophischen  Gesell- 
schaft nur  einen  untergeordneten  Platz  finden  sollte.    Li  den  Regeln 
dieser  GeseUschafI;,  die  Becher  bereits   1668  herausgab,    stellt  er 
ab  Haupterfordemis  hin ,   dafs  „Religion ,  Ehre  und  das  Vermögen 
jedem  frey  bleibe".    Es  soll  in  dieser  Gemeine  jedem  freistehen :  „zu 
glauben,  was  er  wolle,  und  seinen  Gottesdienst  abzuwarten,  wie  und 
wo  er  wolle,  doch  dafs  es  ohne  Aergemis  und  Disputation  geschehe.'^ 
Desgleichen   kann  jeder,  der  der  Gesellschaft  beiWitt,  unbeschadet 
bleiben,  was  er  war,  wie  er  auch  mit  seinem  Vermögen  nur  soweit 
haftet,  als  seine  „Einlags-Quote"  beträgt.     Der  Zweck  der  Gesell- 
schaft besteht  „in  guter  Kinderzucht^',  „in  der  Nahrung"  und  „in  Er- 
haltung  guter  Gesundheit  und   guter   Wartung   und  Kurierung    in 
Eiaukheit" ;  daher  wird  ihr  vor  allem  die  Gründung  von  vier  Schulen 
obliegen.  1)    „Die  erste  ist  eine  Lese-,  Schreib-  und  Rechenschule.   Die 
andere  lehret  nach  einer  gewissen  Methode  die  lateinische  Sprach  in 
drey  Jahren  aus  dem  Fundament,    die  dritte  ist  eine  mechanische 
Schul,  lehret  zeichnen,  posiren,  auff  allerhand  Weise  und  durch  aller- 
hand Instrumenten  die  Körper  zertheilen  und  zusammensetzen,  gibt 


']  Den  folgenden  ganz  ähnliche  Gedanken  entwickelt  Leibnitz  in  geinem 
„Disconrs  vur  le  projet  d'ane  academie  royale  ä  Berlin".  Nach  Koscher  a.  a.  O. 
S.  336  ist  Leibnitz  in  seinem  nationalokonomischen  Ansiditen  Tiel&cfa  Ton 
Becher  beeinflofst. 
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das  Fundament  zu  allem,  lehret  auch  dea  Zirkel,  die  MeiTs-  Mahler- 
Perspectiv^Kunst ;  Fortifikation  und  Baumeisterei,  die  vierte  ist  eine 
philosophische  Schul  und  lehret  durch  einen  gewissen  Methodum  aller- 
hand Wissenschaften,  insonderheit  wird  alda  zu  sehen  seyn,  das 
Theatrum  naturae  und  artis,  nemlich  etlich  tausend  Corpora  naturalia 
und  artefacta,  entweder  natürlich  oder  von  Bildhauerarbeit,  oder  von 
Wachs  posiret,  allwo  jedes  Körpers  Name  und  Qebrauch  gelehret 
wird,  gleich  ein  absonderliches  Buch  davon  ausgegangen,  darinnen 
weitere  Beweise  zu  lesen,  es  wird  auch  mit  der  Zeit  eine  Sprach-  und 
Exercierschul,  von  unterschiedlichen  Sprachen  und  Exercitien  darbey 
aufgerichtet  werden,  zu  diesem  Ende  wird  nicht  allein  eine  Verein- 
barung und  Bibliothek  Ton  allerband  Bücher,  sondern  auch  die  be- 
nötigte Instrumenta,  Mathematika  und  Mechanika  vorhanden  sein  und 
mit  gelehrten  Leuten  in  der  Welt  Correspondenz  geführt  werden." 
Es  stehet  jedem  frei,  auf  Lebenszeit  der  Gesellschaft  beizutreten, 
oder  sich  bei  derselben  für  ein  „Convict-Geld"  in  Kost  zu  geben; 
auch  für  eine  „Leib-Rente^  soll  man  sich  in  ihr  einkaufen  können.  Der 
Austritt  steht,  wie  der  Eintritt,  jederzeit  frei,  und  wird  dem  Austreten- 
den alles  zurückerstattet,  was  er  eventuell  in  die  Gesellschaft  mitgebracht 
hat,  abgesehen  natürlich  von  der  Einlagsquote.  Becher  will,  wie  ge- 
sagt, keineswegs  die  ganze  Menschheit  in  solche  Gemeinden  organi- 
sieren, sondern  nur  die  Leute,  die  sich  in  Ruhe  von  der  Welt  zurück- 
ziehen und  ein  sorgenloses  Dasein  führen  wollen.  Aus  diesem  Grande 
schon  läfst  sich  die  Gesellschaft  nicht  zu  weit  ausdehnen,  doch  wird 
man  sich  auch  nicht  zu  sehr  beschränken  dürfen,  da  man  doch  immer- 
hin Leute  benötigt,  die  „das  Amt  der  Regierung  auf  sich  nehmen, 
andere  müssen  auf  die  Viehzucht,  Fischerei,  Feldbau  Achtung  geben, 
andere  die  benötigten  Handwerke  verrichten,  andere  auf  den  Ein- 
kauff  benötigten  Sachen  und  auf  den  Verkauf  der  überflüssigen  Dinge 
sehen." 

Wenn  es  auch  wünschenswert  erscheint,  alles  möglichst  ohne 
Geld  einzurichten,  so  giebt  Becher  doch  zu,  dafs  das  nicht  gehen 
wird,  da  man  auf  den  Verkehr  mit  der  Aufsenwelt  doch  stets  ange- 
wiesen bleiben  wird.  Eine  solche  Gesellschaft  wollte  er  selbst  in 
Mecklenburg  errichten,  allein  der  Tod  hinderte  ihn  daran  und  er- 
sparte ihm  neue  bittere  Enttäuschungen  zu  den  zahlreichen,  mit  denen 
sein  vielbewegtes  Leben  ihn  heimgesucht  hatte. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  Becher  viele  seiner  Ideen  den  Hol- 
ländern verdankt.  Einflüsse  älterer  deutscher  Cameralisten  lassen  sich  bei 
ihm  direkt  nicht  nachweisen ',  vielmehr  stand  er  letzteren  stets  oppo- 
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sitionell  gegenüber,  und  das  um  so  mehr,  je  weniger  ihre  Anschauungen 
den  seinigen  entsprachen.    Wenn  er  sie  mit  Ausdrücken  wie  ,,Suppen- 
Eresser^'  und  dergleichen  traktiert,  so  fallt  das  zwar,  angesichts  des 
Tones,  den  er  seinen  Gegnern  gegenüber  stets  anzuschlagen  beliebte, 
nicht  auf,   erklärt  uns  aber  doch  auch  die  traurige  Thatsache,  dais 
ODserem  Gelehrten  unter  seinen  Kollegen  auch  nicht  ein  Freund  er- 
stand, der  es  gewagt  hätte,  gegenüber  den  heftigen  Angriffen,   die  er 
allerorts  zu   erdulden  hatte,  für  ihn  Partei  zu  ergreifen.    Erst  nach 
seinem  Tode  sollte  ihm    ein  solcher  Freund  werden,*  und  zwar  in 
seinem   Schüler   Wilhelm    von    Hornigk.      In    seinem  Werke: 
.Oesterreich  über  alles,  wann  es  nur  will^',  giebt  dieser,  ohne  B  e  eher 's 
Namen  direkt  zu  nennen,  geradezu  eine  Ehrenrettung  seines  Lehrers. 
Dieselbe  scheint  uns  charakteristisch  für  das  Urteil,  daiGs  besonnene 
Männer  noch  zu  Becher's  Lebzeiten  über  ihn  fällten,  und  das  nach 
seinem  Tode  leider  durch  die  gehässigsten  und  schimpflichsten  Ver- 
leumdungen   getrübt    wurde.     Hornigk   schreibt^):    „Behüte   uns 
(^Ott,  wird  mancher  sagen,  für  dergleichen  Schreyem  und  Commercien- 
Predigem,  Beichmachem  des  Kaysers  und  der  Länder!    Es  seynd 
deren  bey  zwantzig  Jahren. her,  wohl  mehr  bey  uns  aufgestanden,  so 
nach  dem  bey  der  Mauth  am  Roten  Thum  zu  Wien  läuffigen  Sprich- 
wort, dannach  am  End  nichts ,  als   einen  leeren  Becher  ^)  zur  Welt 
bracht.     Ich  antwortete:   Es  kan  seyn,   aber  der  Handel  ist  damit 
noch  nicht  ausgemacht,   ob  der  Mangel  mehr  an  ihnen,  oder  an  an- 
deren gewesen.    Niemand  kan  in  Abrede  seyn,  ihre  Vorschläge  waren 
in  der  That  Vernunfft-mälsig,  ihre  Gründe  waren  gut,  solches  zeigen 
die  Orte  im  Beich,  wo  sich  zeither  die  Manufacturen  regen.    Warum 
folgen  wir    nicht    nach?     Sie  haben    sedem  et  radicem  morbi  ent- 
deckt; warum  thut  man  nicht  zur  Cur?     Ihre  Propositiones  waren 
auf  die  klare  Vemunfft,  unumstöf suche  Begeln  der  gemeinen  Wirth- 
schafit,   und  das  Ezempel   anderer  Nationen  befestigt;   warum   hat 
man  sie  nicht  ergriffen?    Hatten  sie  eine  böse  Conduite,  wüsten  sich 
in  den  Hof  nicht  zu  schicken,  konnten  sich  einigen  Leuten  nicht  ge- 
fällig machen,  überwarffen  sich  vielmehr  mit  jederman,  zogen  die 
Kayserlichen  Pensiones  und  wischten  das  Maul;  solte  man  deswegen, 
was  sie  gutes  an  Hand  geben,  yerworffen  haben?    Waren  sie  unbe- 
ständig,  wankelmüthig  und  besser  zum    Anfahen,  als   Ausmachen, 


^)  Hornigk:    „Oesterreich  über  alleB,  Wann  es  nur  will.'*     Regenspurg 
1727,  S.  10  L 

*)  Wohl  eine  Anspielung  auf  unseren  Gelehrten. 
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waroni  ersetzten  nicht  andere,  was  ihnen  abgieng?  Hinderten  sie  die 
Sach  mit  ihrem  Beyseyn;  warum  geschiehet  sie  nicht  in  ihrem  Ab- 
wesen?  Zäumeten  sie  die  Pferdt  yon  hinten  auf,  überluden  sie  die- 
selbe bald  anfangs  so  starck,  dals  sie  erliegen  musten;  waren  sie 
nicht  Meister  ihrer  Manufacturen ,  sondern  diese  über  sie;  griffen  sie 
es  an  Orten  an,  wo  weder  Resolution  noch  C^>italien  gnug  ftir- 
banden ;  warum  liefse  man  sie  nicht  fahren,  und  machte  sich  selbsten 
an  das  Werck?  Der  Unterschied  zwischen  ihnen  und  andern  wäre, 
dafs  sie  sich  pro  pubUco  mehr  unterfiengen,  als  sie  Termochten,  an- 
dere  aber  weniger  dazu  thäten,  als  ihnen  gebührte.''  Worte,  in 
denen  wir  eine  y  ollständige  und  treffende  Charakteristik  Becher 's 
finden. 

Dafs  Hornigk  ein  Schüler  Becher's  war,  geht  aus  dem  In- 
halte seines  Werkes  auf  das  klarste  hervor,  das,  wie  schon  Zincke 
bemerkt^),  „in  Ansehung  der  Grund-Sätze  von  Manufacturen  und 
Commerden''  nichts  ist,  „als  der  Becher/' 

In  wie  engem  persönlichen  Verkehr  Hornigk  mit  Becher  ge- 
standen hat,  haben  wir  übrigens  aus  dem  Umstände  ersehen,  dals  er 
seinen  Schwager  auf  der  in  Sachen  der  Westindischen  Kompagnie 
unternommenen  Reise  nach  Holland  begleitete.  Es  kann  uns  nach 
alledem  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  Becher  selbst  eine  Zeitlang 
für  den  Verfasser  des  Hornigk 'sehen  Buches  gehalten  wurde. 
Diese  Annahme  wurde  durch  den  Umstand  unterstützt,  dals  er  ein 
„Interesse  der  Kayserlichen  Erb-Lande^  zu  schreiben  beabsichtigt 
und  sich  dieserhalb  an  den  Kaiser  gewendet  hatte.  Da  die  ron  dem- 
selben erbetene  Resolution  ausblieb,  ist  das  Buch  nicht  erschienen, 
das  man  dann  in  dem  zwei  Jahre  nach  seinem  Tode  anonym  er- 
scheinenden  „Oesterreich  über  alles^  zu  erkennen  glaubte.^  ^^ 
grofse  Aufsehen,  dafs  dieses  in  15  Auflagen  erschienene  Werk  machte^ 
imd  der  Einflufs,  den  es  auf  die  österreichische  Wirtschaftspolitik 
hatte,  verschaffte  den  Lehren  Becher's  nach  seinem  Tode  die  An- 
erkennung, die  man  seiner  Person  bei  Lebzeiten  versagt  hatte.     Wie 


')  Vorrede  zar  6.  Auflage  des  Politischen  DiBcunes. 

*)  Näheres  hierüber  und  über  Hornigk  findet  sieh  bei  Inama  Stern eg?: 
„Über  Wilhelm  yon  Homigk^S  Hildebrand ^s  Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Statistik,  Neue  Folge,  U.  Bd.,  Jena  1881.  Unter  den  von  Inama  Stern- 
egg Gitterten  Auflagen  des  Hornigk 'sehen  Buches  fehlen  die  Ton  1712  in 
Regensbnrg.  1717  ebenda  und  1764  in  Frankfurt  und  Leipzig,  die  beiden  erst- 
genannten yermissen  wir  auch  in  dem  Artikel  über  Becher  in  dem  »^^i^^^^rter- 
buch  der  Staatswissenschaften/* 
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grols  dieser  Einflufs  geschätzt  wurde  ^  beweist  die  Vorrede  zur  Aus- 
gäbe  Ton  1764,  in  der  der  Herausgeber  Hermann  behauptet,  daä 
Österreich  den  gröfsten  Teil  seines  Wohlstandes  diesem  Buche  zu 
danken  habe.  Übrigens  bedurfte  es  weder  Hornigk's,  noch  des 
Ton  Becher  gleichfalls  stark  beeinflufsten  Wilhelm  von  Schroe- 
der' 8,  um  der  Nachwelt  sein  Andenken  und  seine  Lehre  zu  über- 
liefern. Die  letztere  enthält  einen  zu  klaren  Ausdruck  der  An- 
schauungen des  merkantilistischen  Zeitalters,  als  dafs  sie  sich  nicht 
für  die  Dauer  desselben  aus  eigener  Kraft  ihre  Lebensfähigkeit  hätten 
bewahren  sollen.  — 
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über  den  speziellen  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  erteilt  hoffent- 
lich diese  selbst  hinreichenden  Aufschlufs.  Dafs  meine  Absicht  auf 
eine  ansschliefslich  wissenschaftliche  Untersuchung  gerichtet  war, 
geht  wohl  daraus  zur  Genüge  hervor,  dafs  sie  im  staatswissenschaft- 
lichen Seminar  des  Geh.  Regierungsrats  Prof.  Dr.  W.  Lexis  zu 
Gröttingen  entstanden  ist. 

Es  sei  mir  gestattet,  diesen  meinen  hochverehrten  Lehrer  für  die 
Anregung  zur  Arbeit  und  für  die  grofse  Liebenswürdigkeit,  mit  der 
er  mir  in  ausgiebigster  Weise  seine  Unterstützung  lieh,  meiner 
wärmsten  Dankbarkeit  zu  versichern. 

Femer  danke  ich  hiermit  noch  Herrn  Siegfried  Werthauer- 
Berlin  für  die  freundliche  Mitteilung  der  auf  den  russischen  G^treide- 
handel  bezüglichen  Materialien,  desgleichen  Herrn  Wladimir  von 
Dehn-St.  Petersburg. 

Posen,  August  1896. 

F.  K. 


JJer  WähruDgskampfy  dessen  Schlachtgeschrei  seit  drei  Dezennien 
die  ganze  Welt  dnrchhallt,  tobt  ungeschwächt  weiter.  Nachdem  man 
sich  ursprünglich  mit  rein  abstrakt-theoretischen  Beweisgründen  be- 
kämpft hatte  y  ging  man  der  neueren  realistischen  Richtung  unserer 
Wissenschaft  gemäfs  dazu  über,  aus  der  historischen  und  statistischen 
Rüstkammer  sein  Material  zu  holen. 

So  entstanden  Monographieen,  eine  nach  der  anderen;  eine 
Flut  von  Währungsschriften  —  einseitig  politische  wie  wissenschaft- 
liche —  beschäftigte  sich  eingehend  mit  allen  Seiten  der  Frage ;  und 
schliefslich  sieht  man  ja  auch,  dafs  nicht  alles  umsonst  war,  dafs  doch 
über  manches  eine  Elinigung  zu  stände  gekommen  ist.  Aber  nur 
über  manches !  Es  giebt  zu  viel  Punkte,  an  denen  von  neuem  der 
Hebel  angesetzt  werden  kann,  um  den  Streit  nicht  zur  Ruhe  kommen 
zu  lassen. 

Zu  den  am  meisten  bestrittenen  Punkten  gehört  auch  die  hier 
zu  erörternde  Frage:  „Welchen  Einflufs  hat  eine  unter- 
wertige  resp.  schwankende  Valuta  auf  den  auswärtigen 
Handel,  wirkt  sie  auf  den  Export  anreizend,  indem  sie 
eine  Ausfuhrprämie  in  sich  trägt,  und  als  Schutzzoll 
gegenüber  der  Einfuhr  des  Auslandes,  oder  sind  diese 
Wirkungen  trotz  der  gegenteiligen  Meinung  aller  In- 
teressenten in  der  That  gar  nicht  vorhanden?"  — 

Vergeblich  sucht  man  in  den  alten  grundlegenden  Werken  unserer 
Wissenschaft  eine  Behandlung  dieser  Frage  des  Einflusses  der  unter- 
wertigen  Valuta  auf  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  des  betreflFenden  Landes. 
Tooke,  Ricardo,  Adam  Smith  haben  sich  mit  dieser  Frage  noch  gar- 
nicht  befafst,  soweit  sie  die  Wechselkurse  eines  Landes  mit  unter- 
wertiger  resp.  schwankender  Valuta  betrifit,  während  sie,  besonders 
der  letztere,  den  Einflufs  der  Wechselkurse  bei  gewöhnlichen  Währungs- 
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zuBtänden  wohl  erkannt  haben.  So  sagt  z.  £.  Adam  Smith')  bei 
Besprechung  der  Prinzipien  des  Merkautilsystems  über  die  Lage  der 
Kaufleute  eines  Landes,  dessen  Wechselkurs  ein  ungünstiger  ist:  ^Auch 
muTste  der  hohe  Preis  der  Wechsel  die  Kaufleute  natürlich  dazu  be- 
wegen, dafs  sie  die  Ausfuhr  mit  der  Einfuhr  ins  Gleichgewicht  zu 
bringen  suchten,  damit  sie  diesen  hohen  Wechselpreis  nur  bei  einer 
möglichst  kleinen  Summe  zu  bezahlen  hatten.  Und  femer  mufste 
der  hohe  Preis  der  Wechsel  als  eine  Auflage  wirken,  indem  er  den 
Preis  der  fremden  Güter  in  die  Höhe  trieb  und  dadurch  ihre  Kon- 
sumtion verminderte." 

Smith  sagt  damit  also,  dafs  der  ungünstige  Wechselkurs  für 
die  Ausfuhr  des  betreffenden  Landes  anreizend  und  für  die  Ein- 
fuhr erschwerend  wirke.  Er  hatte  aber  noch  keine  Yeranlassang, 
diesen  Satz  spezieller  auf  die  Wechselkurse  eine  Landes  mit  ent- 
wertetem Papiergeld  anzuwenden. 

Es  bedurfte  erst  eines  praktischen  Falles,  um  aus  ihm  die  Lehre 
von  dem  Einflufs  der  unterwertigen  Valuta  abzuleiten.  —  Lx  KuTsland 
hatte  im  ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  das  rapide  Fallen  der 
Assignaten  schwere  Störungen  der  Volkswirtschaft  zur  Folge.  Heinrich 
Storch^,  damals  Erzieher  der  russischen  Grofsfürsten,  lernte  so  in 
nächster  Nähe  die  Wirkungen  der  entwerteten  Valuta  kennen  und 
wurde  damit  in  seinem  „cours  d'^conomie  politique^'  der  erste,  der 
sich  eingehend  darüber  ausläfst.  Das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen 
ist,  dafs  das  Sinken  des  Papiergeldes  zweierlei  Wirkungen  habe,  ein- 
mal begünstige  es  die  Ausfuhr,  dann  erschwere  es  die  Einfuhr  aus 
dem  Auslande;  aber  man  dürfe  diese  vergröfserte  Ausfuhr  keines- 
wegs, wie  es  auf  den  ersten  Anblick  hin  erscheine,  für  einen  Vorteil 
des  Volkswohlstandes  ansehen,  denn  sie  führe  in  Wahrheit  zur  Ver- 
armung des  ganzen  Volkes. 

Dieselbe  Ansicht  finden  wir  auch  bei  J.  B.  Say*),  in  seinem 
Traite  d'^conomie  politique.  Er  fühlt  auch  bereits  den  Unterschied 
zwischen  Entwertung  und  Wertverminderung. 

K.  Hr.  Rau')  giebt  zwar  zu,  dafs  die  Preise  des  Inlandes  nicht 
gleichmäfsig  in  dem  Mafse  steigen,  wie  das  Papiergeld  gegen  die 
Münze  gesunken  sei,  und  dafs  dadurch  der  Ausländer  im  Stande  sei 


*)  Adam  Smith:  Untersuchungen  über  das  Wesen  und  die  Ursachen  des 
Nationalreichtums.     Dtsch.  Ton  Max  Stimer.    Vergl.  Bd,  IV  S.  11  ff. 

•)  Cours  d'economie  politique  ou  exposition  des  principes,  qui  dcterminent  la 
prosperite  des  nations.     Paris  1823,  t.  IV  S.  213  ff  u.  S.  222  ff. 

*)  Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie.   II.  Bd.  II.  Abt.  5.  Aufl.  §  252  u.  253. 
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mit  gleicher  Barsumme  mehr  einzukaufen.  Dadurch  aber,  dafs  die 
eingeführten  Waren  am  frühsten  um  den  ganzen  Betrag  der  Kurs- 
yenchiedenheit  yerteuert  würden,  und  daher  yiele  Personen  ihren 
Aofvrand  an  solchen  beschränkten,  würde  auch  die  Einfuhr  yerringert ; 
imd  dies  habe  dann  eine  Verminderung  der  Ausfuhr  zur  Folge. 

Auch  Schäffle^)  bezeichnet  ein  Zunehmen  des  Agios  als  gleich- 
bedeutend mit  einem  Schutzzoll,  ein  Sinken  desselben  als  gleich- 
bedeutend mit  einer  Zollermäfsigung  für  die  inländische  Industrie; 
die  Entwertung  aber  setze  sich  bei  Papiergeld  wie  bei  Münzgeld 
allerdings  stufenweise,  keineswegs  mit  einem  Schlage  durch. 

Dieser  Ansicht  schliefst  sich  gleichfalls  Röscher  ')  an.  Eine  ge- 
sunkene Papierwährung  übe  auf  den  Gewerbefleifs  eine  ähnliche  Wirkung 
wie  ein  Schutzzoll,  ja  sogar  wie  eine  Ausfuhrprämie,  indem  es  den  Fa- 
brikanten gelingt,  „einen  Teil  ihrer  Produktionskosten,  namentlich 
was  sie  ihren  Arbeitern,  älteren  Gläubigem  zum  Teil  auch  ihren  Roh- 
stofflieferanten zahlen  müssen,  in  geringerem  Grade  steigen  zu  lassen, 
als  das  Papiergeld  an  Wert  yerloren  hat." 

Bei  all  diesen  Aufserungen  hat  man  das  Gefühl,  die  betreffenden 
Schriftsteller  merken  wohl,  dafs  sich  gewisse  eigentümliche  Vorgänge 
bei  dem  Handelsverkehr  zweier  Länder,  von  denen  das  eine  ein  ent- 
wertetes Geldwesen  hat,  abspielen,  sie  können  sich  aber  aus  der 
reinen  Deduktion  keine  genaue  Rechenschaft  geben.  Nur  bei  Storch, 
der  die  Folgen  der  entwerteten  Papierwährung  in  Rufsland  daselbst 
miterlebt  hat,  finden  wir,  wie  gesagt,  ein  tieferes  Eingehen  auf  imsere 
Frage. 

Der  erste,  welcher  nach  Storch  an  der  Hand  umfangreicher 
Statistik  eine  wissenschaftlich  genaue  Untersuchung  dieser  Frage 
unternahm,  istAdolfWagnerin  seinem  hierfür  grundlegenden  Buche : 
„Russische  Papierwährung^.')  Schon  auf  den  ersten  Seiten  seines 
Baches  präzisiert  er  seinen  Standpunkt : 

„Der  ungünstige  Wechselkurs,  welcher  der  Ausdruck  der  Ent- 
wertung der  Papierwährung  gegen  die  auswärtigen  Metallvaluten  ist, 
erleichtert  die  Ausfuhr  und  erschwert  die  Einfuhr,  so  lange  sich  nicht 
die  Preise  der  Güter  im  Inlande  genau  im  Verhältnis  des  Gold-  und 


^)  Schäffle:  GeBellschaftliches  System  der  menschlichen  Wirtschaft.   2.  Aufl. 
Tübingen  1868.    Vergl.  S.  157. 

»)  Koscher:  System  der  Volkswirtschaft.    Vergl.  Bd.  III  S.  256 ff. 
*)  Adolf  Wagner:  Die  rassische  Papierwährung.    Kiga  1868. 
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Süberagios  erhöht  haben,  und  das  geschieht,  wie  wir  näher  sehen 
werden,  immer  erst  in  einem  langsamen  EntwickelungsprozeCs.*'  ^) 

Es  stellt  also  das  Agio  für  die  Exportindnstrie  eine  Ansfohr- 
prämie,  für  die  inländischen  Unternehmungen  einen  Schutzzoll  gegen 
die  ausländische  Konkurrenz  dar,  aber  nur  so  lange  als  der  Binnen- 
wert des  Papiergeldes  nicht  dieselbe  Verminderung  wie  der  Aufsen- 
wert  erreicht  hat.  Unter  Wertverminderung  des  Papiergeldes  Ter- 
steht  Wagner  die  Verminderung  der  Kaufkraft  gegen  inländische 
Waren,  während  er  die  Verringerung  des  Wertes  des  Papietgeldes 
gegen  Metall,  wie  sie  im  Wechselkurs  zum  Ausdruck  kommt,  Ent- 
wertung nennt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Yom  Agio  ausgehende  Preisyerändening 
teilt  Wagner  die  Oüter  in  drei  Arten  ein: 

1)  Auswärtige  Waren  oder  Einfuhrartikel, 

2)  Ausfuhrartikel, 

3)  Güter,  welche  ausschliefslich  oder  doch  Tomehmlich  Gegen- 
stand der  heimischen  Produktion  und  Konsumtion  sind.  ^) 

Die  Güter  der  ersten  Art  zerfallen  wieder  in  solche,  die  das  Inland 
selbst  nicht  hervorbringt  oder  herrorbringen  kann,  wo  man  also  im 
Bezüge  auf  das  Ausland  angewiesen  ist,  und  in  solche,  welche  in 
Konkurrenz  mit  dem  Auslande  regelmäCsig  erzeugt  werden. 

„Alle  diese  Artikel,  die  eben  das  Inland  nicht  hervorbringt," 
sagt  Wagner,  „haben  am  meisten  das  Streben,  sofort  um  das  ganze 
Agio  zu  steigen  und  in  ihrer  Preisbewegung  der  Bewegung  des  Agios 
genau  zu  folgen.^ 

Einer  voUständigen  Gleichmäfsigkeit  steht  aber  der  unmittelbare 
Einflufs  von  Angebot  und  Nachfrage  entgegen;  denn  „das  Agio  ist 
ein  Element  der  Produktionskosten  und  wird  sich  als  solches  im 
Marktpreis  doch  nicht  immer  sofort  geltend  machen."  „Aufserdem 
kommen  die  Marktvorräte  und  die  jeweiligen  Kommimikationen  mit 
in  Betracht." 

Während  bei  manchen,  namentlich  minder  notwendigen  Artikeln 
sich  entweder  der  Konsum  bei  gleichleibenden  Preisen  einschrankt, 
oder  sich  der  ausländische  Händler  mit  einem  geringeren  Gewinn  be- 
gnügt, um  seinen  Absatz  nicht  zu  verlieren,  oder  schliefslich  auch  der 
einheimische  Händler  mit  einem  geringeren  Nutzen  verkauft,  liegen 
die    Verhältnisse    bei    den   wichtigeren   Bob-    und    Hilfsstoffen,    bei 


^)  Yergl.  S.  4. 
•)  VergL  S.  100  flf. 
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stehenden  Kapitalanlagen  und  vor  allem  bei  allgemeineren  Konsnms- 
gegenständen,  zu  denen  in  erster  Reihe  das  Getreide  gehört,  ganz 
anders:  „Haben  sie  doch  als  Elemente  der  Produktionskosten  die 
Tendenz,  die  Preissteigerung  weiter  zu  tragen.  Hier  ist  dann  vollends 
keine  genaue  Gleichmäfsigkeit  zwischen  der  Bewegung  der  Preise  und 
des  Agios  vorhanden.'' 

Ahnliche  Kegeln  gelten  für  die  Preise  des  erforderlichen  aus- 
wärtigen Kapitals :  „man  mufs  ihm  Silberzinsen  resp.  Vergütung  des 
Agios  in  Silber^)  —  also  nicht  nur  das  Agio  zur  Zeit  des  Antritt- 
kontrakts versprechen."  •) 

Von  einer  gleichmäfsigen  Verteuerung  kann  auch  hier  wegen 
der  Tendenz,  die  Preissteigerung  weiter  zu  tragen,  nicht  die  Rede 
sein;  es  werden  sich  z.  B.  die  Tarife  auf  den  mit  ausländischem 
Kapital  gebauten  Eisenbahnen  erhöhen. 

Bei  den  in  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  erzeugten  Gütern 
„wirkt  das  Agio  allgemein  als  Schutzzoll  und  zwar  in  dem  Mafse 
und  so  lange,  als  die  Entwertung  die  Wertminderung  übertrifft,  oder 
mit  anderen  Worten,  bis  die  Preise  der  Waren  des  Inlands  und 
eventuell  auf  die  Länge  die  inländischen  Produktionskosten  dieser 
Waren  um  das  volle  Agio  gestiegen  sind.  Dieser  Schutzzollcharakter 
des  Agios  zeigt  sich  besonders  in  Zeiten  raschen  und  starken  Steigen 
des  letzteren,  femer  bei  gleichbleibendem  Agio  in  kürzeren  Zeiträumen, 
wo  die  Preissteigerung  sich  noch  nicht  allgemein  verwirklichen  konnte. 
Je  länger  ein  hohes  Agio  dagegen  bestanden  hat,  desto  mehr  wird 
die  Preissteigerung  und  die  Verteuerung  der  Produktion  allgemein 
werden,  so  dafs  der  im  Agio  liegende  Schutz  fortfällt."  ^ 

Bei  der  Untersuchung  der  Preisveränderung,  welche  für  inländische 
Ausfuhrartikel  durch  das  Agio  herbeigeführt  werden,  kommt  Wagner 
zu  äufserlich  zwar  verschiedenen,  grundsätzlich  jedoch  den  vorher- 
gehenden gleichen  Resultaten. 

Liegt  für  die  Ware  des  Papierwährungslandes  ein  Monopol  für 
die  Versorgung  des  Auslandes  vor,  so  wird  bei  gleichbleibender 
Produktion  der  Preis  natürlich  sofort  um  das  ganze  Agio  steigen. 

Bei  der  Preisveränderung  unter  der  Voraussetzung  gleicher 
Preise  des  Auslandes  kommt  es  hauptsächlich  auf  den  bisherigen  in- 
ländischen Preis  an,  der  für  die   eine   Ware  schon  den  Export  ge- 


^)  Die  mögliche  Entwertung  des  Sübers  kam  damals  noch  gar  nicht  in  Frage. 
«)  Wagner  S.  102. 
^  Ebenda  S.  104. 
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stattet,  fttr  die  andere  nicht,  bei  dieser  mehr,  bei  jener  weniger.  Mit- 
bestimmend femer  sind  für  die  Preise  noch  die  durch  die  Vennehnrng 
des  Papiergeldes  herrorgerufene  primäre  Preissteigerang  und  die  ver- 
teuert eingeführten  Rohstoffe.  „Femer  ist  der  spezifische  Wert  eines 
Artikels,  die  Lage  des  Produktionsorts  und  der  Zustand  der  Eom- 
munikatioaen ,  weil  davon  wieder  die  Transportfahigkeit  und  die 
Möglichkeit  des  Exports  abhängt,  von  Bedeutung.'' ') 

Natürlich  wird  die  Steigerung  bei  Ausfuhrartikeln  von  hohem 
spezifischen  Wert  in  Grenzprovinzen  mit  guten  Kommunikationen  am 
ehesten  eintreten. 

Bei  ungünstigen  Transportverhältnissen  dagegen  wird  inländisches 
Getreide  mitten  im  Binnenlande  selbst  eines  stark  Getreide  aas- 
führenden Staates  vielleicht  gar  nicht  teurer.  Mitunter  wird  erst  ein 
besonderer  Umstand  hinzutreten  müssen,  um  überhaupt  eine  Vber- 
tragung  des  Agios  auf  den  Preis  zu  ermöglichen ;  z.  B.  führt  vielleicht 
erst  eine  westeuropäische  Mifsernte  zu  einer  stärkeren  Nachfrage  nach 
russischem,  polnischen  und  ungarischen  Getreide.  Zur  Befriedigung 
dieser  Nachfrage  muss  weiter  ins  Inland  zurückgegriffen  werden  und 
dadurch  kommt  erst  der  Einflufs  des  Agios  auf  den  Preis  zur 
Geltung,  der  sonst  vielleicht  ganz  ausgeblieben  wäre.  Nach  und 
nach,  nach  Grad  und  Zeit  verschieden  in  den  einzelnen  Landesteüen 
und  Orten  macht  sich  eine  allgemeine  Verteuerung  des  Lebens  geltend. 

„Am  schwersten  steigen  die  Arbeitslöhne  und  vollends  die  Preise 
für  Dienstleistungen  höherer  Art",  die  durch  das  Herkommen  einen 
festen  status  haben,  und  es  wird  erst  einer  ganz  aufserordenüich 
starken  Preissteigerung  bedürfen,  diesen  status,  entsprechend  der  all- 
gemeinen Preissteigerung  der  Güter,  sofort  zu  verändern,  obwohl  zu- 
gegeben werden  mufs,  dafs  sich  die  Löhne  auch  erhöhen  werden, 
wenn  die  Preiserhöhungen  lange  andauern,  aber  jedenfalls  in  einem 
sehr  langsamen  Tempo. ') 

Zu  ähnlichen  Resultaten  kommt  Hertzka  in  seiner  Schrift: 
„Währung  und  Handel". ')  Er  giebt  zu,  dafs  in  Zeiten  zunehmender 
Valutaverschlechterung  der  Produzent  in  der  Lage  sei,  für  seine 
Ware  einen  in  Landesvaluta  ausgedrückt  höheren  Betrag  zu  erhalten, 
als  den  Produktionsbedingungen  entsprechen  würde,  da  sich  eben  der 
Preis  seiner  Produkte  der  Hauptsache  nach  infolge  der  Konkurrenz 


»)  Wagner  S.  108. 
«)  Ebenda  S.  109  ff. 
»JTh.  Hertzka:  Währung  und  Handel.    Wien  1876.    Vergl.  S.  36 ff. 
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nach  dem  Weltmarktpreise^  in  Metallgeld  berechnet,  richte.  Würden 
sich  nun  die  Produktionskosten  sofort  erhöhen,  so  wäre  der  Nutzen 
nur  ein  einmaliger  —  nämlich  nur  für  die  Waren,  die  vor  der  Valuta- 
Terschlechterung  fertig  gestellt  wurden. 

In  Wirklichkeit  aber  wird  der  Preis  durch  die  Thatsache  der 
scheinbar  billigen  Erzeugungskosten,  —  (mit  „scheinbar"  will  er  den 
Verlust  am  NationalTermögen  durch  die  zum  Schaden  des  Inlandes 
zu  billig  an  das  Ausland  abgegebenen  Produkte  bezeichnen)  —  und 
der  Konkurrenz  solcher  scheinbar  billigerer  Waren  auf  dem  Markte 
gedrückt,  und  dies  in  desto  höherem  Mafse,  je  mehr  der  Preis  blos 
durch  die  inländische  Konkurrenz  und  je  weniger  er  durch  die  aus- 
ländische beeinflufst  werden  kann. 

Namentlich  im  kleinen  Verkehr  uud  in  Lohnverhältnissen,  — 
d.  h.  also  überall  dort,  wo  eine  fremdländische  Konkurrenz  fast 
ganzlich  fehlt,  wird  sich  vorerst  eine  Wirkung  der  Geldentwertung 
nur  äuÜBerst  langsam  geltend  machen.  Die  Preise  und  Löhne  werden 
daher  anfänglich  entweder  gar  nicht  oder  nur  ganz  allmählich  in  sehr 
langsamem  Tempo  steigen.  Der  Produzent  wird  also  relativ,  d.  h. 
im  Vergleich  zu  früher  billiger  produzieren  und  folglich  mit  gröfserem 
Nutzen  verkaufen  können.  Aber  diese  relative  Billigkeit  kann,  wie  auch 
Wagner  zugiebt,  nur  auf  Kosten  des  Arbeiterstandes  ermöglicht  werden. 

Sinkt  das  Papiergeld  aber  nicht  ständig,  sondern  bleibt  es  für 
läugere  Zeit  im  Werte  anuähemd  gleich,  so  werden  die  in  der  Periode 
der  fortgesetzten  Entwertung  zurückgebliebenen  Löhne  und  Preise  im 
Eleinverkehr  sich  auch  allmählich  heben  und  schliefslich  eines  Tages 
den  vom  Weltmarktpreise  diktierten  Warenpreisen  entsprechen.  In 
diesem  Moment  werden  dann  die  Unternehmer  unter  genau  denselben 
Bedingungen  produzieren,  wie  vor  Beginn  der  Entwertung. 

Darin  stimmt  also  Hertzka  mit  Wagner  überein,  dafs  eben  die 
Exportbegünstigung  nur  so  lange  dauert,  als  im  Auslande  keine  ent- 
sprechende Wertverminderung  des  Papiergeldes  gegenüber  den  Landes- 
produkten eingetreten  ist,  dafs  andrerseits  der  Ausgleich  ganz  all- 
mählich  stattfindet. 

Sinkt  nun  aber  das  Agio,  so  werden  die  Preise  der  unter  der 
Konkurrenz  des  Weltmarktes  stehenden  Produkte  dementsprechend  — 
in  Landesvaluta  umgerechnet  —  sinken,  allerdings  —  und  zwar  aus 
denselben  Gründen,  die  bei  dem  Steigen  des  Agios  vorlagen  —  nicht 
in  einem,  der  Valutaverbesserung  sofort  entsprechendem  Mafse.  ^) 


^)  Hertzka  S.  42 ff. 
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Die  Preise  im  KleioTerkehr  und  die  Löhne  werden  zunächst  auf 
derselben  Höhe  bleiben.  £ben  deswegen  wird  der  Produzent  Ton 
Ausfuhrwaren  bei  den  in  Landeswährung  umgerechneten  Preisen,  die 
er  jetzt  im  Auslande  erzielt,  sicherlich  bald  eine  Verminderung  seines 
Gewinnes  bemerken. 

Hatte  Wagner  yersucht  seine  Theorie  auf  Grund  russischen, 
Hertzka  durch  österreichisch-ungarisches  statistisches  Material  zu  be- 
weisen, so  wählte  Julius  Wolf  ^),  als  auch  Ostindien  seit  1881  in  die 
Reihe  der  für  den  Weltmarkt  mafsgebenden  Weizenexportländer  ge- 
treten war,  zu  einer  ähnlichen  Untersuchung  dieses  Land,  das  infolge 
der  Entwertung  des  Silbers  in  eine  ähnliche  Lage  gekommen  war, 
wie  die  Länder  mit  schwankender  Papierwährung. 

Auch  er  konunt  im  wesentlichen  zu  denselben  Resultaten  wie  die 
beiden  vorher  genannten  Schriftsteller.  Überhaupt  ist  der  Eiafluls 
der  Silberentwertung  auf  die  Aus-  und  Einfuhr  des  ostasiatischen 
Landes  mehr  und  mehr  zu  einem  Kardinalpunkt  der  bimetallistischen 
Lehre  geworden. 

Li  den  populären  bimetallistischen  Agitationsschriften  wird  dieses 
Thema  in  stark  übertriebener  Weise  behandelt,  indem  man  die  Zu- 
geständnisse der  wissenschaftlichen  Schriftsteller  betont,  dagegen  das 
einschränkende  „aber"  übersieht. 

So  werden  handgreiflich  unwahre  Behauptungen,  die  aber  auf 
die  urteilsunfahige  Masse  grofsen  Eindruck  machen,  immer  wieder- 
holt, z.  B.  dafs  der  Rubel  in  Rufsland  noch  immer  den  inländischen 
Waren  gegenüber  3,20  Kk.  wert  sei,  der  argentinische  Peso  bei 
300^0  Agio  noch  ebensoviel  im  Inlande  gelte  wie  früher. 

Von  derartigen  Ausschreitungen  und  Übertreibungen  halten  sich 
natürlich  die  wissenschaftlichen  Vertreter  des  Bimetallismus  im  allge- 
meinen fem.  Aber  sie  schreiben  doch  der  Entwertung  des  Silben 
und  der  entwerteten  Papierwährung  wichtiger  Gbtreideproduktions- 
länder  einen  ganz  hervorragenden  und  entscheidenden  Anteil,  eioer- 
seits  an  der  Herabdrückung  der  europäischen  Getreidepreise,  andrer- 
seits an  der  ungünstigen  Gestaltung  der  Lage  der  auf  die  Ausfuhr 
nach  Ostasien  angewiesenen  industriellen  Unternehmungen  zu. 

Wir  wollen  uns  hier  darauf  beschränken,  kurz  die  Ansicht  des 
litterarischen  Führers  der  Bimetallisten,  Dr.  Otto  Arendt")  wieder- 


')  Jalins  Wolf:  Thatsachen  und  AusBichten  der  ostindischen  Konkurrent 
im  Weizenhandel.    Tübingen  1886. 

*)OttoArendt:  Leitfaden  der  Wähmngsfrage.   Berlin  1895.  VergL  S.  18£ 
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zugeben.  Er  sagt  in  seinem  ^^Leitfaden  der  Wähnmgsfirage^^ :  „China 
hat  Silberwähnmgy  Rufsland  Papierwährung.  Der  Chinese  braucht 
Silbertaels,  der  Busse  Papierrubel,  damit  befriedigen  sie  ihre  Lebens- 
bedürfnisse,  zahlen  sie  Löhne,  Zinsen^  Steuern.  AUe  diese  Zahlungen 
in  Taels  oder  Rubel  bleiben  dieselben,  gleichviel  wie  der  Taelkurs  in 
London  oder  der  Bubelkurs  sieb  in  Berlin  gestaltet.  Deshalb  ist 
auch  der  chinesische  Produzent  zufrieden,  wenn  er  für  seine  Er* 
Zeugnisse  den  gleichen  Preis  in  seinem  Gelde  erhält,  ob  sein  Geld 
im  Auslande  mehr  oder  weniger  gilt,  kümmert  ihn  nicht.  Der 
Exporteur  kauft  mit  einem  geringeren  Betrage  englischen  oder 
deutschen  Geldes  dasselbe  Quantum  chinesischen  oder  russischen 
Geldes,  wenn  dieses  sich  entwertet  hat;  er  kauft  also,  während  der 
Verkäufer  thatsächlich  den  gleichen  Preis  erhielt,  trotzdem  billiger 
und  die  Konkurrenz  sorgt  dafür,  dafs  er  diesen  Preisunterschied 
nicht  in  die  Taschen  steckt,  er  mufs  also  im  Einfuhrlande  billiger 
verkaufen." 

„Wenn  also  eine  Valutadifferenz  entsteht,"  fahrt  er  fort,  „so 
wirkt  sie  dahin,  dafs  das  Land  mit  entwerteter  Valuta  billiger  yer- 
kanffc,  also  die  Preise  in  diesem  Lande  herabdrückt.  Umgekehrt 
mufs  aber  auch  das  Land  mit  hoher  Valuta  an  das  Land  mit  ent- 
werteter Valuta  billiger  verkaufen,  so  dafs  die  Valutadifferenzen  die 
Preise  in  doppelter  Weise  drücken." 

Diese  Darstellung  ist  offenbar  sehr  einseitig,  da  die  auf  Aus- 
gleichung der  Preise  zwischen  dem  Lande  mit  unterwertiger  Valuta 
und  dem  Weltmarkte  wirkenden  Faktoren  ganz  unberücksichtigt 
bleiben. 

In  Frankreich  hat  vor  kurzem  Th6ry  ^)  die  bimetallistische  Lehre 
von  dem  Einflufs  der  unterwertigen  Valuta  auf  Aus-  und  Einfuhr 
gewissermalsen  als  etwas  ganz  neues  vorgetragen  und  damit  einiges 
Aufsehen  hervorgerufen.  Er  weifs  seine  Sache  geschickt  zu  führen, 
verfällt  aber  ebenfalls  in  starke  Übertreibung,  z.  B.  wenn  er  sagt: 
„Les  crises  de  „credit  exterieur"  et  la  hausse  des  changes  sont  favo- 
rables  auz  pays  qui  les  subissent."^  Ein  Land  müfste  sich  also 
hiernach  um  so  besser  befinden,  je  mehr  sich  sein  Geld  entwertet! 

Einen  gewissermafsen  vermittelnden  Standpunkt  nimmt  Pro- 
fessor Lezis  ein. 

In  seinem  jüngst  erschienenen  Aufsatz  „the   agio  on  gold  and 


')  Edmond  Th6ry:  La  Crise  des  changes.    Paris  1894. 
•)  VeiKL  S.  36ff: 
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international  trade''   im  ^^Economic  Joamal''  ^)   fafst  er  seme  An- 
sichten über  unsere  Frage  zusammen. 

Er  hebt  heryor,  dafs  in  der  Statistik  der  Warenausfuhr  und 
Einfuhr  ein  direkter  Einflufs  der  Bewegungen  des  Agios  meistens 
gamicht  zu  erkeimen  sei  und  sogar  das  Gegenteil  der  nach  der  Theorie 
zu  erwartenden  Änderung  henrortrete.  Auch  zeige  sich  häufig,  dals 
ein  Sinken  oder  Steigen  der  Landeswährung  im  Wechselkurse  sofort 
in  den  Ausfuhrmärkten  des  Landes  eine  Bewegung  der  Warenpreise 
im  entgegengesetzten  Sinne  hervorrufe.  Es  bestehe  eine  konti- 
nuierliche Wechselwirkung  zwischen  dem  Weltmarktpreise  und  dem 
inländischen  Preise  der  Ausfuhrwaren;  eine  erhebliche,  als  sichtbare 
Ausfuhrprämie  wirkende  Preisdifferenz  zu  Gunsten  des  exportierenden 
Papier-  oder  Silberwährungslandes  könne  daher  bei  Welthandels- 
waren gar  nicht  entstehen,  yielmehr  diene  bei  den  heutigen  Konkurrenz- 
Terhältnissen  die  Valutadifferenz  nur  dazu,  den  Ausfuhrwaren  des 
betreffenden  Landes  auf  dem  Weltmarkte  noch  Absatz  mit  dem 
normalen  Gewinn  zu  yerschaffen,  bei  einem  Goldpreise,  der  ohne  die 
Kursdifferenz  nicht  mehr  lohnend  gewesen  wäre.  Die  Konkurrenz 
dieser  Waren  auf  dem  Weltmarkte  werde  also  thatsächlich  erleichtert, 
wenn  diese  Wirkung  auch  nicht  isoliert  dargestellt  werden  könne, 
sondern  nur  einen  Faktor  unter  vielen  anderen  preisbestimmenden 
Faktoren  bilde,  durch  die  sie  äufserlich  gänzlich  verdeckt  werden 
könne. 

In  ähnlicher  Art  finde  auch  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  aos- 
ländischer  Waren  durch  das  Steigen  des  Agios  statt,  und  es  sei 
nicht  richtig,  dafs  Vermehrung  der  Ausfuhr  auch  eine  Vermehrung 
der  Einfuhr  bewirke.  Die  Länder  mit  unterwertiger  Valuta  seien 
dem  Auslande  verschuldet  und  müfsten  grofse  Mengen  Waaren  aus- 
fuhren, nicht  im  Austausche  gegen  Einfuhrwaren,  sondern  um  ihre 
Zinsen  im  Auslande  zu  bezahlen;  je  mehr  ihre  Valuta  aber  sinke, 
um  so  grösser  müfsten  diese  nicht  durch  Einfuhr  auszugleichenden 
Warensendungen  werden. 

Der  Einflufs  der  unterwertigen  Valuta  auf  die  Aus-  und  Ein- 
fuhr sei  also  vorhanden,  wenn  auch  häufig  durch  andere  Einflüsse  ver- 
deckt und  daher  nicht  isoliert  erkennbar;  andrerseits  aber  dürfe 
diese  Wirkung  auf  die  Weltmarktpreise  nicht  überschätzt  werden, 
namentlich  sei  sie  hinsichtlich  der  Ausfuhrwaren  um  so  kleiner,  je 


>)  The  Economic  Journal  1895  Nr.  20. 

368 


—   11   — 

geringer  die  Quote  sei,  die  das  betreffende  Land  zu  der  gesamten 
Zufuhr  auf  dem  Weltmarkte  beitrage. 

Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  entschiedenen  Gegnern  der  Lehre 
Ton  dem  Einflufs  der  unterwertigen  Valuta  auf  den  auswärtigen  Handel. 

Als  solcher  ist  in  der  neuesten  Zeit  namentlich  Dr.  K.  Elstätter 
aufgetreten,  der  unter  anderem  in  Bezug  auf  die  indische  Weizenaus- 
fahr  behauptet,  ^)  dafs  der  Fall  des  Silberpreises  auch  nicht  den 
allermindesten  Einflufs  auf  den  Weizenexport  habe,  dafs  viel- 
mehr die  Kaufkraft  der  Silberrupie  in  den  letzten  Jahren  dem  Ge- 
treide gegenüber  ganz  beträchtlich  (und  zwar  ähnlich  wie  der  Silber- 
knrs  fiel)  gefallen  sei,  dafs  das  Billigerwerden  des  indischen  Getreides 
auf  den  europäischen  Märkten  der  Verbesserang  und  Verbilligung  der 
YerkehrsYerhältnisse ,  sowie  der  besseren  Organisation  des  Handels 
zuzuschreiben  sei,  und  schliefslich,  dafs  nicht  Indien  die  Getreidepreise 
auf  den  europäischen  Märkten  bestimme,  sondern  umgekehrt  von  dort 
blofs  Getreide  ausgeführt  würde,  sofern  die  indischen  Emteverhält- 
nisse  und  die  europäischen  Weizenkurse  es  rentabel  machten. 

Sicherlich  haben  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Indien  die 
Kommunikationsverhältnisse  Terbessert,  die  Transportkosten  nach 
Europa  erheblich  verbilligt.  Dies  sind  eben  Faktoren,  welche  die 
Preise  mitbestimmen,  nicht  aber  allein  bestimmen. 

Wenn  Elstätter  sowohl  das  Steigen  der  Löhne  für  gelernte  und 
ungelernte  Arbeiter,  als  auch  das  der  Warenpreise  als  Beweis  für 
die  Yerminderte  Kaufkraft  der  Bupie  ansieht,  so  ist  es  doch  noch 
sehr  zweifelhaft,  ob  gerade  in  einem  Lande  wie  Indien,  das  —  wie 
Elstätter  selbst  zugiebt  —  noch  derartig  unter  der  Herrschaft  von 
Sitte  und  Herkommen  steht,  z.  B.  eine  Lohnsteigerung  der  Maurer, 
Zimmerleute  und  Grobschmiede  von  1873/76—1887/91  um  16%,  die 
der  Landarbeiter  Ton  1887—1891  um  6%^)  —  von  1873—1886 
waren  sie  sogar  im  allgemeinen  etwas  gesunken  —  lediglich  durch 
die  verminderte  Kaufkraft  der  Kupie  zu  erklären  ist.  Sollten  da 
nicht  doch  noch  andere  Gründe  mitbestimmend  sein?! 

Zuvörderst  bietet  die  in  den  letzten  zwei  Dezennien  stattge- 
fundene  wirtschaftliche  Entwickelung  Indiens  einen  hinlänglichen 
Erklärnngsgrund  dafür.  Besonders  die  indische  Industrie,  die  vor- 
her noch  in  den  Kinderschuhen  steckte,  ist  rasch  zu  stattlicher  Blüte 
emporgediehen. 


')  Dr.  Karl  Elstätter:   Indiens  Silber^-ährung.    Stuttgart  1894  S.  47fr. 
*)  Vergl.  Elstätter  S.  39ff. 
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Aber  selbst  zugegeben,  die  Höhe  der  Löhne  stände  in  einem  Zu- 
sammenhang mit  der  Silberentwertung,  so  könnte  dieser  doch  nnr  ein 
nebensächlicher  sein.  Denn  wären  die  Löhne  in  demselben  Verhält- 
nis gestiegen,  wie  der  Silberpreis  in  den  Jahren  1887/91  gegen  Gold 
gesunken  ist,  hätten  sie  36  %  höher  stehen  müssen  als  1873. 

Auch  die  indischen  Weizenpreise  von  1892  lassen  sich  nicht  auf 
die  Silberentwertung  zurückführen,  da  sie  infolge  der  russischen 
Mifsemte  ungewöhnlich  hoch  waren.  Im  folgenden  Jahre  ist  der 
Weizen  in  Lidien,  wie  überall,  wieder  gesunken.  Zugleich  nahm  die 
indische  Weizenausfuhr  stark  ab,  während  der  Kurs  der  Rupie 
im  Jahre  1893/94  tiefer  als  jemals  sank.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dafs  dieser  Kurs  gar  keinen  Einflufs  auf  die  Ausfuhr  ausgeübt  hat, 
denn  diese  würde  ohne  Zweifel  auf  einer  noch  erheblich  niedrigeren 
Ziffer  geblieben  sein,  wenn  sie  durch  die  groüse  Silberentwertung') 
nicht  begünstigt  worden  wäre. 

Selbst  LudwigBamberger*),  der  ?erdienst?olle  Vorkämpfer  für 
die  deutsche  Goldwährung,  geht  längst  nicht  soweit  wie  Elstätter.  Er 
ist  zwar  nie  genauer  auf  unsere  Frage  eingegangen,  seine  Ansicht 
geht  aber  im  ganzen  dahin,  dafs,  wenn  überhaupt,  so  könne  ,^m 
äufsersten  Falle''  nur  ein  mitwirkender  Einflufs,  keineswegs  aber  ein 
alleinbeherrschender,  auf  den  Weltmarktpreis  durch  den  infolge  der 
unterwertigen  Valuta  hervorgerufenen  Anreiz  zum  Export  zugegeben 
werden. 

Er  bestreitet  aber,  dafs  dadurch  eine  Verbilligung  des  europäischen 
Getreides  entstehen  könne.  Denn  der  Weltmarktpreis  würde  hierbei 
ja  nicht  durch  das  am  wohlfeilsten  produzierende  Land,  sondern 
durch  das  teuerst  produzierende  bestimmt. 

In  einer  isolierten  Volkswirtschaft  tritt  dieser  abstrakte  Tolks- 
wirtschaftliche  Satz  wohl  toU  in  Kraft;  dafs  er  aber  für  die  in 
schärfster  weltwirtschaftlicher  Konkurrenz  erzeugten  Produkte  nicht 
allgemein  gelten  kann,  läfst  sich  durch  zahlreiche  Erfeihrungen  mit 
Leichtigkeit  nachweisen. 

Wenig  abweichend  Ton  Bambergers  Anschauung  ist  die  Karl 


')  Elstätter  stimmt  in  seiner  extremen  Ansicht  auch  nicht  mit  seinem  Lelirer 
Professor  Lotz  überein,  der  in  den  „Ergebnissen  der  deutschen  Silberenqaete'* 
sagt :  ,  Jch  gehe  allerdings  nicht  soweit  wie  dieser  Autor  (Elstätter),  anzanehmen, 
dafs  der  Fall  des  Silberpreises  auch  nicht  den  allermindesten  Einflufs  auf  den 
Weizenexport  hätte.**     (Schmollers  Jahrbücher  XIX  3.  Heft.) 

*)  Ludwig  Bamberger:  Die  Stichworte  der  Silberleute.  Berlin  1893. 
Vergl.  S.  62  fi*.  u.  67  fl". 
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Helfferichs,  der  mit  scharfer  Feder  einen  unerbittlichen  Kampf 
gegen  den  Bimetallismas  und  seine  Forderungen  führt. 

In  seinen,  für  den  „Verein  zum  Schutze  der  deutschen  Gold- 
Währung^  recht  klar  geschriebenen  Broschüren :  „über  die  Währungs- 
frage^  und  „Währung  und  Landwirtschaff*  giebt  er  die  durch  die 
unterwertige  Valuta  heryorgerufenen  Änderungen  im  Handelsverkehr 
in  einem  „beschränkten  Sinne^  zu;  allein  nur  solaDge,  als  der  über 
kurz  oder  lang  eintretende  Ausgleich  sich  nicht  vollzogen  hat,  treffen 
die  von  den  BimetaUisten  behaupteten  Wirkungen  „theoretisch^  zu.  ^) 

Dieses  Eingeständnis  ist  von  gröfster  Wichtigkeit.  Denn  wie  wir 
im  Verlaufe  unserer  Arbeit  sehen  werden,  hat  sich  dieser  Ausgleich, 
wo  überhaupt,  jedenfalls  nur  sehr  langsam  vollzogen  —  und  dafs  dann 
wenigstens  innerhalb  dieser  Zeit  die  zugegebenen  theoretischen  Schäden 
einen  höchst  reellen  Charakter  erhalten  werden,  dürfte  wohl  kaum  zu 
bezweifeln  sein. 

Auf  einem  gemäfsigten  Standpunkt  steht  L  a  u  n  h  a  r  d.  ^)  Er  giebt 
zu,  dafs  der  durch  den  vermehrten  Silberabflufs  nach  Indien  hervor- 
gerufene Preisrückgang  des  Silbers  —  und  damit  des  indischen 
Wechselkurses  —  eine  Vermehrung  der  Ausfuhrmengen  und  eine  Ver- 
minderung der  Einfuhrmengen  nach  Indien  bewirkt  habe,  dafs  durch 
die  Valutadifferenzen  diejenigen  Produktionszweige  der  Goldwährungs- 
länder litten,  die  an  der  Ausfuhr  nach  Indien  beteiligt  seien,  oder 
anter  dem  Wettbewerb  einer  Einfuhr  aus  Silberländem  stehen. 

Dadurch  aber,  dafs  die  Ausfuhr  aus  Indien  gestiegen,  die  Einfuhr 
sich  vermindert  habe,  sei  die  der  Bevölkerung  zur  Verfügung  stehende 
Gütermenge  vermindert  worden  und  nur  zu  einem  höheren  Preise  zu- 
gänglich. Dies  führe  zu  einem  Kampf  um  Erhöhung  des  Einkommens, 
namentlich  des  Arbeitslohnes  und  der  Gehälter,  der  nicht  eher  ende, 
als  bis  die  Löhne  derartig  gestiegen  wären,  dass  man  zur  früheren 
Lebenshaltung  zurückkehren  könne. 

Andrerseits  würde  durch  die  Erhöhung  des  Einkommens  die 
Nachfrage  nach  Gütern  gesteigert,  der  Preis  erhöhte  sich,  die  frühere 
Einfuhrmenge  würde  wieder  möglich  und  der  vermehrte  Abflufs  von 
Gütern  ins  Ausland  hörte  auf.  Dadurch  stiegen  dann  wieder  die 
Preise  der  betreffenden  Güter  in  Europa  —  und  „alle  Wirkungen  der 
Differenzen  verschwinden".  ^) 


1)  Vergl.  Helfferich  S.  36 ff. 

')  W.  Launhard:  Mark,  Rubel,  Rupie.    Berlin  1894. 

«)  Vergl.  Launhard  S.  42  ff. 
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Abgesehen  daTon,  dafs,  wie  schon  erwähnt,  gerade  die  Lohne 
stets  eine  starke  Beharrungstendenz  zeigen,  stehen  die  Arbeiter  in 
Indien  trotz  der  beginnenden  Ausbreitung  der  Fabriken  noch  immer 
auf  einer  sehr  niederen  Stufe,  Koalitionen  zur  Besserung  der  Arbeits- 
bedingungen kommen  noch  gar  nicht  vor  und  es  sind  daher  dort  die 
einer  allgemeinen  Lohnerhöhung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten 
besonders  grofse. 

So  würde  denn  der  ganze  Ring  der  Preisbewegung,  den  der  Ver- 
fasser konstruiert,  illusorisch  werden,  giebt  er  doch  z.  B.  selbst  zn«. 
dafs  eine  solche  Ausgleichung  der  Folgen  der  Valutadifferenz  bei  dem 
seit  den  letzten  SO  Jahren  andauernden  Sinken  des  Silberwertes 
kaum  begonnen  haben  konnte,  als  durch  die  1893  erfolgte  Einstellung 
der  indischen  Silberprägungen  eine  neue  Oleichgewichtsstörung  begann. 

In  Frankreich  hat  sich  aus  Anlass  der  Thfery'schen  Schrift 
namentlich  Levasseur  entschieden  gegen  die  Lehre  von  dem  Einflufs 
der  Valutadifferenz  gewandt.*)  Mit  Recht  wirft  er  Thfery  vor,  dafs 
seine  Zahlen  nicht  beweisend  seien,  dafs  er  Zahlen  immer  nur  für  die 
Zeitabschnitte  anführe,  die  mit  seiner  Theorie  stimmen,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  sie  unberücksichtigt  liefse. 

Aber  auch  die  von  Levasseur  angeführten  Zahlen  sind  für  seine 
Ansicht  nicht  beweiskräftig.  Wenn  in  den  Jahren  1889 — 1893  der 
Import  und  Export  der  Länder  mit  unterwertiger  Valuta  bedeutend 
gefallen  sei  —  z.  B.  in  Argentinien  der  Export  von  600  auf  472 
Millionen  Peso,  der  Import  von  820  auf  481  Millionen  Peso,  so  kann 
daraus  in  keiner  Weise  der  Schlufs  gezogen  werden,  eine  Ausfuhr- 
begünstigung durch  die  Valutaverhältnisse  fände  nicht  statt;  denn 
dieser  Faktor  wirkt,  wie  schon  oft  bemerkt,  nicht  allein,  sondern 
gleichzeitig  mit  vielen  anderen,  mit  zum  Teil  entgegengesetzter  Wirkucg. 

Zu  derselben  jede  Ausfuhrbegünstiguog  durch  die  unterwertige 
Valuta  verneinenden  Ansicht  kommt  auf  einem  anderen,  eigenartigen 
Wege  der  frühere  holländische  Minister  Pierson.*) 

Er  argumentiert  folgendermafsen :  Angenommen,  der  Lohn  stiege 
in  dem  Lande  mit  unterwertiger  Valuta  nicht  im  Verhältnis  zum 
Agio  und  die  Produktion  daselbst  vergröfsere  sich,  z.B.  in  Argentinien. 
Wir   müssen    das    mehr   erzeugte   Getreide    bezahlen    und   zwar  mit 

*)  Vergl. :  L'economiste  fran^ais  No.  19  189Ö.  Les  Disciissions  de  la  Socitte 
d'economie  politique  de  Paris:  Tinfluence  d'une  monnaie  depreciee  sar  les  im- 
portations  et  les  exportations  d'un  pays. 

■)  N.  G.  Pierson:  CToldmangel?  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung.    Bd.  IV,  Heft  I.    Wien.    Vergl.  S.  47  ff. 
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Gütern  y  da  doch  ein  Land  mit  sich  yermehrendem ,  uneinlöslichem 
Papiergelde  nicht  beständig  Grold  einführen  werde.  Es  sei  also  der 
Handel  zwischen  uns  und  Argentinien  ein  reines  Tauschgeschäft,  der 
offenbar  günstig  für  uns  sein  müsse,  da  wir  ihn  ja  sonst  nicht  ein- 
gehen würden.  Wenn  wir  also  mit  Getreide  „überströmt"  würden, 
müfste  Argentinien  seinerseits  mit  europäischen  Gütern  überflutet 
werden  auf  Kosten  seiner  Industrie  und  seiner  Arbeiter. 

Diese  Beweisführung  hat  etwas  sehr  einleuchtendes  und  ist  auch 
richtig  für  den  Fall,  dafs  die  Verhältnisse  so  liegen,  wie  sie  Pierson 
angiebt.  In  Wirklichkeit  sind  sie  aber  ganz  andere,  und  darin  zeigt 
sich  der  Fehler  dieser  Argumentation. 

Nicht  wir  senden  Waren  an  Argentinien,  um  damit  unsere  durch 
die  Einfuhr  argentinischen  Weizens  entstandenen  Schulden  zu  be^ 
gleichen,  sondern  vielmehr  Argentinien  zahlt  seine  Schulden,  die  es 
im  Auslande  kontrahiert  hat,  in  Getreide  und  anderen  Kohstoffen. 

Da  nun  diese  Schulden  in  der  Begel  in  Gold  zurückzahlbar  sind, 
so  muTs  Argentinien  bei  sinkendem  Kurse  desto  mehr  exportieren. 
Für  diesen  Mehrexport  tritt  aber  dann  keine  vergröfserte  Ansfahr  von 
Seiten  Europas  ein. 

Da  Argentinien  selbst  kein  Gold  besitzt  und  seine  Schulden  nur 
mit  Waren  bezahlen  kann,  so  mufs  der  Wechselkurs  so  lange  sinken, 
bis  der  Absatz  seiner  Produkte  in  Europa  trotz  der  grofsen  Kon- 
kurrenz ohne  Verlust  für  die  Exporteure  möglich  wird;  und  darin 
liegt  eben  die  Begünstigung  der  Ausfuhr  durch  die  sinkende  Valuta, 
freilich  aber  auch  der  YolkswirtschafUiche  Nachteil  derselben  infolge 
des  ungünstigen  Umtauschvejrhältnisses  zwischen  der  inländischen  und 
der  ausländischen  Arbeit. 
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YY  ir  haben  im  Yorhergehenden  gesehen,  dalb  die  Ansichten  über 
die  uns  beschäftigende  Frage  weit  auseinandergehen.  Die  einen  leugnen 
im  wesentlichen  jeglichen  Einilufs  einer  unterwertigen  resp.  schwanken- 
den Valuta,  die  anderen  leiten  aus  der  behaupteten  gröfseren  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Nichtgoldwährungsländer  die  in  erster  Linie  traurige  Lage 
der  Landwirtschaft  her  und  prophezeien  auch  die  baldige  Vernichtung 
des  Exports  nach  solchen  Ländern. 

Ich  will  nun  im  folgenden  au  der  Hand  russischen  und  deutschen 
statistischen  Materials  unsere  Frage  untersuchen  und  festzustellen  suchen, 
ob  überhaupt  und  in  welcher  Art  die  unterwertige  Valuta  Rufslands 
auf  seine  Handelsbeziehungen  mit  Deutschland  gewirkt  hat. 

Den  Argumenten  derjenigen,  welche  aus  dem  hohen  Goldagio 
auf  eine  direkte  Ausfuhrbegünstigung  schliefseu,  wird  yon  Seiten  ihrer 
Gegner  stets  entgegengehalten,  dafs  die  einfachen  Thatsachen  dieser 
Behauptung  direkt  widersprächen;  denn  es  liefse  sich  nicht  Dur  kein 
Zusammenhang  zwischen  steigendem  Gol(}agio  und  vergröfserten  Aus- 
fuhrziffem  herstellen,  sondern  es  sei  oftmals  gerade  das  Gegenteil  der 
Fall:  dafs  nämlich  bei  steigendem  Agio  die  Ausfuhr  abnehme,  bei 
sinkendem  Agio  dagegen  sich  vergröfsere.  Es  seien  yielmehr  die 
Ernteverhältnisse,  sowohl  die  des  einführenden  als  die  des  ausführenden 
Staates  mafsgebend  und  die  dadurch  bestimmten  Getreidepreise  des 
ersteren. 

Vergleicht  man  mit  der  AusfuhrziflFer  des  russischen  Getreides 
den  jeweiligen  Stand  des  Rubelkurses,  so  wird  man  in  der  That  keinen 
offen  darliegenden  Zusammenhang  finden,  oftmals  dagegen  eine,  den  er- 
warteten Folgen  entgegengesetzte  Erscheinung. 

Deutschland*)  importierte  z.  B.  im  Jahre  1889  bei  einem  durch- 
schnittlichen Rubelkurs  von  214,50  im  ganzen   12  Millionen  Doppel- 


^)  Vergl.  auch  die  graphische  Darstellung  auf  Tabelle  XVII. 
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Tabelle  I. 

Efaifuhr  von  Weizen  aus  Bufsland  naoh  England  und  Deutschland 

in  100  kg. 


( 

1 

Durch- 

Bchnitts- 

BulMlkars 

' 

Dnrch- 

Bchnitts- 

Bnbelkars 

i88s 

England*) 
Deutschland' 
Summa 

England 
Deutschland 
Summa 

England 
Deutschland 
Summa 

England 
Deutschland 
Summa 

England 
Deutschland 
Summa 

5  987  822 

53232215 

9220037 

204,50 

199,50 
181,50 

189,50 
214,50 

1890 
X891 
1892 

i«93 
1894 

England         9694512 

Deutschland   3  761  616 

Summa  13  456 128 

336,50 

i886 

I  860331 
1  416877 
3  277  208 

England          7  276  452 

Deutschland    5  162  387 

Summa  12438839 

224,50 

1887 

2750690 
2  509  864 
5  260  554 

England         2  181  493 

Deutschland    2  573  391 

Summa    4  754  884 

205.00 

1888 

10  7*5  «73. 
1  497  190 

12222363 

England          5  030  994 

Deutschland      216365 

Summa     5  247  359 

21350 

1889 

10  655  1 52 

3045521 
13700673 

England          8  387  94p 

Deutschland    2  809  875 

Summa  11  197815 

220,00 

i 

Zentner  Roggen  und  Weizen  aus  Rufsland,  während  es  bei  dem 
Kurse  von  181,50  im  Jahre  1887  nur  ungefähr  die  Hälfte  eingeführt 
hatte. 

Ein  umfassenderes  Bild  erhalten  wir,  wenn  wir  die  russische 
Weizenausfuhr  nach  Deutschland  und  England*)  in  dem  Dezennium 
1885/94  mit  dem  jeweiligen  Rubelkurse  vergleichen.     (Siehe  Tab.  I.) 

Wir  sehen  also  im  Jahre  1886  ein  äufserst  starkes  Zurückgehen 
der  russischen  Ausfuhr,  trotzdem  der  Rubelkurs  gesunken  ist;  in  den 
folgenden  Jahren  finden  wir  dagegen  mit  dem  weiteren  Sinken  des 
Rubels  eine  Steigerung  des  Exports   verbunden,    die  im  Jahre  1888 


^)  Die  Zahlen  für  England  sind  entnommen  dem  Statistical  Abstract  for  the 
United  Kingdom  Nr.  41. 

•)  Für  Deutschland  den  Monatsheften  resp.  Vierteljahrsheften  zur  Statistik 
des  deutschen  Reiches. 

•)  Vergl.  auch  die  graphische  Darstellung  auf  Tabelle  XVI. 

Staatsw.  Studien.    VI.  2 

^''  25 


—    18    — 

gewaltige  Dimensionen  annimmt,  trotzdem  der  Bubel  etwas  gestiegen 
ist ;  im  Jahre  1889  steigt  die  Ausfuhr  noch  weiter,  obgleich  auch  der 
Rubel  in  erheblichem  lfa(se  steigt  Im  folgenden  Jahre  hat  der 
Rubel  eine  Höhe  erreicht,  nvie  sie  seit  1876  nicht  dagewesen  ist;  trotz- 
dem ist  die  Ausfuhr  nur  ganz  minimal  kleiner  als  1889.  Im  Jahre 
1891  fallen  Kurs  wie  Export,  jener  nicht  unerheblich,  dieser  nur 
wenig.  Trotzdem  der  Rubelkurs  im  folgenden  Jahre  ganz  bedeutend 
gefallen  ist,  steigt  die  Ausfuhr  nicht  nur  nicht,  sondern  sie  fallt  ganz 
enorm,  nämlich  von  12 V«  Millionen  Doppelzentner  auf  4V|  Millionen 
Doppelzentner.  Das  Jahr  1893  zeigt  für  Ausfuhr  wie  für  den  Kurs 
eine  geringe  Steigerung.  Dieselbe  hält  auch  für  das  folgende  Jahr 
an,  andrerseits  aber  steigt  auch  die  Ausfuhr  um  mehr  als  das  doppelte 
des  Torhergehenden  Jahres. 

Geht  man  femer  näher  darauf  ein,  wie  sich  der  russische  Weizen- 
export  auf  England  und  Deutschland  verteilt,  so  kann  man  nur  noch 
mehr  in  der  Ansicht  bestärkt  werden,  dafs  nicht  der  Rubelkurs, 
sondern  nur  die  Marktverhältnisse  des  Einfuhrlandes  für  die  Weizen- 
ausfuhr Rufslands  entscheidend  wirken.  So  steigt  z.  B.  im  Jahre 
1888  bei  ganz  geringer  Kurssteigerung  die  englische  Einfuhr  von 
russischem  Weizen  um  das  vierfache  des  vorhergehenden  Jahres, 
während  die  Einfuhr  Deutschlands  zurückgebt.  Im  Jahre  1891  geht 
bei  sinkendem  Kurse  die  englische  Einfuhr  zurück,  während  sich  die 
deutsche  hebt. 

Trotzdem  aber  alle  diese  Zahlen  für  die  Gegner  der  Valuta- 
theorie  zu  sprechen  scheinen,  so  darf  man  ihnen  doch  keine  ausschlag- 
gebende Beweiskraft  beilegen.  Aus  einer  blofsen  Nebeneinander- 
Stellung  statistischer  Zahlen  darf  man  überhaupt  nicht  zu  viel  schliefsen; 
man  mufs  die  Entstehung  dieser  Zahlen  erforschen,  ihnen  mehr  auf 
den  Grund  geben  und  gelangt  dann  oft  zu  wesentlich  anderen  Resul- 
taten. —  So  wird  sich  aus  der  weiteren  Untersuchung  ergeben,  dafs 
trotz  der  obigen  Tabelle  ein  Einflufs  des  sinkenden  Rubelkurses  auf 
die  Ausfuhr  vorhanden  ist. 

Ein  zweiter  Einwand,  der  gegen  die  Ansicht  von  der  Be- 
günstigung der  Ausfuhr  durch  das  Sinken  des  Kurses  erhoben  wird, 
ist  der,  dafs  mit  dem  Goldwerte  des  Rubels  auch  seine  Kaufkraft 
gegen  russisches  Getreide  entsprechend  steige  oder  falle,  das  heifst 
mit  andern  Worten,  dafs  wenn  der  Rubelkurs  sinkt,  der  Gretreidepreis 
in  den  Ausfuhrhäfen  steige  und  umgekehrt;  durch  diese  Preis- 
steigerung aber  würde  dann  wieder  die  Ausfuhrbegünstigung,  die  in 
dem  niedrigen  Stande  des  Rubels  läge,  aufgehoben. 
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Tabelle  IL 

DiiTcIiscIulittliche  Rubelkurse  und  Getreidepreise  (in  Rubeln)  auf 

mssiBchen  Märkten. 


Odessa 

2^ 

icolftjew 

pro 
looo  kg 

Winter- 

Sommer- 

Rubel- 

Azima- 

Ghirka- 

Roggen 

weizen 

weizen 

kurs 

Roggen 

weizen 

weizen 

1885/86») 

41.50 

62,50 

62,00 

200.00 

41,50 

66,00 

62,00 

188687 

42,50 

71,00 

69,00 

185,50 

43,00 

68,50 

69,00 

1887.88 

37,00 

65,50 

63,00 

178,50 

38,50 

64,00 

63,50 

188889 

36,00 

60,00 

55,50 

213,50 

36,00 

60,00 

56,50 

1889/90 

41,50 

58,50 

57,50 

224,50 

42,00 

60,00 

58,50 

1890/91 

49,50 

59,00 

57,50 

239,50 

52.00 

62,00 

59,00 

189 1  92 

64,50 

72,50 

67,50 

206,00 

66,00 

69,50 

68,50 

189293 

45.00 

55,00 

5i»5o 

210,00 

46,00 

58,50 

53,00 

»893/94 

30,50 

40,00 

39,00 

217,50 

33,00 

41,00 

40.50 

1894.95 

31,50 

37,50 

37,50 

220,00 

— 

— 

— 

Im  wesentlichen  stimmt  auch  Professor  Conrad  dieser  Ansicht 
zu^,  indem  er  zwar  eine  Beeinflussung  der  Ausfuhr  nicht  direkt 
leugnet,  ihr  aber  nur  eine  ganz  untergeordnete  Bedeutung  beilegt. 
Zu  diesem  B.esultat  kommt  er  durch  Aufstellung  einer  Tabelle,  in 
der  er  den  Zusanmienhang  des  Rubelkurses  mit  den  russischen  und 
deutschen  Getreidepreisen  darlegt,  und  zwar  nimmt  er  hierzu  die 
Jahre  1876—1890. 

Tabelle  II  enthält  eine  ausführliche  Zusammenstellung  von  rus- 
sischen Getreidepreisen  und  den  gleichzeitigen  durchschnittlichen 
Rubelkursen.  Ein  bestimmter  Zusammenhang  zwischen  diesen  und 
jenen  läfst  sich  in  der  That  nicht  erkennen. 

So  bewegt  sich  z.  B.  der  in  Bubeln  ausgedrückte  Weizenpreis 
in  Odessa  bisweilen  im  entgegengesetzten  Sinne  wie  der  Bubelkurs; 
so  Yon  1891/92  bis  1894/95.  In  diesen  Jahren  gehen  bei  steigenden 
Kursen  die  Preise  in  Odessa  in  noch  stärkerem  Verhältnis  zurück. 
Das  umgekehrte  Bild  zeigt  sich  uns  in  den  Jahren  1886/87  und 
1887/88 :     Der  Bubelkurs  sinkt  und  mit  ihm  auch  die  Getreidepreise, 


^)  Emtejahre  vom  I./IO. — d0./9.  des  folgenden  Jahres  angenommen. 
*)  Vergl.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1891  Bd.  I  S.  492  ff., 
1894  Bd.  VII  S.  316  ff. 

2* 

25* 
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während  Ton  1889/90  bis  1890,91  Kurs  und  Preise  gleichzeitig  in  die 
Höhe  gehen. 

Wenn  die  Gegner  der  ValntaÜheorie  sich  auf  das  erste  Beispiel 
berufen  konnten,  so  stehen  die  beiden  anderen  ihier  Ansicht  entgegen. 
In  Wirklichkeit  läGst  sich  auch  hier  nichts  entscheiden  ohne  Berück- 
sichtigung der  allgemeinen  Produktions-  und  Weltmarktrerhältnisse, 

Wir  wollen  nun  an  der  Hand  beifolgender  Tabellen  IH — VI 
noch  genauer  auf  die  Einzelheiten  eingehen,  indem  wir  eineiseita  die 
durchschnittlichen  Vierte\jahr8preise  Ton  Weizen  und  Boggen  in  Odessa, 
Nicolajew  und  8t.  Petersburg  mit  den   deutschen  Preisen  in  Bremen 


Tabelle  lU. 
Odessaer  Vierteljahrsdurchschnittspreise  (1000  kg  in  Rubeln). 


Winter- 
weizen 

Sommer- 
weizen 

Roggen 

Winter- 
weizen 

Sommer- 
weizen 

Roggen 

S  { 

M           1 

59.0O 
60,50 
60,50 

57.00 
58,00 
58,00 

44.50 
46,00 

44,50 

*l 

60.00 
59,00 
53,50 

58.00 
57,50 
54,50 

45.00 

40,50 
38.50 

59,00 

55,50 

39.50 

54,50 

52,00 

41.50 

ftd           1 

61,50 
67,00 
63,50 

61,00 
69,00 
65,50 

41,50 
41,50 
40,50 

t| 

57,50 
64,00 
68,50 

53,00 

63.50 
66,50 

45,50 
54,50 
68,50 

67,00 

66,50 

41.50 

7i.5o 

72,00 

70,00 

00      i 
QO       1 

73,50 
76,00 
64,00 

71,00 
73.00 
62,00 

44.00 
46,00 
38,00 

£  { 

71,00 
60,50 
60,00 

70,50 
63,00 
60,00 

71.50 
53,50 
50,00 

62,50 

60,50 

38.00 

59.00 

52,50 

49,00 

M           1 

69,50 
68,50 
60,50 

69,50 
64,00 
60,50 

39,50 
38,00 
35,00 

£  { 

»4 

51,00 
58.00 
47,00 

52,50 
50,50 

47rOO 

45.00 
44*50 
38,50 

62,00 

56,00 

35»5o 

44,00 

41,50 

32,00 

00       \ 

»4           1 

60,00 

55,50 
58,50 

53,50 
53.50 

57,50 

35,50 
33,00 

39,50 

l{ 

40,50 
37.00 
35,50 

40,50 

38,50 
35.50 

31.50 
30,00 
30.00 

58.50 

57.50 

42,50 

35,50 

30,00 

26,00 

1 

35,00 
42,50 
36,50 

29,00 
37,00 
31,50 

40,50 

31,00 
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Tabelle  IV. 
Nicolajever  Vierteljahndurchsohmttspreise  (1000  kg  in  Babeln). 


Winter- 
weizen 

Azima 

Sommer- 
weizen 

Ghirka 

Boggen 

Winter- 
weizen 

Azima 

Sommer« 
weizen 

Ghirka 

Roggen 

-  1 

59,50 
60,60 

63,50 

52,50 
57,00 
54,00 

44,00 
46,50 
45,00 

H 

58,00 
60,50 
56,00 

58,50 
58,50 
55,00 

45,00 
39,00 
39,00 

64,50 

58,50 

40,00 

54,50 

54,00 

42,50 

i{ 

66,00 

74,50 
65.50 

64,50 
69,50 
63.50 

42,00 

4*,50 
42,00 

t{ 

60,50 
67,50 
74,50 

55,00 
65,00 
69,00 

45,00 

55,00 
71,00 

67,50 

67,00 

42,00 

76,50 

72,50 

74,00 

75,00 
63,50 

71,50 

74,00 

1      60,00 

45,00 
45,00 

37,50 

t{ 

7«,50 
61,50 
62,50 

71,50 
65.50 
57,50 

60,00 
56,50 

47,50 

65,50 

I      62,00 

43,50 

65,50 

55.00 

49,50 

OD 

S  ) 

60,00 
67,50 
$9,50 

65,00 

67,50 
60^ 

38,00 
38,00 

34t5o 

11 

53,50 
56,00 

45,50 

53,50 
54,50 
47,50 

44,00 
46,50 
37,00 

63,50 

56,50 

34,00 

— 

42,50 

32,50 

?l 

56,50 
58,50 
62,00 

54,50 
55,00 

59,50 

34,50 
35,00 
38,50 

i{ 

37,00 

40,50 
38,00 
35,50 

33,00 
34,00 
29,50 

63,00 

57,00 

42,00 

38,00 

32,50 

27,00 

i{ 

36,50 

43.50 
39.00 

41,00 

— 

29,50 
36,00 

3?..oo._ 

32,00 
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Tabelle  VI. 


Vierteljahrsdurchschnittspreise  (pro  1000  kg  in  Reichsmark). 


Weizen 

Danzig 
(unverzollt) 

Äoggen 

Bremen 
(anyensollt) 

Weizen 

'  Danzig 

(unvensollt) 

Roggen 

Bremen   ' 
(unverzollt) 

«  1 

147,50 
149,50 
141,50 

129,50 
121,50 
111,00 

M 

141,00 
140,50 
149,50 

122,00 
114,00 
116,00 

»34,50 

107,50 

149,00 

128,00 

i  { 

134,50 
141,00 

138,50 

106,00 

104,50 
100,50 

»4 

153,00 
185,50 
185,00 

131,00 
147,00 
170.50 

141,50 

100,00 

188,50 

»41,50  *) 

2     l 

151,50 
151,00 

137,00 

100,00 

100,00 

88,50 

»4 

182,50 
174,00 
146,00 

220,00 
197,00 
154.00 

126.00 

89,50 

130,00 

125.00 

- 1 

125,00 
129,00 
140,50 

93^ 
97,00 

M 

127,00 
129,00 
126,50 

121,00 

129.50 

1          126,00 

146,00 

106,50 

126,50 

117,00 

QO        \ 

139,50 
136,50 
136,50 

104,00 

96,59 
106,00 

K 

116,50 

100,50 

97,50 

112,00 

1 10,50 
109.00 

, 

137.50 

117,00 

96,00 

81,00 

i{ 

99,50 
118,00 
105,50 

83.00 

97,50 
86,00 

""■** 

nnd  Danzig,  andrerseits  dieselben  mit  dem  entsprechenden  Stande  des 
Rubelkurses  vergleichen. 

Die  verschiedeneu  Qualitäten  der  einzelnen  Getreidearten  sind 
allerdings  nicht  vollständig  mit  einander  vergleichbar,  z.  B.  sind  die 
in  Petersburg  gehandelten  Weizensorten  Saksonka  und  Samarka  in 
kein  festes  Verhältnis  mit  den  in  Nicolajew  hauptsächlich   gangbaren 


^)  Von  hier  ab  bis  zum  IIL  Qu.  (inkl.)  1894  benutze  ich  verzollte  Danziger 
Preise,  da  in  den  „Vierte^ahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches*^  keine 
unverzollten  Preise  notiert  sind. 
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Arten  Azima  und  Gbirka  zu  bringen;  letztere  entsprechen  dagegen 
ziemlich  den  Arten  Ton  Winter-  und  Sommerweizen^  wie  sie  in  Odessa 
gehandelt  werden.  Es  werden  sich  also  oftmals  die  Preise  derselben 
Vierteljahre  in  den  yerschiedenen  SiSdten  nicht  entsprechen.  Es 
kommt  uns  ja  aber  nidit  darauf  an,  einen  genauen  Vergleich  der 
Preise  in  den  einzelneu  Städten  anzustellen^  sondern  nur  die  allge- 
meine Tendenz  der  Schwankungen  zu  zeigen,  und  diese  wird  auch 
aus  den  von  mir  angestellten  Tabellen  zu  ersehen  seiiL 

Bevor  wir  aber  an  die  Vergleichung  der  einzelnen  Vierteljahre 
gehen  ^  wollen  wir  noch  untersuchen,  wie  sich  der  Kurs  des  Rubels 
(siehe  Tabelle  VII)  und  die  Preise  in  den  einzelnen  Emtejahren  zu 
einander  verhalten;  und  zwar  nehme  ich  dazu  Odessa  und  Nicolajew 
von  russischen  Plätzen. 

Während  von  1885/86 — 1886/87  der  Bubelkurs  nicht  unbedeutend, 
von  200,00  auf  185|50  Mk.  sinkt,  steigen  in  Rulsland  die  Preise  für 
Roggen  nur  ganz  wenig,  bedeutend  mehr  allerdings  die  Weizenpreise. 
Es  hat  sich  also  die  Kaufkraft  des  Rubels  dem  einheimischen  Roggen 
gegenüber  nur  wenig  vermindert,  obwohl  sie  gegen  Gold  bedeutend 
gesunken  ist. 

Das  Gegenteil  —  nämlich  eine  Steigerung  der  Kaufkraft  des 
Rubels  —  sehen  wir  im  folgenden  Jahre.  Denn  der  Rubelkurs  föUt 
weiter  von  185,50  auf  178,50  Mk.,  gleichfalls  aber  fallen  sowohl  die 
Roggen-  wie  die  Weizenpreise  nicht  unerheblich. 

Im  Jahre  1888/89  sinken  die  Preise  weiter  —  aber  nur  in  ge- 
ringem Grade  speziell  bei  Roggen  —  .während  der  Rubelkurs  be- 
deutend gestiegen  ist,  von  178,50  auf  213,50  Mk.  infolge  der  über- 
aus starken  Getreideausfuhr  aus  Rufsland. 

Im  folgenden  Jahre  1889  90  steigen  sowohl  Rubelkurs  wie  Oe- 
treidepreis.  Also  fallt  die  inländische  Kaufkraft  des  Rubels  trotz 
seines  höheren  Geldwertes ;  dieselbe  firscheinung  tritt  auch  im  folgen- 
den Jahre  ein,  gleichfalls  im  Jahre  1891,92  wo  die  Preise  bei  sinkendem 
Rubelkurse  bedeutend  in  die  Höhe  gehen,  was  aber  aus  der  Mifs- 
ernte  leicht  zu  erklären  ist. 

Das  Jahr  1892/93  zeigt  uns  dagegen  eine  Zunahme  der  Kaufkraft 
des  Rubels ;  denn  der  Kurs  geht  nur  ganz  wenig  in  die  Höhe,  während 
die  Preise  ganz  bedeutend  sinken;  es  war  dies  die  Folge  der  guten 
Ernte,  welche  die  Wirkung  des  vorhergegangenen  schlechten  Jahres 
wieder  aufhob. 

Das  folgende  Jahr  zeigt  eine  starke  Steigerung  der  Kaufkraft,  da 
die  Preise  bedeutend  sinken,   während  sich  der  Kurs  nur  wenig  hebt 
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Tabelle  VIL 
Bubelkurse^)  (Berlin). 


Darchsclmitt 

im  Erniejahr 

1..10.-30./9. 


^ä^-^ 

o 


Kalender- 
jahresdurch- 
schnittakon 


Darchschnitt 
im  Emtejahr 

i./io.— ao./9. 


a 


9 


0) 


^> 


Kalender- 
jahresdurch- 
schnittskurs 


QO 
QO 


20(VOO 


203,00 
202,50 
200,00  } 


1885 


j> 


204,50 


k\ 


239.50 


223 
229 
248^ 

245 


.50  \ 
,00 

^  I 

,00  ) 


1890 


236.50 


CO 


185,50 


201,00 
200,50 
198,00 
192,00 


1886 


»99,50 


206,00 


I89I 


224,50 


00 

00 
00 


178.50 


185,00 
181,50 
180,00 
179,00 


1887 


181,50 


CO   / 

^  I 

^  1 


210,00 


1892 


205,00 


00 

00" 

00 

00 


213.50 


172,00  ^ 

171,00 

202,50 
212,00 


1888 


189,50 


217,50 


212,00 
213,00 
214,00 
214,50 


1893 


213.50 


00 
00 


224,50 


217,00  ^ 

215.50 

210,00 

215,00 


1889 


214,50 


-21 

OS 

00 


220,00 


219,50 
219,50 
220,00 
221,50 


1894 


220,00 


,00  \ 
,00  [ 

«9,50  ( 
19,00  ) 


2x9,00 
220 

2 
2 


1895 


219,50 


Schon  aus  dieser  Yergleichung  der  einzelnen  Jahre  ersehen  wir, 
dafs  nicht  automatisch  mit  dem  Goldwerte  des  Kübels  auch  seine 
Kaufkraft  gegen  russisches  Getreide  steigt  und  fallt,  sondern  dafs 
Tiehnehr  die  Ab-  oder  Zunahme  der  Kaufkraft  des  Rubels  sehr 
wesentlich  auch  von  anderen  Ursachen  abhängen  mufs. 

XJm  diesen  Ursachen  auf  den  Grund  zu  gehen,  will  ich  die 
einzelnen  Jahre  yon  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  mit  Biicksicht  auf  die 


')  Amtlicher  Börsenknrszettel. 
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KAofkraft  des  Bobels  gegenüber  dem  russischen  Getreide  genaner 
nntersochen.    (Siehe  TabeUe  VIII.) 


Tabelle  VIII. 

Ernteergebnisse  in  Rnfsland^)  (mit  Ausschlafs  des  Eonigr.  Polens) 

und  Deutschland.*) 


Raff 

1  A  Q  d 

Deatschland 

(Tschetwert) 

(lOOG 

^kg) 

1 
Roggen         ; 

Weizen 

(Sommer  a.WiBter) 

Roggen 

Weisen 

18S5 

117800000 

29800000 

5820095 

2599271 

1886 

110800000 

27  300000 

6092849 

2666422 

ISS7 

124900000 

46700000 

6  375  734 

2830804 

IS8S 

118  500000 

49  7^^^^^^^ 

5  5*»  740 

S530«4S 

1889 

92600000 

30000000 

5  363  4^6 

s  372  413 

1890 

113  $00000 

34200000 

5  867  931 

2  831  Oll 

I89I 

83  700000 

28300000 

4  78a  «03 

«  333  757 

189a 

98400000 

40500000 

6827712 

3162885 

1895 

131000000 

58000000 

7  460  383 

2994823 

1894 

137900000 
▼orläafig 

47000000 
Torläufig 

7075019 

3012271 

189s 

122300000 

42  000000 

1885/86. 

Im  Emtejahre  1885/86,  das  vom  1.  Oktober  1886  bis  30.  September 
1886  reicht  *),  zeigten  die  Weizenpreise  sowohl  in  Nicolajew  wie  in 
Odessa  während  der  drei  ersten  beobachteten  Quartale  ^)  eine  steigende 
Tendenz,  während  in  Petersburg  die  Preise  die  gleichen  blieben.  Im 
4.  Quartal  fallen  sie  an  allen  drei  Plätzen;  in  Petersburg  ist  der 
Kückgang  nur  bei  dem  Samarkaweizen  konstatierbar.    In  Deutschland 


')  VergL  die  Veröffentlichungen  des  rassischen  Finanzministerioms  und  die 
defl  Departements  fnr  Ackerbau  und  Landwirtschaft. 

*)  Vergl.  die  Veröffentlichungen  dee  Statistischen  Amtes  des  deatschen 
Reiches. 

*)  Unter  Emtejahr  verstehe  ich  stets  die  Zeit  vom  I./IO. — d0./9.  des  folgenden 
Jahres,  was  allerdings  von  der  sonst  üblichen  Abgrenzung  abweicht,  hier  aber 
wegen  der  Einteilung  des  Materials  nach  Quartalen  am  bequemsten  ist. 

*)  Die  Benennung  I.  II Quartal  entspricht  den  Quartalen  des  Beob- 
achtungsjahres, nicht  des  Kalenderjahres. 
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ist  gleichfalls  eine  steigende  Tendenz  in  den  drei  ersten  Quartalen  zu 
beobachten,  im  4.  Quartale  sinken  die  Preise  ebenso  wie  in  Bufs- 
land.i) 

Die  Boggenpreise  bewegen  sich  hier  in  genau  derselben  Bichtung 
wie  die  Weizenpreise:  ein  Aufsteigen  in  Nicolajew  und  Odessa  in 
den  ersten  drei  Quartalen,  ein  Beharren  in  St.  Petersburg,  dagegen 
ein  Bückgang  im  4.  Quartale. 

Dem  entspricht  aber  die  Preisentwicklung  in  Deutschlaud  keines- 
wegs; denn  hier  fallt  der  Boggenpreis  von  Quartal  zu  Quartal;  am 
bedeutendsten  ist  auch  hier  —  entsprechend  dem  Sinken  der  Preise 
in  Bufsland  im  4.  Quartal  —  der  Preisfall  in  diesem. 

Der  Bubelkurs  steigt  sehr  langsam  aber  stetig  vom  ersten  bis 
zum  Ende  des  zweiten  Quartals,  halt  sich  im  Anfang  des  dritten 
Quartals  auf  ziemlich  gleicher  Höhe,  um  dann  allmählich  zu  sinken. 
Im  allgemeinen  waren  aber  die  Schwankungen  nur  minimale,  die 
gröfste  war  die  vom  März  zum  April  Ton  im  Durchschnitt  204,40 
auf  201,70  M. 

Die  Thatsache,  dafs  während  der  drei  ersten  Quartale  die  Boggen- 
preise in  Bufsland  steigen,  während  sie  in  Deutschland  ununter- 
brochen fallen,  läfst  sich  aus  der  im  allgemeinen  guten  Weltemte  von 
1885  erklären. 

So  war  auch  in  Deutschland  eine  gute  Mittelemte  für  Weizen, 
während  die  Boggenemte  etwas  nnter  einer  Mittelemte  blieb.  Sie 
betrug: 

2699271  Tonnen  Weizen, 
5  820  095        „        Boggen, 

d  L  bei  ersterem  105  %  und  bei  letzterem  98  7o  einer  sogenannten 
Mittelemte. 

Die  russische  Ernte  war  1885  gleichfalls  für  Boggen  und  Weizen 
mittelmäfsig.     Sie    wird    von    dem    russischen    landwirtschaftlichen 


^)  loh  ziehe,  soweit  es  möglich  ist,  von  deutschen  Preisen  die  cur  Betrachtung 
heran,  die  „unverzollt**  angegeben  sind  und  zwar: 

für  Weizen  —  Danzig 
für  Koggen  —  Bremen, 

denn  diese  sind  zum  Vergleich  mit  den  ausländischen  Preisen  besser  geeignet  als 
die  TerzoDten,  da  gerade  in  die  beobachtete  Periode  bedeutende  Änderungen  der 
deatschen  GetreidezoUgesetzgebung  fallen  und  die  Wirkung  des  Zolles  auf  den 
IVeis  überhaupt  nicht  bestimmt  ausgeschieden  werden  kann. 
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Ministeriiim  in  absoluten  Zahlen  fOr  das  europäische  RuÜBland  mit 
Ausschlufs  von  Polen  auf: 

ca.     30  Millionen  Tschetwert  Weizen 
und  ca.  118         ^  ,,  Boggen 

geschätzt. 

Dadurch  aber,  dafs  Deutschland  im  Roggenbezuge  hauptsächlich 
auf  Rufsland  angewiesen  und  dieses  im  Boggenezport  wieder  auf 
Deatschland  als  Hauptabsatzgebiet,  so  konnte  Rufsland  mit  seinen 
Preisen  in  die  Höhe  gehen ,  aber  doch  nur  wenig,  wie  sich  dies  aus 
der  Tabelle  ergiebt,  da  ersteres,  wie  oben  bemerkt,  fast  eine 
Durchschnittsemte  gehabt  hatte.  In  Deutschland  konnten  aus  den- 
selben Gründen  die  Preise  allmählich  langsam  &llen. 

Es  zeigt  sich  also,  dafs  die  Gründe  für  die  Änderung  im  Preise, 
da  der  Rubelkurs  konstant  geblieben  ist,  lediglich  in  den  realen 
Umständen,  —  den  Produktions-  und  Ausfnhrrerhältnissen  —  zu 
suchen  sind. 

Andrerseits  war  die  Ausfuhr,  obwohl  sie  den  Preis  gesteigert 
hat,  nicht  so  grofs,  um  auf  die  Hebung  des  Rubelkurses  zu  wirken. 

1886;«7. 

Auch  im  folgenden  Elmtejahre  1886/87  sehen  wir  die  Weizen-  und 
Roggenpreise  in  Odessa  und  Nicolajew  in  den  drei  ersten  Quartalen 
in  fortschreitend  steigender  Bewegung;  in  Petersburg  heben  sich  die 
Preise  nur  für  Saksonka -Weizen,  während  Samarka -Weizen  und 
Roggen  eine  Beharrungstendenz  zeigen.  In  Deutschland  bewegen  sich 
die  Weizenpreise  gleichfalls  in  steigender  Richtung,  während  der 
Roggenpreis  in  Bremen  auf  derselben  Höhe  von  100  Mk.,  die  er  im 
ersten  Quartal  gehabt,  auch  in  den  beiden  folgenden  stehen  bleibt. 
Im  vierten  Quartal  sehen  wir  auf  der  ganzen  Linie  —  sowohl  in 
Deutschland  wie  in  Rufsland  bei  Weizen  und  Roggen  —  einen  starken 
Preisfall,  der  überall  Preise  heryorbringt ,  die  bedeutend  niedriger 
sind,  als  die  im  ersten  Quartal  gezahlten. 

Der  Rubelkurs  fällt  schon  im  ersten  Quartal  des  neuen  Emte- 
jahres  ziemlich  stark  (yon  198  auf  192)  und  behält  die  sinkende 
Richtung  während  des  ganzen  Jahres  bei,  indem  er  von  192  im  eisten 
Quartal  auf  180  im  vierten  Quartal  zurückgeht. 

Die  Weltemte  kann  auch  für  das  Jahr  1886  eine  Mittelemte  ge- 
nannt werden. 
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So  wurden  auch  in  Deutschland  ungefähr  die  gleichen  Quanti- 
täten Weizen  und  Soggen  wie  im  Yoraufgehenden  Jahre  geerntet: 

2666422  Tonnen  Weizen 
und  6092849        „       Roggen. 

Auch  die  russische  Ernte  war  gegen  die  vorjährige  nicht  erheb« 
lieh  zurückgeblieben.     Sie  betrug: 

ca.     27  Millionen  Tschetwert  Weizen 
und  ca.  111  „  „  Roggen. 

Die  allgemeine  Preissteigerung  im  zweiten  und  dritten  Quartal 
in  Deutschland  läfst  sich  daraus  erklären,  daCs  im  allgemeinen  ii;i 
dieser  Jahreszeit  die  Preise  sich  heben  mit  Bücksicht  auf  die  noclji 
Ungewisse  zukünftige  Weltemte ;  dies  ist  besonders  beim  Weizen  der 
Fall,  dessen  Preise  vielmehr  als  die  des  Roggens  in  schärfeter  weltr 
wirtschaftlicher  Konkurrenz  sich  bilden. 

Die  vermutete  Zollerhöhung  von  3  Mk.  auf  6  Mk.  in  Deutschland 
reizte  hier  zu  einem  stärkeren  Import,  besonders  von  russischem 
Roggen,  und  so  konnte  eine  gewisse  Uberfüllung  des  deutschen  Marktes 
mit  diesem  Artikel  nicht  ausbleiben.  Die  Folge  davon  war,  dafs  für 
ihn  die  Preissteigerung,  die  wir  beim  Weizen  sehen,  nicht  zur  Geltung 
kam,  sondern  dafs  die  Preise  ungefähr  die  gleichen  blieben.  Aufser* 
dem  traten  aber  noch  preisschwächend  die  guten  Emteaussichten  für 
1887  hinzu. 

Als  sich  nun  wirklich  diese  in  höchstem  Mafse  bewahrheiteten, 
änderten  sich  die  Verhältnisse  sofort  mit  einem  Schlage.  Nach  Deutsch* 
land  fand  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  weiter  eine  rege  Ein* 
fuhr  statt.  Gleichfalls  gingen  sehr  erhebliche  Posten  aus  Siidrufsland 
nach  Belgien  und  Holland,  die  aber  zum  gröfsten  Teile  dem  deutschen 
Markte  zuflössen.  Dies  bewirkte  im  vierten  Quartal,  während  die 
reiche  neue  Ernte  eingeheimst  wurde,  einen  bedeutenden  Preissturz 
für  Roggen  und  Weizen. 

In  Rufsland  hatten  sich  naturgemäfs  die  Preise  durch  die  grofse 
ausländische  Nachfrage  im  ersten  Halbjahr  des  Jahres  1887  auch  ge^ 
hoben,  gingen  dann  aber  durch  die  günstigen  Aussichten  für  die 
1887er  Weltemte  trotz  der  grofsen  Ausfuhr  erheblich  zurück. 

Vergleichen  wir  den  Rubelkurs  mit  den  russischen  Preisen,  so 
sehen  wir  in  den  ersten  drei  Quartalen  ein  Sinken  des  Rubels  bei 
steigenden  Preisen. 

Auf  dem  Weltmarkte  bestand  kein  Mangel,  und  das  Sinken  des 
Kurses,  das  schon  unmittelbar  nach  der  neuen  Ernte  im  ersten  Quartal 
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eingetreten  war,  trug  in  dieeem  Falle  unzweifelhaft  dazu  bei,  die 
russiBche  Ausfuhr  zu  erleichtem  und  den  dabei  beteiligten  Inter- 
essenten, wenn  auch  keinen  ungew^öhnlichen,  so  doch  einen  gröfseren 
Gewinn  zu  rerschaffen,  als  sie  sonst  hätten  erlangen  können. 

Im  vierten  Quartal  sanken  die  Getreidepreise,  weil  die  russische 
Ernte  eine  aufserordentlich  gute  war.  Da  andrerseits  auch  Deutsch- 
land und  die  übrigen  Einfuhrländer  gute  Ernten  hatten,  so  war  der 
Absatz  für  Kufsland  schwierig  und  die  Ausfuhr  konnte  infolgedessen 
nur  stattfinden,  wenn  der  Rubelkurs  sank  und  auch  die  in  Bnbeln 
ausgedrückten  Preise  fielen. 

Aufserdem  kommen  für  das  Sinken  des  Rubels  noch  aufserwirt- 
schaftliche  —  politische  Gründe  in  Betracht,  da  eine  gewisse  Spannung 
zwischen  Deutschland  und  RuTsland  bestand,  die  unter  anderem  dazu 
führte ,  dafs  ein  Verbot  zur  Beleihung  russischer  Papiere  durch  die 
Reichsbank  erlassen  wurde. 

Jedenfalls  ist  es  auch  in  diesem  Jahre  dem  russischen  Getreide 
durch  das  Sinken  des  Rubelkurses  erleichtert  worden ,  sich  auf  dem 
überfüUten  auswärtigen  Markte  trotz  sinkender  Preise,  unter  leid- 
lichen Bedingungen  für  den  russischen  Interessenten,  Absatz  zu 
verschaffen. 

1887  88. 

Das  Jahr  1887  88  zeigt  für  Weizen  und  Roggen  in  Nicoläjew 
und  Odessa  eine  fallende  Tendenz,  die  zwar  nicht  von  Quartal  zu 
Quartal  zu  konstatieren  ist,  jedoch  im  allgemeinen  hervortritt  In 
Petersburg  ist  dies  gleichfalls  der  Fall,  aber  nur  beim  Weizen,  während 
sich  die  in  den  beiden  ersten  Quartalen  herabgegangenen  Roggenpreide 
in  den  beiden  letzten  Quartalen  wieder  heben. 

In  Deutschland  sehen  wir  das  gerade  Gegenteil;  denn  hier  sind 
Weizen-  und  Roggenpreis  in  stetem  Steigen  begriffen,  allerdings  nur 
unbedeutend  in  den  drei  ersten  Quartalen,  desto  mehr  aber  im  vierten 
Quartal,  sodafs  sich  z.  B.  die  Weizenpreise  von  126,00  Mk.  im  ersten 
Quartal  auf  140^50  Mk.  im  vierten  heben,  und  die  des  Roggen  von 
88,50  auf  97,00  Mk. 

Der  Rubelkurs  setzt  seine  im  vorangehenden  Jahre  begonnene 
sinkende  Bewegung  im  ersten  bis  dritten  Quartal  fort ;  allerdings  sind 
die  Unterschiede  nur  geringe,  da  er  von  179  im  ersten  Quartal  auf 
171  im  dritten  Quartal  sinkt.  Im  vierten  Quartal  hebt  er  sich  be- 
deutend auf  202,50  Mk. 
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Deutschland  wie  BuTsland  hatten ,  wie  bereits  oben  erwähnt ,  im 
Jahre  1887  sehr  gute  Ernten  zu  verzeichnen.  Es  betrug  der  Ernte- 
ertrag in  Deutschland: 

an  Weizen  6  375  734  Tonnen, 
an  Roggen  2830804       „ 


in  Ruisland: 


an  Roggen  124900000  Tschetwert, 
an  Weizen    46  700  000 


Aus  diesem  Ernteergebnis  sind  leicht  die  sinkenden  Preise  des 
ersten  bis  dritten  Quartals  in  RuTsland  zu  erklären.  Seine  Zahlungs- 
bilanz yerschlechterte  sich  namentlich  dadurch,  dafs  Deutschland  selbst 
eine  sehr  gute  Roggenemte  hatte  und  so  nicht  über  das  gewöhnliche 
Mafs  hinaus  auf  die  russische  Einfuhr  angewiesen  war. 

Dadurch  sank  einerseits  der  Kurs,  und  überdies  mufste  Rufsland, 
wenn  es  exportieren  wollte,  sich  auch  in  Rubeln  ausgedrückt  schlechtere 
Preise  gefallen  lassen.  Die  Wirkung  dieses  letzteren  Umstandes  auf 
die  Exportinteressen  wurde  aber  durch  den  ersteren  gemildert. 

Die  grofse  Preissteigerung  in  Deutschland  vom  dritten  zum  vierten 
Quartal  war  die  Folge  der  Befürchtungen,  dafs  die  Weltemte  schlecht 
ausfallen  würde. 

Man  hatte  sich  hierin  auch  nicht  getäuscht.  Fast  alle  Länder 
des  Kontinents  und  auch  Amerika  hatten  schlechte  Ernten.  Rufsland 
jedoch  machte  eine  Ausnahme. 

Im  vierten  Quartal  nahm  infolgedessen  der  russische  Getreide- 
export bedeutend  zu,  was  ein  starkes  Steigen  des  Rubelkurses  zur 
Folge  hatte,  während  der  Getreidepreis  nur  mäfsig  fiel. 

So  sank  z,  B.  der  Roggenpreis  in  Odessa  von  38  auf  36  Rubel, 
d.  h.  nur  um  8  *^/o ,  während  im  gleichen  Zeiträume  der  Rubelkurs 
sich  von  171  auf  202,60  Mk.,  d.  h.  um  18,5  ®/o  hob.  Der  grofse  Be- 
darf des  Auslandes  verhinderte  ein  stärkeres  Sinken  der  russischen 
Preise,  und  die  grofse  Ausfuhr  verursachte  ihrerseits  eine  Besserung 
der  Zahlungsbilanz  und  daher  ein  Steigen  des  Rubelkurses;  dabei 
aber  war  die  Preissteigerung  im  Auslande  so  grofs,  dafs  die  Wirkung 
dieser  Eurserhöhung  für  die  russischen  Exportinteressenten  ausge- 
glichen wurde. 

1888/89. 

Die  schon  in  der  Mitte  des  Jahres  1888  aufgetretenen  Befürch- 
tungen einer  schlechten  Welt-Ernte  verwirklichten  sich  in  der  That. 
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Die  Ernte  war  in  den  meisten  Ländern  Europas  eine  wenig  günstige : 
nur  die  grölsten  europäischen  Produktionsländer  waren  etwas  besser 
bedacht,  hauptsächlich  Rufsland. 

Hier  zeigt  der  Weizenpreis  in  Nicolajew  und  Odessa  in  den  drei 
ersten  Quartalen  eine  fallende  Tendenz,  um  sich  im  vierten  Quartal 
wieder  etwas  zu  heben;  dieselbe  Preisbewegung  findet  auch  in  St 
Petersburg  statt. 

Im  Gegensatz  hierzu  ist  beim  Roggen  eine  durchaus  steigende 
Tendenz  zu  konstatieren,  indem  sich  eine  Ausgleichung  mit  dem 
deutschen  Preise  vollzog. 

In  Deutschland  steigt  der  floggenpreis  im  ersten  Quartal   um 

9,60  Mk.  über  den  des  vorhergehenden;  er  hält  sich  aber  nicht,  sondern 

sinkt   beständig,    bis   er   im   dritten   Quartal  auf   96,50  Mk.    steht 

d.  h.  also  noch  etwas  niedriger  als  im  vierten  Quartal  des  Jahres 

1887/88. 

Hier  beginnt  dann  wieder  eine  Aufwärtsbewegung,  so  dafs  wir 

im  vierten  Quartal  ungefähr  die  gleichen  Preise  wie  im  ersten  Quartal 

haben,  eine  Folge  der  überaus  schlechten  deutschen  Ernteaussichten 

für  Roggen. 

Der  Rubelkurs  weist  nur  ganz  geringe  Schwankungen  auf,  er  fallt 

von  312  im  ersten,  anf  210  im  vierten  Quartal. 

Das  erste  Quartal  setzte  die  in  Deutschland  angefangene  Hausse- 
bewegung auch  in  Weizen  fort,  (er  steigt  von  140,50  auf  146  Mk.). 
welche  durch  die  schlechte  amerikanische  Ernte  hervorgerufen  war. 
Diesen  Einilufs  hatte  man  aber  überschätzt;  denn  der  amerikanische 
Emteausfall  machte  sich  über  Erwarten  wenig  in  Europa  geltend. 
Der  grofse  Bedarf  wurde  infolge  der  reichlichen  Versorgung  durch 
die  Donauländer,  Osterreich -Ungarn  und  ganz  besonders  Rufs- 
land derartig  gedeckt,  dafs  von  einem  Mangel  überhaupt  nichts  za 
spüren  war. 

Als  Hauptlieferant  fungierte  eben  Rufsland,  de^en  Weizenerote 
sich  1888  auf 

49,700000  Tschetw.  Weizen  belief,  während  Deutschland  nur 
2,5  308  42  Tonnen  Weizen  geemtet  hatte. 

Die  infolge  der  Haussespekulation  aufgestapelten  Weizenmengen 
wurden  jetzt,  als  man  sich  in  seinen  Erwartungen  getäuscht  sah,  an 
den  Markt  gebracht  und  verursachten  vereint  mit  dem  russischen  An- 
gebot den  Preisfall,  der  bis  zum  Anfange  des  vierten  Quartales 
dauerte,  wo  der  Weizenpreis  auf  136,50  Mk.  stand.  i 
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Trotz  der  grofsen  russischen  Weizenausfuhr,  die  fast  die  Höhe 
der  Yorjährigen  erreichte,  sanken  die  Preise  in  Eufsland,  wenn  auch 
nicht  erheblich,  so  doch  ununterbrochen  in  den  ersten  drei  Quartalen, 
während  der  Rubelkurs  annähernd  konstant  blieb.  Das  vierte  Quartal 
brachte,  veranlafst  durch  ungünstigen  Ernteausfall  eine  kleine  Er- 
höhung der  Preise. 

Da  auch  Rufslands  Eoggenernte  eine  vorzügliche  war  —  sie  be- 
betrug nämlich  118  500000  Tschetwert  —  war  es  ihm  ein  leichtes, 
den  Ausfall,  den  Deutschland  durch  seine  nur  mäfsige  Ernte  hatte  — 
5  552  740  Tonnen  —  zu  decken. 

Es  entwickelte  sich  eine  überaus  starke  Einfuhr  dorthin,  vom 
1.  Oktober  1888  bis  30.  September  1889  circa  9Va  Millionen  Tonnen. 
Auf  diese  starke  Ausfuhr  sind  natürlich  die  steigenden  Roggen- 
preise in  Rufsland  zurückzuführen,  wie  auch  andrerseits  der  all- 
mähliche Rückgang  derselben  in  Deutschland. 

Der  ziemlich  konstant  bleibende  Rubelkurs  hatte  in  diesem  Jahre 
keinen  Einflufs  auf  die  Ausfuhr.  Beim  Weizen,  dessen  Ausfuhr  nicht 
so  grofs  war,  wie  die  von  Roggen,  sehen  wir  im  allgemeinen  sogar 
ein  Sinken  des  Preises. 


1889/90. 

Das  folgende  Jahr  unserer  Betrachtung  zeigt  ein  wesentlich 
anderes  Bild,  wie  das  vorige.  War  damals  die  Ernte  des  Ostens 
eine  vorzügliche  gewesen,  so  hatte  jetzt  besonders  Rufsland  einen 
grofsen  Ernteausfall  zu  verzeichnen.    Es  erntete  nämlich  1889: 

30  000  000  Tschetwert  Weizen 
und  92  600  000  „         Roggen. 

Deutschlands  Ernte  allerdings  war  ebenfalls  ungünstig  und  blieb 
sogar  noch  etwas  hinter  dem  Ertrage  des  vorhergehenden  Jahres 
zurück;  sie  betrug: 

2  372  413  Tonnen  Weizen 
und  5  363  426       „       Roggen. 

Trotz  dieser  Emteausialle  Rufslands  und  Deutschlands  gingen 
auf  unseren  Märkten  die  Preise  im  ersten  und  zweiten  Quartal  nur 
ganz  langsam  in  die  Höhe,  da  man  sich  bald  darüber  im  klaren  war, 
dafs  Rufsland  aus  den  beiden  gesegneten  Vorjahren  noch  sehr  be- 
deutende, jeglicher  Nachfrage  genügende,  Bestände  übernommen  habe, 
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die  es  ihm  auch  ermöglich ten^  allein  nach  Deutschland  Tom  1.  Oktbr. 

1889  bis  30.  Septbr.  1890 

2  847  697  D.  C.  Weizen 

und  9  675  116  D.  C.  Boggen 
auszuführen. 

Die  sich  bewahrheitenden  Befürchtungen  für  die  nordamerikaniscbe 
Ernte  riefen  daselbst  eine  lebhafte  Preissteigerung  herror*),  die  sich 
noch  zum  Teil  dem  deutschen  Markte  mitteilte. 

Gleiche  Besorgnis  wie  beim  Weizen  herrschte  auch  ursprünglich 
beim  Boggen  und  trieb  die  Preise  im  ersten  und  zweiten  Quartal 
in  die  Höhe.  Als  jedoch  Bufsland  und  Nordamerika  grofse  Vorräte 
auf  den  deutschen  Markt  warfen,  und  die  Ernteaussichten  Deutsch- 
lands günstig  beurteilt  wurden,  konnten  die  Preise  nicht  mehr  staud- 
halten. 

Vergleichen  wir  die  Weizenpreise  der  drei  ersten  Quartale  in 
Odessa,  so  sehen  wir,  dafs  fast  gar  keine  Änderung  stattgefunden  hat. 
Im  vierten  Quartal  findet  ein  Sinken  statt,  wohl  unter  dem  Eintlufs 
der  guten  Welternteaussichten  von  1890. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Preisbewegung  in  Xicolajew,  wo 
auch  Winter-  und  Sommerweizenpreise  nicht  parallel  mit  einander 
laufen.  Während  Winterweizen  eine  sinkende  Tendenz  zeigt,  sind  die 
Preisunterschiede  beim  Sommerweizen  nur  geringe,  sie  stehen  um 
1  Bubel  60  Kopeken  im  zweiten  und  dritten  Quartal  höher  als  im 
ersten,  um  dann  im  vierten  um  3  Bubel  60  Kopeken  zu  sinken.  Die 
Gründe  hierfür  dürften  jedenfalls  nur  lokale  Marktverhältnisse  ge- 
wesen sein. 

In  Petersburg  zeigen  die  Preise  eine  im  allgemeinen  sinkende 
Tendenz. 

Die  russischen  Boggenpreise  steigen  im  zweiten  Quartal,  weil  die 
deutsche  Nachfrage  sehr  rege  war;  denn  es  werden  exportiert 

vom  1.  Januar  bis  31.  März 

an  Weizen  1  028  696  D.  C. 
„   Boggen  1  702  766  D.  C, 


*)  Die  Weizenpreise  stiegen  in  New-York: 

im  Juli  auf  96 — 101^  c.  pr.  bsh. 

,,   August  auf         97,75—111,75  „    „      „ 

„   September  auf  100,00—106,75   „    „       ., 

während  sie 

im  Januar  nur  auf  86.15—88,50  c.  pr.  bsh 

gestanden  hatten. 
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umgekehrt  fallt  in  den  folgenden  Quartalen  der  Preis  unter  dem  Ein- 
floTs  der  guten  deutschen  Ernteaussichten. 

Der  Rubelkurs  zeigte  eine  ungewöhnlich  steigende  Tendenz;  er 
stieg  nämlich  im  September  bis  auf  ca.  S65  Mk.,  eine  Höhe,  die  er 
seit  1876  nicht  mehr  erreicht  hatte;  also  im  Laufe  eines  Jahres  um 
(^.  52  Mk.  Die  Aufwärtsbewegung  war  im  dritten  und  vierten 
Quartal  die  stärkste.  Der  Hauptgrund  hierfür  war  die  grofse  Nach- 
frage der  Konsumländer,  denen  diesmal  die  nordamerikanische  Ernte 
fehlte.  So  wurden  z.  B.  aus  Rufsland  nach  Deutschland  vom  1.  Juli 
bis  30.  September  exportiert: 

1308000  D.  C.  Weizen 
und  1  909  000   „     „  Roggen 

Nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Befestigung  des  Rubelkurses  war  femer 
die  zeitweilig  an  den  deutschen  Börsen  verbreitete  Ansicht,  Rufsland 
gedenke  zur  Goldwährung  überzugehen. 

Es  ist  zwar  in  diesem  Jahre  bei  steigendem  Rubelkurs  der  Preis 
des  russischen  Getreides  gesunken,  aber  bei  weitem  nicht  in  dem 
Mafse,  wie  der  Kurs  gestiegen  ist.  Der  Roggenpreis  in  Odessa 
sank 

von  42,50  Rbl.  im  I.  Q.  auf  38,60  Rbl.  im  IV.  Q.,  d.  h.  um  9,5  % 
der  Winterweizenpreis 

von  58,50  Rbl.  im  I.  Q.  auf  53,50  Rbl.  im  IV.  Q.,  d.  h.  um  8,5  % 
der  Sommerweizenpreis 

von  57,50  Rbl.  im  I.  Q.  auf  54,50  Rbl.  im  IV.  Q.,  d.  h.  um  5,5  % 
während  der  Rubelkurs 

von  215,00  im  I.  Q.  auf  248,00  im  IV.  Q.,  d.  h.  um  15,5  7o 

stieg. 

Im  ganzen  wiederholt  sich  in  diesem  Jahre  die  Erfahrung  des 
Vorjahres:  die  Ausfuhr  wird  durch  weltwirtschaftliche  Ursachen  ge- 
steigert und  verursacht  ihrerseits  ein  Steigen  des  Rubelkurses,  das 
aber  wegen  der  grofsen  Nachfrage  des  Auslandes  nicht  hemmend  auf 
sie  zurückwirkt 


1890/91. 


Das  Jahr  1890;91  ist  hinsichtlich   des  Getreidehandels  vielleicht 
das  interessanteste,  das  wir  seit  Dezennien  erlebt  haben. 
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Ein  überaus  strenger  Winter,  ein  sehr  trockner  Frühling  und 
fast  dreimonatliches  Regenwetter  im  Sommer  hatten  vereint  zur 
schweren  Schädigung  der  1891  zu  erwartenden  Ernte  in  Europa  ge- 
führt. In  erster  Reihe  kamen  für  die  Gestaltung  der  Gretreidepreise 
Frankreich  und  Rufsland  in  Betracht.  Ersteres  weil  von  dort  her 
ein  enormer  Zuwachs  an  Weizenbedarf  entstand,  letzteres  weil  damit 
die  bedeutendste  Versorgungsquelle  Europas  zu  versiegen  drohte. 
Speziell  für  Deutschland  schienen  auch  die  Emteaussichten  höchst 
ungünstige  zu  werden. 

Man  ahnte  das  Gewitter,  das  bald  losbrechen  würde.  Mit  fieber- 
haftem Eifer  wurden  alle  Bestände  aus  früheren   Ernten   aufgekauft. 

Die  natürliche  Folge  war,  dafs  die  Preise,  sowohl  für  Weizen 
als  auch  für  Roggen  ganz  rapide  in  die  Höhe  gingen,  so  dafs  im 
vierten  Quartal  die  Weizenpreise  auf  185  stehen,  während  sie  im 
ersten  Quartal  noch  auf  149  gestanden  hatten. 

Noch  stärker  stiegen  die  Roggenpreise  in  Deutschland :  von 
120  Mk.  im  ersten  Quartal  auf  ca.  175  Mk.  im  vierten  Quartal. 

Das  gleiche  sehen  wir  in  Rufsland  für  beide  Getreidearten  an 
allen  drei  Plätzen.  Wie  mit  elementarer  Kraft  bewegen  sich  die 
Preise  in  steigender  Richtung,  die  auch  durch  keinen  momentanen 
Preisrückgang  unterbrochen  wird.  Speziell  bemerkenswert  ist  die 
Aufwärtsbewegung  beim  Roggen.  Er  erreicht  im  vierten  Quartal 
einen  Preis,  der  in  Nicolajew  imd  Odessa  dem  auch  gestiegenen 
Weizenpreis  genau  gleichkommt  und  ihn  sogar  für  einzelne  Sorten 
überholt. 

Die  Wirkung  der  schlechten  russischen  Emteaussichten  wurde 
auch  noch  besonders  dadurch  verstärkt,  dafs  Rufslands  Reserven  aus 
den  früheren  Jahren  ziemlich  vollständig  erschöpft  waren,  hatte  doch 
die  Ernte  des  Jahres  1890  zur  Deckung  der  Ernteausfalle  des  vor- 
hergehenden Jahres  herhalten  müssen.  Als  nur  gar  die  Befürch- 
tungen für  die  1891er  Ernte  durch  die  Wirklichkeit  noch  übertroflFen 
wurden,  war  dies  ein  weiterer  Grund  für  eine  rapide  Preissteigerung ; 
diese  Bewegung  unterstützte  auch  die  schlechte  Roggenernte  in  Skan- 
dinavien und  Holland. 

Es  zeigte  sich  bald,  dafs  der  Roggenausfall  überhaupt  nur  durch 
Weizen  zu  ersetzen  war,  was  auch  für  diesen  natürlich  preissteigernd 
wirkte. 

Rufsland  ist  aber  nicht  nur  das  Hauptexportland  für  Roggen,  es 
ist  auch  der  Hauptkonsument ;  umsomehr  mufsten  sich  also  die  Preise 
heben.     Deshalb  erliefs  die  russische  Regierung,  um  den  Abflufs  nach 
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dem  Auslande  und  die  einheimische  Preissteigemug  zu  verhindern, 
ein  Ausfahrverbot  für  Roggen. 

Infolge  dieser  Absperrung  der  wichtigsten  Roggenquelle  be- 
mächtigte sich  des  ganzen  deutschen  Marktes  eine  unbeschreibliche 
Aufregung,  die  ihren  Ausdruck  in  mächtigeu,  sprunghaften  Preis« 
Steigerungen  fand,  welche  sich  auch  vom  Roggen  aut  Weizen  über- 
trugen. 

Der  Rubelkurs  beharrt  in  dieser  ganzen  Periode  in  ununter- 
brochenem Sinken.  Er  fallt  von  245  Uk.  im  ersten  Quartal,  langsam 
auf  240  Mk.  im  dritten  Quartal,  und  dann  plötzlich  auf  218  Mk.  im 
vierten  Quartal. 

Es  könnte  hiernach  scheinen,  als  hätten  diejenigen  Recht,  welche 
behaupten,  mit  dem  Goldwerte  des  Rubels  steige  und  falle  seine  Kauf- 
kraft gegen  einheimisches  Getreide.  Denn  hier  fallt  ja  in  der  That 
der  Rubelknrs  während  die  Preise  steigen. 

Za  einem  wesentlich  anderen  Resultat  aber  kommen  wir,  wenn 
wir  die  Gröfse  der  Preissteigerung  mit  der  Kurserniedrigung  ver- 
gleichen. Es  zeigt  sich  dann,  dafs  das  Yerhältnis  des  Steigens  der 
Preise  ein  viel  gröfseres  ist  als  das  des  Rückgangs   des  Rubelkurses. 

So  stieg  z.  B.  der  Roggenpreis  in  Odessa  von  42,60  im  ersten 
Quartal  auf  68,50  im  vierten  Quartal,  er  stieg  um  61%,  während 
der  Rubelkurs  in  dem  gleichen  Zeitraum  von  245  Mk.  auf  218  Mk. 
fiel  d.  h.  nur  um  11  ^o* 

Die  Gründe  der  Preissteigerung  sind  eben  in  der  überaus  schlechten 
rassischen  Ernte  zu  suchen ;  das  Sinken  des  Rubelkurses  aber  war 
die  Folge  des  starken  Rückgangs  der  Ausfuhr  und  der  dadurch  ein- 
getretenen Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz.  Wenn  auch  an  sich 
die  Ausfuhr  durch  den  Kursrückgang  erleichtert  wurde,  so  wirkte 
ihr  doch  der  grofse  inländische  Bedarf  in  weit  stärkerem  Mafse  ent- 
gegen, gapz  abgesehen  von  dem  Ausfuhrverbot. 


1891/92. 

Der  Beginn  des  Jahres  1891/92  stand  noch  ganz  unter  dem  Ein- 
flufs  der  Mifsemte  des  vorhergehenden  Jahres. 

Im  ersten  Quartal  heben  sich  die  Preise  noch,  da,   wie  erwähnt, 
Deutschlands  Ernte  1891  ausnehmend  schlecht  gewesen  war: 

2  333  757  Tonnen  Weizen 
und  4  782803        „        Roggen, 
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um  dann  in  den  nächsten  Quartalen  beim  Weizen  allmählich,  beim 
fioggen  in  gröfseren  Sprüngen  herabzugehen. 

Aus  dem  schlechten  Ernteergebnis  hätte  man  eigentlich  auf  eine 
weitere  Preiserhöhung  schliefsen  können;  dafs  ein  Sinken  der  Preise 
im  zweiten  Quartal  eintrat,  war  die  Folge  der  kolossalen  Einfuhren, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  und  Indien  nach  Europa  abzugeben  im 
Stande  waren.  So  importierte  Deutschland  allein  an  Weizen  14,620  764 
D.  C.  (inkl.  3,807  864  D.  C.  russischen  Weizens) ,  darunter 
c.  10.800000  D.  C.  überseeischen  Ursprungs. 

Für  Weizen  war  femer  der  Umstand  mafsgebend,  dafs  die  Ver- 
einigten Staaten  voraussichtlich  eine  gute  Ernte  haben  würden,  ebenso 
wirkten  die  günstigen  Erutemeldungen  aus  Argentinien  auf  den  Preis- 
sturz ein. 

Für  Deutschland  kamen  alle  diese  preisdrückenden  Verhältnisse 
natürlich  ebenfalls  in  Betracht.  Hauptsächlich  jedoch  war  es  seine 
vorzügliche  Ernte  die  den  gewaltigen  Preisfall  von  174  Mk.  auf  146  Mk. 
und  von  197  Mk.  auf  164  Mk.  für  Weizen^)  bezw.  Roggen  herbeiführte. 

Im  ganzen  Beobachtungsjahr  fiel  der  Roggen  von  241,60  Mk. 
auf  154,00  Mk.,  der  Weizen  von  188,60  Mk.  auf  146,00  Mk. 

In  Rufsland  hob  sich  der  Preis  für  Roggen  und  Weizen  an  allen 
drei  beobachteten  Plätzen  gleichfalls  noch  im  ersten  Quartal  infolge 
der  noch  immer  starken  Nachfrage.  In  den  folgenden  Quartalen  da- 
gegen sinkt  er  ununterbrochen.  Man  war  eben  nicht  auf  RuTsland 
angewiesen,  dem  vor  allem  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
heftige  Konkurrenz  machten;  speziell  hatte  Deutschland  eine  vorzüg- 
liche Ernte,  die  den  gehegten  Erwartungen  voll  entsprach,  während 
Rufslauds  Ernteaussichten  für  dieses  Jahr  nur  mäfsige  waren  und  seine 
Reserven  völlig  erschöpft  waren ;  denn  der  Ertrag  der  vorjährigen 
Ernte  —  sie  betrug  nur 

83  700  000  Tschetwert  Roggen 
und  28  300  000  „  Weizen 

—  hatte  zum  gröfsten  Teil  zur  Befriedigung  seines  eigenen  Bedarfs 
verwandt  werden  müssen.  So  kam  es,  dafs  es  in  unserem  Beobachtungs- 
j^hr,  trotzdem  Deutschland  einen  sehr  grofsen  Bedarf  hatte,  nur  dorthin 

ca.  3  808000  D.  C.  Weizen 
und  ca.  1900000  D.  C.  Roggen 

exportieren  konnte. 


*)  Weizenpreise   sind   unverzollt,    Roggenpreise   verzollt   angegeben.     Vergl. 
Tabelle  VT,  Anm.  1. 
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Allerdings  fallt  hierbei  noch  das  russische  Ausfuhrverbot  ins 
Gewicht^  das  für  Weizen  im  Mai  aufgehoben  wurde,  für  Koggen  aber 
noch  weiter  dauerte.  Erst  in  der  zweiten  Augusthälfte,  als  man  in 
BoTsland  glaubte,  für  die  Deckung  des  eigenen  Bedarfs  keine  Sorge 
mehr  hegen  zu  dürfen,  fiel  auch  das  letzte  Ausfuhrverbot. 

Die  geringe  Ausfuhr  aus  Kufsland  bewirkte  natürlich  eine  weitere 
Verschlechterung  seiner  Zahlungsbilanz.  Wir  sehen  daher  den  Kubel- 
kurs  im  ersten  Quartal  im  Vergleich  mit  dem  letzten  des  Vorjahres 
erheblich  sinken,  im  dritten,  vielleicht  infolge  von  Anleihegerüchten 
und  besseren  russischen  Emteaussichten  sich  etwas  heben,  um  dann 
wieder  fast  auf  den  Stand  des  ersten  Halbjahrs  zu  sinken. 

Wir  erkennen  hieraus,  dafs  in  diesem  Jahre  die  £[aufkraft  des 
Rubels,  inländischem  Getreide  gegenüber,  keineswegs  ab,  sondern  viel- 
mehr zugenonunen  hat,  während  der  Kursstand  desselben  im  Laufe 
des  Jahres  im  grofsen  und  ganzen  konstant  blieb.    Die  Preise  sanken 

für  Boggen  von  70,00  B.  im    I.  Quartal 

auf  50,00  B.  im  IV.       „ 
d.  h.  um  39,5  % 

Sommerweizen    von   72,00  B.  im    I.    Quartal 

auf  60,00  B.  im  IV.        „ 
d.  h.  um  17,5  7o> 

Winterweizen  von  72,50  B.  im    I.  Quartal 

auf  60,00  B.  im  IV.       „ 
d.  h.  um  18  \. 

EiD  Einflufs  des  Kurses  auf  Ausfuhr  und  Preis  ist  also  in   diesem 
Jahr  nicht  vorhanden. 

1892/98, 

Im  folgenden  Jahre  setzte  sich  im  allgemeinen  die  fallende  Be- 
wegung der  Weizen-  und  Boggenpreise  fort. 

In  Deutschland  waren  allerdings  die  Preisunterschiede  nur  recht 
unbedeutende,  während  in  Bufsland  die  Preise  erheblich  intensiver  herab- 
gingen. Beim  Weizen  ist  der  Grund  in  der  Konkurrenz  des  über- 
seeischen Getreides  zu  suchen,  das  in  enormen  Quantitäten  sich  auf 
den  europäischen  Markt  ergofs  und  dort  die  Preise  drückte. 

Argentinien  allein,  das  von  jetzt  ab  in  die  erste  Beihe  der 
Weizenexportländer  tritt,  exportierte  im  Jahre  1893 

1,008 137  Tonnen. 
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Freismindemd  mufste  auch  die  gute  1892  er  Ernte  Deutschlands 
wirken,  die  ein  Erträgnis  von 

3 162  885  Tonnen  Weizen 
und  6827  712        „       Roggen 

brachte.  Aufserdem  gestalteten  sich  im  dritten  Quartal  die  Aussichten 
auf  die  zukünftige  Ernte  recht  günstig. 

In  anderer  Richtung  wirkte  der  Ausbruch  des  deutsch-russischen 
Zollkrieges. 

Während  man  noch  im  Juni  geglaubt  hatte,  dafs  neue  Verhand- 
lungen wegen  eines  Handelsvertrages  bevorständen,  wurde  man  am 
Ende  dieses  Monats  von  der  Nachricht  überrascht,  dafs  der  russische 
Maximaltarif  Deutschland  gegenüber  vom  1.  August  an  in  Kraft  trete. 

Die  Erwiderung  Deutschlands  bestand  in  Zollerhöhungen  von 
50  ^/o,  wodurch  also  die  Getreidezölle  auf  75  Mk.  pro  Tonne  gebracht 
wurden. 

Sofort  machten  sich  die  Wirkungen  dieses  Prohibitivzolls  in  Rufs- 
land  geltend.  Ein  gewaltiger  Preissturz  bei  Roggen  und  Weizen  tritt 
ein.  In  Odessa  fällt  der  Preis  des  Winterweizens  von  58,00  Mk.  auf 
47,00  Mk.,  der  des  Roggens  von  44,50  Mk.  auf  38,50  Mk.  Noch  stärker 
gehen  die  Preise  herunter  in  Nicolajew:  Roggen  sinkt  von  46,50  Mk. 
auf  37,00  Mk.,  Winterweizen  von  56,00  Mk.  auf  45,50  Mk. 

Der  Rubelkurs  der  im  ersten  Quartal  auf  derselben  Höhe  wie  im 
vierten  Quartal  des  vorhergehenden  Jahres  stand,  hob  sich  im  folgen- 
den Quartal  von  203  auf  212  und  im  letzten  bis  auf  214,  trotzdem  die 
Ausfuhr  nach  Deutschland  fast  ganz  aufgehört  hatte  und  auch  nach 
anderen  Ländern  nur  mäfsig  blieb. 

Die  Erhöhung  des  Kurses  ist  also  aus  anderen,  namentlich  finanziellen 
Ursachen  zu  erklären,  und  man  darf  annehmen,  dafs  sie  in  diesem 
Jahre  einigermafsen  als  ungünstig  für  die  Ausfuhr  empfunden  worden  ist. 


1893/94. 

Das  Jahr  1893/94  brachte  manche  Veränderung  in  handels- 
politischer Beziehung. 

Vor  allem  wurde  dem,  beide  Teile  schwer  schädigenden  Zoll- 
krieg, endlich  durch  den  deutsch-russischen  Handelsvertrag,  der 
am  20.  März  in  Kraft  trat,  ein  Ende  gemacht.  Ihm  folgte  am  1.  Mai 
die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  und  am  1.  August  die  Auf- 
hebung der  Staffeltarife. 
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Das  ganze  Jahr  steht  unter  dem  Zeichen  stetig  sinkender  Preise 
für  Roggen  und  Weizen,  sowohl  in  Deutschland  wie  in  Rufsland. 
Rufsland  hatte  1893  eine  sehr  gute  Ernte, 

ca.  131000000  Tschetwert  Roggen 
und  ca.     68000  000  „  Weizen 

gehabt,  fand  aber  für  Roggen  anfangs,  da  ihm  Deutschlands  Markt 
so  gut  wie  verschlossen  war,  fast  gar  keinen  Absatz ;  die  Weizenpreise 
waren  infolge  der  guten  Ernten  und  überseeischen  Konkurrenz  überall 
in  ununterbrochenem  Sinken  begriffen.  Dies  war  für  Rufsland  ein 
besonders  harter  Schlag,  da  es  noch  ungeheure  Vorräte  im  Lande 
aufgespeichert  hatte. 

Grofse  Hoffnungen  hatte  man  daselbst  auf  den  deutsch-russischen 
Handelsvertrag  gesetzt ;  denn  jetzt  war  ihm  sein  natürlicher  Abnehmer 
wieder  gewonnen.  Die  Ausfuhr  hatte  sich  zwar  bedeutend  gesteigert 
—  sie  betrug  z.  B.  nach  Deutschland  für  Weizen  zehnmal  soviel,  für 
Roggen  achtmal  soviel  als  im  Jahre  vorher;  —  trotzdem  aber  sah 
man  sich  in  seinen  Hoffnungen  getäuscht,  da  Deutschland  selbst  eine 
sehr  reiche  Ernte,  besonders  an  Roggen  gehabt  hatte: 

2994823  Tonnen  Weizen, 
7  460  383        „        Roggen. 

Rufsland  konnte  daher  seine  grofsen  Roggenvorräte  aus  der  vorjährigen 
Ernte  nur  dann  verkaufen,  wenn  es  im  Preise  herabging. 

Dafs  in  Deutschland  die  Preise  sanken,  war  ganz  natürlich :  man 
hatte  eine  vorzügliche  Ernte  gehabt,  Rufsland  mufste  billig  verkaufen, 
überseeischer  Weizen,  besonders  aus  Argentinien, 

ca.  1  550  000  Tonnen  Weizen, 

überschwemmte  Europa,  aufserdem  waren  die  Aussichten  für  die 
künftige  Ernte  recht  gute. 

Der  Rubelkurs  blieb  im  ersten  Quartal  derselbe  wie  der  des 
vorhergehenden  Quartals.  Wohl  infolge  der  Aussichten  auf  die  Ver- 
wirklichung des  deutsch-russischen  Handelsvertrages  ging  der  Kurs 
etwas  in  die  Höhe  von  214,50  auf  219,50.  In  dieser  Höhe  hielt  er 
sich  auch  während  des  ganzen  Jahres. 

Das  starke  Sinken  des  Preises  in  Deutschland  ist  also  nicht  durch 
den  Rubelkurs  hervorgerufen  worden,  da  letzterer  ja  nicht  gefallen, 
sondern  gestiegen  ist. 

Es  fand  also  eher  eine  gewisse  Erschwerung  als  eine  Erleichterung 
der  Ausfuhr  durch  die  Kursverhältnisse  statt,  und  wenn  die  Ausfuhr 
dennoch  beträchtlich  stieg,   so  wurde  dies  nur  durch  das  Sinken  der 
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in  Rubel  ausgedrückten  Preise  ermöglicht  Die  Festigkeit  des  Kurses 
aber  hängt  ohne  Zweifel  auch  wieder  mit  allgemeinen  Finanzrerhält* 
nissen  zusammen. 

1894  96. 

Wir  kommen  nunmehr  zum  letzten  Jahre  unserer  Beobachtung 
(1894/95). 

Rufslands  wie  Deutschlands  Ernte  waren  recht  gut,  dem  ror- 
jährigen  Ertrage  fast  gleichkommend.    Rufsland  erntete: 

137900000  Tschetwert  Roggen 
und  47000000  ^  Weizen, 

Deutschland : 

7075019  Tonnen  Roggen, 

und  3012271        „       Weizen. 

Die  fallende  Tendenz  der  russischen  Getreidepreise  im  yorigen 
Jahre  netzte  sich  im  ersten  Quartal  noch  fort.  Von  hier  ab  ist  aber 
eine  starke  Aufwärtsbewegung  der  Preise  im  zweiten  und  dritten 
Quartal  zu  bemerken,  worauf  allerdings  im  vierten  Quartal  wieder 
ein  Teil  der  Erhöhung  eingebüfst  wird. 

Genau  dasselbe  Bild  der  Preisbewegung  finden  wir  in  Deutsch- 
land: im  ersten  Quartal  gleichfalls  ein  weiteres  Sinken  der  Getreide- 
preise, dann  Steigerung,  die  im  dritten  Quartal  ihren  Höhepunkt  er- 
reicht, und  in  dem  darauffolgenden  ziemlich  starkes  Fallen. 

Die  deutschen  Importeure  kauften  in  der  Hoffnung  auf  weiteres 
Anhalten  der  Nachfrage  enorme  Quantitäten  ausländisches  Getreide 
auf  und  trugen  dadurch  zu  der  schon  bestehenden  Preissteigerung 
noch  erheblich  bei.  Bald  aber  zeigte  sich  allenthalben  ein  auffallendes 
Schwinden  der  Preise,  wohl  im  Ausblick  auf  die  wahrscheinlich  gute 
Weltemte.  In  Verfolg  dessen  stellten  die  deutschen  Importeure  ihre 
grofsen  Ankäufe  im  Auslande  ein.  „Sie  waren  auch  bestrebt  —  wie 
Emil  Meyer  berichtet^)  —  von  den  grofsen  bisherigen  Abschlüssen  den 
Hauptteil  im  Auslande  selbst  wieder  abzustofsen^.  Welch  kolossaler 
Import  ausländischen  Getreides  von  Seiten  Deutschlands  stattgefanden 
bat.,  ersieht  man  aus  der  Statistik  der  Einfuhrziffiem : 

Es  wurde  nach  Deutschland  importiert  vom  I./IO.  1894  —  30./9. 1895 

13468  396  D.C.  Weizen 
und    9141384  D.C.  Roggen, 

*)  E.  3Ieyer,  Berichte  des  Getreide-,  Öl-  und  Spiritushandel  in  Berlin 
(alljährlich). 
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woTon  Ruisland  allein  mit 

6  217  708  D.C.  Weizen 
und  8  307  084  D.O.  Boggen 
beteiligt  war. 

Die  Anderang  imRubelkurs  war  nur  minimal :  er  schwankte  während 
dieser  Zeit  nur  zwischen  221,60  Mk.  und  219,00  Mk. 

Wir  kommen  also  auch  in  diesem  Jahre  zu  dem  Ergebnis: 
Eine  Begünstigung  der  Ausfuhr  durch  den  Bubelkurs  hat  nicht  statt- 
gefunden, weil  dieser  fast  unveränderlich  auf  einem  verhältnismäfsig 
hohen  Stande  blieb.  Die  russische  Landwirtschaft  mufste  daher  ihre 
Preise  in  Rubeln  herabsetzen,  um  sich  Absatz  im  Auslande  zu  ver- 
schaffen. Dieser  war  so  grofs,  dafs  die  Zahlungsbilanz  trotz  der 
niedrigen  Preise  günstig  blieb,  und  deswegen,  wie  auch  wahrscheinlich 
infolge  der  Finanz-  und  Währungspolitik  der  Regierung  der  Rubel- 
kurs  aufrecht  erhalten  werden  konnte.  — 

Aus  den  im  Vorhergehenden  angestellten  Vergleichen  und  den 
TabeDen  HI — VII  ergiebt  sich,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die  Kauf- 
kraft des  Rubels  gegen  russisches  Getreide  sich  in  gleicher  Richtung 
zu  ändern  pflegte,  wie  der  Rubelkurs,  aber  es  fehlte  auch  nicht  an 
Ausnahmen,  wie  in  den  Jahren  1885  und  1887,  in  denen  vom  ersten 
zum  letzten  Quartal,  sowohl  der  Kurs  wie  die  (der  Kaufkraft  des 
Rubels  umgekehrt  proportionalen)  russischen  Getreidepreise  ge- 
sunken sind. 

Auch  sind  die  gleichgerichteten  Bewegungen  von  Kurs  und  Kauf- 
kraft des  Rubels  meistens  ihrer  Gröfse  nach  erheblich  verschieden, 
wenn  man  sie  prozentmäfsig  vergleicht.  Nicht  selten  finden  auch  be- 
deutende Veränderungen  der  Preise  statt,  während  der  Rubelkurs  fast 
unverändert  bleibt. 

Die  Produktions-  und  Weltmarktverhältnisse  bilden  eben  immer 
die  Hauptfaktoren  der  Preisbildung ,  neben  denen  der  Einflufs  des 
Kurses  nur  ein  sekundärer  ist. 

Aber  nehmen  wir  einmal  als  feststehend  an,  dafs  mit  sinkendem 
Rubelkurs  sich  der  Preis  der  Waren  hebe.  Dies  soll  nach  Ansicht 
der  Gegner  der  Valutatheorie  den  Vorteil,  den  der  Russe  aus  der 
sinkenden  Valuta  für  die  Ausfuhr  hat,  wieder  aufheben.  Dieser  Fall 
würde  wohl  eintreten,  wenn  die  durch  das  Sinken  des  Kurses  hervor- 
gerufene Preissteigerung  in  Rufsland  eine  derartig  grofse  wäre,  dafs 
der  Preis  in  Rufsland  plus  den  Transport-  und  sonstigen  Unkosten  auf 
eine  gleiche  Höhe  wie  der  deutsche  Getreidepreis  steigen  würde. 
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Wenn  also  die  Getreidepreise  in  Rufsland  bei  sinkendem  Kurse 
sich  wirklich  heben  sollten,  so  wäre  dies  ja  nur  ein  Vorteil  für  den 
russischen  Exporteur,  der  doch  noch  immer  niedrigere  Preise  in  Gold 
ausgedrückt  fordern  kann,  als  seine  nach  Gold  rechnenden  Kon- 
kurrenten. Nur  ist  hier  die  Einschränkung  zu  machen,  dafs  es  sich 
fragt,  wie  weit  dann  der  Export  noch  möglich  ist.  — 

Wir  wollen  zunächst  noch  näher  untersuchen,  in  welchem  Ver- 
hältnis zueinander  sich  der  Rubelkurs  und  der  in  Rubeln  ausgedrückte 
russische  Getreidepreis  geändert  haben. 

Wenn  der  Rubelkurs  und  der  in  Rubeln  ausgedrückte  Preis  sich 
im  umgekehrten  Verhältnis  zu  einander  ändern  würden,  wie  die  ab- 
strakte Theorie  behauptet,  so  müfste  der  reciproke  Wert  des  einen 
Verhältnisses  immer  gleich  dem  anderen  Verhältnis  sein. 

In  Wahrheit  ist  dies  aber  nicht  der  Fall. 

Ich  führe  zum  Beweise  nur  einige  beliebig  herausgegrifiFene  Bei- 
spiele an: 

1)  Vom  dritten  zum  vierten  Quartal  des  Jahres  1887  88  fiel  der 
Roggenpreis  in  Odessa  von  38  Rubel  auf  35  Rubel,  während  der 
Rubelkurs  von  171  auf  202,50  steigt,  d.h.  bei  Ausführung  des  oben 
angegebenen  Rechnungsverfahrens 

17J_  -  0  84 
202,5  —  "'^* 

und    ^    =  0,92. 

Es  haben  sich  also  der  Rubelkurs  und  der  in  Rubeln  ausgedrückte 
Roggenpreis  nicht  im  gleichen  Verhältnis  geändert,  sondern  der  Rubel- 
kurs ist  relativ  in  stärkerem  Grade  gestiegen,  als  der  Roggenpreis  ge- 
sunken ist. 

2)  Vom  ersten  Quartal  zum  vierten  Quartal  des  Jahres  1889  90 
fiel  der  Roggenpreis  von  42,50  auf  38,50  Rubel,  der  Kurs  dagegen 
stieg  von  215  auf  248. 

Nach  Analogie  des  vorigen  Beispiels  ergiebt  sich: 

^^^    -0  87 

Auch  hier  haben  sich  die  beiden  mit  einander  verglichenen  Faktoren 
nicht  in  gleichem  Verhältnis  zu  einander  geändert,  sondern  —  hier 
ist  ebenfalls  der  Roggenpreis  im  Verhältnis  nicht  so  stark  gesunken, 
als  der  Rubelkurs  gestiegen  ist 
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3)  Ein  Beispiel  nach  entgegengesetzter  Richtung  ist  folgendes: 
Vom  ersten  Quartal  zum  vierten  Quartal  des  Jahres  1890/91  stieg  der 
Eoggenpreis  von  42,50  auf  68,60  ßubel,  der  Rubelkurs  dagegen  fiel 
von  245  auf  218.     D.  h. : 

218  ^'^' 

68,6  •  ß 

12:5    =^^'^' 

oder  in  Worten  ausgedrückt,  der  Preis  des  Roggens  ist  im  Verhältnis 
stärker  gestiegen  als  der  Rubelkurs  gefallen  ist. 

Diese  Beispiele,  die  beliebig  vermehrt  werden  könnten,  beweisen 
zur  Genüge,  dafs  sich  der  Rubelkurs  und  der  in  Rubeln  ausgedrückte 
Preis  nicht  in  gleichem  Verhältnis  ändern. 

Zur  genaueren  Prüfung  der  Frage  des  Verhältnisses  der  in 
Gold  und  in  Rubeln  ausgedrückten  Getreidepreise,  und  um  die 
Gröfse  der  Schwankungen  leichter  übersehen  zu  können,  habe  ich  die 
Differenzen  gebildet  zwischen  den  in  Gold  —  und  zwar  in  Mark  — 
umgerechneten  und  den  Rubelpreisen  des  Getreides  in  Odessa,  ferner 
die  zwischen  den  deutschen  und  den  in  Gold  umgerechneten  nissischen 
Preisen.  An  und  für  sich  haben  diese  Differenzen  ja  keinen  be- 
stimmten Sinn,  nur  zur  Beurteilung  ihrer  Schwankungen  sind  sie  zu 
verwenden.  Sie  haben  ungefähr  dieselbe  Bedeutung  wie  eine  gra- 
phische Darstellung,  aus  der  die  Schwankungen  der  Preise  zu  er- 
sehen sind. 

Wie  man  eingangs  die  an  den  drei  beobachteten  Orten  geltenden 
rassischen  Getreidesorten  ihrer  Beschaffenheit  nach  nicht  einander 
gleichstellen  durfte,  ebensowenig  ist  dies  hier  der  Fall.  Denn  weder 
russischer  Winter-  oder  Sommerweizen,  noch  Roggen  sind  an  sich  mit 
den  deutschen  Notierungen  vergleichbar,  da  ihre  Qualitäten  durchaus 
verschiedene  sind,  sodafs  ein  Vergleich  sich  nur  relativ  und  hinsichtlich 
der  Preisveränderungen  durch  Gegenüberstellung  dieser  beiden  Zahlen- 
reihen anstellen  läfst.  Es  ist  durchaus  unzulässig,  z.  B.  aus  den 
deutschen  und  russischen  Getreidepreisen,  in  Gold  umgerechnet,  auf 
den  Verdienst  der  Exporteure  und  Importeure  zu  schliefsen.  (Siehe 
Tabellen  IX,  X,  XI,  IX  a,  Xa  und  XI  a.) 

Untersuchen  wir  die  Gründe,  die  zu  der  Vergröfserung  und  Ver- 
minderung der  Differenz  geführt  haben ,  so  sehen  wir ,  dafs  für  jeden 
dieser  Vorgänge  drei  Möglichkeiten  vorhanden  sind. 
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Tabelle  IX. 

Odessaer  Vierteljahrsdurchschnittspreise  Ton  Roggen,  ausgedrückt  in 

Rubeln  und  in  Gold  (Reichsmark). 


I.  Qu. 

II.  Qu. 

III.  Qu.  IV.  Qu. 

I.  Qu.   II.  Qu.  IIL  Qu.  IV.  Qu. 

00 
tri 

Russische 
Goldpreise  *) 
Rubel 

79i50 
39.50 

83,501   83,00      79,50 
41,50     41.50      40,50 

104,00  ^  109,50     130,50 .  149,00 
42,50'   45,50      54,50      6S50 
6i,qo     64,00      76,00      80,  ;o 

K4 

Differen£ 

40,00      42,00.   41,50      39.00 

M 

00 

Russische 

Cioldpreise 
Rubel 

Differenz 

* 

79,50  j    81,00     83,00  ]    68,00 
41,50  '   44,00     46,00      38,00 
38,00  .    37,00     37,00  1    30.00 

141,50.  i43oO     113.50'  102.50 
70,00      71,50       53,50      50,00 
71,^0     72,00      60,00      ^2  ;o 

N 

CS 

X 

oo 
00 

1^ 

00 
00 

Russische 

Goldpreise 
Ru))el 

67,50 

38,00 

:             1 
68,00 ,   65,50  1   70,00 

39.50     38.50      35.00 

99,00,    95,501     95,00      82,50 
49.00  •    4:;,oo      44,50      38.50 
50,00,    50,50      50,50:    44.00 

f. 

X 

Differenz 

29,50      28,50,    27,00  1    35,00 

5> 

00" 
00 
00 

Russische 

Goldpreise 
Rubol 

Differenz 

75tOO  1    77,50 

.35.50'    3550 
39,50      42.00 

1 

1 
71,00  1    83,50 

33.00      39,50 

3800  1    44,00 

68,50     69,50      65,50      66.00 
32,00     3i,«;o      30,00      30,00 

w 

X 

36,50^    38,00      35,50      36.00 

ÖS 
00 
OO 

Russische 

Goldpreise 
Rubel 

Differenz 

1 
92,00  1  100,50 

42.50      45,00 

1 
92,00      95,50 

40,50      38.50 

«;8,oo^    63,50      81,00      72.50 
26,00     29,00!     37,00      31.50 

X 

49.50  !  55,50    5», so  :  57,00 

32,00:    34,501     44,00      4J,oo 

*)  d.  h. :  Die  russischen  Preise   in  Rubeln  nach  dem  gleichzeitigen  Kurse  in 
Mark  umgerechnet;  ebenso  auf  den  folgenden  Tabellen. 
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Tabelle  X. 

Odessaer  Vierteljahrsdurchschnittspreise  von  Winterweizen,  aus- 
gedrückt in  Rubeln  und  in  Gold  (Reichsmark). 


I.  Qu.   IL  Qu.  UI.  Qu. 

IV.  Qu. 

I.  Qu. 

n.Qu. 

ULQu.IV.  Qu. 

3C 

v-, 
X 

Russische 

Goldpreise 
Rubel 

118,50 
59,00 

124,00 
61,50 

133,50 
67,00 

125,50 
63,50 

1 
133,00 1 137,00 

54,50     57,50 

154,00 
64,00 

149,00 
68,50 

*•* 

Differenz 

59,50.   62,50 

66,50 

62,00 

78,50 

79,50 

90,00      80,50 

M 

Russische 

Goldpreise 
Rubel 

128,50 
67,00 

136,00 
73,50 

137,50 
76,00 

115,50 
64,00 

146,50 
72,50 

142,00  127,50 
71.00    60.50 

122,50 
60,00 

OS 
00 

Differenz 

61,50     62,50 

61.50 

51,50 

74,00     71,00 

67,00 

62,50 

M 

x 

X 
X 

Russische 

Goldpreise 
Rubel 

112,00 
62,50 

119,50    117,00 
69,50 '     68,50 

122,00 

60,50 

120,00 
59,00 

108,50 
51,00 

123,50 
58,00 

100,50 
47,00 

QO 

Differenz 

49,50'    50,00 

48,50 1     61,50 

61,00 

57,50 

6550      53,50 

MI 

0^ 
X 

X 
X 
X 

Russische 

Goldpreise 
Rubel 

132,00    130,00 

1 

62,00     60,00 

120,00 

55,50 

123,00 

58.50 

94,00 
44,00 

89,00 
40,50 

81,50 
37,00 

78,00 
35.50 

00 

k« 

Differenz 

70,00 

70,00 

64,50 

64,50 

50,00 

48,50 

43,50 1    42,50 

■^ 

X 

X 

Rassische 

Goldpreise 
Rubel 

126,00 
58,50 

133,50     135,50 

1 

60,00 1     59,00 

133,00 

53,50 

78,00 
35.50 

76,00 
35,00 

93,50 
42.50 

80,00 
36,50 

irt 

OS 

00 

Differenz 

67,50 

73,50 

76,50 

79,50 

42,50 

41,00 

51,00 

43,50 

** 
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Tabelle  XI. 

Odessaer  Vierteljahrsdurchschnittspreise  von  Sommerweizen,  aus- 
gedrückt in  Rubeln  und  in  Gold  (Reicbsmark). 


I.  (iu,llI.(iu.III.(iu. 

1 

IV.  (iu. 

I.  (iu.   U.  Qu. 

III.  Qu.  IV.  (^u. 

^0 

00 

00 
QO 

Russische 
(toldpreise 

Rubel 
Differenz 

'            1 
iii,oo    122,50     138,00     129,00 

1                    1 

55*50    61,00     69,00     65,50 

55.50,  61,50     69,00,   63,50 

1 
127,00    127,00    152.50  j  i4s;,oo 

52,00     53.00;     63,50      66,50 

7500      74,00 !      89,00,      78.W 

X 

oo 

VO 
00 
00 

Russische 
(toldpreise 

Rubel 
Differenz 

1 

127.50  131,50    132,50 

1 

66,50    71,00     73,001 

112,00 
62.00 

50.00 

»45,50     141,50 

(                          ! 
72,00          70.50 

73,50          71,00, 

1 
132,50*  122,50 

i 
63,00      60,00 

n 

3C 

61,00    60,50;    59,50 

69,50      62,50 

00 

00_ 

00 
00 

Russische 
Goldpreise 

Rul)el 
Differenz 

1 

108,50    119,50    109.50     122,00 
60,50     69,50      64.00      60,00 

48,00      «;o,oo      45.  so      62,00 

106,50    111,00     108,00    loo.qo 

52,50    52,50     50.50     47.00 

54,00     58,50      j;7.5o      53,50 

*»  ■ 
X 

OO 

oo' 

00 
00 

»4 

Russische 
(toldpreise 

Rubel 

Differenz 

119,00    ii6,qo     11^,50 

1 
56,00;    53,50      53,50 

63,00     63,00      62,00 

120,50 

57,50 
63.00 

89,00  1    89,00 
41,50!   40,50 

47.50     48,50 

84,00 ,     78.00 
38,50      35^50 
45.50      42.50 

oo 

00 

Russische 
(i^oldpreise 

Rubel 
Differenz 

123,50    129.00     131.50 
57.501    58,00      57.50 
66,00  !     71.00        74,00 

i 

134.50 
54.50 

80,00 
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Tabelle  IXa. 

Bremer  (resp.  Danziger)  und  Odessaer  Yierteljahrsdurchschnittspreise 
Ton  Eoggen,  ausgedrückt  in  Gold  (Reichsmark). 


I.  Qu.  11,  Qu. 

in.  Qu.  IV.  Qu. 

LQu. 

n.Qu. 

in.  Qu. 

IV.  Qu. 

"0 
00 

90 

Deutsche 

Preise 
Russische 

Goldpreise 

107,50 
79,50 

106.00 
83,50 

104,50 
83,00 

100,50 
79,50 

128,00 
104,00 

131,00 
109,50 

1 

147,00.  175,00 

130.50    149.00 

1 

Differenz 

28,00;    22,50 

21,50 

21,00 

24,00 

21,50     16,50 

26,00 

tm 

00 

ao 

Deutsche 

Preise 
RuBsbche 

Goldpreise 

100,00 
79,50 

100,00 
81,00 

100,00 
83,00 

88,50 
68,00 

241,50 
141,50 

220,00 

143,50 

197,00 
"3,50 

154,00 

102,50 

t             1 
Differenz            20,50 '    19,00 

17,00      20,50 

100,00 

76,50 

83*50 

51,50 

M 

00 

ao 

00 

Deutsche 

Preise 
Russische 

Goldpreise 

89,50 
67,50 

68,00 

93,00 
65,50 

97,00 
70,00 

125,00 
99,00 

121,00 

95,50 

129,50 
95,00 

126,00 

82,50 

*•* 

Differenz           22,00 

1       ' 

27,50 

27,00 

26,00 

25,50 

34,501  43,50 

1 

oa 

90 
90 

Deutsche          ,^,  ^^ 
Preise         i  '°^'5o 

Russische       '    ^^ 

Goldpreise'    ^^»oo 

104,00 
77*50 

96,50    106,00 
71,00      83,50 

117,00 
68,50 

112,00 

69,50 

1 10,50 
65^50 

109,00 
66,00 

Differenz 

31,50!    26,50 

25,50 

22,50 

48,50     42,50 

45,00 

43,00 

4» 

1: 

00 

00 

•1 

Deutsche 

Preise 
Rassische 

Goldpreise 

117,00 
92,00 

122,00 
100,50 

114,00 
92,00 

116,00 
95,50 

8x,oo 
58,00 

83,00 
63,50 

97,50 

81,00 

86,00 

72,50 

NO" 

Differenz 

25,00 

21,50 

22,00 

20,50 

23,00 

19,50 

16,50 

13,50 

ta 

Staatsw.  Studien.    VI. 
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Tabelle  Xa. 

Danziger  nnd  rassische  Vierteljahndorchschnittspreise  (Odessa)  von 

Weizen,  ausgedrückt  in  Gold  (Reichsmark). 


I.  Qu. 

'n.Qu. 

TTT  Qu. 

■IV.  Qu. 

1 

I.  Qu. 

U.Qu. 

TTT.  Qu. 

IV.  Qu. 

90 

Deutscher 

Preis 
Rassischer 

Goldpreis 

«34,50 
118,50 

134,50 
124,00 

141,00 
133,50 

138,50 
125.50 

149,00   153,00 
133,00  137.00 

185,50    185,00 
154,00    149,00 

OB 

0 

0" 

m» 

DifTerenz 

16,00     10,50 

7,50 

13,00 

16,00 

16,00 

31.50      36.00 

Qp 

Deutscher 

Preis 
Russischer 

Goldpreis 

141,50 
128,50 

1 

»5>,5o 
136,00 

1 
151,00.  137,00 

1 
137,50'  115,50 

188,50 
146.50 

182,50 
142,00 

1 
174,00 

127,50 

146,00 
122,50 

0 

tm 

Difierenz 

i3iOo 

«5.50 

13.50      21,50 

42,00     40,50^    46,50      23,50 

N 

00 
00 

00 

00 

Deutscher 

Preis 
Rassischer 

Goldpreis 

126,00 
112,00 

125,00 

1 19,50 

1 

129,00    140,50 
117,00    122,00 

130,00 
120.00 

127,00 
108,50 

129,00    126.50 
123.50    100,50 

00 
so 

m* 

Differenz 

»4,00 1     5,50      12,00 

18,50 

10,00 

18,50 

5,50      26.00 

1 

\*i 

Deutscher 

Preis 
Russischer 

Goldpreis 

146,00 
132,00 

1 
139,50 

130,00 

136,50 
120,00 

136,50 
123,00 

126,50 
94,00 

116,50 
89,00 

100.50;    97,50 
81,50!    78.00 

19,00      19,50 

0 

Cm 

Differenz 

14,00 

9,50' 

16,50      13,50 

32,50,'   27,50 

^ 

oo 

Deutscher 

Preis 
Russischer 

Goldpreis 

137.50 

1 26,00  ; 

1 

141,00 
133,50 

140,50 
135,50 

149,50 
>  33.00 

96,00 

78.00 

1 

!               1 
99,50:   118,00     105,50 

76,00 ,     93.50      80.00 

00 
NO 

0 

^^ 

Differenz 

11,50 

7,50 

5iOo 

16,50 

18,00' 

1 

23,50 

1 

24,50  j 

25,50  j 

'^ 
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Tabelle  XIa. 

Danziger  und  russische  Vierteljahrsdurchschnittspreise  (Odessa)  von 
Sommerweizen,  ausgedrückt  in  Gold  (Reichsmark). 


1.  Qu. 

n.Qu. 

m.  Qu. 

IV.  Qu. 

I.  Qu. 

U.Qu. 

ITT.  Qu, 

IV.  Qu. 

c 

X 

Deatsche 

Preise 
Russische 

Goldpreise 

134,50 
111,00 

134,50 
122,50 

141,00 
138,00 

138,50 
129,00 

149.00 
127,00 

153,00 
127,00 

185.50 

152,50 

185,00 
145,00 

N4 

1 

»4 

Differenz 

23,50'    12,00 

3,00 

9,50 

22,00 

26,00      33,00 

40,00 

»^ 

X 

X 
X 

Deutsche 

Preise 
Rassische 

Goldpreise 

141,50 
127,50 

151,50 
131,50 

151,00 
132,50 

137,00 

112,00 

188,50 
145,50 

182,50 
141,50 

174,00 
132,50 

146,00 
122,50 

SO" 

Differenz 

14,00 

20,00 

18,50 

25,00 

43,00 

41,00 

41.50 

23,50 

M 

X 

X 

X 

Deatsche 

Preise 
Rassische 

Goldpreise 

136,00 
108,50 

125,00 
119,50 

129,00 
109,50 

140,50 
122,00 

18,50 

130,00 
106,50 

23,50 

127,00 
111,00 

129,00 
108,00 

126,50 
100,50 

26,00 

Differenz 

27,50      5,50 

19.50 

16,00 ,    21,00 

Ut 

X 

x" 

X 
X 

Deatsche 

Preise 
Russische 

Goldpreise 

146,00 
119.00 

139,50 
116,50 

136,50 
115,50 

136,50 
120,50 

126,50 
89,00 

116,50 
89,00 

100,50 
84,00 

97,50 
78,00 

00 

so" 

Differenz 

27,00     23,00 

21,00    16,00 

37,50 

27,50      16,50 

19.50 

^ 

8> 

CS 
X 
X 

Deatsche 

Preise 
Rassische 

Goldpreise 

137,50 
123,50 

141,00 
129,00 

140,50 
131.50 

149,50 
134,50 

Differenz 

14,00 

12,00 

1 

9,00 

15,00 

Die  Vergröfserung  der  Differenz  kann  hervorgerufen  werden: 

1)  dadurch,  dafs  der  Goldpreis  (d.  h.  der  in  Mark  umgerechnete 
russische  Preis)  stärker  steigt  als  der  Rubelpreis  (d.  h.  der 
in  Rubeln  ausgedrückte  russische  Preis), 

2)  indem  der  Rubelpreis  noch  stärker  sinkt  als  der  Goldpreis, 

4* 
21* 
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3)    durch  ein  Sinken  des  Rubelpreises  im  Gegensatz  zu  steigen- 
dem Goldpreise. 

Die  Verringerung  der  DiflFerenz  kann  sein  die  Folge  von: 

1)    einem  stärkeren  Sinken  des  Goldpreises  als  dem  des  Bubel- 

preises, 
ü)   einem  gröfseren  Steigen  des  Rubelpreises  als  dem  des  Gold- 

preiseSy 
3)    einem  Sinken  des  Goldpreises,   während  der  Rubelpreis  sich 

hebt. 

Zum  Zwecke  der  Feststellung ,  welche  Schwankungen  gröfser  ge- 
wesen sind,  die  des  Goldpreises  oder  die  des  Rubelpreises,  müssen 
wir  die  Zahlen  für  die  einzelnen  Vierteljahre  in  den  vorliegenden 
Tabellen  mit  den  verschiedenen,  oben  angegebenen  Möglichkeiten  ver- 
gleichen.     Dabei  zeigt  sich,    dafs  zur  Vergröfserung  der  Differenz 

führte: 

Möglichkeit  I      —  35  mal, 

Möglichkeit  U    —    4  mal, 

Möglichkeit  III  —    8  mal. 

Die  Verkleinerung  der  Differenz  bewirkte: 

Möglichkeit  I  —  47  mal, 
Möglichkeit  11  —  9  mal, 
Möglichkeit  HI  —    5  mal. 

Nehmen  wir  die  Anzahl  der  Fälle,  in  denen  eine  —  im  Ver- 
hältnis zu  der  Veränderung  des  Rubelpreises  —  gröfsere  Steigerung 
oder  ein  tieferes  Fallen  der  Goldpreise  eingetreten  ist,  so  sehen  wir, 
da(B  hier  82  mal  die  gröfseren  Preisschwankungen  auf  selten  der  Gold- 
preise waren,  während  die  stärkeren  Bewegungen  bei  den  Rubelpreisen 
nur  13  mal  und  die  Fälle  der  dritten  Möglichkeit  nur  13  mal  vor- 
kommen. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schlufs :  Die  Oscillationen  des  in  Rubeln 
ausgedrückten  Getreidepreises  sind  überwiegend  schwächere  als  die 
des  in  Gold  umgerechneten.  Da  die  letzteren  von  dem  veränderlichen 
Rubelkurse  abhängen,  so  ergiebt  sich  also,  dafs  die  in  Rubeln  aus- 
gedrückten, inländischen  Preise  eine  gewisse,  wenn  auch  nicht  voll- 
ständige, Unabhängigkeit  gegenüber  dem  Goldwert  des  Rubels  be- 
haupten, weil  sie  eben  eine  gröfsere  Stabilität  zeigen,  als  die  nach  den 
Kursen  berechneten  Preise  in  Gold. 

Stellen  wir  den  in  Gold  ausgedrückten  Odessaer  Getreidepreisen 
die  in  Deutschland  gezahlten  gegenüber,  so  sehen  wir,  dafs  Deutsch- 

410 


-^    53    — 

lands  Preise  im  aUgepnemen  in  einem  wenig  veränderlichen  Abstände 
oberhalb  der  in  Gold  umgerechneten  Preise  in  Odessa  sioh  bewegen. 

Verschiedentlich  kommen  allerdings  ganz  bedeutende  Unterschiede 
zum  Vorschein,  die  aber  wie  z.  B.  1891/92  sich  sofort  als  Folgen  von 
besonderen  Konjunkturen  ergeben.  So  war  damals  die  Preissteigerung 
in  Deutschland  noch  gröfser  als  in  Rufsland^  weil  die  durch  das 
russische  Getreideausfuhr  verbot  entstandene  Lücke,  namentlich  iUr 
Roggen,  nicht  so  bald  ausgefüllt  werden  konnte. 

Im  allgemeinen  sehen  wir  also,  dafs  die  Goldpreise  des  Getreides 
in  den  russischen  Ausfuhrplätzen  in  einem  ziemlich  festen  Verhältnis 
zü  den  deutschen  (abgesehen  vom  Zoll)  und  den  westeuropäischen 
überhaupt  bleiben,  wie  das  bei  der  heutigen  Entwickelimg  des  Waren- 
und  des  Nachrichtenverkehrs  auch  nicht  anders  zu  erwarten  ist*.  Aber 
wenn  demnach  auch  der  Bubelpreis  des  Getreides  in  Rufsland  beim 
sinkenden  Bubelkurs  meistens  mehr  oder  weniger  steigt,  so  ist  dieses 
Steigen  doch  nicht  so  stark,  um  die  Ausfuhr  zu  beeinträchtigen,  viel- 
mehr wird  diese  thatsächlich  begünstigt;  denn  die  Preiserhöhung  in 
Rubeln  bildet  für  die  Exportinteressenten,  mögen  es  nun  Händler  oder 
Produzenten  sein,  eine  Gewinnerhöhung,  weil  die  Produktions- 
kosten des  Getreides  keineswegs  mit  den  in  den  Ausfuhrplätzen 
geltenden  Preisen  und  mit  dem  Sinken  des  Rubelkurses  steigen. 

Namentlich  gilt  dies  von  den  Löhnen  der  landwirtschaftlicheil 
Arbeiter.  Das  russische  statistische  Jahrbuch  ^)  für  1890  enthält  eine 
Tabelle,  aus  der  sich  ergiebt,  dafs  sich  die  Löhne  für  Feldarbeiter 
während  der  Aussaat  und  Ernte  im  grofsen  und  ganzen  in  den  Jahren 
1883/88  nicht  geändert  haben.  Es  hat  sogar  der  Lohn  vom  Jahre 
1883—1888  im  Durchschnitt  aus  allen  60  Gouvernements  abgenommen; 
denn  während  er  1883  für  einen 

Arbeiter  mit  Pferd  —  1,28  Ebl.,  -  - 

„         ohne     „      —  0,63  Rbl., 
Arbeiterin  —  0,38  Rbl. 

betrug,  stellte  er  sich  im  Jahre  1888  entsprechend  auf: 

1,19  Rbl., 
0,61  Rbl., 
0,38  Rbl. 


')  AnnuAire  statistiqoe  de  la  Rossie  1890.    Vergl.  im  folgenden  Tabelle  XII 
nndXra. 
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und  ist  auch  ungefähr  gleich  dem  Durchschnitt  der  fünf  Jahre  1883  88^ 

der  betrug: 

1,16  Rbl., 

0,67  Rbl., 

0,36  RbL 

*  Nehmen  wir  aus  der  Zahl  der  60  GouTemements  die  sechs  der 
für  den  Ackerbau  wichtigsten  heraus,  so  kommen  wir  bei  VergleichuDg 
der  Löhne  der  einzelnen  Jahre  zu  ähnlichen  Resultaten.  Es  zeigt  sich 
nämlich,  dafs  die  Löhne  im  Jahre  1888  niedriger  sind  als  im  Jahre 
1883,  während  sie  allerdings  höher  sind  als  im  Durchschnitt  dieser 
6  Jahre. 

Den  Ausschlag  hierbei  giebt  indessen  nur  das  GrouTemement 
Cherson,  in  dem  im  Jahre  1888  eine  ganz  bedeutende  Lohnsteigenmg 
stattgefunden  hat,  was  wohl  hauptsächlich  dadurch  zu  erklären  ist 
dafs  es  unter  dem  unmittelbarsten  Einflufs  der  südlichen  Aasfohr- 
häfen  steht 

Wie  sich  seit  1888  die  Lohnverhältnisse  gestaltet  haben,  ist  zur 
Zeit  noch  nicht  konstatierbar;  eine  bedeutende  Steigerung  aber  hat 
jedenfalls  nicht  stattgefunden. 

Dafs  die  gezahlten  Löhne  in  den  einzelnen  Jahren  ganz  unab- 
hängig von  dem  Stande  des  Rubelkurses  waren,  zeigt  sich  zur  Evidenz 
bei  einem  Vergleich  dieser  beiden  Faktoren. 

Der  Durchschnittskurs  betrug  in  den  Jahren: 

1885  —  204,50 

1886  —  199,50 

1887  —  181,50 

1888  —  189,60, 

während  die  Löhne  betrugen: 


für 

einen  Arbeiter 

mit  Pferd 

ohne  Pferd 

Arbeiterin 

1885 

1,39 

0.54 

0.33 

1886 

1.08 

0,53 

0,34 

1887 

1,08 

0,53 

0,34 

1888 

1,19 

0.61 

0,38 

Die  Löhne  bleiben  also  ganz  unberührt  von  den  Schwankungen  des 
Rubelkurses :  sie  können  bei  sinkendem  Kurse  fallen  und  bei  steigendem 
Kurse  gleichfalls  steigen.    Es  kann  demnach  also  von  einem  ursäch- 
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liehen  Zasammenhang  der  beiden  Faktoren  —  Lohn  und  Bubelkars 
—  keine  Rede  sein.    (Siehe  Tabelle  XII  o.  Xm.) 


SehlaCBbemerkangen. 

Es  bleibt  nns  jetzt  nur  noch  übrig,  die  an  den  yenchiedenen 
Stellen  des  vorigen  Abschnitts  gefnndenen  Ergebnisse  zosammenzu- 
fassen. 

Damit  wäre  dann  auch  die  Beantwortung  der  Frage  zu  rer- 
binden,  inwieweit  die  sich  uns  ergebenden  Resultate,  losgelöet  tob 
Rufsland,  auch  für  die  anderen  Länder,  die  sich  in  einem  gleichen 
Währungszustande  befinden,  Bedeutung  haben. 

Zahlenreihen  sind  an  und  für  sich  totes  Material  zum  Beweise 
einer  Behauptung,  wenn  sie  nicht  mit  den  wesentlich  entscheidenden 
Thatsachen  zusammengebracht  und  daraus  erklärt  werden.  In  diesen 
Fehler,  einfach  aus  der  Gegenüberstellung  zweier  Zahlenreihen  Schlüsse 
zu  ziehen,  ohne  auf  die  besonderen  Umstände  zu  achten,  unter  welchen 
diese  entstanden,  sind  auch  diejenigen  yerfallen,  welche  auf  Grund 
der  Yergleichung  des  Rubelkursstandes  mit  dem  russischen  Gretreide- 
export  jeden  Kausalnexus  leugnen. 

Wir  haben  gezeigt,  welcher  Art  die  Gründe  sind,  die  oftmals 
den  Zusammenhang  dieser  beiden  Faktoren  derart  yerschleiem,  daüs 
er  äuTserlich  gamicht  erkennbar  ist.  —  Es  sind  drei  yerschiedene 
Möglichkeiten  yorhanden,  unter  denen  ein  Export  Rußlands  nach 
Deutschland  und  dem  übrigen  Auslande  stattfindet. 

Die  erste  ist  die,  dafs  die  Ernte  des  Auslandes  schlecht  ausge- 
fallen ist,  während  sie  in  RuTsland  gut  ist. 

Wie  werden  sich  in  diesem  Falle  die  Verhältnisse  gestalten? 

Es  wird  alles  Getreide,  welches  nicht  unbedingt  dem  inländischen 
Konsum  dienen  mufs,  yon  Händlern  aufgekauft  und  dann  zum  Eiport 
an  die  verschiedenen  Nord-  oder  Südhäfen  des  Landes  gebracht  Dort 
ist  natürlich  der  Getreidepreis  entsprechend  den  durch  die  schlechte 
Weltemte  entstandenen  erhöhten  Weltmarktpreisen  gestiegen.  Durch 
die  yergröfserte  Ausfuhr  bessert  sich  nun  die  russische  Zahlungs- 
bilanz, wodurch  wiederum  —  wenn  nicht  aufsergewöhnliche  Gründe, 
wie  Kriegsgefahr ,  grofse  Papiergeldemission ,  vorliegen,  —  das  Gold- 
agio herabgedrückt  wird. 
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Dies  würde  an  sich  eine  Erschwerung  der  Ausfuhr  bedeuten^ 
welche  aber  wieder  durch  die  vergröfserte  Nachfrage  des  Auslandes 
überwunden  wird.  Wenn  also  in  einem  solchen  Falle  Rubelkurs  und 
Ausfuhr  zu  gleicher  Zeit  steigen,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dafs  die 
Ausfuhr  nicht  noch  mehr  erleichtert  worden  wäre,  wenn  der  Kurs 
konstant  geblieben  oder  noch  gesunken  wäre. 

Die  zweite  Möglichkeit: 

Eufsland  sowohl  wie  das  Ausland  haben  gute  Ernten.  Dies  würde 
die  Handelsbilanz  Bufslands  ungünstig  beeinflussen,  denn  das  Aus- 
land wird  als  Konsument,  der  nur  wenig  braucht,  das  Angebot  an 
sich  herantreten  lassen,  da  Bufsland  mehr  besitzt,  als  es  zum  eignen 
Verbrauch  yerwenden  kann.  Es  wird  also  der  Preis  des  russischen  Ge- 
treides auf  dem  Weltmarkte  gedrückt.  Dadurch  wird  die  Handels- 
bilanz ungünstiger,  was  ein  Sinken  des  Rubels  veranlafst,  und  hier- 
durch wird  eine  relative  Erleichterung  der  Ausfuhr  bewirkt.  Der 
Verkäufer  wird  sicherlich  keinen  aussergewöhnlich  hohen  Gewinn 
dabei  machen,  aber  er  wird  sich  jetzt  durch  Freisherabsetzung 
noch  einen  Absatz  gleichsam  erzwingen  können,  den  er  sonst  sich 
hätte  nicht  verschaffen  können.  Sein  Gewinn  wird  dabei  nur  ein  nor- 
maler sein,  während  seine  nach  Gold  rechnenden  Konkurrenten  bei 
diesen  Preisen  vielleicht  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  werden,  mit 
Nntzen  auszuführen. 

Eine  dritte  Möglichkeit  ist  die,  dafs  Rufsland  eine  schlechte, 
das  Ausland  hingegen  eine  gute  Ernte  hat.  Die  Folge  davon  wird 
eine  ungünstige  Zahlungsbilanz  und  ein  Rückgang  des  Rubelkurses 
sein.  Dadurch  würde  theoretisch  allerdings  die  Ausfuhr  erleichtert 
werden.  Inwieweit  sich  aber  diese  Erleichterung  auch  in  der  Praxis 
zeigen  kann,  hängt  ganz  davon  ab,  wie  hoch  die  russischen  Preise  in- 
folge jener,  aus  den  inneren  Produktionsverhältnissen  herrührenden 
Gründen  gestiegen  sind,  und  femer  wie  tief  die  Weltmarktpreise  in- 
folge der  günstigen  Ernten  gefallen  sind. 

Jedenfalls  aber  ist  man  zu  der  Annahme  berechtigt,  dafs  die 
Ausfuhr  noch  erheblicher  verringert  hätte,  wenn  der  Rubelkurs 
nicht  gesunken  wäre.  —  In  den  letzten  Jahren  ist  der  Rubelkurs 
durch  die  Finanzpolitik  der  Regierung  fast  unveränderlich  erhalten 
worden;  dadurch  ist  aber  das  starke  Sinken  der  in  Rubel  aus- 
gedrückten russischen  G^treidepreise  begünstigt  und  dieses 
Sinken  für  den  russischen  Landwirt  besonders  empfindlich  gemacht 
worden. 

Was  das  Verhältnis  Rufslands  zu  Deutschland  betrifft,  so  kommt 
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hier  yor  allem  der  Roggen  in  Betracht,  da  ja  Deutschland  der  Haupt- 
abnehmer  für  russischen  Roggen  ist. 

Das  Sinken  des  Rubelkurses  wird  wohl  im  stände  sein,  unter 
Umständen  einen  fühlbaren  Druck  auf  die  deutschen  Roggenpreise 
auszuüben;  jedenfalls  wird  der  Einflufs  des  Kurses  entsprechend  der 
grofsen  russischen  Ausfuhr  nach  Deutschland  beim  Roggen  wesentlich 
gröfser  sein  als  beim  Weizen. 

Bei  diesem  bildet  sich  der  Preis  in  schärfster  weltwirtschaftlicher 
Konkurrenz  mit  anderen  Produktionsländem,  die  zusammen  drei  oder 
yiermal  so  viel  Weizen  auf  den  Weltmarkt  bringen  als  Rufsland.  Für 
Roggen  dagegen  ist  Deutschland  gewissermafsen  der  Weltmarkt  und 
Rufsland  der  Hauptverkäufer,  gegen  den  alle  anderen  weit  zurück- 
stehen. Jeder,  das  Konkurrieren  Rufslands  in  Roggen  erleichternde 
Umstand  mufs  daher  in  Deutschland  besonders  fühlbar  sein. 

Es  hat  sich  femer  ergeben,  dafs,  wenn  auch  die  Kaufkraft  des 
Rubels  gegen  Getreide  in  den  Ausfuhrhäfen  sich  im  ganzen  in  der- 
selben Richtung  bewegte  wie  der  Rubelkurs,  dadurch  die  Export- 
erleichterung durch  die  Unterwertigkeit  des  Rubels  nicht  etwa  auf- 
gehoben wird. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  ein  einfacher  automatischer  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Rubelpreis  des  Getreides  und  dem  Rubelkuis 
absolut  nicht  vorhanden  ist,  dafs  hier  eben  wieder  die  Weltmarktver- 
hältnisse und  die  Produktionsbedingungen  mitwirken. 

Wenn  aber  auch  wirklich  der  Rubelpreis  des  Getreides  immer 
genau  im  Verhältnis  des  Sinkens  des  Rubelkurses  stiege,  so  würden 
die  russischen  Ezportinteressenten  dabei  erst  recht  einen  Vorteil  vor 
ihren  nach  Gold  rechnenden  Konkurrenten  haben. 

Würden  sich  die  Produktionskosten,  zu  denen  in  erster  Reihe 
die  Löhne  gehören,  im  gleichen  Verhältnis  gehoben  haben,  wie  der 
Rubelkurs  gesunken  ist,  so  würden  sich  allerdings  diese  beiden  ent- 
gegengesetzten Wirkungen  gegenseitig  aufheben  und  damit  auch  die 
Exportbegünstigung  der  russischen  Interessenten. 

Dem  ist  aber,  wie  wir  an  der  Hand  der  statistischen  Tabellen 
gezeigt  haben,  nicht  so.  Weit  entfernt  von  irgend  einer  Gleichmäfsig- 
keit  in  der  Veränderung  der  beiden  Faktoren  —  Rubelkurs  und  Lohn- 
höhe —  hat  sich  vielmehr  gezeigt,  dafs  die  Löhne  gerade  in  der 
Periode  der  stärksten  Entwertung  des  Rubels  keineswegs  gestiegen  sind. 

Ob  nun  der  Vorteil  in  die  Tasche  des  Landwirts  fallt  oder  in 
die  der  verschiedenen  Zwischenhändler  oder  überhaupt  erst  dem  eigent- 
lichen Exporteur  zu  Gute  kommt,  ist  eine  weitere  Frage^  die  an  der 
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reinen  Thatsache,  dafs  eine  geringe  Exporterleichterung  und  dadurch 
ein  Exportanreiz  stattfindet,  nichts  ändert. 

Anch  ist  klar,  dafs,  wenn  die  Produktionskosten,  in  Rubeln  aus- 
gedrückt, konstant  bleiben,  der  Vorteil  der  Exportinteressenten  um  so 
gröfser  ist,  je  mehr  der  Rubelpreis  des  Getreides  in  den  Ausfuhr- 
häfen dem  Sinken  des  Rubelkurses  entsprechend  steigt. 

Das  Gesagte  gilt  allerdings  nur  für  die  Perioden  yerhältnismäfsig 
rasch  Torübergehender  Schwankungen,  während  es  sich  nicht  leugnen 
lafst,  dals  z.  B.  im  Vergleich  mit  den  Preisen  des  Jahres  1875  das 
allgemeine  Preisniveau  in  Rufsland  doch  erheblich  gestiegen  ist  im 
Zusammenhang  mit  der  seit  1877  dauernden  bedeutenden  Entwertung 
des  Rubels.  Daher  sind  Behauptungen,  wie  sie  oftmals  in  der  Polemik 
auftauchen,  es  sei  der  Rubel  in  Rufsland  noch  immer  3,20  Mk.  wert, 
in  das  Gebiet  der  Fabel  zu  verweisen. 

Sicherlich  ist  aber  der  Vorteil  aus  der  unterwertigen  Valuta  nur 
auf  gewisse  Interessengruppen  beschränkt,  die  unmittelbare  Beziehungen 
zum  Ausfuhrhandel  haben.  Für  die  Volkswirtschaft  des  Landes  im 
ganzen  ist  das  Sinken  der  Valuta  schädlich  und  insbesondere  für  die 
arbeitenden  Klassen,  deren  Arbeit  international  entwertet  wird. 

Denn  es  wird  eben  von  einem  Lande  mit  sinkender  Valuta  ein 
immer  mehr  steigendes  Quantum  inländischer  Arbeit  für  ein  gleich- 
bleibendes ausländischer  ausgetauscht. 

Auf  diese  Weise  wird  es  überhaupt  noch  möglich,  dafs  stark  ver- 
schuldete Papierwährungsländer  noch  in  der  Lage  sind,  ihre  inter- 
nationalen Zahlungsverbindlichkeiten  durch  Warensendungen  zu  be- 
gleichen, und  darin  liegt  gerade  der  beste  und  allgemeinste  Beweis, 
dafs  in  der  That  eine  Ausfuhrbegünstigung  —  aber  nur  für  die  be- 
teiligten Privatinteressen  —  stattfindet. 

Das  über  die  unterwertige  Valuta  in  den  Papierwährungsländern 
Gesagte  ist  auch  anwendbar  auf  Länder,  deren  Währungsmetall  das 
Silber  ist,  jedoch  mit  dem  unterschiede,  dafs  erstere  bei  einigermafeen 
geordneten  Finanzverhältnissen,  wie  z.  B.  Rufsland,  es  stets  in  der 
Hand  haben,  die  Menge  ihrer  Zirkulatationsmittel  zu  regeln  und  da- 
durch auf  das  Goldagio  einzuwirken,  während  letztere  —  wie  z.  B. 
lodien  bis  1893  —  völlig  abhängig  sind  von  den  Schwankungen  des 
Silberpreises  auf  dem  Weltmarkte. 

Streifen  wir  noch  mit  wenigen  Worten  die  Klagen  der  Landwirte, 
die,  wie  schon  erwähnt ,  zum  gröfsten  Teile  aus  der  Unterwertigkeit 
der  Valuta  in  den  wichtigsten  Konkurrenzländem  ihren  Notstand  her- 
leiten, 
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Diese  Klagen  waren  in  Bezug  auf  RuTsland  einigennafsen ,  be- 
sonders hinsichtlich  der  Roggenpreise  berechtigt,  solange  sich  der  Kurs 
in  fortwährenden  Schwankungen  befand  —  sind  es  heute  jedoch  nicht 
nicht  mehr;  denn  wir  hatten  die  beiden  letzten  Jahre  einen  fast  kon- 
stanten Bubelkurs,  der  sich  zwischen  219  und  221  bewegte.  Erst  in 
den  letzten  Monaten  ist,  infolge  der  Einführung  einer  festen  Tarifierung 
des  Halbimperials  auf  7,50  Kreditrubel,  der  Kurs  wieder  etwas  gesunken 
auf  216 — 217,  wird  sich  aber  yoraussichtlich  auf  diesem  Stande  un- 
verändert  erhalten,  wenn  auch  der  beabsichtigte  Übergang  Eufslands 
zur  Goldwährung  noch  nicht  so  bald  verwirklicht  werden  dürfte. 

Auch  Indien  hat  unzweifelhaft  infolge  des  Sinkens  des  Silberpreises 
in  gewisser  Weise,  jedoch  nur  im  Verhältnis  seines  mäfsigen  Anteils 
(9 — 10  7o)  <Jer  Versorgung  der  Einfuhrländer  zur  Preiserniedrigung 
des  Weizens  beigetragen.  Aber  nach  der  Einstellung  der  freien  Silber- 
prägung vom  26.  Juni  1893  hat  sich  der  Kurs  der  Rupie  von  dem 
Silberpreise  losgelöst  und  ist  seit  etwa  zwei  Jahren  nicht  mehr  ge- 
sunken, sondern  um  mehrere  Prozent  gestiegen. 

Auch  Argentinien,  auf  das  sich  in  den  letzten  Jahren  mit  Be- 
sorgnis die  Augen  aller  europäischen  Landwirte  richteten,  hat  in 
seiner  Ausführungsbegünstigung  durch  die  Valuta,  soweit  sie  vor- 
handen war,  eiogebüfst;  denn  das  Goldagio  ist  seit  mehr  als  einem 
halben  Jahre  im  Sinken  begriffen  und  von  311  auf  fast  200  zurück- 
gegangen, —  eine  Bewegung,  die  auf  die  Ausfuhr  nur  erschwerend 
wirken  kann. 
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Anhang. 


Tabelle  XIV. 

Odesaaer  Honatsdorchschnittspreise  von  Weizen  und  Roggen 

(in  Kopeken  pro  Pud). 


Weizen 

Roggen 

Weizen 

Roggen 

Azima 

Ghirka 

Azima 

Ghirka 

Winter 

Sommer 

Winter 

Sommer 

Januar 

1 

_ 

"3 

116 

64,50 

Febmar 

— 

— 

— 

"3 

108 

65 

März 

— 

— 

117 

119 

65 

April 

— 

115 

103 

65 

Mai 

— 

— 

114 

109 

63 

Juni 

— 

108 

104 

60 

H4 

CO  1 

JoU 

— 

— 

— 

93 

94 

51 

'  OC 
00 

Anglist 

— 

— 

— 

96 

100 

55 

September 

— 

— 

— 

107 

103 

65 

Oktober 

98 

90 

66 

100 

95 

59 

November 

96,50 

91 

64 

104 

93 

58 

Dezember 

96 

91 

65 

103 

87 

58 

Januar 

89 

91 

63 

106 

91 

61 

Februar 

102 

100 

68 

96 

87 

57 

März 

III 

HO 

73 

95 

87 

56,50 

April 

IIO 

113 

71 

90 

88 

55 

Mai 

112 

112 

68 

91 

88 

53 

Juni 

106,50 

"5 

66 

93 

89 

55 

^4 

■  SS 

w 

m 

JuH 

103 

109 

66,50 

96 

91 

63 

$ 

August 

100 

104 

64 

100 

94 

66 

September 

109 

107 

68 

93 

97 

65 

Oktober 

HO 

106 

67 

96 

96 

67 

XoTember 

108 

III 

68 

97 

92 

67 

Dezember 

112 

III 

68 

96 

95 

75 

"~ 

Januar 

121 

117 

73 

99 

95 

74 

Februar 

125 

116,50 

74 

95 

93 

73,50 

März 

125 

116 

68 

100 

97.50 

74,50 

April 

123 

115 

71 

98,50 

95 

73,50 

Mai 

132 

126 

74 

100 

97,50 

66,50 

N 

IM 

Jani 

122 

120 

71,50 

93»50 

90 

58,50 

l  00 

BD 

H 

Juli 

116 

116 

68,50 

93,50 

92 

62 

^ 

August 

96 

97 

63 

86 

89 

61 

September 

104 

93 

55 

85 

87 

65 

Oktober 

lOI 

96 

61 

88 

85 

64 

November 

104 

99 

63 

87 

83 

68 

Dezember 

106 

102 

62 

92 

87 

76,50 
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Fortsetzung  von  Tabelle  XIV. 


1 

Weizen 

Weizen 

Azima    ' 

Winter 

Uhirka 

Sommer  • 

Roggen 

Azima       Ghirka 
Winter     Sommer 

Roggen 

Januftr 

90 

96 

75 

67.50 

66,50 

51.50 

Februar 

96 

73      • 

70 

66 

66      1 

52 

März 

97 

93 

79.50 

66 

65 

SI.50 

April 

104 

loa 

83 

67 

65.50 

52 

3Iai 

106 

105 

88 

62 

61,50 

49 

o 

Juni 

104 

106 

95 

5S 

53      ; 

45 

pa 

30 

00 

Juü 

100      1 

103 

98 

60 

54.50    1 

50 

August 

110      1 

1 

108 

HO 

54 

56 

49 

September 

127       , 

"5 

128 

60 

54 

47 

Oktober 

116,50   ' 

114 

104 

57 

44 

42 

November 

126      ' 

121 

III 

58 

48 

43 

Dezember 

114      . 

119 

130 

59 

54.50 

45 

Januar 

116 

"5.50 

120 

55 

48 

Februar 

117.50 

117 

"5 

56.50 

'        48 

31ärz 

115       1 

114 

»'5 

60 

5« 

April 

95 

105 

84 

62 

54 

^fai 

lOI 

102 

89,50 

74 

64 

0^ 

Juni 

100 

103 

90 

72,50 

63,50 

X 

QO  1 

Juli 

102 

105,50 

96 

62 

54.50 

August 

100 

101 

75 

61 

52 

September 

91 

87 

74 

57 

«;o 

Oktober 

IOC 

84 

79 

64 

48 

November 

89 

86 

82 

65 

50 

Dezember 

101,50 

88,50 

78 

68 

1     53,50 

Januar 

87 

86 

74,50 

Februar 

88 

87 

1           75.50 

März 

78 

85 

1        7« 

April 

82 

82 

70 

3Iai 

100 

83 

73 

Juni 

103 

85 

76 

QO 

Juli 

83 

80 

72 

August 

73 

77 

58 

September 

75 

75 

59,50 

Oktober 

73,50 

72 

55,50 

November 

68 

■      67,50 

51 

Dezember 

73,50 

'        65 

1 

51 
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Tabelle  XV. 

Nicolajewer  MonatsdurchscliDittspreise  von  Weizen  und  Roggen 

(in  Kopeken  pro  Pud). 


• 

Weizen 

Roggen 

Weizen 
Azima    <    Ghirka 

1 

Roggen 

Azima 

Qhirka 

Winter 

Sommer 

1 
Winter     Sommer 

Januar 

1 

84,50 

75,50 

98 

1 

III 

60 

Februar 

— 

84,50 

68,50 

.       »03 

63 

März 

97,50 

88,50 

72,50 



105 

64 

April 

99,50 

94,50 

74,50 

113 

1       "4 

64 

Mai 

99 

95,50 

78.50 

108 

III 

64 

30 

Juni 

88 

90 

75 

III 

107 

66 

00 

QO 

OO 

Juli 

lOI 

105 

98 

95 

49 

August 

107 

83 

77 

lOI 

lOI 

54,50 

September 

105 

78 

71 

93 

100 

66 

Oktober 

107 

1       ioo 

68 

107 

94 

56 

November 

;   98,50 

68,50 

lOI 

55 

Dezember 

105 

88.50 

59,50 

91 

57 

Januar 

100 

97 

60,50 

87 

58 

Februar 

120,50 

116 

1 

75 

90 

S6 

März 

103 

'  '03 

72 

93 

90 

56 

April 

— 

;      i»7 

71,50 

— 

90 

54,50 

Mai 

122,50 

III 

72,50 

89 

89 

56,50 

Juni 

— 

66 

«03 

92,50 

62 

00 

X 

M 

Juli 

102 

102,50 

65,50 

100 

96 

QO 

NO 

August 

106 

102 

68 

— 

100 

68 

September 

"3 

,     108,50 

68 

103 

96 

68 

Oktober 

108,50 

67,50 

108 

98 

71 

November 

III 

'       102 

69,50 

100,50 

92 

72.50 

Dezember 

— 

117,50 

70,50 

lOI 

91 

Januar 

115 

72,50 

94 

93 

72 

Februar 

117 

75 

96 

98 

74 

März 

123 

118         ! 

73 

95 

95 

74 

April 

116,50    ^ 

75 

106 

97 

Mai 

124 

76 

101 

99 

64 

00 

Juni 

"3 

71 

91 

92 

du 

Joli 

108 

108 

70 

93       , 

99 

64 

August 

105 

95       ' 

60 

94 

96 

62,50 

September 

lOI 

93 

54 

88 

86 

65 

Oktober 

104 

99 

76 

88 

84 

60 

November 

HO 

103 

67 

90 

95 

72 

Dezember 

108 

103 

70 

91 

86 

1 

Staatsw.  Stadien.    VI. 
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FortsetzoDg  Ton  Tabelle  XT. 


Weizen 

ilf»;:?<'t 

vi^' 

►iji»i 

Kr^ez-rc 

Aziuia 

Ghirka 

Ar:  na 

"    t-T« 

Winter 

S^^'Dimer 

W:-vr 

s  --=,*- 

Januar 

<>3 

89.50 

73 

. 

8: 

— 

Februar 

99 

88 

72.50 

— 

s- 

72,50 

März 

105 

93 

79.50 

M 

s$ 

.3 

April 

104 

107 

86 

&S 

sS 

74 

M« 

112 

lOQ 

89 

— 

90 

7^.50 

1 

Jani 
Juli 

«"5 
III 

.          "O5 

96,50 
105 

03 

/ 1 

8: 

•C  CO 

60.50 

August 

127 

118 

128 

— 

7^ 

— 

September 

128 

1:8 

— 

73 

76 

61 

Oktolier 

125 

i'8 

— 

— 

73 

58 

XoTeinl»er 

128 

1J3 

:i9 

•^ 

70 

50.50 

Dezember 

"23 

■25 

1*3 

— 

65,50 

51,50 

Januar 

J23 

^^^ 

^^■^ 

^ 

57,50 

Febmar 

— 

M7 

.i^ 

— 

61 

53 

März 

i»7 

III 

9« 

— 

70,50 

53 

Apnl 

— 

109 

93 

— 

«3 

55 

Mai 

107 

106 

— 

61 

50,50 

1 

Jani 
Juli 

94 
100 

108 
98 

61 

62.50 
61 

52,50 
50,50 

30 

4> 

AufTutt 

103 

99 

— 

— 

58,50 

47»50 

S»-pt*mV>er 

105 

85 

70 

56,50 

47,50 

Okto>»er 

108 

'»5 

83 

— 

50^50 

42,50 

Xovcm>>€r 

107 

88 

80 

64 

52.50 

44,50 

Dezember 

— 

87 

— 

61.50 

56,50 

45 

■ 
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Tabelle  XVI. 


Weizeneinfuhr  aus  Russland  nach  England  und  Deutschland  (in  100  kg). 


4< 

'km\fss7\m\m\4 

mm 

'imimm 

/# 

. . .._ 

/S 

> 

-1^ 

/e 

1 

— 

— 

' — 

y 

^ 

1 

^; 

//  . 

1 

■  ■ 

, 

-f 

\ 

—  - 

/& 

— 

t 

•  - 

/ 

9  ^ 

8 
7' 

J. 

1 

/ 

— 

6 

1 

■  \  - 

/ 

5 

— ^  y  k. 

'~> 

1 

-\ 

1 

3 

y 

1 

1 

1 

Rubelkurstf 


236 

— 1 

r 

— 

..- 

— 

^ 

, 

ML 

2 

.-. 

\ 

230 

1 

) 

8 

i 

6 

\ 

f 

i 

\ 

> 

2 

[ 

\ 

no 

\ 

\ 

s 

\ 

\ 

y 

6 

\ 

\ 

/ 

^ 

1 

V 

/ 

^ 

i 

f 

^W 

i 

\ 

/ 

8 

/ 

\ 

i 

r 

6 

— 

/ 

\ 

/ 

4 

/ 

]r 

2 

^, 

1 
1 

m 

^ 

s 

- 

-  — 

— 

— 

8 

1 

6 

\ 

4 

\ 

f 

2 

\ 

\- 

190 

\ 

8 

\ 

>' 

6 

\ 

i 

/ 

* 

\ 

r 

2 

— 

-  - 

\ 

/ 

m 

ir 

L. 

')  Vgl  Tab.  1. 
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Tabelle  XVU. 


Baaslands  Weizen-  und  Roggenauafiihr  nach  DeutKUand. 


Rubelkora. 


>)  Vgl.  S.  16  n.  17. 


Lippert  &  Co.  fO.  Pätz'gche  Bucbdr.).  Natunbarg  aS. 


Verlag  von  Bu»ta¥  Fischer  in  Jena. 

Menfi'Gr  ^^^'  ^*^^'  Beiträge   zur  Währungsfrage   in  Oesterreich- 
^ — i  Ungarn.    i892.  i  Mark  eo  Pf. 

Mötzlftr  ^^  <5astaT  KarJ,   Statistische   Untersuchungen  über   den 
'  Einfluss  der  Getreidepreise  auf  die  Brotpreise  und  dieser 

auf  die  Löhne.     1887.    Preis :  1  Mark  60  Pf. 

MÜlborffGr  ^^'  ^^^^^^^  Kapitai  und  Zins.    Die  Polemiic  zwischen 

— '  Bastiat  und  PrOUdhOn.     Mit  Einleitung  und  in  Übersetzung. 

1896.    Preis:  3  Mark  bO  Pf.  ' 

PaiSCllß  ^^^^'  ^'''  ^®''™'    Zucicerindustrie   und   Zucicerhandel   der 

'' '  Welt.     1891.    Preis:  8  Mark. 

von   SOGlhorst  ^'*  ^^™**'    Pte  Belastung  der  Grundrente  durch 

'  das    Gebäudekapital    in    der    l^andwirtschaft.      1890. 

Preis:  2  Mark. 

Der  Boggen  als  Werthmass  für  landwirthschaftl.  Berechnungen. 


188«.    Preis:  2  Mark. 
Soeben  erschien: 

Yorstcr  •'"*'"^'   Die  Grosslndustrle  eine  der  Grundlagen  nationaler 

^^^^— ^— -  Sozialpolitik.  Ein  V^ortrag  gehalten  in  der  sozial-wissenschaft- 
lichen Studenten  Vereinigung  in  Halle  a.  S.  Zweite,  umgearbeitete  Auf- 
lage.    1896.    Preis:  60  Pf. 

Leipziger  Zeitung^  Leipzig,  15.  5.  1896. 
Der  \  erlasser,  der  als  Sprecher  der  rheinischen  Industriellen  schon  mehr- 
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Einleitnng. 


Für  die  Wissenschaft  der  Nationalökonomie,  für  ihren  Zustand, 
ist  vielleicht  kein  Gebiet  in  ihr  so  bezeichnend  wie  jenes,  das  man 
gewöhnlich  die  Wertlehre  nennen  hört  Für  meinen  Teil  werde 
ich  immer  von  der  sogenannten  Wertlehre  sprechen.  So  versteht 
mich  jedermann,  und  dabei  wahre  ich  mir  doch  alle  Freiheit  künf- 
tiger Kritik.  In  Bezug  auf  dieses  Gebiet  gehe  ich  nun  von  der  Be- 
hauptung aus,  dafs  es  seiner  ganzen  Art,  seinem  Gehaben  und  Ge- 
bahren  nach  in  hohem  Grade  seltsam  sei,  zum  Verwundern  merk- 
würdig. 

Ich  weiTs  es  woh^  im  Augenblicke  stehe  ich  mit  dieser  Behaup- 
tung allein.  Denn  wer  könnte  mir  gleich  jetzt,  bevor  ich  noch  den 
Sachverhalt  darlege,  beistimmen?  Doch  nur  jene,  die  in  den  Yer- 
hältoissen,  die  hier  einspielen,  genügend  bewandert  sind;  also  die 
Fachleute.  Diese  aber  wären  vorderhand  die  letzten,  in  der  soge- 
nannten Wertlehre  etwas  besonders  Seltsames  zu  ersehen.  Und  das 
ist  auch  leicht  zu  erklären. 

Die  Umstände,  auf  die  hin  die  sogenannte  Wertlehre  seltsam 
erscheinen  darf,  sie  treffen  auch  bei  anderen,  ja  so  ziemlich  bei  allen 
Glebieten  unserer  Wissenschaft  zu.  Sonst  wäre  ohnehin  die  „Wert- 
lehre**  nicht  bezeichnend  für  den  Zustand  der  Wissenschaft,  die  in 
ihr  eines  ihrer  wichtigsten  Gebiete,  wenn  nicht  das  wichtigste  ersieht. 
In  der  firaglichen  Hinsicht  zeichnet  sich  die  sogenannte  Wertlehre 
nur  dem  Grade  nach,  nicht  aber  in  der  Art  aus.  Was  ich  also 
weiter  unten  in  seiner  Seltsamkeit  zeigen  werde,  das  ist  gleichsam 
der  Lokalton  in  unserer  Wissenschaft.  Es  ist  schon  ganz  und  gar 
mit  der  Idee  dieser   Wissenschaft  eins  geworden.    In  der  letzteren 
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wird  sich  niemand  heimisch  fühlen,  der  sich  nicht  vorher  mit  diesen 
Dingen  befreundet,  an  sie  gewöhnt  hat.  Die  Gewöhnung  aber 
stumpft  uns  gegen  das  Absonderliche  ab,  und  läfst  es  uns  nicht 
mehr  als  solches  empfinden.  Schliefslich  wundert  man  sich  eher  dar- 
über, dafs  ein  anderer  seltsam  findet,  was  uns  etwas  längst  Gre- 
wohntes  ist. 

Wegen  ihrer  Seltsamkeit  werde  ich  mich  in  der  Folge  in 
scharfer  Kritik  gegen  die  „Wertlehre"  wenden.  Thue  ich  nicht 
damit  schon  ein  Gleiches  gegenüber  anderen,  yerwandten  Gebieten, 
ja  gegenüber  unserer  Wissenschaft  überhaupt?  Nein  und  Ja.  Mit 
Willen  werde  ich  es  nach  aller  Möglichkeit  vermeiden,  die  Ergeb- 
nisse der  Untersuchung  über  andere  Gebiete  hin  zu  verallgemeinenL 
Meine  Kritik  gilt  nur  dem  erwähnten  Gebiete,  und  will  mit  ihm 
allein  abrechnen.  Ich  kann  es  aber  nicht  yerhindem,  dafs  sich  die 
Verallgemeinerungen  ganz  von  selber  nahelegen.  Gewisse  Dinge, 
wenn  sie  erst  einmal  ausgesprochen  sind,  bedürfen  gar  nicht  meiner 
Absicht,  sie  zu  verallgemeinem;  sie  werden  es  selber  besorgen« 

Um  etwas  seltsam  zu  finden,  da  handelt  es  sich  um  einen  Ein- 
druck, den  dieses  Etwas  auf  uns  macht.  Diesen  Eindruck  möchte  ich 
nun  —  in  Bezug  auf  die  sogenannte  Wertlehre  —  sowohl  jenen  zu- 
führen, die  ihn  noch  nicht  haben  können,  als  jenen,  die  ihn  nicht 
mehr  haben. 

Ich  beginne  mit  der  Annahme,  dafs  sich  ein  Aufsenstehender 
über  das  fragliche  Gebiet  informieren  wolle;  ^nächst  nur  im  allge- 
meinen und  aus  zweiter  Hand.  Der  Zufall  bringt  ihm  da  nach- 
einander zwei  Stellen  zu.  Die  eine,  und  gerade  jene  methodologischer 
Färbung,  einem  Intellekte  entsprungen,  dem  eine  mächtig  aufgeblüht« 
Richtung  in  unserer  Wissenschaft  ihre  erkenntnistheoretische  Be- 
gründung verdankt;  die  andere,  ein  knapper  Bericht,  von  einem  der 
gründlichsten  Kenner  der  Litteraturgeschichte  dieser  Gebiete  her- 
stammend : 

„Die  Lehre  vom  Wert  ist  für  die  nationalökonomische  Wissenschaft 
von  fundamentaler  Bedeutung." 

(Knies,  D.  nat.  L.  v.  W.    Tbgr.  Z.  11.  B.  S.  421.) 

„In  der  Lehre  vom  Wert  —  ist  beinahe  alles  streitig,  von  den  Be- 
nennungen angefangen.'^ 

(ZucKERKANBEL,  Z.  Th.  d.  Preises,  Leipz.  1889,  S.  10.) 

Kann  man  voraussetzen,  dafs  der  Betreffende  mit  Gleichmut 
darüber  hinwegliest?  Wird  er  finden  können,  dafs  sich  das  besonders 
schön  zusammenreimt? 
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Man  wird  mir  vorhalten,  dafs  ich  jene  beiden  Stellen  mit  offener 
Tendenz  gegeneinander  setze.  Gewifs;  aber  in  ihrem  Gegenüber 
werden  sie  doch  um  keinen  Grad  weniger  stichhaltig,  nur  um  viele 
Grade  kennzeichnender!  "übrigens  könnte  Jener  auch  auf  Stellen 
kommen,  wo  beides,  sowohl  die  Anerkenntnis  der  hohen  Wichtigkeit 
der  „Wertlehre",  als  auch  die  Klage  über  das  Übermafs  an  Streit 
nnd  Widerspruch  in  ihr,  gleich  in  einem  Atem  ausgesprochen  wird. 
Ich  greife  nur  zwei  Aussprüche  heraus    von  sehr  berufenen  Seiten: 

„Die  Lehre  vom  Wert  steht  sozusagen  im  Mittelpunkt  der  gesamten 
nationalökonomischen  Doktrin.  Fast  alle  wichtigen  und  schwierigen  Pro* 
bleme,  zumal  die  greisen  Fragen  der  Einkommensverteilung,  der  Grund- 
rente, des  Arbeitslohnes,  des  Kapitalzinses,  greifen  mit  ihren  Wurzeln  auf 
sie  zurück.  Eine  endgültige  und  streitlose  Erledigung  des  Wertproblems 
maTBte  daher  unsere  Wissenschaft  mit  einem  Huck  fast  an  allen  Funkten 
vorwärts  bringen.  Dieser  wohlerkannten  Wichtigkeit  des  Stoffes  entspricht 
die  Zahl  der  auf  seine  Aufklärung  gerichteten  Versuche.  Leider  blieb  bis 
aof  die  jüngste  Zeit  die  G-röiÜse  des  Erfolges  weit  hinter  der  der  Be* 
mähungen  zurück.  Trotz  unzähUger  Bestrebungen  war  und  blieb  die 
Lehre  Tom  Wert  eine  der  unklarsten,  verworrensten  und  strittigsten  Partien 
unserer  Wissenschaft.     Sie  ist  es  auch  noch  heute:  allein  — ." 

(v.   Böhm-Bawerk,    Grundzüge   d.  Th.    d.  w.  Güterwerts.     Hilde- 

BBAND-CoNRAD,  Jahrbücher  etc.   1886^  S.  3.) 

„Die  Wertlehre  ist  bei  dem  leitenden  Einflufs  der  Wertvorstellung 
anf  das  wirtschaftliche  Thun  und  Lassen  ganz  besonders  wichtig;  sie  ist 
aber  wissenschaftlich  noch  sehr  im  Schwanken. '^ 

(ScHÄFTLE,  Gesellschaftl.  System  d.  menschl.  W.  I.  162.) 

Unserem  Neuling  mufs  sich  da  unwillkürlich  das  Bild  eines 
^schwankenden  Fundamentes^  aufdrängen;  als  das  Bild,  unter 
welchem  er  sich  das  Gebiet,  über  das  er  Aufklärung  sucht,  nach 
dessen  Rolle  in  der  Wissenschaft  vorstellen  soll.  Er  könnte  sich 
wohl  auch  seine  Gedanken  machen  über  eine  Wissenschaft,  die 
vorderhand  gleichsam  auf  Sand  gebaut  hat;  aber  er  wird  sich  eher 
denken:  Es  mufs  wohl  so  sein. 

Das  ist  es  eben:  Der  Neuling  traut  sich  kein  Urteil  und  keine 
Einsprache  zu,  auch  wenn  er  sich  versucht  fühlt,  sich  höchlichst  zu 
verwundem.  Dem  Eingeweihten  stünde  wohl  Urteil  und  Ein- 
spruch zu;  aber  er  hat  es  inzwischen  längst  verlernt,  sich  zu 
wundem. 

Vielleicht  wirft  der  BetreflFende  nun  auch  auf  ein  anderes  Gebiet 

unserer  Wissenschaft  einen  Blick;   für  den  Zweck  eines  aufklärenden 

Vergleichs.     Da  könnte  er  in  dem  ausgezeichneten  Hauptwerke  einer 

anderen  „Lehre"  eine  ungemein  bezeichnende  Stelle  finden: 

1* 
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„Wie  BO  vieles  andere  im  Grebiete  der  Kapitalstheorie  ist  aacb  der 
Begriff  des  Kapitals  selber  ein  Zankapfel  der  Theoretiker  geworden,  und 
zwar  in  ganz  anfsergewöhnlichem  Grade.  Eine  schier  erstaunliche  Zahl 
abweichender  Deutungen  steht  hier  wider  einander  im  Felde  und  hilft  den 
Eingang  zur  Elapitalstheorie  mit  einer  der  verdriefslichsten  Kontroversen 
zu  verrammeln ,  in  die  unsere  Wissenschaft  verwickelt  werden  konnte. 
An  sich  verdriefslicb,  mufste  nämlich  die  Unsicherheit  über  den  Begriff 
des  Kapitals  in  dem  Mafse  ärgerlicher  werden,  je  mehr  das  „Kapital''  der 
modernen  Wissenschaft  zu  denken  und  zu  reden  gibt.  In  der  That,  welch' 
peinliches,  ja  fast  unbegreifliches  Mifsgeschick,  wenn  einer  Wissenschaft, 
stürmisch  angegangen  um  die  Lösung  der  grofsen  Probleme,  die  alle  Welt 
kennt  und  bespricht,  und  zwar  unter  dem  Namen  des  Kapitals  kennt  und 
bespricht,  gleichsam  von  einer  zweiten  babylonischen  Sprachverwirrung  be- 
&llen,  sich  in  ein  endloses  Ghezänke  darüber  verstrickt,  was  für  ein  Ding 
denn  eigentlich  mit  dem  Namen  Kapital  gemeint  sei !  Eine  solche  Kontro- 
verse an  einem  solchen  Orte  ist  mehr  als  eine  blofse  Verlegenheit,  sie  ist 
eine  Kalamität.  Als  solche  wird  sie  in  unserer  Wissenschaft  auch  lebhaft 
empfunden.  Fast  Jahr  für  Jahr  erscheinen  neue  Versuche,  den  strittigen 
Begriff  endlich  zu  fixieren.  Ein  durchgreifender  Erfolg  ist  ihnen  bisher 
leider  nicht  beschieden  gewesen.  Im  Oegenteil  haben  manche  von  ihnen 
nur  dazu  gedient,  dem  Kampfplatz  noch  mehr  Streiter  und  dem  Streite 
noch  mehr  Nahrung  zuzuführen.*' 

(v.  Böhm-Bawebk,  Positive  Theorie  des  Kapitals.  Insbr.  1889,  S.  29.) 

Auch  hier  also  dieselbe  Klage  —  ja  Anklage :  Eün  Gebiet  von 
hoher  Wichtigkeit,  aber  völlig  in  sich  zerfallen  und  zerfahren.  Es 
könnte  sich  da  leicht  der  Gedanke  eines  Zusammenhanges  nahelegen, 
zwischen  der  Bedeutung  eines  Sondergebietes  unserer  Wissenschaft 
und  seinem  Zustande.  Freilich  ein  Zusammenhang  befremdlicher 
Art;  je  wichtiger  nämlich  ein  solches  Gebiet,  desto  zerfahrener!  Es 
ist  auch  klar,  wie  das  eine  mit  dem  anderen  zusammenhängen  könnte. 
Yon  den  wichtigsten  Gebieten  einer  Wissenschaft  kann  man  nämlich 
voraussetzen,  dafs  sie  reger  als  die  anderen  gepflegt  werden,  und  somit 
die  meisten  Bearbeiter  finden.  Es  bedürfte  dann  nur  der  Eigenheit 
dieser  Gebiete,  dafs  alle  Bearbeitung  derselben  io  der  Thatsache 
immer  nur  auf  eine  Mehrung  der  Wirrnis  in  ihnen  hinausläuft,  — 
und  jener  Zusammenhang  wäre  uns  in  seinen  Gründen  ebenso  klar, 
als  er  seinem  Thatbestande  nach  offen  vor  unseren  Augen  liegt. 

Mit  der  sogenannten  Wertlehre  ist  es  nun  in  der  That  so  bestellt. 
Unser  Neuling  würde  die  Vermutungen,  die  wir  ihm  begründet  zu- 
denken, verwirklicht  sehen,  wenn  er  jetzt  daranginge,  die  Aufklärung 
über  diese  Dinge  sich  bei  ihnen  selber,  aus  erster  Hand  also  zu 
erholen. 
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Das  fragliche  Gebiet  gehört  unstreitig  zu  den  vielbebautesten 
unserer  Wissenschaft.  Kaum  ein  namhafter  Theoretiker ,  der  sich 
nicht  auf  ihm  versucht,  seinen  Beitrag  dazu  geleistet  hätte.  Dieser 
Beitrag  zur  „Wertlehre^  will  in  aller  Regel  die  Neubegründung  oder 
den  Ausbau  einer  sogenannten  Werttheorie  besagen.  Zwischen 
„Wertlehre^  und  „Werttheorie"  besteht  aber  nun  ein  eigentiunliches 
Verhältnis.^) 

Die  Rolle  nämlich,  welche,  im  allgemeinen  gesprochen,  die  so- 
genannte Wertlehre  in  unserer  Wissenschaft  zu  spielen  hat,  müfste 
die  einzelne  „Werttheorie''  für  sich  allein  übernehmen  und  durch- 
spielen, wenn  anders  sie  ihren  Zweck  erreichen  will.  Die  einzeUie 
„Werttheorie"  hätte  also  jeweils  für  die  ganze  „Wertlehre"  einzu'- 
treten,  und  nach  der  Ansicht  und  Überzeugung  ihres  Schöpfers  thut 
sie  es  auch.  Es  ist  dabei  gleichgültig,  in  welchem  Grade  der  einzelne 
Theoretiker  den  Inhalt  und  die  Ergebnisse  der  bereits  vorhandenen 
^Werttheorien"  bei  der  Schöpfung  seiner  eigenen  beachtet,  oder  auch 
geradezu  verwendet.  Gleichgültig  also,  in  welchem  Verhältnisse  er 
einerseits  Neues  erbringt,  andererseits  aber  dem  Alten,  der  bisherigen 
„WerÜehre"  zu  Lehen  steht:  Liegt  seine  eigene  „Werttheorie"  erst 
einmal  fertig  vor,  dann  stellt  sie  eine  in  sich  geschlossene  Einheit  dar, 
die  nach  der  Ansicht  ihres  Schöpfers  alle  vorherigen  „Werttheorien" 
entbehrlich,  alle  künftigen  überflüssig  noacht;  seiner  subjektiven  An- 
schauung gemäfs  waren  die  ersteren  ebensoviele  Umwege  der  Er- 
kenntnis, während  die  letzteren  ebensoviel  Abwegen  der  Erkenntnis 
gleichkämen.  Die  „Wertlehre"  ist  somit  ein  aus  vielen  Teilen,  den 
„Werttheorien"  zusammengesetztes  Ganze,  von  denen  schon  jeder 
einzelne   nach  der  Anschauung  seines  Schöpfers  das  Ganze  aufwiegt. 

Dem  unbeteiligten  Dritten  aber  mufs  die  sogenannte  Wertlehre 
als  ein  Gitnzes  erscheinen,  das  aus  lauter  Teilen  besteht,  die  sich 
inhaltlich  untereinander  ausschliefsen.  Denn  unter  den 
geschilderten  Umständen  liegt  es  in  der  Natur  der  sogenannten  Wert- 

^)  An  den  Namen  hängt  hier  nichts.  Es  kommt  nur  auf  den  sachlichen 
(regensatz  an,  zwischen  einem  Ganzen,  und  dem  einzelnen  Teile  unter  den  vielen 
Teilen  dieses  Ganzen.  Das  Ganze  ist  unpersönlich  wie  die  Wissenschaft  selber, 
jeder  Teil  aber  der  persönliche  Beitrag  eines  bestimmten  Theoretikers  zu  jenem 
Ganzen.  Man  spricht  zwar  auch  diesen  Teilen  gegenüber  von  „Wertlehren",  so 
2.  B.  Gbelach,  oder  dem  Ganzen  gegenüber  von  der  „Werttheorie",  oder  „Wert- 
doktrin", wie  es  z.  B.  v.  Wibsbb  thut.  Ich  folge  aber  dem  häufigsten  Sprach- 
gebrauch, wenn  mir  das  unpersönliche  G^nze,  der  Inbegriff,  als  die  sogenannte 
Wertlehre  gilt,  einer  jener  Teile  persönlichen  Charakters  aber  ein  Mit-Inbegriffenes 
also,  als  sogenannte  Werttheorie. 
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theorieD,  dafs  jede  einzelne  Ton  ihnen  Geltung  und  Anerkennung  an 
Stelle  aller  übrigen  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  und  darauf  auch 
in  aller  Zukunft  auch  ihren  Nachfolgerinnen  gegenüber  nicht  ver- 
zichtet. Es  tritt  daher  in  der  That  als  eine  unvermeidliche  Wirkung 
ein,  dafs  jeder  solche  Beitrag  zur  „Wertlehre"  die  vorhandenen  Gregen- 
sätze  in  ihr  noch  mehrt^  die  Verwirrung  steigert. 

Unser  Neuling  hätte  nun  ein  vortreffliches  Mittel  zur  Hand,  um 
sich  über  das  Absonderliche,  Eigenartige  dieser  Sachlage  klar  zu 
werden.  Bisher  hat  er  nur  über  die  Form  Einsicht  erlangt,  in 
welcher  die  sogenannte  Wertlehre  ein  Gebiet  in  der  Wissenschaft 
Torstellt;  nicht  auch  über  ihren  Inhalt.  Möge  er  doch  nun  iu 
dieser  Hinsicht  sein  Glück  versuchen.  Da  wird  er  finden,  dafs  die 
sogenannte  Wertlehre  —  so  lehrreich  sie  in  einem  anderen  Sinne  ist, 
das  will  sagen,  belehrend  über  den  Zustand  unserer  Wissenschaft,  — 
im  eigentlichen  Siime  gar  nichts  lehrt;  die  „Wertlehre*  als 
solche  nämlich,  als  das  unpersönliche  Ganze.  Und  zwar  deshalb, 
weil  sie  als  dieses  Ganze  nur  aus  lauter  Teilen  besteht,  die  sich  gerade 
inhaltlich  untereinander  ausschliefsen. 

Belehrung  im  eigentlichen  Sinne  könnte  also  unserem  NeuUuge 
nur  von  einer  der  sogenannten  Werttheorien  werden.  Die  Wahl 
bliebe  ihm  frei.  Jedoch  einer  von  ihnen  müfste  er  zuschwören;  und 
damit  hätte  er  auch  schon  allen  anderen  abgeschworen!  Soll  er  nun 
über  diese  Art,  in  der  eine  Wissenschaft  seinem  Erkenntnisdrang  be- 
gegnet, nicht  den  Kopf  schütteln?  Vielleicht  denkt  er  mit  Bitterkeit 
an  ein  Wort,  das  sich  nun,  wider  sein  besseres  Wollen  an  ihm  zu 
verwirklichen  droht: 

„Am   besten    ist's  auch  hier,   wenn  ihr  nur  Einen  hört, 

Und  auf  des  Meisters  Worte  schwört.'*  Faust.  ^) 

Ein  Zwischenwort.  Welcher  Fachmann  vnirde  nicht  in  die  hellste 
Verlegenheit  geraten,  sollte  er  jemanden  klipp  und  klar  darüber  Sede 
stehen,  was  denn  eigentlich  in  der  „Wertlehre"  gesicherter  Besitz- 
stand der  Wissenschaft  sei,  überhoben  allem  Für  und  Wider  subjek- 
tiver Anschauung!  Ich  darf  dabei  wohl  die  ungezwungene  Voraus- 
setzung machen,  dafs  jener  unbequeme  Fragesteller  von  den  kritischen 


*)  In  der  Wirklichkeit  bleibt  dem  Jünger  der  Wissenschaft  die  Qual  jener 
Wahl  in  der  Kegel  erspart  £r  fällt  wohl  dem  ersten  Lehrbache,  das  er  liest 
oder  dem  ersten  Kollegium,  das  er  hört,  zur  Beute.  Er  hat  sich  mit  der  „Wert- 
lehre*'  inhaltlich  längst  abgefunden,  ehe  ihm  die  Möglichkeit  jener  Wahl  recht 
zum  Bewufstsein  kommen  konnte. 
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Bedenklichkeiten  frei  sei,  deren  ich  mich  für  meinen  Teil  nicht  zu 
eotschlagen  weifs.  Seine  Frage  wird  also,  durchaus  gemäfs  den  An- 
schauungen, die  in  unserer  Wissenschaft  die  herkömmlichen  sind,  un- 
gefähr lauten:  „Was  steht  über  den  Wert  so  weit  fest,  dafs  man 
es  iiir  den  jetzigen  Stand  der  Wissenschaft  als  objektiv  gültig 
ansehen  dürfte?" 

Jedem  Aufsenstehenden  mufs  diese  Frage  so  natürlich,  so  be- 
rechtigt vorkommen,  dafs  er  von  dem  Fachmanne  voraussetzen  wird, 
es  sei  ihm  ein  Leichtes,  darauf  zu  antworten.  Der  Fachmann  selber 
dürfte  anderer  Meinung  sein.  Ist  es  nicht  sehr  bezeichnend,  dafs  er 
sich  die  Antwort  überhaupt  erst  zurechtlegen  mufs?  Und  sehr  müh- 
sam zurechtlegen!  Denn  erstens  mufs  er  sozusagen  seiner  eigenen 
Überzeugung  Gewalt  anthun,  wenn  er  jemanden  „über  den  Wert"  — 
wie  die  Frage  es  fordert  —  aufklären  soll,  und  dabei  doch  nicht  seine 
eigene  „Werttheorie"  entwickeln  darf;  das  letztere  würde  ja  offenbar 
dem  Sinn  der  Frage  zuwider  sein.  Zweitens  aber  könnte  er  für  den 
Zweck  der  Antwort  überhaupt  nichts  anderes  thun,  als  dafs  er  sich 
der  verschiedenen  Funkte  zu  entsinnen  sucht,  in  welchen  der  Inhalt 
seiner  eigenen  mit  dem  Inhalte  aller,  oder  doch  der  meisten  anderen 
^Werttheorien"  übereinstimmt.  Die  Antwort  wird  einmal  schon  etwas 
sehr  Gezwungenes  an  sich  haben;  es  ist  nicht  leicht,  über  etwas  zu 
reden,  soll  man  sich  dabei  von  den  eigenen  Gedanken  über  dieses 
Etwas  wegdenken.  Die  Antwort  dürfte  auch  recht  karg  ausfallen ; 
oder  liefsen  sich  besonders  viele  solcher  Punkte  der  allgemeinen  Über- 
einstimmung aufzählen?  Die  Antwort  wird  schliefslich  auch  ziemlich 
fadenscheiniger  Natur  sein;  denn  ob  jene  Übereinstimmung  im  ein- 
zelnen Falle  eine  wirkliche  und  stichhaltige  sei,  das  könnte  doch  erst 
eine  sehr  eindringliche  Kritik  feststellen.  Näher  kann  ich  hier  darauf 
nicht  eingehen.  Es  war  mir  nur  um  ein  Streiflicht  zu  thun,  und  das 
leuchtet  auch  so  noch  hell  genug. 

Ich  lasse  jetzt  alle  Annahmen  fallen,  und  spreche  frei  zur  Sache. 
Diese  Annahmen  haben  mir  geholfen,  eine  Behauptung  zu  recht- 
fertigen, die  anfänglich  .wohl  kaum  viel  Zustimmung  gefunden  hat. 
Jetzt  wird  es  mir  vielleicht  eher  zugegeben  werden,  dafs  man  gewisse 
Dinge,  Zustände  nämlich  der  sogenannten  Wertlehre,  seltsam  finden 
kann.  Dinge,  an  denen  sonst  in  der  Wissenschaft  achtlos  imd  arglos 
vorübergegangen  wird. 

Inzwischen  ist  aber  meine  Darlegung  bis  zu  einem  Funkt  ge- 
diehen, wo  der  Inhalt  jener  Behauptung  geradezu  die  Gestalt  einer 
gebieterischen  Forderung  annimmt.     Von  den  Dingen,  die  sich  nun* 
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mehr  der  Erörterang  nahelegen,  gilt  in  der  That,  dafs  man  sie  aeU- 
sam  finden  mnfs.  Deshalb  einfach,  weil  sonst  die  Möglichkeit  einer 
dauernden  Schädigung  unserer  Wissenschaft  bestehen  bliebe. 

Sobald  in  der  ^Wertlehre^  Ton  ihrer  Zerfieihrenheit  die  Bede  ist, 
geschieht  es  zwar  meistens  im  Tone  des  Bedauerns,  der  Klage.  Aher 
diese  Klagen  sind  zu  stumpf,  um  sehr  eindringlich  zu  sein,  um  auf- 
rüttelnd zu  wirken.  Die  HoShungsseligkeit  hat  ihnen  die  Spitze  ab- 
gebrochen. Denn  immer  klingen  sie  in  einer  Hoffnung  aus,  ja  geradezu 
in  der  Verheifsung,  dafs  es  nun  sicher  bald  besser  werden  soll.  So 
meint  auch  ▼.  Böhm-Bawebk  in  der  unmittelbaren  Fortsetzung  jener 
früher  angeführten  Stelle: 

f, —  aUein  wenn  mich  nicht  alles  täuscht,  so  ist  ein  endgfilttgar  Um- 
schwung zum  Besseren  nahe.'' 

Woran  knüpft  sich  nun  diese  Hoffnung?  Sie  knüpft  sich  — an 
eine  „Werttheorie^ !  Das  gilt  Ton  der  Meinung  des  einzelnen  Theo- 
retikers, wie  Ton  der  allgemeinen:  Die  Erlösung  aus  der  chaotischen 
Wirrnis,  iii  der  sie  schmachtet,  erhofft  die  „Wertlehre'*  Ton  dem 
Siege  einer  der  vorhandenen  oder  erst  künftigen  „Werttheorien**. 

Vom  Standpunkte  des  einzelnen  Theoretikers  ist  diese  Hoffnung 
sehr  begreiflich;  indem  er  nämlich  dabei  immer  seine  eigene  „Wert- 
theorie^' im  Auge  hat.  Noch  ist  keine  „Werttheorie^^  au%etretou 
bei  der  nicht  diese  Hoffiiung  Gevatter  stund.  Denn  wie  der  Schöpfer 
einer  solchen  „Werttheorie^'  im  Grundsatze  so  denkt,  dafs  sie  allein 
die  ganze  „Wertlehre^  aufwiege,  die  vorhergegangenen  unter  Ihres- 
gleichen entbehrlich,  die  kommenden  überflüssig  mache,  so  hofft  er 
eben,  dafs  es  auch  in  der  Thatsache  so  käme;  dafs  vor  der  ebenen 
die  Vertreter  der  früheren  „Werttheorien**  verstummten  und  keine 
weiteren  aufkämen. 

Für  die  Allgemeinheit  liegen  aber  die  Dinge  doch  wesentlich 
anders.  Der  klägliche  Zustand  der  „Wertlehre**,  ihre  Zerfahrenheit 
und  schwebende  Unentschiedenheit  wurzelt  ja  gerade  in  dem 
dauernden  Nebeneinander  dieser  „Werttheorien**,  von  denen  jede  ein- 
zelne dauernd  den  Anspruch  auf  alleinige  Geltung  und  Anerken- 
nung erhebt,  an  Stelle  aller  übrigen  und  ihnen  zum  Trotz.  Nun 
sollte  sich  dieser  Zustand  in  der  Weise  beheben,  dafs  auf  einmal 
doch  eine  dieser  „Werttheorien*'  dorten  siegt,  wo  sie  alle  bisher  fehl- 
geschlagen haben :  In  eben  jenem  Ansprüche  auf  alleinige  und  damit 
auf  allgemeine  Geltung  und  Anerkennung.  Man  möchte  glauben,  es 
wäre  dies  nur  möglich,  wenn  eine  der  „Werttheorien**  zufallig  allein 
zurückbliebe,   die  Vertreter  der  bisherigen  ausstürben,  und  die  künf- 
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tigeo  gegen  alle  Erwartung  ausblieben.  Und  doch  harrt  ^  selbst  in 
der  Allgemeinheit,  die  ^^Wertlehre^'  immerzu  dieser  Botschaft 
des  Heils. 

Das  allein  ist  recht  seltsam.  Es  kann  nur  noch  seltsamer  er- 
scheinen, wenn  man  den  Widerspruch  stärker  hervorhebt,  in  welchen 
sich  hierbei  die  allgemeiDe  Anschauung  in  der  ,,Wertlehre''  zur  Er* 
fahrung  setzt.  Man  kann  ruhig  sagen,  jener  unwürdige  Zustand  der 
yyWertlehre^'  ist  nicht  viel  älter  als  die  Hofihung,  dafs  er  sich  auf 
dem  Wege  beheben  läfst,  den  man  gleichsam  für  den  natürlichen 
hält;  durch  den  endliehen  Sieg  einer  ,,Werttheorie^^  Soviel  „Wert- 
theorien^'  in  ihrem  unentschiedenen  Kampfe  gegeneinander 
stehen  geblieben  sind,  soviel  betrogene  Hoffnungen!  Es  hat  sich  diese 
Hoffnung  —  für  die  subjektive  Anschauung  eines  einzelnen  Theo* 
retikers  —  manchmal  bis  auf  einen  hohen  Grad  der  Sicherheit  hin- 
anfgewagt.  Lange  vor  unseren  Tagen  hat  J.  S.  Mill  das  stolze 
Wort  gesprochen: 

yyHappily,  there  is  nothing  in  the  laws  of  Yalue,  which  remains  for 
the  present  or  any  fiiture  writer  to  dear  up;  the  iheory  of  the  subject 
is  complete.'* 

(Principles,  Bk.  m.  Ch.  I.) 

Nun,  wenn  es  einer  subjektiven  Ansicht  von  solcher  felsenharten 
Entschiedenheit  widerfahren  mufste,  von  der  Nachzeit  imd  in  einer 
solch'  krassen  Weise  berichtigt  zu  werden,  wie  es  hier  geschehen, 
was  haben  da  die  Aussichten  einer  zitternden  Hoffnung  zu  besagen, 
<lie  sich  in  der  gleichen  Richtung  bewegt! 

Es  hat  dieser  Hoffnung  auch  nie  gefruchtet,  wenn  der  Schöpfer 
einer  neuen  „Werttheorie^'  im  besonderen  die  Absicht  verfolgt  hatte, 

—  und  seiner  subjektiven  Überzeugung  nach  wohl  auch  verwirklicht, 

—  zwischen  vorhandenen  Gegensätzen  zu  vermitteln,  auf  dem  Wege 
des  Ausgleichs  also  der  guten  Sache  einer  Einigung  in  der  „Wert- 
lehre^'  zu  dienen.  Denn  es  sind  diese  Absichten  regelmäfsig  verkannt, 
jene  Hoffnung  ist  also  auch  so  immer  wieder  getäuscht  worden.  Mit 
jedem  Versuche,  ihm  zu  steuern,  ist  das  Übel  nur  noch  gewachsen. 
Es  war  der  Optimismus  eines  Bastiat  danach  angethan,  seine 
,,Werttheorie''  mit  den  hoffnungsseligen  Worten  zu  empfehlen: 

„Ainsi  les  Economistes  de  toutes  nuances  devront  se  tenir  pour 
8ati8£uts.<< 

(Harmonies  6conomiques,  p.  158.) 

Den  Gefallen  haben  sie  ihm  nicht  gethan.  Die  einzige  „Har- 
monie^',  die  auch  dieser  Friedensstifter  unter  den  Streitenden  hervor- 
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gebracht,  war  die,  dafs  sie  sich  einen  Augenblick  alle  vereinten, 
über  ihn  herzufallen. 

Wenn  aber  in  der  „Wertlehre"  eine  gedeihliche  Änderung  ihres 
Zustandes  so  sicher  erwartet  wird,  als  ob  dies  rein  nur  eine  Frage 
der  Zeit  sei,  so  legt  man  sich  zugleich  auch  über  diese  Erwartung 
nicht  die  mindeste  Rechenschaft  ab.  Da  wird  nichts  erörtert  und 
nichts  erwogen,  nichts  geprüft  und  nichts  bezweifelt,  es  nimmt  yiel- 
mehr  die  allgemeine  Anschauung  in  der  „Wertlehre"  diese  Erwartung 
in  sich  auf,  ohne  es  sich  selber  auch  nur  bewufst  zu  werden.  Es 
ist  daher  Yon  der  Artung  eines  blinden  Glaubens,  wenn  die 
„Wertlehre",  aller  Erfahrung  zum  Trotz,  ihren  trostlosen  Zustand 
als  einen  vorübergehenden  ansieht.  Und  das  ist  es  auch,  was 
man  seltsam  finden  mufs. 

Thut  man  es  nicht,  nimmt  man  diese  hoffnungsselige  Erwartung 
uneotwegt  ruhig  hin,  als  etwas,  was  nichts  zu  staunen  und  nichts  zu 
denken  giebt,  dann  trottet  eben  die  „Wertlehre"  blindlings  den  Weg 
weiter,  von  dem  man  nur  weiijs,  daüs  es  der  alte  sei  und  vielbegangene, 
von  dem  aber  niemand  weifs,  ob  es  der  rechte  sei.  Ob  es  nicht  ein 
Irrweg  sei,  der  die  Forschung  in  der  „Wertlehre"  nur  fortwährend 
im  Kreise,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  an  der  Nase  herumführt,  und 
der  es  verschuldet,  wenn  das  Erkenntnisstreben,  das  sich  in  der 
„Wertlehre"  zu  bethätigen  sucht,  in  eine  trostlose  Wirbelbewegung 
hineingerissen  wird,  die  gar  keinen  eigentlichen  Fortschritt  kennt, 
geschweige  ein  gedeihliches  Ende. 

Ganz  anders  aber,  wenn  man  sich  herbeiläfst,  diese  Dinge  selt- 
sam zu  finden.  Wenn  also  das  Denken  stutzig  wird  und  innehält, 
um  nachsinnend  über  diesen  Dingen  zu  verweilen.  Dann  richten  sich 
wie  von  selber  Fragen  auf,  an  die  sonst  niemand  denken  würde,  und 
die  trotzdem  nach  ihrer  Antwort  lechzen. 

Zu  einer  Frage  würde  wohl  zunächst  die  Anschauung  umkippen, 
dafs  es  eine  „Werttheorie"  sei,  was  der  „Wertlehre"  zum  Heil  ge- 
reichen soll.  Aber  man  wird  leicht  gewahr,  dafs  sich  da  erst  eine 
viel  weitergehende  Frage  vorschiebt.  Die  Frage,  die  jenen  blinden 
Glauben  gutmachen  will,  und  lautet:  Ist  der  Zustand  der  „Wert- 
lehre", wie  sie  ist,  ein  dauernd  notwendiger,  oder  läfst  er 
sich  beheben? 

Ob  er  ein  dauernd  notwendiger  sei.  Darüber  wird  nämlich 
kein  Zweifel  bestehen,  dafs  unter  den  gegebenen,  unter  den  Umständen, 
die  bisher  obwalteten,  der  Zustand  der  „Wertlehre"  ein  notwendiger 
sei.      Hier   die    Ursachen   aufdecken,   würde   schon   dem   Nachweise 
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gleichkommen,  dafs  es  sich  so  und  nicht  anders  gestalten  mufste. 
Das  liegt  ja  im  Wesen  der  ursächlichen  Erklärung.  Jedoch  erklären, 
weshalb  etwas  so  gekommen  ist,  und  damit  unter  Einem  beweisen, 
dafs  es  nur  so  und  nicht  anders  kommen  konnte,  das  heifst  noch 
keineswegs  beweisen,  dafs  es  auch  in  aller  Zukunft  so  bleiben  mufs. 
In  dieser  Hinsicht  ist  der  Beweis  oder  auch  der  Gegenbeweis  erst 
noch  zu  erbringen.  Und  gerade  dahin  richtet  sich  die  Spitze  unserer 
Frage. 

Diese  Frage  berührt  es  daher  auch  gar  nicht,  wenn  hier  und  da 
versucht  wurde,  den  Zustand  der  „Wertlehre"  ursächlich  zu  erklären. 
Mittelbar  hat  dies  A.  Lobia  gethan  („La  teoria  del  valore",  siehe 
darüber  das  Referat  von  Dietzel,  Tübgr.  Zschft.  1882),  indem  er 
der  geschichtlichen  Entwicklung  der  „Wertlehre"  erklärend  folgt. 
Er  übertreibt  jedoch  die  richtige  Anschauung,  dafs  alle  Erkenntnis 
unter  der  Bedungenschaft  von  Zeit  und  Ort  steht,  wenn  er  im  Geiste 
seiner  Erklärung  in  der  „Wertlehre",  wie  sie  ist,  nur  eine  Bethäti- 
gung  des  Satzes  erblickt:  „Jeder  historischen  Epoche  entspricht  mit 
Notwendigkeit  eine  ganz  bestimmte  Werttheorie"  S.  65.  Sicher  wird 
niemand  bestreiten  wollen,  dafs  viel  Gegensatz  der  Meinungen,  yiel 
Verschiedenheit  der  Ansichten  innerhalb  der  sogenannten  Wertlehre 
sich  herleite  aus  dem  Wechsel  der  zeitlich-örtlichen  Bedingungen, 
unter  denen  die  einzelnen  „Beiträge"  erfolgen.  Aber  wohin  mit  den 
Widersprächen,  —  um  nur  dies  zu  erwähnen,  —  die  zwischen  den 
^Werttheorien"  selbst  von  Zeit-  und  Volksgenossen  sehr  oft  in  der 
auffälligsten  Weise  klaffen?  Sie  müfsten  unter  jenem  Gesichtspunkte 
nnerklärt  bleiben.  Im  Sinne  Lobia's  läfst  sich  über  den  Zustand 
der  „Wertlehre"  keineswegs  das  letzte  Wort  sprechen. 

Einen  unmittelbaren  und  dabei  einen  überraschend  tiefen  Ein- 
blick in  die  fraglichen  Verhältnisse  hat  F.  J.  Neumann  durch 
seine  wiederholten  Untersuchungen  eröffnet,  deren  Ergebnisse  be- 
sonders klar  in  seinen  „Grundlagen  der  Volkswirtschaftslehre"  (Tü- 
bingen 1889)  dargelegt  sind.^) 

Nur  spricht  Neümann  nicht  ausdrücklich  von  der  „Wertlehre", 
sondern  im  allgemeinen  Bezug  auf  verwandte  Gebiete.  Auf  seine 
Ansichten  werde  ich  erst  in  späterer  Folge  zurückkommen;  übrigens 
hört  auch  die   vorliegende  Untersuchung  nicht  auf,   in   einem  stillen 


*)  Auch  im  ScHÖNBEROschen  Handbuch,  Abh.  IV,  „Wirth.  Grundbegriffe". 
Frühere  Aufsätze:  „Zur  Revision  der  Grundbegriffe",  Tübrgr.  Z.  f.  St.  W.  25 
osd  28,  ,.Uber  die  Gestaltung  des  Preises",  ebd.  36. 
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Bezug  zu  jenen  gehaltvollen  Ausführungen  Neühakk's  zu  bleiben. 
NsuMAi^N  streift  geradezu  den  Kern  unserer  Frage  selber,  wenn 
er  die  Erkenntnis  auf  solchen  Gebieten,  wie  es  die  ,, Wertlehre"  ist, 
Ton  der  Gefahr  „dauernder  Unsicherheit"  bedroht  sieht,  und  dies 
auch  begründet  (p.  1  a.  a.  0.)- ') 

Allein,  er  nimmt  doch  keinen  rechten  Anstofs  daran.  Er  be- 
ruhigt sich  förmlich  über  diese  merkwürdigen  Dinge,  indem  er  ihre 
Erklärung  versucht.  So  kommt  es,  dafs  er  im  eigentlichen  Sinne 
unsere  Frage  gar  nicht  aufwirft,  gar  nicht  daran  denkt,  sie  au&u- 
werfen;  obwohl  man  sagen  könnte,  dafs  er  sie  im  uneigentlichen 
Sinne  beantwortet,  indem  er  jene  „Gefahr"  begründet.  Es  reichen 
deshalb  selbst  diese  Ausführungen  Neumann's  nicht  wesentlich  über 
den  Punkt  hinaus,  bei  welchem  die  folgende  Untersuchung  überhaupt 
erst  einsetzen  wird. 

Sehr  bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Tragweite,  die 
Neumakn  seinen  Erwägungen  zugesteht.  Die  Folgerungen,  die  er 
aus  seiner  Einsicht  in  das,  was  da  ist,  auf  jenes  zieht,  was  da  sein 
soll,  erscheinen  zwar  durchaus  originell.  Insbesondere  seine  eigen- 
artige Meinung  darüber,  wie  sich  die  Forschung  auf  solchen  Gebieten 
das  „Interesse  der  Wissenschaft"  zur  Richtschnur  nehmen  soll.  Aber 
trotzdem  bewegen  sich  diese  Folgerungen  durchaus  im  Rahmen  der 
herkömmlichen  Anschauungen.  Beweis  dessen,  dafs  sich  in  ihrem 
Geiste  die  „Wertlehre"  auch  in  der  Zukunft  nach  „Werttheorien" 
weiterentwickeln  würde,  wenn  auch  die  letzteren  unter  neuen  Gesichts- 
punkten erstehen  müfsten. 

Thatsächlich  sind  auch  „Werttheorien"  angetreten,  ftir  die 
Neumann  Schule  gemacht  hat.  Ich  erinnere  an  Jul.  Wolff 
(Z.  Lehre  v.  W.  Tübgr.  Zschft.  1886).  Im  besonderen  aber  hat  ein 
jüngerer  Forscher,  Otto  Gerlaoh,  die  Anschauungen,  die  von 
Neumann  mehr  im  allgemeinen  entwickelt  wurden,  auf  dem  Gebiete 
der  „Wertlehre"  zu  verwirklichen  gesucht.  Seine  ungemein  scharf- 
sinnige  Schrift  „Über  die  Bedingungen  wirtschaftlicher  Thätigkeit" 
(in  den  „Staatswissenschaftlichen  Studien"  hgg.  v.  Elster,  Jena,  1890) 
erschöpft  sich  im  Ganzen  darin,  nach  den  Ideen  Neumanns  einer 
selbständigen  „Werttheorie"  vorzuarbeiten.  Geblach  führt  diese 
„Vorarbeit"   in   einem   sehr  freien   Geiste    durch,   und   einem  über- 


^)  Es  fallt  dabei  sehr  ins  Gewicht ,  dafs  sich  Nsükann  dem  trostlosen  Zu- 
stand gerade  der  „Wertlehre''  keineswegs  verschliefst  und  sein  Urteil  darüber 
schlagend  in  das  eine  Wort  kleidet:  Ein  Chaos! 
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raschenden  Abschlüsse  zu.  Darin  klingt  sie  nämlich  aus,  dafs  sie 
die  Aufgabe,  die  ihr  gestellt  war,  nach  einer  scharfen  Kritik  so  gut 
wie  zurückweist! 

Wer  die  Art  und  Weise  wohl  beachtet,  in  der  O.  Geblach  die 
Ideen  Neühann's  bethätigt,  der  mnfs  ihm  die  Anerkennung  zollen, 
er  habe  als  Erster  die  „Wertlehre"  von  einer  höheren  Warte  aus 
l)etiachtet,  als  von  der  Zinne  einer  bestimmteu,  eigenen  oder  angeeig- 
neten „Werttheorie".  Es  führt  sich  auf  diese  Art  und  Weise,  die 
Dinge  zu  beschauen,  zurück,  wenn  ich  die  Arbeit  O.  Geblachs  als 
diejenige  bezeichnen  darf,  welcher  die  folgende  Untersuchung  in  ihrer 
Eigenart  noch  am  nächsten  kommen  wird.  Trotzdem  giebt  sich  aber 
zwischen  beiden  ein  tiefer  Gegensatz  kund. 

Die  Absicht,  für  die  Begründung  einer  neuen  „Werttheorie"  die 
Bahn  zu  ebnen,  liegt  mir  nämlich  gänzlich  fern.  Deshalb  schlage 
ich  auch  mit  der  folgenden  Untersuchung  ganz  andere  Wege  ein. 
Wegweiser  ist  da  die  Frage,  die  uns  von  den  Seltsamkeiten  auf  dem 
Gebiete  der  sogenannten  Wertlehre  abgenötigt  wurde;  die  Frage,  ob 
der  „Wertlehre"  befremdlicher  Zustand  Aussicht  auf  Besserung  dar- 
bietet oder  im  Wesen  unbehebbar  seL 

Der  Aufwurf  dieser  Frage  erweist  nämlich  eine  hohe  grundsätz- 
liche Bedeutung.  Es  ist  da  gleichsam  eine  Grenze  überschritten 
worden.  Jenseits  dieser  Grenze  hört  die  „Wertlehre"  auf,  schlecht 
and  recht  das  Gebiet  zu  sein,  auf  dem  in  immer  erneuerter  Bemühung 
Erkenntnis  zu  erbringen  ist,  in  einer  und  derselben  Richtung,  die 
langst  Yorgezeichnet  erscheint  durch  der  Vorgänger  Arbeiten;  hört 
sie  auf,  das  Gebiet  zu  sein,  für  das  ununterbrochen  in  derselben  Art 
und  guten  Absicht  und  mit  demselben  fraglichen  Erfolg  Beitrag  um 
Beitrag  geleistet  wird,  ohne  dafs  man  sich  hierbei  über  sie  selber, 
die  „WerÜehre",  allzuviel  Gedanken  machen  würde.  Jenseits  dieser 
Grenze  handelt  es  sich  eben  um  nichts  weniger  als  um  die  Begründung 
einer  neuen,  oder  den  Ausbau  einer  alten  „Werttheorie".  Denn 
nicht  die  Erkenntnis,  die  sonst  aus  der  „Wertlehre"  heraus 
erwartet  wird,  steht  jetzt  das  Ziel,  sondern  die  Erkenntnis  über 
diese  sogenannte  Wertlehre. 

Hinter  jener  Grenze  betrachten  wir  also  die  ;,Wertlehre'^  um 
ihrer  selbst  willen;  als  ein  Gebiet  nationalökonomischer  Forschung, 
von  dessen  Leistungen  es  für  einen  guten  Teil  abhängig  ist,  ob  unsere 
Wissenschaft  ihren  Erkenntniszweck  erfüllt.  Hier  tritt  der  Fall  ein, 
dafs  die  Forschung  gezwungen  wird,  bei  sich  selber  Einkehr  zu 
halten.    Es  gilt,  dem  Forschen,   wie  es  auf  diesem  Gebiete  geübt 
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wird,  nachzuforschen,  das  Denken,  das  hier  an  der  Arbeit  ist,  für 
sich  zu  überdenken  und  darin  bis  zu  gewissen  Ruhepunkien  ausza- 
denken. 

Soll  es  daher  in  eins  gefafst  werden,  was  jenseits  der  Grenze 
liegt,  die  mit  der  Stellung  jener  Frage  schon  für  überschritten  gilt,  so 
läfst  sich  hierfür  das  Streben  namhaft  machen,  das  auch  in  der  letz- 
teren Frage  rege  ist:  Das  Streben  nach  der  Selbstbesin- 
nung  des   Forschens   auf  dem  Gebiete  der  sogenannten  Wertlehre! 

Mit  der  Erfüllung  dieses  Strebens  wird  es  sich  dann  auch  zeigen, 
ob  jenes  Forschen^  wenn  erst  sein  wahrer  Inhalt  erkannt  ist,  auch 
künftighin  in  der  Form  von  einander  gegensätzlich  ausschliefsenden 
„Werttheorien^^  erscheinen  mufs.  Dahinaus  liegen  sogar  die  letzten 
und  höchsten  Ziele  der  Selbstbesinnung.  E^  genügt  nicht,  ein 
trockenes  Ja  oder  ein  dürres  Nein  auf  die  Frage  zu  erhalten,  ob 
jene  Forschung  auf  ewig  dazu  verdammt  sei,  von  „Werttheorie"  zu 
„Werttheorie"  in  unfruchtbaren  Widersprüchen  sich  hinzuschleppen. 
Der  Wissenschaft  mufs  es  vielmehr  darum  zu  thun  sein,  für  die  For- 
schung, die  sich  innerhalb  der  sogenannten  Wertlehre  bethätigt  das 
zu  finden,  was  Kant  den  „königlichen  Weg"  nennt.  Der  Weg. 
auf  dem  diese  Forschung  dann  ohne  Rücklauf  und  Abschweifung 
stetig  vorwärts  schreiten  könnte,  mit  keinem  anderen  Wechsel  und 
keinen  anderen  Gegensätzen  in  ihren  Ergebnissen  als  jenen,  die  aller 
Erkenntnis  Bedungenschaft  durch  Zeit  und  Ort  entspringen. 

Nach  diesem  fernen,  aber  klar  erschauten  Ziele  hin  einen  ersten 
Schritt  zu  thun,  der  an  sich  geringfügig  scheinen  mag,  dem  jedoch 
höhere  Bedeutung  von  der  Nachfolge  her  überkommt,  die  erst  durch 
ihn  ermöglicht  wird,  das  macht  den  Gehalt  der  vorliegenden  Unter- 
suchung aus.  *) 


*)  Für  die  Auferweckung  jenes  Strebens,  nach  der  Selbstbesinnung  desForacheos 
auf  dem  Gebiete  der  sogenannten  Wertlehre,  dafür  können  übrigens  leicht  auch 
andere  Anlässe  thätig  sein,  die  freilich  von  einer  so  internen  Natur  sind,  dafs 
sie  sich  der  allgemeinen  Besprechung  eigentlich  entziehen.  Es  handelt  sich  da 
um  gewisse  Erfahrungen,  die  vielleicht  niemanden  erspart  bleiben,  der  im  alten 
Sinne  seinen  Beitrag  zur  ,, Wertlehre'*  leisten  wollte ;  keinem  Werttheoretiker  also. 
Was  aber  zu  erfahren  ist.  das  sind  Zustände  intellektueller  Beklemmung,  und  eio 
unbestimmter  Drang,  sich  ihnen  zu  entwinden.  Dieser  Drang  kann  sich  nämlich 
zu  dem  Streben  nach  Selbstbesinnung  abklären.  Freilich  tritt  dies  nur  dann  ein, 
sobald  man  sich  über  diese  Dinge  genügend  Rechenschaft  ablegt. 

Von  diesen  Anlässen  interner  Natur  kann  ich  aus  eigener  Erfahrung  sprecheiL 
Es  dünkt  mir  überhaupt  dem  Verständnisse  dieser  Arbeit  in  mancherlei  Hiosichi 
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forderlich,  wenn  ich  anch  den  thatsächlichen  Werdegang  derselben  in  seinen 
Ursprüngen  flüchtig  beleuchte. 

An  ihrer  Wurzel  war  eben  auch  eine  „Werttheorie"  gestanden ;  ein  ,3®itrag 
rar  Wertlehre"  im  hergebrachten  Sinne.  Was  mich  dieser  „Werttheorie"  in  der 
Folge  abwendig  gemacht  hat,  war  ebensowenig  ein  Erkennen  ihrer  Irrigkeit 
schlechthin,  als  meine  Bekehrung  zu  einer  fremden  „Werttheorie".  Ich  kann  es 
hier  noch  nicht  darlegen,  weshalb  das  eine  wie  das  andere  förmlich  von  Haus 
aas  sich  als.  unmöglich  erweist,  oder  doch  höchst  unwahrscheinlich  bedünkt. 

Es  ist  Tielmehr  ein  Stadium  vorangegangen,  bei  dem  ich  noch  als  Yer- 
leidiger  einer  eigenen,  eben  jener  totgeborenen  „Werttheorie",  —  bei  Gelegen- 
heit der  Bemühungen  nämlich,  ihre  polemische  Vertretung  gegenüber  den  vor- 
handenen „Werttheorien"  zu  instruieren,  —  za  der  nach  und  nach  hervorbrechen- 
den Erkenntnis  kam,  dafs  die  Wertforschung  nicht  genügend  über  sich  selber, 
ihr  Wesshalb  und  Wohin  im  klaren  sei. 

Je  inständiger  ich  mich  nämlich  darum  bemühte,  desto  weniger  konnte  ich 
mich  selber  davon  überzeugt  machen,  dafs  ich  dorten,  wo  ich  in  Vertretung  der 
eigenen  den  fremden  „Werttheorien"  widersprechen  mufs,  sie  auch  wider- 
legen kann.  Bei  genauerem  und  kühlerem  Besehen  fielen  mir  alle  in  dieser 
Hinsicht  mühsam  ausgetiftelten  Konstruktionen  immer  wieder  —  gleich  Seifen- 
blasen zu  einem  Tropfen  —  zu  dem  Satze  zusammen:  Hie  meine  Meinung!  — 
Hie  deine  Meinung! 

Schon  damals  bin  ich  daraufhin  angeregt  worden,  das  Studium  der  Wert- 
lehre, nun  von  einem  freieren  Standpunkte  aus,  von  neuem  au£Eunehmen.  Was 
ich  hierbei  besonders  in  ihren  polemischen  Bestandteilen  gefunden,  war  zusammen 
die  vollkommenste  Bestätigung  jener  Erfahrungen  in  eigener  Sache. 

Den  Widerspruch  herauszufühlen,  zwischen  dem  Widersprechen-Müssen  und 
Nicht-Widerlegen-Können ;  das  Unvermögen  zu  empfinden,  von  dem,  was  man 
gerade  im  Gegensatze  zur  fremden  „Werttheorie"  für  wahr  hält,  mit  zureichenden 
Gründen  sagen  zu  können,  warum  man  es  für  wahr  halten  darf;  und  von  da 
heraus  dem  Drange  zu  verfallen,  nach  einem  objektiven  Kriterium  der 
Entscheidung  —  zu  was  anderem  konnten  sich  diese  Gedankenwirbel  abklären, 
als  zu  dem  Streben  nach  einer  Selbstbesinnung  der  in  ihren  alten  Geleisen 
verfahrenen  Forschung! 

Hier  war  der  Wendepunkt;  auf  dem  Wege,  den  von  da  ab  meine  Unter- 
suchungen nehmen  mufsten,  waren  die  Ergebnisse  aufzulesen,  in  deren  Darlegung 
ich  mit  der  vorliegenden  Studie  den  Anfang  mache. 

Man  sieht,  ich  habe  mir  die  Aufgabe,  an  deren  Lösung  ich  mich  heranwage, 
nicht  in  Vorwitz  und  Anmafsung  willkürlich  gestellt;  sie  ist  mir  vielmehr  aus 
der  allmählichen  Gestaltung  der  Dinge  heraus  nach  und  nach  zwingend  er- 
wachsen. Meiner  Stellungnahme  gegenüber  der  „Wertlehre"  benimmt  aber 
wohl  der  Umstand  viel  von  ihrer  Schärfe  und  zerstreut  den  Schein  einer  Selbst- 
überhebung, der  wohl  zu  beachtende  Umstand,  dafs  ich  all  die  Fehler  und  Sünden, 
denen  die  Forschung  auf  diesem  Gebiete  verfällt,  gleichsam  am  eigenen  Leibe 
erfahren  habe,  diese  Untersuchungen  mithin  nur  einer  Selbstberichtigung  gleich- 
kommen, zu  der  ich  mich  nach  und  nach  durchgerungen. 

Und  jene  „Werttheorie"?  Wenn  ich  über  ihr  seltsam  Geschick  berichten 
soll,  mufs  ich  hier  schon  eingestehen,  dafs  meine  Kritik  schliefslich  zu  einer  sehr 
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muBtürsenden  ftosgewMhsen  ist.  Dib  Sturmflnt  des  Zweifels,  die  dum  entfesaelt 
war,  hat  mir  diese  ,, Werttheorie*'  ans  meinen  Anschaanngen  wie  spnrio«  wegf- 
geschwemmt.  Mnlste  ich  snent,  in  den  Anfängen  meiner  kritischen  Studien,  noch 
in  Willkür  sie  au  behandehi  suchen,  als  ob  sie  mir  objektiv  gegenüberstände,  lo 
war  sie,  späterhin,  langsam  und  ganz  von  selber  mir  wirklich  objektiv  geworden. 
So,  als  hätte  ein  anderer  dort  geirrt,  wo  ich  vorher  doch  mein  eigenes  Erkennen 
für  die  Wahrheit  verpfändet  glaubte. 
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I. 

Wenn  es  irgendwo  in  einem  wissenschaftlichen  Sondergebiete 
so  kraus  und  wirr  aussieht  und  so  bunt  hergeht,  wie  eben  in  der  so- 
genannten Wertlehre;  wenn  sich  die  Theoretiker  so  gar  nicht  über 
das  verständigen  und  einigen  können,  über  das  sie  unaufhörlich  reden : 
dann  empfiehlt  es  sich  doch,  auch  einmal  nach  dem  auszusehen,  über 
das  sie  nicht  reden,  trotzdem  es  von  Bezug  und  Belang  für  dieses 
Grebiet  ist.  und  zwar  deshalb  nicht  reden,  weil  es  ihnen  allen 
selbstverständlich  dünkt,  weil  man  einen  Gemeinplatz  darin 
sähe,  es  auszusprechen. 

Da  ist  der  Hebel  einzusetzen.  Man  könnte  in  der  That  sagen: 
Es  fangt  die  Selbstbesinnung  dorten  an,  wo  die  Selbstverständlich- 
keiten aufhören.  Diese  letzteren,  das  sind  ruhende  Gedanken, 
auf  denen  sich  das  eigentliche,  bewegliche  Denken  erst  aufbaut ;  Ge- 
danken also,  die  unberührt  von  dem  eigentlichen,  dem  beweglichen 
Denken  bleiben,  das  letztere  aber,  als  dessen  Grundlagen,  in  hohem 
Grade  beeinflussen.  Wenn  nun  das  Denken,  das  innerhalb  der  so- 
genannten Wertlehre  das  herkömmliche  ist,  auf  keinen  grünen 
Zweig  kommen  will,  kann  die  Schuld  daran  nicht  bei  jenen  Grund- 
lagen dieses  herkömmlichen  Denkens  liegen  ?  ^) 

')  Das  Denken,  das  mit  dem  Forschen  im  Bereiche  der  sogenannten  Wert- 
lehre rege  ist,  wird  viele  Gedanken  unter  sich  ruhen,  viele  seiner  Voraussetzungen 
anerörtert  lassen,  die  nicht  so  sehr  seine,  als  die  Grundlage  jeglichen  Denkens 
vorstellen.  Mit  diesen  Dingen  hat  es  die  folgende  Untersuchung  auch  nicht  im 
Bntfemtesten  zu  thun.  Sie  will  nicht  etwa  die  Grundlagen  des  Denkens  auf- 
decken ;  das  wären  Angelegenheiten  der  Wissenschaft,  Fragen  der  Wissenschafts- 
lehre. Hier  fallen  nur  die  Grundlagen  in  Betracht,  auf  denen  sich  ein  bestimmtes 
Denken  als  solches  aufbaut,  das  mit  dem  erwähnten  Forschen  rege  ist.  Darüber 
aber  lasst  sich  durchaus  im  Rahmen  unserer  Wissenschaft  verhandeln,  als  über 
eine  häusliche  Angelegenheit  der  letzteren. 

Staatsw.  Stadien.    VI.  ^^3  2 
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Diesem  Fingerzeige  wird  die  vorliegende  Untersuchung  folgen. 
Sic  wird  sich  in  erster  Linie  mit  den  Gedanken  beschäftigen,  die  auf 
das  fragliche  Gebiet  Bezug  nehmen  und  dabei  dem  herkömmlichen 
Denken  in  Selbstverständlichkeit  aneignen.  Das  sind  jene  Gedanken, 
deren  Inhalt  das  herkömmliche  Denken  unentäufserlich  in  sich  schliefst, 
mag  es  sich  nun  innerhalb  jenes  Gebietes  bethätigen,  oder  auch 
bei  Erörterungen  über  dieses  Gebiet  am  Werke  sein.  ^)  Gerade 
deshalb  aber  bleibt  der  Inhalt  dieser  Gedanken  für  sich  selber  aulser 
jeder  Erörterung.  Im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  wird 
eben  dauernd  mit  diesen  Gedanken,  niemals  über  sie  gedacht.  Es 
sind  dies  aber  die  vier  Gedanken: 

1.  Dafs  man  mit  dem  Ausdrucke  „Wertlehre''  —  ebenso  aber 
auch  mit  gleichsinnigen,  nur  weniger  gebräuchlichen  Ansdrücken 
„Wertdoktrin**,  „Werttheorie**  etc.  —  ein  selbständiges,  also  für 
sich  bestimmtes  Gebiet  nationalökonomischer  Forschung  zur 
Sprache  bringt. 

2.  Dafs  jenes  Gebiet,  als  solches,  durch  etwas  bestimmt  erscheint, 
was  ihm  gegenüber  seinen  Gegenstand  vorstellt. 

3.  Dafs  sich  die  Bestimmtheit  jenes  Gebietes  derart  auf  seinen 
Gegenstand  zurückführen  läfst,  dafs  es  von  diesem  seine  Einheit 
herleitet.  *) 

4.  Dafs  der  Gegenstand,  der  jenes  Gebiet  bestinmit,  indem  er 
es  vereinheitlicht,  durch  das  Aussprechen  des  Wortes  „Wert**  nam- 
haft gemacht  wird. 

Neues  kann  man  naturgemäfs  mit  diesen  Gedanken  in  keiner 
Weise  erfahren;  das  Überraschende  liegt  vielmehr  einzig  und  allein 
in  ihrer  Aussprache.    Denn  als  Gedanken,  deren   Inhalt  in  voQ- 


*]  In  unserer  Wissenschaft  wird  das  fragliche  Gebiet  in  einer  mannigfaclieD 
Weise  erörtert.  Man  diskutirt  seine  Aufgaben,  man  erwägt  die  Stellung,  die  es 
gegenüber  anderen  Gebieten  unserer  Wissenschaft  einnimmt,  man  erläutert  seine 
geschichtliche  Entwicklung,  man  klagt  schliefslich  über  seinen  trübseligen  Zustand 
und  verknüpft  noch  mit  ihm  jene  unverwüstlichen  Hoffnungen,  die  unter  dem 
vielen  Seltsamen  hier  wohl  das  Seltsamste  sind.  Aber  bei  allen  diesen  £rorte- 
rungen  bleiben  die  Gedanken,  welche  das  Denken  in  der  „Wertlehre"  unter  sich 
ruhen  läfst,  nicht  allein  aufser  Spiel,  es  bauen  sich  vielmehr  alle  diese  Erörte- 
rungen auf  genau  den  gleichen  Voraussetzungen  auf,  wie  jenes  Denken.  DsfSr 
wird  schon  die  unbefangene  Verwendung  des  Namens  jenes  Gebietes  („Werft- 
lehre", „Wertdoktrin^,  etc.]  zum  Kronzeugen,  in  einem  bald  au&uhellenden  Sinne. 

']  Einheit  ist  hier  nicht  etwa  im  Sinne  der  Ungeteiltheit  oder  gar  Unteilbsr- 
keit  dieses  Gebietes  zu  verstehen,  sondern  im  Sinne  des,  über  Zeit  und  Personen 
hinüber  verknüpften  Zusammenhanges  zwischen  allen  seinen  Bestandteilen. 
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bartigem  Sinne  als  selbstyerständlich  gilt  und  die  mit  dem  herkömm- 
lichen Denken  aufs  Innigste  Terwachsen  sind,  erfahren  sie  sonst  eben 
gar  keine  eigentliche  Aussprache.  Gerade  nur  in  dem  Namen  des 
Gebietes,  auf  das  sich  diese  vier  Oedanken  gemeiusam  beziehen,  ge- 
langen sie  zu  einer  ebenso  flüchtigen  als  bündigen  Aufserung.  Dieser 
Name  tritt,  wie  erwähnt,  in  mehreren  Spielarten  auf:  „Wertlehre", 
^ Wertdoktrin",  „Werttheorie"  etc.  Der  Wechsel  im  Ausdrucke  ist 
dabei  ganz  ohne  Belang.  Aber  man  könnte  nicht  in  voller  Un- 
befangenheit von  einer  „Lehre,  Doktrin,  Theorie  etc.  des  Wertes" 
sprechen  (dabei  immer  ein  und  dasselbe  meinend),  (^ne  nicht  im 
Stillen  auf  den  Komplex  jener  vier  Gedanken  Berufung  einzulegen. 
Sobald  aber,  wie  es  hier  geschieht,  diese  vier  Gedanken  in  der  be* 
stimmten  Absicht  zur  wörtlichen  AussjM'ache  kommen,  um  über  sie 
zu  erörtern,  sobald  sie  also,  im  Dienste  der  Ejritik,  ihrer  Selbstver- 
ständlichkeit entkleidet  werden,  dann  wird  jene  stillschweigende  Be* 
rufung  natürUch  hinfallig.  Dann  ist  es  auch  mit  der  Unbefangen- 
heit in  der  Verwendung  jener  Ausdrücke  vorbei.  Das  ist  der  Grund, 
wesshalb  ich  vom  Standpunkte  dieser  Untersuchung  aus  immer  nur 
Ton  der  „sogenannten  Wertlehre"  sprechen  darf,  und  ebenso  nur  von 
der  „sogenannten  Wertdoktrin  etc."  sprechen  dürfte.^) 

')  Dieser  unvermeidliche  Gegensatz  in  der  Art  und  Weise  des  Sprechens 
wird  za  einem  Hinweise  darauf,  wie  uns  das  Streben  nach  der  Selbstbesinnung 
dieses  Forschens  dazu  zwingt,  aus  dem  Rahmen  der  herkömmlichen  Anschauung 
herauszutreten.  Es  ist  damit  schon  geschehen,  dafs  wir  jene  vier  G-edanken,  für  die 
sonst  nur  yereinzelte  Worte  einstehen,  zur  eigentlichen  Aussprache  gebracht  haben. 
£s  ¥rird  in  yerstarktem  Malse  geschehen,  indem  wir  nunmehr  an  die  Erörterung 
jener  Gedanken  schreiten.  Unsere  Untersuchung  bewegt  sich  von  da  an  gleich- 
sam in  den  Souterrains  des  herkömmlichen  Denkens. 

Wenn  aber  im  Geiste  einer  Anschauung,  die  für  eine  ganze  Wissenschaft 
als  die  herkömmliche  gelten  darf,  gewisse  Dinge  als  selbstverständlich  betrachtet 
nnd  behandelt  werden,  ist  diesen  Dingen  gegenüber  überhaupt  noch  eine  Er- 
örterung zulässig? 

Es  kann  einen  ganz  verschiedenen  Grund  haben,  weshalb  wir  von  irgend 
etwas  dafürhalten,  dafs  es  sich  von  selbst  verstünde.  Entweder  haben  wir  darüber 
ein  für  allemal  ausgedacht,  oder  wir  haben  es  bisher  unterlassen,  darüber  zu 
denken.  Das  will  etwas  ganz  Verschiedenes  besagen,  und  läuft  in  der  Wirkung 
doch  auf  ein  und  dasselbe  hinaus.  Denn  in  beiden  Fällen  bleibt  das  Betreffende 
aafser  jeglicher  Erörterung;  wir  denken  mit  ihm,  ohne  doch  über  es  zu  denken. 
Dort  könnten  wir  von  einem  festen  Niederschlag  des  Evidenten  sprechen,  den 
das  eigentliche,  das  bewegliche,  flüssige  Denken  ausgeschieden  hat;  hier  aber  von 
einem  festen  Bodensatze  des  unbesehen  Hingenommenen,  von  dem  wir 
nicht  wissen,  ob  er  wirklich  unlösbar  sei,  oder  seiner  Auflösung  in  dem  eigent- 
lichen Denken  bisher  nur  entgangen  ist. 
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Wer  im  Geiste  der  herkömmliclien  Anschauung  denkt,  wer  also 
jene  yier  Gredanken  als  selbstverständliche  ansieht,  mit  ihnen  denkt 
ohne  doch  über  sie  zu  denken,  dem  mufs  gerade  deshalb  die  Ein- 
sicht notwendig  yerschlossen  bleiben,  dafs  die  Gültigkeit  dieser  seiner 
Denkungsweise  von  einer  Voraussetzung  abhängig  ist.  In- 
dem  er  so  denkt,  nimmt  er  also  unbewufst  diese  Voraussetzung 
als  Yorhanden,  ihren  Inhalt  daher  als  wahr  an. 

Nachdem  einmal  diese  vier  Gedanken  zur  Aussprache  gekommen 
sind,  steht  nun  auch  der  Weg  zu  jener  Voraussetzung  offen.  Es 
bedarf  nur  einer  einfachen  logischen  Verknüpfung  dieser  Tier  Ge- 
danken unter  sich.  Die  Gedankenbewegung,  die  in  dem  Sinne  an 
vier  Punkten  vorzeitig  innehält,  dafs  jene  Gedanken  schon  für  sich 
als  selbstverständlich  augesehen  werden,  wird  dadurch  über  diese 
Punkte  hinausgeführt  Wir  erfahren  dann,  was  in  dieser  Hinsicht 
das  Denken,  wie  es  im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  geübt 
wird,  in  letzter  Linie  in  sich  schliefsen  müfste,  sobald  es  etwas  thnn 
würde,  was  ihm  durch  jene  Selbstverständlichkeiten  allerdings  wesent- 
lich verwehrt  bleibt:  Sich  folgerichtig  durchdenken! 

Diese  Unterlassungssünde  des  herkömmlichen  Denkens,  die  von 
ihm  nicht  zufällig  begangen  wird,  die  ihm  aus  dem  erwähnten  Grunde 
im  Wesen  liegt,  suchen  wir  nun  gutzumachen.  Wir  verknüpfen  also 
jene  vier  Gedanken  nach  ihren  logischen  Voraussetzungen. 

Um  ein  Gebiet  wissenschaftlichen  Forschens  als  ein  für  sich  be- 
stimmtes anzusehen,  mufs  etwas  da  sein,  was  dieses  Gebiet  als  solches 
bestimmt.  Gilt  aber  diese  Bestimmtheit  für  selbstverständlich,  dann 
setzt  dies  voraus,  dafs  jenes  Bestimmende,  das  notwendig  vorhanden 
sein  mufs,  es  auch  ohne  jedes  Hinzuthun  seitens  der  Wissen- 
schaft sei.     Denn  jegliches  Hinzuthun  für  dieses  Bestimmende  würde 


Nichta  aber  als  ein  solcher  Bodensatz  von  anbesehen  Hingenommenen  ist 
nun  aufgerührt,  indem  jene  \'ier  Gedanken  zu  ihrer  Aussprache  gekommen  sind. 
Denn  über  sie  ist  eben  keineswegs  ein  für  allemal  ausgedacht,  es  ist  bisher  nur 
unterlassen  worden,  über  sie  zu  denken.  Da  müfste  es  sich  erst  zeigen,  ob 
dieser  Bodensatz,  gleich  einem  ausgeschiedenen  Niederschlag,  als  etwas  fernerhin 
Unlösliches  von  dem  eigentlichen,  dem  flüssigen  Denken  sich  scheidet.  Das  vdW 
sagen,  ob  wir  in  jenen  Gedanken  letzten  Wahrheiten  gegenüberstehen,  die  nicht 
blofs  alle  Erörterung  überflüssig  machen,  die  erst  gar  keine  Erörterung  mehr  zu- 
lassen. Ob  es  sich  also  bei  ihnen  um  Dinge  handelt,  die  wir  für  wahr  halten 
müfsten,  um  überhaupt  denken  zu  können. 

In  Wahrheit  ist  es  aber  ganz  anders  um  jene  Tier  Gedanken  bestellt  Ge- 
schweige, dafs  sie  jede  weitere  Erörterung  ausschliefsen,  werden  sie  sich  einer 
solchen  dringend  bedürftig  zeigen. 
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einer  Begründung  der  Bestimmtheit  jenes  G-ebietes  gleichkommen. 
Das  aber  stünde  offenbar  in  Widerspruch  damit,  wenn  die  Bestimmir 
lieit  jenes  Gebietes  als  etwas  Selbstverständliches  angesehen  wird. 

Ist  nun  im  besonderen  dieses  Bestimmende  als  der  Gregenstand 
jenes  Grebietes  gedacht,  dann  dürfte  es  kein  Gegenstand  sein,  den 
sich  die  Wissenschaft  selber  setzt.  Denn  auf  diese  Setzung 
hin  liefse  sich  wieder  die  Bestimmtheit  jenes  Gebietes,  im  Wider- 
spruche zn  der  letzteren  Selbstverständlichkeit,  begründend  zurück- 
fuhren. Es  mufs  also  ein  Gegenstand  sein,  der  irgendwie  der  Wissen- 
schaft schlechthin  vorgesetzt  erscheint 

Soll  aber  ein  Gebiet  dadurch  bestimmt  sein,  dafs  es  von  dem 
Bestimmenden  seine  Einheit  herleitet,  dann  mufs  vorher  schon  dieses 
Bestimmende,  als  Bestimmendes,  Eines  vorstellen.  Wenn  es  im 
Besonderen  in  der  Eigenschaft  des  Gegenstandes  bestimmend  ist,  dann 
mag  es  seiner  eigenen  Natur  nach  zwar  immer  noch  Eines  oder  auch 
Hehreres  sein:  Als  das  zu  Erledigende,  als  Gegenstand  muDs  es 
Eines  vorstellen;  für  jedermann  das  nämliche  Einerlei,  oder  auch 
das  nämliche  Vielerlei.  Wird  es  aber  als  selbstverständlich  angesehen, 
dafs  ein  Gebiet  durch  seinen  Gregenstand  bestimmt  erscheint,  indem 
dieser  es  vereinheitlicht,  dann  setzt  dies  voraus,  dafs  auch  die  Einheit 
des  Bestimmenden  ohne  Hinzuthun  der  Wissenschaft  vorhanden 
sei.  Denn  jegliches  Hinzuthun  dafür  würde  eine  Begründung  der  mit 
semer  Einheit  gegebenen  Bestimmtheit  jenes  Gebietes  darstellen,  der 
letzteren  Selbstverständlichkeit  also  widersprechen.  Das  Bestimmende, 
der  Gegenstand,  mufs  daher  schon  nach  dieser  Sonderheit  —  als 
solcher  für  jedermann  der  nämliche  und  selbe  zu  sein  — >  vorge- 
setzt erscheinen. 

Ein  Gleiches  gilt  schliefslich  auch  von  der  sprachlichen  Yertre- 
timg  desjenigen,  das  in  der  Eigenschaft  des  Gegenstandes  bestimmend 
üir  jenes  Gebiet  wirkt.  Wenn  es  für  selbstverständlich  gilt,  diesen 
})estimmenden  Gegenstand  namhaft  zu  machen,  indem  man  das  Wort. 
fjWeTi"  ausspricht,  dann  mufs  auch  dieser  Thatbestand  ohne  Hin- 
zuthun der  Wissenschaft  vorliegen.  Denn  wie  beim  Gegenstande 
die  Seianmg,  so  würde  hier  die  Nennung  der  Selbstverständlichkeit 
widerstreiten,  mit  der  man  auch  diesen  Thatbestand  vorhanden  sieht 
Es  mufs  daher  jener  Gegenstand  gleich  unter  dem  Sprachzeichen 
„Wert"  vorgesetzt  sein. 

Ziehen  wir  nun  den  Überschlag.  Wir  erkennen,  dafs  sich  jene 
Tier  Gedanken  nach  ein .  und  derselben,  also  gemeinsamen  und 
dabei  unentratbaren   Voraussetzung    logisch   verknüpfen  lassen. 
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Wer  also  im  Geiste  der  berkömmlichen  AnscbauiiDg  irgendwie  für  das 
Gebiet  oder  auch  über  das  Gebiet  der  sogenannten  Wertlebre  denkt, 
der  nimmt  dabei,  ebne  sieb  dessen  bewnsst  zu  werdeoi  als 
scblecbtbin  wabr  den  Inbalt  des  Gredankens  an: 

Es    sei    der    Wissensebaft    nnter   dem    Spracb- 
zeicben  ^Wert^  ein  Gegenstand  rorgesetit^  der  als  der 
Eine,    für    jedermann   nämlicbe    nnd    selbe   seiner 
Erledigung  barrt. 
In  kürzester  Fassang: 

Es  seider  Wissensebaft  unter  „Wert^  ein  Singular- 
Objekt  Torgesetzt. 
Im  Wesen  dieses  Gedankens  ist  es  belegen,  dafs  ibn  niemand 
denken  kann,  der  im  Banne  der  berkömmlicben  Anscbauung  steht. 
Denn  ee  scbliefst  das  berkömmlicbe  Denken  scbon  mit  jenen  rier 
Gedanken  ab,  die  ibm  in  Selbstrerständlicbkeit  zueignen ;  man  kränte 
ebensogut  sagen,  es  ßlngt  dorten  erst  seine  Bewegung  an.  Dieser 
Gedanke  aber  liegt  im  Jenseits  jener  Selbstverständlicbkeiten,  als 
ibre  gemeinsame,  unentratbare  Voraussetzung;  er  bleibt  daber  dem 
berkömmlicben  Denken  im  Wesen  unzugänglicb. 

Nun,  da  er  ein  erstes  Mal  zur  Ausspradie  gekommen,  kann 
dieser  Gedanke  einen  zweifacben  und  dabei  ganz  yerscbiedenen  Ein- 
druck wacbrufen.  Es  ist  einmal  scbon  möglich,  daCs  in  diesem  Ge- 
danken wieder  nur  ein  überaus  platter  Gemeinplatz  erseben  wird; 
etwas,  was  sieb  docb  ganz  und  gar  von  selber  yerstünde.  Darin 
läge  nun  für  den  Standpunkt  dieser  Untersucbung  offenbar  kein  Vor- 
wurf;  und  es  würde  dies  einfach  besagen,  daCs  die  berkönmiliehe 
Anschauung  nicht  damit  schon  an  sich  selber  irre  wird,  sobald 
man  ihr  gleichsam  einen  Spiegel  Yorbält,  sie  in  ihren  eigenen  Folge- 
rungen sich  beschauen  läfst. 

Es  ist  aber  auch  der  Gegenfall  möglich:  Die  herkömmliche  An- 
schauung könnte  in  der  That  unter  den  vorliegenden  Verbältnissen 
an  sich  selber  irre  werden.  Denn  jene  vier  Gedanken,  aus  denen  ich 
den  fraglichen  gefolgert  habe,  gelten  ja  nicht  mit  der  vollen  Befugnis 
letzter  Wahrheiten  für  selbstvei-ständlicb ;  vielmehr  nur  in  dem  faden- 
scheinigen Sinne,  dafs  sie  unbesehen  hingenommen  werden. 
Sie  sind  nur  im  Sinne  eines  bisher  unerschütterten  Glaubens  von 
der  herkömmlichen  Anschauung  getragen.  Die  letztere  aber  könnte 
jetzt  nur  zu  leicht  —  auf  plötzlich  auftauchende  Selbstzweifel  hin  — 
sich  in  zwölfter  Stunde  umbilden  wollen.  Indem  sie  sich  damit 
selber  verleugnet,  verleugnete  sie  auch  die  Folgerungen,  die  ihrer 
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bttherigen  Gestalt  gemäfs  sind.  Und  unsere  Untersuchung  könnte 
dann  zmn  mindesten  dem  Vorwurf  begegnen,  dafs  sie  offene  Thüren 
einrenne;  dafs  sie  Dinge  erst  umständlich  zu  kritisiren  sich  anschicke, 
an  die  ohnehin  niemand  glaube. 

Ich  trete  deshalb  unterweilt  den  Beweis  für  diesen  Gedanken 
an.  Es  soll  aber  nicht  etwa  bewiesen  werden,  dafs  er  von  wahrem 
Inhalte,  für  sich  ein  richtiger  sei;  seine  eigene  Gültigkeit  bleibt  viel- 
mehr noch  gänzlich  dahingestellt.  Für  den  Augenblick  ist  nur  der 
Nachweis  zu  führen,  dafs  ein  Gedanke  dieses,  und  genau  dieses  In- 
haltes in  der  That  die  Bolle  spiele,  die  ich  dem  fraglichen  Gedanken 
zugesprochen  habe:  als  die  unentratbare  Voraussetzung  für  Ge- 
danken, welche  dem  herkömmlichen  Denken  über  die  „Wertlehre'' 
als  selbstverständlich  gelten,  eine  verborgene  Grundlage  dieses 
herkömmlichen  Denkens  zu  sein.  Ob  er  für  sich  selber  nun  wahr 
oder  £Ek]j8ch  sei:  in  dieser  Hinsicht  wenigstens  erweist  sich  dieser 
Gedanke  von  thatsächlichem  Charakter  und  ist  kein  blofses  Hirn- 
gespinnst  und  nicht  aus  der  Luft  gegriffen.  Und  dafür  ist  nun  der 
Beweis  zu  erbringen. 


II. 

Den  fraglichen  Gedanken  kann  zwar  thatsächlich  niemand  hegen, 
dei  nach  herkömmlicher  Art  und  Weise  denkt.  Aber  es  ist  dieser 
Gedanke  doch  schon  in  jenen  vier  anderen  logisch  mitenthalten,  die 
als  selbstverständliche  angesehen  werden.  Als  solche  sind  die  letzteren 
dem  herkömmUchen  Denken  so  innig  verwachsen,  dafs  sich  ihnen  das 
herkömmliche  Gebahren  innerhalb  der  sogenannten  Wertlehre  völlig 
aogepafst  haben  mufs.  Nun  darf  aber  dieses  herkömmliche  Gebahren 
dann  auch  jenem  fraglichen  Gedanken  nicht  widersprechen.  Da  er- 
giebt  sich  nun  die  Probe  darauf,  ob  der  letztere  aus  richtig  Erfafstem 
richtig  gefolgert  worden  ist:  Es  mufs  der  Nachweis  gelingen,  dafs 
innerhalb  der  sogenannten  Wertlehre  ganz  allgemein  so  vorgegangen 
^nirde,  als  ob  auch  dieser  Gedanke  für  selbstverständlich  gälte. 

Dafür  kann  gelegentlich  schon  die  Yerwendungsweise  des  Aus- 
druckes „Wert"  zu  einem  unmittelbaren  Beweis  werden.  Gewisse 
Bestandteile  der  sogenannten  WerÜehre,  vom  Charakter  einzelner 
Aussagen,  bieten  hierzu  die  Gelegenheit.  Wir  sehen  jenen  Ausdruck 
in  ein  Satzgefüge  hinein  verflochten ;   wir  fragen ,  unter  welcher  Be* 
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dingoiig  allem  diesem  Satze  ein  Terständiger  Sinn  innewohnen  kann, 
und  wir  finden,  dafs  es  nur  unter  der  Bedingung  zutrifft ,  sobald  bei 
der  Verwendung  des  Ausdruckes  ,.Wert^'  jener  fragliche  Gedanke 
als  eine  stille  Voraussetzung  unterliegt. 

Dabei  muten  wir  dem  betreffenden  Aussagesubjekte  keineswegs 
zu,  dafs  es  thatsächlich  der  Verwendung  des  Ausdruckes  „Wert^' 
den  fraglichen  Gedanken  zu  gründe  lege.  Gerade  deshalb,  weil  das  her- 
kömmliche Denken  iu  jenen  vier  Selbstverständlichkeiten  befangenist, 
kann  dieser  Ausdruck  ganz  unbefangen  —  ohne  dafs  man  sich 
nämlich  die  mindeste  Rechenschaft  darüber  ablegen  würde  —  so 
verwendet  und  auch  so  aufgenommen  werden,  dafs  seiner  Verwendung 
jeuer  fragliche  Gedanke  als  eine  scheinbar  stillschweigende,  in  Wahr- 
heit unbewufste  Voraussetzung  unterliegt.  In  dieses  eigentüm- 
liche Verhältnis  erlangt  man  natürlich  erst  dann  einen  Einbilde,  so- 
bald man  jene  .Befangenheit  abgestreift  hat;  so,  wie  es  vom  Stand- 
punkte dieser  Untersuchung  aus  geschieht.  Dann  ist  man  eben  nicht 
mehr  in  der  Lage,  die  Verwendungen  des  Ausdrucks  „Wert^^  in 
vollster  Unbefangenheit  hinzunehmen.  Man  mufs  dann  erst  nach  der 
Bedingung  aussehen,  unter  welcher  einem  Satzgefüge,  das  jenen  Aus- 
druck  verwendet,  erst  ein  verständiger  Sinn  innewohnt;  und  man 
findet  dann  gelegentlich  die  erwähnte  Bedingung. 

Die  Fälle,  bei  denen  der  Ausdruck  „Wert"  so  verwendet  er- 
scheint, dafs  seine  Verwendung  in  der  erwähnten  Weise  unmittelbar 
beweiskräftig  ist,  sind  recht  häufig,  aber  weitaus  nicht  die  über- 
wiegenden. In  den  überwiegenden  Fällen  verknüpft  sich  mit  dem 
Ausdrucke  „Wert''  eine  materielle  Aussage,  in  Bezug  auf  das 
von  ihm  vertretene  Objekt  und  vom  Standpunkte  des  Aussagesubjektes 
aus  gethan.^)  Einer  solchen  Aussage,  nimmt  man  sie  für  sich  allein, 
würde  nun  offenbar  auch  dann  ein  verständiger  Sinn  innewohnen,  so- 
bald es  den  Anschauungen  des  betreffenden  Aussagesubjektes  gemäfs 
wäre,  unter  dem  Ausdrucke  „Wert"  irgend  etwas  Beliebiges 
erledigen  zu  wollen,  was  sonst  niemand  unter  diesem  Ausdrucke 
zu  erledigen  pflegt.  Diese  Zumutung  widerspricht  freilich  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen.  Wir  lernen  es  noch  kennen,  wie  sich  auch 
die  Aussagen  dieser  Art,  in  ihrer  Gesamtheit,  einem  mittelbaren,  aber 
höchst  schlagenden  Beweis  dafür  einschmiegen,  dafs  in  der  „Wertlehre'' 


^)  Es  trifft  dies  nicht  etwa  blofs  für  jene  Aussagen  zu,  die  man  herkömmlich 
„WertdefinitioneD*'  zu  nennen  pflegt;  auch  für  alle  Aussagen,  die  solche  „Wert- 
definitionen"  bald  yorbereiten,  bald  wieder  erläutern  oder  auch  sachlich  fortsetzen. 
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ganz  allgemein  so  vorgegangen  wird,  als  handelte  es  sich  wirklich  stets 
mn  den  Einen,  für  jedermann  um  den  nämlichen  Gegenstand,  der  Wissen- 
schaft unter  dem  Sprachzeichen  „Wert"  zur  Erledigung  vorgesetzt. 
Danach  müssen  wir  also  auch  den  Aussagen  dieser  Art  den  frag- 
lichen Gredanken  unterlegt  denken.  Immerhin,  greifen  wir  eine 
solche  Aussage  heraus,  so  würde  sie,  auf  sich  selber  gestellt,  nicht 
im  geringsten  beweisend  dafür  sein,  dafs  jener  fragliche  Gedanke 
richtig  erfafst  worden  ist,  als  ein  unentratbarer,  aber  gleichsam  ver- 
borgener Bestandteil  des  herkömmlichen  Denkens. 

In  diesen  Fällen  seiner  Verwendung  steht  der  Ausdruck  „Wert^ 
für  etwas  ein,  das  auf  dem  Wege  einer  materiellen  Aussage  bereits 
wirklich  erledigt  wird.  Man  könnte  sagen,  er  erscheint  in  der 
Aussage  form.  In  anderen  Fällen  aber  erscheint  der  Ausdruck 
„Wert"  —  innerhalb  der  sogenannten  Wertlehre  —  so  verwendet, 
daCs  er  nachweisbar  für  etwas  erst  zu  Erledigendes  einsteht, 
gleichsam  für  einen  abstrakt  genommenen  Gegenstand.  Sagen 
wir,  er  steht  dann  in  der  Objektform.  Die  Aussagen  aber,  inner- 
halb deren  er  in  Objektform  erscheint,  erweisen  sich  für  unsere 
Zwecke  unmittelbar  beweiskräftig.  Denn  es  wohnt  ihnen 
einsehbar  nur  dann  ein  verständiger  Sinn  inne,  sobald  der  vom  Aus- 
drucke „Wert**  vertretene  Gegenstand  als  der  Eine,  für  jeder- 
mann nämliche  gedacht  wird,  der  in  voller  Ursprünglichkeit  seiner 
wissenschaftlichen  Erledigung  harrt.  Nicht  das  Aussagesubjekt  selber 
denkt  so;  aber  seine  Befangenheit  im  herkömmlichen  Denken  führt 
das  Aussa^esubjekt  unbewufst  zu  einem  Vorgehen,  als  ob  es  so 
denken  würde ;  zu  einem  Vorgehen,  das  bei  wahrhaft  unbefangenem 
Betrachten  nur  dann  verständlich  erscheint,  sobald  man  ihm  jene 
Voraussetzung  unterschiebt.^) 

Es  ist  nach  zweierlei  Unterfällen  möglich,  von  einer  wissenschaft- 


^)  Wie  sehr  es  dem  Geiste  der  herkömmliohen  und  damit  allgemeinen  An- 
schauung gemäTs  ist,  den  Ausdruck  „Wert**  in  jener  bezeichnenden  Objektform 
za  gebraueben,  davon  kann  sich  jedermann  leicht  überzeugen.  Es  genügt ,  nach 
den  Gedanken  zu  greifen,  die  sich  etwa  beim  Lesen  dieser  Ausführungen  ein- 
stellen mögen. 

So  dürfte  leicht  jemand,  der  auf  eine  eigene  oder  fremde  „Werttheorie" 
eingeschworen  ist,  den  trotzigen  Hintergedanken  festhalten:  „Die  Wahrheit  über 
den  Wert  liegt  eben  doch  bei  meiner  Theorie!"  Wer  aber  mit  den  hier  yer- 
handelten  Dingen  weniger  vertraut  ist,  dem  liegt  vielleicht  dauernd  die  Frage 
nahe:  „Was  ist  denn  eigentlich  nun  der  Wert?"  Und  endlich  könnte  mir  jeder- 
mann den  Einwurf  machen  wollen :  „Irgend  etwas  mufs  der  Wert  doch  sein !" 

Ich  habe  an  dieser  Stelle  weder  jener  Behauptung   entgegenzutreten,  noch 
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liehen  Aussage  zu  behaupten,  dafs  sie  den  Ausdrack  ^Wert^  in  jener 
beweiskräftigen  Objektform  in  sich  schliefse.  Entweder  kann  man 
sich  dafür  auf  die  Stellung  berufen,  die  die  betreffende  Aussage  in 
dem  ganzen  Systeme  von  Aussagen  einnimmt,  das  sich  auf  ein  und 
dasselbe  Aussagesubjekt  zurückführen  läfst.  Oder  es  geht  jener  ver- 
borgene, theoretisch  unterschiebbare  Sinn  schon  aus  dem  offenliegenden 
Sinn  der  Aussage  ganz  von  selber  herror.  um  ihn  herauszuhören, 
dazu  bedarf  es  nur  des  Freiseins  Ton  der  Befangenheit  des  herkömm- 
lichen Denkens. 

In  der  ersteren  Hinsicht  lassen  sich  jene  Aussagen  geltend 
machen,  mit  denen  man  die  sogenannten  Werttheorien  einzuleiten 
pflegt,  die  regelrechten  Beiträge  des  einzelnen  Theoretikers  zur  „Wert- 
lehre". Da  wird  —  und  zunächst  eben  nicht  im  erledigenden  Sinoe  — 
Ton  „dem  Werte*^  wie  von  etwas  jedermann  Bekanntem  gesprochen, 
obwohl  noch  in  keiner  Weise  gesagt  wurde,  was  man  sich  denn 
eigentlich  unter  diesem  Ausdrucke  zu  denken  habe.  Das  betreffende 
Aussagesubjekt  könnte  es  unter  keinen  Umständen  für  genügend  er- 
achten, für  etwas,  was  doch  offenbar  erst  zu  erledigen  ist,  einfach 
den  Ausdruck  „Wert"  zu  setzen,  von  ihm  schlankweg  als  von  „dem 
Werte"  zu  reden,  wäre  in  ihm  auch  nur  der  leiseste  Zweifel  rege,  ob 
sich  auf  den  Ausdruck  „Wert"  hin  auch  jedere  andere  vor  eben  und 
genau  denselben  Gegenstand  gestellt  sieht,  an  den  es  in  diesem  Augen- 
blicke selber  denkt.  Wir  wissen  es,  bei  der  Befangenheit  im  her- 
kömmlichen Denken  kann  dieser  Zweifel  gar  nicht  aufkommen.  Und 
so  guckt  wirklich  an  solchen  Stellen  der  verborgene  Bestandteil  des 
herkömmlichen  Denkens  hervor.  Diese  Stellen  enthalten  eben  nur 
unter  der  Bedingung  einen  verständigen  Sinn,  dafs  man  der  Wissen- 
schaft in  der  That  unter  dem  Sprachzeichen  „Wert"  ein  Singularobjekt 
vorgesetzt  vermeint. 

In  dieser  Hinsicht  nun  einige  Beispiele: 

„Der  Wert  zeigt  die  Hetrschaft  des  Geistes  auch  im  äufseren  Güter- 
leben.  — '* 

(ScHÄPFLE,  Gesellschaft!.  System,  I.  p.  33.) 

jene  Frage  zu  beantworten,  noch  endlich  diesem  Einwiirfe  Rede  za  stehen.  Aber 
mit  allem  Nachdrucke  weise  ich  daraufhin,  dafs  es  gar  keinen  Sinn  hätte,  den 
Ausdruck  „Wert"  in  solcher  Weise  in  diesen  drei  Satzgefügen  zu  verwenden, 
würde  man  dabei  nicht  im  Stillen  voraussetzen,  es  sei  das  unter  „Werth"  zu  Er- 
ledigende als  der  Eine  und  nämliche  Gegenstand  der  Wissenschaft  voi^setzt 
Man  kann  es  gerade  solchen  ungezwungenen  Bedeweisen  am  besten  nachfühlen, 
wie  sehr  jener  Gedanke  inhaltlich  unseren  Anschauungen  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen  ist. 
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,,Offenbar  liegt  dem  Wert  ein  Yerhältnis  zwischen  einem  Objekte 
lud  den  Bedürfoissen,  Neigungen  etc.  des  Menschen ,  kurz  etwa  seinen 
..Begehrungen'^  zu  gründe.  —  Zur  Erkenntnis  der  Natur  dieses  Verhältnisses 
und  daraufhin  zum  Begriffe  des  Wertes  gelangt  man  leicht  durch  eine 
Anseinanderlegung  der  notwendigen  Stadien  einer  Gedankenreihe,  welche 
nm  Wert  fährt." 

(Juii.  Wolf,  Zur  Lehre  vom  W.  Tübgr.  Z.  42.  1886,  p.  416.) 

„Unter  den  elementaren  Erscheinungen  der  Wirtschaft  nimmt  die  des 
Wertes  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Der  Wert  beherrscht  und  leitet 
die  Beziehungen  des  Menschen  zu  der  Mannigfaltigkeit  des  Güterreiches,  und 
damit  auch  die  Beziehungen  zwischen  den  Menschen,  welche  auf  dem  Yer- 
hältmsse  zur  Güterwelt  beruhen.  Der  Wert  mufs  daher  auch  auf  dem 
Gebiete  der  kollektivistischen  Wirtschaft  in  mafsgebender  Geltung  stehen, 
and  es  drangt  sich  die  Frage  auf:  in  welcher  Form  die  ürerscheinung 
hier  auftritt." 

(E.  Sax,  Staatswirtschaft,  p.  249.) 

„Über  den  Wert  sind  bereits  praktisch  bewährte  Kenntnisse,  glaub- 
würdige Mitteilungen,  uralte,  durch  die  Zeiten  gefestigte  Überlieferungen 
da.    Wer  wäre  thöricht  genug,  sie  zu  verschmähen?" 

(v.  Wieser,  Ursprung  und  Hauptgesetze  des  w.  W.  p.  9.) 

Bei  diesen  Aussagen  ist  es  die  unbefangene  Sicherheit  mit  der 
sie  an  vorgeschobener  Stelle  auftreten;  das  macht  sie  in  der  frag- 
lichen BichtuDg  beweiskräftig.  Bei  den  anderen  Aussagen  aber  ist 
es  ihr  eigener  Gehalt.  Man  sieht  es  ihnen  auf  den  ersten  Blick  an, 
dafs  bei  ihnen  der  Ausdruck  ,yWeTt"  ein  zu  Erledigendes  ver- 
tritt, das  sich  allem  Wechsel  und  Wandel  in  seinen  mannigfachen 
Erledigungen  als  das  Ständige  entgegensetzen  läfst;  als  das 
über  Zeit  und  Personen  hinweg  verharrende  Eine:  der 
sich  selber  gleichbleibende  Gegenstand,  welcher  dem  Inhalt  des  frag- 
lichen Gedankens  nach  der  Wissenschaft  unter  „Wert"  vorge- 
setzt sei. 

Von  Aussagen,  die  in  dieser  zweiten  Art  für  den  gesuchten  Be- 
.weis  einstehen  können,  nun  einige  Beispiele: 

„Wohl  Über  keinen  Gegenstand  der  Nationalökonomie  ist  die  Litte- 
ratur  eine  so  ausgedehnte,  sind  die  Ansichten  so  verschiedene,  als  über 
den  Wert.  Aber  von  keiner  jener  Untersuchungen  kann  gesagt  werden, 
dafs  sie  grundsatzlich  die  Herrschaft  erlangt  habe:  in  unentschiedenem 
Streite  stehen  sie  einander  gegenüber,  und  es  verbleibt  für  jeden,  der  über 
diesen  grundlegenden  imd  wissenschaftlich  noch  immer  problematischen 
Begriff  der  Yolkswirtschaftslehre  zur  Klarheit  gelangen  will,  vor  allem  die 
Aufgabe :  in  einer  notgedrungenen  Auseinandersetzung  mit  den  Vorgängern 
zuzusehen,  wie  sich  deren  zum  Teil  so  scharfsinnige  Untersuchungen  in 
förderlicher  Weise  verwenden  lassen.  ^^ 

(0.  Geklach,  a.  a.  0.  p.  1.) 

453 


—     28!77— 


«''y^Zuxi&eliBt  löste  man  Schritt  für  Schritt  den  eigentlichen  Wert  von 
der'^blofsen  Nützlicheit  ab.  Die  ersten  Yersnche  in  dieser  Bichtong  waren 
allerdings  noch  wenig  glücklich.  So  war  die  Betonung,  dafs  der  Wert 
immer  in  einem  subjektiven  menschlichen  XJrteil  über  die  NOtadichkeit 
fufsen  müsse  (Stobch,  Lotz,  Fbiedländeb  n.  a.)  zwar  ganz  richtige 
aber  noch  nicht  ausreichend,  während  die  von  anderen  (z.  B.  Sodek, 
Bau,  Knies)  vertretene  Auffassung,  dafs  der  Wert  der  Gbad  der  Nütz- 
lichkeit sei,  mehr  nur  eine  dialektische  als  eine  sachliche  und  zudem  kaum 
eine  zutreffende  Unterscheidung  beider  Begriffe  bedeutete.  — "  . 

(£.  y.  Böhm-Bawebk,  Art.  „Wert^^  im    „Handwörterbuch   etc.'' 

von  GoNBAD  etc.  p.  684.) 
„Der  Gedanke,  dafs  der  Wert  seinem  Wesen  nach  in  der  Beziehung 
der  Güter  zu  den  Bedürfnissen  gelegen  sei  und  seiner  Gröfse  nach  durch 
den  Nutzen  bestimmt  werde,  welchen  die  Güter  in  Hinsicht  auf  die  Be- 
friedigung von  Bedürfnissen  gewähren,  ist  im  Gegensatze  zur  Lehre  der 
englischen  Tauschwertschule  schon  von  den  älteren  deutschen  Volkswirten 
Jacob,  Soden,  Lotz,  Hltpelanb  und  Stobch,  sowie  von  dem  französischen 
Volkswirte  Louis  Say  ausgesprochen  und  weiterhin  von  Kau,  Hebhan  — 
festgehalten  worden. ^^ 

(v.  KoMOBZYNSKI,  D.  Wert  i.  d.  isoL  Wft.  Wien  89,  p.  65.) 
„Knies  erkennt  in  dem  Werte,  gleich  wie  viele  seiner  Vorgänger  den 
Grad    der  Brauchbarkeit   eines  Gutes    für  menschliche  Zwecke,  eine  An- 
sicht, welcher  ich  jedoch  um  dessent willen  nicht  folgen  kann.  — '' 

(Mengeb  ,  Grundsätze  der  V.  W.  L.  p.  78,  Anm.) 
„Die    Grundzüge,    die    wesentlichen  Leitsätze    der  Lehre    vom  Wert 
entstammen  dem  Denken  des  Mittelalters.^^ 

(Dietzel,    Theoretische  Socialökonomik.    1.  Band,    von  Wagneb, 

Lehr-  und  Handbuch.  95,  p.  210.) 
„Die  bedeutendste  Anregung,  um  das  Wesen  des  Wertes  zu  erfassen, 
hat  meines  Erachtens  C.  Mengeb  gegeben.^^ 

(ZüCKEBKANDEL,  Z.  Th.  d.  Preises,  p.  317.) 
„ —  Besonders  auffallig  ist  die  Enge  der  Auffassung  in  der  Lehre 
vom  Werte.  Man  hat  nach  der  Ursache,  nach  dem  Ursprünge  des  Wertes 
gefragt.  Man  hat  darauf  die  Antwort  gegeben,  der  Wert  entstehe  nur 
aus  der  Arbeit,  ja  sog^r  aus  einer  besonderen  Art  von  Arbeit.  Es  wurde 
behauptet,  die  Arbeit  allein  habe  Wert,  allen  Gütern  komme  die  Qualität 
des  Wertes  nur  nach  Mafsgabe  des  Quantums  an  Arbeit  zu,  welches  zu 
ihrer  Erzeugung  notwendig  gewesen.  Nun  ringt  sich  allmählich  die  Über- 
zeugung durch,  dafs  der  Wert  nicht  nach  dem  Quantum  der  auf  das  Out 
verwendeten  Arbeit  dem  Gute  anhafte  und  es  im  Grunde  für  den  Wert 
des  Gutes  gleichgültig  sei,  ob  viel  oder  wenig  Arbeit  dazu  verwendet 
worden." 

(v.  Gäns-ludasst  ,  „Wirtschafbl.  Energie",  93,  p.  292.) 
„ —  Viel   tiefer    gehen    in  die  Wertlehre   die  Sozialisten  ein,   welche 
(Proudhon,    Karl  Marx,  Lassalle)    dem  Werte   eine  dominirende    Stellang 
für  die  Wissenschaft  anweisen!  —  Die  Ergründung  des  Wertes  ist  sogar 
die  dankbarste  Aufgabe  der  Nationalökonomie." 

(ScHÄFFLE,  GesellschafÜ.  System  L  163.) 
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„AjjS  dem  Gebiete  der  wissenschaftlichen  Forschung  über  den  Wert 
hat  sich  in  neuester  Zeit  eine  Klärung  der  Ansichten  ergeben,  welche 
als  die  Voraussetzung  für  die  endliche  Entschleierung  des  bisher  ungelösten 
Batsels  yom  Werte  anzusehen  ist.^' 

(v.  EoJkTOBZYNSKi ,  a.  a.  0.  im  Vorwort.) 

„Ich  bin  der  Meinung,  dafs  dieses  Sätsel  längst  gelöst,  —  dafs  das 
Problem  des  Wertes  seine,  zwar  in  Einzelheiten  mangelhafte,  im  grofsen 
und  ganzen  aber  befriedigende  endg^tige  und  unangreifbare  Beantwortung 
durch  Sikardo  gefunden  hat.^' 

(Dietzel  ,  D.  klass.  Werttheorie  etc.  Hild.  Gonr.  JB  90.  p.  562.) 

Wie  man  bemerkt,  können  sich  sogar  entschiedene  Widersprüche 
in  genau  der  gleichen  Form  bewegen.  Auüser  Streit  und  ohne 
Widerspruch  dürfte  übrigens  kaum  eine  unter  diesen  Aussagen  ge- 
bUeben  sein.  Einen  grundsätzlichen  Anstofs  abernimmt  niemand 
daran.  Nun  erweisen  sich  jedoch  alle  diese  Aussagen  nur  dann  von 
Sinn  und  Verstand,  sobald  man  ihnen  den  fraglichen  Gedanken  als 
eine  stille  Voraussetzung  unterschiebt.  Jede  einzelne  unter  ihnen 
wird  deshalb  zum  Beweis  dafür,  dafs  innerhalb  der  sogenannten  Wert- 
lehre wirklich  im  Einklänge  mit  dem  fraglichen  Gedanken  gedacht 
wird,  obzwar  dieser  für  sich  selber  das  Ungedachte  bleibt. 

Soweit  der  Beweis  an  der  Hand  ausdrücklicher  Belege.  Die 
schlagendste  Beweisführung  aber,  die  sich  hier  eröffnet,  bedarf  gar 
keiner  Belege.  Denn  sie  fufst  auf  einer  Thatsache  auf,  die  ohnehin 
jedermann  in  die  Augen  springen  mufs,  der  auch  nur  den  flüchtigsten 
Einblick  in  die  „Wertlehre"  thut.  Dieser  Thatsache  ist  schon  in  der 
Einleitung  Erwähnung  geschehen,  mit  dem  Hinweise  auf  ihre  seltsamen 
Folgezustände.  Es  betrifft  den  Kampf  aller  gegen  alle,  wie  er 
innerhalb  der  „Wertlehre"  vorherrscht ;  jenen  dauernden,  und  dauernd 
unentschiedenen  Kampf  ums  Alleinsein. 

Die  Erledigungen  dessen,  von  dem  man  dafür  halt,  dafs  es 
unter  „Wert"  zu  erledigen  sei,  sie  erfolgen  nämlich  je  vom  sub- 
jektiven Standpunkte  eines  Theoretikers  aus;  wobei  der  letztere, 
sofern  er  einen  selbständigen  Beitrag  zur  „Wertlehre"  liefern  will  — 
eine  „Werttheorie" !  —  nach  seiner  Weise  vonvorne  beginnen  mufs. 
Daneben  halten  aber  alle  diese  Erledigungen  unter  sich  auch  einen 
Zusammenhang  im  objektiven  Sinne  aufrecht:  Sie  stellen  sich,  ins- 
gesamt, gegeneinander  in  ausschliefsenden  Widerspruch.  Jede  von 
ihnen  will  unter  allen,  als  Ihresgleichen  angesehenen  Erledigungen 
den  Anspruch  auf  alleinige  Geltung  erheben,  und  läfst  denonach 
Yon  den  übrigen  nur  soviel  gelten,  als  —  ihren  eigenen  Anschauungen 
nach  —  ihr  selber  gemäfs  ist.    So  ist,  in  grolsen  Zügen  das  Wesent- 
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liehe  festgehalten,  das  Gebahren  beschaffen,  das  innerhalb  der  y,Wert- 
lehre'^  als  das  herkömmliche  gelten  darf. 

Dieser  Thatbestand  liegt  yiel  zu  offen,  um  ihn  erst  noch  dnrch 
ausdrückliche  Belege  erhärten  zu  müssen.  Dafs  er  jedoch  seine  ganze 
Wucht  für  den  gesuchten  Beweis  einsetzt,  wird  sofort  klar,  sobald 
wir  uns  auf  das  Verhältnis  besinnen,  das  innerhalb  der  „Wertlehre" 
▼orwalten  müfste,  wenn  anders  ein  solches  Gebahren  Sinn  und  Ver- 
stand haben  soll. 

Nach  solchem  Thatbestand  zu  schliefsen,  halt  man  im  Geiste  der 
herkömmlichen  Anschauung  offenbar  dafür,  dafs  alle  Aussagen,  die 
sich  auf  irgend  eine  Art  mit  dem  Ausdrucke  „Wert''  verknüpfen, 
untereinander  von  unmittelbarstem  Bezug  seien.  Danach 
kann  also  unter  Anknüpfung  an  den  Ausdruck  „Wert''  in  irgend  einer 
bestimmten  Hinsicht  nichts  ausgesagt  werden,  ohne  nicht  damit  schon 
allen  abweichenden  Aussagen,  die  unter  derselben  Anknüpfong 
und  nach  der  gleichen  Hinsicht  erfolgen,  zu  widersprechen. 
Unter  den  ebenerwähnten  Bedingungen  kommt  also  jeder  Unter- 
schied im  materiellen  Gehalt  verschiedener  Aussagen  ohneweiters 
schon  einem  Widerspruche  gleich.  In  einem  solchem  Verhält- 
nisse allein  könnte  jenes  herkömmliche  Gebahren  begründet  sein. 

Damit  jedoch  ein  blofser  Unterschied  zwischen  verschiedenen  Aus- 
sagen, die  sich  sonst  in  der  gleichen  Bichtung  bewegen,  sofort  einem 
Widerspruche  gleichkomme,  müfste  doch  ohne  Zweifel  über  ein 
und  dasselbe  ausgesagt  worden  sein.  Denn  über  verschiedene 
Dinge  kann  in  genau  derselben  Richtung  abweichend  ausgesagt  werden, 
ohne  dafs  sich  diese  Aussagen  deshalb  widersprechen  würden.  Sie 
laufen  dann  einfach  ohne  jeden  Bezug  nebeneinander  her. 

Wenn  aber  die  herkömmliche  Anschauung  jene  Aussagen  in 
jenem  allseitigen  Bezug  und  Belang  erblickt,  dann  setzt  dies 
zwingend  voraus,  dafs  dem  Einen  Ausdruck  „Wert",  dem  sich 
alle  jene  Aussagen  verknüpfen,  auch  der  Eine  Gegenstand  ent- 
spreche, jener,  den  alle  jene  Aussagen  gemeinsam  zu  erledigen 
suchten.  Weil  aber  das  Sichselbergleichbleiben,  die  ständige  Näm- 
lichkeit dieses  Gegenstandes  weder  auf  eine  Vereinbarung  sich  zurück- 
führen läfst,  noch  sonst  zu  eigentlicher  Erörterung  kommt,  so  müfste 
sie  —  gleich  dem  Gegenstande  selber  und  seine  sprachliche  Ver- 
tretung durch  den  Ausdruck  „Wert"  —  ohne  Hinzuthun  der 
Wissenschaft  vorhanden  sein. 

Wir  erkennen,  das  herkömmliche  Gebahren  in  der  „Wertlehre"* 
hat  nur  unter  der  Bedingung  Sinn  und  Verstand,  dafs  wir  ihm  den 
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täglichen  Gedanken  als  eine  unbewufste  und  deshalb  auch  unerörterte 
YoraussetzuDg  unterlegen.  Damit  ist  aber  nun  der  Beweis  geliefert, 
dafs  innerhalb  der  „WerÜehre"  wirklich  so  gedacht  und  so  Torge- 
gangen  wird,  als  stünde,  aus  sich  selber  schon,  der  Ge- 
danke fest:  Es  sei  der  Wissenschaft  unter  dem  Sprachzeichen 
„Wert"  ein  Singularobjekt  Torgesetzt. 

So  darf  es  als  verbürgt  gelten,  dals  der  fragliche  Gedanke  richtig 
erfafst  worden  ist;  genauer  gesagt,  dafs  er  aus  richtig  Erfafstem 
—  jenen  vier  Selbstverständlichkeiten  —  richtig  gefolgert  wurde. 

Zusatz. 

Wie  keine  Ausreden  feiner  ersonnen  sind,  als  die,  mit  denen  wir 
nnser  Handeln  vor  unseren  Selbstvorwürfen  in  Schutz  nehmen,  so 
verfällt  auch  unser  Denken  auf  die  geschmeidigsten  Ausflüchte  dann, 
wenn  es  durch  seine  Selbstkritik  in  die  Enge  getrieben,  wenn  es  die 
Lauterkeit  seiner  Ursprünge,  die  Gültigkeit  seiner  letzten  Voraus- 
setzungen in  Zweifel  gesetzt  fühlt. 

So  mag  sich  meinen  bisherigen  Ausführungen  der  Einwand 
dauernd  entgegenstemmen:  „Es  ist  ja  gar  nicht  der  Wert,  vielmehr 
der  wirtschaftliche  Wert  jener  ESne,  nämliche  Gegenstand, 
jenes  der  Wissenschaft  vorgesetzte  Singularobjekt,  auf  das  sich  im 
besonderen  auch  das  Verhältnis  einer  allseitigen  Relevanz  der  Aus- 
sagen innerhalb  der  Wertlehre  gründet.^' 

Wie  man  sieht,  streitet  dieser  Einwand  nicht  gegen  den  frag- 
lichen Gedanken,  gegen  die  Möglichkeit  seiner  Erfassung  überhaupt 
an,  sondern  nur  gegen  eine  Einzelheit  in  der  Art  seiner  Erfassung. 
Aber  selbst  nach  dieser  beschränkten  Hinsicht  wird  er  sich  nicht  als 
stichhaltig  erweisen,  so  bestechend  er  dem  Wortlaute  nach  auch 
klingen  mag.  Er  findet  eben  nur  einen  scheinbaren  Rückhalt  an  der 
Thatsache,  dafs  eine  Anzahl  von  Theoretikern  den  Gegenstand,  den 
sie  durch  ihren  „Beitrag  zur  Wertlehre''  zu  erledigen  suchen,  unter 
dem  Ausdrucke  „wirtschaftlicher  Wert",  oder  auch  „wirtschaftlicher 
Güterwert"  einführen. 

Der  Einwand  selber  spitzt  sich  zur  Behauptung  eines  aus- 
schliefsenden Gegensatzes  zu:  Nicht  „Wert",  sondern  „wirtschaft- 
licher Wert"  soll  jenes  Singularobjekt  besagen,  und  demgemäfs  sei 
auch  die  Fassung  des  fraglichen  Gedankens  abzuändern. 

Nun  habe  ich  diesem  Gedanken  seine  Fassung  nicht  auf  gut 
Glück  gegeben,  sondern  auf  dem  Wege  von  Schlüssen,  die  für  sich 
jederzeit  überprüfbar  sind ;  auch  ist  für  die  ang^riffene  Fassung  auf 

457 


—     32     — 

der  thatsächlichen  Grundlage  wissenschaftlicher  Belege  der  Beweis 
angetreten  worden.  Wenn  nun  jener  EÜnwand  dagegen  aufkommen 
wollte,  so  darf  er  nicht  blofs  die  leere  Formel  eines  Einwandes  sein, 
keine  wortschale  Ausflucht,  die  nur  für  den  ersten  Anschein  an  ge- 
wissen, bisher  unerwähnten  Thatsachen  ihren  Rückhalt  findet;  er 
mufs  vielmehr  seinem  Sinne  nach  ein  gültiger  Einwand  sein.  Das 
letztere  ist  er  aber  nur  unter  zwei  Bedingungen:  Erstens  mufs  das 
Verhältnis  dessen,  was  je  einer  der  beiden,  im  Einwände  gegensätz- 
lich verwendeten  Ausdrücke  besagen  will,  z  u  einander  ein  logisch 
geklärtes  sein;  und  zweitens  mufs  dieses  Verhältnis  in  dem  Sinne 
ein  logisch  geklärtes  sein,  um  die  gegensätzliche  Verwendung 
der  beiden  Ausdrücke  „Wert"  und  „wirtschaftlicher  Wert",  wie  sie 
bei  jenem  Einwände  erfolgt,  zu  rechtfertigen. 

Was  nun  die  erste  Bedingung  anbetrifft,  so  kann  man  sagen: 
Wer  jenen  Einwand  steilen  will,  darf  sich  keinesfalls  auf  die  that- 
sächlichen Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  berufen.  Denn  in  der 
letzteren  ist  das  Verhältnis  dessen,  was  unter  „Wert"  gemeint  wird, 
zu  dem,  was  unter  „wirtschaftlicher  Wert"  gemeint  wird,  eben 
kein  logisch  geklärtes,  vielmehr  ein  höchst  dunkles  und  verworrenes. 

Der  Ausdruck  „wirtschaftlicher  Wert"  wird  der  Forschung  erst 
verhältnismäfsig  spät  geläufig.  Es  war  wohl  insbesondere  Schäffle, 
der  ihn  mundgerecht  machte.  So  spricht  auch  Mengeb  noch 
schlechthin  von  „dem  Werte",  und  erst  bei  v.  Böhm  und  v.  Wieseb, 
die  sich  doch  für  des  ersteren  Werkfortsetzer  halten,  erscheint  der 
Ausdruck  „wirtschaftlicher  (Güter-)  Wert";  was,  nebenbei  gesagt, 
einen  unmotivirten  und  ungeklärten  Übergang  besagen  will,  der  für 
das  Behauptete  sehr  kennzeichnend  ist. 

Es  sind  nur  wenige  Theoretiker,  welche  das  unter  diesen  beiden 
Ausdrücken  Gemeinte  in  ein  klar  bestimmtes  Verhältnis  zu  einander 
setzen,  so  dafs  man  weifs,  weshalb  einmal  von  „Wert",  das  andere 
Mal  von  „wirtschaftlichen  Wert"  gesprochen  wird.  So  z.  B.  Schäffle 
und  Wolf.  Aber  auch  diese  beachten  diese  Scheidung  nur  für  den 
Teil  der  eigenen  Aussagen,  während  auch  sie  mit  den  fremden 
Aussagen  polemisiren,  ohne  Acht  darauf,  ob  die  letzteren  von 
„Wert"  oder  von  „wirtschaftlichen  Wert"  reden. 

Bei  anderen  Theoretikern  wieder  ist  es  keineswegs  klar  ersicht- 
lich, in  welchem  Verhältnisse  das  unter  „Wert"  Gemeinte  zu  dem 
unter  „wirtschaftlichen  Wert"  Gemeinten  steht  und  beides  erscheint  oft 
in  ein  und  demselben  Satzgefüge  durcheinander  geworfen;  s.  z.  B. 
V.  Böhm,  Art  „Wert"  in  Conbads  Handwörterbuch  d.  St.  W.  p.  685 : 
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„Von  der  volkswirtschaftlichen  Theorie  des  Wertes  heischen  wir,  dafs 
sie  uns  die  Entstehung  und  insbesondere  auch  die  Ghrofse  des  wirtschaft- 
lichen Wertes  erkläre  und  zwar  ist,  entsprechend  der  Doppeldeutigkeit 
dieses  Namens,  jene  Erklärungsaufgabe  natürlich  für  jede  der  beiden 
verschiedenen  Erscheinungsgruppen  zu  leisten,  die  mit  dem  Namen  des 
Wertes  bezeichnet  werden ;  sowohl  für  den  subjektiven  als  für  den  ob- 
jektiven Wert  der  Güter." 

Die  weitaus  meisten  Theoretiker  gebrauchen  überhaupt  nur  den 
Ausdruck  „Wert";  dies  gilt,  mehr  noch  als  für  die  deutsche,  für  die 
aufserdeutschen  Litteraturen.  Ihnen  ist,  von  Übersetzungen  und 
Nachahmungen  abgesehen,  ein  dem  Ausdrucke  „wirtschaftlicher  Wert" 
entsprechender  Ausdruck  so  gut  wie  fremd  geblieben. 

Dies  zur  Illustration.  Entscheidend  aber  in  dieser  Hinsicht  mufs 
es  erscheinen,  wenn  man,  ohne  Widerspruch  befürchten  zu  müssen 
behaupten  kann: 

1.  Ein  Gegensatz,  der  sich  in  der  Verschiedenheit  der  beiden 
Ausdrücke  „Wert*^  und  „wirtschaftlicher  Wert"  kundgebeu  sollte,  ist 
niemals  zum  Gegenstand  der  Polemik  zwischen  den  ver- 
schiedenen „Werttheorien"  gemacht  worden.  Niemals  hat  man  z.  B. 
verfochten,  es  sei  das  oder  jenes  wohl  „Wert",  aber  nicht  „wirt- 
schaftlicher Wert",  oder  umgekehrt  u.  dgl. 

2.  Die  Polemik,  die  zwischen  den  verschiedenen  Theoretikern 
und  insbesondere  in  den  sogenannten  „Dogmengeschichteu  des 
Wertes"  von  allen  gegen  alle  geführt  wird,  diese  Polemik  hat  nie- 
mals eines  Gegensatzes  geachtet,  der  sich  in  der  Ver- 
schiedenheit jener  beiden  Ausdrücke  äufserlich  dargethan  hätte.  Man 
hat  sich,  ehe  die  Polemik  anhub,  niemals  darüber  auseinandergesetzt, 
dafs  der  eine  Theoretiker  von  „Wert",  der  andere  jedoch  von  „wirt- 
schaftlichem Wert"  spricht ;  vielmehr  geradenwegs  das  eine  gegen  das 
andere  verfochten,  als  ob  dem  äufserlichen  Gegensatz  im  Ausdrucke 
eine  Nämlichkeit  des  Inhalts  entspräche. 

Der  thatsächlichen  Übung  nach  werden  also  die  fraglichen 
beiden  Ausdrücke  geradezu  als  gegenseitig  vertretbar,  als 
synonym  geachtet,  ganz  unabhängig  davon  und  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, dafs  innerhalb  einzelner  „Werttheorien"  und  für  den  Teil  der- 
selben das  gegenseitige  Verhältnis  der  beiden  Ausdrücke  geklärt  er- 
scheint. Lauter  als  alles  spricht  aber  diese  eigentümliche  Quasi- 
Synonymie  dafür,  wie  dunkel  und  vollkommen  ungeklärt  dieses 
Verhältnis  im  Rahmen  der  „Wertlehre"  geblieben  ist.  Von  daher 
kann  also  jener  Einwand  die  erste  und  wichtigste  Bedingung  seiner 
Gültigkeit  nicht  ziehen.     Unter  der  Berufung  auf  die  thatsächlichen 
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Verhältnisse  in  der  ,, Wertlehre''  stellt  er  sich  als  eine  wortschale 
Ausflucht  heraus. 

Wenden  wir  uns  aber  noch  der  Frage  zu :  Verträgt  sich  mit  den 
Thatsachen,  die  nun  erst  zur  Erwähnung  gekommen  sind,  die  Fassung 
des  fraglichen  Gedankens^  wie  er  sie  oben  erhalten  hat?  E[ann  man 
behaupten,  dafs  in  der  „Wertlehre"  herkömmlich  so  Torgegangen 
würde,  als  stünde  die  Wissenschaft  yor  einem  Singularobjekte  ^Wert", 
wenn  eine  Anzahl  von  Theoretikern  den  Gegenstand,  den  sie  im 
Kahmeu  der  „ Wertlehre '^  zu  erledigen  suchen,  als  „wirtschaft- 
lichen Wert"  namhaft  machen? 

Es  läfst  sich  aber  nun  leicht  zeigen,  dafs  wir  diese  Frage  rück- 
haltlos bejahen  können,  und  zwar  gerade  in  anbetracht  jener  eigen- 
tümlichen Quasi-Synonymie  der  beiden  Ausdrücke  „Wert"  und  „wirt- 
schaftlicher Wert''.  Wenn  man  nämlich  davon  ausgeht,  dafs  mit 
diesem  merkwürdigen  Verhältnis  nicht  ein  barer  Unsinn,  ein  überaas 
krasser  Gedankenfehler  vorliegt,  so  liefse  sich  ihm  eine  zweifache 
logische  Deutung  geben.  Beide  Deutungen  aber  rechtfertigen  die  an- 
gegriffene Fassung  unseres  Gedankens. 

Nach  der  ersten  Deutung  könnten  die  Ausdrücke  „Wert"  und 
„wirtschaftlicher  Wert**  in  dem  Sinne  Eines  besagen  wollen,  dafs 
der  Zusatz  „wirtschaftlich"  unwesentlich  sei,  dafs  er  sozusagen 
nur  eine  rednerische  Beigabe  vorstelle,  die  sich  im  Rahmen  unserer 
Wissenschaft  recht  gut  ausnimmt,  mit  der  aber  nicht  soweithin  etwas 
Wesentliches  ausgedrückt  wird,  um  davon  Notiz  nehmen  zu  müssen. 
Dann  würde  man  im  Grunde  auch  nur  „Wert"  meinen,  obwohl  man 
von  „wirtschaftlichem  Wert"  spricht.  Eine  Untersuchung  aber,  von 
den  kritischen  Anforderungen  der  vorliegenden,  müfste  jene  red- 
nerische Beigabe  natürlich  weglassen,  und  so  thäten  wir  vollkommen 
Recht  daran,  zu  behaupten,  dafs  man  jenes  Singularobjekt  der  Wissen- 
schaft iiusdrücklich  unter  „Wert"  vorgesetzt  vermeint. 

Im  Sinne  der  zweiten  Deutung  könnte  man  gerade  umgekehrt 
geltend  machen:  Auch  dann,  wenn  blofs  der  Ausdruck  „Wert"  ge- 
braucht wird,  soll  —  im  Rahmen  unserer  Wissenschaft!  —  ganz 
selbstverständlich  doch  nur  dasjenige  gemeint  werden,  was  sich  erst 
als  „wirtschaftlicher  Wert"  zu  seinem  scharfen  und  gültigen  Ausdruck 
bringen  läfst. 

Für  diesen  zweiten  Fall  würde  nun  jener  Einwand,  den  wir  doch 
oben  schon  abgethan  haben,  scheinbar  wieder  aufleben.  Zum  mindesten 
erweist  er  damit  seine  Geschmeidigkeit,  wenn  er  auf  eine  denkbare 
Konstellation  hin  erst  noch  einmal  abzuwehren  ist.     Im  Sinne  der 
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zweiten  Deutung  könnte  man  nämlich  einwenden,  dafs  der  Zusatz 
„wirtschaftlich"  doch  einen  sehr  wesentlichen  Charakter  habe;  die 
Weglassung  dieses  Zusatzes  scheint  aber  dann,  vom  Standpunkte  der 
Torliegenden  Untersuchung,  einen  schweren  kritischen  Yerstofs  zu 
besagen. 

Überlegen  wir  einmal,  in  welchem  Sinne  der  Zusatz  „wirt- 
schaftlich" einen  wesentlichen  Charakter  haben  kann.  Die  thatsäch- 
liehen  Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  können  uns  darüber  keinen 
allgemeingültigen  Aufschlufs  geben.  Das  ist  wohl  schon  aus  ihrer 
flüchtigen  Beleuchtung  klar  geworden.  Für  den  gesuchten  Aufschlufs 
sind  wir  daher  einfach  an  das  logische  Denken  verwiesen. 

Unter  der  Bedingung  aber,  dafs  wir  „wirtschaftlich"  als  einen 
wesentlichen  Zusatz  ansehen  sollen,  sind  zwischen  „Wert"  und  „wirt* 
schaftlicber  Wert"  keine  anderen  Beziehungen  denkbar,  als  dafs 
^Wert"  ein  umschliefsendes  Weiteres,  „wirtschaftlicher  Wert"  aber 
das  davon  umschlossene  Engere  vorstelle.  „Wirtschaftlicher  Wert" 
liefse  sich  dann  nur  als  das  Ergebnis  einer  Determination  auf- 
fassen, bei  welcher  „Wert"  die  Bolle  des  Determinierten,  „wirtschaft- 
lich" aber  jene  des  Determinierenden  spielt.  Um  also  z.  B.  der 
Wissenschaft  unter  „wirtschaftlicher  Wert"  einen  zu  erledigenden 
Gegenstand  zuzumuten,  müfste  ihr  vorher  schon  ein  solcher  unter 
„Wert"  gegenüberstehen. 

Fafst  man  nun  beides  als  zuErledigeudes  auf.  dann  gewinnt 
es  allerdings  den  Anschein,  dafs  „Wert"  ein  unbestimmtes  Vielerlei, 
^wirtschaftlicher  Wert"  dagegen  ein,  als  darin  enthalten  bestimmbares 
Einerlei  sei.  Denn  aufser  der  einen  Determination  —  jener,  die  vom 
Ausdrucke  „wirtschaftlich"  repräsentiert  erscheint,  —  könnte  noch 
eine  weiter  gar  nicht  absehbare  Anzahl  anderer  Determinationen 
eintreten ;  wie  z.  B.  „moralischer  Wert",  „ästhetischer  Wert",  „päda- 
gogischer Wert"  etc.  etc. 

Allein,  der  Nämlichkeit,  sagen  wir  dem  singulären  Charakter  des 
unter  „Wert"  zu  erledigenden  Objektes  —  vorausgesetzt,  dafs  unter 
„Wert"  überhaupt  ein  Objekt  singulären  Charakters  vorgesetzt 
sei  — ,  dieser  Nämlichkeit  thäte  es  ja  gar  keinen  Abbruch,  wenn  sich 
jenes  Objekt  von  einer  bestimmten  Phase  seiner  Erledigung  an  — 
dort,  wo  es  zu  determinieren  wäre,  —  in  einer  mannigfachen  Weise 
weiter  erledigen  liefse.  Die  Vielheit  der  möglichen  Determinationen 
würde  nur  der  Vielheit  der  Gesichtspunkte  entsprechen,  unter 
denen  jenes  Objekt,  ohne  Beirrung  seines  singulären  Charakters,  von 
einem  bestimmten  Punkte  an  seiner  weiteren  Erledigung  zuführbar 
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erschiene.  Nebenbei  gesagt,  wäre  dieser  Gesichtspunkt,  als  ein  be- 
stimmter, eindeutiger,  notwendig  immer  vorhanden.  Denn  er  ist 
eins  mit  demjenigen,  unter  welchen  man  ganz  im  allgemeinen  an  die 
Erledigung  des  bewufsten  Objektes  herangetreten  wäre :  also  z.  B.  im 
Rahmen  einer  bestimmten  Wissenschaft. 

Aber  die  Möglichkeit  verschiedener  Determinationen  (unter  welchen 
jene  nach  „wirtschaftlich''  nur  die  eine),  sie  verträgt  sich  nicht  blofs 
mit  der  eventuellen  Singularität  des  unter  „Wert^  vorgesetzten  Ob- 
jektes, des  letzteren  Singularität  wäre  vielmehr  sogar  die  wesent- 
liche Bedingung  dafür,  dafs  auch  das  unter  „wirtschaftlicher 
Wert"  und  erst  nachher  zu  erledigende  Objekt  seinerseits  singulären 
Charakters  sei.  Denn  sobald  schon  das  Determinirte  „Wert^  nicht 
ein  und  dasselbe,  ein  ständig  Nämliches  wäre,  dann  schon  gar 
nicht  das  Produkt  der  Determinatioa  Letzteres  ist  in  dieser 
Hinsicht  offenbar  das  abhängig  Bedungene,  ersteres  aber  das  unab- 
hängig Bedingende.  Selbst  also  im  Falle  der  Zulässigkeit  der 
zweiten  Deutung,  sobald  in  der  „Wertlehre"  stets  und  auch  dort 
„wirtschaftlicher  Wert"  gemeint  wird,  wo  man  einfach  von  „Wert** 
spricht,  auch  dann  wäre  jener  Einwand  hinfällig.  Denn  wir  brauchen 
aus  dem  eben  Erörterten  nur  die  Anwendung  zu  machen,  um  zu  er- 
kennen, dafs  sich  jenes  Verhältnis  einer  allseitigen  Relevanz  der  Aus- 
sagen in  der  „Wertlehre"  doch  nicht  auf  das  Dasein  und  die  ständige 
Nämlichkeit  eines  unter  „wirtschaftlicher  Wert"  gedachten  Objektes, 
sondern  auf  das  Dasein  und  die  ständige  Nämlichkeit  eines  unter 
„Wert"  schon  vorher  zu  denkenden  Objektes  in  letzter  und 
ausschlaggebender  Linie  gründen  würde. 

Es  geschieht  daher  mit  vollem  Rechte,  wenn  wir  dem  Gedanken, 
der  dem  herkömmlichen  Gebahren  der  „Wertlehre"  zu  unterlegen  ist, 
den  Inhalt  zuschreiben:  Es  sei  der  Wissenschaft  unter  „Wert*'  ein 
Singularobjekt  vorgesetzt. 


III. 

Der  gesuchte  Beweis  ist  nun  erbracht.  Ein  Gedanke  des  be- 
wufsten, und  genau  dieses  Inhaltes  spielt  in  der  That  die  Rolle,  däfs 
er  für  das  Denken  im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  eine 
unbewufste,  gleichsam  verborgene  Grundlage  bedeuten  will.  Damit 
stimmt  es  überein  —  und   dies  erst  setzt  die  Bedeutung  jenes  Ge- 
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dankens  ins  rechte  Licht,  —  dafs  wir  nachweisen  konnten,  wie  das 
Gebahren  in  der  sogenannten  Wertlehre  genau  diesem  G-edanken  an- 
gepafst  erscheint.  Der  Letztere  bleibt  zwar  für  das  herkömmliche 
Denken,  wie  es  ja  auch  bei  der  „Wertlehre''  am  Werke  ist,  das  ün- 
gedachte  und  im  Wesen  Unzugängliche.  Dennoch  könnte  das  Ge- 
bahren innerhalb  der  „Wertlehre''  auch  dann  kein  anderes  sein,  als 
es  thatsächlich  ist,  wenn  das  Forschen  auf  diesem  Gebiete  bewufst 
und  klar  von  jenem  Gedanken  seinen  Ausgang  nehmen  würde. 

Jenen  Gedanken  nun  —  es  sei  der  Wissenschaft  unter  dem 
Sprachzeichen  „Wert"  ein  Gegenstand  vorgesetzt,  der  als  der  Eine, 
für  jedermann  nämliche  und  selbe  seiner  Erledigung  harre  —  nenne 
ich.  um  in  Kürze  von  ihm  sprechen  zu  können,  den  Wertgedanken. 
Ihn  aus  sein^  Verborgenheit  heraus  an  den  Tag  zu  fördern,  will  den 
ersten  Schritt  zur  Selbstbesinnung  des  Forschens  im  Bereiche  der 
,, Wertlehre"  besagen.  Es  bedarf  da  blols  einer  Würdigung  der 
Einsicht,  die  wir  der  Kenntnis  dieses  Gedankens  zugute  schreiben 
müssen. 

Die  Giltigkeit  des  Wertgedankens  liefs  sich  als  die  unentratbare 
Voraussetzung  für  die  Gültigkeit  der  vier  Gedanken  erkennen;  die  im 
Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  und  unter  Bezug  auf  die 
„Wertlehre"  in  Selbstverständlichkeit  gehegt  werden.  Ln  Wertge- 
danken  halten  wir  daher  gleichsam  die  geheime  Wurzel  der  her- 
kömmlichen Meinung  über  die  „Wertlehre"  in  der  Hand;  und  die 
Sichtigkeit  dieser  Meinung  steht  und  fallt  mit  der  Wahrheit  des 
Wertgedankens.  Ein  Urteil  über  diese  Meinung,  über  die  Art  und 
Weise,  in  der  sich  das  herkömmliche  Denken  mit  der  sogenannten 
Wertlehre  abfindet^  ein  solches  Urteil  aber  wäre  zweifellos  einem  Er« 
folge  der  Selbstbesinnung  gleichzuschätzen.  Der  Weg  zu  diesem  Er- 
folge steht  uns  nunmehr,  auf  die  Kenntnis  jenes  Gedankens  hin,  frei : 
die  Kritik  am  Wertgedanken. 

Ziehen  wir  dann  weiter  jenes  bedeutsame  Verhältnis  des  Wert- 
gedankens zu  dem  ganzen  Gebahren  in  der  „Wertlehre"  in  Betracht 
Erinnern  wir  uns  dabei  an  die  Aufgabe  unserer  Untersuchung:  ein 
bestimmtes  Forschen  seiner  Selbstbesinnung  näherzuftLhren.  Dieses 
Forschen  will  also  für  unsere  Untersuchimg  gleichsam  den  Bohstoff 
bedeuten.  Um  diesen  aufser  Zweifel  zu  setzen,  war  uns  bisher  kein 
anderes  Mittel  verfügbar,  wir  konnten  jenes  Forschen  eben  nur  als 
solches  zur  Sprache  bringen,  „das  sich  im  Bereiche  der  sogenannten 
Wertlehre  bethätigt."  Diese  umschreibende  Art  seiner  Bestimmung 
kann  jetzt  einer  ungleich  besseren  den  Platz  räumen.    Wir  können 
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nuDy  in  Eeimtnis  des  WertgedaDkens  und  seiner  Stellung  zur  „Wert- 
lehre'S  sagen :  Jenem  Forschen  suchen  wir  zu  seiner  Selbstbesinnung 
zu  verhelfen,  das  sich  nach  seinen  bisherigen  Äufserungen  —  und  diese 
sind  in  der  Aussagenwelt  der  ,yWertlehre''  zu  suchen  —  in  einer  Art 
und  Weise  bethätigt,  als  ob  der  Wertgedanke  zugleich  sein 
Anlafs  und  seine  Grundlage  wäre. 

Grundlage  und  Anlafs.  Denn  als  Grundlage  läfst  sich  dieser 
Gedanke  ganz  im  allgemeinen  dem  Denken  unterschieben ,  das  für 
unsere  Wissenschaft  das  herkömmliche  ist ;  als  Grundlage  darf  er  da- 
her dem  nationalökonomischen  Forschen  überhaupt  theoretisch  unter- 
legt werden.  Aber  gerade  die  fragliche  Forschung  können  wir  noch 
dadurch  unserem  Begreifen  näherbringen,  daCs  wir  ihr  zumuten,  sie 
fände  an  jenem  Gedanken  ihren  bewegenden  Grund.  Dafs  wir  uns 
die  Hegung  jenes  Gedankens  als  wirklich  denken  —  was  unter  den 
gegebenen  Verhältnis  theoretisch  zulässig  erscheint,  —  und  diese 
Hegung  zum  Erkenntnisgrund  des  Daseins  jener  Forschung  umstellen. 
Denn  setzen  wir  es  zur  thatsächlichen  Annahme,  dafs  in  der  Weissen* 
Schaft  wirklich  (und  zwar  als  ein  selbstverständlicher)  der  Gedanke 
gehegt  würde,  es  sei  der  Wissenschaft  unter  „Wert**  ein  Singular- 
objekt vorgesetzt:  dann  würden  die  Versuche,  dieses  Objekt  wissen- 
schaftlich zu  erledigen,  ein  selbständiges  Gebiet  der  Forschung  in 's 
Dasein  rufen ;  und  dieses  Gebiet  wäre  um  der  Einheit  seines  Gegen- 
standes willen  einheitlich,  mögen  dabei  noch  so  viele  Erledigungen 
dieses  einen  Gegenstandes  mitwirken,  je  von  einem  subjektiven  Stand- 
punkt aus  unternommen,  und  seien  auch  diese  Erledigungen  noch  so 
sehr  untereinander  verschieden.  Dieses  Gebiet  aber  würde  offenbar 
der  „WerÜehre'*  entsprechen,  so  wie  sie  thatsächUch  ist.  und  derart 
setzt  uns  der  Wertgedanke,  als  der  Anlafs  dieser  Forschung  aufge- 
fafst,  in  die  Lage,  diese  Forschung  selber  als  Eines  aufzufassen,  sie 
zu  bestimmen. 

Wenn  ich  dieses  und  gerade  so  bestimmte  Forschen  nun  der 
Kürze  wegen  die  Wertforschung  nenne,  so  darf  hinter  diesem 
liamen  ganz  und  gar  nichts  anderes  gesucht  werden,  als  die  stille 
Berufung  darauf,  dafs  die  Forschung,  die  unter  diesem  Namen  ge- 
meint wird,  von  unserem  Standpunkte  aus  in  der  eben  erwähnten  Art 
ihre  eindeutige  Bestimmung  erfahren  habe. ') 

*)  Ich  nenne  eben  dieses  Forschen  nur  deshalb  die  „Wertforschung"^,  weil 
ich  den  sie  bestimmenden  Gedanken  den  „Wertgedanken"  genannt  habe;  die 
letztere  Nennung  aber  knüpft  wieder  nur  an  den  Umstand  an,  dafs  man  gende 
unter  dem  Sprachzeichen  „  Wert"  jenes  Singularobjekt  der  Wissenschaft  vorgesetzt 
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Ein  Forschen,  dem  wir  zur  Selbstbesinnung  verhelfen  wollen, 
kann  schon  deshalb  nicht  als  etwas  Fertiges,  Abgeschlossenes  auf- 
gefafet  werden.  So  können  wir  uns  auch  die  Wertforschung  gar 
nicht  anders  denken,  als  dafs  sie  wohl  in  ihren  bisherigen  Aufse- 
rangen  —  in  der  Aussagenwelt  der  „Wertlehre"  —  uns  gegen- 
ständlich geworden  ist,  für  sich  selber  jedoch  in  Flufs 
und  Bewegung  yerharrt.  Wir  dürfen  deshalb  auch  von  einem 
herkömmlichen  Vorgehen  der  Wertforschung  sprechen,  obwohl 
sich  die  letztere,  wie  sie  ist,  in  diesem  ihrem  herkömmlichen  Vor- 
gehen erschöpft.  Indem  wir  solchermafsen  das  thatsächliche  Vor- 
gehen der  Wertforschung  als   ihr  herkömmliches   auffassen,    denken 


betrachtet,  das  im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  als  der  Gegenstand 
der  „Wertlehre**  in  Selbstverständlichkeit  gilt.  Wer  daher  meine  Nennung  nicht 
vollständig  mlTsverstehen  will,  darf  aus  dem  Bestimmungswort  „Werf  im  Aus- 
drucke „Wertforschung"  nicht  um  ein  Jota  mehr  heraushören  wollen,  als  ich  eben 
darüber  gesagt  habe. 

Ich  kann  es  nicht  verhindern,  dafs  es  wohl  sprachlich  immer  zulässig 
bleibt,  den  Ausdruck  „Wertforschung"  etwa  in  dem  Sinne  aufzulösen,  dafs  er 
^.Forschung  mit  „  „Wert"  "  als  Gegenstand"  lautet.  Aber  ich  darf  mich  dagegen 
verwahren,  diese  Nennung  so  zu  meinen,  dafs  jene  Auflösung  sachlich  gerecht- 
fertigt erschiene.     Diese  Verwahrung   aber   habe  ich   mit  dem  Obigen  eingelegt. 

Der  Name  „Wertforschung"  ist  daher  als  ein  blofses  kürzendes  Sprach- 
zeichen gewählt,  das  keinerlei  Andeutung  über  Art  und  Wesen,  oder  gar  über 
einen  im  voraus  anzunehmenden  Gegenstand  des  so  benannten  Forschens  ent- 
halten will,  sondern  nur  der  eindeutige  Aufruf  dieses  Forschens  sein  soll,  das  in 
jener  Art  —  mit  der  fi[ilfe  des  Wertgedankens  —  seine  eindeutige  Bestimmung 
er&hren  hat. 

Diese  Nennung  erfolgt  daher  durchaus  unverbindlich  für  den  weiteren 
Fortgang  der  Untersuchung  über  das  so  Benannte.  Es  steht  der  vorliegenden 
Untersuchung  frei,  das  Ding,  das  sie  von  da  ab  als  „Wertforschung''  zur  Sprache 
bringt,  selbst  noch  bis  in  sein  innerstes  Wesen  hinein  in  Frage  und  Erörterung 
zu  stellen. 

Der  Name  „Wertforschung"  läfst  sich  daher  mit  den  herkömmlichen  Namen 
„Wertlehre",  „Wertdoktrin**  etc.  ausdrücklich  nicht  in  eine  Reihe  steUen,  obwohl 
er  so  ziemlich  den  gleichen  Dienst  wie  diese  herkömmlichen  Namen  versieht: 
Die  Benennung  des  Forschens,  dessen  Selbstbesinnung  es  gilt,  resp.  des  Gebietes, 
auf  dem  sich  dieses  Forschen  bethätigt.  Denn  in  allem,  ^as  ich  über  die  be- 
sondere Art  und  Weise  gesagt  habe,  in  welcher  der  Ausdruck  „Wertforschung" 
jenen  gleichen  Dienst  der  Benamsung  versieht,  verhalten  sich  die  Namen  „Wert- 
lehre" etc.  gegensätzlich.  Ich  brauche  da  nur  daran  zu  erinnern,  dafs  in 
diesen  herkömmlichen  Namen  jene  vier  Gedanken  zu  ihrem  bündigen  (man  könnte 
beinahe  sagen:  unwillkürlich  aufgegriffenen)  Ausdruck  gelangen,  durch  die  sich 
das  herkömmliche  Denken  mit  dem  fraglichen  Gebiete  abfindet.  Daraus  geht 
alles  Weitere  leicht  hervor;  dafs  z.  B.  jene  Namen  für  das  fernere  Denken  über 
(las  einmal  so  Benannte  im  höchsten  Grade  verbindlich  seien  etc. 
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wir  dabei  im  Stillen  an  die  Möglichkeit  eines  anderen  Yoigehens 
wir  denken  daran,  dalB  sich  die  weiterfliefsende  Wertforscbungy  nach- 
dem sie  sich  auf  sich  selber  besonnen,  in  ihrem  Vorgehen  berich- 
tigen könnte. 

Der  Wertgedanke  aber  bestimmt  die  Wertforschung  nur  ihren 
bisherigen  Aufserungen,  also  nur  ihrem  gegenstandlichen  Sein  nach. 
Es  ist  ihr  herkömmliches  Vorgehen,  dem  er  sich  unterschieben  labt, 
und  wir  könnten  den  Wertgedanken  daher  auch  als  den  Grund- 
und  Leitgedanken  der  herkömmlichen  Wertforschung  auffassen, 
der  als  solcher  allerdings  nur  theoretisch  setzbar  ist.  Denn  ihr  her- 
kömmliches Vorgehen  bethätigt  die  Wertforschung  einfach  und  aus- 
schliefslich  nur  dadurch,  dafs  sie  im  Geiste  der  herkömmlichen  An- 
schauung gepflegt  wird.  Sie  pafst  sich  diesem  Gedanken  nicht  anders 
an,  als  dafs  sie  jene  vier  anderen  Gedanken,  denen  der  erstere  die 
uneutratbare  Voraussetzung  ist,  blindlings  als  etwas  Selbstyerständ- 
liches  behandelt. 

Allein  der  Wertgedanke,  der  uns  die  herkömmliche  Meinung  über 
die  „Wertlehre^  der  Kritik  unmittelbar  zugänglich  macht,  erschöpft 
seine  Bedeutung  auch  noch  darin  nicht,  dafs  er  der  eindeutigen  Be- 
stimmung des  Forschens  dienlich  wird,  dessen  Selbstbesinnung  es  gilt 
Aus  dem  Wertgedanken  können  wir  auch  erfahren,  wie  die  Wert- 
forschung —  im  Einklänge  mit  ihrem  herkömmlichen  Vorgehen  — 
in  letzter  Linie  über  sich  selber  denken  müfste,  wenn 
es  ihr  überhaupt  gegeben  wäre,  über  sich  selber  klar  zu  werden. 
Sich  selber  überlassen,  verharrt  sie  eben  notwendig  in  der  Befangen- 
heit des  herkömmlichen  Denkens. 

Solange  man  sich  in  der  erwähnten  Hinsicht  begnügt,  die  her- 
kömmlichen Namen  „Wertlehre^  etc.  buchstäblich  zu  nehmen,  solange 
man  also  eine  „Lehre,  Doktrin  etc.  des  Wertes"  schlechthin  vor- 
handen sieht,  dann  bekundet  man  nicht  mehr  Einsicht  in  die  firag- 
lichen  Dinge,  als  der  Komplex  jener  vier  Gedanken  solche  Einsicht 
vorstellt.  Und  diese  Einsicht  ist  noch  überdies  in  dem  Sinne  eine 
mangelhafte,  dafs  ja  über  jene  vier  Gedanken  der  Schleier  gezogen 
ist,  der  sich  über  alles  breitet,  was  uns  selbstverständlich  dünkt.  Ein 
Blick  auf  den  Wertgedanken  kann  uns  eines  Besseren  belehren:  So- 
bald die  Wertforschung  folgerichtig  über  sich  selber  zu  denken  ver- 
möchte, dann  müfste  sie  sich  eins  wissen  mit  der  Gesamtheit  sub- 
jektiver Erledigungen,  sagen  wir  also  im  unpersönlichen  Sinne,  mit 
dem  Erledigen  des  Singularobjektes  „Wert'',  das  man 
der  Wissenschaft  vorgesetzt  denkt. 
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Darm  nun  gleichsam  aufzugehen,  das  wäre  der  ständige  und 
nDentäufserliche  Charakter  dieser  Forschung,  darin  würde  sie  sich 
selber  gleichbleiben,  was  immer  auch  die  Aufgaben  des  Gebietes 
sein  mögen,  auf  dem  sich  diese  Forschung  bethätigt;  die  Aufgaben, 
die  jenes  Gebiet  im  Rahmen  unserer  Wissenschaft  zu  erfüllen  hätte, 
und  die  uns  hier  nicht  weiter  interessieren.  Den  Aufgaben  der 
„Wertlehre"  gegenüber,  über  deren  Art  und  Ausdehnung  die  Mei- 
nungen vielleicht  geteilt  sein  könnten,  stünden  wir  hier  —  um  es 
mit  einem  Worte  zu  geben  —  vor  dem  Inhalte  der  Wert- 
forschung, der  immer  derselbe  bliebe,  wenn  auch  jene  Aufgaben 
wechselten. 

Über  den  Inhalt  der  Wertforschung,  über  dasjenige  also,  worin 
sie  selber  zur  Gänze  aufgeht  und  in  dem  sie  sich  ständig  selber 
gleichbleibt,  darüber  giebt  uns  der  Wertgedanke  allerdings  nur  soweit 
einen  Aufschlufs,  da&  er  uns  kennen  lehrt,  was  auf  das  her- 
kömmliche Vorgehen  der  Wertforschung  hin  als  ihr  In- 
halt zu  denken  wäre.  Immerhin  prägt  sich  die  Bedeutsamkeit  dieses 
Gedankens  in  nichts  klarer  und  deutlicher  aus,  als  gerade  in  dieser 
Leistung.  Wir  sehen  uns  durch  ihn  daraufgeführt,  Dinge  in  Er- 
wägung zu  ziehen,  die  für  das  herkömmliche  Denken  dauernd  aufser 
Sehweite  geblieben  sind,  und  es  notwendig  bleiben  mufsten.  Denn 
jegliche  Erwägung  über  den  Inhalt  der  Wertforschung  ist  offenbar 
versperrt,  jegliche  Erörterung  darüber  im  Wesen  verhindert,  sobald 
es  einmal  für  selbstverständlich  gilt,  in  jenem  Gebiete  schlechthin 
die  „Lehre,  Doktrin  etc.  des  Wertes"  zu  erblicken.  Damit  ist  schon 
alles  fernere  Denken  in  dieser  Hinsicht  abgeschnitten,  und  dies,  noch 
ehe  es  eigentlich  recht  begonnen  hatte.  Denn  über  Dinge,  die  für 
selbstverständlich  gelten,  weil  sie  einfach  unbesehen  hingenommen 
werden,  über  solche  Dinge  legt  man  sich  ja  überhaupt  keine  Rechen- 
schaft ab.  So  hat  es  auch  erst  gegolten,  die  Befangenheit  abzu- 
streifen, die  unzertrennlich  vom  herkömmlichen  Denken  ist,  ehe  es 
möglich  war,  ausdrücklich  zu  sagen,  was  man  denn  eigentlich  mit 
jenen  herkömmlichen  Namen  zum  Ausdruck  bringen  will :  den  Komplex 
jener  vier  Gedanken. 

Einer  Forschung  aber,  die  sich  selber  zu  erkennen  trachtet, 
kann  offenbar  nichts  wichtiger  erscheinen,  als  die  Erkenntnis  und 
Abgrenzung  ihres  eigenen  Inhalts.  Zwar  hat  sie  damit  noch  lange 
nicht  über  sich  ausgedacht;  aber  sie  ist  dadurch  schon  in  der  Lage, 
über  sich  auszudenken.  Alle  Erwägungen  dieser  Art  liegen  gleichsam 
herwärts  dieser  Erkenntnis,   keine   mehr  darüber  hinaus.    So  wird 
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die  Erkenntnis  des  Inhalts  einer  Forschung  zur  sicheren  Bürgschaft 
für  ihre  Selbstbesinnung. 

Es  liegt  so  nahe,  dies  auch  auf  die  Wertforschung  anzuwenden. 
Und  doch  hat  es  für  diese  schlichte  Einsicht  erst  der  Aufdeckimg 
des  Wertgedankens  und  seiner  Stellung  zu  jenem  Forschen  bedurft, 
während  diese  Einsicht  notwendig  unerfafsbar  bleibt,  solange  mao 
im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  denkt;  das  will  sagen 
solange  man  so  und  soriele  Dinge  für  selbstrerständlich  hält,  die 
—  ob  sie  nun  wahr  oder  falsch  seien !  —  im  Grundsatze  sicher  nicht 
das  Recht  haben,  dafür  zu  gelten.') 

Die  bare  Kenntnis  des  Wertgedankens  als  solche  vermittelt  nns 
noch  nicht  die  Erkenntnis  des  Inhalts  der  Wertforschung.  Wir 
dürften  keineswegs  sagen,  dafs  es  thatsächlich  den  Inhalt  dieser 
Forschung  ausmache,  das  Singularobjekt  „Wert"  zu  erledigen,  das 
man  der  Wissenschaft  vorgesetzt  denkt.  Vorläufig  dürfen  wir  nur 
sagen,  es  gehe  die  Wertforschung  herkömmlich  so  vor,  als  ob  sie 
jenes  Inhaltes  wäre. 

Die  Bedingung  aber,  unter  welcher  die  Wertforschung  dieser 
Inhalte  thatsächlich  zukäme ,  liegt  auf  der  Hand :  die  Wahrheit  des 
Wertgedankens.  Auch  diese  Ansicht  also  —  über  den  Inhalt  der 
Wertforschung,  —  die  schon  jenseits  der  herkömmlichen  MeinuDg 
von  der  „Wertlehre"  liegt,  dieser  Meinung  wesentlich  unerreichbar 
ist,  aber  in  der  letzteren  Geiste  gebildet,  auch  diese  Ansicht  steht 
und  fallt  in  ihrer  Gültigkeit  mit  der  Wahrheit  des  Wertgedankens. 
Und  wenn  uns  dieser  Gedanke  in  mehr  als  einer  Hinsicht  gleichsam 
den  Schlüssel  zur  Selbstbesinnung  der  Wertforschung  bedeuten 
will,  so  erkennen  wir  auch  hier  die  Art,  diesen  Schlüssel  für  unsere 
Zwecke  zu  handhaben,  in  nichts  anderem,  als  in  der  Kritik  des 
Wertgedankens. 


*)  Hier,  nachdem  es  sich  geoffenbart  hat,  dafs  wir  die  Bürgschaft  zur  Er- 
reichung unseres  Zieles  —  der  Selbstbesinnung  der  Wertforschung  —  schon  in 
den  Händen  halten,  sobald  uns  dasjenige  giltig  erschlossen  sein  wird,  was  ick 
den  Inhalt  der  Wertforschung  genannt  habe ,  hier  mufs  ich  dem  Einwände  ent^ 
gegensehen,  weshalb  ich  nicht  —  in  scheinbar  rationellerer  Weise  —  von  Haus 
aus  davon  ausgegangen  bin,  jene  letzten  Dinge  für  den  Belang  der  Forschung, 
die  sich  auf  sich  selber  besinnen  soll,  geradenwegs  zu  suchen. 

Dem  liesse  sich  schon  im  allgemeinen  widersprechen.  Die  streng  methodische 
Gliederung  einer  Untersuchung  ist  nicht  immer  die  sachlich  beste.  £s  läfst  sich 
eben  nicht  alles  über  einen  Kamm  scheren.  Jeder  Stoff  —  und  gar  erst  ein 
so  eigenartiger,  wie  der  hier  behandelte  —  regiert  seine  Behandlung,  und  xer- 
mag  daher   eine   gewisse   Empirie   dieser   Behandlung  sachlich   zu   rechtfertigen. 
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IV. 

Der  Wertgedanke  ist  von  der  Art  einer  ruhenden  Behauptung^ 
die  als  wahr  behandelt  wird,  ohne  dafs  man  sich  ihrer  selber  und 

Und  thatsäehlich  läfst  sich  das  Verfahren,  das  ich  im  Gange  dieser  Untersuchung 
befolge,  in  dem  Sinne  ein  empirisches  nennen,  dafs  ich  nur  der  gegebenen  Eigen- 
art des  Stoffes,  der  mir  vorliegt,  verantwortlich  dafür  bleiben  will,  wie  ich  ihn 
behandle.  Wie  der  Stoff,  so  die  Behandlung.  Der  Schlufs  geht  in  allen  Stücken 
Zug  um  Zug.  und  bewahrt  mich  so  vor  der  Gefahr,  mich  in  Allgemeinheiten  zu 
verlieren. 

£s  sprechen  aber  noch  besondere  Gründe  gegen  jenen  Einwand  und  recht- 
fertigen den  Weg,  den  ich  thatsächlich  eingeschlagen  habe.  Ich  habe  es  schon 
im  Texte  angedeutet,  dafs  die  Befangenheit  des  herkömmlichen  Denkens  von  der 
Art  ist,  um  jede  eigentliche  Erwägung  über  den  Inhalt  der  Wertforschung  aus- 
zuschliefsen.  Ehe  es  zu  einer  solchen  Erwägung  käme,  verstrickt  sich  gleichsam 
das  herkömmliche  Denken  in  die  erwähnten  Selbstverständlichkeiten,  und  reifst 
bei  diesen  naturgemäfs  ab.  Wenn  ich  da  nun  mit  der  Thür  ins  Haus  gefallen 
wäre,  so  hätte  ich  der  Gefahr  trotzen  müssen,  Erörterungen  zu  pflegen,  die  nur 
zu  leicht  unverstanden  bleiben  könnten,  weil  sie  dem  herkömmlichen  Denken, 
solange  es  in  seiner  Befangenheit  bleibt,  unzugänglich  sind. 

Aber  selbst  dann,  wenn  es  gelingen  könnte,  dieser  Gefahr  irgendwie  vorzu- 
beugen. Selbst  dann  käme  noch  ein  anderes  in  Betracht.  Es  liefse  sich  dieser 
Gefiüir  nicht  anders  begegnen,  als  dafs  man  das  herkömmliche  Denken  dazu 
brächte,  seiner  Befangenheit  so  weit  Herr  zu  werden,  um  den  Erwägungen  über 
den  Inhalt  der  Wertforschung  näher  zu  treten.  Nun  ist  es  aber  klar  geworden, 
dafs  man  im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung,  wenn  überhaupt,  so  sicher 
nur  dem  Wortlaute  des  Wertgedankens  nach  über  den  Inhalt  der  Wertforschung 
zu  denken  vermöchte.  Diese  Ansicht  über  diesen  Inhalt  hätte  nun  einen  mäch- 
tigen Rückhalt  an  den  Gedanken,  die  uns  die  herkömmliche  Meinung  über  die 
., Wertlehre"  darstellen,  und  in  derem  Geiste  diese  Ansicht  gebildet  erscheint. 
Denn  es  gelten  diese  Gedanken  eben  als  selbstverständlich  und  darum  jedes 
Zweifels  überhoben.  Diese  Ansicht  bliebe  also  sozusagen  Glaubenssache. 
Und  obwohl  sie  selber  vielleicht  nichts  weniger  als  klar,  obwohl  sie  förmlich  nur 
instinktiv  gehegt  würde,  trotzdem  —  oder  vielleicht  gerade  deshalb  —  würde 
sie  sich  allen  Erwägungen,  die  geradenwegs  und  ohne  Rücksicht  auf  sie  über 
den  Inhalt  der  Wertforschung  gepflogen  würden,  als  ein  verstecktes  Hindernis 
entgegenstemmen ,  im  Sinne  einer  unbewufsten  Voreingenommenheit.  Es  wären 
eben  über  den  Inhalt  der  Wertforschung  im  Stillen  vorgebildete  Gedanken  da, 
und  mit  diesen  kämen  jene,  die  erst  auf  dem  Wege  einer  methodisch  geregelten 
Untersuchung  zu  bilden  wären,  auf  Schritt  und  Tritt  in  ein  störendes  Gedränge. 

Deshalb  habe  ich  damit  begonnen,  dem  herkömmlichen  Denken  seine  Be* 
fangenheit  in  jenen  Selbstverständlichkeiten  vorzuhalten.  Deshalb  habe  ich  den 
Inhalt  der  Wertforschung  überhaupt  erst  dann  zur  Sprache  gebracht,  da  ich 
zeigen  konnte,  wie  das  herkömmliche  Denken  diesen  Erwägungen  fremd  bleiben 
mufs,  und  zugleich  auch  zeigen  konnte,  wie  das  herkömmliche  Denken  diesen 
Erwägungen  mittelbar  vorgreift  —  eben  mit  jener  Ansicht  über  den  Inhalt 
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dieses  Umstandes  bewufst  wäre.  Darin  liegt  aber  bereits  die  Ent- 
scheidung über  den  Weg,  den  die  Kritik  am  Wertgedanken  gehen  mnfs. 

Wo  labiles  Gleichgewicht  herrscht,  da  genügt  die  leiseste  Be- 
rührung, um  die  ganze  Lage  der  Dinge  sozusagen  in's  Gegenteil  zn 
Terkehren.  Ahnlich  ist  es  in  der  Welt  der  Gedanken,  sobald  es  sich 
um  eine  Behauptung  jener  Art  handelt  Es  genügt,  eine  solche  Be- 
hauptung ein  erstes  Mal  auszusprechen,  und  unser  Denken  müfste 
sich  Gewalt  anthun,  wollte  es  diese  Behauptung  nicht  sofort  zu  einer 
Frage  umstürzen  sehen.  So  kippt  auch  die  Behauptung,  die  mit 
dem  Wertgedanken  vorliegt,  ohne  weiteres  zu  der  Frage  um: 

Igt  der  Wissenschaft  unter  „Wert"  ein  Singnlar- 
objekt  vorgesetzt? 

Wir  stehen  damit,  durch  den  Fortlauf  der  Untersuchung  zwingend 
und  unausweichlich  daraufgeführt,  vor  einer  Frage,  die  sich  einer  aufser- 
ordentlichen  Tragweite  rühmen  darf;  die  aber  zugleich  nur  zu  sehr 
allem  herkömmlichen  Denken  widerstreitet,  um  nicht  für  sich  selber 
noch  der  Erläuterung  zu  bedürfen. 

Es  setzt  diese  Frage  genau  dasjenige  in  Zweifel,  was  im  Wert- 
gedanken als  Behauptung  auftritt:  Das  Dasein  eines  Gegen- 
standes, der  so  zu  denken  wäre,  dafs  er  im  ursprünglichen  Sinne 
—  das  will  sagen,  ohne  Hinzuthun  der  Wissenschaft,  —  unter  dem 
Sprachzeichen  „Wert^  als  der  Eine,  für  jedermann  nämliche  und 
selbe  seiner  wissenschaftlichen  Erledigung  harrt. 

Für  den  Zweck  eines  erläuternden  Vergleiches  nehmen  wir  eine 
andere  Frage  in  Betracht.  Eine  Frage,  die  in  der  Wertforschung 
eine  wichtige  Rolle  spielt,  und  die  sich  eben  nur  im  Geiste  der  her- 
kömmlichen Anschauung  mit  jener  Unbefangenheit  aufwerfen  läfst, 
mit   der  unter  der  Herrschaft   dieser   Anschauung   z.  B.  auch  die 


der  Wertforschung,  die  sich  im  Geiste  der  herkömmlichen  Ansohauang  bilden 
läfst.  Und  deshalb  mache  ich  nun  dem  herkömmlichen  Denken  auch  noch  das 
Zugeständnis,  dafs  ich  jener  Ansicht  die  Präsumption  Eugestehe:  Ich  ziehe  es 
noch  gar  nicht  in  Erwägung,  welcher  Art  der  thatsächliche  Inhalt  der  Wert- 
forschung überhaupt  sein  könnte,  ehe  ich  nicht  darüber  Klarheit  erbracht,  ob 
er  nicht  doch  von  der  Art  sei,  wie  es  dem  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung 
gemäfs  wäre.  Nor  dann  also,  wenn  sich  dieee,  von  der  herkömmlichen  An- 
schauung gestützte  Ansicht  als  eine  fälschliche  erweisen  möchte  —  und  darüber 
wird  uns  die  Kritik  am  Wertgedanken  Au&chlufs  erteilen.  —  erst  dann  würde 
ich  geradenwegs  die  Frage  nach  dem  Inhalt  der  Wertforschung  erheben.  Dann 
aber  konnte  ich  es  auch  —  diesem  Vorgange  zu  Dank,  —  mit  aller  Beruhigung 
thun,  ohne  weiter  mehr  eine  störende  GedankeuTorspreizung  befürchten  zn 
müssen. 
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Ausdrücke  „Wertlehre",  „Wertdoktrin"  etc.  in  Verwendung  kommen. 
Die  Frage  nämlich:  „Was  ist  der  Wert?" 

Wir  erkennen  leicht,  jene  erste  Frage  ist  mit  dieser  zweiten  so 
wcDig  eins,  dafs  es  von  der  Antwort  auf  die  erstere  abhängt,  ob  die 
letztere  überhaupt  aufzuwerfen  sei.  Erst  die  Bejahung  der  ersten 
Frage  kann  den  Aufwurf  der  zweiten  rechtfertigen.  Denn  es  unter- 
liegt der  letzteren  der  Wertgedanke  als  eine  stille  Voraussetzung. 

Diese  AbhäDgigkeit  der  einen  von  der  anderen  Frage  bleibt  aber 
dem  herkömmlichen  Denken  unbewufst,  und  es  kann  derselben  somit 
nicht  achten.  So  erklärt  sich  abermals  aus  der  Befangenheit  des 
herkömmlichen  Denkens  auch  die  naive  Unbefangenheit,  mit  welcher 
die  Frage  „Was  ist  der  Werth?"  aufgeworfen  wird.  Ich  nenne  die 
letztere  Frage  deshalb  die  Naive  Wertfrage,  und  setze  ihr  jene 
erste  Frage,  die  ihr  nach  dem  Geheifs  der  Kritik  vorzutreten  hat, 
als  die  Kritische  Wertfrage  entgegen. 

Man  könnte  femer  leicht '  der  Meinung  verfallen,  dafs  sich  die 
Ejitische  Wertfrage  ihrem  Sinne  nach  auf  die  Frage  vereinfachen 
liefse:  „Ist  der  Wert?"  Aber  auch  bei  dieser  Frage  bleibt  doch  das- 


*)  Fb.  V.  WnssFR  bemerkt  im  Hinblicke  auf  die  Frage  „Was  ist  der  Wert", 
dftTs  sie  in  einer  y,unkritischen  Voraussetzung  aufgeworfen"  sei.  (S.  „Ursprung 
and  Hauptgesetze  des  w.  W.",  p.  52.)  Allein  er  bezieht  sich  dabei  nur  auf  den 
thatsBchlichen  Umstand,  dafs  man  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?*'  von  der  Frage 
„Was  bedeutet  das  Wort  Werth?**  nicht  gehörig  zu  trennen  weifs.  Die  „un- 
kritische Voraussetzung"  sieht  v.  Wieseb  nur  mit  dem  Glauben  vorhanden,  die 
Frage  „W^as  ist  der  Wert?"  ohne  weiteres  aufwerfen  zu  können,  während  er 
es  kritischem  Vorgehen  gemäfs  findet,  zuerst  die  Zweideutigkeit  zu  beheben,  die 
roQ  jenem  thatsächlichen  Umstand  der  häufigen  Vermengung  jener  beiden  Fragen 
her  droht. 

Wenn  hier  nun  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?**  die  Naive  Wertfrage  ge- 
nannt wird,  so  kommt  damit  allerdings  zum  Ausdruck,  dafs  etwas  Unkritisches 
dieser  Frage  anhaftet.  Aber  keineswegs  die  „unkritische  Voraussetzung**  im 
Sinne  v.  Wjbsebs.  Denn  eine  Vermengung  der  Frage  „Was  ist  der  Wert?** 
mit  der  Frage  „Was  bedeutet  das  Wort  Wert  ?**  kann  im  obigen  Zusammenhange 
schon  deshalb  nicht  eintreten,  weil  ich  die  erstere,  die  Naive  Wertfrage  aus- 
drücklich mit  der  Betonung  zur  Sprache  bringe,  dafs  ihr  der  Wertgedanke  als 
eine  stille  Voraussetzung  unterliege,  was  doch  bei  der  Frage  „Was  bedeutet  das 
Wort  Wert?'*  offenbar  nicht  der  Fall  ist. 

Da«  Unkritische  der  deshalb  von  uns  so  genannten  Naiven  Wertfrage  beruht 
eben  gerade  in  der  unkritischen  Duldung,  in  dem  unkritischen  Nichtwissen  der 
stillen  Voraussetzung,  welche  dieser  Frage  unterliegt,  des  Wertgedankens  nämlich. 
Diese  Einsicht  aber  mufste  v.  Wibsbb  naturgemäfs  ebenso  verborgen  bleiben, 
wie  jedem  anderen  Theoretiker,  der  im  Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung 
fSr  die  Wertforschung  thätig  wird. 
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jenige,  worauf  sich  die  Kritische  Wertfrage  richtet,  ganz  anfaer 
Zweifel:  Das  Dasein  eines  Gegenstandes,  wie  er  dem  Wertgedanken 
gemäfs  zu  denken  wäre.  Diese  weitere  Frage  zielt  vielmehr  nur  un- 
gefähr dahin  ab,  ob  der  unter  „Wert"  —  unentwegt  als  der  Eine 
—  zu  erledigende  Gegenstand  sich  bei  seiner  durchgeführten 
Erledigung  als  etwas  ThatsächlicheSi  oder  etwa  blofs  als  etwas 
Gedachtes  herausstellt.  Auch  der  Antwort  auf  diese,  gleichwie  jener 
auf  die  Naiye  Wertfrage,  mufs  daher  schon  ein  Erledigen  des  im 
Sinne  des  Wertgedankens  zu  denkenden  Gegenstandes  vorausgehen. 
Derart  sind  beide  Fragen  —  die  ich  der  Kritischen  Wertfrage 
zur  Erläuterung  entgegenstelle,  —  an  die  Wahrheit  der  Behauptung 
im  Wertgedanken  für  ihren  Aufwurf  gebunden,  sind  beide  also  Yon 
der  Antwort  auf  die  Kritische  Wertfrage  abhängig,  bei  welcher 
allein  diese  Behauptung  selber  zu  einer  Frage  umgestürzt  erscheint. 
Die  Beantwortung  der  Kritischen  Wertfrage  ist  eben  so  weit 
davon  entfernt,  ein  Erledigen  jenes  —  im  Sinne  des  Wert- 
gedankens zu  denkenden  —  Gegenstandes  in  sich  zu  schliefsen,  oder 
gar  vorauszusetzen,  dafs  es  sich  vielmehr  erst  durch  die  Antwort  auf 
die  Kritische  Wertfrage  entscheiden  soll,  ob  in  diesem  Sinne 
überhaupt  etwas  zu  erledigen  sei! 

Die  Tragweite  der  Kritischen  Wertfrage  wird  richtig  ermessen, 
sobald  man  sich  vorhält,  dafs  mit  ihr  die  Gültigkeit  des  Wert- 
gedankens in  Frage  gestellt  ist.  An  dieser  Gültigkeit  hängt  aber 
doch  sehr  viel  Der  Wertgedanke  läfst  sich  als  eine  unbewufste 
Grundlage  des  Denkens  nachweisen,  das  für  unsere  Wissenschaft  als 
das  herkömmliche  gelten  darf.  Die  Gültigkeit  dieses  Gedankens  in 
Zweifel  setzen,  heifst  eigentlich  die  ganze  nationalökonomische  For- 
schung in  Mitleidenschaft  ziehen.  Nach  dieser  Hinsicht  kann  man 
sich  die  Tragweite  jener  Frage  im  Hinblicke  auf  den  Umstand  ver- 
gegenwärtigen, dafs  es  sich  mit  ihr  entscheiden  mufs,  zunächst,  ob  in 
unserer  Wissenschaft  die  Naive  Wertfrage  („Was  ist  der  Wert?^) 
ihren  zugleich  alltäglichen  und  brennenden  Charakter  beibehalten 
darf.  Weiters,  ob  man  auch  fernerhin,  wie  es  bisher  mit  naiver  Un- 
befangenheit geschieht,  die  Namen  „Wertlehre",  „Wertdoktrin"  etc. 
aber  auch  Ausdrücke  wie  „Wertproblem",  „Dogmengeschichte  des 
Wertes"  u.  a.  m.  buchstäblich  nehmen  kann.  Vor  allem  aber, 
ob  es  ganz  im  allgemeinen  angeht,  mit  jener  Unbefangenheit  von  „dem 
Werte"  zu  sprechen,  wie  es  im  verschiedentlichsten  Zusammenhange 
und  bei  unzähligen  Gelegenheiten  bisher  gethan  wird. 

Denn  in  allen   diesen  Fällen  mufs  man  sich  den  Wertgedanken 
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als  eine  stillschweigende  Voraussetzung  unterliegen  denken,  wird  also 
die  Behauptung  im  Wertgedanken  unbewuTst  als  wahr  behandelt. 
ADe  diese  Vorkommnisse  gewinnen  daher  einen  fraglichen  Cha- 
rakter, sobald  einmal  jene  Behauptung  zur  Kritischen  Wertfrage  um- 
gestürzt erscheint;  und  von  der  letzteren  Antwort  mufs  es  offenbar 
abhängen,  ob  die  herkömmliche  Denk-  und  Sprechweise,  soweit  jene 
Vorkommnisse  in  Betracht  fallen,  zu  berichtigen  oder  zu  be- 
stätigen sei. 

Dahinaus  könnte  unser  Beginnen  von  einer  merkwürdig  ein- 
schneidenden Wirkung  sein.  Denn  es  ist  zweifellos  eine  höchst  be- 
fremdende Vorstellung,  dafs  sich  die  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie genötigt  sehen  könnte,  ihr  bisheriges  Verhalten  zu  einem 
ihrer  vielgebrauchtesten  Ausdrücke  von  Grund  aus  ändern  zu 
müssen.  Noch  dazu,  wenn  sie  hinter  diesem  Ausdrucke  etwas  zu  vermuten 
gewohnt  ist,  was  einmal  schon  geradezu  als  der  „Eckstein"  ihres  theo- 
retischen Gebäudes  gerühmt  worden  und  was  nie  aufgehört  hat, 
dieser  Wissenschaft  gegenüber  die  Rolle  der  „Grofsen  Unbekannten" 
za  spielen.  Und  nun  —  denn  im  Grundsatze  erscheint  ja  nunmehr 
auch  dies  möglich  —  der  Gedanke  an  eine  Nationalökonomie,  die, 
und  nicht  etwa  im  Sinne  einer  blofsen  terminologischen  Änderung, 
die  vielmehr  im  wesentlichsten  Sinne  nicht  mehr  vom 
„Wert"  handelt!  Wenn  man  es  streng  ausdrücken  will:  Die  es 
gar  nicht  zu  sagen  vermöchte,  dafs  sie  nicht  mehr  „vom  Werte" 
handle,  weil  dann  für  sie  eine  solche  Ausdrucksweise  an  und  für 
sich  allen  Sinn  und  jede  Bedeutung  verloren  hätte!  Es  ist  wahr- 
lich nicht  leicht,  sich  solches  im  voraus  auszumalen  und  alle  seine 
Polgen  abzusehen.     Hier  aber  verschliefsen  wir  uns   diesen  Dingen. 

Hier  interessiert  uns  die  Tragweite  der  Kritischen  Wertfrage  nur 
soweit,  als  sie  für  die  Selbstbesinnung  der  Wertforschung  in  Betracht 
fällt.  Auch  um  dies  zu  ermessen,  nehmen  wir  den  Wertgedanken 
zum  Anhalt,  seine  dargelegte  Bedeutung  für  jenes  Forschen.  Wir 
erkennen  dann,  dafs  wir  mit  der  Kritischen  Wertfrage  zunächst  das 
herkömmliche  Denken  über  die  „Wertlehre**  in  Zweifel  setzen,  indem 
wir  es  gleichsam  an  seiner  Wurzel  untersuchen.  Aber  wir  zweifeln 
unter  Einem  auch  den  Grund-  und  Leitgedanken  der  herkömmlichen 
Wertforschung  an.  Vor  allem  jedoch  prüfen  wir  jene  Ansicht  über 
den  Inhalt  der  Wertforschung  auf  ihre  Gültigkeit,  die  sich,  dem 
Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  gemäfs,  im  Einklänge  mit  dem 
herkömmlichen  Vorgehen  dieser  Forschung,  aus  dem  Wertgedanken 
heraus  bilden  läfst. 
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Da  wir  nämlich  dieser  Ansicht  einen  ausgesprochenen  Vorrang 
zugestehen ;  da  wir  über  diesen  Punkt,  den  wichtigsten  für  den  Belang 
der  erstrebten  Selbstbesinnung,  mit  der  Bildung  einer  eigenen  An- 
sicht solange  zurückhalten,  bis  wir  jene  herkömmliche  Ansicht 
gewürdigt  haben:  So  erblicken  wir  in  der  Kritischen  Wertfrage  in 
erster  Linie  das  Mittel,  ein  Urteil  über  diese  herkömmliche  Ansicht 
vom  Inhalt  der  Wortforschung  zu  gewinnen.  Aus  diesem  Anlasse 
werfen  wir  hier  die  Kritische  Wertfrage  auf,  ohne  Acht  auf  die  weit- 
tragenden Nebenwirkungen  unseres  Beginnens,  —  aber  auch  ohne 
Scheu  vor  ihnen.  Wir  nehmen  es  einfach  mit  dieser  Frage  auch 
hier  so  ernst,  um  noch  ihrer  vollen  Bedeutsamkeit  Rechnung  zu 
tragen. 

Werfen  wir  einen  Blick  voraus  auf  die  möglichen  Fälle,  die 
unser  Beginnen  herbeiführen  könnte.  Zuerst  den  Fall,  dafs  wir  die 
Kritische  Wertfrage  mit  zureichender  Begründung  verneinen 
müfsten.  Damit  allein  brauchte  dem  fortlaufenden  Bestand  der  Wert- 
forschung noch  keineswegs  ein  Ende  gesetzt  sein.  Es  wäre  nur  über 
die  herkömmliche  Meinung  in  Bezug  auf  das  fragliche  Gebiet  der 
Stab  gebrochen,  und  damit  auch  über  die  herkömmliche  Art  und 
Weise  im  Vorgehen  der  Wertforschung.  Im  übrigen  jedoch  stünden 
wir  nun  erst  vor  der  Frage,  was  denn  eigentlich  der  thatsäch- 
liche  Inhalt  der  Wertforschung  sei,  nachdem  sich  jene  herkömm- 
liche Ansicht   darüber  als  eine  trügerische  und  irrige  erwiesen  hätte. 

Vermutlich  würde  schon  die  Bildung  des  absprechenden  Urteils 
über  jene  Ansicht  die  Handhabe  dazu  bieten,  sie  zu  berichtigen,  das 
will  sagen,  den  thatsächlichen  Inhalt  der  Wertforschung  aufzudecken. 
Mit  dessen  Erkenntnis  wäre  der  Selbstbesinnung  dieses  Forschens  die 
Bahn  geebnet;  die  Wertforschung  wäre  dann  in  der  Lage,  ihren 
„königlichen  Weg"  zu  finden.  Der  Zustand  unserer  Wissenschaft 
aber,  wie  er  nach  dem  Fall  des  Wertgedankens  eintreten  würde,  und 
der  so  viel  Unbegreifliches  in  sich  zu  schliefsen  scheint,  er  möchte 
dann  sicher  begreifbar  werden.  Ihn  als  den  wahren  zu  erkennen, 
wäre  ohne  Zweifel  eins  damit,  seine  Möglichkeit  einzusehen. 

Die  Kritische  Wertfrage  könnte  ebensogut  bejaht  werden,  der 
Wertgedanke  also  die  Probe  auf  seine  Gültigkeit  bestehen.  Schein- 
bar bliebe  dann  alles  beim  Alten.  Wäre  unser  Beginnen  deshalb 
nutzlos  gewesen?  Gewifs  nicht.  Schon  im  allgemeinen  gesprochen, 
kann  es  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  unmöglich  gleichgültig 
sein,  ob  sich  ein  bestimmtes  Forschen  blindlings  (d.  i.  ohne  jede 
Selbstbesonnenheit)  nach  Brauch  und  Herkommen  bethätigt;  sei  es 
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aachy  dafs  es  nach  seinem  Vorgehen  im  Einklaiige  mit  den  That- 
sachen  bleibt,  also  einen  treffsicheren  Instinkt  bekundet.  Oder  ob 
dieses  Forschen  die  Art  seines  Vorgehens  mit  Bewufstsein  aus 
der  Erkenntnis  seiner  selbst  herleitet.  Im  besonderen  aber  könnte 
das  herkömmliche  Vorgehen  der  Wertforschuog  fraglos  noch  manche 
Berichtigung  erfahren  und  zu  einer  wesentlichen  Klärung  kommen^ 
auf  die  Erkenntnis  hin,  dafs  der  AVertgedanke  ein  gültiger  sei ,  und 
dank  der  Einsicht,  weshalb  es  so  ist.  So  bliebe  auch  in  diesem 
Falle  keineswegs  alles  beim  Alten.  Es  wäre  zwar,  nachdem  einmal 
schon  der  Wertgedanke  und  seine  Stellung  zur  Wertforschung  auf- 
gedeckt ist,  der  letzteren  Inhalt  nicht  mehr  zu  finden;  aber  er  wäre 
doch,  so,  wie  er  aus  dem  Wertgedanken  bestimmbar  erscheint,  erst 
noch  als  der  thatsächliche  zuerkennen.  Dies  geschähe,  indem 
der  Wertgedanke  seine  Probe  bestünde.  Und  erst  daraufhin  könnte  auch 
in  diesem  Falle  die  Wertforschung  auf  den  ,, königlichen  Weg"  ver- 
wiesen werden.  Denn  im  Finstern  ist  es  nur  zu  leicht  möglich,  dafs 
man  trotz  der  guten  Bichtung  sich  mühsam  über  Stock  und  Stein 
weiterschleppt,  und  des  Weges  nicht  gewahr  wird,  der  einen,  sehenden 
Auges,  leicht  und  schnell  nach  dem  gleichen  Ziele  hinführen  könnte. 

Wir  müssen  schliefslich  noch  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  dafs 
sich  die  Ejritische  Wertfrage  weder  bejahen,  noch  auch  verneinen  läfst, 
dafs  sie  einer  eigentlichen  Antwort  unzugänglich  sei.  Der 
Wertgedanke  liefse  sich  dann  nicht  als  wahr  erweisen,  aber  auch  nicht 
widerlegen. 

Da  liegt  aber  die  Vermutung  nahe,  dafs  wir  nebenbei  noch  zu 
einer  sehr  entscheidenden  Einsicht  kämen.  Zur  Einsicht,  dafs  die 
Wertforschung  ganz  recht  daran  thut,  —  nur  sollte  es  auch  dann 
gewifs  nicht  unbewufst  geschehen !  —  den  Wertgedanken  als  wahr  zu 
behandeln,  obwohl  er  sich  weder  als  wahr,  noch  als  falsch  erweisen 
läfst.  Nur  unter  dieser  Bedingung  nämlich  —  so  könnte  uns  jene 
Einsicht  lehren  —  vermag  unsere  Wissenschaft  ihren  Erkenntniszweck 
zu  erfüllen,  indem  es  dadurch  erst  möglich  würde,  gewisse  Dinge 
einer  wissenschaftlichen  Behandlung  zu  unterwerfen. 

Unter  solchen  Umständen  wäre  dann  zu  erkennen,  dafs  der  Wert- 
gedanke nicht  als  etwas  schlechthin  Wahres  der  Wertforschung  unter- 
liege; aber  die  letztere  würde  sich  im  Wertgedanken  ebensowenig  auf 
einer  blofsen  Fiktion  aufbauen.  Wir  müfsten  in  diesem  Falle  vielmehr 
sagen:  Das  nationalökonomische  Denken  duldet  den  Wertgedanken 
als  eine  seiner  Grundlagen,  und  im  besonderen  nimmt  die  Wert- 
forschung von  ihm  ihren  Ausgang,  indem  dabei  dem  Wertgedanken 

Staatow.  Stadien.    VI.  ^^^  ^ 
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zugestanden  würde,  dafs  er  eine  nicht  zu  umgehende  Annahme 
sei,  die  sich  nicht  beweisen  und  nicht  widerlegen  läfst,  sagen  wir  also 
ein  Postulat. 

Könnte  uds  die  Kritische  Wertfrage  auch  nur  diese  Einsicht  ver- 
mitteln, sie  wäre  keineswegs  nutzlos  aufgeworfen.  Denn  immer  ist 
der  Vorteil  in  Anschlag  zu  bringen,  den  ein  Forschen  geniefst,  das 
sich  über  sich  selber  klar  geworden  ist,  einem  solchen  gegenüber,  das 
gleichsam  nur  im  Finstern  tappt.  Auch  in  diesem  Falle  wüfste  dann 
die  Wertforschung  bis  zu  den  letzten  Dingen  Bescheid  über  sich,  und 
vermöchte  sich  danach  einzurichten. 

So  macht  es  in  allen  denkbaren  Fällen  die  zweifellose  Bedeutung 
dieser  Frage  aus,  dafs  sie  zum  Anlafs  wird,  ein  schweres  kriti- 
sches Versäumnis  gut  zu  machen.  Darin  beruhend,  dafs  schon 
im  Allgemeinen  das  nationalökonomische  Denken  einen  Bestandteil  in 
sich  schliefst,  der  bisher  verborgen  und  daher  auch  ungeprüft  ge- 
blieben ist;  dafs  noch  im  besonderen  die  Wertforschung  damit  zu- 
gleich von  einer  ungewufsten  Voraussetzung  ausgegangen  ist,  die  im 
höchsten  Grade  verbindlich  erscheint  für  das  ganze  Gebahren  dieser 
Forschung.  Wir  mögen  also  immerhin  diese  Frage  hier  aus  ganz 
bestimmten,  sozusagen  praktischen  Gründen  aufwerfen:  darüber  noch 
hinaus  darf  es  als  eine  Ehrenpflicht  des  natioualökonomischen  Forschens 
angesehen  werden,  der  Kritischen  Wertfrage  Genüge  zu  thun. 

Es  hat  sich  diese  Frage  aus  Erwägungen  zwingend  ableiten  lassen, 
die  ausdrücklich  auf  die  Wertforschung  Bezug  nahmen.  Und  die 
vollzogene  Antwort  auf  diese  Frage  würde  in  der  unmittelbarsten 
Weise  abermals  für  die  Wertforschung  von  Belang  sein.  So  aber, 
wie  diese  Frage  nun  als  solche  daliegt,  fällt  eigentlich  für  ihre  Be- 
antwortung nicht  notwendig  gerade  die  Wertforschung  in  Betracht. 
Es  ist  wenigstens  nicht  im  Voraus  abzusehen,  ob  uns  etwa  eine  Kritik 
der  Wertforschung,  wie  uns  die  letztere  in  ihren  bisherigen  Aufse- 
rungen  gegenständlich  geworden  ist,  schon  in  den  Stand  setzt,  jene 
Frage  gültig  zu  erledigen. 

Immerhin  erscheint  es  als  das  Naturgemäfse,  dafs  wir  uns  zu- 
nächst nun  wieder  an  die  Wertforschung  halten,  um  die  gestellte  Auf- 
gabe zu  lösen,  oder  doch  ihrer  Lösung  näherzubringen.  Es  bleibt 
damit  der  engste  Zusammenhang  mit  unserem  eigentlichen  Gegenstande 
gewahrt,  und  von  dem  letzteren  würden  wir  uns  in  der  Folge  nur 
soweit  entfernen,  als  es  seine  eigene  Behandlung  notwendig  er- 
scheinen liefse. 

Darin  nun,  dafs  wir  die  Kritische  Wertfrage,  in  der  Absicht  ihrer 
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Erledigimg;  zur  herkömmlichen,  also  zur  gegenständlich  gewordenen 
Wertforschung  in  einen  kritischenG-egenhalt  setzen,  darin  wird 
sich  der  Rest  der  vorliegenden  Untersuchung  erschöpfen. 


V. 

Für  sich  selber  in  stetigem  Weiterfliefsen  gedacht,  darf  uns  die 
Wertforschung  in  der  sogenannten  Wertlehre  als  etwas  erscheinen, 
das  in  bleibender  Gestalt  und  abgeschlossen  vor  uns  liegt.  Im  An- 
gesichte dieser  „Wertlehre"  suchen  wir  nun  der  Frage  zu  genügen, 
ob  der  Wissenschaft  unter  „Wert"   ein  Singularobjekt  vorgesetzt  sei 

Die  Aussagenwelt  der  Wertlehre  ist  bisher  immer  nur  unter 
der  stillen  Geltung  des  Wertgedankens  betrachtet  worden.^) 
Nun  wird  sie  zum  ersten  Male  daraufhin  angesehen,  ob  sie  uns  eine 
Handhabe  bietet,  den  Wertgedanken  auf  seine  Gültigkeit  zu  prüfen. 

Es  ist  da  zunächst  der  irrtümlichen  Meinung  zu  begegnen,  als 
würde  die  „Wertlehre",  die  für  das  Dasein  der  Wertforschung  zeugt, 
damit  auch  schon  den  Beweis  für  das  Dasein  jenes  Singularobjektes 
vorstellen,  wie  es  nach  dem  Inhalte  des  Wertgedankens  zu  denken 
wäre.  Damit  aber,  dafs  alle  Theoretiker  herkömmlich  so  vorgehen, 
als  würden  sie  im  guten  Glauben  an  das  Dasein  eines  Singular- 
objektes „Wert"  handeln,  damit  allein  ist  des  letzteren  Dasein  doch 
noch  keineswegs  erwiesen.  So  sind  zum  Beispiel  die  alten  Alchy- 
misten  thatsächlich  im  guten  Glauben  daran  vorgegangen,  den  „Stein 
der  Weisen"  finden  zu  können.  Lag  etwa  darin  schon  ein  Beweis, 
dafs  der  „Stein  der  Weisen"  wirklich  zu  finden  sei? 

Der  Wertgedanke  steht  für  den  inneren  Zusammenhang  unter 
den  Teilen  der  „Wertlehre"  ein,  und  läfst  dadurch  erst  die  letztere 


^)  Es  macht  da  gar  keinen  Unterschied  aus,  ob  der  einzelne  Theoretiker  die 
vWertlehre"  unter  keinem  anderen  Gesichtspunkt  betrachtet,  als  dafs  er  sie  als 
die  Gesamtheit  der  bisherigen  „Werttheorien"  seiner  eigenen  „Werttheorie" 
gegenübersieht.  So  geschieht  es  in  aller  Regel.  Der  Theoretiker  mufs  sich  da 
als  Partei  im  Streite  gehaben,  und  seine  Kritik  ist  daher  im  Wesen  eine  rein 
polemische.  Oder  ob  die  „Wertlehre**  umgekehrt  nur  unter  dem  Gesichtspunkte 
betrachtet  wird,  dafs  man  nach  den  Ergebnissen  dieser  Betrachtung  erst  den  ge- 
bräuchlichen Beitrag  zur  „Wertlehre"  zu  liefern,  danach  also  erst  eine  eigene 
„Werttheorie"  zu  begründen  sucht.  Darin  beruht  das  Ungewöhnliche  im  Vor- 
gehen 0.  Geblach's,  der  sich  im  übrigen  dennoch  im  Geiste  der  herkömmlichen 

Anschauung  bewegt,  weil  eben  auch  er  den  Wertgedanken  ruhig  hinnimmt. 
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als  Eines  begreifen.  Im  Hinblick  auf  den  Wertgedanken  ist  es 
also,  dafs  uns  die  verschiedenen  ,,Beiträge  zur  Wertlehre*',  die  ver- 
schiedenen „Werttheorien"  untereinander  von  Bezug  und  Belang  er- 
scheinen dürfen.  Es  stünde  daher  der  Wertgedanke  mit  in  Frage,, 
und  es  könnte  die  Kritische  Wertfrage  aus  der  „Wertlehre'*  heraua 
ihre  Antwort  finden,  sobald  wir  es  in  kritische  Erwägung  ziehen 
würden,  unter  welcher  Begründung  denn  eigentlich  die  verschiedenen 
„Werttheorien"  für  einander  relevant  seien.  Diese  Begründung 
wäre  dann  entweder  dem  Inhalte  des  Wertgedankens  gemäfs  zu  finden: 
Sobald  die  verschiedenen  ,  Werttheorien"  sich  wirklich  dadurch  unter» 
einander  relevant  zeigten,  dafs  sie  alle  nur  Erledigungsversuche  des 
Einen,  ständig  nämlichen,  des  Singularobjektes  „Wert"  darstellen,  je 
vom  subjektiven  Standpunkte  eines  Theoretikers  aus  unternommen. 
Oder  die  Begründung  der  Relevanz  aller  „Werttheorien"  wäre  eben 
nicht  in  diesem  Sinne,  sie  wäre  vielmehr  in  irgend  etwas  Anderem, 
oder  auch  vielleicht  gar  nicht  zu  finden.  In  beiden  letzteren  Fällen 
aber  läge  darin  auch  schon  der  Gegenbeweis  für  die  Giltigkeit  des 
Wertgedankens;  die  Kritische  Wertfrage  hätte  unter  Einem  zwar 
mittelbar,  aber  durchaus  entscheidend  ihre  Verneinung  gefunden. 

So  jedoch  vorgehen,  das  hiefse  abermals  geradenwegs  — 
ohne  Rücksicht  auf  die  überkommenen  Meinungen,  —  den  kritischen 
Erwägungen  folgen.  Ein  solches  Vorgehen  verbietet  sich  aber  aus 
den  oben  erwähnten  Gründen.  Wir  bleiben  dagegen  dem  einmal  ein- 
geschlagenen Wege  treu,  sobald  wir  zunächst  von  der  Annahme 
ausgehen,  dafs  der  Wertgedanke  ein  giltiger  sei,  um  dann  unter 
dem  Gesichtspunkte  dieser  Annahme  einen  prüfenden  Blick  in  die 
Aussagenwelt  der  „Wertlehre"  zu  werfen.  Es  soll  sich  zeigen,  ob  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  innerhalb  der  „Wertlehre"  mit  den  Folge- 
rungen aus  jener  Annahme  in  Einklang  stehen,  unser  Standpunkt 
ist  also  der,  dafs  wir  der  herkömmlichen  Meinung  zunächst  beitreten, 
dafs  wir  ihr  gleichsam  Recht  geben,  uns  dann  aber  überzeugen,  ob 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  ihrerseits  jene  herkömmliche  Meinung 
bestätigen,  oder  ob  sie  ihr  irgendwie  widerstreiten. 

Wir  nehmen  also  an,  dafs  es  sich  für  die  ganze  „Wertlehre"  in 
der  That  um  das  Erledigen  des  Singularobjektes  „Wert",  als  des 
Einen,  für  jedermann  nämlichen  Gegenstandes  handle.  Auch  unter 
dieser  Annahme  bliebe  den  verschiedenen  Versuchen,  jenes  Objekt 
je  vom  Standpunkte  eines  bestimmten  Theoretikers  aus  zu  erledigen, 
eine  gewisse  Mannigfaltigkeit  unbenommen.  Es  soll  dabei 
weniger  an  die  unvermeidlichen  Abweichungen  gedacht  werden,  die 
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sich  aus  der  Eigenart  der  subjekÜTen  Anschauungen  ergeben  könnten ; 
Tielmehr  an  den  Umstand,  dafs  auch  die  Erledigung  Ton  Ein  und 
Demselben  immer  noch  nicht  blofs  in  verschiedenem  Ausmafse,  sondern 
auch  unter  wechselnden  Gesichtspunkten  und  nach  getrexmten  Rich- 
tungen erfolgen  kann.  Aber  alle  diese  subjektiven  Beiträge  zur  Er- 
ledigung jenes  Einen  Objektes  würden  notwendig  gewisse  Berührungs- 
punkte gemein  haben,  an  denen  sie  sich  —  unter  Wahrung  des 
Spielraumes  für  die  Sonderheiten  in  den  subjektiven  Anschauungen  — 
inhaltlich  überdecken  müfsten. 

Der  vornehmste  dieser  Berührungspunkte  wäre  in  unserem  Falle 
durch  die  Frage  markiert:  „Was  ist  der  Wert?"  Diese  Frage  dürfte 
unter  der  gesetzten  Annahme  nicht  blofs  mit  Fug  und  Recht  auf- 
geworfen werden,  sie  wäre  unter  dieser  Annahme  auch  eines,  stets 
und  immer  desselben  Sinnes,  und  eben  gerade  auf  diesen  Um- 
stand hin  für  alle  subjektiven  Beiträge  zur  Erledigung  jenes  Objektes 
ein  gemeinsamer  Berührungspunkt.  Was  aber  ihre  Wichtigkeit  an- 
belangt, so  ist  es  klar,  dafs  alles  Erledigen  jenes  Einen  Objektes, 
gleichviel  von  welchem  Standpunkte  aus  es  unternommen  würde,  und 
in  welchem  Ausmafse,  unter  welchem  Gesichtspunkte  und  nach  welchen 
Richtungen  es  durchzuführen  wäre,  an  dieser  Frage  zu  beginnen,  bei 
ihr  gleichsam  einzusetzen  hätte. ^) 

Im  folgenden  ist  nun  eine  Vielheit  solcher  Antworten  auf  die 
Frage  „Was  ist  der  Wert?"  zusammengestellt;  jede  einzelne  bündig 
gefafst,  und  alle  zusammen  der  Aussagenwelt  der  „Wertlehre^*  ent- 
nommen. 

Die  Menge  irgend  eines  anderen  Dinges,  das  für  ein  Ding  einge* 
tauscht  wird.  (RICARDO.) 

Kaufkraft.  (J.  B.  Say.) 

Die  allgemeine  Tanschkraft,  die  Verfügungsgewalt,  die  der  Besitz 
eines  Dinges  über  käufliche  Güter  im  Allgemeinen  verleiht. 

(J.  St.  Mill.) 

Das  Vermögen,  die  Kraft,  gleichgeschätzte  Güter  zu  erlangen,  zu 
kaufen.  (J.  Gabnieb.) 


^)  Es  ist  dabei  wieder  gleichgültig,  in  welcher  Art  und  Weise  sich  der 
«inzelne  Theoretiker  mit  dieser  Frage  abfindet.  Ob  er  sie  sozusagen  vom  Fleck 
weg  beantwortet,  oder  ihre  Antwort  auf  dem  "Wege  einer  mehr  oder  minder  weit 
aasholenden  Ableitung  zu  erbringen  sucht.  Eine  Antwort  auf  diese  Frage  liegt 
»cbliefslich  auch  darin,  sobald  man  —  ob  nun  mit  Recht  oder  Unrecht  —  be- 
hauptet, dafs  es  um  der  Selbstverständlichkeit,  der  allgemeinen  Bekanntheit  ihrer 
Antwort  wegen  gar  nicht  nötig  sei,  diese  Frage  aufzuwerfen. 
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Tauglichkeit  eines  Dinges,  als  Mittel  zu  einem  Zwecke. 

(HUPELAND.) 

Tauglichkeit  eines  Gutes  als  Mittel  für  menschliche  Zwecke,  bezw. 
das  Mafs  dieser  Tauglichkeit.  (LoTZ.) 

Tauglichkeit  eines  G-utes  zur  Befriedigung  eines  Bedür&isses. 

(Hebmakn.) 

Die  Nützlichkeit,  in  ihrer  besonderen  Beziehung  auf  die  Befriedigung 
unserer  Bedürfnisse.  (Kossi.) 

Das  im  menschlichen  Urteil  erkannte  Verhältnis,  wonach  ein  Ding 
Mittel  für  die  Erfüllung  eines  erstrebenswerten  Zweckes  sein  kann. 

(Fbiedländee.) 

Das  Urteil  über  die  Nützlichkeit  der  Dinge.  (Stobch.) 

Die    um     ihrer    Nützlichkeit    willen    den  Dingen    entgegengebrachte 

Achtung.  (CONDILLAC.) 

Der  im  menschlichen  Urteil  anerkannte  Grad  von  Nützlichkeit  eines 
Sachgutes.  (Bau.) 

Das  Mafs  der  Nutzleistung.  (Knies.) 

Mafs  der  Fähigkeit  eines  Produktes,  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  ver- 
glichen mit  der  gleichen  Fähigkeit  anderer  Produkte. 

(WiTTELSHÖFER.) 

Die  Gewichtigkeit  eines  Gegenstandes,  welche  ihm  in  Gemäfsheit 
des  Druckes  eines  auf  denselben  gerichteten  Begehrens  erteilt  wird. 

(Thomas.) 

Das  Mafs,  in  welchem  jedes  der  Elemente  des  gesellschaftlichen 
Beichtums  beiträgt,  das  Ganze  zu  bilden.  (PboüDHON.) 

Die  aus  der  Erkenntnis  der  Eignung  eines  Objektes,  Begehrungen 
zu  dienen,  hervorgehende  Stellung  desselben  gegenüber  der  Gesamt- 
persönlichkeit  des  Menschen.  (Wolf.) 

Ein  Verhältnis  zwischen  Gütern,  das  nach  Mafsgabe  der  Nützlichkeit 
und  Seltenheit  derselben  gebildet  wird.  (Galiani.) 

Bedeutung  jener  Gegenstände  der  AuTsenwelt,  welchen  der  Mensch 
die  Fähigkeit  zuerkennt,  irgend  einem  seiner  Bedürfnisse  zu   entsprechen. 

(Mangoldt.) 

Bedeutung,  die  eine  Sache  als  Bedurftes  gegenüber  einem  vorge- 
setzten Zwecke  gewinnt.  (RODBEBTUS.) 

Die  Bedeutung,  die  einem  Gute  um  seiner  Nützlichkeit  wegen  bei- 
gelegt wird.  (Wagner.) 

Bedeutung  —  bezw.  Geltung  —  eines  Gutes,  als  subjektiver  Befiez 
von  Nutzen  und  Kosten  gegen  das  Bewufstsein  des  wirtschaftenden  Snb« 
jektes.  (ScHÄFFLE.) 

Bedeutung  eines  Gegenstandes,  denselben  wegen  der  durch  ihn  er- 
sparten Aufopferung  beigelegt.  (PüTLlTZ.) 

Ökonomische  Bedeutung  (eines  Gutes  für  eine  Wirtschaft),  insofeme 
sie  durch  den  Grenzpreis  gemessen  wird.  (A.  Voigt.) 

Bedeutung,  die  ein  Gut  um  der  Abhängigkeit  einer  Bedürfnisbe- 
friedigung von  diesem  Ghite  halber  erlangt,  bezw.  das  Urteil  über  diese 
Bedeutung.  (Menger.) 

Die    höhere  Wohlfahrtsbeziehung    zwischen  Mensch   und  Gütern,    im 
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Gegensatz    zur  Nützlichkeit.     Die   Bedeutung,    die  einem  Gute  als  unent- 
behrliche Bedingrnng  eines  Wohlfahrtserfolges  innewohnt. 

(v.  Böhm-Bawerk,) 

Die  mit  der  Vorstellung  der  Gutsdinge  verknüpfte  Vorstellung  der 
Bedeutung  der  an  dieselben  gewiesenen  Bedürfnisbefriedigungen.    (Sax.) 

Sachliebe;  d.  i.  Association  von  Interessengefühlen  mit  der  Vor- 
stellung der  Güter.  (v.  Wieseb.) 

Das  Verhältnis  zwischen  jenen  Bruchteilen  seines  Leistungsvermögens, 
den  jemand  der  Erlangung  des  betreffenden  Dinges  widmen  will,  und  dem 
Qanzen  dieses  Leistungsvermögens.  Bezw.  (wenn  zwei,  mit  einander 
tauschende  Personen  in  Betracht  kommen)  das  Verhältnis  zwischen  den 
lOtteln  aus  jenen  Bruchteilen  und  den  Mitteln  aus  diesen  Gtinzen. 

(TURÜOT.) 

Wirtschaftlicher  Mafsstab  der  Brauchlichkeiten,  bezw.  die  durch  den 
Besitz  einer  Nutzbarkeit  dem  Besitzer  ersparte  Anstrengung,  oder  die  An- 
strengung, die  man  für  ihre  Erlangung  aufzuwenden  geneigt  ist. 

(Michaelis.) 

Das  Verhältnis  der  Produktionskosten  zur  Brauchbarkeit. 

(Engels) 

Das  Verhältnis  der  tauschmäfsigen  Gegendienste.  (Bastiat.) 

Die  in  einer  Ware  vergegenständlichte,  abstrakte  menschliche  Arbeit. 

(Marx.) 

Die  Macht  der  Natur  über  den  Menschen.  (Carey.) 

Diese  Antworten  auf  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?**  sind 
tbunlichst  nach  ihrer  inneren  Verwandtschaft  aneinandergereiht.  Man 
wird  bemerken,  dafs  sich  manche  unter  ihnen  inhaltlich  sehr  nahe 
kommen.  Im  grofsen  und  ganzen  wird  man  aber  gewifs  nicht  den 
Eindruck  empfangen,  dafs  sich  diese  Antworten  in  ihrer  Gesamtkeit 
inhaltlich  überdecken. 

Im  Grunde  genommen  renne  ich  mit  dieser  Feststellung  nur 
offene  Thüren  ein.  Sie  wird  niemand  überraschend  kommen.  Wir 
stehen  da  einfach  vor  jenem  längstbekannten,  vielbeklagten  „Chaos'', 
vor  jener  Zerfahrenheit  der  „Wertlehre",  mit  der  man  sich  nun 
einmal  abgefunden  hat. 

Die  Sache  selber  ist  eine  alte  und  längstbekannte;  aber  sie  mufs 
uns  hier  in  einer  neuen  Beleuchtung  erscheinen.  Wir  werden  hier 
auf  einen  bedenklichen  Zwiespalt  aufmerksam,  in  welchen  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  zu  der  überkommenen 
Anschauung  treten,  die  im  Wertgedanken  ihren  prägnanten  Ausdruck 
findet.  Soweit  nämlich  ein  erster  Überblick  ein  Urteil  darüber  zu- 
läfst,  scheinen  diese  Antworten  auf  die  Frage  „Was  ist  der  AVert?** 
ganz  und  gar  nicht  darauf  hinzudeuten,   dafs  es  sich  bei  ihnen  um 
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die    subjektiven   Erledigungen    von    einem    und   demselben    zu 
Erledigenden  handelt. 

Es  bedarf  da  sofort  einer  Erkläruug,  weshalb  man  nicht  schon 
längst  über  diese  Dinge  stutzig  geworden  ist.  Diese  Erklärung  ist 
aber  leicht  zu  geben.  Um  nämlich  den  Widerspruch  herauszufühlen 
zwischen  den  Verhältnissen  der  „Wertlehre'*,  die  im  Geiste  der  her- 
kömmlichen Anschauung  erstanden  ist,  und  dieser  Anschauung  selber, 
dazu  bedarf  es  einer  Selbsterkenntnis  der  letzteren,  die  ihr  bisher 
eben  unbestreitbar  gefehlt  hat.  Solange  der  Wertgedanke  die  ver- 
borgene Grundlage  der  herkömmlichen  Anschauung  bleibt,  solange 
er  gleichsam  das  Denken  beherrscht,  ohne  selber  von  ihm  beherrscht 
zu  werden,  solange  vermag  er  ebensowenig  kritische  Bedenken  aus- 
zulösen, als  er  selber  kritischen  Zweifeln  erreichbar  ist.  Da  war  es 
erst  nötig,  den  Wertgedanken  bewufst  zur  Annahme  zu  setzen,  um 
daraufhin  bei  der  Betrachtung  der  „Wertlehre"  jenen  Widerspruch 
herausfühlen  zu  können. 

Zum  Uberflufs  ist  der  Wertgedanke  gerade  auf  seine  stille 
Geltung  hin  dazu  angethan,  alle  kritischen  Bedenken  über  die 
Wirrnis  in  der  „Wertlehre**  im  Keime  zu  ersticken.  Wer  nämlich 
unter  der  Herrschaft  der  herkömmlichen  Anschauung  steht,  wer  also 
im  Einklänge  mit  dem  Wertgedanken  denkt,  ohne  sich  darüber 
Bechenschaft  ablegen  zu  können,  der  mufs  sich  dadurch  schon 
einem  Singularobjekte  „Wert*'  gegenübersehen,  das  er 
—  nach  seiner  subjektiven  Ansicht  —  entweder  schon  durch  eine 
der  vorhandenen  „Werttheorien**  für  erledigt  hält,  oder  erst  durch 
eine  eigene  „Werttheorie**  zu  erledigen  sucht.  Er  sieht  also  nicht 
blofs  ein  unter  „Wert**  zu  Erledigendes  vorhanden,  das  er  für  alle 
gemeinsam  wähnt,  es  giebt  ihm  auch  die  angeeignete  oder  eigene 
„Werttheorie**  ein  Urteil  darüber  an  die  Hand,  wie  dieses  Singular- 
objekt zu  erledigen  sei.  Dieses  Urteil  aber  gewinnt  für  ihn,  der  in 
den  übrigen  „Werttheorien**  nur  die  anderweitigen  Erledigungen 
des  nämlichen  Objektes  „Wert**  ersehen  kann,  die  Bedeutung 
eines  zwingenden  Vorurteils  bei  der  Würdigung  jener  anderen 
„Beiträge  zur  Wertlehre".  Wenn  er  nun  diese  anderweitigen  Er- 
ledigungen von  jener  abweichen  sieht,  die  ihm  als  die  richtige  er- 
scheinen mufs,  und  die  eben  mit  der  eigenen  oder  angeeigneten 
„Werttheorie**  vorliegt,  und  dies  in  Punkten,  wo  sie  offenbar  über- 
einstimmen sollten,  im  besonderen  also  bei  der  Antwort  auf  die  Frage 
„Was  ist  der  Wert?**:  Dann  kann  er  erst  gar  nicht  auf  den  Zweifel 
verfallen,  ob  es  sich  bei  den  verschiedenen  „Beiträgen  zur  Wertlehre** 
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in  der  That  um  das  Eine,  fiir  jedermann  nämliche  Objekt  handle. 
Denn  unter  dem  Zwange  jenes  Vorurteils  müssen  ihm  diese  Ab- 
weichangen  von  Haus  aus  als  Fehler  erscheinen,  deren  sich  jene 
anderweitigen  Erledigungen  schuldig  machen.  Als  Fehler,  die  zwar 
der  Thatsache  nach  im  Rahmen  der  „Wertlehre"  störend  wirken, 
im  übrigen  aber  nicht  das  mindeste  an  dem  grundsätzlichen  Verhältnis 
ändern  können,  dafs  es  die  „Wertlehre**  mit  dem  Einen,  für  jeder- 
mann nämlichen  Objekt  zu  thun  habe.  So  bringt  es  gerade  die 
stille  Geltung  des  Wertgedankens  zuwege,  ihn  in  seiner  Verborgen- 
heit vor  allem  Zweifel  gefeit  zu  erhalten,  und  zugleich  erscheinen 
dabei  die  seltsamen  Zustände  der  „Wertlehre"  in  einem  harmlosen 
Lichte;  als  etwas,  das  an  sich  zwar  beklagenswert  ist,  aber  keinerlei 
kritische  Bedenken  wachruft.^) 


^)  Craiiz  im  Sinne  der  AufTassung,  welche  die  Verhältnisse  der  „Wertlehre** 
unter  der  Herrschaft  der  herkömmlichen  Anschauung  mit  Notwendigkeit  erfahren, 
ist  auch  das  Verhalten  der  Theoretiker  gegenüber  den  fremden  „Werttheorien", 
wo  diese  von  der  eigenen  oder  angeeigneten  inhaltlich  abweichen.  Im  besonderen 
auch,  soweit  es  die  Antwort  auf  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?'*  betriflft.  Drei- 
fach ist  da  die  Art,  in  der  wir  die  Vertreter  einer  eigenen  Werttheorie  die  Aus- 
sagen der  fremden  angreifen  sehen.  Die  abweichende  Antwort  auf  jene  Frage 
wird  zum  Ersten  als  De finitions fehler  hingestellt.  Man  sieht,  die  Einheit, 
die  Nämlichkeit  des  Objektes  „Wert**  wird  hier  in  der  Einheit  und  Nämlich keit 
des  De&iiens  erblickt,  wobei  das  Definitum,  wie  es  aus  der  eigenen  ,.  Werttheorie'* 
hervorgeht,  als  Kriterium  der  Richtigkeit  im  Definieren  gehandhabt  wird.  In 
diesem  Sinne  sagt  z.  £.  Zückebkandel  (Z.  Th.  d.  Pr.  p.  51):  „Die  von  Galiani 
gegebene  Definition  des  Wertes  ist  unrichtig."  Es  klingt  schon  mehr  die  (gleich 
zu  erörternde)  zweite  Art  des  Angriffes  heraus,  wenn  Zucke&kandel  an  einer 
anderen  Stelle  (a.  a.  O.  p.  45)  sagt:  .,Will  man  die  Kaufkraft  aus  menschlichen 
Erwägungen  heraus  erklären,  so  muTs  man  zunächst  wissen,  was  man  unter  Wert 
zu  verstehen  hat.  Welche  Momente  zusammentreffen  müssen,  damit  eine  Sache 
Wert  erhalte,  dies  war  der  Wissenschaft  bald  klar  geworden,  und  man  hielt  all- 
gemein mit  Recht  daran  fest,  dafs  der  Wert  entsteht,  sobald  eine  Sache  Nütz- 
lichkeit und  Seltenheit  besitzt.  Damit  war  aber  noch  nicht  gegeben,  was  der 
Wert  ist.  Lange  verstand  man  unter  Wert  blofs  den  Ausdruck  desselben:  die 
Kaufkraft;  später,  als  man  von  der  Wirkung  auf  die  üi-sache  zurückging,  machte 
es  grofse  Schwierigkeit,  den  Thatbestand  des  subjektiven  Reflexes  der  Nützlich- 
keit und  Seltenheit  richtig  aufzunehmen."  Da  bleibt  im  Grundsatze  wohl  auch 
die  unbewufste  (besser  gesagt,  die  auf  den  unbewufsten  Einfiufs  des  Wertgedankens 
hin  unwillkürliche)  Annahme  bestehen,  dafs  sich  die  angegriffenen  Theoretiker 
vor  einem  und  demselben  zu  Erledigenden  befunden  hätten.  Aber  es  wird 
ihnen  zum  Vorwurf  gemacht,  dafs  sie  nicht  erst  beim  Erledigen,  zum  Beispiel 
also  im  Definieren,  gefehlt  hätten;  man  hält  ihnen  vielmehr  vor,  dafs  schon  ihre 
Auffassung  des  (unter  „Wert")  zu  Erledigenden  eine  fehlerhafte,  oder  doch 
eine  mangelhafte  gewesen  ist. 
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Für  uns  aber  mufs  es  der  kritischen  Bedenken  sehr  gewichtige 
erregen,  wenn  es  den  Anschein  hat,  als  würden  die  thatsächlichen  Yer- 
hältnisse  in  der ,,  Wertlehre'^  durchaus  nicht  mit  dem  Inhalt  des  Gedankens 
übereinstimmen,  auf  dessen  Grundlage  die  Wertforschung  vorgeht. 


In  diesem  Sinne  heifst  es  dann  etwa.  Der  oder  Jener  hätte  „nur  den 
Tauschwert",  oder  „nur  den  Gebrauchswert"  in  Betracht  gezogen  (über  den 
Brauch  bei  der  Verwendung  dieser  beiden  Ausdrücke  siehe  weiter  unten) ;  oder  es 
heifst,  der  betreffende  Theoretiker  hätte  „statt  des  Wertes  die  NütÄÜchkeit"  in 
Erledigung  genommen,  etc.  etc.  Auch  hier  ist  es  die  von  der  eigenen  „Wert- 
theorie" gelieferte  Antwort  auf  jene  Frage,  was  die  Richtschnur  dafür  abgiebt, 
den  fremden  Antworten  die  fehlerhafte  oder  doch  mangelhafte  Auffassung  schon 
des  zu  Erledigenden  vorzuwerfen. 

Die  schwebende  Unentschiedenheit,  die  im  Kampfe  der  inhaltlich  sich  wider- 
sprechenden „Werttheorien"  dauernd  vorherrscht,  ist  der  Beweis  für  den  Mangel 
eines,  auch  für  jeden  Dritten  überzeugenden  (objektiven)  Kriteriums  der  Ent- 
scheidung unter  den  verschiedenen  „Beiträgen  zur  Wertlehre".  Bei  diesem 
Mangel  steht  dem  einzelnen  Theoretiker,  wenn  er  nicht  einfach  die  fremden 
Meinimgen  nach  der  eigenen  richtigstellen  will,  nur  noch  eine  (die  dritte)  Art 
des  Angriffes  frei.  Dann  wird  der  Antwort,  die  eine  fremde  „Werttheorie"  auf 
die  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  liefert,  gar  nicht  ihr  Zutreffen,  ihre  Zugehörigkeit 
zu  und  ihr  Ausreichen  für  jene  Frage  abgestritten,  —  was  immer  nur  unter  der 
Berufung  auf  die  eigene  Antwort  möglich  erscheint.  Es  wird  dieser  fremden 
Antwort  vielmehr  gleich  ihre  innere  Wahrheit  abgesprochen.  Diese  Art  des 
Angriffes,  die  kritisch  ungleich  höher  steht,  wird  nicht  allzu  oft  gehandhabt. 
Zwei  Formen  lassen  sich  da  in  der  Hauptsache  unterscheiden.  Entweder  wird 
der  fremden  „Werttheorie"  für  den  Teil  jener  Antwort  schlechthin  ein  innerer 
Widerspruch  nachgewiesen.  So  meint  z.  B.  J.  F.  Neumann:  „Anders  Mengbb. 
Indessen  hält  auch  er  für  „dargethan",  dafs  alle  Werterscheinungen  derselben 
Natur  sind  (p.  143)  und  der  Wert  nur  ein  einziger  Begriff  ist  (p.  78  und  83). 
Damit  aber  harmoniert  nicht,  dafs  Menoer  den  Wert  einerseits  S.  78  als  „Be- 
deutung" bezeichnet,  „die  —  — ",  sodann  auf  S.  86  bemerkt,  dafs  Wert  ein 
Urteil  der  wirtschaftenden  Individuen  über  die  „Bedeutung"  ist,  und  namentlich 
auf  S.  118  von  „Wertquoten"  spricht,  die  doch  allem  Anscheine  nach  weder 
„Urteils"  -  Quoten  noch  „Bedeutungs"- Quoten  sein  sollen."  („Grundlagen"  132, 
Anm.  109.) 

Oder  es  wird  dasjenige,  das  auf  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  hin  als 
„Wert"  erledigend  ausgesagt  wird,  als  unwirklich,  der  Thatsächlichkeit  ent- 
behrend hingestellt.  Solchen  Angriffen  war  keine  „Werttheorie"  mehr  ausgesetzt, 
als  jene  von  K.  Marx.  (So  z.  B.  von  seiten  Knies,  Schaefplb  u.  v.  A.)  Neuer- 
dings hat  0.  Gerlach  in  seiner  mehrfach  erwähnten  Schrift  (Über  die  Bedin- 
gimgen  wirtschaftl.  Thätigkeit)  eine  Anzahl  von  „Werttheorien"  unter  diesem 
Gesichtspunkte  kritisch  beleuchtet.  (Siehe  Kap.  II  dieser  Schrift:  „Die  Realität 
der  als  Inhalt  des  Wertbegriffes  behaupteten  Beziehungen".) 

Aber  auch  da  bleibt  es  ein  stiller  Hintergedanke,  dafs  hier  bei  der  Er- 
ledigung von  etwas  gefehlt  worden,  das  als  das  Eine,  für  jedermann  nämliche 
Objekt  zu  erledigen  wäre. 
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Bei  diesen  Bedenken  dürfen  wir  jedoch  nicht  stehen  bleiben. 
Es  ist  uns  vielmehr  doch  darum  zu  thun,  die  Gültigkeit  jenes,  des 
Wertgedankens  zu  prüfen ;  was  dasselbe  sagen  will,  die  Kritische  Wert- 
frage zureichend  zu  beantworten.  Dazu  reichen  selbst  die  gewich- 
tigsten Bedenken  nicht  aus;  es  bedarf  klipp  und  klar  des  Beweises 
für  oder  gegen  die  Wahrheit  des  Wertgedankens,  oder  auch  des  ein- 
wands&eien  Nachweises ,  dafs  ein  solcher  Beweis  aufser  Möglichkeit 
liegt. 

Der  letztere  Nachweis  schliefst  sich  hier  ganz  unmittelbar  aus. 
Wir  können  wohl  zur  Einsicht  kommen,  dafs  es  unter  der  Berufung 
auf  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  gar  nicht 
möglich  sei,  einen  zureichenden  Beweis  für  oder  gegen  die  Wahrheit 
des  Wertgedankens  zu  fuhren.  Aber  weit  entfernt  davon,  dafs  schon 
mit  dieser  Einsicht  jener  Nachweis  vorläge,  würde  sie  uns  einfach 
dazu  drängen,  erst  noch  zu  versuchen,  ob  die  Kritische  Wertfrage 
Dicht  in  irgend  einer  anderen  Weise  ihre  Antwort  finden  könnte 
Und  erst  die  Gewifsheit,  dafs  Solches  in  keiner  Weise  möglich  sei, 
wäre  mit  jenem  Nachweise  gleichbedeutend. 

Nun  gelangen  wir  aber  wirklich  zur  erwähnten  Einsicht.  Die  that- 
sächHchen  Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  bieten  uns  keinerlei  Hand- 
habe dazu,  über  den  Wertgedanken  entscheidend  abzuurteilen, 
mögen  sie  auch  noch  so  gewichtige  Bedenken  gegen  seine  Gültigkeit 
in  UDS  wachrufen.    Darüber  kann  uns  eine  kurze  Erwägung  belehren. 

Die  „Wertlehre"  setzt  sich  zur  Gänze  aus  den  Versuchen  zu- 
sammen, die  jeder  einzelne  der  beitragenden  Theoretiker  zur  Er- 
ledigung des  Objektes  unternimmt,  dafs  er  seiner  Auffassung 
nach  unter  dem  Sprachzeichen  „Wert"  vorhanden  erblickt.  Im 
Geiste  der  herkömmlichen  Anschauung  handelt  es  sich  da  überall  um 
das  Eine,  für  jedermann  um  das  nämliche  Objekt.  Auf  die  thatsäch- 
lichen Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  hin  aber  gewinnt  es  nun 
den  Anschein,  dafs  es  eben  nicht  Ein  Objekt  sei,  was  da  zu  er- 
ledigen versucht  wird.  Um  jedoch  von  diesem  Anschein  zur  er- 
forderlichen Gewifsheit  in  diesem  Punkte  vorzuschreiten,  wäre  erst 
die  Frage  zu  erledigen,  in  welchem  Sinne  und  bis  zu  welchem  Grade 
jene  Erledigungen  —  die  uns  allein  vorliegen  —  einen  gültigen 
Rückschlufs  auf  das  zu  Erledigende  zulassen.  Setzen  wir 
nun  den  günstigsten  Fall :  Es  wäre  in  der  That  möglich,  in  unanfecht- 
barer Weise  darzuthun,  dafs  es  nicht  ein  und  dasselbe  Objekt  sei, 
was  die  verschiedenen  Theoretiker  durch  ihre  „Beiträge  zur  Wert- 
lehre" zu  erledigen  streben.    Dieser  Nachweis  möchte  ohne  Zweifel  das 
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Aufserste  yorstellen,  was  für  den  in  Frage  stehenden  Beweis  aus 
der  „Wertlehre"  heraus  beizubringen  wäre.  Dürften  wir  aber  damit 
schon  den  Wertgedanken  als  endgültig  abgethan  betrachten? 

Denken  wir  uns  einmal  den  Wertgedanken  als  falsch.  Ein 
Singularobjekt,  dafs  der  Wissenschaft  unter  dem  Sprachzeichen  „Wert" 
vorgesetzt  sei,  wäre  also  gar  nicht  vorhanden.  Damit  würde  es  nun 
zwar  übereinstimmen,  sobald  wir  gültig  nachweisen  könnten ,  dafs  von 
den  verschiedenen  „Beiträgen  zur  Wertlehre"  keineswegs  immer  das 
Eine,  für  jedermann  nämliche  Objekt  zu  erledigen  gesucht  werde. 
Um  jedoch  umgekehrt  von  letzterem  Thatbestand  zwingend  darauf 
schliefsen  zu  können,  dafs  der  Wertgedanke  uogültig  sei,  müfste  vor- 
her aulser  Zweifel  sein,  dafs  jener  Thatbestand  einzig  und  allein 
auf  die  Ungültigkeit  des  Wertgedankens  hin  eintreten  könnte. 

Diese  Bedingung  trifft  aber  nicht  zu.  Sei  es  immerhin,  dafs 
der  Wissenschaft  unter  „Wert"  ein  Singularobjekt  vorgesetzt  sei:  es 
könnten  trotzdem  die  Verhältnisse  in  der  „Wertlehre"  jenen  That- 
bestand begründen.  Die  verschiedenen  „Beiträge  zur  Wertlehre" 
würden  aus  dem  einfachen  Grunde  nicht  ein  und  dasselbe  Objekt  be- 
handeln, weil  sich  der  oder  jene  Theoretiker  gleichsam  schon  im 
zu  Erledigenden  vergriffen  hätte! 

Es  thut  dabei  gar  nichts  zur  Sache,  wenn  es  sich  gar  nicht  ab- 
sehen läfst,  wie  man  jenen  Thatbestand  gerade  auf  diesen  Umstand 
einwaudsfrei  zurückführen  könnte.  Die  grundsätzliche  Möglich- 
keit allein  reicht  hier  schon  aus,  um  jenen  Thatbestand  seiner 
Beweiskraft  für  oder  gegen  den  Wertgedanken  zu  berauben.^) 

^)  Wir  müssen  hier  also  mit  einer  Möglichkeit  rechnen,  die  nach  der  Auf- 
fassung, welche  die  Verhältnisse  der  „Wertlehre"  unter  der  Herrschaft  der  her- 
kömmlichen Anschauung  finden,  ohne  weiteres  als  Gewifsheit  behandelt  wird. 
Wenn  sich  der  „Werttheoretiker"  durch  den  Zustand  der  „Wertlehre"  vielleicht 
belästigt,  aber  nicht  im  geringsten  kritisch  beunruhigt  fühlt,  dann  trägt  hierzu 
eben  auch  die  Ansicht  bei,  die  ihm  von  Haus  aus  feststeht,  es  hätte  sich  der 
oder  jener  Gegner  bei  seiner  „Werttheorie^'  schon  im  zu  Erledigenden  vergriffen. 
Diese  Ansicht  geht  Hand  in  Hand  mit  der  Überzeugung,  es  hätte  der  betreffende 
Theoretiker  nur  schärfer  und  richtiger  zusehen  brauchen,  um  auf  jenes  Objekt  zu 
verfallen,  das  in  der  eigenen  „Werttheorie"  seine  sachgemäfse  Erledigung  findet. 
So  ziemlich  in  dieser  Hinsicht  sagt  z.  B.  Wibser  (Urspr.  und  Hauptgesetze  des 
w.  W.  p.  1,  f.) :  „Gerade  was  die  theoretische  Nationalökonomie  und  insbesondere 
den  wirtschaftUchen  Wert  betrifft,  so  ist  fast  von  allen  Seiten  darin  gefehlt 
worden,  dafs  man  mehr  die  üblichen  Wertbegriffe  zu  analysieren,  als  das  Wert- 
problem zu  lösen  bestrebt  war,  und  der  geringe  Erfolg  der  theoretischen  Be- 
mühungen ist  vor  allem  diesem  Irrtume  in  der  Auffassung  der  Aufgabe  zuzu- 
schreiben."   Und  an  einer  anderen  Stelle:   „Wenn  alle  Welt  immer  gesagt  und 
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So  müssen  wir  davon  Abstand  nehmen,  die  Kritische  Wertfrage 
aus  der  Aussagenwelt  der  „Wertlehre"  heraus  zu  erledigen.  Es  wird 
uns  nichts  übrig  bleiben,  als  die  Antwort  auf  diese  Frage  schlecht 
und  recht  dort  zu  suchen,  wo  sie  uns  eben  erreichbar  scheint ;  sollten 
wir  auch  der  Mifslichkeit  zu  trotzen  haben,  dafs  wir  uns  bei  diesem 
Beginnen  von  unserem  eigentlichen  Gegenstand  entfernen  müfsten. 
Erst  dann,  wenn  diese  Frage  ihre  gültige  Antwort  gefunden  hat, 
werden  wir  dem  bedeutsamen  Zusammenhang  Rechnung  tragen  können, 
der  zwischen  ihr  und  der  Wertforschung  zu  That  besteht. 

In  einer  Hinsicht  war  unser  Beginnen  kein  verlorenes.  Auf  den 
Wertgedanken  ist  von  den  Ergebnissen  der  Forschung  her,  die  un- 
bewufst  von  ihm  ausgeht  und  auf  ihn  sich  aufbaut,  ein  bedenkliches 
Streiflicht  gefallen.  Das  aber  kann  uns  nur  in  der  Absicht  bestärken, 
diesen  Gedanken  um  jeden  Preis  der  Kritik  zu  unterwerfen ;  ihn,  der 
im  Stillen  als  ein  Dogma  gewaltet  hat ,  solange  eine  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  besteht. 


gedacht  hat,  dies  und  dies  sei  der  Wert,  so  mufs  Derjenige  seine  abweichende 
Meinung  erst  beweisen,  der  da  behauptet:  Nein,  dies,  was  ihr  immer  für  den 
Wert  gehalten  habt,  scheint  blofs  der  Wert  zu  sein,  ist  es  aber  in  Wahrheit  nicht ; 
die  Thatsache,  das  Ereignis,  worauf  ihr  zielt,  wenn  ihr  vom  Werte  sprecht,  deckt 
sich  nicht  mit  dem  Begriffe,  den  ihr  denkt,  wenn  ihr  seinen  Namen  gebraucht.*' 
Zu  dieser,  wie  eigentlich  zu  allen  Stellen,  die  ich  aus  der  „Wertlehre"  hier 
zitiere,  hätte  ich  von  meinem  Standpunkte  aus  viele  Glossen  zu  machen.  Aber 
ich  Termeide  dieses  Geplänkel  lieber  und  beschränke  mich  auf  den  Frontalangriff 
gegen  den  Kern  der  Sache. 
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Anhang. 


Die  kritischen  Bedenken,  die  ein  Gegenhalt  des  Wertgedankeos 
zur  Aussagenweit  der  ,,Wertlehre^^  wachrufen  mnfs,  steigern  sich  mit 
jedem  weiteren  Schritt,  den  man  in  der  näheren  Untersuchung  dieser 
Dioge  thut.  Es  hat  sich  zwar  soeben  erwiesen,  dafs  wir  von  daher- 
aus  nie  und  nimmer  zu  einem  abschliefsenden  Urteil  über  die  Gültig- 
keit des  Wertgedankens  kommen  könnten.  Aber  es  ist  an  dieser 
Stelle  vielleicht  nicht  ohne  Interesse,  wenn  ich  in  dieser  Hinsicht 
einige  besonders  auffallige  Vorkommnisse  kurz  beleuchte. 

Ich  konnte  die  Annahme,  dals  der  Wertgedanke  ein  gültiger  sei, 
nicht  stellen,  ohne  nicht  daraus  die  Folgerung  zu  ziehen,  dafs  dann 
die  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  für  den  ganzen  Bereich  der  „Wert- 
lehre'' eines  und  desselben  Sinnes  wäre.  Die  weitere  Folge- 
rung, es  müfsten  sich  die  verschiedenen  Antworten  auf  diese  Frage  — 
cum  grano  salis!  —  inhaltlich  überdecken,  hat  uns  dann  jenen  be- 
denklichen Widerspruch  zu  den  thatsächlichen  Verhältnissen  der  „Wert- 
lehre" herausfühlen  lassen.  Nicht  anders  ist  es  jedoch  schon  mit  jener 
ersten  Folgerung  bestellt.  Der  Frage  „Was  ist  der  Wert?* 
wohnt  auch  nicht  im  Entferntesten  für  den  ganzen  Be- 
reich der  „Wertlehre"  der  gleiche  Sinn  inne. 

Diese  Frage  macht  einen  unentäufserlichen  Bestandteil  der  Ge- 
samtforderung aus,  das  unter  „Wert''  vorgesetzt  gedachte  Objekt  zu 
erledigen.  Ungeiähr  dieser  Gesamtforderung  gegenüber  spricht 
man  von  „Wertproblem'',  und  zwar,  ganz  im  Einklänge  mit  dem 
Wertgedanken,  von  „dem  Wertproblem'*,  als  einem,  dem  näm- 
lichen für  die  ganze  „Wertlehre". 

Solche  Erwähnungen  „des  Wertproblems"  findet  man   in  den 
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oben  zitierten  Stellen  yon  v.  Komobzynski  (p.  29),  v.  Wieser  (p.  60), 
Dietzel  (p.  29),  ferner  0.  Geblach  (a.  a.  0.  p.  1).  So  spricht  auch 
T.  Weichs-Glon  von  „dem  Verdienste  Mabx',  in  der  Einführung  des 
gesellschaftlichen  Momentes  in  das  Wertproblem  .  .  •  ."  (über  den 
Wert  der  Arbeit,  Tübgr.  Zeitschr.  61,  1896.  p.  620)  und  Naumann 
(Die  Lehre  vom  Wert,  Leipzig  1893)  sagt:  „In  den  neueren  Bear- 
beitungen des  Wertproblems  lassen  sich  zwei  Eichtungen  erkennen  . . . ." 
(p.  2)  etc. 

In  diesem  Sinne  —  als  Bestandteil  des  „Wertproblems"  —  be- 
trachtet, kann  mau  von  der  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  sagen,  dafs 
die  Bedeutung,  mit  welcher  der  Ausdruck  „Wert"  schon  in 
diese  Frage  eintritt,  gleichzuachten  wäre  der  Auffassung  des 
unter  „Wert"  zu  Erledigenden.  Eine  nachgewiesene  Verschieden- 
heit jener  Bedeutung  besagt  daher  schon  eine  Verschiedenheit  in  der 
Auffassung  des  unter  „Wert"  zu  Erledigenden.  Dies  aber  käme  dem 
Nachweise  sehr  nahe,  dafs  im  Bereiche  der  „Wertlehre"  Ver- 
schiedenes unter  „Wert"  zu  erledigen  gesucht  wird,  sobald  man 
nämhch  frei  von  der  Befangenheit  des  herkömmlichen  Denkens  diese 
Dinge  betrachtet,  und  nicht  —  im  blinden  Glauben  an  die  Wahrheit 
des  Wertgedankens  —  in  aller  Verschiedenheit  hier  immer  nur  Fehler 
der  Anderen  erblickt.  Dafs  es  solche  Fehler  sein  könnten, 
das  bleibt  ja  dabei  als  grundsätzliche  Möglichkeit  bestehen. 

Nun  läfst  sich  der  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  bei  ihrem  Auf- 
treten rings  in  der  „Wertlehre'-  in  der  That  ein  so  wechselnder 
Siun  abhören,  dafs  man  darüber  den  Eindruck  empfangt,  es  würde 
sich  jeder  einzelne  „Werttheoretiker"  sein  eigenes  und  für  sich 
besondertes  „Wertproblem"  zurechtlegen.  Da  könnte  man,  nebenbei 
gesagt,  leicht  zu  der  Frage  versucht  werden,  ob  denn  allen  diesen 
verschiedenen  „Wertproblemen"  nicht  ein  Gemeinsames  innewohne. 
Diese  Frage  läfst  sich  jedoch  überhaupt  nicht  aufwerfen.  Denn  ent- 
weder ist  der  Wertgedanke  richtig ;  dann  aber  wäre  nicht  unter  Ver- 
schiedenem mit  je  einem  Kerne  von  Gemeinsamen  zu  unterscheiden, 
sondern  einfach  zwischen  Richtigem  und  Fehlerhaftem  in  der  Stellung 
des  „Wertproblems".  Oder  der  Wertgedanke  entbehrt  der  Wahrheit ; 
dann  kann  man  überhaupt  nicht  mehr,  und  weder  von  einem,  noch 
von  verschiedenen  „Wertproblemen"  reden,  noch  weniger  von  etwas 
Gemeinsamen  in  ihnen.  Man  darf  eben  dann  die  Wertforschung  nicht 
in  dem  Sinne  als  etwas  Zusammenhängendes  ansehen,  die  verschiedenen 
„Werttheorien"  für  einander  relevant  betrachten,  dafs  es  sich  da  um 
das  Erledigen  eines  Gegenstandes  handle,  der  als  der  Eine, 
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für  jedermann  nämliche  der  Wissenschaft  unter  „Wert"  vorgesetzt 
wäre.  Vielmehr  erstünde  dann  nur  geradeaus  die  Frage  nach  dem 
inneren  Zusammenhang  der  Wertforschung,  oder,  was  auf  dasselbe 
hinausliefe,  nach  ihrem  Inhalte. 

Es  wäre  ein  umständlich  Beginnen,  den  Sinneswechsel  der  Frage 
„Was  ist  der  Wert?"  von  „Werttheorie"  zu  , .Werttheorie"  fest- 
zustellen. Ich  beschränke  mich  notgedrungen  darauf,  die  hervor- 
stechendsten Gegensätze  im  Sinne  jener  Frage  darzulegen,  der  ihr 
innerhalb  der  verschiedenen  „Werttheorien"  wechselnd  innewohnt. 
Es  ergeben  sich  danach  gewisse  Einteilungen  unter  den  „Wert- 
theorien", Einteilungen,  die  mit  gröfserer  oder  geringerer  Schärfe  die 
„Wertlehre"  durchziehen,  und  die  sich  zum  Teile  noch  überschneiden. 
Der  letztere  Umstand  erhöht  natürlich  die  Mannigfaltigkeit  im  Sonder- 
sinn jener  Frage,  die  übrigens  eine  viel  gröfsere  ist,  als  es  nach  dem 
hier  Erbrachten  scheinen  würde. 

Es  wird  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  zunächst  derart  in  gegen- 
sätzlichem Sinne  aufgeworfen,  dafs  nach  „Wert"  gefragt  wird 

A.  als  einem  allgemein  bekannten  Dinge, 

B.  als  einem  bisher  ungefundenen,  aber  findbaren 
Dinge. 

Diesem  gegensätzlichen  Sinne  gemäfs  nimmt  die  Frage  „Was  ist 
der  Wert?"  innerhalb  der  Gesamtf orderung,  das  unter  „Wert"  vor- 
gesetzt Gedachte  zu  erledigen,  also  innerhalb  des  „Wertproblems^*, 
das  der  betreflfenden  „Werttheorie"  eigen  ist,  eine  ganz  verschiedene 
Stellung  ein.  Im  Falle  B  eine  höchst  wesentliche,  denn  hier 
provoziert  sie  eben  die  Findung  des  bisher  Ungefundenen,  das  man 
als  findbar  ansieht.  Im  Falle  A  jedoch  eine  mehr  unwesentliche, 
denn  hier  provoziert  jene  Frage  einfach  nur  die  wörtliche  Aua- 
drückung  dessen,  was  allen  schon  mit  dem  blofsen  Aussprechen 
des  Wortes  „Wert"  ein  Bekanntes  ist.  So  beginnen  die  „Wert- 
theorien" des  Falles  A  eigentlich  dort,  wo  manche  „Werttheorien" 
des  Falles  B  schon  aufhören :  bei  der  eindeutigen  Bestimmung  dessen, 
was  man  sich  unter  „Wert"  zu  denken  hat.  Es  ist  dabei  gleichgültig, 
als  was  man  sich  das  Letztere  zu  denken  hat.  Es  wird  da  manch- 
mal von  einem  „Begriffe",  bald  wieder  von  einer  „Erscheinung",  bald 
wieder  von  einer  „Thatsache"  gesprochen,  ein  Umstand,  der  wieder 
für  eine  noch  viel  weiter  gehende  Mannigfaltigkeit  im  Sondersinn 
jener  Frage  spricht. 

Zu  den  „Werttheorien"  nach  dem  Falle  A  zählen  z.  B.  jene 
von  RiKABDO,  MiLL,  Sat  u.  V.  a.,  die  alle  über  die  Bestimmung  dessen, 
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was  man  sich  unter  y^WerV*  eigen tlich  zu  denken  hätte,  in  aller  Kürze 
und  offenbar  mit  der  Überzeugung  hinweggeben,  damit  nur  etwas  wört- 
lich zu  umschreiben,  das  ohnehin  jedermann  mit  den  Händen  greifen 
könne.  Am  klarsten  tritt  uns  aber  der  Fall  A  bei  Dietzel  entgegen 
(Theoretische  Sozialökonomik,  in  Wagkeb,  Lehr-  und  Handbuch, 
I.  Bd.,  Leipzig  1895),  der  nicht  blofs  eine  Antwort  auf  die  Frage 
„Was  ist  der  Wert?''  (und  auf  analoge  Fragen)  mit  der  Begründung 
ablehnt,  äah  ja  das  Nachgefragte  ohnehin  jedermann  bekannt  sei,  der 
merkwürdigerweise  auch  in  den  Antworten,  die  von  den  übrigen 
„Werttheorien''  geliefert  werden,  nur  lauter  Umschreibungen 
jenes  ohnehin  Bekannten  erblickt,  das  als  solches,  wenn  es  nur  irgend 
angeht,  besser  unumschrieben  bliebe!  Das  ist  eine  Seltsamkeit, 
die  sich  wieder  nur  aus  dem  stillen,  also  unkontrollierten,  ich  möchte 
sagen  logisch  unverantwortlichen  Walten  des  Wertgedankeus  be- 
greifen läfst. 

Dagegen  läCst  sich  der  Fall  B  erkennen,  wenn  z.  B.  Schäffle 
für  seine  Antwort  auf  die  erwähnte  Frage  —  für  seine  „Wertauf- 
fassung", wie  er  sich  ausdrückt  —  ausdrücklich  die  Priorität  in  An- 
sprach nimmt,  gleichsam  also  ein  Finderrecht  (Gesellsch.  Syst. 
ni.  Aufl.  2.  Bd.  p.  162).  Nicht  minder  auch  aus  den  oben  (p.  60  f.) 
zitierten  Aussagen  y.  Wieseb's.  Oder  wenn  y.  Komorztnski,  und 
gerade  da  eben  yon  Dietzel  widersprochen,  ein  ;,unentschleiertes 
Rätsel  des  Wertes"  vorhanden  sieht  (siehe  oben  p.  29). 

Diese  Scheidung  im  Sinn  der  Frage  „Was  ist  der  Wert?"  darf 
in  mehrfacher  Hinsicht  nicht  yerkannt  werden.  So  wäre  es  falsch, 
diese  Scheidung  darin  zu  erblicken,  dafs  es  sich  im  Falle  A  um  die 
Analyse  eines  jedermann  als  „Wert"  geläufigen  Begriffes  handle, 
im  Falle  B  jedoch  um  die  Synthese  eines  „Wert"  erst  zu 
nennenden  Begriffes  handle.  Denn  es  gehen  auch  „Werttheorien", 
die  offenkundig  dem  Falle  B  entsprechen,  bei  der  Antwort  auf 
jene  Frage  analytisch  yor.  Nur  sehen  sie  sich  dann  nicht  einer 
Analyse  gegenüber,  die  sich  —  wie  im  Falle  A  —  sozusagen  von 
selbst  ergäbe,  sondern  einer,  auf  die  man  nicht  gleich  zu  kommen 
braucht,  und  yon  seiten  der  übrigen  „Werttheoretiker"  auch  nicht 
gekommen  war.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  sagt  z.  B.  v.  Böhm 
(Grundzüge  d.  Tb.  d.  w.  Güterw.  Conead's  Jahrbücher  1896,  p.  11): 
rllnsere  Wissenschaft  hat  den  Schatz,  den  die  Sprache  ihr  im  selb- 
ständigen, yon  der  Nützlichkeit  unterschiedenen  Wertbegriff  bereit 
hielt,  erst  spät,  sehr  spät  gehoben."  Und  Gleiches  liegt  auch  in 
einem  Ausspruche  yon  Sax  (Grundlegung,  251),    wenn  er  von  dem 


Staatsw.  Stadien.    VI.  ^gi 


5 


33 


—    66    — 

unter  „Wert"  zu  Erledigenden  mit  den  Worten  spricht:  „» . .  eine 
Sensation,  welche  man  eben  schwer  beschreiben  kann  und  deren 
£igonart  der  Umstand  beweist,  dafs  seit  jeher  ein  urwüchsiger  Sprach- 
uame  für  dieselbe  vorhanden  ist.  Dieses  konkrete  Interesse  ...  ist 
der  Wert." 

So  läge  auch  die  irrige  Meinung  recht  nahe,  dafs  jene  Scheidung 
nach  den  Fällen  A  und  B  einfach  dahinausliefe,  jene  „Werttheori^i", 
die  —  wie  man  sich  nach  herkömmlicher  Weise  ausdrückt:  —  „nur 
den  Tauschwert  behandeln'^,  ron  den  übrigen  zu  sondern,  die  sich 
dieser  „Einseitigkeit''  eben  nicht  schuldig  machen. 

Dieses  qui  pro  quo  würde  schon  in  der  Sache  nicht  stimmen. 
Denn  man  wirft  auch  „Werttheorien",  welche  dem  Falle  B  einzu- 
reihen wären,  da  sie  das  unter  „Wert*'  Erledigte  erst  gefunden 
haben  wollen,  vor,  dafs  sie  „nur  den  Tauschwert  behandeln*';  so 
u.  a.  Marx,  Bastiat.  Umgekehrt  kann  der  Vorwurf  jener  „Einseitig- 
keit" gerade  die  „Werttheorie",  die  am  Klarsten  den  Fall  A  reprä- 
sentiert, jene  von  Dietzel,  nicht  treffen,  weil  in  ihr  das  nnter  „Wert*' 
Erledigte  ausdrücklich  eine  Einteilung  nach  „Tauschwert"  und  „Ge- 
brauchswert" erfahrt  (a.  a.  O.  p.  206).  Um  aber  einen  dritten  Gegen- 
grund sachlicher  Natur  zu  würdigen,  ist  zunächst  wohl  zuzugeben, 
dafs  sich  —  im  schroffen  Gegensatze  zu  den  „Werttheorien"  des 
Falles  B  —  die  „Werttheorien"  des  Falles  A  in  ihren  Antworte 
auf  die  Naiye  Wertfrage  inhaltlich  sehr  nahe  kommen,  soweit  sie 
eine  Antwort  darauf  nicht  überhaupt  ablehnen.  Die  Begründung  des 
letzteren  Verhaltens  stimmt  aber  mit  dem  ersteren  Umstand  gut  za- 
sammen:  Was  wie  etwas  allgemein  Bekanntes  behandelt  wird,  mufs 
doch  von  Haus  aus  sozusagen  einschichtiger  Natur  sein.  Ich 
kann  es  hier  nur  andeuten,  dafs  die  „Werttheorien",  welche  das  unter 
„Wert"  zu  Erledigende  nach  dem  Falle  A  auffassen,  in  der  That 
gemeinsame  Anlehnung  an  einen  volkstümlichen  Begriff  nehmen,  der 
in  dem  Sinne  Eines  ist,  dafs  er  eben  dem  einen  Sprachzeichen 
„Wert"  die  geläufigste  begriffliche  Ausfüllung  bedeutet,  sowdt 
man  den  allgemeinen  Sprachgebrauch  in  Betracht  nimmt  Wenn 
nun  daraufhin  dasjenige,  was  diese  „Werttheorien"  nnter  „Wert*'  zu 
erledigen  suchen,  als  Eines  für  sich  gesondert  nennbar  erscheinen 
darf,  so  ist  überdies  noch  ferner  zuzugeben,  dafs  die  meisten  dieser 
„Werttheorien"  in  der  That  hierfür  den  Namen  „Tauschwert"  G^value 
in  exchange",  „yaleur  echangeable",  etc.)  in  ausdrückliche  Verwen- 
dung nehmen.  Allein,  es  fallt  doch  sehr  in  Betracht,  in  welcher 
Sinnesmeinung  dies  eigentlich  geschieht.    Wenn  z.  B.  J.  B.  Sat  (in 
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seinem  Briefe  an  Malthus,  zitiert  bei  Pbiedlände»,  „Th.  des  Wertes" 
Dorpat,  1852,  p.  9)  schreibt:  „Adam  Smith,  apr^s  avoir  observe, 
qu'il  y  a  deux  sortes  de  valeurs,  Tune  valeur  en  usage  et  l'autre 
yaleor  en  Schange,  abandonne  compldtement  la  premi^re  et  s'ocuppe 
dans  tont  le  cours  de  son  ouvrage  da  la  valeur  echangeable  unique- 
ment.  Cest  ce  que  yous  avez  fait  yous-m&me,  M.,  ce  qu'a  fait  Mr. 
Ricardo,  c'est  ce  que  j'ai  fait,  c'est  ce  que  nous  avoos  fait  tous  par 
la  raison,  qu'il  n'y  a  paÄ  d'autre  valeur  en  economic  politique,  que 
celle-lä  est  sujette  ä  des  loix  fixes,  qu'elle  seule  se  forme,  se  distribue 
et  se  r^gle  suivant  des  r^gles  invariables  et  qui  peuvent  devenir 
Tobjet  d'une  etude  scientifique."  —  So  spricht  er  es  beinahe  wörtlich 
aus,  das  er  das  unter  „Wert''  zu  Erledigende  in  etwas  vorhanden 
sieht,  das  nur  deshalb  „Tauschwert*'  zu  nennen  sei,  weil  daneben 
etwas,  was  eben  gar  nicht  als  wissenschaftlicher  Gegenstand  in  Be- 
tracht kommen  kann,  auch  unter  „Wert"  verstanden  wird.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  erkennen  wir  den  Mangel  jeder  sachlichen  Be- 
rechtigung, jene  „Werttheorien"  —  vom  Standpunkte  des  unbefange- 
nen Dritten  aus  —  dahin  zu  kennzeichnen,  dafs  sie  „nur  den  Tausch- 
wert behandeln".  Sie  suchen  einfach  auch  ein  unter  „Wert"  vor- 
gesetzt vermeintes  Objekt  zu  erledigen,  und  nur  ein  eigentlich  zu- 
fälliger Umstand,  die  Bücksicht  auf  sprachliche  Eindeutigkeit,  bringt 
sie  dazu,  dieses  zu  Erledigende  „Tauschwert"  zu  nennen.  Der  einzelne 
„Werttheoretiker",  der  handelt  gegebenenfalls  allerdings  folgerichtig, 
wenn  er  im  Hinblicke  auf  seine  eigene  Auffassung  des  unter  „Wert" 
zu  Erledigenden  jenen  „Werttheorien*/  eine  „Einseitigkeit"  vorwirft. 
Dem  unterliegt  eben  wieder  im  Stillen  der  Wertgedanke,  die  Ansicht, 
dafs  es  sich  hüben  und  drüben  um  das  nämliche  Objekt  bandelt, 
das  der  Wissenschaft  überhaupt  unter  „Wert"  vorgesetzt  sei;  eine 
Ansicht,  die  wir  hier  kritisch  beleuchten  wollen,  aber  durchaus  nicht 
ohne  weiteres  acceptieren. 

Aulser  diesen  sachlichen  Gründen,  die  für  sich  entscheidend  sind, 
sprechen  zum  Uberflufs  noch  schwere  formelle  Bedenken  dagegen, 
die  Scheidung  nach  den  Fällen  A  und  B  in  der  erwähnten  Weise 
aufzufassen.  Es  geht  absolut  nicht  an,  hier  mit  Ausdrücken  wie 
„Tauschwert"  unbefangen  zu  hantieren.  Zwar  würde  es  mich  viel  zu 
weit  führen,  hier  noch  nachzuweisen,  wie  der  Ausdruck  „Tausch- 
wert" in  Gemeinschaft  mit  dem  Ausdrucke  „Gebrauchswert",  die  im 
Bahmen  der  „Wertlehre"  überaus  häufig  verwendet  werden,  zusammen 
nichts  vorstellen,   als  eine   stehende  Unterscheidungsformel 

mit  durchaus  wechselndem  Inhalt.    Eine  Formel,  die  bald 
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für  eine  Einteilung,  bald  wieder  f&r  eine  blolm  Abscheidvng  f&r  den 
Belang  des  anter  y,Wert"  Erledigten  einstehen  mufs,  wobei  noch  die 
Kriterien  der  Einteilung  oder  Abscheidung  Terschiedene  sind,  und 
nicht  minder  verschieden  auch  das  Eingeteilte  oder  in  sich  Ge- 
schiedene selber.  Femer,  wie  diese  Formel,  bezw.  ihre  vereinzelten 
Glieder  auch  ohne  Berufung  auf  eine  bestimmte  „Werttheorie''  ganz 
unbefangen  verwendet  wird,  wobei  eine  gewisse  comunis  opinio  den 
Schein  wahren  hilft,  mit  diesen  Ausdrücken  etwas  Weeentliehes  aus- 
sagen zu  können  —  eine  der  vielen  logischen  Versündigungen  inner- 
halb der  „Wertlehre'',  die  sich  in  letzter  Linie  alle  nur  aus  dem 
stillen  Walten  des  Wertgedankens  erklären  liefsen,  etc.  eta  Hier 
weise  ich  nur  kurz  darauf  hin,  dafs  sich  die  Verwendung  des  Aus- 
druckes „Tauschwert",  wenn  auch  nicht  sachlich,  so  doch  logisch  nur 
vom  Standpunkte  einer  bestimmten  „Werttheorie"  und  unter  An- 
erkennung des  Wertgedankens  rechtfertigen  liefse,  in  diesem  Zn- 
sammenhange daher  offener  Widersinn  wäre. 

Nicht  so  ausgesprochen,  wie  der  eben  erörterte,  läüst  sich  m 
anderer  Gegensatz  aus  dem  Sinneswechsel  der  Frage  „Was  ist  d^ 
Wert?"  nachweisen.  Ihm  entspräche  eine  Einteilung,  die  nur  mit 
sehr  verschwommenen  Grenzen  zwei  Gruppen  von  „Werttheorien"  von 
einander  sondern  liefse.  Unter  einem  anderen  Gesichtspunkte  wird 
nämlich  in  einem  zweifachen  Sinn  nach  „Wert"  gefragt: 

I.  Um  die  Bedeutung  (den  Sinn)  des  als  unentbehrlich 
angesehenen  Terminus  „Wert",  nach  welcher  der  letstere  in 
unserer  Wissenschaft  zu  verwenden  wäre,  festzustellen. 

II.  Um  die  Natur  eines  Phänomens  (Thatsache,  Erscheinung) 
des  Namens  „Wert"  wissenschaftlich  zu  ermitteln. 

Im  Falle  I  handelt  es  sich  also  mehr  um  eine  Sicherstellung,  die 
erst  ihrerseits  die  Wissenschaft  instandsetzen  soll,  ihren  Erkenntnis- 
zwecken gewachsen  zu  sein,  gleichsam  also  um  die  Beschreitung  eines 
mittelbaren  Erkenntnisweges.  Im  Falle  II  aber  wird  ein  solcher 
Erkenntniszweck  selber  zu  erfüllen  gesucht,  gleichsam  also  ein  un- 
mittelbarer Erkenntnisweg  beschritten. 

Trotz  dieses  Gegensatzes  geht  jedoch  derart  eins  in's  andere 
über,  dafs  wohl  auch  die  Ausdeutung  des  Terminus  „Wert"  auf 
thatsächlicher  Grundlage  sich  vollziehen,  aus  der  Ermittlung  von 
Thatsachen  herzuleiten  sein  wird;  während  umgekehrt  die  wissen- 
schaftliche Erledigung  eines  Phänomens  des  Namens  „Wert"  zugleich 
den  Erfolg  haben  mufs,  einen  wissenschaftlichen  Terminus  „Wert*' 
mit  feststehender  Bedeutung  einzuführen.     Der   Gegensatz   schrankt 
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sich  also  hier  darauf  ein ,  ob  dem  einen  oder  dem  anderen  wissen- 
schaftlichen  Vorhaben  der  Vorrang  eingeräumt,  ein  Übergewicht  zu- 
gestanden wird.  Ein  Gegensatz  drückt  sich  übrigens  auch  noch  darin 
aus,  dafs  im  Falle  A  die  Unentbehrlichkeit  des  Terminus 
„Wert''  als  etwas  Selbstverständliches,  daher  eigentlich  unerklärt 
übernommen  wird,  während  im  Falle  II  schon  im  Dasein  eines 
Phänomens  des  urwüchsigen  Namens  ,«Wert''  eine  Erklärung  da- 
für belegen  wäre,  weshalb  man  überhaupt  von  .,Wert''  in  unserer 
Wissenschaft  zu  handeln  habe. 

Wir  erkennen  den  Fall  I,  wenn  z.  B.  J.  B.  Sat  uns  zuerst  die 
Unentbehrlichkeit  des  Terminus  „Wert"  („valeur*')  darthut,  indem  er 
an  einer  nationalökonomischen  Erwägung  zeigt,  wie  an  diesem  Aus- 
drucke nicht  Yorbeizukommen  ist:  ., Quelle  est  donc  la  qualitS  qui 
determine  le  rapport  qu'ont  entre  elles  ces  deux  portions  de  richesses, 
dont  Tune  est  sous  la  forme  d'une  boite  d'or,  et  Fautre  sous  la  forme 
d'une  armoire  ou  d'une  buffet?  II  n'est  aucun  de  vous,  messieurs, 
qui  ne  fasse  la  r6ponse:  C'est  leur  valeur/'  —  und  darauf  die  Not- 
wendigkeit der  Deutung  dieses  Terminus  begründet:  „Nous  n'aurions 
qu'une  id6e  imparfaite  de  la  nature  et  de  la  grandeur  des  richesse?, 
si  nous  n'ayions  que  des  idSes  confuses  de  ce  que  signifie  le  mot 
yaleur."  (Cours  compl.  d'Sconomie  pol.  ed.  p.  Horace  Sat,  Bruxelles 
1840,  p.  33.)  Desgleichen  wird  der  Fall  I  an  J.  St.  Mill  sehr 
kenntlich :  „The  word  yalue,  when  used  without  adjunct,  always  means, 
in  political  economy,  yalue  in  ezchange ;  .  .  .  Exchange  yalue  requires 
to  be  distinguished  from  Price.  The  words  Value  and  Price  were 
used  as  synonymous  by  the  early  political  economists,  and  are  not 
always  discriminated  eyen  by  Ricardo.  But  the  most  accurate  modern 
writers,  to  avoid  the  wasteful  expenditure  of  two  good  scientific 
terms  on  a  Single  idea,  haye  employed  Price  to  express  the  yalue 
of  a  thing  in  relation  to  money ;  the  the  quantity  of  money,  for  which 
it  will  exchange.  By  the  price  of  a  thing,  therefore,  we  shaU  hence- 
forth  understand  its  yalue  in  money;  by  the  yalue  or  exchange  yalue 
of  a  thing,  its  general  power  of  purchasing ;  the  command,  which  its 
possession  giyes  oyer  purchaseable  commodities  in  general.'^  (Principles, 
Bk.  II.  Par.  2.) 

Dagegen  wird  bei  y.  Wieseb  deutlich,  dafs  seine  Auffassung 
über  das  unter  „Wert"  zu  Erledigende  dem  Falle  II  gemäfs  ist, 
wenn  er  seiner  „Werttheorie"  die  Erwägung  yoranstellt:  „In  den 
Naturwissenschaften  unterscheidet  man  überall  zwischen  der  Erschei- 
noug  und  dem  Begriffe,  welchen  die  Menschen  sprachüblich  mit  dem 
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üfamen  Terbinden,  den  sie  der  ErscheiDimg  geben.  —  Die  moderne 
Katurfonchung  beschäftigt  sich  ausschliefslich  mit  den  Phänomenen. 
I^iemand,  der  Ansprach  auf  den  Namen  eines  Forschers  macht,  wird 
glauben,  dadurch  dafs  er  die  geltenden  Sprachbegriffe  untersucht,  auch 
nur  das  Geringste  zur  besseren  Erkenntnis  des  Wesens  der  Dinge  bei- 
tragen zu  können. ...  In  den  Wissenschaften  vom  menschlichen  Geiste 
und  den  menschlichen  Akten  . .  .  finden  wir  es  anders.  Bier  finden 
wir  die  eben  besprochene  Unterscheidung  fast  nirgends  deutlich  toU- 
zogen.  In  vielen  Fällen  wird  der  Leser  bei  aller  Aufmerksamkeit 
aufser  Stande  «ein,  zu  beurteilen,  was  der  Autor  eigentlich  unter- 
suchen wollte,  ob  den  empirischen  Bestand  der  Erscheinung,  oder  den 
Begriff,  der  sich  an  den  Namen  der  Erscheinung  knüpft/'  (Tr- 
sprung  etc.  p.  1  f.)  —  und  wenn  er  später  von  dem  unter  „Wert" 
soweithin  Erledigten  sagt:  „Die  eigentliche  Thatsache  am  Wert,  das 
Phänomen,  das  in  Wirklichkeit  dem  Namen  des  Werts  entspricht, 
ist  subjektiver  Art,  ist  ein  persönliches  Interesse. . .  .  Der  Satz,  dafs 
der  Wert  in  Wahrheit  eine  subjektive  Erscheinung  ist^  kann  nicht 
eindringlich  genug  gefafst  werden.'^  (a.  a.  O.  p.  10.)  Für  das  Zu- 
treffen des  Falles  U  spricht  auch  klar  die  Stelle  bei  Sax  (Grund- 
legung, p.  260):  „Die  Wissenschaft  ist  bei  der  Ergründung  der 
Werterscheinung  längere  Zeit  irre  gegangen,  oder  doch  nicht  auf  den 
Kern  gedrungen.  Erst  neuere  Forscher  sind  der  eigentlichen  Katar 
des  Phänomens  näher  gekommen.'^ 

Dafs  sich  die  erste  mit  dieser  zweiten  Einteilung  auch  über- 
schneiden kann,  während  sie  iiinerhalb  der  obigen  Beispiele  parallel 
laufen,  beweist,  wenn  z.  B.  gerade  Dietzel  das  unter  „Wert'*  zu 
Erledigende,  das  ihm  so  bekannt  dünkt,  um  es  gar  nicht  erst  um- 
schreiben zu  müssen,  in  einer  Thatsache  erblickt  (die  „Grund- 
thatsache  des  Wertes") ;  während  wieder  J.  Wolf,  dessen  Theorie  eine 
„findende'^  ist,  ganz  im  Sinne  des  Falles  I  sich  ausspricht:  „Eine 
Lehre  vom  Werte  beantwortet  in  erster  Linie  die  Frage:  ,Welchem 
Begriffe  spreche  ich  zweckmäfsig  die  Bezeichnung  Wert  zu?*^  Dss 
aber  ist  nichts  als  die  Kaive  Wertfrage,  im  Sinne  des  Falles  I  ab- 
gewandelt ;  es  thut  nichts  dazu,  dafs  hier  die  Deutung  in  einer  eigen- 
tümlichen Weise  auf  den  Kopf  gestellt  erscheint,  indem  hier  eine 
Bezeichnung  gleichsam  zu  vergeben  ist,  von  der  stillschweigend 
festzustehen  scheint,  dafs  sie  unbedingt  unterzubringen  sei.  Das  ist 
wieder  die  verkehrte  Unentbehrlichkeit. 

Übrigens  zeigt  gerade  das  Beispiel  Wolf's  —  besonders  mit  der 
SteUe:  „Es  mufs  nämlich  festgehalten  werden,  dafs  wir  nicht  den 
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Sprachbegriff  zu  erklären,  sondern  uns  einen  Begriff  zu  bilden  haben/' 
(Z.  Lehre  v.  W.,  Tübinger  Zeitschr.  1886,  p.  434)  —  dafs  es  sich 
im  Falle  I  durchaus  nicht  etwa  um  die  Beachtung,  und,  im  Gegen- 
satze dazu,  im  Falle  II  um  die  Nichtbeachtung  dessen  handle,  was 
der  Ausdruck  „Wert''  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche  nach  be- 
deutet. Diese  Frage  der  Anlehnung  an  oder  des  Absehens  vom  ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauche  ist  eine  vielerörterte,  (besonders  durch 
Neumakn,  Cohn,  Schmoller,  Dietzel,  v.  Wibseb  u.  a,)  hat  aber 
leinen  unmittelbaren  Bezug  auf  die  Auffassung  des  unter  „Wert"  zu 
Erledigenden,  sondern  ist  eine  Frage  der  durchfuhrenden  Erledi- 
gung, resp.  der  Art  und  Weise  der  letzteren.  Diese  Frage  kann 
also  gar  nicht  den  Anlafs  dazu  geben,  eine  weitere  Einteilung  den 
bisher  erörterten  beiden  an  die  Seite  zu  stellen. 

Diesen  beiden  Einteilungen,  die  mir  die  auffälligsten  dünken^ 
liefsen  sich  noch  manche  andere  zugesellen.  Der  Gegensätze,  oder 
doch  wenigstens  der  Unterschiede  im  Sinne  der  Frage  „Was  ist  der 
Wert?",  in  der  Bedeutung,  mit  welcher  der  Ausdruck  „Wert"  schon 
in  diese  Frage  eintritt,  dieser  Verschiedenheiten  ist  eben  kein  Mangel. 
Das  geht,  wie  erwähnt,  so  weit,  dafs  so  ziemlich  jede  „Werttheorie"^ 
die  Aufgabe,  die  sie  zu  lösen  trachtet,  anders  gestellt  sieht.  Abge- 
sehen von  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  in  der  Erledigung  dessen, 
was  jede  einzelne  „Werttheorie"  unter  „Wert"  zu  erledigen  trachtet, 
und  von  dem  man  herkömmlich  dafürhält,  dafs  es  für  den  ganzen  Bereich 
der  Wertlehre  das  Eine,  für  jedermann  nämliche  Objekt  sei,  abge- 
sehen also  von  der  Buntheit  im  sichtbaren  Aufbau  der  „Werttheorien", 
ist  gleichsam  schon  der  Boden  tief  zerklüftet,  auf  dem  sich 
die  letzteren  erst  aufbauen.  Daneben  aber  beharrt,  in  seiner  Ver- 
borgenheit, unentwegt  der  Wertgedanke,  unberührt  von  diesen  Ver- 
baltnissen, die  ihm  so  sehr  zu  widersprechen  scheinen,  sobald  man 
sie  frei  von   der  Befangenheit  des  herkömmlichen  Denkens  würdigt. 

Wer  sich  nach  denä  Beispiel  des  hier  Erbrachten  einen  tieferen 
Einblick  in  diese  Dinge  yerschaffen  will,  —  die  es  gar  nicht  mehr 
überraschend  erscheinen  liefsen,  wenn  uns  die  Kritische  Wertfrage 
bei  ihrer  Erledigung  zu  einem  Abspruch  des  Wertgedankens  führen 
sollte,  —  der  darf  sich  bei  diesen  Analysen  im  besonderen  nicht 
durch  etwas  yerwirren  lassen,  dessen  ich  schliefslich  noch  hier  erwähne. 

Es  handelt  sich  da  nicht  im  eigentlichen  Sinne  um  einen  Gegen- 
satz in  der  Auffassung  des  unter  „Wert"  zu  Erledigenden.  Aber  es 
läuft  auch  nicht  auf  das  oben  erwähnte  Verhältnis  hinaus,  nach 
velchem  sich  der  einzelne  „Werttheoretiker"  bei  der  durchführenden 
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Erledigung  dessen,  was  er  unter  .^Wert'^  zu  erledigen  sucht,  mehr 
oder  minder  auf  den  Sprachgebrauch  in  Bezug  auf  das  Wort,, Werf' 
stützt«  Dieses  Verhältnis  und  die  G^ensätze  in  jener  Aufbssnng 
bestehen  Yielmehr  ganz  unabhängig  und  wechseln  in  ihrer  Art  und 
in  ihrem  Grade  nicht  minder  unabhängig  Ton  dem  weiteren  Umstände, 
dafs  viele  Theoretiker  im  Rahmen  ihres  „Beitrages  zur  WerÜehre'S 
neben  der  Naiven  Wertfrage,  die  ja  im  Kerne  ihres  bezüglichen 
„Wertproblems''  belegen  ist,  und  unbeschadet  der  Antwort  aaf  die 
letztere,  überdies  auch  noch  eine  andere  Frage  zu  erledigen 
suchen,  die  aber  unausgesprochen  bleibt;  die  Frage  nämlich:  „Was 
bedeutet  das  Wort  (oder  selbst  der  Terminus)  „„Werf^'* 
aufserdem  noch  alles?'' 

Diese  Zusatzfrage  zur  Frage  „^bs  ist  der  Wert?"  ist  eben 
nur  theoretisch  setzbar,  und  zwar  im  Widerhalte  zu  gewissen  Bestand- 
teilen der  „Werttheorien",  die  einsehbar  nicht  als  Antwort  auf  die 
Naive  Wertfirage  zu  stehen  kommen.  Ein  Verhältnis,  das  sich  natür- 
lich nur  aufdecken  läfst,  sobald  man  die  Aussagenwelt  der  „Wert- 
lehre"  frei  von  der  Befangenheit  des  herkömmlichen  Denkens  beschaut. 

Diese  Zusatzfrage  weist  ihrerseits  den  wechselnden  Sinn  auf,  dafs 
sie  bald  auf  den  gewöhnlichen,  bald  auf  wissenschaftlichen,  bald 
wieder  auf  den  Sprachgebrauch  überhaupt  abzielt.  Es  ist  aber  in 
jedem  Falle  kennzeichnend  für  sie,  und  darauf  beruht  auch  ihr 
schroffer  Gegensatz  zur  Naiven  Wertfrage,  dafs  sie  ohne  Berufung 
auf  den  Wertgedanken  aufgeworfen  zu  denken  ist.  Bei  ihrem 
Aufwurfe  läuft  es  nicht  als  eine  scheinbar  stillschweigende,  in  Wahr- 
heit unbewufste  Annahme  unter,  dafs  der  Wissenschaft  unter  „Wert^ 
ein  Singularobjekt  vorgesetzt  sei  —  dessen  —  unserer  Wissenschaft  ob- 
liegende —  Erledigung  unter  allen  Umständen  bei  der  Frage  „Was 
ist  der  Wert?^  einzusetzen  hat,  welch  letztere  Frage  daher  immer 
unter  der  stillen  Geltung  des  Wertgedankens  zu  verstehen  ist.  £s 
erhebt  sich  jene  Zusatzfrage  vielmehr  —  schlecht  und  recht  nach 
ihrem  klaren  Wortlaute  —  gegenüber  der  offenliegenden  Thatsache^ 
dafs  der  Laut  „Wert"  ein  Element  unserer  Sprache  ist,  und  als 
solches  unter  der  Herrschaft  des  Sprachgebrauches  seinen  geistigen 
Gehalt  empfangt.  Dieser  aber  soll  festgestellt  werden,  und  nicht 
blofs  im  Angesichte  des  gewöhnlichen,  manchmal  auch  des  wissen- 
schaftlichen Sprachgebrauches;  wobei  aber  wohl  zu  beachten  ist, 
dafs  es  sich  dabei  um  wissenschaftliche  Verwendungen  des  Wortes 
„Wert"  handelt,  die  ohne  Zusammenhang  mit  dem  Objekte  er- 
folgen,  das   man   der   Wissenschaft  unter  demselben  Sprachzeichea 
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„Wert"  vorgesetzt  vermeint.  So  wendet  sich  z.  B.  Schäffle,  und 
in  einer  selten  klaren  Erfassung  dieses  Sachverhaltes,  gegen  eine 
solche,  nicht  das  gleichbezeichnete  Objekt  betreffende  und  daher  für 
die  „Wertlehre"  eigentlich  völlig  irrelevante  Verwendungs- 
weise und  damit  korrespondierende  Bedeutung  des  Sprachelementes 
„Wert**,  wenn  er  (Bau  und  Leben,  III.  Bd.  p.  278)  sagt:  „Nicht 
mifszuverstehende  Fälle  ausgenommen,  werden  wir  mit  dem  Worte 
„Wert"  nicht  den  gewöhnlichen  Sinn  von  Preis  oder  Tauschäqui- 
Talenzverhältnis  zweier  Güter  verbinden."  —  und  noch  entschiedener 
dann  das  Wort  „Wert"  für  die  sprachliche  Vertretung  des  im  Sinne 
des  Wertgedankens  zu  denkenden  Objektes  reserviert,  indem  er 
die  Erklärung  abgiebt:  „Nur  uneigentlich  und  in  Anbequemung  an 
den  übermächtigen  Sprachgebrauch  nennen  wir  daher  die  Tausch- 
äquivalenz-Normierung  auch  Tauschwertbildung,  den  Preis  oder  die 
Sozialtaxe  „Tauschwert"  oder  „Wert"  (281). 

So  scharf  wie  hier  wird  diese  Sonderung  —  dafs  Dies  als  „Wert" 
erledigt,  Jenes  aber  daneben  notgedrungen  auch  „Wert"  ge- 
nannt wird  —  fast  nirgends  berücksichtigt.  Bei  dem  stillen 
Walten  des  Wertgedankens,  seiner  Ungreif barkeit ,  ist  es  gar  nicht 
verwunderlich,  wenn  wir  in  aller  Regel  die  Antworten  auf  diese 
beiden,  im  Wesen  so  grundverschiedenen  Fragen  irgendwie  miteinander 
yerklittert  (durch  eine  Einteilung  oder  die  Eingliederung  in  ein  Be- 
griffssystem etc.)  und  oft  bis  zur  Unlösbarkeit  miteinander  verwoben 
und  verwirrt  sehen.  Dieser  Umstand  fordert  zwar  die  Kritik  heraus, 
aber  er  gereicht  der  betreffenden  „Werttheorie"  durchaus  nicht  immer 
znin  Schaden.  Denn  es  ist  der  Gedanke  an  eine  klare  und  logisch 
einwurfsfreie  Sonderung  jener  beiden  Antworten  doch  nur  auf  Grund 
der  Erfassung  des  Wertgedankens  möglich,  schliefst  sich  daher  unter 
der  Herrschaft  der  überkommenen  Anschauung  im  Grundsatze  aus. 
Unter  der  letzteren  kann  immer  nur  ein  richtiger  Instinkt  jene 
Sonderung  —  der  Thatsache  nach  —  eintreten  lassen;  ein  Instinkt, 
in  Bezug  auf  den  jedoch  der  Leser  nicht  immer  Schritt  zu  halten 
braucht.  So  ist  es  möglich,  dafs  gerade  diese  Sonderung,  weil  sie 
fiir  das  herkömmliche  Denken  zu  subtil,  über  seine  Grenzen  hinaus- 
reichend  ist,  eher  als  Denkhindernis  empfunden  wird.  Während 
sich  vielleicht  gerade  eine  „Werttheorie"  glatt  und  fliefsend  überlesen 
läfst,  die  hier  nicht  viel  Federlesens  macht  und  sich  —  unbe- 
wufst  —  zugunsten  derlOarheit  über  alle  verwickelten  Rücksichten 
auf  jene  Sonderung  hinwegsetzt.  So  möchte  ich  —  ohne  darauf 
näher  eingehen  zu  können  —   die  übersichtliche    Klarheit  und  die 
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Fafslichkeit  der  v.  BöHM'schen  „Werttheorie"  (nach  ihrer  Dar- 
stellung in  Hild.-üonbab'b  Jahrbuch ,  1886)  hauptsächlich  auch  auf 
den  Umstand  zurückführen  ^  dafs  er  die  —  grundsätzlich  zu  son- 
dernden —  Antworten  auf  die  Naive  Wertfirage  und  die  Zusatzfrage 
unbedenklich  einer  sehr  eingänglichen  und  packenden  systematischen 
Gliederung  einfügt;  seiner  Scheidung  zwischen  „subjektiven"  und 
„objektiven  Wert",  nach  dem  Vorbilde  F.  J.  Neumann's. 

Die  Kenntnis  dieses  Umstandes,  dafs  in  den  „Beiträgen  zur 
Wertlehre"  neben  der  Naiven  Wertfrage  meist  auch  jene  Zusatzfrage 
ihre  Antwort  findet,  hat  nicht  blofs  die  eingangs  erwähnte  Bedeutung : 
Dass  sie  erst  bei  der  kritischen  Analyse  irgend  einer  gegebenen 
„Werttheorie"  in  den  meisten  Fällen  eine  Wirrnis  ohne  Rest  auflösen 
läfst,  vor  der  wir  sonst  ratlos  stünden.  Sie  ist  auch  iu  einer  anderen 
Hinsicht  von  grofsem  Interesse  für  uns.  Wir  haben  die  Wert- 
forschung dahin  bestimmt,  dafs  bei  ihr  in  einer  Art  und  Weise 
vorgegangen  würde,  als  ob  ihr  der  Wertgedanke  zugleich  Anlafs  und 
Grundlage  wäre.  Das  letztere  trifft  aber  für  jene  Bestandteile  der 
„Wertlehre"  nicht  zu,  die  uns  nur  als  Antwort  auf  die  theoretisch 
setzbare  Zusatzfrage  verständlich  werden.  Unter  die  Ergebnisse 
einer  Forschung,  die  auf  der  Grundlage  des  Wertgedankens  vorgeht, 
mischen  sich  also  Ergebnisse  eines  Forschens,  das  in  seiner  Durch- 
führung unabhängig  von  diesem  Gedanken  vorgeht.  Die  „Wert- 
lehre" darf  uns  daher  nicht  als  die*  gegenständlich  gewordene  Wert- 
forschuDg  in  völliger  Reinheit  erscheinen,  sondern  durchsetzt 
von  etwas,  das  sich  etwa  Wertkunde  nennen  läfet,  und  in  der  Ant- 
wort auf  jene  gewisse  Zusatzfrage  aufgeht.  Diese  Wertkunde  tritt 
innerhalb  der  „Wertlehre"  selber  nicht  in  völliger  Reinheit  auf,  weil 
sie,  bei  der  gänzlichen  Unaufgelöstheit  der  logischen  Beziehungen,  in 
der  mannigfachsten  Weise  mit  den  Ergebnissen  der  Wertforschung 
untermischt  ist.  Und  sie  tritt  innerhalb  der  „Wertlehre"  immer  nur 
die  letzteren  Ergebnisse  begleitend  auf,  weil  eben  unter  der  Herr- 
schaft der  herkömmlichen  Anschauung  in  erster  Linie  das  stille 
Walten  des  Wertgedankens  sich  geltend  macht. 

Es  liegt  klar  am  Tage,  dafs  die  Ergebnisse  der  Wertkunde, 
einer  Forschung,  die  unabhängig  vom  Wertgedanken  vorgeht,  gerade 
deshalb  unberührt  von  der  Kritik  bleiben,  die  hier  am  Wert- 
gedanken geführt  wird,  und  die  der  Selbstbesinnung  der  Wert- 
forschung dienen  soll. 

Es  sind  wenige  „Werttheorien",  die  nichts  von  Wertkunde  in 
sich   schliefsen   (z.  B.  Menger,  Likdwubm  u.  a.).     Dagegen  ist  es 
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wieder  eine  einzige  Theorie,  die  in  Wertkunde  so  gut  wie  aufgeht. 
Eine  „Werttheorie'^  ^on  der  nur  eine  eingehende  Analyse  zeigen 
könnte,  dals  auch  sie  nebeneinander  die  Naive  Wertfirage  und 
ihre  Zusatzfrage  zu  beantworten  sucht,  während  es  den  lebhaften  An- 
schein gewinnt,  als  würde  sie  einfach  nur  der  Frage  Antwort  stehen : 
Was  alles  bedeutet  das  Wort  „Wert"  bei  seinen  mannigfachen  Ver- 
wendungen in  der  Wissenschaft,  in  Gesetzen  etc.?  Diese  „Wert- 
theorie", deren  Sonderstellung  gegenüber  allen  übrigen  zu  ihrer  viel- 
fachen und  argen  Yerkennung  den  Anlafs  geliefert  hat,  ist  jene 
F.  J.  Neumann's. 

Neümaitk  spricht  sozusagen  das  Leitmotiv  seiner  Untersuchungen 
aus,  wenn  er  sagt:  „Halten  wir  fest  im  Auge,  dafs  in  der  Wissen- 
schaft nur  die  besonders  wichtigen,  wegen  eingebürgerten  Gebrauches 
unerläfslichen  Auffassungen  des  überaus  vieldeutigen  und  schwankenden 
Ausdrucks  „Wert"  Anerkennung  verdienen."  (Grundlagen,  Tübg. 
1889,  p.  185,  ebenso  in  Schökbebg's  Handbuch.)  Unter  diesen  „Auf- 
fassungen" zu  sichten,  und  sie  ebenso  voUständig  als  gewissenhaft 
kreuz  und  quer  durch  den  Sprachgebrauch  der  Wissenschaft,  der  Ge- 
setze etc.  in  wissenschaftlicher  Strenge  festzustellen,  darum  bemüht 
sich  der  NEUMANN'sche  „Beitrag  zur  Wertlehre",  und  darin  liegt 
auch  des  letzteren  eminent  praktische  Bedeutung.  Die  es,  nebenbei 
gesagt,  begreiflich  macht  —  entgegen  der  bezüglichen  Einrede  v.  Böhm's 
(Orundzüge  etc.  Hild.-Conrad's  Jahrbuch,  1886,  p.  3)  —  wenn  ge- 
rade die  Ausführungen  Neümann's  im  erwähnten  Handbuche  Platz 
gefunden  haben ;  weil  eben  mit  ihnen  weniger  ein  Vertreter  der  in  sich 
zerfallenen  und  zerfahrenen  Wertforschung,  als  vielmehr  der  berufenste 
Vertreter  der  eigentlich  neutralen  und  dabei  gerade  für  informatorische 
Zwecke  sehr  wichtigen  Wertkunde  zum  Wort  gekommen  ist. 

Dieses  höchst  aufiFallige  Überwiegen  der  Wertkunde  im  Bahmen 
des  NEUMAim'schen  „Beitrags  zur  Wertlehre"  deutet  auf  ein  Ver- 
hältnis hin,  das  uns  in  Anbetracht  der  bezüglichen  erkenntnistheo- 
retischen Untersuchungen  Neumann's  durchaus  verständlich  würde,  und 
sich  dahin  kennzeichnen  liefse,  dafs  Neümakn  eigentlich  schon  auf 
halben  Wege  ist,  sich  vom  Wertgedanken  loszusagen.  Bei 
allem  Interesse,  das  wir  in  diesem  Zusammenhange  einem  solchen 
Faktum  entgegenbringen  müssen,  würde  es  doch  viel  zu  weit  führen, 
dabei  über  blofse  Andeutungen  hinauszugehen.  Auch  fehlt  es  für  den 
gültigen  Nachweis  dieses  Faktums  hier  noch  an  den  nötigen  Vorbe- 
dingungen. Denn  es  bedürfte  dazu  nicht  blofs  einer  scharfen  Analyse 
der  NEUMANN'schen  „Werttheorie",  sondern  auch  seiner  „Preistheorie", 
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und  ganz   besonders   des  Verhältnisses  zwischen  beiden.     Hier  aber 
will  ich  nur  zwei  Dinge  hervorheben. 

Es  wäre  zunächst  irrig,  einen  (unbewufsten)  Widerspruch  Neu- 
majnn's  gegen  den  Wertgedanken  heraushören  zu  wollen,  wenn  er 
sagt :  ,,Jedem  aber  —  so  wurde  es  in  der  Neuzeit  Sitte  —  war  der 
Yon  ihm  ins  Auge  gefafste  Wert:  „der  Wert**,  neben  dem  wie  selbst- 
verständlich kein  andrer  in  Betracht  kam.  Nur  „einen  Wert'*  gab 
es.  Und  das  war  Jedem  derjenige ,  zu  welchem  gerade  seine  beson- 
dere Auffassung  des  überlieferten  Sprachgebrauches  oder  das  spezielle 
Interesse  der  Dinge,  mit  denen  er  sich  beschäftigte,  geführt  hatte. 
Jede  andere  Auffassung  war  verkehrt,  und  vor  ihr  die  Augen  zu 
Bchliefsen,  ebenso  „natürlich**  als  bequem  und  Mühe  sparend.**  (a.  a. 
O.  p.  127.)  Was  Neumakn  hier  bekämpft,  ist  strenggenommen  nur 
das  Absehen  von  der  gewissen  Zusatzfrage,  also  nur  die  Versündigung 
gegen  die  Wertkunde.  Nicht  dem  Wertgedanken  ist  da  wider- 
sprochen. Denn  im  Wertgedanken  liegt  es  keineswegs,  dafs  unter 
„Wert**  Einfaches,  seiner  Artung  nach  gemeint,  zu  erledigen  sei; 
es  kann  ebensogut  Vielfaches,  ein  Vielerlei  sein,  jedoch  für  jeder- 
mann das  nämliche  Einfache  oder  auch  das  nämliche  Vielfache. 

Aber  gerade  diese  Nämlichkeit  des  unter  „Wert**  zu  Er- 
ledigenden scheint  Neumakn  nicht  vorhanden  zu  sehen,  und  er  geht 
damit  gleichsam  über  den  Wertgedanken  zur  Tagesordnung  über, 
wenn  er  die  Antworten  auf  die  Frage  „Was  ist  der  Wert?'*,  die 
von  den  verschiedenen  „Werttheorien**  geliefert  werden  und  sich 
im  Qeiste  des  Wertgedankens  untereinander  grundsätzlich  aus- 
schliefsen,  als  ebensoviele  „Auffassungen  des  Wertes**  in  einem 
duldsamen  Nebeneinander  sieht,  von  denen  er  die  eine  oder  die 
andere  rein  der  Thatsache  nach,  weil  sie  seiner  Anschauung 
gemäfs  nicht  die  „Anerkennung  in  der  Wissenschaft**  verdienen,  zu- 
rückweist. So  wendet  er  sich  gegen  eine  Reihe  solcher  „Auffassungen**, 
die  er  unter  dem  Ausdrucke  „Seltenheitswert"  zusammenfafst :  „In- 
dessen, so  lebhaft  solche  Anschauungen  nunmehr  auch  in  der  deut- 
schen Litteratur  verfochten  werden  —  zu  billigen  sind  sie  nicht. 
Sehen  wir  von  mancher  Übertreibung  ab,  so  ist  gegen  diese  Auf- 
fassung des  Werts  als  Seltenheitswert  namentlich  zweierlei  zu  er- 
innern :  Erstens **(Schönbbeg  Handb.,  Abh.  W.  Grundbegriffe, 

Par.  10).  An  diesen  Stellen  der  NEUMANN'schen  Ausführungen  scheint 
es  mir  einzutreten,  —  als  ein  in  seiner  Art  einziges  Vorkommnis 
innerhalb  der  Aussagenwelt  der  „Wertlehre**,  —  dafs  in  das  Dogma 
des  Wertgedankens  Bresche  gelegt  wird,    (sohinrs  des  Anhanges.) 
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§1- 

Einleitung. 

Der  germanischen  Rechtsauffassung  waren  Testamente  fremd; 
diese  brachte  uns  erst  das  römische  Recht.  Die  Berechtigung,  ein 
Testament  zu  errichten,  enthält  eine  bedeutende  Steigerung  der  Per- 
sönlichkeit des  einzelnen,  da  die  Gesetzgebung  durch  dasselbe  den 
letzten  Willen  jemandes  gewährleistet  und  dieser  mithin  auch  über 
sein  Leben  hinaus  Verfügungen  treffen  kann.  Bei  einem  Testamente 
werden  Bestimmungen  getroffen  über  das  nächste,  unmittelbare  Schick- 
sal des  Vermögens  nach  dem  Tode  des  Testators;  weiter  jedoch 
geht  das  von  der  Gesetzgebung  gleichfalls  anerkannte  Institut  der 
Fideikommisse,  durch  welche  nach  dem  Willen  des  Fideikommifs- 
stifters  ein  Vermögensbestand  unbegrenzt  oder  wenigstens  auf  längere 
Zeit  gebunden  und  hinsichtlich  seiner  Substanz  der  Verfugung  der 
folgenden  Besitzer  entzogen  wird. 

Stobbe^)  nennt  das  FideikommiTs  „eine  Stiftung,  durch  welche 
der  Eigentümer  oder  ein  sonst  zu  solchen  Dispositionen  berechtigter 
Besitzer  die  ünveräufserlichkeit  eines  Grundstücks  oder  sonst  geeig- 
neten Objektes  und  die  ununterbrochene  Vererbung  desselben  in  seiner 
Familie  bis  zu  ihrem  Ausgang  oder  bis  zu  einer  von  ihm  angegebenen 
Grenze  festsetzt.^ 

Das  allgemeine  Landrecht  für  die  preuTsischen  Staaten  definiert 
im  §  23  Teil  II  Tit.  4:  „Wenn  aber  jemand  verordnet,  dafs  ein  ge- 
wisses Grundstück  oder  Kapital,  entweder  für  beständig  oder  doch 
durch  mehrere  Geschlechtsfolgen  bei  einer  Familie  verbleiben  soll, 
80  wird  solches  ein  Fideikommifs  genannt 

Der  Grund  für  die  Errichtung  von  Fideikommissen  liegt  häufig 


»)  Stobbb,  Deutsch,  Privatrecht,  Berlin  1875,  Bd.  11  §  139. 
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darin,  einer  Familie  bezw.  einzelnen  Qliedem  derselben  das  fiir  ihre 
Macht,  ihr  Ansehen,  ja  ihren  Glanz  nötige  Vermögen  zu  erhalten 
und  damit  eine  hervorragende  soziale  Stellung  zu  sichern. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  deutsche  JReich,  welches  da- 
selbst am  1.  Januar  1900  in  Kraft  treten  wird,  enthält  eine  gesetz- 
liche Regelung  der  Fideikommisse  nicht,  yielmehr  bestimmt  der 
Artikel  69  des  Einfuhrungsgesetzes  zu  dem  in  Rede  stehenden  Ge- 
setze: ,, Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  VorschrifteD  über 
Fideikommisse."  Es  ist  überflüssig  und  zwecklos,  hier  die  Frage  zu 
erörtern,  ob  es  —  wie  von  sehr  vielen  Seiten  gefordert  wurde  —  er- 
wünscht gewesen  wäre,  dafs  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  eine 
Regelung  des  erwähnten  Rechtsinstituts  vorgenommen  hätte. ^) 

Wenn  aber  auch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  Bestimmungen 
über  die  Familienfideikommisse  nicht  getroffen  hat  und  wenn  auch 
augenblicklich  noch  nicht  allein  das  Reichsjustizamt,  sondern  auch 
die  Justizministerien  der  Bundesstaaten  und  viele  einzelne  Juristen 
mit  den   gewaltigen   Arbeiten  beschäftigt   sind,    welche  das  Inkraft- 

^)  In  den  Motiven  des  Entwurfes  erster  Lesung^  des  bürgert.  Gesetzb.  heilst 
es  (S.  159 ff.)  anter  anderen:  „Das  Institut  der  Familienfideikommisse  ist  der 
Landesgesetzgebung  überwiesen.  Weder  die  grundsätzliche  Beseitigung  noch  eine 
einheitliche  Regelung  dieser  Rechtsbildung  erscheint  am  Platze.  Die  Familien* 
fideikommisse  gehören  in  dem  weitaus  gröfseren  Teile  Deutschlands  dem  geltenden 
Rechte  an.  Nur  die  zwingendsten  Gründe  könnten  einen  so  weitgehenden  Ein- 
griff in  den  bestehenden  Rechtszustand,  wie  die  Beseitigung  der  Einrichtung  ihn 
enthalten  würde,  rechtfertigen,  und  solche  Gründe  sind  nicht  vorhanden.  Das 
Institut  der  Familienfideikommisse  steht  zudem  in  den  Staaten,  in  welchen  das- 
selbe Geltung  hat,  mit  der  besonderen  Gestaltung  sozialer,  wirtschaftlicher  und 
politischer  Zustände  im  engen  Zusammenhange.  Der  einheitlichen  Regelung  des 
Instituts  andererseits  steht  in  erster  Linie  entgegen  der  bereits  betonte  Zusammen- 
hang des  Instituts  mit  den  inneren  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten.  Die 
Mannigfaltigkeit  der  partikularen  Ausgestaltung  des  Familienfideikonmiirs-Rechts 
hat  ihren  Grund  überwiegend  in  der  Verschiedenheit  der  mafsgebenden  thatsächlichen 
Verhältnisse  n.  s.  w.^  In  der  zweiten  Lesung  wurde  die  Überweisung  des  Instituts 
der  Familienfideikommisse  an  die  Landesgesetzgebong  aus  folgenden  Granden  ge- 
billigt :  [cfr.  Protokolle  S.  8787  ff.  8979  und  Protokolle  der  456.  Sitzung  und  den 
Entwurf  eines  Einfuhrungsgesetzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  dem  Reichstag 
vorgelegt,  Berlin  1896]  Die  Frage,  ob  die  Vorteile  oder  die  Nachteile  der  Familien- 
fideikommisse als  überwiegend  zu  erachten  seien,  könne  dahin  gestellt  bleiben. 
Die  Kommission  habe  sich  dabei  zu  bescheiden,  dass  nach  den  gegenwärtigen  ia 
Deutschland  vorhandenen  politischen  und  sozialen  Anschanungen  ein  Bedürfois 
für  die  Errichtung  von  Familienfideikonunissen  bestehe.  Solange  nicht  in  diesen 
Anschauungen  eine  Änderung  eingetreten  sei,  müsse  der  Gesetzgeber  die  ge- 
eigneten Rechtsformen  aufrecht  erhalten,  die  dazu  dienten,  den  diesen  An- 
schauungen entsprechenden  wirtschaftlichen  Erfolg  herbeizuführen. 
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treten  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  zahkeichen  hiermit  zu- 
sammenhängenden Abänderungen  anderer  bereits  bestehenden  Gresetze 
bedingen,  so  kann  es  doch  —  zumal  diese  Aufgaben  bald  gelöst  sind 
—  keinem  Zweifel  unterliegen,  ,,dafs  ^)  über  kurz  oder  laug  die 
lAudesgesetzgebungen  vor  das  Problem  der  künftigen  Gestaltung  des 
Familienfideikommifs-Rechts  gestellt  sein  werden;  denn  schwerlich 
wird,  wenn  eine  Neuordnung  unseres  gesamten  Privatrechts  erfolgt, 
hier  auf  die  Dauer  einfach  alles  beim  Alten  bleiben." 

Bei  dieser  Sachlage  dürfte  es,  weil  die  Ansichten  über  die  Zweck- 
mäfsigkeit  der  Familienfideikommisse  sehr  geteilt  sind,  nicht  unan- 
gebracht sein,  im  folgenden  eine  Untersuchung  darüber  anzustellen,  ob 
es  sich  empfehlen  würde,  die  Familienfideikommisse  künftig  zu  be- 
seitigen oder  beizubehalten,  und  wie  sie  im  letzteren  Falle  die  Gesetz- 
gebung in  Zukunft  etwa  am  besten  zu  gestalten  haben  werde. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  hat  vom  nationalökonomischen, 
nicht  vom  juristischen  Standpunkte  aus  zu  erfolgen  und  wird  deshalb 
in  verschiedenen  Kulturstufen  und  unter  yerschiedenen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  verschieden  ausfallen;  denn  dafs  Familienfideikommisse 
in  Zeiten  niederer  Kultur,  bei  dünner  Bevölkerung  und  geringen  Frucht- 
preisen berechtigt,  ja  wünschenswert  sind,  wird  auch  von  den  Gegnern 
der  Fideikommisse  nicht  bestritten.  Wir  wollen  daher  auch  nicht 
untersuchen,  ob  Fideikonmiisse  überhaupt  zu  billigen  oder  ob  sie  zu 
verwerfen  seien,  sondern  wir  wollen  nur  den  Versuch  machen,  zu 
prüfen,  ob  Familienfideikommisse  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  in 
unseren  mitteleuropäischen  modernen  Kulturstaaten,  vor  allem  in 
Deutschland  und  Osterreich,  beizubehalten  seien  oder  nicht,  und  wie 
sie  im  letzteren  Falle  etwa  gesetzlich  zu  regeln  seien. 

Um  aber  diese  Frage  beantworten  zu  können,  müssen  wir  uns 
zunächst  mit  unserem  Rechtsinstitut  näher  bekannt  machen  und  des- 
halb vor  allem  seine  Geschichte  (§  2)  und  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, welche  derzeitig  für  dasselbe  gelten  (§  3),  wenn  auch  in 
aller  Kürze,  betrachten;  auch  ist  es  erforderlich,  an  der  Hand  stati- 
stischer Erhebungen  uns  über  Zahl,  Umfang,  Verteilung,  Entstehungs- 
zeit u.  dergL  der  Familienfideikommisse  Klarheit  zu  verschaffen  (§  4). 
Erst  dann  können  wir  zweckmäfsig  die  Gründe,  welche  für  und  welche 
gegen  die  Familienfideikommisse  geltend  gemacht  werden,  eingehender 
erörtern  (§§  5  und  6),  um  schliefslich  an  die  Beantwortung  der  oben 
aufgestellten  Fragen  heranzutreten  (§§  7  und  8). 


^)  GiKBKs  im  Handwörterbuch  der  StaatswissenBchaften  Bd.  3»  Jena  1892. 
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§  8- 
Geschichte  der  Funilienfldeikomiiiisse.') 

Die  Entstehung  und  Geschiebte  der  Familienfideikommisse  ist 
bis  in  die  neueste  Zeit  Gegenstand  von  Streitigkeiten  der  mannig- 
fachsten Art  gewesen  und  noch  keineswegs  genügend  erforscht.  Für 
die  Zwecke  unserer  Aufgabe  erübrigt  sich  ein  Eingehen  auf  diesen 
Streit  umsomehr,  als  ja  —  wie  im  §  1  bereits  hervorgehoben  wurde 
—  die  Geschichte  der  Familienfideikommisse  hier  nur  kurz  berührt 
werden  soll,  um  das  Verständnis  fiir  das  genannte  Institut  zu  erhöhen. 
Es  mag  daher  folgendes  genügen: 

Der  Gedanke,  welcher  dem  Familienfideikommisse  zu  Grunde  liegt, 
nämlich  ein  Gut  in  einer  bestimmten  Familie  unTeräufserlich  zu 
erhalten,  ist  Yon  alters  her  dem  deutschen  Rechtsleben  eigen.  Zur 
Zeit  der  Volksrechte  war  es  jedoch  unnötig,  zur  Verwirklichung  dieser 
Idee  ein  besonderes  Rechtsgeschäft  vorzunehmen;  denn  das  Ver- 
mögen, insbesondere  das  Grundeigentum,  war  schon  von  Rechtswegen 
zu  Gunsten  der  Familie  gebunden.  Es  beruhte  dies  vornehmlich 
darauf,  dafs  bei  der  geringen  Bedeutung,  welche  das  bewegliche 
Kapital,  „die  fahrende  Habe^,  hatte,  der  Besitz  von  Grund  und  Boden 
fast  ausschliefslich  die  Basis  für  die  wirtschaftliche  und  soziale 
Stellung  einer  Familie  bildete,  so  dafs  die  wichtigsten  Befugnisse  und 
Verbindlichkeiten  des  öffentlichen  Rechts  an  den  Besitz  von  Grund- 
eigentum geknüpft  waren.  Nur  das  echte  Eigentum  gab  die  volle 
Freiheit.  Von  ihm  hing  die  Stimme  in  der  Gemeinde,  die  volle  Ehre 
des  feierlichen  Zeugnisses,  die  Ausübung  des  Richter-  und  Schöffen- 
amtes ab.  und  so  finden  wir,  dafs  schon  in  sehr  früher  Zeit  die 
Blutsverwandten  bei  Veräufserungen  von  Grund  und  Boden  unter 
Lebenden  zustimmend  oder  widersprechend  mitzuwirken  hatten  und 
somit  in  der  Lage  waren,  den  jeweiligen  Eigentümer  in  seiner  freien 
Disposition  zu  beschränken. 

Ebenso  war  dem  Grundeigentümer  auch  die  Macht  genommen, 
durch  Willensverfügungen  auf  den  Todesfall  die  bestehende  £rb- 


^)  V.  MiASKOwsKi,  Das  Erbrecht  und  die  GrundeigentumsTerteiliing,  Abt  I. 
Leipzig  1882,  Abt.  IIi  Leipzig  1884.  Derselbe,  Die  Gebundenheit  des  Grund  und 
Bodens,  Jena  1873.  O.  Giebxe  1.  c.  Both,  System  des  deutschen  Frivatrechts, 
Tübingen  188  6.  Dahm,  Deutsches  Rechtsbuch,  Tübingen  1886.  Waltkb,  Syste 
des  gem.  deutsch.  Privatrechts,  Bonn  1853.  Dsbmbüro.  PreuTs.  Privatrecht  Bd.  I, 
Halle  1894.    Pfafp  u.  Hoffmanm,  Zur  Geschichte  der  Fideikommiase,  Wien  1881. 
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folgeoidnung  zu  ändern.  Durch  dieses  „Beisprachsrecht^  der  nächsten 
£rben  bei  Yeränrsemiig  des  Grundstückes  in  Verbindung  mit  der  er- 
wähnten Unzulässigkeit  letztwilliger  Yerfugungen  blieb  der  G-rund  und 
Boden  der  Kegel  nach  der  Familie  gesichert. 

Aber  auch  noch  später,  bis  in  das  Mittelalter  hinein,  finden  wir 
bei  den  yerschiedenen  deutschen  Stämmen  Rechtssätze  in  Kraft, 
welche  auf  die  Erhaltung  der  Güter  im  Mannesstamme  ein  und 
desselben  Geschlechtes  hinwirkten. 

Jedoch  seit  dem  stärkeren  Hervortreten  des  beweglichen  Kapitals 
im  städtischen  Handel  und  Gewerbe,  wodurch  dem  Grund  und  Boden 
ein  gewichtiger  Konkurrent  erwuchs,  seit  dem  Untergange  der  alten^ 
anf  dem  Grundeigentum  begründeten,  Gerichts-  und  Heeresverfassung, 
seitdem  allmählich  das  Erbrecht  der  Frauen  sich  besserte  und  das 
Beispruchsrecht  der  Erben  mancherlei  Abschweifungen  erfuhr,  ver- 
mochten sich  die  alten  Grundsätze  in  der  Vererbung  des  Grund- 
eigentums vielfach  nur  für  die  „Erb-  oder  Stammgüter''  zu  er- 
halten. Diese  Stammgüter,  welche  im  Gewohnheitsrecht  und  in  den 
einzelnen  Landesgesetzen  ihre  Sechtsquelle  fanden,  waren  solche 
Güter,  welche  durch  einmalige  oder  wiederholte  Vererbung  innerhalb 
der  Familie  an  den  augenblicklichen  Besitzer  gekommen  waren. 
Letzterem  stand  nur  ein  beschränktes  Eigentum  an  dem  Grundstück 
zu  und  er  konnte,  ohne  Zustimmung  der  zur  Yeräufserungszeit  lebenden 
Agnaten,  deren  Eechte  an  dem  Grundeigentum  nicht  beeinträchtigen. 

Auch  wurden  diese  Stammgüter  nach  einer  bestimmten  Folge- 
ordnung im  Mannesstamme  der  Familie  vererbt.  Sollten  neu- 
erworbene Grundstücke  Stammgutseigenschaft  erhalten,  so  war 
hierzu  eine  besondere  Verfugung  oder  ein  darauf  hinzielender  Ver- 
trag nötig. 

Viele  Schriftsteller  behaupten  nun,  aus  diesen  Stammgütem,  die 
es  vereinzelt  auch  jetzt  noch  in  Deutschland  giebt ,  hätten  sich  die 
Familienfideikommisse  entwickelt,  während  andere  dieser  Auffassung 
anf  das  entschiedenste  entgegentreten.  Es  mag  dahingestellt  bleiben, 
welche  dieser  beiden  Ansichten  die  richtige  ist.  Eins  jedoch  ist 
gewiss:  den  veränderten  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnissen 
des  Mittelalters  und  vor  allem  dem  eindringenden  römischen  Kechte 
gegenüber,  welches  freie  Verfügung  über  das  Eigentum,  Gleichstellung 
der  Frauen  mit  den  Männern,  Kopfteilung  unter  alle  Erben  des 
gleichen  Grades  vorsah  und  damit  die  Erhaltung  des  Grundbesitzes 
in  der  Familie  bedrohte,  suchte  man  sich,  und  zwar  in  den  einzelnen 
Ständen  verschieden,  zu  schützen. 
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Der  Bauer  auf  fremder  Scholle  oder  mit  geminderter  peiBön- 
lieber  Freiheit  mufste  zur  Zersplittemog ,  Uberscbuldang  und  Yer- 
äufserung  des  Bauerngutes  die  Zustimmung  des  Obereigentümers  ein- 
bolen.  Wo  aber  —  was  seltener  vorkam  —  freie  Bauern  auf 
eigener  ScboUe  lebten ,  waren  sie  stark  genug,  um  die  Zersplitte- 
rung ibres  Grundeigentums  durcb  Gewobnbeitsrecbt  zu  Yerbindera 

Der  bobe  Adel  mit  seiner  Befugnis,  sieb  selbst  für  seine 
Verhältnisse  Satzungen  zu  geben,  bildete  ein  besonderes  Standesrecht 
aus,  welches  die  Unveräufserlicbkeit  des  Grundeigentums  unter  Lebenden 
und  auf  den  Todesfall,  den  Erbgang  des  Mannesstammes  und  des 
Erstgeborenen  durcb  Hausgesetze  festlegte. 

Für  den  niederen  Adel,  welcher  das  Recht  der  Autonomie 
nicht  besafs,  bildete  die  Doktrin  den  Begriff  des  Familienfideikom- 
misses  aus.  Es  wurden  nämlich  solche  Rechtsgeschäfte,  welche  ge- 
wisse Güter  für  unveräufserlicb  erklärten  und  dem  Mannesst^mm  Tor- 
behalten  blieben,  Ton  den  Juristen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  an 
das  römische  fideicommissum  angeknüpft. 

Auf  diese  Weise  entwickelte  sich  unter  Benutzung  des  letzteren  und 
unter  Einwirkung  des  in  Spanien  ausgebildeten  Rechts  der  Majorate,  sowie 
möglicherweise  unter  Anlehnung  an  das  erwähnte  Institut  der  Stamm- 
güter das  deutsche  Familienfideikommifs  aus.  Hierbei  waren  yor  allem 
zwei  Gedanken,  die  auch  bereits  beim  Lehn  aufgetaucht  waren,  für 
das  deutsche  Familieufideikommifs  bestimmend.  Einmal  wurde  das 
Familienfideikommifs  zum  unveräufserlicben  Familiengut  gemacht  ond 
weiterhin  erfolgte  die  Nachfolge  in  dasselbe  ex  pacto  et  Providentia 
majorum  d.  h.  das  in  das  Fideikommifs  berufene  Familienglied  hat 
ein  unentziehbares ,  selbständiges,  auf  die  Verfügung  des  Stifters 
zurückzuführendes,  von  dem  letzten  Inhaber  des  Familienfideikommisses 
unabhängiges  Recht  auf  das  Fideikommifs.  Und  so  bildete  sich  das 
Fideikommifs,  welches  dem  deutschen  Rechtsleben  die  zu  Grande 
liegende  Rechtssitte  verdankt,  in  der  ihm  vom  Juristenrecht  aufgeprägten 
Gestalt,  zum  gemeinrechtlichen  Institut  aus,  so  dafs  es  heutzutage  ein 
objektiv  anerkanntes  Rechtsinstitut  ist  und  es  somit  jener  älteren  Ver- 
legenheitsaushilfe, welche  die  Fideikommisse  des  niederen  Adels  mit 
den  durch  autonome  Satzungen  begründeten  Familiengütem  der  hoch- 
adligen Häuser  zusammenwarf,  ebensowenig  bedarf,  wie  der  Ableitung 
dieses  Instituts  aus  dem  römischen  Recht.  Während  also  die  mehr- 
fach erwähnte  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  bei  dem  Stammgut 
unmittelbar  auf  einer  Rechtsnorm,  bei  dem  Hausgut  des  hohen 
Adels  auf  dem  Satzungsrecht  des  letzteren  beruht,   gründet  sie 
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sich  bei  dem  Familienfideikommirs  auf  eine  private  Willens- 
erklärung des  Stifters,  auf  ein  Rechtsgeschäft.  Von  den 
Lehen,  welche  übrigens  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  in  den 
deutschen  Staaten,  und  zwar  grösstenteils  ohne  Entschädigung,  auf- 
gehoben wurden,  indem  die  bisherigen  Vasallen  volles  Eigentum  er- 
hielten, unterscheidet  sich  das  Familienfideikommifs  durch  den  Mangel 
der  Lehnsherrlichkeit.  *) 

Die  modernen  Gesetzbücher,  welche  sich  mit  dem  Fideikommifs 
beschäftigten  —  so  das  bayerische  Landrecht,  das  preufsische  All- 
gemeine Landrecht,  das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch,  das 
badische  Landrecht  u.  s.  w.  —  behielten  im  wesentlichen  die  dem 
Fideikommifs  durch  das  allgemeine  Recht  gegebene  Normierung  bei, 
wenngleich  sie  dasselbe  teilweise  umbildeten,  indem  sie  es  vor  allem 
seiner  grössten  Schroffheiten  zu  entkleiden  und  im  Sinne  einer  An- 
näherung desselben  an  das  allgemeine  Recht  auszubilden  suchten. 
Insbesondere  haben  zahlreiche  Landesgesetze  mit  dem  gemeinrecht- 
lichen Grundsatze  der  ausnahmslosen  Unveräufserlichkeit  und  Unver- 
schuldbarkeit  der  Fideikommisse  gebrochen. 

Die  in  der  französischen  Revolution  zum  Durchbruch  kommenden 
Tendenzen,  die  sich  gegen  jede  Gebundenheit  des  Eigentums,  also 
auch  des  Grundbesitzes,  und  gegen  jede  Ungleichheit  des  Erbrechts 
kehrten,  führten  in  Frankreich  zur  völligen  Beseitigung  des  Fidei- 
kommisses,  und  der  code  civil  verbietet  in  Artikel  896  sogar  jede  auch 
nur  einmalige  Beschwerung  eines  Erben  mit  einer  Substitution. 
Infolge  dieser  französischen  Gesetzgebung,  welche  auch  in  Frankreich 
unverändert  beibehalten  worden  ist,  sind  heute  noch  in  der  bayerischen 
Pfalz  und  in  Elsafs-Lothringen.  Fideikommisse  verboten.  Das  Jahr 
1848  brachte  einen  neuen  Sturm  gegen  die  Fideikommisse.  Gleich 
den  deutschen  Grundrechten  (Art.  38)  ordneten  zahlreiche  Yerfassungs- 
urkunden  (z.  B.  die  preufsische  im  Art.  40)  die  Aufhebung  der  Fidei- 
kommisse an.  Es  blieben  jedoch  diese  Bestimmungen  unausgeführt, 
und  es  wurde  insbesondere  in  Preufsen  das  durch  die  Yerfassungs- 
nrkunde  ausgesprochene  Verbot  durch  Gesetz  vom  B.  Juni  1852  wieder 


^)  In  Preufsen  bestehen  heute  noch  die  Thronlehen  fort.  Es  sind  dies 
Lehen,  mit  denen  der  Vasall  nicht  durch  den  landesherrlichen  oder  einen  privaten 
Lehnshoff  sondern  von  dem  Landesherrn  selbst  von  dem  Throne  belieben 
wurde.  Zu  denselben  zählen  unter  anderen  die  drei  schlesischen  Fürstentümer 
Sagan,  Öls,  Troppau  und  Jägerndorf,  femer  die  Lehen  gewisser  reichsunmittel- 
barer Fürsten  und  Grafen  z.  B.  Solms-Braunfels  (cfr.  Demburg,  Preufs.  Privatrecht, 
Halle  18i^,  Bd.  I  S.  937). 
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anfgehoben.  In  Deutschland  sind  derzeitig  —  abgesehen  Ton  den 
beiden  vorstehend  erwähnten  Gebieten  —  nur  noch  in  Oldenburg  und 
Frankfurt  am  Main  die  Fideikommisse  unstatthaft. 

Einen  anderen  Verlauf  als  auf  dem  Festlande  nahm  die  Geschichte 
der  Fideikommisse  in  England.  Wirkliche  Fideikommisse  finden  sich 
dort  selten.  Dagegen  hat  daselbst  das  Institut  der  Entails  eine 
ziemliche  Verbreitung.  Dasselbe  geht  dahin,  dafs  jeder  Grundbesitzer 
sein  Eigentum  an  Leute,  welche  bei  seinen  Lebzeiten  schon  geboren 
sind,  und  noch  auf  21  Jahre  nach  dem  Tode  des  letzten  derselben  an 
noch  ungeborene  Erben  vermachen  kann. 


§  3. 

Kurze  Darstellung  der  zur  Zeit  Ar  die  Fideikommisse 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen.') 

Um  das  Fideikommifs  und  seine  Eigenheiten  vollauf  würdigen  zu 
können  und  um  zu  prüfen,  wie  etwa  die  künftige  Gesetzgebung  in 
Abänderung  der  derzeitig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die 
Fideikommisse  zweckmäfsiger  zu  gestalten  hat,  wird  es  notwendig  sein^ 
die  gesetzlichen  Normen,  welche  augenblicklich  für  die  Fideikommisse 
bestehen,  wenigstens  in  grofsen  Zügen  darzustellen.  Hierbei  sollen 
jedoch  Yomehmlich  nur  die  gesetzlichen  Bestimmungen  besprochen 
werden,  welche  das  gemeine  Recht  imd  das  preufsische  Landrecht  für 
die  Fideikommisse  aufgestellt  haben  und  wird  bemerkt,  dass  die 
übrigen  Partikularrechte  sich  mehr  oder  weniger  an  die  Normen  an- 
lehnen, welche  die  genannten  Rechte  yorschreibeu.  Da  nun  auch  — 
wie  bereits  im  §  1  erwähnt  wurde  —  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für 
das  deutsche  Reich  hinsichtlich  der  Fideikommisse  die  bestehende 
Landesgesetzgebung  in  Gültigkeit  läfst,  so  werden  auch  nach  dem 
1.  Januar  1900,  an  welchem  Tage  das  genannte  Gesetzbuch  in  Kraft 
tritt,  die  bisherigen  Normen  über  das  Fideikommifs  fortbestehen.*) 

*)  cfr.  V.  MiASKOWSKi  und  Oisrke,  1.  c.  Dbrnbcbo,  Preufs.  Privatrecht 
Bd.  I  §§  374—379.  Föbsteb-Eccius,  Theorie  und  Praxis  des  preufs.  Privatrechts 
in  §  242. 

■)  Gesetze:  Bayr.  Mandat  von  1672;  cod.  Max.  ßav.  civ.  III  c.  10;  Ba}T. 
Ed.  V.  26.  V.  1818  und  G.  v.  11.  IX.  1829.  —  Preufs.  AUgem.  Landr.  II  Tit.  4 
8  47  ff.;  Preufs.  G.  v.  15.  K.  1840  und  ö.  in.  1855;  Preufs.  V.  U.  Art  40  und 
G.  V.  5.  VII.  1852.  —  Bad.  Landr.  Art.  577ca  — cv.  —  Österr.  Bürg.  Gesetzb. 
§§  618-645   und   G.  v.  13.  VI.  1868.  —   Weimarisches  G.   v.  22.  IV.  1833.  - 
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Zur  Errichtung  eines  Fideikommisses  ist  sowohl  im  gemeinen 
wie  im  preufsischen  Recht  jeder,  auch  der  Nichtadlige,  befugt.  Hier- 
mit stimmen  auch  alle  Partikularrechte  überein.  Nur  das  bayerische 
Landrecht  läfst  Fideikommisse  nur  ^zum  Vorteil  adliger  Personen 
nsd  Familien^  zu.  ^)  Die  ErrichtuDg  kann  durch  Verfügungen  von 
Todeswegen  oder  unter  Lebenden  erfolgen. 

Gegenstand  des  Fideikommisses  können  körperliche  Gegen- 
stände und  Geldkapitalien  sein ;  auf  die  Geld-Fideikommisse,  welche 
übrigens  selten  vorkommen,  soll  in  dieser  Arbeit,  als  auf  serhalb  des 
Zweckes  derselben  liegend,  nicht  eingegangen  werden.  ^)  Im  gemeinen 
Recht  kann  jede  dauernd  fruchtbringende  Sache  zum  Fideikommifs 
gemacht  werden.  Was  hieranter  zu  verstehen  ist,  ist  allerdings  streitig. 
Im  preuss.  Becht  können  nur  dem  Ackerbau  und  der  Viehzucht  ge- 
widmete Grundstücke  Gegenstand  von  Fideikommissen  sein,  es  sind 
also  Häuser  hier  ausgeschlossen.^)  Eine  Anzahl  von  Partikularrechten 
verlangen  zudem  für  das  Fideikommifs  ein  gewisses  Wert-  oder  Er- 
tragsminimum. So  fordert  das  preufs.  Recht  bei  Landgütern  einen 
Beinertrag  von  7500  Mk. 

Die  rechtliche  Natur  des  Fideikommisses  ist  bestritten.  Für 
das  gemeine  Recht  geht  die  herrschende  Ansicht  dahin,  dals  dem  jedes- 
maligen Besitzer  das  Eigentum  an  dem  Fideikommifs  zuzuschreiben 
ist,  er  jedoch  in  seinen  Dispositionen  durch  dingliche  Rechte  der  An- 
wärter vielfach  beschränkt  ist.  In  den  meisten  Partikularrechten  — 
vor  allem  auch  im  preufsischen  Rechte  —  steht,   der  herrschenden 


Hannover.  G.  v.  13.  IV.  1833.  —  Braunschw.  GG.  v.  28.  III.  1837,  v.  19.  III. 
1850  und  V.  20.  Y.  18ö8.  --  Oldenburg.  G.  v.  28.  III.  1852.  —  Grofsherz.  Hessen. 
Ct.  V.  13.  IX.  1858.  —  Sachs.  Bürg.  Gesetzb.  §§  2527—2541.  —  Anhalt.  G.  v. 
17.  IV.  1870. 

^)  Das  badische  Gesetzbuch  scheint  ebenfalls  bürgerliche  Fideikommisse 
nicht  zu  kennen,  da  die  Art.  577  c  d  und  577  e  m  in  ihren  Einzelbestimmungen  nur 
Ton  Fideikommissen  des  Ritter-  und  Herrenstandes  sprechen. 

*)  Ebensowenig  wollen  wir  die  fideikommiss arisch  gebundenen  Bergwerke^ 
wie  solche  sich  z.  B.  in  Oberschlesien  und  Westfalen  befinden^  hier  besprachen; 
dies  deshalb,  weil  solche  Fideikommisse  seltener  vorkommen  und  teilweise  auch 
von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  aus  zu  beurteilen  sind,  wie  diejenigen  Fidei- 
kommisse ,  bei  denen  die  iideikommissarisch  angelegten  Gegenstände  einen 
dauernden  Ertrag  versprechen. 

')  In  Bayern  schliefst  das  Gesetz  die  Unterwerfung  von  Häusern  unter  den 
Fideikommifsverband  nicht  aus,  jedoch  kommen  sie  bei  Berechnung  des  zur  Kon- 
stituierung erforderlichen  Minimalwertes  nicht  nach  dem  Betrag  der  Haussteuer, 
sondern  nach  dem  der  Grundsteuer  in  Betracht,  cfr.  L.  Hoffmank,  „Das  Recht 
des  Adels  und  der  Fideikommisse  in  Bayern",  München  1896,  S.  12  und  95. 
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bayerische  und  haoBoyereche)  erlauben  f&r  die  Zukunft  nur  noch  die 
Errichtung  von  Primogenituren. 

Die  Beendigung  des  Fideikommisses  erfolgt  Tomehmlich  durch 
Untergang  seines  Objekts  und  durch  Aussterben  der  bewidmeten 
Familie.  In  letzterem  Falle  entscheidet  über  das  Schicksal  des 
Fideikommifs- Vermögens  die  etwaige  Verfügung  des  Stifters,  und  wenn 
solche  nicht  Torhanden,  so  wird  das  Fideikommüs- Vermögen  freies 
Allodial- Vermögen  des  letzten  Besitzers  und  unterliegt  dessen  unbe- 
schränkter Disposition. 

Auf  einen  Punkt  soll  schliefslich  etwas  näher  eingegangen  werden^ 
da  derselbe  —  wie  wir  später  sehen  werden  —  Ton  besonderer 
Wichtigkeit  ist.  Im  Gegensatz  zum  gemeinen  Recht  Terlangen  die 
meisten  Partikularrechte  zur  Errichtung  eines  Fideikommisses 
entweder  sogar  die  Genehmigung  des  Landesherm  oder  doch 
Bestätigung  des  Fideikommisses  durch  eine  bestimmte  Behörde. 
In  dieser  Hinsicht  sind  z.  Z.  folgende  Vorschriften  in  Kraft:') 

1.  Die  Genehmigung  des  Landesherm  ist  erforderlich  in  Hessen- 
Darmstadt,  Hannover,  Sachsen- Weimar,  Baden,  Braunschweig,  Anhalt 
und  in  Preufsen,  im  letzteren  Staat  jedoch  nur  für  solche  Familien- 
fideikommisse,  deren  Gegenstand  ein  Immobile  mit  einem  Reinertrag 
von  mehr  als  10000  Thalem  ist. 

2.  Die  sächsische  Gesetzgebung  fordert  die  landesherrliche  Ge- 
nehmigung nur  als  Bedingung  für  die  Unauf löslichkeit  des  Fidei- 
kommifsverbandes  durch  Beschlufs  der  Anwärter.  Das  ohne  solche 
Genehmigung  begründete  Familienfideikommifs  darf,  wenn  es  in  die 
Hand  des  dritten  Inhabers  gelangt  ist,  durch  die  Beteiligten  abge- 
ändert und  aufgehoben  werden. 

3.  Die  Bestätigung  der  Gerichtsbehörde  genügt  in  Bayern  (für 
die  durch  königliche  Dotation  gegründeten  oder  vermehrten  Fidei- 
kommisse fallt  auch  diese  weg)*),  Altenburg  und  Gotha,  desgleichen 
auch  in  Preufsen  für  die  fideikommissarische  Vinkulierung  von 
Kapitalien  überhaupt  und  von  Grundstücken  mit  einem  Reinertrag 
von  nicht  mehr  als  10000  Thalem. 

4.  In  Osterreich,  wo  die  Errichtung  eines  Familienfideikommisses 
als  Gesetzgebungsakt  aufgefafst  wird,  mufs  dieselbe  durch  Reichsgesetz 


*)  cfr.  V.  MiASKOwsKi,  Erbrecht  Abt.  II  S.  25  und  die  daselbst  Anmerk.  39 
angeführten  Gesetzesparagraphen.  Bei  Bayern  dürfte  v.  Miaskowski  ein  Irrtam 
untergelaufen  sein. 

*)  cfr.  Bayrisches  £dikt  §§  17  und  31,  auch  L.  Hoffmakn  1.  c.  S.  109  ff. 
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erfolgen.  —  Unseres  Wissens  hat  der  österreichische  Beichsrat, 
welcher  als  der  neben  der  Krone  bestehende  gesetzgebende  Faktor 
zur  Neubüdmig  nnd  Yergröfserung  der  Fideikommisse  also  seine  Zu- 
stimmnng  zu  geben  hat,  dieselbe  noch  niemals  versagt. 


§4. 

Statistisclies  über  die  Familienfideikommisse  In  Freufsen, 

Bayern  nnd  Österreich. 

A.  Preufsen.^) 

Anf  Veranlassung  des  Ministeriums  für  Landwirtschaft,  Domänen 
nnd  Forsten  sind  durch  die  Oberlandesgerichte  Übersichten  der  im 
Jahre  1895  in  Preufsen  vorhandenen  Familienfideikommisse  einschliefs- 
lich  der  Thronlehne  und  des  fideikommissarisch  gebundenen  Besitzes 
der  standesherrlichen  Familien  angefertigt  worden. 

Die  beigefügten  5  Tabellen  geben  eine  Übersicht  über  das  Er- 
gebnis dieser  statistischen  Erhebungen. 

Aus  der  Tabelle  1  ergiebt  sich  zunächst,  dafs  die  Familien- 
fideikommisse in  den  einzelnen  Landesteilen  sehr  wenig  gleichmäfsig 
yerbreitet  sind. 

Sowohl  im  Osten  wie  im  Westen  giebt  es  Gebiete  mit  sehr  aus- 
gedehntem und  solche  mit  nur  ganz  geringfügigem  Familienfidei- 
kommifsbesitze,  und  die  bisher  weit  verbreitete  Annahme,  dafs  vorzugs- 
weise nur  der  Osten  des  Staatsgebietes  den  Sitz  der  Fideikommisse 
bUde,  erweist  sich  nicht  als  zutreffend.  Von  der  Gesamtfläche  des 
Staates  umfafst  der  Fideikommifsbesitz  (mit  2,12  Mill.  ha)  ziemlich 
genau  6  Hundertteile;  darüber  hinaus  gehen  die  Provinzen  Schlesien 
mit  13,66,  Brandenburg  mit  7,55,  Westfalen  mit  7,64,  Schleswig-Hol- 
stein mit  7,28  und  Pommern  mit  6,64  vom  Hundert;  die  anderen 
Provinzen,  also  auch  die  östlichen  Provinzen  Ost-  und  Westpreufsen, 
Posen  und  Sachsen  bleiben  darunter,  am  meisten  jedoch  Hannover 
mit  2,13  und   die  Rheinprovinz  mit  2,65  vom  Hundert.    Unter  den 


*)  Die  beigegebenen  5  ersten  Tabellen  sind  wörtlich,  die  übrigen  Ausfährungen 
dieses  Paragraphen  unter  der  Kubrik  „Preufsen"  sind  fast  wörtlich  dem  soeben 
erschienenen  Bande  der  Zeitschrift  des  Königl.  Preufs.  Statist.  Bureaus  XXXVII. 
Jahrgang  Berlin  1897  und  der  Statist.  Correspondenz  Jahrgang  XXir  Nr.  45 
Berlin  1896  entnommen. 
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BegienmgsbezirkeD;  deren  Statistik,  ebenso  wie  diejenige  der  Kreise, 
durchweg  wiederzugeben  zu  weit  fahren  würde,  und  die  deshalb  weg- 
gelassen wurde,  haben  Oppeln  mit  18,93,  Stralsund  mit  18,86,  Sig- 
maringen mit  16,32  und  Breslau  mit  12,68  yom  Hundert  den  aus- 
gedehntesten Fideikommifsbesitz,  während  dieser  in  Gumbinnen  und 
Stade  noch  nicht  1  vom  Hundert,  in  Danzig,  Hannover,  Lüneburg, 
Trier  und  Aachen  zwischen  1  und  2  vom  Hundert  der  Gesamtfläche 
amfafst. 

Auch  innerhalb  der  einzelnen  Kreise  wechselt  die  Verbreitung 
der  Familienfideikommisse  sehr.  Im  ganzen  sind  33  Kreise  vorhanden, 
bei  welchen  die  Fideikommisse  mehr  als  ein  Fünftel  der  Gesamtfläche 
umfassen;  davon  kommen  allein  16  auf  die  Provinz  Schlesien,  3  auf 
die  Provinz  Posen,  auf  die  übrigen  Provinzen  je  einer  bis  zwei,  auf 
die  Bheinprovinz  keiner. 

Die  Fideikommisse  sind  im  Durchschnitte  fast  doppelt  so  stark 
bewaldet,  wie  der  Staat  überhaupt,  nämlich  mit  45,00  v.  H.  gegen 
23,50  V.  H.  In  waldarmen  Gegenden  sind  auch  die  Fideikommisse 
nicht  besonders  waldreich,  aber  immerhin  weit  stärker  bewaldet,  als 
die  übrigen  Besitzungen.  So  haben  die  Fideikommisse  in  Schleswig- 
Holstein  eine  Bewaldung  18,49  v.  H. ,  die  Provinz  überhaupt  eine 
solche  von  nur  6,56  v.  H.  In  einimdzwanzig  Kreisen  umfassen  die 
Forsten  der  Fideikommisse  mehr  als  die  Hälfte  der  Forsten  des 
Kreises  überhaupt ;  neun  davon,  nämlich  die  Kreise  Krotoschin,  Adel- 
nau,  Militsch,  Keichenbach,  Plefs,  Eatibor,  Kosel,  Wernigerode  und 
Wittgenstein  würden  ohne  ihre  Fideikommifsforsten  zu  weniger  als 
10  V.  H.  der  Fläche  bewaldet  oder  nahezu  entwaldet  erscheinen.  ^) 

Die  Tabelle  2  macht  den  Staat,  die  Anzahl  und  die  Fläche 
der  Fideikommisse,  sowie  ihre  Verteilung  nach  Gröfsenklassen 
ersichtlich.  Während  also  die  fideikommissarisch  gebundene  Fläche 
im  Vergleiche  zu  der  gesamten  Fläche  des  Staates  (6,09  v.  H.  der- 
selben) nicht  grade  umfangreich  erscheint,  ist  sie  im  Vergleiche  zur 
Gesamtfläche  der  Betriebe  von  200  ha  und  darüber,  welche  bei  den 
Hauptbetrieben  (nach  der  Zählung  von  1882)  29,88  v.  H.  der  Gesamt- 
flache umfafsten,  jedenfalls  eine  sehr  beträchtliche. 

Nach  Tabelle  3  verteilen  sich  die  sämtlichen  1046  Fidei- 
kommisse auf  939  Fideikommifsbesitzer,  es  sind  also  zur  Zeit  nicht 
selten  mehrere  Fideikommisse  in  der  Hand  eines  und  desselben  Be- 


^)  Über  das  Verhältnis  des  Grundsteuerreinertrages  der  freien  Güter  zu  dem- 
jenigen der  Fideikommifsgüter  siehe  §  6  unter  X  S.  46  u.  47. 
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flitzen  Tereinigt.  Die  Folge  ist,  dalls  im  Jalire  1896  Fideikommifs- 
inhaber  mit  einem  Besitze  Ton  10000  ha  und  darüber  34  Torhaodeii 
waren,  welche  717  993  ha  besafsen,  während  Zahl  nnd  Flache  der 
Fideikommisse  jener  Gröfsenklasse  nur  S9  bezw.  617359  ha  betrug. 
Des  weiteren  ergiebt  sich  aas  Tabelle  3,  dals  sich  die  Fideikommisse 
grofstenteils  in  den  Händen  des  Adels  befinden  nnd  die  grö&ten  ror- 
nehmlich  in  denen  Ton  Mitgliedern  aus  regierenden  und  standesherr- 
lichen oder  wenigstens  fürstlichen  Häusern. 

Tabelle  4  ergiebt,  dafs  im  Jahre  1895  der  Abgang  Yon  Fidei- 
kommissen  gegenüber  dem  Zugange  ein  geringfügiger  war. 

Die  Tabelle  5  weist  zunächst  nach,  dafs  von  den  bestehenden 
1045  Fideikommissen  mit  2,12  Mill.  ha  Gesamtfläche,  785  mit  1,70 
Mill.  ha  =  80,02  vom  Hundert  der  Gesamtfläche  bereits  ursprünglich 
als  Fideikommisse  begründet  wurden,  während  260  mit  0,24  Mill.  ha 
aa  19,98  vom  Hundert  der  Fläche  aus  Lehen  hervorgegangen  sind. 
Von  diesen  letzteren  sind  jedoch  nur  178  mit  0,24  Mill.  ha  =  11,38 
Tom  Hundert  der  Gesamtfläche  der  Fideikommisse  ausschliefslich 
aus  altem  Lehnbesitze,  der  Rest  aus  solchen  Lehngütem  entstanden, 
welche  bei  ihrer  Umwandlung  in  Fideikommisse  oder  später  auch  noch 
eine  Erweiterung  durch  andere  Grundstücke  erfuhren. 

Was  die  Zeit  der  Entstehung  der  Fideikommisse  überhaupt  be- 
trifft, so  rühren  von  der  Gesamtfläche  von  2,12  Mill.  ha  1,30  Mill.  ha, 
also  rund  drei  Fünftel,  aus  der  älteren  Zeit  bis  zum  Jahre  1850  her; 
zwei  Fünftel  mithin  kommen  auf  die  zweite  Hälfte  des  gegenwärtigen 
Jahrhunderts.  Diesem  verhältnismäfsig  starken  Zugange  in  den  letzten 
Jahrzehnten  wird  freilich  auch  ein  gewisser  Abgang  gegenüber  ge- 
standen haben;  doch  dürfte  dieser  bei  der  Schwierigkeit  der  Auf- 
lösung eines  einmal  begründeten  Fideikommisses  weit  hinter  dem  Zu- 
gänge zurückgeblieben  sein.  So  war  im  Jahre  1895  nach  Ausweis 
der  Tabelle  4  der  Abgang  gegenüber  dem  Zugange  ein  ganz  gering- 
fugiger.  Jener  Fortschritt  in  der  Fideikommifsbildung  ist  im  grofsen 
und  ganzen  auch  noch  in  der  Beschleunigung  begriffen;  insbesondere 
hat  die  Neugründungsziffer  in  den  Jahren  1881  bis  1890  diejenige 
der  Jahre  1871  bis  1880  und  zwar  mit  195258  gegen  177442  h& 
übertroffen;  die  Ziffer  des  Jahrfünfts  1891  bis  1895  wiederum  ist  mit 
il7  871  ha  weit  gröfser  als  die  Hälfte  der  Ziffer  des  vorigen  Jahr- 
zehnts. Der  Vermehrung  des  fideikommissarisch  in  seiner  Vererbong 
gebundenen  Grundbesitzes  in  den  letzten  Jahrzehnten  steht  allerdings 
eine  Vermehrung  des  freien  Grundbesitzes  durch  Allodifizierung  Ton 
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Lehen  gegenüber,  doch  läfst  die  letztere  sich  ziffemmärsig  nicht  nach- 
weisen. 

B.  Bayern. 

Während  die  Tabellen  1 — 5  eine  Übersicht  der  hinsichtlich  der 
Fideikommisse  in  PreuTsen  für  das  Jahr  1895  angestellten  statisti- 
schen Ehrhebungen  ergeben,  gehen  aus  der  Tabelle  6^)  die  statisti- 
schen Ermittelungen  hervor,  welche  über  die  Fideikommisse  in  Bayern 
im  Jahre  1894  stattfanden. 

Da  Bayern  76  860  qkm  =  7  586  000  ha  gvoh  ist  und  der  fidei- 
kommissarisch  gebundene  Grundbesitz  in  diesem  Königreiche  161 296  ha 
beträgt,  sind  von  der  Gesamtfläche  Bayerns  nur  2,12  ^^  in  Fideikom- 
missen  festgelegt.  Die  Ausdebnimg  der  Fideikommisse  ist  mithin  in 
Bayern  bei  weitem  keine  so  grofse  als  in  Preufsen,  wo  die  Fidei- 
kommisse Yon  der  Gesamtfläche  6,09%  ausmachen  (cf.  Tab.  1).  So- 
wohl in  Preufsen  aber  wie  in  Bayern  nimmt  der  Wald  einen  unverhalt- 
nismäfsig  hohen  Teil  des  Fideikommifsbodens  ein,  sodafs  in  Bayern 
von  letzterem  66,45  %  ^^^  Wald  und  43,66  7o  &uf  sonstiges  nutzbares 
Land  fallen.^ 

Tabelle  6.    Dem  Fideikommifsverband  in  Bayern  unterstellter 

Grundbesitz  1894. 


Begienmg»- 

Zahl  der 

Fidei- 
kommisse 

Gresamt- 
grundbesitz 
der  Fidei- 
kommisse 

ha 

Davon 

Verhältnis  des  Fidei- 

kommifsbesitzes  zum 

Grofsgrundbesitz  (üb. 

100  ha)  hinsichtlich 

bezirke 

Wald- 
besitz 

ha 

sonstige 

nutzbare 

Flächen 

ha 

der  Zahl 

der 
Betriebe 

des  Areals 

Oberbayem  .  . 
Niederbayem  . 

Pfalz 

Oberpfalz  .  .  . 
Oberfranken.  . 
Mittelfranken  . 
Unterfrunken  . 
Schwaben  .  .  . 

31 
19 

14 

21 

17 

28 
21 

29667 
17533 

29289 
19520 

1*354 
»3438 
29495 

— 

— 

0,19 
0,37 

0,13 
0,78 

0,46 
0,27 

0,31 

1,12 
1,97 

1,74 

4,95 
3,30 

1,30 
2,71 

Königreich  .  . 

15» 

161  296 

91050 

70246 

0,25 

1,66 

^)  Die  Tabelle  6  stammt  ans  dem  statistischen  Jahrbuch  för  das  Königreich 
Bayern  II.  Jahrgang  1895,  München  1895. 

*)  Nach  einer  Mitteilang  des  Königl.  Württembergischen  MinisteriamA  des 
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C.  ÖHterreich. 

Nicht  80  neueren  Datums  wie  für  die  beiden  vorbesprochenen  Länder 
sind  die  statistischen  Erhebungen  über  die  Fideikommisse  in  Oster- 
reich und  es  giebt  sie  die  Tabelle  7  ^)  für  das  Jahr  1882  wied^;  je- 
doch dürfte  seitdem  keine  wesentliche  Verschiebung  in  den  Zahlen- 
Terhältnissen  eingetreten  sein.  Während  in  Preufsen  der  fideikommis- 
sarisch  gebundene  Grund  und  Boden  6,09%,  in  Bayern  2,12  ^'^  der 
Gesamtfläche  beträgt,  steht  Osterreich  mit  4,07  ®/^  zwischen  diesen 
beiden  Ländern.  Aber  auch  in  Osterreich  zeigt  sich  wieder,  dafis  der 
Wald  von  dem  Fideikommifsboden  einen  sehr  erheblichen  Teil  aus- 
macht. So  sind  hier  Ton  der  mit  Wald  bedeckten  Fläche  des  Staates 
^fi^^io  ^  Preufsen  allerdings  11,66%  in  Fideikommissen  festgelegt. 
Die  Verschiedenheit  in  der  Ausbreitung  der  Fideikommisse  ist  in  den 
österreichischen  Ländern  noch  gröfser  als  in  den  preufsischen  Pro- 
yinzen. 

(Siehe  nebenstehende  Tabelle.) 


§  6. 

Was  wird  für  Famllienfidelkommisse  geltend  §:emaclitt 

I.')  Für  die  Familienfideikommisse  spricht  zunächst  der  Umstand, 
dafs  durch  dieselben  eine  plamnäfsige  Durchfuhrung  des  Wald- 
baues begünstigt  wird.  Die  statistischen  Nachweise  sowohl  Preulsens 
als  Bayerns  und  Österreichs  ergeben  [cf.  Tab.  1,  6,  7  S.  14,  21,  23], 
dafs  bei  Fideikommissen  ein  yerhältnismäfsig  grofses  Areal  der  Wald- 
wirtschaft gewidmet  ist,  die  übrigens,  da  sie  weniger  Betriebskapital 
erfordert  und  eine  geregelte  Schlagwirtschaft  nur  für  gröfsere  Wald- 


Innem,  des  Königl.  Sächsischen  Jastizministerinms  sowie  des  Grofshenoglich 
Badischen  Ministeriums  der  Justiz  und  des  KultuB  sind  im  Königreich  Worttem- 
berg  bezw.  Königreich  Sachsen  bezw.  Grofsherzogtum  Baden  statistische  Erhebimgen 
über  die  Fideikommisse  nicht  veranstaltet  worden.  —  Vergl.  jedoch  hinsichtlidi 
der  Fideikommisse  in  Mecklenburg-Schwerin,  Mocklenborg-Strelitz,  Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg  und  Sachsen-Gotha,  Reufs  j.  L.  und  Baden  die  Zusammen- 
stellung bei  V.  M1A8KOW8KI  1.  c.  S.  77  u.  78. 

^)  Die  Tabelle  7  ist  der  österreichischen  statistischen  Monatsschrift  IX.  Jahr- 
gang 16.  Heft  Wien  1883  entnommen. 

')  ScHOENBBSO,  Volkswirtschaftslehre,  IV.  Auflage  11.  Bd.  I.  Halbband, 
Tübingen  1896,  §  40.  Dbbnbübo,  PreuTs.  Privatrecht,  V.  Auflage  L  Bd.,  Berlin 
1894,  §  217. 
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Tabelle  7.    Realfideikommisse  in  Osterreich  im  Jahre  1882. 


Zahl  der 

Die  FideikommiJjsgüter  bestehen  aus 

Land 

bestehen- 
den Eeal- 

fidei- 
kommiase 

dazu 
gehörigen 

Fidei- 
kommirs- 

güter 

Gesamtareal 
ha 

•• 

Acker  nnd 
Wiesen 

ha 

Wald 
ha 

NiederoBterreioh   .  . 
Oberosterreich .  .  .  . 

Steiennark 

Kärnten 

Knin 

Kastenland 

llrol 

71 

30 

30 

15 
10 

19 

I 

58 
18 

5 

9 

36 

174 
43 
80 

53 

17 
92 

4 
220 

59 
20 

82 

36 

125,956 
6,32% 

60,334 
5,04% 

23,767 
1,06  0/0 

70,492 
6,83% 
48,921 
4,87  % 
1,272 
0,16% 

87 
0,003  % 

579,220 

",15% 

177,539 
7,99% 

17,671 
3,43  % 

30,027 
0,38% 

4,909 
0,38% 

34,700 

3,31% 

2,358 
0,38% 

3417 
0,51  % 

3.886 
1,52% 

1,476 
0,49% 
669 
0,301  % 

6 
0,001  0/0 

169,956 
5,58% 

40,355 

3,13% 

4,428 

1,64% 

18,087 

0,39  % 
618 

OAi  % 

76,218 
",97% 

50,800 
12,660/, 

16,153 
1,59% 
51,831 

12,35% 
44,608 
9,20% 

481 
0,26% 

50 
0,004  % 

359,608 

23,88% 

128,271 

22,09  % 

12,523 
7,58% 

10,542 

0,52  % 

730 
0,27  % 

Böhmen 

Mahren 

Schlesien 

Galizien 

Dalmatien 

Zusammen 

292 

880 

I  140,193 
4,075  % 

279,956 
V6% 

751,814 
8,660/, 
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komplexe  zweckmälsig  durchgeführt  werden  kann,  für  Fideikornnrns» 
besonders  geeignet  ist. 

Die  Wälder  bezw.  ihre  Erhaltung  sind  fiLr  die  Volkswirtschaft  und 
Tomehnüich  fiir  die  Landeskultur  yon  grofser  Wichtigkeit.  Dies  gilt 
besonders  für  die  sogenannten  Schutzwälder,  worunter  etwa  diejenigen 
Forstgrundstücke  zu  rerstehen  sind,  welche  eine  Bedeutung  für  die 
Abhaltung  örtlicher  Gefahren  haben,  z.  B.  für  den  Schutz  gegen  Ab- 
brechen yon  Ufergrundstücken,  gegen  Schneeverwehungen  Ton  Berg- 
rändern,  gegen  die  Lawinengefahr  im  Hochgebirge,  gegen  den  Ein- 
flufs  der  Seewinde  an  der  Meeresküste.  Aber  auch  abgesehen  lon 
diesen  Schutzwäldern  ist  der  Wald  wegen  seiner  Eünwirkung  auf  das 
E^lima  und  auf  den  Wasserhaushalt  der  Flüsse  eines  Landes  ?on 
Wichtigkeit.  Da  aber  die  Bewaldung  Deutschlands  im  Laufe  der 
Zeit  durch  Rodung  und  Urbarmachung  eine  namhafte  Verminderung 
erfahren  hat,  ist  das  staatliche  Interesse  an  einer  Erhaltung  des  Wald- 
bestandes um  so  gröfser.  Die  meisten  Staaten  haben  daher  auch  ge- 
setzliche Bestimmungen  getroffen,  um  der  Waldverwüstung  Einhalt 
zu  thun.  So  sind  derzeitig  in  Preufsen  ^)  die  Holzungen  der  Ge- 
meinden und  öffentlichen  Anstalten  sowie  die  gemeinschaftlichen 
Holzungen  der  Oberaufsicht  des  Staates  unterstellt.  Soweit  es  sich 
um  Schutzwaldungen  handelt,  kann  auch  Priraten  gegenüber  staair 
licherseits  eine  Beschränkung  der  Benutzung  der  Waldungen  und  die 
Ausführung  von  Waldkulturen  zwangsweise  angeordnet  werden.  Ab- 
gesehen Yon  den  Schutzwaldungen  aber  hat  der  Staat  auf  die  ha 
Privatbesitz  befindliche  Waldwirtschaft  meistens  keinen  Einflufs.*)  Es 
kann  daher  im  Interesse  des  Staates  nur  mit  Freuden  begrüfst  werden, 
wenn  Aufgaben,  die  er  sonst  nur  in  seinen  Wäldern  oder  in  denjenigen 
der  Gemeinden  und  öffenthchen  Anstalten,  in  jenen  von  Privaten 
aber  nur  ausnahmsweise,  und  auch  dann  oft  nur  zwangsweise,  durch- 
führen kann,  von  den  Fideikommifsbesitzern  freiwillig  übernommen 
werden ;  denn  eine  rationelle  Bewirtschaftung  des  Waldes  pflegt  meist 
nur  dort  stattzufinden,  wo  der  gegenwärtige  Besitzer  die  Gewifsheit 
hat,  dafs  die  von  ihm  gebrachten  Opfer  entweder  ihm  selbst  oder 
seinen  Nachkommen  zum  Vorteil  gereichen.  Dies  ist  aber  bei  den 
juristischen  Personen  bezw.  Fideikonunifsinhabem  gehörigen  Waldungen 
der  Fall.  Der  vorübergehende  Waldbesitzer  hingegen  sieht  oft  nur 
auf  den  augenblicklichen  Preis  des  Holzes ;  kann  er  mit  Vorteil  ver- 


^)  Gesetz  ▼.  14.  Aug.  1876  and  v.  14.  Mftrz  1881. 

*)  Anden  in  Bayern  cf.  Art.  35  ff.  des  Forstgesetzea  y.  28.  Man  1852. 
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kaufeDy  so  wird  ihn  yielfach  keine  Rücksicht  aufhalten,  den  Wald 
niederznhanen,  während  gegen  die  Rodung  des  Waldes  durch  den  Be- 
sitzer eines  Fideikommisses  schon  dessen  Anwärter  Einspruch  erheben 
können. 

Es  ist  daher  wohl  kaum  zu  bezweifeln,  dafs  die  Festlegung  von 
Waldungen  in  Fideikommissen  für  den  Staat  höchst  wertvoll  ist,  und 
es  wird  dies  auch  von  denen,  die  im  übrigen  Gegner  der  Fideikommisse 
sind,  mehr  oder  minder  anerkannt;  es  wird  sogar  behauptet,  schon 
die  Elrhaltung  und  planmäfsige  Bewirtschaftung  des  Waldes,  der  doch 
einen  so  bedeutenden  Teil  der  Fideikommifsfläche  —  in  Preufsen  fast 
die  Hälfte  —  umÜEifst,  läfst  das  Fortbestehen  der  Fideikommisse  er- 
▼ünscht  erscheinen. 

II.  Wenn  auch  sowohl  der  Adlige  wie  der  Bürgerliche  Fidei- 
kommisse errichten  kann,  so  steht  es  doch  fest,  dafs  z.  Z.  —  zumal 
wenn  man  von  den  kleinen  Fideikommissen  unter  500  ha  absieht  — 
sich  solche  ganz  überwiegend  in  adligen  Familien  finden  (cf.  Tabelle  3 
S.  16). 

Die  Verteidiger  des  Fideikommisses  rechtfertigen  nun  auch  dieses 
Institut  zum  guten  Teile  damit,  dafs  sie  sagen,  es  sei  ein  Mittel,  eine 
wohlhabende,  leistungsfähige  und  unabhängige  Aristokratie  dem 
Staate  zu  erhalten,  was  um  so  wichtiger  in  Staaten  sei,  in  denen 
rerfassungsmäfsig  auf  dem  Adel  und  dem  Großgrundbesitz,  wenn  auch 
nur  teilweise,  Sitz  und  Stimme  im  Parlamente  ruhen.  Hierzu  käme, 
dafs  Fideikommisse,  was  mit  dem  vorangehenden  im  engsten  Zu- 
sammenhange steht,  auch  im  Interesse  der  ländlichen  Selbst- 
Yerwaltung  liegen. 

Diese  Fragen,  und  vor  allem  die  an  erster  Stelle  aufgeworfene, 
sind  jedoch  mehr  politischer,  wie  volkswirtschaftlicher  Natur.  Da  die 
Torliegende  Arbeit  aber  einem  volkswirtschaftlichen  Zweck  dienen 
soll,  könnte  es  zweifelhaft  sein,  ob  es  nicht  am  angebrachtesten  wäre, 
die  angeregten  Punkte  nicht  weiter  zu  berühren.  Es  mufs  jedoch  be- 
tont werden,  dafs  von  vielen  Seiten  sehr  grofses  Gewicht  auf  diese 
Punkte  gelegt  wird.  Es  dürfte  daher  wohl  zweckdienlich  sein, 
wenigstens  einige  der  sich  entgegenstehenden  Ansichten  hier  kurz 
wiederzugeben. 

Stahl  ^)  sagt :  „Ich  halte  es  für  einen  grofsen  Gewinn  unseres 
öffentlichen  Zustandes,  dafs  eine  Grundaristokratie  bestehe ;  eine  solche 
ist  das    natürliche  Element,    dem  gerechten  Widerstand  gegen  die 


^)  17  parlamentarische  Reden  Berlin  1862. 

527 


—    26    - 

RegieruDg  sowohl  Nachdruck  als  Mafs  zu  geben,  sie  ist  das  Element 
der  Selbstregierang  der  Gemeinde  und  der  Kreise.  .  .  .  Ich  lasse 
dahingestellt  sein,  wer  an  die  Stelle  der  gegenwärtigen  Besitzer  treten 
wird,  E^apitalisten,  Güterspekulanten,  Verwalter,  die  ihre  Herrschaft 
auskaufen,  ehrenwerte  Männer  und  nicht  ehrenwerte,  wie  dies  der 
Lauf  der  Welt  ist  Ich  frage  nur,  ist  von  einem  solchen  neuen  Ge- 
schlechte mehr  YerwachseDheit  mit  König  und  Vaterland,  mehr  Sinn 
für  die  Ehre  der  Nation  zu  erwarten,  als  Ton  den  jetzigen  Besitzern? 
Wenn  die  sittliche  Gesinnung  zur  öffentlichen  Gesinnung,  zum  Gre- 
meingeist  werden  soll,  so  bedarf  es  der  grofsen  Traditionen.  Anf 
diesen  glorreichen  Traditionen  steht  unsere  Armee  ....  Und  es  ist 
darum  wirklich  kein  Unglück,  wenn  auch  einzelne  Klassen  solche 
Traditionen  besitzen  und  festhalten.  Man  mufs  nicht  die  Landaristo- 
kratie zerstören,  sondern  man  mufs  eine  städtische  Aristokratie  bilden 
und  ihr  an  die  Seite  setzen  ....*' 

RoscHEB^)  ist  der  Ansicht,  das  Fortbestehen  der  Fideikonunisse 
in  unseren  Tagen  rechtfertige  sich  in  der  Sicherung  einer  kontinuier- 
lichen und  unabhängigen  Aristokratie,  deren  Aufgabe  in  der  Be- 
kleidung unbesoldeter,  mit  Aufwand  verbundener  Amter,  in  der 
Führung  der  wichtigsten  Staatsgeschäfte,  namentlich  im  auswärtigen 
Dienste  und  in  der  Bildung  einer  wahrhaft  unabhängigen,  zwischen 
Krone  und  Volk  Termittelnden  Kammer  bestehe. 

VON  MoHL  und  STitvE^)  erblicken  im  gebundenen  Grundbesitz 
im  allgemeinen  und  in  den  Fideikommissen  im  besonderen  ein  Mittel, 
geeignete  Personen  zu  haben,  welche  ihre  Dienste  unentgeltlich  dem 
gemeinen  Besten  und  Tor  allem  der  ländlichen  Selbstverwaltung  widmen. 

Giebke')  schreibt:  „Mögen  wir  einerseits  noch  so  fest  von  der 
Unumgänglichkeit  eines  demokratischen  Unterbaues  des  modernen 
Staates  überzeugt  sein  und  andererseits  noch  so  hoch  von  dem  küof- 
tigen  Berufe  der  Monarchie  denken,  so  werden  wir  uns  doch  der  Ein- 
sicht nicht  yerschliefsen  dürfen,  dafs  ermäfsigende  aristokratische 
Elemente  unentbehrlich  sind,  um  unser  Volk  vor  der  Alternative  re- 
volutionärer und  cäsaristischer  Entartung  zu  schützen.  Diejenigen 
Gesinnungen  und  Fähigkeiten  aber,   durch  deren  Fortpflanzung  eine 


')  Grundlagen  der  Nationalökonomie  §§  159,  205  (9.  Aafl.  1871). 

■)  VON  MoHL,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.,  Tübingen  1866,  Bd.  2  §  119.  - 
Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemeinden  und  des  ländlichen  Grand- 
besitzes in  Niedersachsen  und  Westfalen,  Jena  1851,  S.  225. 

«)  1.  c.  S.  422. 
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Aristokratie  staatserhaltend  wirkt,  vermag  im  vollen  Mafse  nur  eine 
bodenständige  Qrandaristokratie  zu  entfalten." 

YOK  MiASKOWSKi')  billigt  zwar  die  oben  von  Stahl  wieder- 
gegebene ÄDsicht,  fahrt  aber  dann  fort:  „Dagegen  bietet  eine  solche 
auf  befestigten  Grundbesitz  fundierte  Aristokratie  zugleich  nicht 
immer  die  Gewähr  dafür,  dafs  sie  die  ihr  zugedachten  öffentlichen 
Funktionen  in  der  Regierung  und  Selbstverwaltung  zu  übernehmen 
fähig  und  bereit  sein  wird.  Denn  dazu  bedarf  es  aufser  der  ge- 
sicherten Yermögensstellung  auch  noch  eines  Fonds  von  staats- 
männischer Einsicht,  vor  allem  aber  der  vollen  Hingabe  an  den  Staat 
und  seine  Lebensinteressen.  Diese  Eigenschaften  sind  nun  aber  durch- 
aus nicht  immer  bei  den  mit  Fideikommissen  ausgestatteten  Familien 
zu  finden.**  Denjenigen,  welche  die  Fideikommisse  zwecks  Erhaltung 
einer  bestimmten  politischen  Verfassung  verteidigen,  hält  von  Mias- 
EOwsEi  entgegen,  dafs  es  fraglich  sei,  ob  der  aus  erblichen  Mit- 
gliedern bestehenden  ersten^ Kammer  überhaupt  die  Zukunft  gehöre, 
zumal  ja  auch  die  deutsche  ReichsverÜEtösung  von  einer  solchen  Ab- 
stand genommen  habe.  „Wenn  endlich,"  so  fahrt  von  Miaskowsei 
fort,  „von  dem  durch  Fideikommisse  geschützten  Adel  erwartet  wird, 
dafs  er  eine  Stütze  des  Thrones  sein  werde,  so  darf  doch  wohl  auch 
daran  erinnert  werden,  dafs  derselbe  nicht  selten  zum  Verlust  des- 
selben beigetragen  hat.  Es  genügt  zum  Belag  hierfür,  an  den  Anteil 
zu  erinnern,  welchen  der  Adel  an  dem  Sturz  der  Stuarts-,  Wasas,  der 
französischen  und  spanischen  Bourbons,  sowie  der  Weifen  gehabt  hat." 

CoNBAD  *)  erkennt  zwar  auch  noch  für  die  heutige  Zeit  die  Be- 
deutung einer  hohen  Aristokratie  an,  welche  durch  Tradition  sich  dem 
öffenÜichen  Dienst  widmet,  meint  aber  andererseits,  eine  besondere 
Stütze  der  Monarchie  sei  in  Deutschland  in  der  Aristokratie  nicht  zu 
sehen,  diese  Stütze  sei  vielmehr  in  den  ganzen  gebildeten  Klassen  zu 
finden. 

Es  mag  nun,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  unsererseits  die  Frage 
nnerörtert  bleiben,  ob  und  bejahendenfalls  wie  weit  der  Staat  ein 
Interesse  an  einem  grimdbesitzenden  Adel  habe.  Zweieriei  kann  aber 
wohl  betont  werden: 

1.  Richtig  ist  einerseits,  dafs  der  Adel  heutzutage  keinen  not- 
wendigen Bestandteil  des  Staates  mehr  ausmacht  und  von  diesem 
als  ein  besonderer  Stand  nicht  mehr  anerkannt  wird,  dafs  femer  seine 

^)  Das  Erbrecht  und  die  Eigentumsverteilung  im  Deutschen  Reiche,  Leipzig 
1884,  Bd.  n  8.  73. 

^  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  Jena  1892,  S.  424. 
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politische  Bedeutoog  —  von  geringen  Ausnahmen  abgesehen  —  auf- 
gehört hat  und  dafs  er  mithin  jetzt  lediglich  als  ein  sozialer  Stand 
angesehen  werden  kann.  Ebenso  richtig  ist  aber  auch  andererseits, 
was  TON  MiASKOWBKi^)  im  Anschlufs  an  Wagkeb  meint^  dats  die 
Idee  einer  Beseitigung  des  Fideikommifsinstituts  nicht  leicht  dort 
durchdringen  wird,  wo  die  FideikommiTsbesitzer  ihre  ökonomisch 
auf  den  Bezug  der  Grundrente  basierte  soziale  Stellung  im  wahren 
Interesse  der  Gesamtheit  benutzen,  wo  sie  in  ihrer  Stellung  ein  Amt, 
in  ihrem  yermeiotlich  rein  priyatrechtlichen  B.entenbezug  eine  öffent- 
liche Besoldung  erblicken,  ein  Amt  und  eine  Besoldung,  welche  in 
erster  Linie  soziale  Pflichten  auferlegen,  erst  in  zweiter  Linie  pri?ate 
Rechte  geben.  —  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  der  deutsche 
Adel,  sei  es  durchweg  oder  wenigstens  in  seiner  überwiegenden  Mehr- 
zahl, die  Pflichten  erfüllt  hat,  welche  ihm  Waoneb  zuweist.  Man  wird 
wohl  aber  zugeben  müssen,  dafs  er,  wenn  auch  nicht  in  dem  Ilmfiange, 
wie  dies  bei  dem  englischen  der  Fall  ist,  doch  in  unserem  Volk  ziem- 
lich feste  Wurzel  gefafst  hat. 

2.  Die  ländliche  Selbstverwaltung  gestaltet  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
schwieriger.  Eine  grofse  Anzahl  besonders  der  neueren  Gesetze  stellen 
teilweise  hohe  Anforderungen  an  die  Umsicht  und  Tüchtigkeit  der 
mit  ihrer  Handhabung  betrauten  Personen.  Dem  kleinen  Landmaim 
fehlt  nun  meistens  die  nötige  2ieit  und  yor  allem  die  gehörige 
Bildung  zur  zweckdienlichen  Handhabung  der  kommunalen  Ehren- 
ämter. Schon  jetzt  ist  es  oft  schwierig,  für  die  ländliche  Selbstver- 
waltung die  geeigneten  Kräfte  zu  gewinnen,  schon  jetzt  klagt  der 
Landmann  über  die  mit  ihr  verbundene  Arbeit,  von  Heydebbakd -) 
sagt,  indem  er  von  den  hohen  Lasten  spricht,  welche  derzeit  die 
Landwirtschaft  bedrücken:  „Auch  darin  wird  sich  wenig  ändern  lassen, 
dafs  die  öffentlichen  Amter  sehr  dazu  beitragen,  die  Arbeitszeit  des 
Landmannes  zu  schmälern,  obwohl  es  freilich  meines  Erachtens  Auf- 
gabe der  konservativen  Partei  sein  mufs,  bei  der  fortwährenden  Ge- 
setzesarbeit, in  der  wir  uns  befinden,  immer  auch  den  Gesichtspunkt 
im  Auge  zu  haben,  dafs  die  öffentlichen  Aufgaben  fiir  den  Landwirt 
nachgerade  keiner  Steigerung  mehr  fähig  sind,  sondern,  soweit  irgend 
möglich,  eingeschränkt  werden  sollten.''  Es  wird  nun  nicht  etwa  be- 
hauptet, gerade  die  Fideikommifsbesitzer  seien  für  kommunale  Ehren- 
ämter  besonders   geeignet,   dies  wird   vielmehr  jeder  Grundbesitzer 

*)  1.  c.  S.  80. 

*)  Rede  über  konBervative  Agrarpolitik,  gehalten  am  21.  November  1896  auf 
dem  konservatiyen  Parteitag  zu  Breslau. 
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sein^  welcher  mit  den  Eigentümlichkeiten  und  Gewohnheiten  der  be- 
trefiPenden  Gegend  yertraut  ist  nnd  die  nötige  Zeit,  Selbständigkeit 
imd  Bildung  besitzt.  Man  wird  aber  zugeben  müssen,  dafs  ein  Fidei- 
kommifsbesitzer,  in  dessen  Familie  seit  Decennien  Sinn  und  Verständ- 
nis für  die  ländlichen  Verhältnisse  gepflegt  wird,  der  in  der  betreffen- 
den Gegend  aufgewachsen  ist,  für  die  ländliche  Selbstverwaltung  ge- 
eigneter ist,  als  etwa  der  Grofsgrundbesitzer,  der  infolge  eines 
günstigen  Angebots  irgendwo  ein  Gut  gekauft  hat,  um  es  bei  der 
ersten  besten  Gelegenheit  wieder  zu  veräufsem.  Wie  daher  zur  Zeit 
die  Verhältnisse  in  Deutschland  liegen,  sind  von  der  Aufhebung  der 
Fideikommisse  für  die  ländliche  Selbstverwaltung  nur  Nachteile  zu  er- 
warten. 

III.  Die  Fideikommisse,  welche  (cf.  Tab.  2  S.  15)  meistens  be- 
deutendere ländliche  Areale  umfassen,  liegen  vor  allem  im  Inter- 
esse des  Grofsgrundbesitzers.  Damit  soll  keineswegs  einer 
zu  um£BLngreichen  Verbreitung  des  letzteren  das  Wort  geredet  oder  gar 
eine  Latifundienbildung  begünstigt  werden  (cf.  §  6  unter  V  S.  37  u.  38 ff.). 
In  sozialpolitischer  wie  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  ist  viel- 
mehr eine  Mischung  von  grofsen,  mittleren  und  kleinen  Gütern  unter 
Vorherrschen  der  mittleren  Güter  am  zweckmäfsigsten. 

Gegenüber  den  Vorzügen  der  mittleren  und  kleineren  Güter  be- 
stehen die  volkswirtschaftlichen  Vorteile  der  grofsen  Güter  —  um 
deren  einige  kurz  anzugeben  —  darin,  dafs  der  Grofsgrundbesitzer 
leichter  in  der  Lage  ist,  bessere  Methoden  zu  erproben  und  einzu- 
führen, gute  Maschinen,  Sämereien,  Nutztiere  anzuschaffen  und  zu  ver- 
breiten, Meliorationen  leichter  durchzuführen,  an  Gebäuden,  Maschinen, 
Menschenkräften  und  Arbeitstieren  mehr  zu  ersparen,  den  Frucht- 
wechsel zweckmäfsig  einzuhalten,  die  Arbeitsteilung  besser  auszunützen, 
mehrere  mit  der  Landwirtschaft  eng  verbundene  Gewerbe  fabrikmäfsig 
vorzunehmen,  edlere  Nutzviehrassen  zu  züchten,  die  Milch-,  Käse-  und 
ßutterwirtschaft  gewinnbringender  zu  betreiben,  von  Miaskowski*) 
meint  auch  mit  Recht :  „Und  speziell  zur  Pferdezucht,  an  deren  Blüte 
der  Staat  aus  Bücksicht  auf  die  Versorgung  der  Armee  mit  dem 
nötigen  Pferdematerial,  namentlich  in  Kriegszeiten,  ein  spezielles 
Interesse  hat,  erscheint  der  Fideikommifsbesitz  wegen  der  regelmäfsig 
grofsen  Ausdehnung  seiner  Wiesen  und  Weiden  und  wegen  der 
geringen  Arbeitsintensität  dieses  Erwerbszweiges  vorzugsweise,  wenn 

1)  L  c.  S.  66. 
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auch,  wie  die  Pferdezucht  mit  grofsem  Erfolge  treibenden  ost- 
preufsischen  Bauern  zeigen,  nicht  ausschliefslich  geeignet 

Es  wird  sich  überhaupt  kaum  bestreiten  lassen,  da£s  gerade 
in  der  neueren  Zeit  hauptsächlich  der  Grofsgrundbesitz  zur  Hebung 
der  Landwirtschaft  und  zwar  auch  bei  den  kleineren  Besitzern  fordere 
lieh  gewesen  ist;  auch  ist  es  ja  eine  unleugbare  Thatsache,  dafs  für 
den  Landwirt  am  meisten  nicht  die  Theorie,  sondern  das  praktische 
Beispiel  wirkt,  und  dafs  deshalb  in  Gegenden,  in  welchen  der  Grofs- 
grundbesitz gut  bewirtschaftet  wird,  sich  auch  bald  ein  Aufschvning 
bei  den  mittleren  und  kleineren  Gütern  bemerkbar  macht 

Nun  sagen  aber  die  Gegner  der  Fideikommisse,  auch  zugegeben, 
der  Grofsgrundbesitz  habe  seine  Vorteile,  so  sei  solcher  doch  bei  uns 
schon  übergenug  vorhanden  und  Conbad  ^)  meint  hauptsächlich  im 
Hinblick  auf  die  östlichen  Provinzen  Preufsens,  es  liege  ein  Bedür&is 
nicht  vor,  den  dort  bereits  im  Übermafs  ausgebreiteten  Grofsgrund- 
besitz durch  Fideikommisse  zu  fördern  und  zu  stützen.  Demgegenüber 
ist  folgendes  geltend  zu  machen: 

1.  Die  Behauptung  von  dem  Übermafs  des  Grofsgrundbesitzes 
ist  nur  für  einzelne  Gebiete  der  erwähnten  Provinzen  zutreffend. 

2.  Der  fideikommissarisch  festgelegte  Grofsgrundbesitz  hat  auch 
—  abgesehen  von  dem  bereits  vorstehend  erwähnten  —  erhebliche 
Vorteile  vor  dem  fireien.  Letzterer  leidet  gerade  in  unserer  Zeit  an 
einer  übermäfsigen  Überschuldung  und  ist  immer  der  Gefahr  der 
Naturalteilung  ausgesetzt,  zwei  Nachteile  für  die  rationelle  Bewirt- 
schaftung eines  Gutes,  welche  bei  den  Fideikommifsgütern  gar  nicht 
oder  niir  in  weit  geringerem  Umfange  bestehen. 

3.  Nach  den  meisten  Partikularrechten  (cfr.  S.  12  u.  13)  ist  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  von  Fideikommissen  erforderlich,  eine  Be- 
stimmung, welche  auch  eine  etwaige  künftige  Gesetzgebung  über  unser 
Bechtsinstitut  zweckmäfsig  beibehalten  wird.  Sind  nun  wirklich  in  einer 
bestimmten  Gegend  schon  so  viele  grofse  landwirtschaftliche  Betriebe 
vorhanden,  dafs  deren  Vermehrung  im  Interesse  der  Gesamtvolks- 
wirtschaft unerwünscht  erscheint,  dann  ist  es  eben  Pflicht  des  Organs, 
welchem  die  Bestätigung  des  Fideikommisses  obliegt,  diese  zu  ver- 
sagen, falls  durch  dieselbe  der  Grofsgrundbesitz  noch  vermehrt  wird. 

Es  läfst  sich  allerdings  nicht  leugnen,  dafs  bisher  bei  der  Be- 
stätigung bzw.  Versagung  von  Fideikommissen  wirtschaftliche  Gesichtsr 
punkte   so   gut   wie   gar   nicht   mafsgebend   gewesen  sind,   vielmehr 


')  Handwörterbuch  Bd.  III  S.  424. 
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höchstens  politische.  Der  Eegel  nach  ist  die  Errichtung  von  Fidei- 
kommissen  anstandslos  bewilligt  worden;  hierin  müfste  also  Wandel 
eintreten. 

IV.  Für  die  Fideikommisse  ist  vornehmlich  auch  anzuführen^ 
dafs  sie  im  allgemeinen  nach  einer  für  den  Grundbesitz  zweck- 
mäfsigen  Erbfolgeordnung  vererbt  werden.  Es  wurde 
bereits  im  §  2  darauf  hingewiesen,  dafs  mit  dem  Eindringen  des 
römischen  Eechts  und  vor  allem  seit  der  französischen  Revolution 
auch  bei  uns  eine  freiere  Agrarverfassimg  Eingang  fand,  wodurch  die 
ganze  Erbfolge  im  Grundbesitz  den  Prinzipien  des  beweglichen  Kapitals 
nDterstellt  wurde. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dafs,  falls  der  Erblasser  eine  letztwillige 
Verfugung  nicht  getroffen  hat,  auf  Grund  des  Intestaterbrechtes  die 
innerhalb  derselben  Klasse  zur  Erbschaft  Berufenen,  also  beispiels- 
weise die  Kinder,  auch  hinsichtlich  der  Erbfolge  in  den  Grundbesitz 
ganz  gleichberechtigt  sind.  Beim  Eintritt  der  Intestaterbfolge  wird 
dann  beim  Vorhandensein  von  mehreren  Erben  das  Gut  entweder  im 
ganzen  veräufsert  oder  zerstückelt,  sei  dies  unter  die  Erben  oder  sonst 
wie,  oder  aber  —  was  das  schlimmste  ist  —  ein  Erbe  übernimmt  das 
Gut  ungeteilt,  wird  aber  genötigt,  auf  demselben  die  Erbteile  der 
Miterben  eintragen  zu  lassen,  so  dafs  er  sehr  oft  nur  für  die  Hypo- 
thekengläubiger  arbeitet  oder  das  Gut  überhaupt  nicht  halten  kann. 
Diese  Wirkungen  machen  sich  um  so  schroffer  geltend,  je  verschuldeter 
das  Gut  schon  durch  den  Erblasser  war  und  je  mehr  Erben  der 
letztere  hinterläfst.  Auch  würden  sie  noch  viel  häufiger  eintreten, 
wenn  nicht  der  Gutsbesitzer  oft  bereits  bei  seinen  Lebzeiten  einem 
der  Kinder  durch  Auszugsvertrag  sein  Gut  abtreten  würde,  ohne  dafs 
die  übrigen  Geschwister  gegen  die  dabei  festgestellten  Abfindungen 
einen  Einspruch  durch  Berufung  auf  ihr  Pflichtteilsrecht  erheben,  oder 
wenn  nicht  vielfach  zwischen  den  Erben  eine  gütliche  Vereinbarung 
getroffen  würde,  welche  für  den  Erben,  der  das  Gut  übernimmt, 
günstigere  Bedingungen  vorsieht.  —  Jedenfalls  aber  ist  die  mifsliche 
Lage,  in  der  sich  anerkanntermafsen  derzeitig  die  Landwirtschaft  be- 
findet, zum  guten  Teil  auf  deren  Verschuldung,  letztere  aber  wieder 
auf  das  auch  für  den  Grundbesitz  geltende,  für  diesen  nicht  passende 
Erbrecht  zurückzuführen. 

Erfreulicherweise  bricht  sich  jetzt  immer  mehr  die  Überzeugung 
Bahn,  dafs  wir,  soweit  dies  mit  den  veränderten  Zeitverhältnissen 
möglich  und  verträglich  ist,  zur  Gesundung  der  Landwirtschaft  zu 
dem    alten   germanischen    Erbrecht    zurückkehren  müssen.  —    Man 
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bat  deshalb  neaerdings  in  Preufsen  in  bestimmten  Fällen  das  sogeiL 
Anerbenrecht  ^)  eingeführt.  Was  aber  dieses  erreichen  will,  den 
Grundbesitz  vor  übermäfsiger  Zersplitterung  und  Tor  aUzu  grofser 
Verschuldung  zu  bewahren,  das  bewirkt  in  weit  durchgreifenderer 
Weise  das  Fideikommifs  durch  seine  Successionsordnung. 

y.  Endlich  spricht  für  die  Fideikommisse,  dafs  sie  die  Er- 
haltung des  Grundbesitzes  in  derselben  Familie  fördern. 
Treffend  schreibt  nach  dieser  Richtung  Schmolleb  ^ :  „Es  bleibt  im 
wirtschaftlichen  Interesse  der  ganzen  Nation  von  Wichtigkeit  dafs 
möglichst  viele  wirtschaftliche  Unternehmungen  direkte  FortsetzungeD 
yäterlicher  Geschäfte  seien,  damit  die  geschäftlichen  Traditionen  nicht 
abbrechen,  die  Verluste,  Fehlgriffe,  Einrichtungs-  und  Anfangskosten 
möglichst  erspart  werden."  Ja  es  ist  eine  so  unbestrittene  Thatsache, 
dafs  der  direkte  Übergang  der  ländlichen  Betriebe  yom  Vater  aaf 
den  Sohn  der  Landwirtschaft  im  höchsten  Grade  törderlich  ist,  schon 
um  den  Gutsbesitzer,  von  dem  Bewuüstsein  geleitet,  dals  das,  was  er 
säet,  später  seinen  Kindern  zu  Gute  kommt,  zu  möglichst  Tiel  V'er- 
besserungen  zu  veraulassen  und  ihn  vom  Raubbau  abzuhalten,  dafs  es 
sich  erübrigt,  an  dieser  Stelle  hierauf  des  näheren  einzugehen,  es 
yielmehr  genügt,  kurz  darauf  hingewiesen  zu  haben. 


^)  Man  versteht  unter  „Anerbenreeht"  im  Sinne  der  preufsischen  Gesetz- 
gebung das  Recht  eines  der  f^^esetzlichen  Miterben,  ein  in  dem  Nachlafs  enthalteDes 
Landgut  bei  der  £rbteilung  gegen  Vorzugspreis  für  sich  aus  der  Erbschaft  beraG§ 
zu  fordern.  £s  greift  für  jene  Anwesen,  welche  in  ein  amtliches  Verzeichnis,  das  die 
Landgüterrolle  bezw.  Höferolle  heifst,  eingetragen  sind,  dann  Platz,  wenn  der 
Erblasser  ein  Testament  nicht  gemacht  hat  und  tritt  für  die  sogenannten  „Renten- 
und  Ansiedelungsgüter^  auch  in  diesem  Falle,  also  als  Zwangserbrecht,  ein.  £in 
„Rentengut"  ist  —  gemals  der  preufsischen  Gesetzgebung  —  ein  Grundstück, 
welches  zum  vollen  Eigentum  gegen  Übernahme  einer  festen  Geldrente  übertrsi^eD 
wird,  deren  Ablösbarkeit  von  der  Zustimmung  beider  TeUe  abhängig  gemacht 
wird.  —  „Ansiedelungsgüter''  in  dem  in  Rede  stehenden  Sinne,  sind  diejeni<:en 
Güter,  welche  „zur  Stärkung  des  deutschen  Elements  in  den  Provinzen  Posen  und 
Westpreufsen  gegen  polonisierende  Bestrebungen"  errichtet  worden  sind.  —  Ven?l. 
die  preuls.  Ges.  v.  26.  April  1886,  v.  27.  Juni  1890,  v.  7.  Juli  1891,  v.  9.  Juni 
1896.  Desgl.  DBBNBURa,  Preufs.  Privatrecht  Bd.  I  Aufl  5,  Halle  1894,  §  309  und 
Bd.  III  Aufl.  4,  Halle  1896,  §  247.  —  Im  §  7  wird  auf  das  Verhältnis  des  Anerben- 
rechtes  zu  dem  Fideikoiiimifsinstitnt  noch  näher  eingegangen  werden. 

*)  In  Thiels  landwirtschaftlichen  Jahrbüchern  1882  S.  622. 
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§  6- 

Was  wird  gegen  Familienfldeikommisse  geltend  gemacht? 

Aufserst  zahlreich  sind  die  Gründe,  welche  die  Gegner  der  Fidei- 
kommisse  gegen  dieselben  ins  Feld  fuhren«  Diese  Gründe  sollen  nun- 
mehr im  einzelnen  dargestellt  werden  und  es  soll  im  Anschlufs  an 
jeden  derselben  der  Versuch  gemacht  werden,  zu  prüfen,  ob  und  be- 
jahenden Falles  wie  weit  diese  stichhaltig  sind  und  ob  und  eventuell 
durch  welche  Mittel  die  etwa  hervorgetretenen,  dem  Fideikommifs 
derzeitig  anhaftenden  Mängel  gemildert  oder  gar  beseitigt  werden  können. 

I.  Gegen  die  Fideikommisse  soll  zunächst  die  durch  sie  ge- 
schaffene Unsicherheit  des  Verkehrs  sprechen;  Käufer  oder 
Gläubiger  hätten  oft  keine  Kenntnis  bezw.  es  würde  ihnen  verheimlicht, 
dafs  ein  Gut  Fideikommifseigenschaft  habe  und  somit  nur  ausnahms- 
weise verkauft  oder  mit  Hypotheken  belastet  werden  könne.  Dieser 
Angriff  gegen  die  Fideikommisse  mufs  als  völlig  verfehlt  bezeichnet 
werden.  In  fast  allen  Staaten  sind  für  Immobilien  die  Grundbücher 
eingeführt,  in  denen  die  Fideikommifseigenschaft  eingetragen  sein 
mufs;*)  diese  Grundbücher  beruhen  auf  dem  öffentlichen  Glauben, 
und  jeder  kann  dieselben  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  einsehen. 
Nach  dem  1.  Januar  1900  wird  sich  zudem  für  Deutschland  das 
Grundbuchwesen  noch  einheitlicher  als  bisher  gestalten.  Wie  aber 
ein  verständiger  Mensch,  der  ein  Grundstück  kaufen  oder  darauf  Geld 
ausleihen  will,  sich  aus  dem  Grundbuche  desselben  darüber  Gewifsheit 
Terschaffl,  wer  dessen  Eigentümer  ist,  wie  hoch  es  mit  Hypotheken 
belastet  ist  u.  s.  w. ,  so  kann  er  sich  daraus  auch  von  der  Fidei- 
kommifseigenschaft eines  Gutes  überzeugen. 

II.  Es  vrird  weiter  gegen  die  Fideikommisse  geltend  gemacht, 
sie  widersprächen  der  Gerechtigkeit.  Die  bei  den  Fidei- 
kommissen  regelmäfsig  stattfindende  Successionsordnung  sei  eine  Un- 
gerechtigkeit gegen  die  weiblichen  Verwandten,  welche  durch  die 
männlichen  ausgeschlossen  würden,  und  gegen  die  nachgeborenen 
Söhne,  welche  dem  ältesten  Sohne  nachständen.  Es  widerspräche  der 
Vernunft  und   den   naturgemäfsen  Regeln  der  Erbfolge,  wenn  einem 


^]  In  PreuXsen  haben  beispielsweise  die  Oberlandesgerichte  als  FideikommÜB- 
behörde  für  die  Eintragung  der  FideikommirseigeDschaft  eines  Gutes  in  das  Grund- 
buch von  Amtswegen  Sorge  zu  tragen.  —  §  74  der  Grundbuchordnung  vom 
5.  Mai  1872. 

Staatsw.  Studien.    Tl.  g^g  3 
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Sohne  die  unter  Umständen  grofsen  Besitzungen  zufielen,  wahrend  die 
übrigen  Kinder  möglicherweise  Mangel  litten,  und  wenn  ein  Besitzer, 
der  nur  Töchter  habe,  sein  Fideikommifs  yielleicht  an  einen  entfernten 
Verwandten  mufs  übergehen  lassen. 

Zunächst  wird  hier  auf  dasjenige  Bezug  genommen,  was  oben 
über  Erbfolge  beim  Grundbesitz  gesagt  wurde  (cfr.  §  5  lY  8.  31,  32), 
dann  aber  ist  ganz  allgemein  zu  bemerken,  dafs  der  Ausschlufs  der 
jüngeren  Kinder  yon  dem  Fideikommifsvermögen  kaum  als  ,,ud- 
gerechter"  bezeichnet  werden  kann,  da  dies  mit  dem  gesamten  Erb- 
recht überhaupt  der  Eall  ist,  welches  ja  allgemein  nur  auf  dem  Zu- 
fall der  Geburt  aufgebaut  ist.  Aufserdem  ist  zu  erwägen,  dafs  die 
nachgeborenen  Sonder,  wenigstens  meistens,  nicht  Töllig  leer  ausgehen 
werden,  indem  sie  entweder  aus  dem  AUodialyerroögen  des  bisherigen 
Fideikommifsbesitzers  bedacht  werden,  oder  aber  der  neue  Fidei- 
kommifsinhaber  sie  durch  Apanagen,  Ausstattungen  etc.  zu  versorgen 
hat.  Im  einzelnen  ist  der  hier  in  Rede  stehenden  „Ungerechtigkeit*' 
folgendes  entgegenzuhalten:  Was  vor  allem  den  Fideikommilsstifter 
anlangt,  so  steht  dieser  seinen  Eondem  und  sonstigen  Anverwandten 
nicht  anders  gegenüber  als  jeder  Testator;  denn  er  hat  gleich  dem 
letzteren  gesetzlich  die  Yerpflichtung,  jenen  den  Pflichtteil  zu  hinter- 
lassen. Verletzte  der  Stifter  diesen,  so  hat  der  Verletzte  ja  das  Becht, 
ihn  zu  fordern  und  die  Anordnung  des  Erblassers  wird  dann  ihrer 
angeblichen  „Ungerechtigkeit*'  entkleidet ;  fordert  er  ihn  nicht,  so  hebt 
seine  stillschweigende  Einwilligung  sie  auf.  Seinen  näheren  Ange- 
hörigen mehr  als  den  Pflichtteil  zu  hinterlassen,  kann  aber  auch  nach 
gewöhnlichem  Erbrecht  von  einem  Testator  ebensowenig  gefordert 
werden,  wie  dafs  er  femerstehenden  Verwandten  überhaupt  etwas  ver- 
erbe. —  Was  aber  den  sonstigen  Besitzer  eines  Fideikommisses  be- 
trifft, welcher  dasselbe  nicht  zugleich  gestiftet  hat,  so  ist  zu  bedenken, 
dafs  ohne  die  Stiftung  des  Fideikommisses  der  Besitz  sehr  oft  gar  nicht 
an  ihn  gekommen  wäre  und  somit  von  ihm  überhaupt  nicht  hätte  ver- 
erbt werden  können ;  denn  möglicherweise  wäre  der  Komplex  bei  freier 
Vererbung  in  zahlreiche  Teile  zersplittert  worden  oder  aber  eine  Mittels- 
person hätte  ihn  verschleudert.  Es  ist  daher  Stahl  ^)  beizutreten, 
wenn  er  sagt :  „Ich  glaube,  dafs  die  Urenkel  eines  Fideikommilsstifters 
als  Nachgeborene  sich  schwerlich  schlechter  befinden  werden,  als  wenn 
das  Gut  der  freien  Teilung  und  Veräufserung  überlassen  wäre.^  — 
Hinsichtlich  der  Zurücksetzung  der  weiblichen  Verwandten  hinter  den 


»)  17.  Parlament.  Reden  S.  49. 
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männlichen  ist  noch  besonders  zu  bemerken,  dafs  eine  solche  wenigstens 
derzeitig  —  möglicherweise  schafft  die  moderne  Frauenbewegung  hierin 
Wandel  —  sich  vielfach  findet  und  dafs  sie  nicht  etwas  dem  Fidei- 
kommifs  speziell  eigentümliches  darstellt.  Beruht  ja  die  Thronfolge 
in  den  meisten  europäischen  Staaten  auf  dieser  Zurücksetzung,  kostet 
ja  die  Ausbildung  der  Söhne  —  abgesehen  von  den  unteren  und 
untersten  Volksschichten  —  fast  durchgängig  weit  mehr  als  diejenige 
der  Töchter,  ohne  dafs  der  Kegel  nach,  zumal  in  Familien  ohne  Ver- 
mögen, den  letzteren  hierfür  später  eine  Entschädigung  zu  teil  wird« 
Am  ehesten  könnte  es  noch  als  „Ungerechtigkeit^  angesehen  werden, 
dafs  der  Fideikommifsbesitzer  möglicherweise  seine  Besitzungen  an 
entfernte  Verwandte  mufs  übergehen  lassen,  während  seine  eigenen 
Kinder,  weil  sie  Töchter  sind,  übergangen  werden;  demgegenüber  ist 
aber  wie  überhaupt  gegenüber  jener  angeblichen  „Ungerechtigkeit" 
zu  erwägen,  dafs  diese  als  solche  so  lange  nicht  wird  empfunden 
werden,  als  in  der  Familie  ein  Familiengeist  lebt,  der  beseelt  ist  von 
dem  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  zwischen  den  vergangenen  und 
zwischen  den  künftigen  Geschlechtem,  als  in  dem  Fideikommifsnach- 
folger,  auch  wenn  er  nicht  der  Deszendent  des  gegenwärtigen  Be- 
sitzers ist,  der  Träger  der  Familientradition  erblickt  wird. 

m.  Im  Anschlufs  an  die  vorerwähnte  Ungerechtigkeit  hat  man 
dann  gegen  die  Fideikommisse  angeführt,  sie  übten  eine  ungünstige 
Wirkung  innerhalb  der  Familie  selbst  aus.  Zunächst  würde 
durch  dieselben  die  Autorität  des  Vaters  den  Kindern  und  vor 
allem  dem  FideikommiTsnachfolger  gegenüber  noch  mehr  geschmälert, 
als  das  schon  das  Pflichtteilsrecht  thue.  Hierin  ist  freilich  ein  guter 
Teil  Wahrheit  enthalten.  Es  mufs  die  Autorität  des  Vaters  unter- 
graben, dafs  er  einem  undankbaren,  mifsratenen  und  lüderlichen  Nach- 
folger das  Fideikommifs  nicht  entziehen  kann.  Es  könnte  sich  nun 
die  Frage  erheben,  ob  es  nicht,  um  immer  möglichst  tüchtige  Fidei- 
kommifsbesitzer zu  haben,  überhaupt  am  zweckmäfsigsten  wäre,  dafs 
dem  jedesmaligen  Inhaber  des  Fideikommisses  die  Auswahl  seines 
Nachfolgers  unter  gleich  nahen  männlichen  Erben,  also  beispielsweise 
onter  seinen  Söhnen  zustehen  würde.  Dies  dürfte  aber  deshalb  nicht 
angebracht  sein,  weil  ein  solches  dem  Fideikommifsbesitzer  zustehendes 
Becht  allerdings  leicht  geeignet  wäre,  jenen  Familienfrieden  zu  stören, 
auf  den  die  Gegner  der  Fideikommisse  so  sorgfältig  bedacht  sind. 
Es  würde  sich  daher  wohl  nur  empfehlen,  abweichend  von  der  jetzigen 
Gesetzgebung,  bei  der  künftigen  nur  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  unter 
gewissen  Kautelen,  insbesondere   denen  einer  erhöhten  Majorität  bei 
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den  betreffenden  FamilienschlÜBsen  und  einer  G^ehmigung  diese« 
Beschlusses  durch  die  Fideikommifsbehördei  den  an  sich  zu  dem 
Fideikommifs  Berufenen  unter  den  Yorstehend  wiedeigegebenen  Vor- 
aussetzungen Yon  diesem  auszuschliefsen. 

Auch  auf  das  Verhältnis  der  Geschwister  untereinander 
soll  das  Fideikommifs  Yerderblich  einwirken.  „Statt  Bruderliebe,'' 
so  schreibt  von  Salza,  ^)  „die  nicht  anders  als  gegenseitig  und  gleich- 
artig seien  könne,  werde  hochmütige  Gunst  von  der  einen  Seite  und 
sklavische  Abhängigkeit  yon  der  anderen  untergeschoben.^  Demgegen- 
über kann  nur  wieder  betont  werden,  dafs  dort,  wo  Familiensinn  sich 
nur  einigermafsen  erhalten  hat,  die  Geschwisterliebe  durch  Fidei- 
kommisse  nicht  geschwächt  sein  wird,  zumal  ja  die  nachgeborenen 
Kinder  —  wie  schon  S.  34  bemerkt  wurde  —  meist  doch  nicht 
▼öllig  leer  ausgehen.  —  Übrigens  ist  die  Klage  Ton  der  angebUchen 
Trübung  der  Familienverhältnisse,  besonders  zwischen  den  Geschwistern, 
wohl  mehr  eine  Entdeckung  der  Theorie,  welche  in  der  Praxis  wenig 
bekannt  ist. 

IV.  Die  Fideikommisse  sollen  auch  eine  Gefahr  für  die 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  kleineren  Leute  mit  sich 
bringen.  Miaskgwbki,  ^)  der  dies  mindestens  für  ein  Land  annimmt 
in  welchem  der  Fideikommifsbesitz  eine  dominierende  Stellung  hat,  be- 
ruft sich  zum  Beweise  dafür  auf  einen  diese  Gefahr  kennzeichneDden 
Beschlufs  des  Delegiertentages  der  fortschrittlichen  deutschen  Land- 
wirte Böhmens  aus  dem  Jahr  1883.  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben 
ob  in  Böhmen,  wo  übrigens  der  Fideikommifsboden  11,15%  des  Ge- 
samtareals beträgt,  während  er  in  Preufsen  ja  nur  6,09  %  ausmacht;^ 
und  wo  wie  in  ganz  Österreich,  erst  1897  zum  ersten  Male  in  den 
Reichsrat  zu  den  auf  andere  Weise  erkorenen  Abgeordneten  durch  all- 
gemeines Stimmrecht  erwählte  hinzugekommen  sind,  die  erwähnte 
„Gefahr^  bestanden  hat  oder  noch  besteht  Li  Deutschland,  dessen 
einziges  Parlament  ein  nur  auf  Grund  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
erwähltes  ist,  ist  diese  „Gefahr^  nicht  vorhanden;  ja  es  sind  sogar. 
grade  in  den  letzten  Jahren,  aus  den  Kreisen  der  ländlichen  Be- 
sitzer wiederholt  Klagen  darüber  laut  geworden,  dafs  die  ländlichen 
Arbeiter  nicht  mehr  von  ihnen  abhängig  seien,  sondern  vielmehr  sie 
von  diesen. 


')  Die  Lehre  von  Familienfideikommissen,  Leipzig  1838,  S.  48. 

•)  1.  c.  S.  69. 

»)  cfr.  Tab.  1  u.  7  S.  14  u.  23. 
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V.  Für  die  Aufhebung  der  Fideikommisse  wird  ferner  ins  Treffen 
geführt,  sie  leisteten  der  Latifundienbildung  Vorschub 
und  saugten  den  umliegenden  Kleinbesitz  auf.  Es  soll 
keineswegs  bestritten  werden,  dafs  beides  —  mögen  die  Ursachen  in 
den  Fideikommissen  liegen  oder  nicht  —  Ubelstände  sind,  welche  im 
Interesse  der  Gesamtvolkswirtschaft  zu  verurteilen  sind  und  auch  so 
allgemein  verurteilt  werden,  dafs  es  sich  erübrigt,  sie  des  näheren 
nachzuweisen.  Es  darf  jedoch  nicht  vergessen  werden,  dafs  auch  beim 
freien  Grundbesitz  die  Gefahren  für  eine  Latifundienbildung  und  für 
eine  Aussaugung  des  Kleinbesitzes  sehr  grofse  sind.  —  Was  zunächst 
den  Aufkauf  kleinerer  benachbarter  Betriebe  betrifft,  so  ist  zu  be- 
denken, dafs  dies  eben  einfach  das  Recht  des  Stärkeren  ist,  wie  es 
sich  in  allen  Verhältnissen  der  menschlichen  Gesellschaft  zeigt,  und 
dafs  es  dabei  ganz  gleichgültig  ist,  ob  dieser  Stärkere  Fideikommifs- 
besitzer  ist  oder  nicht.  —  über  das  Verhältnis,  in  welchem  der  freie 
Latifondienbesitz  zu  dem  gebundenen  steht,  geben  die  neuesten  stati- 
stischen Ermittelungen  keinen  Aufschlufs,  jedoch  hat  Conbad  ^)  für 
das  Jahr  1886  nach  dieser  Richtung  hin  interessante  statistische  Er- 
hebungen für  die  7  östlichen  Provinzen  Preufsens  angestellt.  Es  mag 
erwähnt  werden,  dafs  nach  denselben  in  dem  genannten  Gebiete  sich 
154  Privatbesitzer  (exkl.  Aktiengesellschaften,  Kommunen  etc.)  mit 
mehr  als  5000  ha  Grundbesitz,  also  wirkliche  Latifundienbesitzer  be- 
finden, unter  diesen  ist  gerade  die  Hälfte  zugleich  Inhaber  von 
fideikommissen,  41  oder  26,6^0  haben  ihr  ganzes  Besitztum  fidei- 
kommissarisch  festgelegt,  während  36  oder  23,4  7o  nur  einen  Teil  in 
dieser  Weise  gebunden  besitzen,  ein  Teil  ihnen  aber  zur  freien  Ver- 
fügung geblieben  ist.  Jene  154  Latifundienbesitzer  verfügen  über 
1761  Güter  und  1 637  963  ha.  Von  denselben  sind  1014  Güter  (57,6  7o) 
und  819  903  ha  (60,1  %)  Fideikommifs.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs 
auch  neben  den  Fideikommissen  ein  erheblicher  Latifundienbesitz 
existiert  und  mit  Recht  weist  Giebkb  *)  darauf  hin,  dafs  das  Fehlen 
fideikommissarisch  gebundenen  Besitzes  das  Verderben  des  römischen 
Agrarwesens  durch  Latifundienwirtschaft  nicht  gehindert  hat.  — Immer- 
hin ist  es  nicht  zu  bestreiten,  dafs  durch  Fideikommisse  die  Latifun- 
dienbildung aufserordentlich  gestützt  wird;  denn  während  die  sonstig 
zusammengebrachten  grofsen  Landkomplexe    auch  wieder  einmal  in 


^)  Festgabe  für  Georo  Hanssen,  Tübingen  1889,  S.  262  ff.  und  Handwörter- 
buch 1.  c.  S.  428  ff. 

')  Handwörterbuch  1.  c.  S.  422. 
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die  einzelnen  Güter  geteilt  oder  gar  zerstückelt  werden,  ist  das  bei 
den  Fideikommifslatifundien  doch  nur  ausnahmsweise  der  Fall.  Bei 
der  allseitig  anerkannten  Schädlichkeit  der  Latifundien  mufs  es  aber 
als  unzweckmäXsig  bezeichnet  werden,  sie  noch  künstlich  zu  fordern« 
Es  dürfte  sich  daher,  wie  dies  auch  von  wohl  allen  Anhängern  der 
Fideikommisse  gewünscht  wird,  empfehlen,  dalis  die  künftige  G-esetz- 
gebung  den  Fideikommissen  ein  Maximum  setzt,  welches  nach  der 
Fläche,  nach  dem  Werte  oder  nach  dem  Ertrage  des  Grund  und 
Bodens  bestimmt  sein  kann.  Conbad^)  fordert  ein  Flächenmaximum 
und  schlägt  als  solches  5000  ha  vor,  was  gegenwärtig  über  dieses 
Mafs  in  Fideikommissen  ruhe,  solle  sofort  der  freien  Erbfolge  über- 
antwortet werden;  nur  für  die  Mitglieder  souveräner  Häuser  wäre 
eine  Ausnahme  von  diesen  Bestimmungen  angebracht.  —  Auf  die 
Schwierigkeiten,  welche  der  Festsetzung  eines  solchen  Maximums  etwa 
entgegentreten,  soll  nicht  näher  eingegangen  werden ;  zunächst  sind  sie 
überhaupt  nicht  so  grofse  und  dann  sind  sie  jedenfalls  nicht  gröDser 
als  diejenigen,  welche  der  Bestimmung  eines  Minimums  entgegenstehen ; 
letztere  bestehen  aber  in  sehr  vielen  Partikularrechten,  ohne  dafs 
sich  hieraus  bisher  erhebliche  Unzuträglichkeiten  ergeben  hätten. 

Die  Tabellen  1  und  3  (S.  14  und  16)  zeigten,  dafs  in  Preufsen 
im  Jahre  1895  die  Zahl  der  Fideikommisse  1046.  diejenige  der  Fidei- 
kommifsbesitzer  jedoch  nur  939  betrug,  dafs  mithin  sich  zuweilen  in 
einer  Hand  mehrere  Fideikommisse  befinden.  Soll  daher  einer  Lati- 
fundienfideikommilsbildung  durchgreifend  entgegengetreten  werden,  so 
ist  erforderlich,  dafs  nicht  nur  den  Fideikommissen  ein  Maximum  ge- 
setzt wird,  sondern  dafs  auch  Bestimmungen  getroffen  werden,  was 
geschehen  soll,  wenn  ein  Besitzer  mehrere  Fideikommisse  innehat  und 
deren  Gesamtfläche  die  etwa  in  Vorschlag  gebrachten  5000  ha  über- 
schreitet 

VI.  !Nicht  minder  wird  gegen  die  Fideikommisse  Folgendes  an- 
geführt: Schon  durch  die  Staatsdomänen  und  die  im  Besitz  von 
Kirchen,  Schulen,  öffentlichen  Korporationen  und  dergl.  befindlichen 
Areale  finde  eine  grofse  Vinkulierung  des  Grund  und  Bodens  statte 
durch  die  Fideikommisse  werde  dieser  Ubelstand  noch  vermehrt.  Hier- 
durch aber  würden  tüchtige  Leute,  welche  das  nötige  Geld  und 
das  erforderliche  Verständnis  für  die  Landwirtschaft  hätten,  von  dem 
Erwerb  von  Gütern  ausgeschlossen  oder  dieser  ihnen 
wenigstens  erschwert.    Dieser  Ubelstand   müsse  sich  um  so  fühl- 


^)  Festgabe  S.  300. 
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barer  machen,  je  gröiser  die  Yolksdichtigkeit  sei.  Demgegenüber  ist 
darauf  hinzuweisen,  dafs  derzeitig  dieser  an  sich  wohl  mögUche  MiCs- 
stand  mehr  oder  weniger  nicht  Torhanden  ist.  Ein  Blick  in  den 
Inseratenteil  von  Zeitungen,  die  für  landwirtschaftliche  Angelegen- 
heiten Yomehmlich  in  Betracht  kommen,  lehrt,  dafs  die  Zahl  der  ver^ 
käuflichen  Güter  heute  eine  sehr  grofse  ist.  In  Zeiten  aber  und  in 
Gegenden,  in  welchen  die  dem  freien  Verkehr  zugänglichen  Güter 
wirklich  zu  gering  sein  sollten,  darf  eben  dasjenige  Organ,  dem  die 
Bestätigung  der  Fideikommisse  obliegt,  die  fernere  Festlegung  von 
Grund  und  Boden  durch  solche  nicht  genehmigen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  dürfte  es  zweckmäfsig  sein,  auf  etwas  hin- 
zuweisen, was  mit  dem  vorangegangenen  in  engem  Zusammenhange 
steht,  was  uns  jedoch  von  Giebke  ^)  nicht  ganz  zutreffend  dargestellt 
zu  sein  scheint« 

Es  ist  für  die  Gesundung  unserer  ländlichen  Verhältnisse  ein 
wohl  unbestrittenes  BedürMs,  dafs  es  dem  Tagelöhner  ermöglicht 
wird,  durch  Fleifs,  Sparsamkeit  und  Energie  ein  wenn  auch  kleines 
Stück  Land  zum  Eigentum  zu  erwerben.  Das  liegt  einerseits  im 
Interesse  des  Arbeiters,  um  ihm  die  Gründung  einer  eigenen  Scholle 
mit  aUen  ihren  Vorteilen  zu  yerschaffen,  andererseits  aber  auch  im 
Interesse  der  gröfseren  Grundeigentümer ;  denn  den  letzteren  erwachsen 
in  diesen  kleinen  Besitzern,  da  die  Bearbeitung  ihrer  Parzelle  weder 
ihre  Gesamtthätigkeit  in  Anspruch  nimmt,  noch  ihnen  den  Lebens- 
nnterhalt  YÖllig  gewährt,  tüchtige  und  dauernde  Arbeitskräfte,  welche 
nicht  bei  jeder  Gelegenheit  bereit  sind,  in  überseeische  Länder  aus- 
zuwandern, oder  in  die  grofsen  Städte  zu  ziehen,  um  hier  den  Arbeits- 
lohn zu  drücken  oder  das  Proletariat  zu  vermehren.  Vielfach  wird 
nun  die  Möglichkeit,  solche  Ansiedelungsgüter  zu  schaffen,  an  dem 
Widerstände  der  Besitzer  der  gröfseren  Güter  scheitern,  welche  nicht 
geneigt  sind,  kleinere  Parzellen  von  ihrem  Grund  und  Boden  zu  ver- 
äuTsem.  Es  ist  daher  wohl  zu  erwägen,  ob  vielleicht  künftighin  dem 
Staate  das  Becht  einzuräumen  ist,  im  Wege  des  Zwangs,  der  Ex- 
propriation, solche  Ansiedelungsgüter  von  den  gröfseren  Besitzungen 
abzuzweigen ;  es  ist  dies  aber  eine  etwaige  staatliche  Aufgabe,  welche 
nichts  Spezielles  mit  den  Fideikonomissen  zu  thun  hat,  wie  dies  Giebke 
anzunehmen  scheint.  Das  wäre  nur  dann  der  Fall,  wenn  sich  für  die 
Abzweigungen  von  Fideikommifsareal  wegen  der  eigenartigen  Ge- 
staltung  der   Fideikonamisse   besondere   Schwierigkeiten    ergäben. 

»)  1.  c.  S.  421. 
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Dem  ist  aber  auch  jetzt  schon,  wenigstens  für  den  gröisten  Tdl 
Preuisens  nicht  so;  denn  auch  derzeit  ist  der  Fideikommifsbesitzer 
gesetzlich^)  befugt  (cfr.  auch  S«  10)  einzebie  Gutsparzellen  zu  var- 
äufsem,  ohne  dafs  hierzu  die  Genehmigung  von  Anwärtern  nötig  ist, 
sofern  gewisse  Behörden  bescheinigen,  dafs  die  AbveräuÜBerungen  dem 
betreffenden  Fideikommifsgut  ^.unschädlich'*  sind,  ja  diese  Yer- 
äuTserung  kann  „zu  öffentlichen  Zwecken^  unter  den  erwähnten  Vor- 
aussetzungen sogar  unentgeltlich  erfolgen.  Eine  verständige  An- 
wendung dieser  Gesetze  wird  Mifsstände  nach  der  in  Bede  stehenden 
Sichtung  hin  nicht  aufkommen  lassen,  und  es  scheint  auch,  als  ob 
eine  unverständige  Handhabung  derselben  bisher  nicht  bekannt  ge- 
worden ist.  Es  würde  sich  daher  empfehlen,  die  erwähnten  z.  Z.  nicht 
für  ganz  Freufsen  gegebenen  Bestimmungen  zu  verallgemeinem. 

yn.  Die  Fideikommisse  seien  auch  —  so  meinen  deren  Gegner 
weiterhin  —  deshalb  zu  verwerfen,  weil  sie  sehr  häufig  in  untüchtige 
Hände  kämen,  was  für  die  Gesamtvolkswirtschaft  eines  Landes 
ungünstig  sei.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dafs  die  Bewirtschaftung, 
zumal  gröfserer  Güter,  Intelligenz  erfordert,  um  vor  allem  bei  den 
Wirtschaftsplänen  die  Verschiedenheit  der  einzelnen  Bodenarten  und 
des  Klimas,  sowie  den  Stand  der  Marktpreise  gehörig  in  Betracht 
ziehen  zu  können.  Es  ist  femer  unleugbar,  dafs  geistige  Fähigkeiten 
nicht  —  wie  dies  bei  körperlichen  Vorzügen  z.  B.  Körperkraft  häufig 
der  Fall  ist  —  auf  die  Nachkommen  sich  ständig  zu  vererben  pflegen, 
so  dafs  also  ein  tüchtiger  Landwirt,  welcher  ein  Fideikommifs  stiftet, 
Nachfolger  haben  kann,  welche  für  die  Landwirtschaft  weder  Sinn 
noch  Verständnis  haben.  Es  ist  aber  zu  erwägen,  dafs  auch  im  freien 
Verkehr  zahlreiche  Güter  an  Söhne  ohne  genügende  Anlagen  und 
ohne  Neigung  zur  Landwirtschaft  zu  gelangen  pflegen,  und  dafs  der 
arUgenblickliche ,  vielleicht  untüchtige  Fideikommifsbesitzer  auch 
wiederum  einen  Nachfolger  haben  kann,  dem  die  entgegengesetzten 
Eigenschaften  innewohnen.  —  Nun  sagen  aber  die  Gegner  der  Fidei- 
kommisse, deren  Anwärter  entwickelten  im  Bewufstsein  auf  ihr  unent- 
ziehbares  Recht  auf  das  Fideikommifs  bei  ihrer  Ausbildung  nicht  den 
nötigen  Eifer,  es  fehle  ihnen  überhaupt  die  gehörige  Energie,  deshalb 
seien  sie  für  die  Landwirtschaft,  zu  der  man  eben  nicht  nur  Liebe 
haben  müsse,  sondern  die  auch  wissenschaftliche  Kenntnisse  erfordere, 
vielfach  unbrauchbar.  Die  angeregten  Bedenken  mögen  früher  lulufig 
zutreffend  gewesen  und  hin  und  wieder  auch  heute  noch  begründet 


^)  PreuXs.  Gesetze  v.  3.  HI.  1850  und  v.  16.  Vn.  1890. 
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sein,  was  aber  die  Allgemeinheit  betrifft,  so  weist  von  Ompteda^) 
wobl  mit  Recht  darauf  hin,  dafs  in  Deutschland  heutzutage,  wesentlich 
unter  der  wohlthätigen  Erziehung  der  aUgemeinen  Wehrpflicht,  in  allen 
Bevölkernngsklassen  die  Anschauung  herrsche,  dafs  es  nicht  anständig 
oder  gar  Yornehm  sei,  nichts  zu  lernen  und  zu  leisten.  Wir  gehen 
80gar  noch  weiter  und  meinen  hinsichtlich  der  in  Rede  stehenden 
Untüchtigkeit  der  Fideikommifsinhaber,  dafs  auf  die  Erziehung  je- 
mandes, der  von  vornherein  zum  Nachfolger  berufen  ist,  eine  be- 
sondere Sorgfalt  verwendet  werden  wird,  um  ihn  für  seinen  künftigen 
Beruf  zweckmäfsig  auszubilden,  in  ihm  Hingabe  an  die  ländlichen 
Verhältnisse  zu  wecken.  Auch  vermag  wohl  Familientradition  imd 
Familiensinn  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mangelnde  Fähigkeiten, 
wenn  auch  nicht  zu  beseitigen,   so   doch  in  ihren  Folgen  zu  mildem. 

Der  in  Rede  stehende  gegen  die  Fideikommisse  erhobene  Ein- 
wand trifft  übrigens  in  der  gleichen  Weise  die  Thronfolgeordnungen 
in  allen  unseren  modernen  Kulturstaaten,  denn  in  diesen  ist  es  schon 
oft  vorgekommen  und  wird  es  auch  noch  oft  vorkommen,  dafs  un- 
tüchtige Leute  sich  auf  dem  Throne  befinden.  Sollte  aber  der  zu- 
künftige Fideikommifsbesitzer  wirklich  so  wenig  Anlagen  und  so  wenig 
Lust  zu  den  ländlichen  Betrieben  besitzen,  dafs  seine  Nachfolge  so- 
wohl der  betreffenden  Familie  als  auch  der  Qesamtvolks Wirtschaft 
schädlich  wäre,  so  könnte  ja  durch  die  künftige  Gesetzgebung  der 
Pamilienvertretung  in  Verbindung  mit  der  Fideikommifsbehörde  unter 
erschwerten  Bedingungen  das  Recht  eingeräumt  werden,  jenen  An- 
wärter von  der  Succession  auszuschliefsen  (cfr.  auch  S.  35  u.  36). 

übrigens  sei  noch  daran  erinnert,  dafs  bei  grofser  Untüchtigkeit 
des  Anwärters  des  Fideikommisses  eine  spätere  Verpachtung  (S.  44  u. 
45)  des  letzteren  einen  nicht  ungeeigneten  Ausweg  läfst. 

Vin.  Auch  konzentrierten  nach  Ansicht  der  Gegner  der 
Fideikommisse  diese  kolossale  Vermögensmassen  in  einer 
Hand  und  bewirkten  so,  dafs  die  schon  vorhandenen  ungesunden  Be- 
sitzverteilungsverhältnisse,  nach  welchen  wenigen  Reichen  grofse  Mengen 
von  Besitzlosen  gegenüberstünden,  noch  künstlich  verschlechtert  würden. 
Wir  vermögen  diese  Ansicht  nicht  nur  nicht  zu  teilen,  sondern  meinen 
vielmehr,  die  Fideikommisse  sind  ein  Mittel,  die  z.  Z.  bestehenden 
ebenso  grofsen  wie  unerwünschten  Abstände  zwischen  Armen  und 
Reichen  zu  überbrücken,  indem  sie  mittleren  Besitz  schaffen  bezw. 
erhalten.    Es  ist  zunächst  zu   erwägen,  dafs  heute  der  übermäfsige 


>)  PreuXs.  Jahrbücher  Bd.  46  S.  456,  457. 
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Beichtum  keineswegs  in  Immobilien,  vielmehr  im  mobilen  Kapital 
festgelegt  ist.  Einen  Belag  hierfür  finden  wir  in  der  Ende  Januar 
1897  dem  preufsischen  Abgeordnetenhause  vorgelegten  Statistik  der 
preufsischen  Einkommen-  und  Ergänzungssteuerveranlagung  pro  1896/97. 
Hiemach  sind  die  höchsten  Steuerzahler  in  Preufsen  Rothschild  and. 
Krupp,  welche  bekanntlich  weder  Latifundien-  noch  überhaupt  Grofs- 
grundbesitzer  sind.  Rothschild  schätzt  sein  Vermögen  auf  215 — 216 
Millionen,  sein  jährliches  Einkommen  auf  über  6 — 7  Millionen,  Krapp 
sein  Vermögen  auf  121  Millionen,  sein  jährliches  Einkommen  aof 
7 — 8  Millionen.  Das  Vermögen  Rothschilds  hat  sich  in  einem  Jahre 
um  12,  das  Krupps  um  3  Millionen  vermehrt.  Die  gröfsten  Lati- 
fundienbesitzer in  Preufsen  sind  die  Herzöge  von  Ujest  und  Ratibor, 
der  Graf  Schafgotsch- Warmbrunn  und  vor  allem  der  Fürst  von  Plefs, 
letzterer  mit  einem  Grundbesitz  von  über  60  000  ha,  welcher  gröfsten- 
teils  fideikommissarisch  gebunden  ist.  Aber  alle  diese  können  sich 
weder  hinsichtlich  des  Vermögens  noch  auch  des  Einkommens  auch  nur 
annähernd  mit  Rothschild  und  Krupp  messen.  —  Die  Gefahr  für  eine 
gar  zu  grofse  Vermögensanhäufung  besteht  also  ganz  wo  anders  als 
bei  den  Grofsgrund-  bezw.  Fideikommifsbesitzem.  Für  letztere  wird 
eine  Vermögenskonzentration  noch  dadurch  erschwert  werden,  wenn  — 
wie  unter  V  vorgeschlagen  wurde  —  den  Fideikommissen  künftighin 
ein  Maximum  gesetzt  wird.  Dann  würden  die  Revenuen  selbst  der 
gröfsten  Fideikommisse  deren  Besitzer  zumal  in  einer  Zeit,  wie  der 
gegenwärtigen,  wo  die  Erträge  der  Landwirtschaft  anerkanntermafsen 
gering  sind,  keineswegs  „überreich^^  machen,  sondern  ihnen  —  und 
das  noch  mehr  bei  kleineren  Fideikommissen  —  nur  ein  mittleres 
Einkommen  sichern,  was,  eben  besonders  in  Rücksicht  auf  die  ge- 
schilderten Ungleichheiten  in  den  Vermögensverhältnissen,  im  Interesse 
der  Gesamtvolkswirtschaft  nur  zweckmäfsig  sein  kann. 

IX.  Ein  weiterer  Einwand  gegen  die  Fideikommisse  ist  folgender: 
die  jüngeren  Söhne  des  Fideikommifsbesitzers  erhöben 
an  den  Staat  Ansprüche  wegen  Versorgung.  Es  ist  eigent- 
lich kaum  nötig,  hierauf  näher  einzugehen.  Es  mufs  von  vornherein 
einleuchten,  dafs  dies  mindestens  für  die  heutige  Zeit  hinfallig  ist  Es 
wurde  bereits  S.  27  darauf  hingewiesen,  dafs  der  Adel  aufgehört  hat, 
ein  besonderer  Stand  im  Staate  zu  sein.  „Im  Zivildienst  haben  sich'' 
—  wie  VON  MiASKOwsKi^)  mit  Recht  ausführt  —  „die  jüngeren 
Söhne  von  Fideikommifsbesitzem  denselben  strengen  Bedingungen  der 

^)  1.  c.  S,  63. 
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AnsteUung  und  des  Ayancements  zu  unterwerfen,  wie  jeder  andere, 
und  im  Militär  steht  die  teilweise  noch  immer  yorkommende  Bevor- 
zugung des  Adels  in  keinem  Zusammenhange  mit  dem  Fideikommifs." 
£s  ist  bekannt,  dals  in  gewissen  Regimen tem  nur  adlige  Offiziere 
stehen,  davon  aber,  dafs  es  Regimenter  gäbe,  deren  Offizierkorps  sich 
Bor  aus  Söhnen  von  EideikommiTsbesitzem  zusammensetze  oder  davon, 
dafs  diese  anderen,  selbst  adligen  Offizieren  gegenüber,  welche 
Familien  mit  Fideikommissen  nicht  entstammen,  bevorzugt  würden, 
haben  wir  wenigstens  noch  nichts  gehört.  „Und  selbst  wenn  es  wahr 
wäre"  —  so  fahrt  von  Miaskowski  ^)  fort  —  „dafs  es  dem  mit  Fidei- 
kommils  angesessenen  preufsischen  Adel  infolge  seines  Einflusses  auf 
die  Staatsverwaltung  gelingt,  seinen  jüngeren  Söhnen  im  Militär-  und 
Civildienst  die  Karriere  in  aufserordentlicher  Weise  zu  ebnen,  gehen 
solche  Einflüsse  denn  nicht  auch  von  anderen  Kreisen  aus?"  Und 
trefifend  hält  Stahl  ^)  denjenigen,  welche  aus  dem  in  Rede  stehenden 
Grunde  die  Fideikommisse  bekämpfen,  entgegen:  „Mit  demselben 
Grunde  müfste  man  den  G-eheimen  Eäten  und  Präsidenten  das  Cölibat 
auferlegen,  da  auch  ihre  Söhne  begünstigt  werden. '^ 

X.  Vornehmlich  wird  dann  gegen  die  Fideikommisse  folgendes 
geltend  gemacht:  Der  durch  sie  gebundene  Boden  werde  nicht 
so  bewirtschaftet,  wie  dies  im  Interesse  der  Gesamt- 
Yolkswirtschaft  liege; 

A.  würden  auf  den  fideikommissarisch  festgelegten  Grundbesitz 
nicht  die  Geldmittel  verwandt,  welche  der  Betrieb,  zumal 
gröfserer  Güter,  unbedingt  verlange,  weil  der  Fideikommifsbesitzer 
dies  entweder  absichtlich  unterlasse  oder  aber  das  nötige  Geld  nicht 
besitze ; 

B.  würde  der  Fideikommifsboden  nicht  mit  der  gehörigen 
Sorgfalt  bebaut. 

ad  A.  Wenden  wir  uns  zunächst  Punkt  A  zu.  Der  Inhaber 
des  Fideikommisses  —  so  führen  dessen  Gegner  aus  —  besitze  zwar 
häufig  die  erforderlichen  Mittel,  er  stecke  sie  jedoch  nicht  in  das  Gut 
hinein;  das  sei  der  Fall,  wenn  neben  dem  nächsten  Fideikommifs- 
anwärter  noch  zahlreiche  Kinder  vorhanden  seien,  denn  dann  würde 
der  Fideikommifsbesitzer,  da  ihm  doch  seine  Witwe  und  seine  übrigen 
Kinder  nicht  minder  am  Herzen  lägen  als  der  künftige  Fideikommifs- 
inhaber,  die  ihm  frei  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  nicht  zu  Ver- 


*)  1.  c.  S.  63. 

*)  17  Parlament.  Reden,  Berlin  1862,  S.  49. 
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besserungen  des  Gutes  verwenden,  sie  vielmehr  jenen  zukommen 
lassen.  Weit  häufiger  aber  könnten  die  nötigen  Aufwendungen  auf 
das  Gut  gar  nicht  gemacht  werden,  weil  der  Fideikommifsbesitzer  die 
hierzu  erforderlichen  Geldmittel  gar  nicht  habe;  dies  läge  dann  vor, 
wenn  der  Ertrag  des  Fideikommisses  zur  Bestreitung  des  Lebens- 
unterhaltes und  der  sonstigen  Ausgaben  des  Inhabers  und  seiner  An- 
gehörigen verbraucht  werde,  andere  Einkünfte  als  diejenigen  des 
Fideikommisses  aber  nicht  vorhanden  seien. 

Es  kann  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs,  zumal  in  der 
heutigen  Zeit,  eine  richtige  Bearbeitung,  vor  allem  der  gröfseren 
Güter,  bedeutende  Kapitalbeträge  verlangt.  Ist  an  sich  schon  zur 
Bewirtschaftung  eines  Gutes  ein  gewisses  Betriebskapital  nötig,  so 
kommt  hinzu,  dafs  häufig  gröfsere  Meliorationen  vorzimehmen  sind, 
dafs  unter  Umständen  von  einer  Betriebsform  zu  einer  anderen,  von 
einer  Kulturart  zu  einer  anderen  übergegangen  werden  mufs,  was  alles 
mit  bedeutenden  Geldkosten  verknüpft  ist.  —  Besitzt  nun  der  Fidei- 
kommifsbesitzer die  erforderlichen  Barmittel,  verwendet  sie  jedoch 
nicht  auf  das  Gut,  so  wird  sich  hiergegen  nicht  viel  thun  lassen,  da 
ein  Zwang  zur  Vornahme  von  Meliorationen  etc.  kaum  durchführbar 
ist.  Diese  Fälle  werden  jedoch  nicht  leicht  da  vorkommen,  wo  in 
einer  Familie  noch  Familiengeist  herrscht,  der  in  den  einzelnen  Mit- 
gliedern das  Gefühl  des  Zusammenhanges  des  lebenden  und  des  zu- 
künftigen Geschlechts  wach  erhält  (cfr.  auch  S.  35),  thatsächlich  auch 
sind  diese  Fälle  wohl  nur  vereinzelt;  wenigstens  sind  in  Deutschland 
bisher  ernstere  Klagen  nach  dieser  Richtung  nur  selten  laut  ge- 
worden. —  Sollte  aber  die  Behandlung  des  Gutes  durch  den  Fidei- 
kommifsbesitzer eine  solche  sein,  dafs  sie  sich  schon  als  Aussaugung 
oder  Verwüstung  desselben  darstellt,  dann  müssen  die  Fideikommifs- 
anwärter,  weil  sie  hierdurch  erheblich  geschädigt  werden,  gegen  eine 
solche  Mifswirtschaft  Einspruch  erheben  dürfen.  Ein  solches  Einspruchs- 
recht in  zweckdienlicher  Weise  zu  bestimmen,  wird  Aufgabe  der  künf- 
tigen Gesetzgebung  sein. 

Weit  wichtiger  und  zu  ernstlichen  Bedenken  Veranlassung  gebend 
ist  der  Fall,  wenn  der  Besitzer  des  Fideikommisses  über  die  zu  dessen 
Betriebe  und  dergleichen  erforderlichen  Mittel  überhaupt  nicht  ver- 
fügt.    Es  würden  dann  z.  Z.  drei  Auswege  vorhanden  sein : 

1.  Der  Fideikommifsbesitzer  verpachtet  das  Gut.  Um  aber 
den  Abschlufs  von  Pachtverträgen  zu  ermöglichen,  welche  gleichmäfsig 
den  Interessen  des  Pächters  wie  denen  des  Gutes  frommen,  und  um 
vor  allem  zu  vermeiden,  dafs  der  Pächter,   von  der  Befürchtung  ge- 
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trieben,  der  Pachtvertrag  könne  durch  den  Tod  des  Fideikommifs- 
besitzers  jeden  Tag  beendet  sein,  sich  bemüht,  aus  dem  Fideikommifs- 
boden  möglichst  viel  Gewinn  zu  ziehen,  in  denselben  aber  möglichst 
wenig  hineinzustecken,  wird  es  durchaus  nötig  sein,  dafs  mit. der 
jetzigen  fast  durchgängig  geltenden  Bestimmung  gebrochen  wird,  nach 
welcher  der  Nachfolger  in  das  Fideikommifs  an  den  Pachtvertrag 
seines  Vorgängers  nicht  gebunden  ist.  Bereits  jetzt  mufs  in  Bayern 
der  Fideikommifsnachfolger  den  Pachtvertrag  seines  Vorgängers  an- 
erkennen, wenn  dieser  nur  auf  nicht  mehr  als  9,  in  Hessen  wenn  er 
nuT  nicht  auf  mehr  als  12  Jahre  abgeschlossen  ist.  Ahnliche  oder 
noch  erweiternde  Bestimmungen  sind  für  die  Zukunft  zu  fordern. 
Wir  würden  empfehlen,  künftighin  dem  Fideikommifsbesitzer  das  Becht 
einzuräumen,  Pachtverträge  mit  alle  seine  Nachfolger  bindender  Kraft 
auf  so  lange  Zeit  abzuschliefsen,  wie  der  Staat  seine  Domänen  ver- 
pachtet (in  Preufsen  also  auf  18  Jahre). 

2.  Der  Fideikommifsbesitzer  nimmt  auf  das  Gut  Schulden 
auf.  Dafs  dies  nach  gemeinem  Recht  der  Regel  nach  unstatthaft^ 
nach  den  meisten  Partikularrechten  —  vor  allem  nach  preufsischem 
Landrecht  —  unter  gewissen  Voraussetzungen  statthaft  ist,  wurde  be- 
reits erwähnt  (S.  10  u.  11).  Diese  partikularrechtlichen  Vor- 
schriften werden  beizubehalten  bezw.  zu  vereinfachen  sein. 

3.  Der  Fideikommifsbesitzer  verkauft  einen  Teil  des  Fidei- 
kommifsbodens,  um  mit  dem  erzielten  £rlös  den  Rest  um  so  besser 
bewirtschaften  zu  können.  Es  wurde  bereits  oben  gesagt,  dafs  nach 
gemeinem  Recht  Veräufserungen  des  Fideikommifsareals  unzulässig, 
nach  den  Landesgesetzen  unter  Beschränkungen  zulässig  sind  (S.  10 
u.  11).    Es  wird  in  Zukunft  an  dieser  Vorschrift  festzuhalten  sein. 

Wir  sehen  also,  dafs  auch  zur  Zeit,  vor  allem  in  den  nicht  ge- 
meinrechtlichen Gebieten,  Mittel  gegeben  sind,  um  die  Nachteile  zu 
beseitigen,  welche  die  eventuelle  Kapitalsarmut  des  Besitzers  des 
Fideikommisses  für  dessen  Bewirtschaftung  mit  sich  bringt.  Eine 
Verpachtung  des  Gutes  kann  aber  im  allgemeinen  volkswirtschaftlich 
nur  dann  als  erwünscht  bezeichnet  werden,  wenn  sie  wegen  Minder- 
jährigkeit oder  Untüchtigkeit  des  derzeitigen  Besitzers  oder  aus  ähn- 
lichen Gründen  stattfindet.  Ebensowenig  ist  eine  Belastung  mit  Schulden 
oder  eine  teilweise  Veräufserung  des  Fideikommifsgutes  besonders 
empfehlenswert. 

Es  ist  deshalb  von  anderer  Seite  —  und  wir  schliefsen  uns  dem 
vollständig  an  —  der  Vorschlag  gemacht  worden,  dafs  künftig  mit 
einem  Grund  fideikommifs   untrennbar    ein  G  e  1  d  fideikommifs  ver- 
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buDden  sein  mufs.  Die  Höhe  des  letzteren  wird  nach  der  Qröfse 
und  der  Güte  des  Fideikommifsbodens  zu  bemessen  sein,  und  die  Zinsen 
dieses  Geldfideikommisses  werden  dem  jedesmaligen  Inhaber  des 
Fideikommisses  diejenigen  Mittel  in  die  Hand  geben,  welche  zu  einer 
zweckmäfsigen  Bewirtschaftimg  des  Gutes  erforderlich  sind. 

ad  B.  Die  Gegner  der  Fideikommisse  gehen  jedoch  noch  weiter. 
Es  soll  in  den  Fideikommifsboden  nicht  nur  das  nötige  Kapital  nicht 
gesteckt  werden,  sondern  —  auch  wenn  dies  der  Fall  ist  —  soll  er 
nicht  mit  der  wünschenswerten  Sorgfalt  und  Intensität  bebaut  werden ; 
die  Gegner  des  Fideikommisses  halten  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
für  so  „selbstverständlich^,  dafs  sie  glauben,  dieselbe  erst  gar  nicht 
beweisen  zu  brauchen.  Nur  von  Miaskowski  *)  der  den  vorstehend 
erwähnten  Standpunkt  ebenfalls  teilt,  sucht  ihn  näher  zu  begründen. 
Er  vergleicht  nämlich  den  Grundsteuerreinertrag  der  Fideikommifs- 
güter  mit  denjenigen  der  freien  Güter  und  stellt  in  einer  Statistik 
fest,  dafs  mit  Ausnahme  der  Provinz  Preufsen  im  Staate  Preufsen  der 
Grundsteuerreinertrag  der  AUodialgüter  durchweg  höher  sei,  als 
derjenige  der  Fideikommifsgüter.  Miaskowski  fährt  dann  wörtlich 
fort:  „Es  liegt  nahe,  diesen  ....  geringeren  B.einertrag  der  Fidei- 
kommifsgüter durch  die  wenig  sorgfaltige  Bodenkultur  und  speziell 
durch  das  Überwiegen  solcher  Eulturarten,  welche  an  sich  einen  ge- 
ringeren Beinertrag  ergeben,  zu  erklären." 

Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Höhe  des  Grundsteuerrein- 
ertrages  überhaupt  ein  sicheres  oder  auch  nur  ein  brauchbares  Merk- 
mal dafür  ist,  ob  ein  Gut  mit  oder  ohne  Sorgfalt  bewirtschaftet  ward. 
Sollte  es  aber  der  Fall  sein,  so  würden  die  neusten  statistischen  Er- 
hebungen, da  sie  von  denjenigen  von  Miaskowski's  bedeutend  ab- 
weichen, die  Ansicht  des  letzteren  nicht  nur  nicht  bestätigen,  sondern 
sogar  widerlegen. 

Im  Jahre  1895  waren  *)  6,09  ^/o  der  Gesamtfläche  des  preufsischen 
Staates  fideikommissarisch  gebunden;  in  demselben  Jahre  umfafsten 
die  Fideikommisse  allerdings  nur  5,80%  des  Grundsteuerreinertrages 
im  Staate  überhaupt,  also  etwas  weniger,  als  ihr  Anteil  an  der  Fläche 
beträgt.  Das  scheint  die  Behauptungen  von  Miaskowbki's  zu  stützen. 
Es  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Fideikommisse  in  Preufsen 
fast  doppelt  so  stark  bewaldet  sind  wie  der  Staat,  nämlich  zu  45  ^/q 
gegen  23,30  %.    Es  kann  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,   dafs  der 


1)  1.  c.  S.  56. 

*)  cfr.  für  diesen  ganzen  Abschnitt  die  Tab.  1  S.  14. 
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geringe  Grundsteiierreiiiertrag  des  Fideikommifsbodens  aii  dessen 
reichlicheren  Ausstattung  mit  Waldungen  liegt,  die  bekanntlich  mit 
weit  geringerem  Grundsteuerreinertrage  eingeschätzt  sind,  als  land- 
wirtschaftlicher Kulturboden.*)  Wo  die  Waldungen  keinen  so  grofsen 
Flächenteil  der  Fideikommisse  bedecken,  ist  der  Anteil  der  letzteren 
an  Grundsteuerreinertrag  sogar  gröfser  als  an  der  Fläche.  So  stellte 
sich  dieses  Verhältnis  in  Ostpreufsen  auf  4,36  %  zu  3,40  %,  in  Pommern 
auf  9,27%  zu  6,64%,  in  Schleswig-Holstein  auf  8,84%  zu  7,28% 
und  trotzdem  sind  auch  in  diesen  Provinzen  die  Fideikommisse  immer 
noch  verhältnismäfsig  stärker  bewaldet  als  diese  selbst,  nämlich  mit 
29,81  bezw.  24,51  und  18,49  v.  H.  gegenüber  einer  Gesamtbewaldung 
dieser  Provinzen  von  17,61  bezw.  20,15  bezw.  6,66  v.  H. 

Diese  Zahlen  würden  also  eher  beweisen,  dafs  der  Fideikommifs- 
boden  sorgfältiger  bebaut  wird,  als  der  freie  Grund  und  Boden. 
Dies  soll  nun  allerdings  unsererseits  nicht  behauptet  werden.  Viel- 
mehr meinen  wir:  es  ist  eine  anerkannte  Thatsache,  dafs  die  ganz 
grofsen  Güter  weniger  intensiv  bebaut  werden,  als  die  übrigen,  dafs 
aber  wieder  unter  den  letzteren  die  fideikommissarisch  festgelegten 
den  im  freien  Besitz  befindlichen  hinsichtlich  der  Sorgfalt  der  Be- 
wirtschaftung nachstünden,  dafür  sind  Anhaltspunkte  nicht  vorhanden ; 
wie  es  im  allgemeinen  unter  den  Gutsbesitzern  gute  und  schlechte 
Landwirte  giebt,  welche  auf  ihre  Besitzung  mehr  oder  weniger  Sorg- 
falt verwenden,  so  ist  es  eben  auch  bei  den  Besitzern  der  Fall,  deren 
Güter  fideikommissarisch  vinkuliert  sind. 

XI.  Endlich  wird  gegen  die  Fideikommisse  ins  Feld  geführt  ihre 
immerwährende  Dauer.  Die  starre  Unabänderlichkeit  einer 
durch  private  Willenserklärung  für  alle  Zeiten  getroffenen  Verfügung 
sei  ein  Unding.  Es  sei  volkswirtschaftlich  entschieden  zu  verurteilen, 
dafs  jemand  Anordnungen  für  ewige  Zeiten  treffe,  also  sicherlich  für 
einen  Zeitraum,  dessen  sozialwirtschaftliche  Bedürfnisse  er  absolut 
nicht  überblicke,  und  für  Personen,  deren  Charakter  und  Beschaffen- 


^)  So  betrug  nach  dem 

Gemeindelexikon 

der 

ürundsteuerreinertrag  für 

das  ha 

in 
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Holzungen 

Ostpreufsen 

9,40  Mk. 
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heit  ihm  Yöllig  fremd  seien.  Es  könnten  im  Laufe  der  Zeit  Ver- 
hältnisse ^eintreten,  nach  welchen  aber  auch  nicht  einmal  für  die  be- 
treffende Familie  das  Fortbestehen  des  Fideikommisses  vorteilhaft  sei, 
so  dafs  sie  aus  demselben  statt  des  Vorteils,  welchen  ihr  der  Stifter 
habe  zuwenden  wollen,  nur  Nachteile  habe.  —  Es  kann  nicht  in  Ab- 
rede gestellt  werden,  dass  die  fortwährende  Dauer  des  Fideikommisses 
ein  übelstand  und  für  die  Zukunft  nicht  haltbar  ist.  Das  spricht 
aber  noch  lange  nicht  gegen  die  Fideikommisse  überhaupt,  sondern 
nur  gegen  ihre  absolute  ünauflöslichkeit  und  mit  dieser  haben  ja  — 
im  Gegensatz  zum  gemeinen  Kecht  —  die  Partikularrechte  bereits 
gebrochen.  Es  wurde  schon  S.  10  u.  11  darauf  hingewiesen,  dafs  nach 
preufsischem  Recht  eine  Veräufserung  der  Fideikommisse  unter  Zu- 
stimmung des  Familienschlusses  und  nach  Bestätigung  der  Fidei- 
kommifsbehörde  statthaft  ist.  Von  vielen  Seiten,  imd  zwar  auch  voa 
Anhängern  der  Fideikommisse,  wird  nun  gewünscht,  künftighin  über 
diese  Bestimmungen  noch  hinauszugehen,  um  den  Fideikommissen 
den  Charakter  ihrer  immerwährenden  Dauer  noch  wirksamer  za 
nehmen  und  sie  mehr  und  mehr  dem  allgemeinen  Recht  zu  nähern. 

Mannigfaltig  sind  die  Vorschläge,  die  nach  dieser  Richtung  hin 
gemacht  worden  sind.  Viele  ^)  wünschen  die  Umgestaltung  der  Fidei- 
kommisse im  Sinne  der  englischen  Entails  (cf.  S.  8).  von  Maskowski  *) 
will,  „dafs  für  die  einzelnen  im  Besitz  von  Fideikommifsgütem  be- 
findlichen Familien  solche  Organe  geschaffen  werden,  in  denen  das  Inter- 
esse dieser  Familien  und  zugleich  das  der  gesamten  Volkswirtschaft 
gleichmäfsig  vertreten  wäre."  Diese  Organe  sollen  etwa  alle  50  Jahre 
über  den  Fortbestand  der  Fideikommisse  zu  entscheiden  haben.  Elsteb 
hebt  in  seinen  Vorlesungen  im  Anschlufs  an  Conbai)  hervor,  dafs  es  sich 
empfehlen  würde,  wenn  mit  dem  Tode  des  dritten  Erben  das  Fideikommifs 
erlösche,  falls  dieser  Erbe  nicht  eine  Erneuerung  desselben  herbeiführe. 

Dafs  künftighin  die  erwähnten  derzeitigen  Bestimmungen  des 
preufsischen  Landrechts  zu  verallgemeinem  sind,  erachten  wir  für 
durchaus  nötig  und  meinen  auch,  dafs  nach  Ablauf  gewisser  Zeit- 
räume dem  Fideikommifsbesitzer  allein  die  Möglichkeit  gegeben  werden 


^)  Helfebich,  Studien  u.  s.  w.  in  der  Tübinger  Zeitschr.  für  die  ges.  St.W. 
Jahrgang  1854  S.  123  ff.  Geffken,  Die  Reform  der  preufs.  Verfaas.,  Leipzig  1870, 
S.  113.  Beselbr,  System  des  gem.  deutsch.  Priv.R  Bd.  3  §  176.  Jolly  in  der 
Münch.  Kritisch.  Überschau  für  deutsche  Gresetzgeb.  und  Rechtawissenschafl  Bd.  6 
Heft  3  S.  330 ff.  Schäffle,  Das  gesellsch.  System  der  menschl.  Wirtschaft  3.  Aufl. 
1873  Bd.  2  S.  247. 

«)  1.  c.  S.  88 
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aollte,  die  Aufhebung  des  Fideikomtöisses  zu  yerfageu.  Wir  würden 
es  für  das  zweckmälsigste  halten,  wenn  deijenige,  welcher  nach  der 
Zeit,  nach  welcher  immer  das  50.  Jahr  seit  Errichtung  des  Fidei- 
kommisses  abgelaufen  ist,  letzteres  besitzt,  die  Befugnis  hätte,  zu  be- 
srtinmieD,  dafs  nach  seinem  Tode  das  Fideikommifs  aUodial  werden 
soll.  Wir  erachten  es  für  unnütz,  daüs  nach  einem  bestimmten  Zeit- 
raum eine  Erneuerung  des  Fideikommisses  stattfinden  soll;  wenn 
derjenige,  welcher  diese  verfugen  kann,  die  bestehenden  Zustande  für 
zweckdienliche  erachtet  und  alles  beim  Alten  lassen  will,  ist  es  doch 
weit  ein&cher,  dafs  er  eben  dann  gar  nichts  zu  bestimmen  braucht, 
sondern  dies  nur  dann  nötig  hat,  wenn  er  Änderungen  wünscht. 
Immer  dem  dritten  Erben  eine  Emeuerungs-  bezw.  Aufhebungsbe- 
fagnis  einzuräumen,  erscheint  uns  deshalb  nicht  wünschenswert,  weil 
diese  dann  zuweilen  zu  schnell  hintereinander  gegeben  wäre,  zuweilen 
za  lange  ausbliebe. 

Die  in  Sede  stehende  Befugnis  gerade  genau  alle  60  Jahre  ein- 
zuräumen, verwerfen  wir  deshalb,  weil  dem  derzeitigen  Fideikommifs- 
besitzer  zu  dem  für  die  ganze  Familie  hochwichtigen  Beschlufs  nicht 
ein  Jahr,  sondern  deren  möglichst  viele  als  Bedezüczeit  erwünscht  sein 
mufs.  Dafs  die  Aufhebung  immer  erst  nach  dem  Tode  des  augen- 
blicklichen Besitzers  eintritt,  empfiehlt  sich  deshalb,  damit  sich  dieser 
bei  seinen  EntschlieCsungen  nicht  von  seinen  persönlichen  Interessen 
leiten  läfst,  sondern  ausschliefslich  von  denjenigen,  welche  der  Ge- 
samtvolkswirtschaft und  der  mit  dem  Fideikommifs  bedachten  Familie 
frommen. 


§7. 

Sind  die  Famillenfideikoiimiisse  künftig  beizubehalten 

oder  sind  sie  zu  beseitigen! 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Beantwortung  der  Frage:  Sind  die 
Fideikommisse  künftig  beizubehalten  oder  nicht? 

Hierbei  müssen  zwei  Gesichtspunkte  mafsgebend  sein:  1.  Welche 
Wirkungen  haben  die  Fideikommisse  auf  ihre  Besitzer  und  die  mit 
ihnen  bedachten  FamUien,  2.  welche  auf  die  Gesamtvolkswirtschaft? 

Was  die  Wirkungen  auf  die  Besitzer  der  Fideikommisse  und  auf 
die  mit  solchen  ausgestatteten  Familien  betrifft,  so  sei  hier  nochmals 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  nachgeborenen  Söhne  bezw.  die  Töchter 

Staatow.  Stadien.    VI.  ^^^  4 
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des  derzeitigen  Fideikommifsbesitzers  nicht  Töllig  leer  ausgehen,  dais 
es  keineswegs  so  yerwerflich  ist,  wenn  in  einer  Familie  anch  eine 
Generation  einmal  darbt,  und  es  dafür  den  folgenden  Grenerationen 
besser  geht,  dafs  nichts  unbilliges  darin  zu  finden  ist,  wenn  die  „Zu* 
rückgesetzten''  ihr  Unterkommen  und  ihren  Verdienst  in  einem  anderen 
Berufe  suchen,  zumal  sie  das  thun,  ausgestattet  mit  einem  Erbteil  und 
in  dem  Bewufstsein,  einer  besitzenden  Familie  anzugehören,  deren 
Besitz  ihnen  auch  in  den  Zeiten  der  Not  eine  letzte  Zufluchtsstätte 
gewährt.  Eüs  darf  endlich  nicht  tibersehen  werden,  dafs  aus  den 
Kreisen  der  zunächst  Interessierten,  der  Tom  Fideikommifs  Aus- 
geschlossenen, weder  Klagen  über  die  Fideikommisse  noch  Forderungen 
nach  deren  Aufhebung  laut  geworden  sind. 

Wir  glauben  deshalb  yemeinen  zu  müssen,  dafs  eine  allgemeine 
Beseitigung  der  Fideikommisse  für  die  mit  solchen  ausgestatteten 
Familien  erwünscht  und  empfehlenswert  sei.  Sollte  es  aber  für  eine 
bestinmite  Familie  in  einem  einzelnen  Falle  zweckmälsig  sein,  das 
Fideikommifs  aufzuheben,  so  wird  es  genügen,  wenn  diese  Befugnis 
künftighin  nicht  nur  jederzeit  dem  Familienschlufs  unter  Mitwirkung 
der  Fideikommifsbehörde  zusteht,  sondern  zu  gewissen  Zeiten  —  etwa 
immer  nach  50  Jahren  —  auch  dem  jeweiligen  Fideikommilsbesitzer 
allein  (cf.  §  6  XI  S.  47  «.). 

Wenden  wir  uns  nun  den  Wirkungen  zu,  welche  die  Fidei- 
kommisse auf  die  Gesamtvolkswirtschaft  ausüben.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daCs  selbst  dann,  wenn  die  Fideikommisse  im 
Interesse  der  mit  ihnen  bedachten  Familien  liegen,  dennoch  deren 
Aufhebung  yerlangt  werden  müfste,  wenn  das  öffentliche  Interesse  dies 
erforderte. 

Nun  sehen  wir  in  den  Yorhergehenden  Paragraphen,  dafs  die 
Fideikommisse  zwar  bedeutende  Vorteile  für  die  Gesamtvolkswirtschafb 
haben,  dafs  sie  letzterer  aber  auch  schädlich  sein  können,  indem  sie 
unter  Umständen  der  Latifundienbildung  Vorschub  leisten  (S.  37,  38) 
oder  tüchtige  Leute  Yom  Erwerb  von  Gütern  ausschliefsen  (S.  38  ff.) 
oder  indem  sie  in  untüchtige  Hände  kommen  (S.  40,  41)  oder  nicht 
mit  der  nötigen  Sorgfalt  bebaut  werden  (S.  43  ff.). 

Es  wurde  aber  gleichzeitig  auch  darauf  hingewiesen,  dafs  zum 
Teil  diese  unleugbaren  Nachteile  nur  ausnahmsweise  eintreten;  auch 
wurde  der  Versuch  gemacht,  Mittel  zu  bezeichnen,  welche  diese 
Schäden  zu  heben  geeignet  sind. 

Wir  meinen  deshalb:  Da  die  Fideikommisse  der  Gesamtvolks* 
Wirtschaft    bedeutende   Vorteile    bieten    (§   5   u.   §   6   unter  VIII; 
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S«  22  ff.  TL  41^  42),  die  ihnen  etwa  anhaftenden  Nachteile  sich  aber 
wohl  beseitigen  lassen,  so  liegt  deren  Aufhebung  nicht  nur  nicht  im 
öffentlichen  Interesse,  sie  ist  sogar  unerwünscht.  ,,Das  Fideikommifs 
Terkörpert/  so  sagt  treffend  Gieree^),  „einen  so  gesunden  germa- 
nischen RechtsgedankeOy  es  hat  so  weit  verzweigte  Wurzeln  in  unserer 
Bechtsgeschichte  und  beweist  noch  in  der  G-egenwart  eine  so  starke 
Lebenskraft,  dafs  es  den  Kampf  mit  seinen  zahhreichen  Gegnern 
ungescheut  aufnehmen  kann/^  Wir  würden  es  unverständlich  finden, 
wenn  in  einer  Zeit,  in  der  über  die  Notlage  der  Landwirtschaft  kaum 
ein  Zweifel  besteht,  man  durch  Aufhebung  der  Fideikommisse  auch 
die  durch  sie  vinkulierten  Güter  jener  aussetzen  wollte,  zumal  sie 
doch  diese  Notlage  wenigstens  einigermafsen  auszuhalten  vermögen, 
wenn  in  einer  Zeit ,  in  welcher  von  vielen  Seiten  für  den  ländlichen 
Besitz  eine  Verschuldungsgrenze  in  der  Art  gefordert  wird,  dab  nur 
die  Hälfte  oder  drei  Viertel  des  Gutswertes  mit  Hypothekenschulden 
belastet  werden  dürfen,  man  die  Fideikommisse  beseitigen  und  so  auch 
die  durch  sie  gebundenen  Besitzungen  der  Verschuldung  preisgeben 
wollte,  wenn  in  einer  Zeit,  in  der  man  mehr  und  mehr  zu  der  Über- 
zeugung gekommen  ist,  dafs  unser  herrschendes  Erbrecht  für  den 
ländlichen  Grundbesitz  nicht  pafst,  man  die  Fideikommisse  vernichten 
wollte,  die  doch  auf  einem  Erbrecht  aufgebaut  sind,  welches  man, 
wenn  auch  mit  Modifikationen,  verallgemeinem  möchte. 

Nein!  Die  Fideikommisse  sind  reformbedürftig,  aufzuheben  sind 
sie  nicht. 

Es  wäre  daher  jetzt  noch  auf  die  Reformen  einzugehen,  welche 
für  die  künftige  Gesetzgebung  bei  Neuregulierung  der  Fideikommisse 
in  Betracht  kommen  werden;  zuvor  wollen  wir  jedoch  noch  zwei 
andere  Punkte  erörtern. 

1.  VON  MiASKOWSKi^)  schreibt:  „Dient  das  Fideikommifsinstitut 
zur  Kräftigung  des  ohnehin  wirtschaftlich  Starken  in  seinem  £^mpfe 
mit  dem  Schwachen,  so  folgt  daraus  für  den  Staat,  dafs  er  entweder 
dem  mittleren  und  kleineren  Grundeigentum  im  Erbrecht  die  gleiche 
oder  doch  eine  ähnliche  Stütze  zu  bieten  hat,  wie  sie  das  grofse 
Grundeigentum  im  Fideikommifs  besitzt,  oder  dafs  er  dieses  faktisch 
nur  dem  grofsen  Grundeigentum  zu  gute  kommende  singularrechtliche 
Institut  zu  beseitigen  und  den  gesamten  land-  und  forstwirtschaftlich 
benutzten  Grundbesitz  einem  gemeinsamen  gleichen  —  und  zwar  dem 


*)  Handwörterbuch  S.  422. 

«)  h  c.  S.  90. 
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bereits  gegenwärtig  geltenden  gemeinen  oder  einem  der  wirtschaft- 
lichen Natur  des  Grundbesitzes  besser  angepafsten  reformierten  — 
Erbrecht  zu  unterstellen  hat.  Tertium  non  datur."  —  Wir  vermögen 
diese  Ansicht  —  wenigstens  in  ihrem  YoUen  Umfange  —  nicht  zu 
teilen,  meinen  vielmehr  mit  von  Ejlyser:  ^)  ^^Die  Aufgabe  des  Staates, 
um  das  Gleichgewicht  zwischen  den  Interessen  der  einzelnen  Klassen 
zu  erhalten,  ist  nicht,  das  Recht  und  die  Kraft  des  Stärkeren  zu  be- 
schneiden, sondern  umgekehrt,  das  Recht  und  die  Kraft  des  Schwä- 
cheren  zu  vermehren.^  Stärke  man  deshalb  den  Schwächeren!  Wir 
haben  daher  auch  keineswegs  etwas  dagegen  einzuwenden,  dafs  man 
durch  Herabsetzung  der  Minimalgrenze  der  Fideikommisse  sie  auch 
den  mittleren  und  kleineren  Gütern  zugänglich  mache.  Ob  das  frei- 
lich von  Erfolg  sein  wird  und  ob  die  Besitzer  der  letzterwähnten 
Grundstücke  diese  dann  teilweise  fideikommissarisch  festlegen  werden, 
mufs  aUerdings  als  höchst  zweifelhaft  erscheinen,  und  wir  wenigstens 
glauben,  dies  nicht  erwarten  zu  können,  zumal  von  Miaskowski 
nachweist,  dafs  die  Bemühungen,  welche  in  den  60er  Jahren  in  Bayern, 
Hessen  u.  s.  w.  gemacht  worden  sind,  um  das  FideikommiGs  in  der 
gemilderten  Form  des  landwirtschaftlichen  Erbgutes  auch  auf  den 
bäuerlichen  Grundbesitz  zu  übertragen,  nicht  gelungen  sind.  —  Wir 
meinen  auch  weiterhin,  dafs  es  Pflicht  des  Staatesr  ist,  durch  die 
Schaffung  eines  gesunden  Anerbenrechtes  etwas  zur  Erhaltung  eines 
lebensfähigen  Bauernstandes  zu  thun.  —  Sollte  aber  die  Ausdehnung 
der  Fideikommisse  auf  mittlere  und  kleinere  Güter  oder  die  Unter- 
stellung des  ländlichen  Grundbesitzes  unter  ein  Anerbenrecht  aus 
irgend  einem  Grunde  —  z.  B.  wegen  des  Widerstandes  der  beteiUgten 
Kreise  oder  der  parlamentarischen  Körperschaften  gegen  eine  der- 
artige Gesetzesvorlage  —  nicht  möglich  sein,  so  können  wir  im  Gegen- 
satz zu  VON  Miaskowski  noch  keinen  Grund  erblicken,  die  Fidei- 
kommisse zu  beseitigen.  Sollte  man  bestehende  Einrichtungen,  die 
sich  wohl  bewährt  haben,  deshalb  aufheben,  weil  dritte,  denen  man 
dieselben  oder  ähnliche  Einrichtungen  hat  ebenfalls  zugänglich  machen 
wollen,  diese  von  sich  gewiesen  haben? 

2.  Wir  sprachen  soeben  davon,  dafs  es  vielleicht  nicht  möglich 
werden  würde,  den  ländlichen  Grundbesitz  einem  Anerbenrecht  zu  unter- 
stellen. Da  drängt  sich  doch  unwillkürlich  die  Frage  auf:  Sollte  das 
wirklich  unmöglich  sein  ?  Würde  es  nicht — wie  ja  auch  von  Miaskowski 
schon  andeutet  —  zweckmäfsig  sein,    ein   für   den  gesamten  Staat 


1)  Der  Landwirth,  Breslau  1887,  Bd.  46. 
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gültiges  Anerbenrecht  zu  schaffen,  letzterem  den  ganzen  ländlichen 
Grundbesitz  zn  unterstellen  und  die  Fideikonunisse  gleichzeitig  auf- 
zuheben? Würde  hierdurch  nicht  im  wesentlichen  dasselbe  erreicht 
werden,  was  man  durch  Fideikommisse  bewirken  will,  ja  noch  besseres, 
da  diese  Gesetzgebung  allen  ländlichen  Orundstücken  zu  gute  käme  ? 
Dem  ist  entgegen  zu  halten,  dafs  von  der  Einführung  des  Anerben- 
rechts als  eines  gesetzlichen  Zwangserbrechtes  bei  uns  nicht  die 
Bede  sein  kann,  und  dafs  wir  auch  noch  weit  davon  entfernt  sind,  es 
allgemein  als  Intestaterbrecht  zu  erlangen.  Zwar  ist  zu  hoffen, 
dafs  die  Regierungen  sich  bemühen  werden,  eine  Erweiterung  des- 
selben bei  uns  herbeizuführen;  das  ist  in  Preufsen  umsomehr  der 
Fall,  als  der  dortige  sehr  einflufsreiche  Finanzminister  Dr.  ton  Miquel 
einer  der  hervorragendsten  Vorkämpfer  eines  Anerbenrechts  ist;  er- 
klärte dieser  doch  z.  B.  bereits  1882  in  einer  Konferenz  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  die  Einführung  des  Anerbenrechts  als  „das  Funda- 
ment aller  Mafsnahmen  zur  Erhaltung  des  Mittelbesitzes".  —  Aber 
das  Erbrecht  mufs  mit  der  Bechtsüberzeugung  eines  Volkes  in  Ein- 
klang stehen,  und  in  vielen  Teilen  Deutschlands  würde  der  Sinn  des 
ganzen  Volkes  sich  dagegen  sträuben,  wenn  man  die  freie  Teilung 
des  väterlichen  Erbgutes  unmöglich  machen  wollte.  Auch  ist  zu  er- 
wägen, dafs  selbst  ganz  kleine  Güter  —  sogenannte  Zwergwirtschaften 
—  in  solchen  Gegenden  eine  gewisse  Berechtigung  haben,  in  denen 
bessere  Kulturpflanzen,  wie  Tabak,  Wein  u.  s.  w.  gebaut  werden  und 
in  der  Umgebung  von  Fabrikorten  und  gewerblichen  Städten,  wo  der 
kleine  Besitzer  in  Industrie  und  Gewerbe  nebenbei  ausreichende  Be- 
schäftigung findet.  —  Von  der  allgemeinen  Einführung  eines  An- 
erbenrechts kann  mithin  bei  uns  nicht  die  Rede  sein;  ob  aber  die 
Fideikommisse  aufzuheben  seien,  wenn  wir  später  einmal  ein  solches 
haben  sollten,  dies  jetzt  schon  zu  erörtern,  erscheint  unnütz. 


§8- 

Wie  wBre  die  künftige  Gesetzgebung  über  die  Fideikommisse 

wohl  am  zweckmäfsigsten  ? 

Sind  also  die  Fideikommisse  beizubehalfcen,  so  bleibt  uns  jetzt 
nur  noch  zu  erörtern  übrig,  wie  sie  künftig  zweckmäfsig  zu  regelii 
sein  werden  und  welche  Beformen  für  dieselben  hauptsächlich  geboten 
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erscheinen;  bei  diesen  Elrörterangen  wollen  wir  jedoch  Yomehmlich 
nur  die  preufsischen  Verhältnisse  ins  Auge  fassen. 

Es  wurde  in  den  §§  5  und  6  bereits  mehrfach  darauf  hingewiesen, 
dafs  die  Bestimmungen,  welche  das  Landrecht  für  die  preuCsischen 
Staaten  für  die  Eideikommisse  enthält,  im  allgemeinen  beizubehalten 
und  auf  die  gesamte  Monarchie  auszudehnen  sein  werden,  auch  wurden 
daselbst  die  uns  im  Gegensatz  zur  jetzigen  Fideikommifsgesetzgebung 
notwendig  erscheinenden  Reformen  schon  vielfach  besprochen.  Wir 
wollen  daher  hier  im  Zusammenhange  nur  einiges  noch  erörtern  und 
dann  am  Schlufs  kurz  zusammenstellen,  wie  wir  die  künftige  Ge- 
staltung der  Fideikommisse  für  zweckmäfsig  erachten  würden. 

Es  wurde  bereits  häufig  yon  einer  Fideikommifsbehörde  bezw. 
von  einem  Organ  gesprochen,  welchem  die  Genehmigung  der  Fidei* 
kommisse  obliege.  Im  Gebiete  des  gemeinen  ßecbts  finden  sich  der- 
zeitig solche  Einrichtungen  nicht,  im  Gebiete  des  preufsischen  Land* 
rechts  ist  der  augenblickliche  Zustand  —  um  ihn  kurz  zu  wiederholen 
—  der,  dafs  zur  Errichtung  von  Fideikommissen  Bestätigung  durch 
das  zuständige  Oberlandesgericht,  bei  Fideikommissen  mit  einem  Bein- 
ertrage von  mehr  als  30000  Mk.  königliche  Genehmigung  erforder- 
lich ist.  Zu  einer  Yeräufserung  und  Belastung  der  Fideikommisse 
bedarf  es  der  Kegel  nach  ^)  eines  einstimmig  zu  fassenden  Familien- 
schlusses der  Fideikommifsanwärter  und  der  Bestätigung  dieses  Be- 
schlusses durch  das  Oberlandesgericht. 

Soweit  wir  in  Erfahrung  bringen  konnten,  ist  die  königliche  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  von  Fideikommissen  fast  durchweg  erteilt 
worden;  jedenfalls  ist  dieselbe  nicht  aus  wirtschaftlichen,  sondern 
höchstens  aus  politischen  Gründen  versagt  worden,  und  die  Ver- 
mutung Oonbad's,  *)  dafs  unter  den  polnischen  Magnaten  verhältnis- 
mäfsig  deshalb  so  Wenige  ihren  Besitz  fideikommissarisch  festgelegt 
haben,  weil  ihnen  möglicherweise  die  königliche  Sanktion  dabei  ein 
Hindernis  gewesen  ist,  dürfte  auf  Richtigkeit  beruhen.  Was  die 
Oberlandesgerichte  anlangt,  so  gehen  unsere  Erkundigungen  dahin, 
dafs  diese  weder  wirtschaftliche  noch  politische  Gesichtspunkte  bei 
den  ihnen  zustehenden  Bestätigungen  in  Betracht  ziehen.  Letztere 
erfolgen  bei  der  Errichtung  von  Fideikommissen  nach  vorgängiger 
Prüfung  ihrer  Rechtsbeständigkeit  und  ihrer  Bestimmungen.  Bei 
Veräufserungen  und  Belastungen  glauben  die  Oberlandesgerichte  die 
Interessen   der  Fideikommisse    durch    deren  Anwärter  genügend  ge- 

*)  cfr.  das  Nähere  S.  lOfif. 
2)  Festgabe  S.  292. 
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wahrt  und  beschränken  sich  darauf,  zu  untersuchen,  ob  die  erforder- 
lichen, z.  Z.  ziemlich  umständlichen  Formalitäten,  welche  ein  die 
Veräufserung  bezw.  Belastung  eines  Fideikommisses  aussprechender 
Familienschlufs  erfordert,  beobachtet  sind.  Zudem  entfernen  die 
Oberlandesgerichte  aus  den  Fideikommifsbestimmungen  Unklarheiten 
and  Zweideutigkeiten,  um  künftigen  Bechtsstreitigkeiten  vorzubeugen. 

Wie  sollen  sich  nun  in  Zukunft  diese  Verhältnisse  gestalten? 
Sind  die  bestehenden  Einrichtungen  beizubehalten  oder  nicht  und 
welche  sind  letzteren  Falles  an  ihre  Stelle  zu  setzen? 

Nach  den  Erörterungen  der  Yorangegangenen  §§  erscheint  es 
uns  durchaus  geboten,  dafs  auch  künftighin  eine  Fideikommifsbehörde 
Torhanden  sein  mufs  und  würde  dieselbe  teils  „Genehmigungen'^  teils 
,3^tätigungen''  auszusprechen  haben.  Unter  „Bestätigung^'  soll 
hier  verstanden  werden,  dafs  nur  die  Formalitäten  und  dergL  zu  prüfen 
sind  und  dafs  bei  deren  Bichtigkeit  die  Fideikommifsbehörde  dem 
Familienschlufs  zustimmen  mufs,  ohne  ihn  auf  seine  Zweckdienlichkeit 
oder  sonstwie  sachlich  zu  prüfen,  ohne  ihn  zu  „genehmigen''.  Der 
Fideikommifsbehörde  dürften  hauptsächlich  folgende  Aufgaben  zufallen : 

1.  Die  Genehmigung  zur  Errichtung  eines  Fideikommisses. 

2.  Die  Genehmigung  bezw.  Bestätigung  eines  die  Auflösung  eines 
Fideikommisses  aussprechenden  Familienschlusses. 

3.  Die  Genehmigung  bezw.  Bestätigung  eines  die  Belastung  oder 
teilweise  Veräufserung  eines  Fideikommisses  aussprechenden  Fami- 
lienschlusses.^) 

4.  Die  Genehmigung  eines  Familienschlusses,  welcher  liederliche 
(§  6  m  S.  35,  36)  oder  allzu  untüchtige  (§  6  VII  S.  40,  41)  Nach- 
folger  des  Fideikommisses  von  der  Succession  in  dasselbe  ausschliefst. 

5.  Falls  ein  Anwärter  zwecks  Verhütung  fernerer  Verwüstung 
des  Fideikommisses  durch  den  derzeitigen  Besitzer  gewisse  Mafsnahmen 
▼erlangt,  über  deren  Berechtigung  zu  entscheiden  und  eventuell  für 
deren  Durchführung  zu  sorgen. 

Die  Fideikommifsbehörde  hätte  hiemach  äufserst  wichtige  Auf- 
gaben zu  lösen  und  es  würde  von  ihren  Entscheidungen  die  ganze  künf- 
tige Entwickelung  unseres  Rechtsinstituts  abhängig  sein.  Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  wäre  die  ihr  erteilte  Befugnis,  zur  Errichtung 
eines  Fideikommisses  ihre  Genehmigung  zu  erteilen  oder  diese  zu 
versagen ;  eine  solche  Genehmigung  erscheint  uns  durchaus  notwendig 


')  Die  S.  10  bei  ^)   bezw.  S.  40  erwähnte  Ausnahme  dürfte  beizubehalten 
bezw.  zu  verallgemeinem  sein. 
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und  zwar  nicht  nur  —  wie  bisher  —  füi  die  FideikommisBe  gröffleren 
ümfangeSy  sondern  für  alle  Fideikommisse.  Sie  wäre  u.  E.  nicht  zu 
erteilen,  wenn  in  Gegenden  und  in  Zeiten,  in  welchen  die  Zahl  der  frei 
verkäuflichen  Güter  an  sich  schon  gering  ist  (§  6  VI  S.  38),  eine 
weitere  fideikommissarische  Bindung  gefordert  wird  und  aulserdem, 
wenn  in  Gegenden,  in  welchen  der  Grofsgrundbesitz  bereits  hinreichend 
oder  gar  übermäfsig  yertreten  ist,  die  Errichtung  grölserer  Fidei- 
kommisse geplant  wird  (§  6  III  S.  30  unter  3).  Es  mufs  in  Zukunft 
bei  beabsichtigten  Neuerrichtungen  Ton  Fideikommissen  hauptsächlich 
geprüft  werden:  sind  jene  yom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus,  sind 
sie  im  Interesse  der  G^amtvolkswirtschaft  zu  billigen  oder  wenigstens 
nicht  zu  Terwerfen.  Ebenso  werden  bei  der  Erledigung  der  übrigen 
oben  wiedergegebenen  Aufgaben,  welche  der  Fideikommifsbehörde  er- 
wachsen würden,  vomehmlich  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  berück- 
sichtigt werden  müssen. 

Welches  soll  nun  diese  Fideikommifsbehörde  sein?  Fassen  wir 
zunächst  nur  einmal  ihre  wichtigste  Befugnis  ins  Auge :  die  Errichtung 
Yon  Fideikommissen  genehmigen  zu  müssen!  Da  würde  es  auf  den 
ersten  Blick  wohl  zweckmäfsig  erscheinen,  einfach  der  B.egierung  die 
Berechtigung  einzuräumen,  Fideikommifserrichtungen  zu  genehmigen 
oder  nicht.  Es  läfst  sich  jedoch  nicht  verkennen,  dafs  hierdurch 
dieser  eine  grofse  Macht  eingeräumt  würde,  welche  sie  unter  Um- 
ständen zu  Gunsten  der  Anhänger  ihrer  Politik  ausnützen  könnte. 
Wenn  wir  nun  hieran  auch  nicht  recht  zu  glauben  vermögen,  so 
würden  wir  doch  —  um  die  Regierung  auch  nicht  in  den  Verdacht 
der  Parteilichkeit  kommen  zu  lassen  und  sie  vor  unausbleiblichen, 
höchst  wahrscheinlich  sehr  erbitterten,  Angriffen  in  Parlament  und 
Fresse  zu  bewahren  —  dieser  eine  solche  Befugnis  nicht  gern  erteilen. 
Hierfür  spricht  auch  die  Erwägung,  dafs  wir  eine  einzige  Fideikommifs- 
behörde,  welcher  die  sämtlichen  oben  aufgeführten  Aufgaben  obliegen 
würden,  für  das  zweckmäfsigste  erachten.  Die  Genehmigung  zum 
Ausschlufs  liederlicher  und  allzu  untüchtiger  Nachfolger  des  Fidei- 
kommisses  in  dasselbe  und  die  Anordnung  von  Mafsnahmen  zur  Vor- 
beugung von  Verwüstungen  des  Fideikommisses  wird  aber  jedenfalls 
von  einer  richterlichen  Behörde  ausgehen  müssen,  weil  hiermit 
sehr  bedeutende  Eingriffe  in  die  Vermögensrechte  des  „Ausgeschlosse- 
nen^' bezw.  „Gemafsregelten*'  verbunden  sind.  Wir  würden  es  daher 
für  das  Beste  halten,  wenn  als  einheitliche  Fideikommifsbehörde  eine 
richterliche  Behörde  genommen  würde,  zumal  diese  noch  die  meiste 
Garantie  dafür  bietet,  dafs  sie  bei  ihren  Entscheidungen  sich  nicht  von 

558 


—    67    — 

politischeii  Qesichtspunkten  wird  leiteD  lassen  und  es  auch  als  höchst 
erwünscht  erscheinen  mufs,  dafs  vor  allem  bei  der  Errichtung  von 
Fideikommissen  tüchtige  Juristen  mitwirken,  um  künftigen  Bechts- 
Streitigkeiten  über  die  Fideikommifsbestimmungen  möglichst  vorzu- 
beugen. 

Wir  erachten  es  daher  für  das  Zweckmäfsigste,  dafs  die  Ober- 
landesgerichte nach  wie  vor  Fideikommifsbehördeu  bleiben  bezw.  (für 
das  Gebiet  des  gemeinen  Rechts)  neu  dazu  bestellt  werden  und  dafs 
Ton  ihnen  auch  die  Genehmigung  zur  Errichtung  gröfserer  Fidei- 
kommisse  nachgesucht  werden  mufs;  jedoch  würden  wir  nur  in  den- 
jenigen Fällen,  in  denen  es  sich  um  „Bestätigungen'^  handelt,  ihre 
jetzige  Zusammensetzung  aus  5  Mitgliedern  des  Oberlandesgerichts 
für  angebracht  erachten.  Kommen  jedoch  „Genehmigungen''  in  Frage, 
mit  welchen  ja  künftighin  stets  die  Prüfung  und  Entscheidung  wirt- 
schaftlicher Fragen  verbunden  sein  soll,  dann  würde  es  sich  empfehlen, 
neben  3  Mitgliedern  des  Oberlandesgerichts  8  andere  geeignete  Per- 
sonen, welche  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  betreffenden 
Oberlandesgerichtebezirks  vertraut  sind,  als  Fideikommifsrichter 
fungieren  zu  lassen.  Diese  „Laien^'richter  könnten  auf  Vorschlag  der 
Landwirtschaftskammem  oder  der  Provinziallandtage  vom  Könige  auf 
eine  bestimmte  Zeit  ernannt  werden  und  müfsten  richterliche  Unab- 
hängigkeit geniefsen,  so  dafs  sie  unseren  derzeitigen  Handelsrichtern 
ähnlich  wären. 

Betrachten  wir  nun  unter  Zugrundelegung  einer  so  gestelltön 
Fideikommifsbehörde  die  fünf  ihr  oben  gestellten  Aufgaben  im 
einzelnen : 

1.  Zur  Errichtung  aller  Fideikommisse  wäre  eine  „Genehmigung^ 
erforderlich  d.  h.  die  Zustimmung  der  aus  3  „Berufs*'-  und  3  „Laien^- 
richtem  zusammengesetzten  Fideikonmiifsbehörde. 

2.  Zur  Aufhebung  eines  Fideikommisses  wäre  eine  „Bestätigung^ 
nötig,  falls  alle  Fideikommifsanwärter  sie  beantragen,  eine  „Ge- 
nehmigung'', wenn  dies  nur  die  nächsten  —  etwa  4  —  Anwärter  thun. 
Die  „Bestätigung''  ginge  von  5  „Berufs^richtem  aus. 

3.  Der  Belastung  oder  teilweisen  Veräufserung  eines  Fidei- 
kommisses müfste  eine  „Bestätigung^  Ejraft  verleihen,  üalls  alle  An* 
Wärter  ihr  zustimmten;  eine  „Genehmigung",  wenn  dies  nur  die 
nächsten  —  etwa  2  —  thäten. 

4.  Liederliche  und  untüchtige  Anwärter  dürfte  nur  ein  „ge- 
nehmigter" einstinmug  oder  wenigstens  mit  erhöhter  Majorität  gefafster 
FamilienschluXB  von  der  Soccession  ausschlieÜBen ;   dies  deshalb,  weil, 

659 


—     58     — 

besonders  wenn  die  Zahl  der  Anwärter  gering  ist,  diese  sehr  leicht 
aus  persönlichen  und  gehässigen  Gründen  den  nächst  berechtigten 
Anwärter  selbst  „einstimmig"  für  liederlich  oder  untüchtig  erklären 
könnten.  An  die  Stelle  des  ausgeschlossenen  Anwärters  trete  dann 
der  beim  Tode  des  derzeitigen  Fideikommifsbesitzers  dem  Aus- 
geschlossenen am  nächsten  stehende  Anwärter.  Bleibt  er  das  dauernd, 
80  behält  er  das  Fideikommifs.  Tritt  aber  nach  der  Übernahme  des 
Fideikommisses  durch  ihn  zwischen  ihn  und  den  Ausgeschlossenen  noch 
eine  letzterem  näher  stehende  Person  z.  B.  dessen  inzwischen  geborener 
Sohn,  so  müTste  der  derzeitige  Fideikommifs„besitzer"  oder  besser 
-„yerweser"  dasselbe  an  jenen  herausj^eben  und  zwar  bei  seinem 
Tode  oder  beim  Tode  des  Ausgeschlossenen;  denn  es  wäre  unbillig, 
die  Kinder  für  die  Untüchtigkeit  bezw.  Liederlichkeit  des  Vaters  mehr 
büfsen  zu  lassen,  als  dies  das  Interesse  der  Gesamtvolkswirtschaft  er- 
fordert. —  Dem  „Ausgeschlossenen"  müfste  der  Fideikommifs„ver- 
weser"  natürlich  eine  Apanage  gewähren,  deren  Höhe  bei  der  Ge- 
nehmigung der  Ausschliefsung  von  der  Fideikommifsbehörde  fest- 
zusetzen wäre  5  auch  müfste  letzterer  die  Befugnis  zustehen,  bei  später 
eintretenden  Änderungen  in  den  Verhältnissen  des  Ausgeschlossenen 
(Verheiratung,  Kinder)  unter  Berücksichtigung  dieser  Umstände  die 
Apanage  neu  zu  bemessen. 

6.  Erhebt  ein  Anwärter  wegen  Verwüstung  des  Fideikommisses 
Einspruch,  so  müfste  er  dies  im  Wege  einer  regelrechten  Klage  thun, 
bei  welcher  der  derzeitige  Fideikommifsbesitzer  Beklagter  wäre  und 
die  aus  3  „Berufs"-  und  2  „Laien^richtern  zusammengesetzte  Fidei- 
kommifsbehörde den  Gerichtshof  zu  bilden  hätte.  Das  Urteil  hätte 
auf  Abweisung  der  Klage  zu  gehen  oder  auf  eine  Verurteilung, 
welche  dem  derzeitigen  Fideikommifsbesitzer  die  Verfügung  über  das 
Fideikommifs  nimmt  oder  ihm  hinsichtlich  desselben  Beschränkungen 
auferlegt.  Im  letzteren  Falle  hätte  das  Fideikommifsgericht  noch 
Anordnungen  zu  treffen,  in  welcher  Weise  für  die  Interessen  des 
Fideikommifses  künftig  gesorgt  werden  soll. 

Bei  den  unter  2  und  3  erwähnten  Fällen  soll  —  abweichend  von 
den  gegenwärtigen  Bestimmungen  —  schon  die  Zustimmung  von  4 
bezw.  2  Anwärtern  und  die  „Genehmigung"  der  Fideikommifsbehörde 
genügen.  Dies  erscheint  deshalb  geboten,  weil,  besonders  bei  alten 
Fideikommissen,  die  Zahl  der  Anwärter  häufig  eine  sehr  grofse  ist; 
diese  sind  oft  ganz  entfernte  Verwandte,  welche  an  dem  FideikommÜB 
wenig  Interesse  und  für  dasselbe  wenig  Verständnis  haben,  zumal 
sie  oft  in   ganz  entfernten  Gegenden  oder  gar  Ländern  leben.    Da 
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^dem  ihr  gegenwärtiger  Wohnort  häufig  schwer  zu  ermitteln  ist,  be- 
reitet es  oft  grofse  Schwierigkeiten,  ihre  Zustimmung  zu  einem 
Familienschlufs  zu  erlangen,  auch  verursacht  dies  nicht  unbedeutende 
Kosten  und  yerzögert  vor  allem  die  Erledigung  eines  Familienschlusses 
oft  aof  Jahre  hinaus,  obschon  doch  gerade  beispielsweise  die  baldige 
Möglichkeit,  durch  eine  Belastung  des  Fideikommisses  flüssiges  Geld 
zu  erlangen,  für  den  Fideikommifsbesitzer  von  höchster  Wichtigkeit  ist. 

Wäre  also  die  Zustimmung  aller  Anwärter  zu  einer  Veräufserung 
oder  Belastung  nicht  beigebracht,  so  hätte  die  Fideikommifsbehörde 
zu  prüfen,  ob  eine  solche  auch  im  Interesse  des  Fideikommisses  und 
somit  auch  der  Anwärter  liegt,  deren  Zustimmung  nicht  vorhanden 
ist,  und  nur  dann  wäre  die  Veräufserung  oder  Belastung  zu  „ge- 
nehmigen". Haben  aber  alle  Anwärter  dieser  beigestimmt,  so  wäre 
eine  „Bestätigung"  genügend,  da  dann  durch  die  Gesamtheit  der  An- 
wärter die  Interessen  des  Fideikommisses  wohl  hinreichend  gewahrt 
sein  werden. 

Übrigens  könnte  man  auch  in  allen  der  genannten  5  Fälle  die 
Fideikommifsbehörde  durchweg  mit  3  „Berufs"-  und  2  „Laien"- 
richtern  besetzen.  Wenn  wir  das  nur  für  „Genehmigungen"  vor- 
schlugen, so  beruht  dies  darauf,  dafs  bei  „Bestätigungen"  ja  nur  die 
Formalitäten  etc.,  also  juristische  Fragen  zu  prüfen  sind  und  die  allzu 
häufige  Heranziehung  der  „Laien**fideikommifsrichter  mit  grofsen 
Kosten  verbunden  sein  wird,  weil  diese  ja  sehr  oft  nicht  am  Orte 
des  Oberlandesgerichts  wohnen  werden  und  somit  für  eine  Teilnahme 
an  einer  Sitzung  der  Fideikommifsbehörde  Reiseentschädigung  etc. 
erhalten  müssen. 

Fassen  wir  nun  schliefslich  noch  einmal  ganz  kurz  zusammen,  wie 
wir  die  künftige  Fideikommifsgesetzgebung  für  zweckmäfsig  erachten 
würden : 

1.  Im  allgemeinen  sind  die  Bestimmungen  des  preufsischen  Land- 
rechts beizubehalten. 

2.  Es  ist  eine  Fideikommifsbehörde  zu  schaffen,  wie  sie  vor- 
stehend vorgeschlagen  wurde  und  sind  ihr  die  5  oben  wiedergegebenen 
Aufgaben  zugewiesen. 

3.  Dem  Fideikommifs  ist  ein  Maximum  zu  setzen  und  dabei  auch 
anzuordnen,  was  geschehen  soll,  wenn  ein  Besitzer  mehrere  Fidei- 
konunisse inne  hat  und  diese  zusammen  jenes  Maximum  übersteigen 
(§  6  V  S.  38). 

4.  Die   derzeitigen  preufsischen  Bestimmungen,  welche  die  Ab- 
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trennung  kleiner  Parzellen  Yom  Fideikommifsareal  zu  AnsiedelimgB* 
zwecken  ermöglichen,  sind  zu  yerallgemeiDem  (§  6  VI  S.  40). 

5.  Der  Pachtvertrag  über  Fideikommisse  mnls  auch  für  die  Fidel* 
kommifsDachfolger  bindende  Ejraft  haben  (§  6  X  S.  44  u.  46). 

6.  Mit  einem  Grundfideikommifs  muls  ein  Geldfideikommifs  ver- 
bunden sein  (§  6  X  S.  46  u.  46). 

7.  Die  immerwährende  Dauer  des  Fideikommissea  ist  zu  beseitigen 
(§  6  X  S.  47  fif.)- 
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Einleitung. 

Die  Frage  der  Versicherung  minderwertiger  Leben,  mit  welcher 
sich  diese  Abhandlung  beschäftigt,  darf  wohl  als  eines  der  wichtigsten 
Probleme  des  heutigen  LebensYersicherungswesens  bezeichnet  werden. 
Seitdem  diese  Frage  durch  die  unbefriedigende  Thatsache  des  wach- 
senden ümfanges  der  Ablehnungen  ins  Dasein  gerufen  worden  ist,  hat 
sie  nie  aufgehört,  die  Fachmänner  zu  beschäftigen,  und  unablässig  ist 
Tor  allem  auch  gerade  in  unseren  Tagen  Theorie  und  Praxis  thätig, 
um  endlich  das  Problem  einer  befriedigenden  Lösung  entgegenzuführen. 

Unleugbar  ist  dieses  Bestreben  bis  heute  nicht  gänzlich  erfolglos 
geblieben;  unleugbar  ist  aber  auch  das,  was  bis  heute  praktisch  ge- 
schehen ist,  nur  ein  bescheidenes  Teil  dessen,  was  hier  gethan  werden 
mufs.  Noch  immer  ist  heute  die  grofse  Mehrzahl  der  minderwertigen 
Leben  von  der  Versicherung  ausgeschlossen  und  damit  gerade  den- 
jenigen die  Wohlthat  dieses  Instituts  versagt,  welche  derselben  am 
meisten  bedürfen;  soweit  ihnen  aber  die  Versicherung  eröffnet  ist, 
können  sie  dieselbe  doch  herkömmlich  nur  gegen  Prämien  oder  unter 
Bedmgungen  erlangen,  welche  im  Vergleich  mit  der  Erhöhung  des  Risikos 
regelmäfsig  als  zu  hoch  resp.  als  zu  schwer  erscheinen  oder  aber 
neaestens  in  Formen,  welche  zwar  yielleicht  der  Gesamtheit  der 
versicherten  abnormen  Leben  eine  ihrer  durchschnittlichen  Qualität 
entsprechende  Behandlung  gewährleisten,  aber  der  verschiedenen 
Qualität  der  einzelnen  Risiken  oder  Bisikengruppen  nicht  gerecht 
werden. 

Es  hat  aber  dieser  thatsächliche  Zustand  sein  Mifsliches  nicht 
iiur  für  die  abnormen  Leben,  sondern  auch  für  die  Versicherungs- 
gesellschaften selbst,  sofern  die  Erschwerung  der  Versicherung  für 
Abnorme    und    die    häufigen    Ablehnungen    Yon    solchen    mittelbar 

Stutsw.  Studien.    VI.  ^^^  1 
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auch  die  Versicherung  Normaler  hemmen ,  sei  es  indem  eine  Ver- 
stimmung gegen  die  „Higorosität"  und  „Gewinnsucht^  der  Gesell- 
schaften Platz  greift  y  sei  es  indem  auch  wirklich  normale  Leben 
es  vorziehen,  der  ärztlichen  Untersuchung  lieber  von  vornherein 
fernzubleiben,  als  um  irgend  einer  Abnormität  willen,  welche  der 
Arzt  —  wie  sie,  wenn  auch  mit  unrecht,  befürchten  —  konsta- 
tieren könnte,  in  die  Listen  der  Abgelehnten  zu  gelangen.  Dazu 
kommt,  dafs  unter  den  gegebenen  Umständen  manche  Versicherungs- 
bewerber sich  veranlagst  fühlen  werden,  ihre  für  die  Versicherung  in 
Betracht  kommenden  Verhältnisse  möglichst  günstig  darzustellen, 
Mängel  und  Fehler  zu  verschweigen  oder  auch  geradezu  unrichtige 
Angaben  zu  machen,  um  nicht  unter  die  ungünstigen  Versicherungs- 
bedingungen für  Abnorme  zu  fallen  oder  vielleicht  gar  überhaupt  ab- 
gelehnt zu  werden.  Vor  allem  aber  bilden  gerade  die  Abgelehnten 
immer  wieder  ein  Hauptargument  für  diejenigen,  welche  entweder  das 
gesamte  private  Lebensversicherungswesen  aufheben  wollen  oder  doch 
tiefgehende  staatliche  Eingriffe  in  dasselbe  befürworten.  Insoweit,  als 
wirklich  um  der  Abgelehnten  willen  die  Gefahr  der  Einmischung  des 
Staates  besteht,  ist  darum  auch  die  vorliegende  Frage  eine  Frage  der 
Existenz  oder  wenigstens  der  Freiheit  des  privaten  Lebensversicherungs- 
wesens, und  es  liegt  auch  insoweit  im  eigensten  Interesse  der  Gresell- 
schaften,  eine  baldige  zufriedenstellende  Lösung  derselben  herbei- 
zuführen. 

Bevor  ich  nun  in  eine  Darstellung  der  Geschichte  des  Problems 
und  eine  Prüfung  der  hauptsächlichsten  theoretischen  und  praktischen 
Lösungsversuche  eintrete,  um  dann  die  Wege  aufzuzeigen,  auf  welchen 
ein  erspriefslicher  Fortschritt  in  der  Lösung  der  Frage  erreichbar 
erscheint,  dürfte  es  zweckmäfsig  sein,  zuvor  der  Natur  und  den 
Schwierigkeiten  des  Problems  eine  nähere  Betrachtung  zu  widmen. 


L  Die  Natur  und  die  Schwierigkeiten  des  Problems. 

1.   Das  Problem  der  Versicherung  minderwertiger  Leben  hat  zum 
Gegenstande  die  Versicherung  solcher  Personen,  welche  entweder 

a)  eine  allgemeine  Schwächlichkeit  des  Körpers  aufzeigen,  oder 

b)  zwar  an  sich  körperlich  kräftig  entwickelt  und  vollkommen 
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gesund  sind^  aber  sei  es  wegen  des  Gesundheitszustandes  ihrer  Familien- 
mitglieder und  besonders  wegen  gewisser  Todesursachen  derselben, 
sei  es  wegen  gewisser  Yorerkrankungen  Verdacht  erregen,  oder  welche 

c)  zu  gewissen  Krankheiten  disponiert  sind,  oder  welche 

d)  schon  an  gewissen  Krankheiten  erkrankt  sind. 

Indem  ich  das  Problem  in  dieser  Weise  abgrenze,  bin  ich  .  mir 
bewuÜBt,  dasselbe  im  Vergleich  mit  anderen  Definitionen  teils  enger, 
teils  weiter  zu  fasseu.  Auf  der  einen  Seite  bezieht  man  nämlich  viel- 
fach auch  die  Versicherung  solcher  Personen  in  die  Frage  ein,  welche 
um  ihres  Berufs,  ihrer  Beschäftigung,  ihres  Aufenthalts  u.  s.  w.  willen 
als  minderwertige  Risiken  erscheinen.^)  Und  gewifs  gehören  auch  alle 
diese  Bisiken  im  weiteren  Sinne  zu  den  Abnormen;  unzweifelhaft  ist 
auch  für  sie  alle  eine  Verbesserung  der  Versicheruugsbedingungen 
und  Versicherungsformen  angezeigt.  Aber  sie  alle  erfordern  eine  ge- 
sonderte Untersuchung  und  gesonderte  Darstellung,  und  eben  darum 
konnten  sie  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  alle  berücksichtigt  werden. 
Hier  handelt  es  sich  vielmehr  nur  um  diejenigen  Abnormen,  welche 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  minderwertige  Leben  sind,  d.  h.  um 
solche  Risiken,  deren  Gefahrdung  nicht  aufser  den  Personen,  sondern 
in  ihnen  selbst,  in  ihrer  vermuteten  oder  konstatierten  gesundheitlichen 
Beschaffenheit  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  li^gt.  Auf  der  anderen 
Seite  finden  sich  aber  auch  Abgrenzungen  des  Problems,  welche  enger 
sind,  als  die  oben  angegebene.  So  schliefst  unter  anderen  ein  Auf- 
satz der  deutschen  Versicherungspresse')  solche  Personen  von  dem 
Problem  aus,  welche  thatsächlich  krank  sind,  da  solche  natürlich  von 
keiner  Gesellschaft  aufgenommen  werden  könnten.  Indes  ist  der  Ver- 
fasser des  Aufsatzes  den  Beweis  hiefür  schuldig  geblieben  und  er 
wird  ihn  wohl  immer  schuldig  bleiben  müssen;  denn  es  ist  gar  nicht 
abzusehen ,  warum-  Personen ,  die  an  irgend  einer  vielleicht  ziemlich 
ungefährlichen  oder  wenigstens  nur  langsam  verlaufenden  Krankheit 
erkrankt  sind,  nicht  sollen  versichert  werden  können.  Es  wird  viel- 
mehr sein  Bewenden  dabei  haben  können,  dafs  die  Erkrankung  mit 
in  das  Problem  hereingezogen  wird. 


^)  cfr.  z.  B.  Ehrenzweig's   Assekuranz- Jahrbuch  6.  Jahrgang  1885   I.  Teil 
S,  70  ff. 

«)  Nr.  23,  24,  36  u.  36  des  23.  Jahrgangs  189Ö. 
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A.  Technische  Seite  des  Problems. 

2.  Fragen  wir  uns  nun,  unter  welchen  Voraussetzungen  man  be- 
rechtigt ist,  minderwertige  Leben  in  dem  oben  angegebenen  Sinne 
abweichend  von  normalen  Leben  zu  behandeln,  so  ist  klar,  dafs  eine 
solche  Behandlung  nur  dann  begründet  ist,  wenn  die  eigentümliche 
Beschaffenheit  dieser  Personen,  wie  sie  eben  in  der  obigen  Charakte- 
ristik zum  Ausdrucke  gelangt,  die  Vermutung  eines  früher  als  bei 
normalen  Leben  eintretenden  Todes  rechtfertigt,  und  es  ist  femer 
einleuchtend,  dafs  die  Behandlung,  soweit  sie  in  der  Form  der  Normal- 
lebensversicherung, d.  h.  in  der  Form  der  Versicherung  fester  Summen 
für  feste  Prämien  erfolgt,  nur  in  dem  Mafse  eine  rationelle  und  ge- 
rechte sein  kann,  als  die  Erfahrung  hinreichende  Handhabe  bietet, 
um  im  einzelnen  Falle  das  Mafs  der  den  normalen  Leben  gegenüber 
erhöhten  Gefahr  festzustellen,  mit  anderen  Worten  zu  bestimmen, 
welche  Erhöhung  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  normaler  Leben 
um  der  gegebenen  Gefahrsumstände  willen  erfahren  dürften. 

a)  Die  Wahrscheinlichkeit  eines  fr  über  als  bei  sog.  nor- 
malen Leben  eintretenden  Todes  (Gefahrenklassifikation). 

3.  Was  die  Vermutung  eines  früher  als  bei  normalen  Leben 
eintretenden  Todes  betrifft,  so  scheint  es,  als  ob  dieselbe  bei  Risiken 
der  angegebenen  Art  ohne  weiteres  gerechtfertigt  sei.  Indessen  ist 
zu  bedenken,  daCs  es  sich  bei  den  normalen  Leben,  deren  Sterblich- 
keitsverhältnisse  hier  in  Vergleich  kommen,  keineswegs  um  lauter 
wirklich  normale  Leben  handelt,  sondern  nur  um  sogenannte  normale 
Leben,  d.  h.  um  einen  Kreis  von  Personen,  welche  zwar  Tielleicht  der 
bei  ihrer  Auswahl  obwaltenden  Absicht  nach  wirklich  normale  Leben 
sein  sollten,  welche  dies  aber  infolge  der  Unvollkommenheit  der  ärzt- 
lichen Auslese  niemals  durchweg  sind,  unter  welchen  vielmehr  immer 
ein  gröfserer  oder  geringerer  Prozentsatz  von  weniger  guten,  ja 
geradezu  schlechten  Risiken  sich  findet.  Und  wenn  nun  auch  zweifel- 
los die  minderwertigen  Leben  unseres  Problems  im  Vergleich  mit 
wirklich  normalen  Leben  eine  erhöhte  Sterblichkeit  haben,  wenn  ins- 
besondere unstreitig  die  Alterationen  der  für  wirklich  vollwertige 
Leben  in  den  verschiedenen  Lebensaltem  bestehenden  Wahrscheinlich- 
keiten, an  den  verschiedenen  Todesursachen  zu  sterben,  immer,  soweit 
sie  durch  die  eigentümliche  Beschaffenheit  der  minderwertigen  Leben 
bedingt  sind,  zugleich  eine  Erhöhung  des  Risikos,  d.  h.  eine  Erhöhung 
der  Wahrscheinlichkeiten,  in  den  verschiedenen  Lebensaltem  an  irgend 
einer  von  allen  Todesursachen  zu  sterben,   bedeuten,   so   fragt    sich 
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doch  sehf;  ob  dasselbe  auch  im  Vergleich  mit  den  Sterblichkeitsr 
Yerhaltnissen  eines  Versicherungsstockes  sogenannter  normaler  Leben 
gilt  Sehen  wir  von  den  Fällen  der  schon  eingetretenen  Erkrankung 
ab,  80  ist  von  vornherein  kein  Grund  Torhanden,  diese  Frage  zu  be- 
jahen ;  und  es  ist  bemerkenswert,  dafs  die  Praxis  mancher  Versicherungs- 
gesellschaften dieselbe  geradezu  verneint  So  hat  z.  B.  Gotha,  ob- 
wohl es  grundsätzlich  alle  Risiken  abwehrt,  welche  eine  Verkürzung 
der  normalen  Lebensdauer  befürchten  lassen,  doch  eine  Reihe  von 
Personen,  bei  welchen  habituelle  Krankheitsanlagen  oder  bedenkliche 
Vorerkrankungeo  oder  bedenkliche  Krankheiten  von  Eltern  oder 
Geschwistern  konstatiert  waren,  zur  Normalprämie  ohne  allen  Vor- 
behalt aufgenommen.  Wie  man  aber  auch  hierüber  urteilen  mag, 
soviel  steht  jedenfalls  fest,  dafs  es  keineswegs,  wie  man  meinen  könnte 
und  vielfach,  meint,  selbstverständlich  ist,  dafs  minderwertige  Leben 
im  Sinne  unseres  Problems  eine  gegenüber  dem  Durchschnittsrisiko 
sogenannter  normaler  Leben  erhöhte  Sterblichkeit  haben,  dafs  viel- 
mehr über  diese  Frage  nur  praktische  Erfahrungen  über  das 
Ableben  der  verschiedenen  Arten  von  minderwertigen  Leben  ent- 
scheiden können. 

4.  Was  durch  apriorische  Erwägungen  gewonnen  werden 
kann,  ist  nur  dies,  dafs  dieWahrscheinlichkeit  einer  gegen- 
über dem  Durchschnittsrisiko  sogenannter  normaler 
Leben  erhöhten  Sterblichkeit  eine  um  so  gröfsere  sein 
wird,  je  gefährlicher  die  Todesursache  ist,  zu  deren 
Gunsten  infolge  derjeweils  gegebenen  Gefahrsmomente 
die  Alteration  der  Wahrscheinlichkeiten  des  Sterbens 
an  den  verschiedenen  Todesursachen  erfolgt.  So  wird 
z.  B.  jene  Wahrscheinlichkeit  gröfser  sein,  wenn  eine  Disposition  zu 
Lungenschwindsucht  besteht,  als  wenn  eine  solche  zu  Asthma  vorliegt, 
wenn  eine  Erkrankung  an  Irrsinn  eingetreten  ist,  als  wenn  jemand 
nur  an  Emphysem  erkrankt  ist,  u.  s.  f.  Eine  Statistik,  welche  die 
relative  Gefahr  der  verschiedenen  Todesursachen  ermittelt,  wird  dem- 
nach auch  einen  wertvollen  Aufschlufs  wenigstens  über  die  relative 
Gefahr  der  verschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  innerhalb  jeder 
der  oben  genannten  Klassen  geben,  und  dieser  Aufschlufs  wird  um  so 
wertvoller  sein,  je  mehr  die  Erfahrungen  über  das  wirkliche  Ableben 
der  minderwertigen  Leben  im  Stiche  lassen.  Man  wird  auf  Grund 
einer  Todesursachenstatistik  der  genannten  Art  imstande 
sein,  eine  Einteilung  der  minderwertigen  Leben  in  ver- 
schiedene Gefahrsklassen  vorzunehmen,  die  sich  allerdings  nur 
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auf  die  yerschiedenartigen  Risiken  innerhalb  derselben  Haupt- 
klassen,  der  erblich  Belasteten,  der  zu  Krankheiten 
Disponierten  u.  s.  w.  erstreckt,  diese  Hauptklassen  selbst  aber  un« 
berührt  läfst. 

Ob  freilich  eine  Einteilung  innerhalb  der  genannten  Hauptklassen 
überhaupt  notwendig  oder  zweckmässig  ist,  darüber  gehen  die  Ansichten 
vielfach  auseinander.  Gebaüeb  ^)  hält  dieselbe  jedenfalls  für  unange- 
bracht, ja  er  unterscheidet  nicht  einmal  durchweg  jene  Hauptklassen, 
wirft  vielmehr  alle  erblich  Belasteten  und  alle  mit  Krankheitsdispo- 
sitionen Behafteten  in  eine  und  dieselbe  Klasse  zusammen  und  stellt 
ihnen  in  einer  zweiten  Klasse  Personen  gegenüber,  bei  welchen  sich 
bereits  gewisse  Krankheitskeime  entwickelt  haben,  und  in  einer  dritten 
Klasse  solche,  deren  Erkrankungen  sich  schon  in  einem  mehr  fort- 
geschrittenen Stadium  befinden.  Die  Unzulänglichkeit  einer  solchen 
Einteilung  liegt  aber  auf  der  Hand:  denn  zweifellos  stellt  die  here- 
ditäre Veranlagung,  genauer  gesprochen,  die  vermutete  Vererbung  von 
Krankheitsdispositionen,  ein  geringeres  Risiko  dar  als  wirklich  nach- 
gewiesene Disposition,  und  ebenso  zweifellos  ist  es  überhaupt  verkehrt, 
ausschliefslich  nach  formalen  Merkmalen  wie  „Disposition",  „Entwick- 
lung von  Krankheitkeimen",  „fortgeschrittenes  Krankheitsstadium"  ein- 
zuteilen; denn  es  kommt  natürlich  ganz  wesentlich  zugleich  darauf 
an,  welches  die  Krankheit  ist,  zu  welcher  die  Disposition  besteht, 
welche  bereits  keimhaft  sich  entwickelt  hat,  u.  s.  f.  Je  nachdem  diese 
Krankheit  eine  mehr  oder  weniger  gefahrliche  ist,  wird  auch  trotz  der 
Gleichheit  der  Oefahr  nach  der  genannten  formalen  Seite  die  Zu- 
teilung in  eine  höhere  oder  geringere  Gefahrsklasse  angezeigt  sein. 
—  Eigentümlich  ist  die  Stellung,  welche  Blaschke  *)  zu  der  in  Rede 
stehenden  Frage  einnimmt.  In  formaler  Hinsicht  unterscheidet  er 
zwischen  „hereditärer  Veranlagung",  „erworbener  Disposition"  und 
„Erkrankung";  letztere  setzt  er  mit  der  erworbenen  Disposition  in 
ihrer  Bedeutung  für  die  Erhöhung  des  Risikos  gleich  und  unterscheidet 
dann  zwar  bei  diesen  beiden  nach  dem  Grade  der  Gefährlichkeit  der 
Krankheiten,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  läfst  dagegen  eine  solche 
Unterscheidung  bei  der  hereditären  Veranlagung  aufser  Acht  Blaschke 
giebt  nicht  an,  warum  er  in  letzterem  Falle  eine  Unterscheidung  nach 
G^fahrsgraden  unterläfst;  er  könnte  allerdings  zu  seinen  Gunsten  an- 
führen, dafs  unzweifelhaft  bei  der  erblichen  Belastung  die  Risiken 

^)  Die  Bogenaimte  LebensversicheruDg,  Jena  1895. 

*)  Denkschrifl  zur  Lösung  des  Problems  der  Versicherung  minderwertiger 
Leben,  Wien  1895. 
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höchster  und  geringster  Grefahr  ungleich  näher  zusammenliegen  als 
bei  der  erworbenen  Disposition  oder  der  Erkrankung ;  indessen  dürfte 
sich  doch  fragen,  ob  sie  so  nahe  beieinander  liegen,  dafs  jede 
Klassifikation  füglich  unterbleiben  kann.  Bedenklicher  erscheint  aber, 
dafs  BukSC^KE  Disposition  und  Erkrankung  als  gleichwertig  setzt, 
während  doch  auf  der  Hand  liegt,  dafs  die  Erkrankung,  vor  allem  in 
den  fortgeschritteneren  Stadien,  ein  höheres  Risiko  darstellt  als  die 
Disposition,  welch'  letztere  nicht  einmal  die  Gewähr  in  sich  trägt,  dafs 
überhaupt  je  die  Erkrankung  eintritt,  die  überdies  durch  allerlei 
günstige  Umstände  abgeschwächt  und  vielleicht  auch  ganz  getilgt 
werden  kann.^)  Der  Grund,  der  Blaschke  bestimmte,  Disposition  und 
Erkrankung  trotz  ihrer  in  die  Augen  springenden  Verschiedenheit 
gleich  zu  setzen,  dürfte  wohl  einfach  darin  zu  finden  sein,  dafs  es  ihm 
an  Anhaltspunkten  fehlte,  um  die  Sterbens  Wahrscheinlichkeiten  ge- 
trennt für  die  Disposition  und  die  Erkrankung  zu  ermitteln,  weshalb 
er  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  der  Disponierten  kurzerhand  den 
Sterbenswabrscheinlichkeiten  Erkrankter  gleichsetzte,^)  zumal  ein  solches 
Verfahren  zu  dem  von  ihm  erkannten  Hauptzwecke  der  Gefahren- 
klassifikation, nämb'ch  „der  ausreichenden  finanziellen  Dotierung  der 
AnstalV^  ^),  vortrefflich  pafste.  Endlich  ist  an  dieser  Stelle  noch  auf  eine 
Unklarheit  bei  Blaschke  hinzuweisen,  welche  sich  darin  ausdrückt,  dafs  er 
„hereditäre  Veranlagung^^  und  „erworbene  Disposition^'  einander  gegen- 
überstellt und  erstere  in  die  geringste  Gefahrsklasse  verweist,  letztere  da- 
gegen über  die  drei  von  ihm  aufgestellten  Hauptklassen  verteilt.  Blaschke 
ist  hiemach  der  Meinung,  dafs  es  in  der  Gefährlichkeit  der  Disposition 
einen  Unterschied  begründe,  wenn  dieselbe  statt  ererbt  vielmehr  erworben 
ist  Es  dürfte  aber  klar  sein,  dafs  die  Gefährlichkeit  einer  Disposition 
davon  unabhängig  ist,  ob  sie  ererbt  oder  erworben  ist,  dafs  sie  viel- 
mehr unter  übrigens  gleichen  Lebensumständen  rein  nur  nach  dem 
Grade  der  Disposition  sich  richtet,  die  Art  der  Entstehung  (Vererbung 
oder  Erwerb)  aber  den  Grad  derselben  in  keinerlei  Weise  determiniert. 
Ja  man  wird  soweit  gehen  können,  der  ererbten  Disposition  im  all- 
gemeinen deshalb  eine  höhere  Gefahr  zuzuschreiben,  weil  bei  derselben 
die  Empfänglichkeit  für  die  betreffende  Krankheit  über  einen  längeren 
Zeitraum  des  Lebens  verbreitet  ist.  Wenn  Blaschke  trotzdem  der 
ererbten  Disposition  eine  geringere  Gefahr  als  der  erworbenen  zu- 

^)  cf.  Habglxb,  Über  die  Faktoren  der  Widerstandskraft  und  die  Vorher- 
sage der  Lebensdauer  beim  gesunden  Menschen,  Basel  1896,  S.  8. 
«)  cfr.  unten  S.  33. 
«)  Denkschrift  S.  38. 

569 


—    8     — 

schreibt,  so  verwechselt  er  offenbar  den  Gegensatz  von  ererbter  und 
erworbener  Disposition  mit  dem  anderen,  oben  schon  genannten  Gegen- 
satz von  infolge  von  gewissen  Familienkrankheiten  oder  Familien- 
todesursachen vermuteter  und  wirklich  nachgewiesener  £)isposition. 
Nur  für  letzteren  Gegensatz  wird  sich  einigermafsen  das  von  Blasghks 
im  weiteren  Verlauf  seiner  Ausführungen  festgesetzte  Gefahrverhältnis 
rechtfertigen  lassen. 

5.  Es  dürfte  überflüssig  sein,  noch  weitere  Ansichten  über  die 
oben  aufgeworfene  Frage  nach  der  Notwendigkeit  und  Zweckmälsigkeit 
einer  Unterscheidung  von  Gefahrsklassen  innerhalb  der  Hauptklassen 
der  erblichen  Belastung,  der  Disposition  u.  s.  w.  aufzuführen;  die 
Prüfung  der  beiden  genannten  hat  gezeigt,  dafs  jedenfalls  bei  der 
Kategorie  der  Disposition  und  der  Erkrankung  eine  solche  EJassi- 
fikation  unumgänglich  ist;  bei  der  hereditären  Belastung  und  der 
Vorerkrankung  möchte  ich  dasselbe  nicht  von  vornherein  behaupten; 
ich  überlasse  vielmehr  diese  Frage  einer  zukünftigen  Entscheidung, 
>v  eiche  sich  auf  Erfahrungen  über  das  wirkliche  Ableben  erblich  Be- 
lasteter zu  stützen  vermag  und  gehe  nunmehr  sofort  zu  einer  Statistik 
der  Todesursachen  nach  ihrer  Gefährlichkeit  über,  um  vermittelst  der- 
selben wenigstens  da,  wo  es  notwendig  und  zweckmäfsig  erscheint,  die 
Möglichkeit  zu  eröffiien,  auch  ohne  Erfahrung  über  das  wirkliche 
Ableben  minderwertiger  Leben  der  betreffenden  Art  eine  hinlänglich 
zutreffende  Einteilung  in  Gefahrsklassen  vorzunehmen.  Ich  bemerke 
übrigens  hierbei,  dafs  ich  nicht  sämtliche  Todesursachen  in  diese 
Statistik  aufgenommen  habe,  sondern  auf  der  einen  Seite  mich  im 
wesentlichen  auf  die  wichtigeren,  d.  h.  diejenigen  beschränkt  habe, 
welche  ein  erhebliches  Gewicht  in  der  Gesamtheit  der  Todesfälle  auf- 
zeigen und  auf  der  anderen  Seite  diejenigen  Todesursachen  aufser  Acht 
gelassen  habe,  welche  im  Vergleich  mit  dem  durchschnittlichen  Bisiko 
sogenannter  normaler  Leben  gleiche  oder  geringere  Gefahr  einschliefsen. 
Dagegen  habe  ich  mich  innerhalb  des  so  abgegrenzten  Kreises  keines- 
wegs nur  auf  langsam  verlaufende,  clironische  Krankheiten  beschränkt, 
vielmehr  z.  B.  auch  die  entzündlichen  Krankheiten  in  die  Statistik 
einbezogen,  da  sie  bei  minderwertigen  Leben  zweifellos  in  Beziehung 
zur  Auslese  stehen. 

6.  Eine  Statistik  der  Gefährlichkeit  dieser  Todesur- 
sachen kann  nun  ihren  Ausgangspunkt  entweder  von  einem 
Vergleich  der  Zahlen  der  Sterbefälle  oder  von  einem  solchen 
der  auf  die  Lebenden  derselben  Altersklasse  bezogenen  prozentmä&igen 
Sterblichkeit  nehmen.  Bei  einem  Vergleich  der  Sterbefälle  ist  natür- 
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lieh  darauf  zu  achten,  dafs  die  Zahlen  der  Lebenden,  aus  welchen  sie 
hervorgegangen  sind,  genau  dieselben  sind ;  sind  die  Zahlen  der  Lebenden 
nicht  gleich,  so  mufs,  um  einen  Vergleich  zu  ermöglichen,  zunächst  eine 
Korrektur  der  Zahlen  der  Gestorbenen  vorgenommen  werden.  Femer 
ist  ein  Vergleich  sowohl  der  Sterbefalle  als  der  Sterblichkeit  an  den 
verschiedenen  Todesursachen  nur  dann  geeignet,  brauchbare  Resultate 
ztt  liefern,  wenn  1.  die  Personengruppen,  deren  Sterblichkeits Verhält- 
nisse zum  Vergleich  herangezogen  werden,  in  keinerlei  Weise  einer 
ärztlichen  Auslese  unterstanden  haben,  da  der  Einflufs  der  Auslese 
bei  den  verschiedenen  Todesursachen  ein  verschiedener  ist  und  darum 
das  an  sich  zwischen  denselben  bestehende  Gefahrverhältnis  mehr  oder 
weniger  alteriert,  und  wenn  weiter  2.  das  Beobachtungsmaterial,  aus 
welchem  die  zu  vergleichenden  Sterblichkeitsverhältnisse  geschöpft  sind, 
dasselbe  oder  wenigstens  ein  gleichartiges  ist  Am  besten  wird  man 
daher  thun,  wenn  man  die  Sterblichkeitsverhältnisse  einer  bestimmten 
Bevölkerung  in  einem  und  demselben  Zeitraum  zu  Grunde  legt.  Der 
Vergleich  selbst  erfolgt  dann  in  der  Weise,  dafs  man  bei  den  ver- 
schiedenen Todesursachen  das  Verhältnis  der  Art  der  Ver- 
teilung der  Sterbefalle  bezw.  der  Sterblichkeitsprozentsätze  über 
die  verschiedenen  Altersklassen  ins  Auge  fafst.  Denn 
eine  Todesursache  wird  um  so  gefährlicher  sein,  jemehr 
diese  Verteilung  zu  Gunsten  früherer  Altersjahre  ver- 
schoben ist,  je  höher  also  die  verhältnismäfsige  Besetzung  dieser 
Altersjahre  mit  Sterbefällen  bezw.  mit  Sterblichkeitsprozentsätzen  ist. 

Das  Verteilungsverhältnis  liegt  freilich  um  so  weniger  anschaulich  zu 
^^6f  J6  weniger  die  Gefahr  zweier  Todesursachen  sich  unterscheidet. 
Man  wird  aber  immer  dieses  Verhältnis  sofort  exakt  feststellen  können, 
wenn  man  die  Wahrscheinlichkeit,  an  den  zu  vergleichenden  Todes- 
ursachen zu  sterben,  je  «=  1  setzt  und  dann  z.  B.  die  einmaligen  Prämien 
für  dieselbe  Kapitalversicherung  auf  den  Todesfall  für  jeda  dieser 
Todesursachen  und  für  jedes  Lebensalter  bestimmt.  Ein  Vergleich 
dieser  Prämien  wird  ein  zutreffendes  Bild  des  Gefahrverhältnisses  der 
verschiedenen  Todesursachen  jeweils  von  bestimmten  Lebensaltem  ab 
liefern;  und  die  durchschnittliche  Gefahr  einer  Todesursache  von 
einem,  eine  B.eihe  von  Jahren  umfassenden  Lebenszeitraum  ab,  also 
z.  B.  einem  Spielraum  des  Beitrittsalters  zu  einer  Lebensversicherungs- 
gesellschaft vom  20. — 60.  Lebensjahre  wird  sich  durch  Ermittlung 
des  Durchschnitts  jener  Prämien  für  diese  Lebenszeitstrecke  darstellen 
lassen. 

Es  liegt  indessen  auf  der  Hand,  dafs  ein  derartiges  Verfahren  ein 
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äufserst  umständliches  ist  und  eine  ganz  gewaltige  rechnerische  Arbeit 
erfordert.  Ich  habe  deshalb  ein  anderes  Verfahren  angewandt,  das 
bedeutend  einfacher  ist  und,  wenn  es  auch  wohl  etwas  weniger 
korrekt  ist,  doch  für  den  Zweck  einer  Rangierung  der  Todes- 
ursachen nach  ihrer  Gefahr  vollkommen  ausreicht.  Dasselbe 
geht  aus  von  einem  Vergleich  der  Sterbefälle  (nicht  der  Ster- 
henswalirscheinlichkeitoder  der  Sterblichkeitskoeffizienten),  näher,  einem 
Vergleich  der  Bewegung  derselben  durch  die  verschie- 
denen Lebensalter  hindurch. 

Bekanntlich  bietet  diese  Bewegung  bei  einer  ganzen  Bevölkerung 
in  den  uns  hier  allein  interessierenden  Lebensjahren,  also  vom  15. — ?0. 
Lebensjahre  ab,  das  Bild  einer  erst  langsam,  dann  rascher  steigenden 
Linie  dar,  welche  etwa  gegen  Ende  der  sechziger  oder  Anfang  oder 
Mitte  der  siebenziger  Jahre  einen  Höhepunkt  erreicht,  von  welchem 
ab  sie  rasch  wieder  fallt  bis  zu  dem  Altersjahre,  in  welchem  über- 
haupt keine  Toten  mehr  verzeichnet  sind.  Es  stellt  sich  in  dieser 
Bewegung  die  Wirksamkeit  der  Gesamtheit  der  in  diesen  Lebens- 
altem überhaupt  vorkommenden  Todesursachen  dar,  so,  wie  dieselbe 
in  der  beobachteten  Bevölkerung  durch  die  jeweilige  konkrete  Be- 
setzung der  verschiedenen  Lebensalter  mit  Lebenden  bedingt  ist. 
Natürlich  haben  aber  die  Wirkungen  der  einzelnen  Todesursachen  nicht 
durchweg  denselben  Verlauf,  den  die  Gesamtheit  der  Todesursachen  auf- 
zeigt, vielmehr  ist  das  Verhältnis  der  Zahlen  der  an  allen  Todesursachen 
zusammen  Gestorbenen  zu  den  Zahlen  der  an  den  verschiedenen  einzelnen 
Todesursachen  Gestorbenen  für  die  verschiedenen  Lebensalter  ver- 
schieden. Einige  Todesursachen  bewirken  überhaupt  nicht  einen  erst 
steigenden  und  dann  fallenden,  sondern  einen  stetig  fallenden  Verlauf  der 
Zahlen  der  Gestorbenen,  andere  stimmen  zwar  in  dem  allgemeinen 
Verlauf  von  Zunahme  und  Abnahme  mit  dem  Gesamtverlauf  überein, 
aber  sie  erreichen  in  anderen,  sei  es  früheren,  sei  es  späteren  Lebens- 
altern ihr  Maximum,  wie  folgende  Beispiele,  die  der  Todesursachen- 
statistik ^)  der  männlichen  englischen  Bevölkerung  (Durchschnitt  der 
Jahre  1892 — 1894)  entnommen  sind,  veranschaulichen  mögen  (die 
Zahlen  sind  nach  den  Geburtenzahlen  für  die  einzelnen  Altersstufen 
korrigiert)  *) : 


^)  Annual  Report  of  the  Kegistrar  General,  1892,  1893,  1894,  p.  108—121. 
>).d.  h.  fär  eine  stabil  gebliebene  Geburtenzahl  von  100000  berechnet,  vgl. 
S.  45. 
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Alter 

Tabes  mesenierica 
Phthiaifl 
Alteraachwäche 
CTesamte  Sterbef. 


15-25 

25—35 

35-45 

45--55 

ss-65 

65—75 

75-85 

27 

14 

13 

12 

9 

5 

2 

966 

I4I9 

1623 

1369 

835 

328 

5« 

— 

— 

— 

— 

102 

I  186 

3232 

^938 

4013 

6059 

8389 

II  202 

14683 

II  508 

85  bis 
Schi; 

o 

3 
1508 

2884 


Ein  Vergleich  dieses  yerschiedenen  Verlaufes  der  einzelnen  Todes- 
ursachen giebt  nun  aber  sofort  auch  das  Mittel  an  die  Hand,  die 
relative  Gefahr  derselben  festzustellen.  Denn  offenbar  isteineTodes- 
ursache  im  allgemeinen  um  so  gefährlicher,  je  früher 
sie  ein  Maximum  von  Opfern  fordert,  je  früher  also  der  auf- 
steigende Ast  ihrer  Kurve  in  den  absteigenden  übergeht.  Man  darf 
allerdings  nicht  gänzlich  yemachlässigen,  dafs  es  nicht  ausschliefslich 
auf  den  Zeitpunkt  ankommt,  in  welchem  eine  Todesursache  ihre 
reichste  Ernte  hält,  dafs  vielmehr  auch  das  Verhältnis  der  Verteilung 
der  Sterbefalle  vor  und  nach  jenem  Zeitpunkt  ins  G-ewicht  fallt.  In- 
dessen darf  doch  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  Todesursachen,  welche 
in  demselben  oder  einem  sehr  nahe  liegenden  Lebensalter  ein  Maximum 
von  Toten  aufzeigen,  nur  ganz  singulär  einen  so  sehr  verschiedenen 
Gesamtverlauf  haben  dürften,  dafs  es  sich  verbieten  würde,  in  der 
Hauptsache  nur  den  Zeitpunkt  des  Maximums  zu  berücksichtigen,  wenn 
auch  nicht  bestritten  werden  soll,  dafs  ein  gleichmäfsig  auf  den  ge- 
samten Verlauf  sich  erstreckender  Vergleich  gerade  bei  Todesursachen, 
derenHöhepunkte  nahe  zusammenliegen,  da  oder  dort  unbedeutende  Ab- 
weichungen in  den  Resultaten  liefern  könnte  bezw.  liefern  würde.  Sobald 
aber  dieMaxima  erheblicher  auseinanderliegen,  kann  durch  die  allerdings 
gerade  hier  zu  verzeichnenden  Unterschiede  im  gesamten  Verlaufe  eine 
Änderung  der  Reihenfolge  zu  Gunsten  von  Todesursachen,  welche  ihr 
Maximum  in  einem  höheren  Lebensalter  haben,  nicht  begründet  werden. 
Um  Mifsverständnissen  vorzubeugen,  sei  übrigens  hier  beiläufig  bemerkt, 
dafs  mit  dem  Gesagten  über  die  relative  Gefahr  derselben  Todes- 
ursache in  den  verschiedenen  Lebensaltern  noch  nicht  das  Mindeste 
ausgesagt  ist;  es  ist  vor  allem  nicht  gesagt,  dafs  eine  Todesursache 
in  demjenigen  Lebensalter  am  getährlichsten  sei,  in  welchem  sie  ein 
Maximum  an  Sterbefällen  aufzeigt.  Die  relative  Gefahr  derselben 
Todesursache  in  den  verschiedenen  Altersklassen  kann  auf  Grund  der 
Zahlen  der  Gestorbenen  allein  überhaupt  nicht  festgestellt  werden; 
es  bedarf  hierzu  einer  Heranziehung  der  Zahlen  der  Lebenden,  aus 
welchen  die  Toten  hervorgegangen  sind,  und  es  ist  hierbei  gar  nicht 
ausgeschlossen,  dafs  selbst  solche  Todesursachen,  welche  in  einer  Be- 
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YÖlkerungsstatistik  mit  steigendem  Alter  immer  weniger  Opfer  fordero, 
doch  stetig  an  relativer  Gefahr  zunehmen. 

7.  Im  Vorhergeheuden  ist  der  Weg  angegeben  werden,  auf  welchem 
die  relative  Gefahr  der  verschiedenen  Todesursachen  zu  ermitteln  ist. 
Es  bleibt  nun,  da  nur  solche  Todesursachen  ins  Auge  gefafst  werden 
sollen,  welche  eine  im  Vergleich  mit  dem  normalen  Risiko  erhöhte  Ge- 
fahr darstellen,  noch  übrig,  aufzuzeigen,  in  welcher  Weise  dieses  Ver- 
hältnis der  einzelnen  Todesursachen  zu  der  Gesamtheit 
deriu  einem  Versicherungsstock  sogenannter  normaler 
Leben  wirksamen  Todesursachen  festgestellt  werden  kann. 
Diese  Ermittlung  kann  genau  auf  demselben  Wege  erfolgen,  auf 
welchem  das  Gefahrsverhältnis  der  einzelnen  Todesursachen  feststell- 
bar ist.  Nur  müssen  die  Zahlen  der  Gestorbenen,  wie  sie  bei 
einem  Versicherungsstock  sich  über  die  verschiedenen  Altersklassen 
verteilen,  zuvor  nach  Mafsgabe  der  regelmäfsig  ganz  andersartigen 
Verteilung  der  Zahlen  der  Lebenden  bei  derjenigen  Bevölkerung 
korrigiert  werden,  deren  Sterbeziffern  zur  Ermittlung  der  relativen 
Gefahr  der  einzelnen  Todesursachen  Verwendung  finden.  Und 
femer  ist  darauf  zu  achten,  dafs  auch  die  Sterblichkeitsverhältnisse 
derjenigen  Bevölkerung,  aus  welcher  jener  Versicherungsstock  durch 
die  ärztliche  Auslese  ausgesondert  ist,  den  Sterblichkeitsverhältnissen 
letzterer  Bevölkerung  gleichartig  sind.  Man  wird  dann  sagen  können, 
dafs  diejenigen  Todesursachen  eine  dem  normalen  Risiko  gegenüber 
erhöhte  Gefahr  darstellen,  welche  ein  Maximum  an  Sterbefallen  vor 
demjenigen  Lebensalter  aufzeigen,  in  welchem  ein  solches  bei  einem 
Versicherungsstock  sogenannter  normaler  Leben  sich  zu  finden  pflegt. 

Man  wird  allerdings  hiergegen  den  schon  oben  erwähnten  Umstand, 
dafs  es  nicht  allein  auf  den  Zeitpunkt  des  Maximums  der  Sterbefalle 
ankommt,  vielmehr  die  ganze  relative  Verteilung  derselben  ins  Gewicht 
fällt,  noch  mehr  als  oben  betonen  können.  Man  wird  mit  Recht 
hervorheben  können,  dafs  die  relative  Verteilung  der  Sterbefälle  bei 
einem  Versicherungsstock  von  der  relativen  Verteilung  selbst  bei 
solchen  Todesursachen  erheblich  abweichen  werde,  welche  genau  in 
demselben  Zeitpunkt  ihr  Maximum  haben,  um  von  Todesursachen, 
bei  welchen  letzteres  mehr  oder  weniger  auseinanderfalle,  ganz  zu 
schweigen ;  und  man  wird  hieraus  folgern,  dass  es  sich  hier  schlechthin 
verbiete,  das  Gefahrverhältuis  kurzerhand  nach  dem  Zeitpunkt  des 
Maximums  der  Sterbefälle  anzusetzen  und  zwar  umsomehr  sich  ver- 
biete, je  näher  die  Maxima  zusammenliegen ;  denn  in  demselben  Mafse 
müsse  auch  die  relative  Verteilung   bei   der   einzelnen  Todesursache 
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Tor  dem  Maximum  eine  geringere  Gefahr  darstellen,  als  die  relative 
Verteilung  bei  einem  Versicherungsstock,  in  welchem  doch  die  Wirk- 
samkeit der  gefährlicheren  und  gefahrlichsten  Todesursachen  sich  in 
der  Richtung  einer  verhältnismäfsig  höheren  Belastung  der  jüngeren 
Lebensalter  mit  Sterbefällen  geltend  machen  werde. 

Indessen  ist  zunächst  zu  bemerken,  dafs  die  Berücksichtigung 
der  gesamten  relativen  Verteilung  der  Sterbefölle  jedenfalls  nur  bei 
solchen  Todesursachen,  welche  in  ihrem  Maximum  sich  nicht  zu  sehr 
von  dem  Maximum  der  Sterbefälle  eines  Versicherungsstockes  zeitlich 
entfernen,  das  auf  das  Verhältnis  des  Zeitpunkts  der  Maxima  gestützte 
Urteil  über  ihre  Oefahr  im  Vergleich  mit  dem  normalen  Bisiko  alte- 
rieren  kann.  Vor  allem  aber  ist  hervorzuheben,  dafs  der  verhältnis- 
mäfsig  stärkeren  Besetzung  der  jüngeren  Altersklassen  mit  Gestorbenen, 
wie  ein  Versicherungstock  eine  solche  im  Vergleich  mit  irgend  einer 
der  nach  dem  oben  Gesagten  allein  in  Betracht  kommenden  Gruppe 
von  Todesursachen  aufzeigt,  auch  eine  verhältnismäfsig  stärkere 
Besetzung  der  höheren  Altersklassen  gegenübersteht,  so  dafs  die  relative 
BisikoerhöhuDg  in  den  jüngeren  Lebensaltem  sich  mehr  oder  weniger 
wieder  ausgleicht.  Und  ferner  ist  zu  bedenken,  dafs  die  Wirksamkeit 
einer  ganzen  Beihe  der  in  jungen  Lebensaltem  ihr  Maximum  erreichenden 
Todesursachen  bei  den  Versicherungsstöcken  durch  den  Einäufs  der 
ärztlichen  Auslese  ganz  wesentlich  beeinträchtigt  ist,  so  dafs  auch  von 
dieser  Seite  her  das  relative  Plus  des  Risikos  normaler  Leben  in  den 
jüngeren  Lebensaltern  herabgemindert  ist.  Der  Fehler,  der  also  da- 
durch begangen  wird,  dafs  der  Vergleich  sich  im  wesentlichen  auf  den 
Zeitpunkt  des  Maximums  der  Sterbefalle  beschränkt,  dürfte  hiernach 
kaum  so  sehr  ins  Gewicht  fallen,  dafs  man  um  desselben  willen  ge- 
nötigt wäre,  zur  Lösung  der  in  Rede  stehenden  Frage  die  oben 
beschriebene  exakte  Methode  in  Anspruch  zu  nehmen,  zumal  es  sich 
nur  um  eine  ungefähre  Abgrenzung  des  Untersuchungs- 
gebietes handelt  und  die  Lösung  der  eigentlichen  Auf- 
gabe: die  Feststellung  des  Gefahrverhältnisses  der  wichtigeren 
gefahrlicheren  Todesursachen  dadurch  nicht  berührt  wird. 

Da  im  Folgenden  das  Gefahrverhältnis  der  einzelnen  Todesursachen 
aus  den  Sterblichkeitsverhältnissen  der  englischen  Bevölkerung  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1892/94  abgeleitet  werden  soll,  so  ist  es 
angezeigt,  zur  Feststellung  des  Verhältnisses  der  Gefahr  zu  dem  Risiko 
sog.  normaler  Leben  die  Sterblichkeitsdaten  englischer  Versicherungs- 
gesellschaften heranzuziehen.  Es  empfiehlt  sich  etwa  die  Tafel  der 
17  englischen  Gesellschaften.    Bei  einer  Verteilung  der  Zahlen  der 
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Lebenden,  wie  sie  die  englische  Bevölkerung  in  oben  genanntem  Zeit* 
räum  aufgezeigt,  verteilen  sich  die  Zahlen  der  Gestorbenen  unter 
Zugrundlegung  der  in  dieser  Tafel  verzeichneten  Sterblichkeitsprozent- 
sätze folgendermafsen  über  die  verschiedenen  Altersklassen: 


Altersklasse 

45-55 

55-65 

65-75 

75-85 

17  englische  Gesellschaften 

6908 

9655 

13543 

II  188 

Das  Maximum  der  Sterbefalle  liegt  hiernach  in  der  Altersstrecke 
65 — 75,  näher,  wie  sich  aus  einem  Vergleiche  der  Gestorbenen  der 
Altersstrecke  55—65  und  75 — 85  mit  der  Altersstrecke  65 — 75  ergiebt, 
in  der  Altersstrecke  70 — 75.  Man  wird  also  nach  dem  oben  Gesagten 
denjenigen  Todesursachen  eine  dem  normalen  Risiko  gegenüber  erhöhte 
Gefahr  zuschreiben  dürfen,  die  ein  Maximum  von  Opfern  vor  der 
Altersstrecke  70 — 75  erreichen. 

8.  Nachdem  der  Weg  aufgezeigt  ist,  auf  welchem  sich  die  im 
versicherungswissenschaftlichen  Sinne  lebenverkür- 
zendenTodesursachen  und  eine  Ordnung  derselben  nach  ihrer  Ge- 
fahr feststellen  lassen,  kann  ich  nun  im  folgenden  dazu  fortschreiten,  diese 
Todesursachen  selbst  undihre  Ordnung  nach  der  Gefahr,  so 
wiedieselbe  aus  der  Sterblichkeitsstatistik  der  männ- 
lichen englischen  Bevölkerung  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1892/94^}  sich  ergiebt,  zur  Darstellung  zu  bringen.  Ich 
habe  aber  nicht  nur  die  Verteilung  der  Sterbefalle  über  die  verschie- 
denen Altersklassen  unter  Berücksichtigung  der  Differenzen  der  Geburten- 
ziffern ermittelt,  sondern  auch,  um  das  Material  für  Vergleiche  geeigneter 
zu  gestalten,  die  Sterblichkeitsprozentsätze  für  die  verschiedenen  Alters- 
klassen berechnet.  Zum  Vergleich  habe  ich  bei  einer  Reihe  von 
Todesursachen  die  Beobachtungen  der  Gothaer  Bank^) 
herangezogen.  Betreffs  der  Differenzen  zwischen  diesen  Beobachtungen 
und  der  englischen  Statistik  der  Jahre  1892 — 94  ist  übrigens  von 
vornherein  folgendes  im  Auge  zubehalten:  Zunächst  stimmen  bekannt- 
lich die  Sterblichkeitsverhältnisse  Englands  keineswegs  durchweg  mit 
denjenigen  Deutschlands  überein,  insbesondere  aber  wird  sich  eine 
Differenz  daraus  ergeben,  dafs  die  Sterblichkeitserhebungen  Gothas 
sich  auf  den  Zeitraum  von  1828 — 78,  diejenigen  der  englischen 
Statistik  auf  die    Jahre   1892 — 94    beziehen.     Femer    umfassen  die 


^)  Annual  Report  etc.,  cfr.  oben. 

*)  Mitteilangen  aus  der  Geschäfts-  und  Sterblichkeitsstatistik,  Weimar  1880. 
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Daten  Gothas  die  Sterblicbkeitsverhältnisse  beider  Geschlechter, 
während  diejenigen,  welche  ich  aus  der  englischen  Statistik  abgeleitet 
habe,  aich  auf  das  männliche  Geschlecht  beschränken.  Vor  allem 
aber  kommt  natürlich  der  Einfiufs  der  ärztlichen  Auslese  in  Betracht, 
yermittelst  welcher  Gotha  solche  Personen  ausschlofs,  die  bei  ihrer 
Aufnahme  irgend  welche  Besorgnisse  betreffs  einer  Verkürzung  der 
nonnalen  Lebensdauer  erregten,  femer  aber  auch  der  Einflufs  der 
sozialen  Auslese,  zufolge  welcher  wesentlich  nur  gewisse  Schichten  der 
BeYÖlkerung  Au&ahme  fanden,  und  endlich  auch  der  der  spekula- 
tiven Auslese,  der  zufolge  von  Gotha  wegen  des  Ausschlusses  der 
Bentenyersicherung  viele  gerade  der  besten  Risiken  fern  geblieben  seiu 
werden.  Selbstverständlich  können  femer  die  Zahlen  der  Gestorbenen 
in  ihrer  relativen  Verteilung  über  die  verschiedenen  Altersklassen, 
von  dem  Einflufs  der  Auslese  ganz  abgesehen,  deshalb  nicht  ohne 
weiteres  verglichen  werden,  weil  Gotha  eine  ganz  andere  Verteilung 
der  Lebenden  hat  als  die  englische  Bevölkerung.  Die  Zahlen  der 
Lebenden  stellen  bei  Gotha  eine  erst  aufsteigende  und  dann  von  einem 
Maximum  ab  fallende,  diejenigen  der  englischen  Bevölkemng  eine 
stetig  fallende  Beihe  dar.  Um  dieser  ganz  eigenartigen  Verteilung 
der  Lebenden  willen  kann  auch  der  Verteilung  der  Sterbefalle  bei 
Gotha  eine  irgendwie  allgemeinere  Bedeutung  nicht  beigelegt  werden; 
sie  vermag  insbesondere  nicht,  wie  Gotha  will,  einer  Betrachtung 
darüber  als  Stütze  zu  dienen,  „in  welchen  Lebensaltem  die  verschie- 
denen Todesursachen  besonders  wirksam  werden'*.^)  Sie  vermag  viel- 
mehr aur  zu  zeigen,  in  welchen  Lebensaltern  die  verschiedenen  Todes- 
ursachen unter  dem  Einflufs  der  oben  genannten  Auslese  und  der 
ganz  konkreten  und  individuellen  Verteilung  der  Lebendeni  wie  sie 
Gotha  in  dem  fünfzigjährigem  Zeitraum  von  1828—78  aufzeigte  und 
wie  sie  bei  keiner  anderen  Yersichemngsgesellschaft  ohne  weiteres 
Torausgesetzt  werden  kann,  besonders  wirksam  geworden  sind.  Endlich 
sei  betreffs  des  Vergleiches  der  Gothaer  Statistik  mit  der  englischen 
Sterblichkeit  noch  bemerkt,  dafs  die  eben  erwähnte  Verschieden- 
heit der  Zahlen  der  Lebenden  auch  eine  Verschiedenheit  der  Durch- 
schnittsalter, vor  allem  in  den  jüngeren  Altersklassen,  bedingt,  welche 
nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Zahl  der  Sterbefalle  und  die  Sterblichkeits- 
prozentsätze bleiben  kann,  dafs  femer  um  der  Kleinheit  der  zu  Grunde 
liegenden  Zahlen  der  Gestorbeneu  willen  die  Sterblichkeitsprozentsätze, 
Tor  allem  diejenigen  Gothas,  bei  manchen  Todesursachen  in  allen 
oder  wenigstens  einigen  Altersstrecken  als  mehr  oder  weniger  zufällige 

1)  Gothaer  Mitteilungen  S.  26. 
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anzusehen  sind,  und  endlich,  dafs  der  Vergleich  sich  nicht  genau  für 
dieselben  Altersstrecken  bewerkstelligen  lafst,  sofern  die  englische 
Statistik  die  Altersklassen  26 — 34,  36 — 44  u.  s.  f.,  Gotha  dagegen 
die  Altersklassen  26 — 35,  36 — 46  u.  s.  f.  zusammenfaCst. 

9.  Ich  gehe  nun  sofort  dazu  über,  die  aus  der  englischen  Statistik 
gewonnenen  Tafeln  der  im  versicherungswissenschaftlichem  Sinne  leben- 
verkürzenden  Todesursachen  mit  einer  Ordnung  nach  der  in  ihnen  sich 
darstellenden  Gefahr  wiederzugeben.  Eine  erste  Tabelle  soll  die 
nach  den  Geburtenzahlen  korrigierten  Zahlen  der  Gestorbenen  in  ihrer 
Verteilung  über  die  verschiedenen  Altersstrecken  aufführen,  eine  zweite 
die  Sterblichkeitspromillesätze  in  eben  diesen  Altersstrecken,  wobei 
nur  zu  beachten  ist,  dafs  letztere  nicht  für  eine  gleichmäfsige  Ver- 
teilung der  Lebenden  über  die  einzelnen  Jahre  der  Altersstrecke, 
sondern  streng  genommen  nur  für  eine  Verteilung  der  Lebenden 
gelten,  wie  sie  gerade  die  englische  Bevölkerung  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1892/94  in  den  verschiedenen  Altersstrecken  aufzeigte.    Derselbe 

am  ^^ 

Ubelstand  ist  freilich  auch  bei  den  Sterblichkeitsprozentsätzen  Gk>thas 
zu  beklagen,  sofern  bei  Gotha  die  gleichmäfsige  Verteilung  der 
Lebenden  in  den  jüngeren  Altersstrecken  zu  Gunsten  der  höheren,  in 
den  höheren  Altersstrecken  zu  Gunsten  der  jüngeren  Jahrgänge  ver- 
schoben ist.  Diese  Verschiebung  bewirkt  bei  Gotha,  dafs  die  Sterb- 
lichkeit in  den  jüngeren  Altersstrecken  eine  höhere,  in  den  höheren 
Altersstrecken  eine  niedrigere  ist,  als  sie  bei  gleichmäfsiger  Verteilung 
sein  würde,  während  bei  der  englischen  Bevölkerung  die  mit  wachsen- 
dem Alter  stetig  fallenden  Zahlen  der  Lebenden  eine  durchweg 
niedrigere  Sterblichkeit  bedingen. 

(Siehe  nehenstehende  Tabelle.) 

Die  Tabelle  I  der  Sterbefälle  vermag  1.  das  Verhältnis  des  Ge- 
wichts der  tabulierten  Todesursachen  vom  15.  Lebensjahre  ab  zu  ver- 
anschaulichen, wie  sich  dasselbe  in  dem  Verhältnis  der  Summen  der 
an  den  einzelnen  Todesursachen  Gestorbenen  ausdrückt;^)  sie  giebt 
2.  ein  Bild  des  Gefahrverhältnisses  dieser  Todesursachen,  welches  sich 
in  dem  Verhältnis  des  Zeitpunktes  ausdrückt,  in  welchem  die  ver- 
schiedenen Todesursachen  ein  Maximum  von  Opfern  fordern;  sie  stellt 
endlich  3.  das  Verhältnis  des  Gewichts  und  der  Gefahr  der  ver- 
schiedenen Todesursachen  in  derselben  Altersstrecke  vor  Augen. 

Letzteres  Verhältnis  veranschaulicht  ebenso  auch  die  Tabelle  II 
der   Sterblichkeitsproraillesätze.      Diese   giebt   aber   weiter  auch   ein 

1)  cfr.  Tab.  V  S.  35. 
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Tabelle  I. 
Sterbefälle  nach  Altersklassen. 


Nr. 

Todesursachen 

15-24 

«5—34 

35— H 

45—54  55-64  65—74  75— «4 

85  bis 
Schi. 

I. 

Phthisis 

966 

1419 

1628 

1369 

855 

328 

52 

3 

2. 

Typhös 

2,5 

37 

M 

a,5 

1.6 

— 

— 

3. 

Syphilis 

5 

17 

20 

19 

13 

6 

^^ 

_ 

4. 

Pericftrditis 

12 

13 

18 

16 

15 

10 

3 

,^_ 

5. 

Irrsinn,  fortschrei- 

tende Paralyse 

8 

55 

152 

133 

97 

"5 

70 

II 

6. 

Trunksucht 

4 

60 

121 

119 

74 

28 

3 

^_ 

7. 

Epilepsie 

48 

56 

67 

67 

60 

61 

34 

8 

8. 

(Zufall  o.Fahrlässigk.) 

356 

37» 

4U 

489 

437 

338 

171 

38 

9. 

(Selbstmord) 

39 

83 

122 

151 

149 

106 

30 

3 

10.  •  Polsadergeschwulst 

I 

17 

48 

73 

66 

»9 

9 

II.,  CirrhoBe  der  Leber 

2 

24 

108 

201 

281 

160 

38 

_ 

12. 

Lungenentzündung 

200 

357 

628 

808 

849 

774 

352 

56 

13. 

Pleuritis 

19 

29 

47 

61 

62 

55 

21 

4 

14. 

Tripper,  Strukturen 

der  Harnröhre 

— 

6 

14 

28 

30 

25 

12 

— 

^5- 

Anämie,  Chlorose  etc. 

8 

10 

20 

34 

41 

33 

9 

_ 

16. 

Akute  Nephritis 

19 

«5 

43 

48 

58 

66 

26 

2 

17. 

Brightsche  Krankheit, 

Albnminuria 

41 

76 

165 

297 

379 

375 

«59 

13 

18. 

Bauchfellentzündung 

36 

23 

29 

38 

45 

45 

22 

2 

«9. 

Diabetes  mellitus 

23 

31 

45 

71 

102 

105 

35 

3 

20. 

Emphysem,  Asthma 

4 

14 

30 

94 

166 

188 

81 

II 

21. 

Krebs 

23 

54 

189 

54a 

920 

1010 

433 

42 

23. 

Endocarditis, 

Klappenkrankheit 

71 

86 

150 

239 

328 

410 

223 

22 

23. 

Part.  Lahm.,  Krankh. 

^ 

des  Bückenmarks 

12 

19 

48 

76 

110 

117 

47 

7 

24. 

Herzhypertrophie 

I 

I 

4 

9 

15 

19 

8 

25. 

Leberkrankh.,  abge- 

sehen von  Cirrhose 

10 

27 

50 

93 

119 

185 

81 

13 

26. 

Darmentzündung 

34 

22 

29 

40 

50 

68 

35 

6 

27. 

Ohnmacht 

6 

II 

21 

42 

73 

88 

43 

7 

28. 

Angina  pectoris 

3 

10 

26 

46 

56 

28 

6 

29. 

Magenkrankheiten 

II 

21 

43 

68 

93 

117 

78 

13 

30. 

Embolie,  Thrombose 

5 

7 

II 

21 

37 

52 

3» 

6 

31. 

Darmverstopfung 

17 

15 

21 

35 

69 

79 

56 

II 

32. 

Gicht 

— 

I 

10 

»5 

46 

72 

40 

7 

33. 

Bruch 

5 

8 

12 

22 

49 

74 

60 

7 

Slaatsw.  Stadion.    VI. 
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Tabelle  U. 
Sterblichkeitspromillesätze  nach  Altersklassen. 


Nr. 

Todesursachen 

IS— 24 

»5—34  35—44 

45-54 

55—64  65—74  75—84 

85  bis 
Schi. 

1. 

Phthisis 

1,520 

«,51 

3." 

3,13 

2,66 

1,55 

0,64 

0,24 

2. 

Typhus 

0,004 

0,005 

0,009 

0,006 

0,005 

— 

— 

— 

3. 

Syphihs 

0,007 

0,030 

0,040 

0,043 

0,042 

0,028 

— 

4. 

Pericarditis 

0,019 

0,023 

0,036 

0,036 

0,046 

0,048 

0,034 

— 

5- 

Irrsijin,  fortschrei* 

teude  Paralyse 

0,01 2 

0,097 

0,300 

0,310 

0,300 

0,540 

0,860 

1,080 

6. 

Trunksucht 

0,007 

0,106 

0,240 

0,273 

0,231 

0,133 

0,040 

— 

7. 

Epilepsie 

0,075 

0,100 

0,132 

0,153 

0,187 

0,289 

0,416 

0,722 

8. 

(Zufall  o.Fahrlässigk.) 

0,560 

0,658 

0,698 

1,119 

i»36o 

1,598 

2,105 

3,608 

9- 

(Selbstmord) 

0,061 

0,147 

0,241 

0,345 

0.464 

0,502 

0,369 

0,301 

lO. 

Pulsadergeschwulat 

0,002 

0,030 

0,094 

0,166 

0,176 

0,136 

0,114 

0,060 

II. 

Cirrhose  der  Leber 

0,003    0,043 

0.213 

0,460 

0,718 

0,756 

0,469 

0,060 

12. 

LuugenentEÜndung 

0,314    0,631 

»,«43 

1,850 

2,644 

3,656 

4,344 

5,292 

13. 

Pleuritis 

o/>3i 

0,051 

1,094 

0,140 

0,192 

0,259 

0,261 

0,421 

14. 

Tripper,  Strikturen 

der  Harnröhre 

— 

0,01 1 

0,029 

0,064 

0,092 

0,116 

0,154 

— 

15. 

Anämie,  Chlorose  etc. 

0,012  1  0,018 

0,039 

0,079 

0,128 

0,153 

0,114 

— 

16. 

Akute  Nephritis 

0,031    0,044 

'  0,085 

0,110 

0,181 

0,263 

0.315 

0,241 

17. 

Brightsohe  Krankheit, 

1 
1 

1 

Albuminaria 

0,064 

0,134 

0,326 

0,680 

1,181 

1.773 

1.958 

1,203 

18. 

Bauchfellentzündung 

0,056 

0,041 

0,057 

0,087 

0,140 

0.215 

0,275 

0,180 

19. 

Diabetes  mellitus 

0,018 

0,055 

0,090 

0,164 

0,317 

0,495 

0,429 

0,301 

20. 

Emphysem,  Asthma 

0,006 

0,025 

0,059 

0.214 

0,518 

0,890 

1,005 

1.021 

21. 

Krebs 

0,020 

0,096 

0,375 

1.240 

2,865 

4*773 

5,222 

3969 

22. 

Endocarditis, 

Klappenkrankheit 

0,112 

0.153 

0,298 

0,546 

1,022 

1,981 

2,749 

2.105 

23- 

Part.  Lähm.,  Krankh. 

p 
1 

des  Rückenmarks 

ü,oi9 

0,033 

0,094 

0,175 

0.343 

0,555 

0,583 

0,541 

24. 

flerzhypertrophie 

0,002 

0.002 

0,008 

0,020 

0,048 

0,090 

0,094 

^— 

25. 

Leberkrankh.,  abge- 

1 

sehen  von  Cirrhose 

0,016  ;  0,047 

0,100 

0,213 

0,372 

0,640 

1,000 

1.263 

26. 

Dan;nentznndang 

0,054 

0,039 

0,056 

0,092 

0,157 

0,298 

0,429 

0,541 

27. 

Ohnmacht 

0,009 

0,020 

0,042 

0,096 

0,228 

0,414 

0,530 

0,541 

28. 

Angina  pectoris 

-^ 

0.006 

0,020 

0,059 

0,144 

0,265 

0,349 

0,541 

29. 

Magenkrankheiten 

0,017     0,036 

0,085 

0,155 

0,288 

0.552 

0,959 

1,197 

30. 

Embolie,  Thrombose 

0,007     0,012 

0,021 

0,047 

0,115 

0,248 

0,382 

0,541 

31. 

Darmverstopfung 

0,027  I  0,026 

0,041 

0,081 

0,183 

0,375 

0,691 

1,082 

32. 

Gicht 

—        0,002 

0,020 

0,056 

0,145 

0,342 

0,496 

0,661 

33. 

Bnieh 

0,007 

!  0,014 

1 

0,024 

0,051 

0,153 

0,351 

0,617 

0,662 
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Bild  des  Yerhältnisses  der  Gefahr  derselben  Todesursache  in  den 
yerschiedenen  Altersstrecken ;  sie  ist  femer  allein  geeignet,  einem  Ver- 
gleiche, der  nicht  nnr  auf  Verhältnisse  mehrerer  Todesursachen  hin- 
sichtlich Gewicht  und  Gefahr,  sondern  auf  die  yerschiedenen  einzelnen 
Todesursachen  selbst  mit  ihren  Ziffern  in  verschiedenen  statistischen 
Erhebungen  sich  erstreckt,  als  Grundlage  zu  dienen. 

In  unserem  Zusammenhange  interessiert  vor  allem  die  Tabelle  I, 
sofern  sie  die  relative  Gefahr  der  verschiedenen  lebenverkürzenden 
Todesursachen  vor  Augen  stellt.  Übrigens  kann  und  will  die  in  der 
Tabelle  gegebene  Reihenfolge  keineswegs  den  Anspruch  auf  völlige 
Korrektheit  erheben.  Eine  solche  ist  auf  dem  hier  betretenen  Wege 
einer  Schätzung  des  Zeitpunkts  des  Maximums  der  Sterbefälle,  zu 
welcher  bei  Todesursachen  mit  annähernd  gleichzeitigem  Maximum 
eine  Schätzung  der  Ge&hr  der  Verteilung  der  Sterbefälle  vor  imd 
nach  dem  Maximum  sich  gesellte,  überhaupt  nicht  erreichbar.  Einer 
völligen  Korrektheit  bedarf  es  aber  auch  für  den  hier  verfolgten 
Zweck  einer  Klassifikation  der  verschiedenen  Todesursachen  nach  ihrer 
Gefahr  keineswegs.  Für  diesen  Zweck  genügt  es  vielmehr,  wenn  nur 
die  Umgebung  zutreffend  bestimmt  ist,  in  welche  eine  Todesursache 
ihrer  Gefahr  nach  gehört.  Zu  dieser  Bestimmung  reicht  aber  die 
obige  Tabelle  zweifellos  aus. 

10.  Die  Tabelle  findet  übrigens  in  der  Hauptsache  eine  Bestätigung 
durch  die  wesentliche  Übereinstimmung  mit  der  Todesursachen- 
Statistik  der  Gothaer  Bank.  Bringt  man  die  von  Gotha  unter- 
schiedenen Todesursachen,  soweit  sie  für  den  Vergleich  mit  der  obigen 
Tabelle  in  Betracht  kommen,  auf  demselben  Wege  in  eine  Ordnung 
nach  der  Gefahr,  der  bei  der  Konstruktion  der  Tabelle  I  betreteu 
wurde,  so  erhält  man  folgendes  Bild: 

(Siehe  umstehende  Tabelle.) 

Man  wird,  wenn  man  diese  Tabelle  mit  der  Tabelle  I  vergleicht, 
eine  wesentliche  Übereinstimmuncr  kaum  verkennen  können.  Die 
Reihenfolge  der  ohne  weiteres  vergleichbaren  Todesursachen  2 — 8  ist 
in  der  Hauptsache  in  beiden  Tabellen  dieselbe;  nur  wechseln  die 
Todesursachen  3 — 5  unter  sich  derart  die  Plätze,  dafs  sie  in  der  einen 
Tabelle  in  gerade  entgegengesetzter  Weise  sich  einreihen,  als  in  der 
anderen.  Betreffs  des  Typhus  will  diese  Abweichung  deshalb  nichts 
besagen,  weil  derselbe  in  der  englischen  Statistik  mit  nur  ganz 
minimalen  Zahlen  vertreten  ist,  und  darum  die  Abweichung  sehr 
leicht    hierin    allein    ihren    Grund    haben    kann.      Was    aber    die 
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Yeranglückung  betrifft/ so  ist  Terständlich,  daXs  dieselbe  in  einer 
fievölkerung  im  Vergleich  mit  Selbstmord  ein  relativ  höheres 
Gewicht  und  eine  relativ  höhere  Gefahr  hat  als  in  einem  Ver- 
sicherungsstock.  Was  dann  die  Todesursachengnippen  der  Tabelle  III, 
d.  h.  die  Nummern  1  und  9 — 13  betrifft,  so  können  die  Geistes- 
krankheiten Gothas  um  ihrer  kleinen  Zahlen  willen  ihren  ersten 
Platz  nicht  gesichert  einnehmen;  die  Gestaltung  der  Verteilung  der 
Sterbefalle  steht  allem  Anschein  nach  unter  dem  Einflufs  des  Zufalls, 
und  man  wird  aus  derselben  nur  soviel  entnehmen  können,  dafs  die 
Geisteskrankheiten  zu  den  gefahrlichsten  Todesursachen  zahlen,  was 
damit  zusammenstimmt,  dafs  in  der  englischen  Statistik  der  Irrsinn 
ebenfalls  in  der  Gesellschaft  der  gefahrlichsten  Todesursachen  erscheint. 
Den  chronischen  Leberkrankheiten  Gothas  kann  in  der  englischen 
Tabelle  nur  die  Summe  der  Nummern  11  und  26  gegenübergestellt 
werden.  Die  in  dieser  Summe  sich  darstellende  Gesamtheit  der 
Leberkrankheiten  reiht  sich  in  der  englischen  Statistik  zwischen  Dia- 
betes und  Krebs  ein,  während  die  chronischen  Leberkrankheiten  Gothas 
nach  Krebs  sich  einfügen.  Diese  Abweichung  ist  jedenfalls  eine  un- 
bedeutende ;  sie  ist  überdies  vielleicht  nur  die  Folge  der  in  jener  Ge- 
samtheit mitwirkenden  akuten  Leberkrankheiten.  Es  reihen  sich  in 
der  Gothaer  Statistik  die  chronischen  Gehirn-  und  Kückenmarks- 
krankheiten und  die  chronischen  Herzkrankheiten  an,  was  mit 
der  englischen  Statistik,  soweit  die  Nummern  22 — 24  der  Tabelle  I 
erkennen  lassen,  übereinstimmt.  Eine  bemerkenswerte  Differenz 
der  Tabellen  I  und  UI  ist  nur  zu  konstatieren  betreffs  der  Nummern 
13  und  13  der  Gothaer  Tabelle.  Die  entzündlichen  Krankheiten 
der  Organe  der  Brusthöhle  stellen  in  der  Tabelle  I  (Nummern 
4,  12,  22)  eine  bemerklich  höhere  Gefahr  dar,  als  sie  ihnen  in  der 
Tabelle  Ul  beigelegt  wird.  Dasselbe  gilt  von  der  Todesursache 
Emphysem,  welche  sich  in  der  englischen  Statistik  zusammen  mit 
Asthma  zwischen  Diabetes  und  Krebs  einreiht,  während  sie  in  der 
Gothaer  Statistik  zusammen  mit  chronischen  Entzündungen  und 
Katarrhen  der  Lungenschleimhaut  eine  erheblich  geringere  Gefahr 
darstellt  Doch  könnte  die  Differenz  in  der  Einreihung  des  Em- 
physems sehr  leicht  nur  die  Folge  der  eben  genannten  Verschiedenheit 
der  Zusammenfassung  desselben  mit  andern  Todesursachen  sein.^)  — 
Wenn  hiemach  die  Gothaer  Statistik  das  von  mir  aus  der 
englischen  Statistik  abgeleitete,  in  der  Tabelle  I  wiedergegebene 
Gefahrverhältnis  der  verschiedenen  Todesursachen  in  der  Hauptsache 

*)  cfr.  die  Denkschrift  Blabchxe's  S.  46  f. 
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bestätigt  9  ao  thut  sie  dies  unbeschadet  einer  zum  Teil  sehr  bemerk- 
liehen  Abweichung  von  der  Tabelle  II  der  Sterblichkeitspromillesätse, 
zn  deren  Erklärung  im  wesentlichen  auf  das  oben  über  das  VerhäUbnia 
der  Gothaer  und  der  englischen  Statistik  Gesagte  zurückzugreifen  ist. 
Ich  beschränke  mich  aber  bei  der  Wiedergabe  und  Besprechung  der 
Gothaer  Sterblichkeitspromülesätze  auf  die  ohne  weiteres  vergleich- 
baren und  versicherungspraktisch  besonders  wichtigen  Todesursachen« 
Die  Tabelle  derselben  ist  folgende: 

Tabelle  IV. 
Sterblichkeitspromillesätze  nach  Gotha. 


Alter 

15—25 

26—35 

36—45 

46-55 

56-65 

66-75 

76-85 

86—90 

Phthisis 

2,63 

2,171 

2,279 

2,468 

3,005 

2,487 

0,969 

0,969 

Brightsche  Elrkh. 

— 

0,083 

0,155 

0,248 

0,518 

0,755 

0,667 

Diabetes 

— 

0,03s 

0,068 

0,069 

0,207 

0,103 

— 

— 

Krebs 

— 

0,083 

0,297 

0,846 

2,155 

3,990 

3,960 

— 

Wiederholung  aus  Tabelle  IL 

Alter 

15—24 

25—34 

35—44 

45—54 

55-64 

65—74 

75-84 

85  bis 
Schi 

Phthisis 

1,5» 

2,5» 

3.22 

3»i3 

2,66 

1,55 

0,64 

0,24 

BrightocheKrkh. 

0,064 

0,134 

0,326 

0,680 

1,181 

1,773 

1,958 

1,203 

Diabetes 

0,01  S 

0.055 

0,090 

0.164 

0,317 

0,495 

0429 

0,301 

Krebs 

0,020 

0,096 

0,375 

1,240 

2,865 

4,773 

5,222 

3,969 

Am  auffallendsten  ist  die  Abweichung  der  Gothaer  Sterblichkeit 
in  der  Todesursache  Phtlusis.  Während  nämlich  die  Sterblichkeit  an 
dieser  Todesursache  nach  der  englischen  Statistik  vom  15.  Lebensjahre 
ab  bis  etwa  in  die  erste  Hälfte  der  vierziger  Jahre  offenbar  stetig  wächst, 
um  von  da  ab  langsam  und  stetig  zu  fallen,  erfahrt  die  Sterblichkeit 
an  Phthisis  in  der  Qothaer  Statistik  nach  einem  sehr  hohen  Promille- 
satze in  der  Altersstrecke  15 — 25  eine  Depression  in  der  Altersstrecke 
36 — 36,  wächst  von  da  ab  wieder  langsam  bis  zu  einem  Ma^dmum  in 
der  Nähe  des  60.  Lebensjahres,  ohne  indes  in  der  Altersstrecke 
36—55  den  Promillesatz  der  .Altersstrecke  15 — 25  zu  erreichen,  und 
fallt  dann  von  der  ersten  Hälfte  der  sechziger  Jahre  ab  rasch  bis  auf 
ein  Minimum  in  der  Altersstrecke  76—90.*) 

^)  cfr.  auch  die  graphische  Dantellung  auf  S.  87  der  Gothaer  ICtteilungeiL 
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Es  fragt  sich,  wie  diese  Differenz  zu  erklaren  ist.  Zunächst  ist 
für  die  Altersstrecke  16~-26  zu  beachten,  dafs  das  Durchschnittsalter 
der  bei  Gh>tha  in  dieser  Altersstrecke  versichert  Gewesenen  nach  den 
Angaben  der  Bank')  23,3,  also  beträchtlich  höher  war  als  das 
Darchschnittsalter  dw  englischen  Bevölkerung  in  derselben  Atters- 
strecke,  welches  offenbar  vor  das  20.  Lebensjahr  zu  liegen  kommt, 
ja  sogar  höher  als  das  Durchschnittsalter  dieser  Bevölkerung  in  der 
Altersstrecke  20 — 25,  und  noch  mehr  der  Altersstrecke  20 — 24, 
welch'  letzteres  etwa  V/^  Jahre  firüher  liegen  dürfte  als  dasjenige  der 
Gk>thaer  Versicherten.  Das  ist  aber  bei  der  gerade  auf  Grund  der 
englischen  Statistik  zu  konstatierenden  erheblichen  Steigerung  der 
Sterblichkeit  an  Lungenschwindsucht  innerhalb  der  Altersstrecke 
15 — 24  ein  sehr  beachtenswerter  Unterschied.  Die  20  24  jährigen 
haben  eine  annähernd  noch  einmal  so  grofse  Sterblichkeit  an  Lungen- 
achwindsucht als  die  16 — 19 jährigen:  2,02%^  gegenüber  1,07^/^0.  Man 
mufä  also  für  den  Vergleich  mit  Gotha  in  der  Altersstrecke  15 — 25 
der  englischen  Tabelle  mindestens  den  Promillesatz  2,02  zu  Grunde 
legen.  Doch  auch  dieser  ist  noch  verhältnismäfsig  zu  klein.  Schätzen 
wir,  um  die  Differenz  des  Durchschnittsalters  vollends  auszugleichen, 
die  Höhe  des  englischen  Promillesatzes  für  das  Durchschnittsalter 
23,3,  so  dürfte  sich  derselbe  auf  annähernd  2,20  7oo  belaufen.  Damit 
ist  aber  die  englische  Sterblichkeit  der  Gothaer  ziemlich  näher  gebracht. 

Es  bleibt  freilich  auch  nach  dieser  Korrektur  die  auffallende  Tbat- 
Sache  bestehen,  dafs  die  Sterblichkeit  der  Gothaer  Versicherten  (im 
Gegensatz  zu  den  nächstfolgenden  Altersstrecken)  eine  höhere  war 
als  diejenige  der  englischen  Bevölkerung,  vor  allem  aber,  dafs  dieselbe 
(im  G^ensatz  zu  der  Sterblichkeit  der  englischen  Bevölkerung)  in 
der  Altersstrecke  15—26  eine  höhere  war  als  in  der  Altersstrecke 
26—  55.  Indessen  legt  gerade  diese  Thatsache  bei  der  Kleinheit  der 
Zahl  der  in  der  Altersstrecke  15—25  an  Lungenschwindsucht  Ge- 
storbenen die  Vermutung  nahe,  dafs  der  Sterblichkeitspromillesatz 
Groihas  in  dieser  Altersstreeke  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ein  zu- 
fälliger ist  Wären  z.  B.  statt  23,5  nur  18,8  gestorben,  so  wäre  der 
SterblichkeitapromiUesatz  2,10;  bei  diesem  würden  aber  beide  genannten 
auffälligen  Beziehungen  fortfallen.  Es  will  aber  offenbar  so  gut  wie  nichts 
besagen,  wenn  statt  18,8  vielmehr  23,5  Personen  gestorben  sind.  Es 
ist  dies  eine  Differenz,  wie  sie  in  ähnlicher  Weise  in  der  Statistik  der 
Sterbefälle  oft  genug  zu  verzeichnen  ist«  Man  wird  daher,  solange 
nicht  andere  gut  fundierte  Erfahrungen  Gotha  an  die  Seite  treten, 

')  Mitteüangen  S.  86. 
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den  Sterblicbkeitspromillesatz  2,63  in  der  Altersstrecke  15 — 25  nnd 
die  durch  letzteren  bedingte  eigentümliche  Bewegung  der  Sterblichkeits- 
promillesätze durch  die  Terschiedenen  Altersstrecken  hindurch  als 
zufallige  beurteilen  müssen. 

Sieht  man  aber  auch  von  der  Sterblichkeit  der  Altersstrecke 
15 — 25  ab,  so  bleibt  zwischen  der  englischen  und  der  Gothaer 
Sterblichkeit  immerhin  noch  ein  erheblicher  Unterschied  bestehen, 
der  sich  darin  ausdrückt,  dafs  die  englischen  Sterblichkeitspro- 
millesätze  in  den  jüngeren  Altersstrecken  höher,  in  den  höheren 
niedriger  sind  als  diejenigen  Gothas  und  dafs  jene  früher  ein 
Maximum  erreichen  als  diese.  Diese  Erscheinung  läfst  sich  aber 
erklären  einerseits  aus  dem  EinfluTs  der  Auslese  bei  Gk>tha,  anderer- 
seits aus  einem  offenbar  zwischen  der  deutschen  und  englischen  Be- 
völkerung bestehenden  Unterschied  der  Sterblichkeit  au  Lungen- 
schwindsucht. Deutschland  hat  allem  Anschein  nach  eine  etwas  höhere 
Sterblichkeit,  wie  sich  diese  mehr  oder  weniger  rein,  d.  h.  von  der 
Auslese  unbeeinflufst,  in  der  Sterblichkeit  der  Gothaer  Versicherten 
iu  den  höheren  Altersstrecken  im  Vergleich  mit  der  englischen  Be- 
völkerung offenbart.  Wenn  somit  die  Sterblichkeitspromillesätze 
Gothas  in  den  jüngeren  Altersstrecken  hinter  denjenigen  der  eng- 
lischen Statistik  zurückbleiben,  so  dürfte  dies  nur  die  Wirkung  der 
Auswahl  sein,  welche  einen  grofsen  Teil  derjenigen  Bisiken  ausschliefst, 
welche  in  einer  Bevölkerung  in  diesen  Altersstrecken  die  Sterblich- 
keitspromillesätze stark  beeinflussen  und  ein  rasches  Anschwellen  der- 
selben zu  einem  Maximum  bewirken. 

Ich  bemerke  schliefslich  noch,  dafs  die  Thatsache,  dafs  nicht  nur 
die  zehnjährigen,  sondern  ebenso  auch  die  fünQährigen  Sterblichkeits- 
promillesätze Gothas  in  ihrer  Bewegung  durch  die  verschiedenen 
Altersstrecken  hindurch  das  Bild  einer  erst  fallenden  und  dann  wieder 
steigenden  Kurve  darstellen,  —  dafs  auch  diese  Thatsache  die  Annahme 
nicht  zu  rechtfertigen  vermag,  dafs  die  Lungenschwindsucht  nach  der 
Altersstrecke  15 — 25  an  Gefahr  verliere,  um  erst  nach  geraumer  Zeit 
wieder  die  alte  Höhe  der  Gefahr  zu  erreichen.  Denn  wenn  dies  wirk- 
lich der  Fall  wäre,  so  würde  sich  gewifs  auch  in  der  englischen 
Statistik  eine  ähnliche  Depression  zeigen.  Eine  solche  findet  indessen 
offenbar  nicht  statt.  Man  wird  deshalb  nicht  umhin  können,  entweder 
die  Erklärung  der  eigentümlichen  Bewegung  der  Gothaer  Sterblichkeit 
an  Lungenschwindsucht  darin  zu  suchen,  dafs  die  ärztliche  Diagnose 
in  der  Altersstrecke  15 — 30  nicht  ebensoviel  zu  leisten  vermochte 
als  in  den  folgenden  Altersstrecken,   oder  aber  diese  Bewegung  als 
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eine  zufällige  zu  beurteilen,  wobei  man  darauf  hinweisen  kann,  dafs 
bei  einer  ganz  unbedeutenden  Verschiebung  der  Sterbefalle  in  der  Alters- 
strecke 16 — 40  sich  das  Bild  einer  in  dieser  Altersstrecke  durchweg 
steigenden  Sterblichkeit  eröfinet. 

Bedeutend  einfacher  als  bei  Lungenschwindsucht  liegt  der  Yer- 
gleich  bei  den  übrigen  Todesursachen  der  Tabelle  IV.  Die  Sterblich- 
leitspromillesätze  Gothas  sind  in  diesen  Todesursachen  durchweg 
niedriger  als  diejenigen  der  englischen  Statistik  und  können  in  ihrem 
Verhältnis  zu  diesen  sehr  wohl  als  Wirkung  der  Auslese  aufgefafst 
werden.  Die  Sterblichkeit  verläuft  auch  in  beiden  Statistiken  ziemlich 
proportional.  Eine  Abweichung  von  dieser  Proportionalität  besteht 
nur  1.  in  den  Schlufspromillesätzen  der  Gothaer  Tabelle,  welche  im 
Vergleich  mit  den  jeweilig  vorangehenden  Promillesätzen  im  Gegen- 
satz zur  englischen  Statistik  eine  Abnahme  der  Sterblichkeit  in  den 
betreffenden  Altersstrecken  bezeichnen,  und  2.  in  dem  Promillesatz  des 
Gothaer  Diabetes  in  der  Altersstrecke  46—55.  Indessen  müssen  diese 
sämtlichen  Abweichungen  meines  Erachtens  als  zufallig  beurteilt 
werden.  Ganz  deutlich  ist  diese  Zufälligkeit  bei  dem  Promillesatz 
des  Diabetes  in  der  genannten  Altersstrecke,  wie  die  Tabelle  III  der 
Sterbefalle  Gothas,  (welche  gerade  bei  Diabetes  mit  der  für  die  Be- 
rechnung der  Sterblichkeitspromillesätze  Gothas  zugrundezulegenden 
Tafel  der  Sterbefalle  ziemlich  genau  übereinstimmt),  unwiderleglich 
zeigt.  Denn  die  Sterblichkeitspromillesätze  Englands  verbieten  die 
Annahme,  dafs  die  bei  Gotha  sich  findende  Depression  der  Sterbefalle 
bzw.  annähernde  Eonstanz  der  Sterblichkeit  im  Vergleich  mit  der 
immittelbar  vorangehenden  Altersstrecke  36—45  irgendwie  in  der 
eigentümlichen  Wirksamkeit  dieser  Todesursache  selbst  begründet  sei ; 
es  hat  aber  auch  sein  Mifsliches,  sie  auf  Bechnung  der  durch  die 
Auslese  beeinllufsten  Wirksamkeit  derselben  zu  setzen;  man  wird 
deshalb  gerade  bei  der  Kleinheit  der  Zahlen  der  Sterbefälle  sich  ge- 
nötigt sehen,  jene  Depression  bezw.  Eonstanz  dem  Spiele  des  Zufalls 
zuzuschreiben.  Ganz  dasselbe  ist  aber  auch  betreffs  der  Abweichung 
der  Schlufspromillesätze  der  Tabelle  IV  im  Vergleich  mit  der  eng- 
lischen Statistik  zu  sagen.  Auf  Bechnung  der  eigentümlichen  Wirk- 
Bamkeit  der  Todesursachen  selbst  wird  man  die  Depressionen  bei 
Gotha  angesichts  des  Verlaufs  der  englischen  Sterblichkeit  an  diesen 
Todesursachen  nicht  setzen  können.  Denn  bei  aller  Differenz  der 
englischen  und  deutschen  Sterblichkeit  wird  man  doch  einen  derartigen 
Unterschied  nicht  annehmen  dürfen.  Die  Wirkung  der  Auslese  kann 
aber  noch  viel  weniger  in  Frage  kommen.    Dann  aber  ist  es  bei 
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der  KleiDheit  der  Zahlen  der  Gestorbenen  das  Nächstliegende,  in  der 
Depression  der  Gothaer  Promillesätze  eine  Wirkung  des  Zn&tlls  zu  sehen. 

11.  Ich  bemerke  hier  beiläufig,  dafs  die  Erkenntnis  dieser 
teilweisen  Zufälligkeit  der  Gothaer  Sterbefälle  und 
Sterblichkeitspromillesätze  nicht  ohne  Bedeutung  ist 
für  die  Beurteilung  des  BLASCHKE^schen  Versuches, 
aus  der  Gothaer  Statistik  Prämien  für  vollwertige  Leben 
und  minderwertige  Leben  bei  eindeutig  diagnostizierbarer 
Todesursache  abzuleiten.  Diese  Prämien  sind  in  dem  MaTse  als 
unzutreffend  zu  bezeichnen,  als  infolge  jener  Zufälligkeiten  das  finanzielle 
Bisiko  der  verschiedenen  Todesursachen  alteriert  wird.  Zweifellos  ge^ 
schiebt  dies  z.  B.  bei  den  drei  zuletzt  besprochenen  Todesursachen,  und 
zwar  erfolgt  die  Veränderung  im  Sinne  einer  Erhöhung  des  Risikos. 
Denn  um  der  genannten  Depressionen  der  SchluTspromillesätze  willen 
erscheint  bei  diesen  Todesursachen  die  Verteilung  der  Promillesätze 
im  Vergleich  mit  der  nach  Analogie  der  englischen  Statistik  zu  er- 
wartenden zu  Gunsten  der  früheren  Lebensalter  verschoben.  Eine 
solche  Verschiebung  bedeutet  aber  nach  dem  oben  Dargelegten  eine 
Erhöhung  des  Risikos.  Ganz  besonders  ist  eine  solche  Erhöhung  bei 
der  Todesursache  Diabetes  zu  verzeichnen,  die  nach  den  Gothaer 
Promillesätzen  bedeutend  gefährlicher  aussiebt,  als  sie  nach  der  eng- 
lischen Bevölkerungsstatistik  erseheint  und  darum,  vollends  unter  dem 
Einflufs  der  Auslese,  bei  Gotha  in  Wirklichkeit  sein  dürfte.  Die 
Folge  der  zufalligen  Promillesätze  bei  Diabetes  bei  Gotha  ist  dann, 
dafs  auch  die  BLASCHKE'schen  Prämien  bei  eindeutiger  Diagnose  des 
Diabetes  als  Todesursache  bedeutend  zu  hoch  sind  ^),  und  in  der  von 
Blaschke  aufgestellten  Klassifikation  der  Todesursachen  nach  der 
Gefahr  ^)  Diabetes  in  der  höchsten  der  drei  unterschiedenen  Gefabren- 
klassen figuriert,  während  er  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  vielmehr 
in  die  mittlere  dieser  Klassen  gehört. 

Das  Gesagte  ist,  von  anderen  später  zu  nennenden  Gründen  ganz 
abgesehen,  wenig  geeignet,  Vertrauen  in  die  Richtigkeit  der  Prämien 
Rlaschke's  für  die  von  Gotha  unterschiedenen  Todesursachen^)  und 
die  von  ihm  selbst  unterschiedenen  G^fahrsklassen  ^)  zu  erwecken,  und 
dieses  Vertrauen  wird  sich  auch  betreffs  der  einzelnen  Todesursachen 
so  lange  nicht  erzeugen  lassen,  als  nicht  nachgewiesen  wird,  dafs  kein 

*)  Tafel  VII  der  Denkschrift,  Prämien  für  minderwertige  Leben. 

«)  S.  39  der  Denkschrift. 

•)  Tab.  IV  und  VII  der  Denkschrift. 

*)  Tafel  n— IV  des  Anhangs  der  Denkschrift. 
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Anlafs  Torliegt,  in  der  Bewegung  ihrer  Sterblichkeitsprömillesätze 
durch  die  verschiedeuen  Lebensalter  hindurch  ähnliche  Zufälligkeiten 
zu  vermuten,  wie  sie  bei  den  eben  genannten  Todesursachen  zu  kon« 
statieren  waren. 

12.  Dagegen  findet  allerdings  die  BLASCHKE'sche 
Gefahrenklassifikatiou  selbst  in  der  Hauptsache  eine 
Stutze  in  der  englischen  Statistik,  wie  bei  der  wesentlichen 
Ubereiostimmung  der  Tabellen  I  und  III  hinsichtlich  des  Grefahrver- 
hältoisses  der  verschiedenen  Todesursachen  nicht  anders  zu  erwarten  ist. 

Fassen  wir  zunächst  nur  die  beiden  ersten  Gefahrsklassen  Blabchke's 
ins  Auge,  so  umfassen  dieselben  die  Todesursachen  von  Lungenschwind- 
sucht als  höchstgefahrticher  Todesursache  an  bis  zu  den  chronischen 
Herzkrankheiten  als  den  geringstgefährlichen  Todesursachen.  ^)  Letztere 
sind  in  der  Tabelle  I  repräsentiert  durch  die  Nummern  22  und  24. 
Es  fallen  also  zunächst  alle  Todesursachen  bis  Nr.  21  in  die  beiden 
ersten  Gefahrsklassen  Blaschkb's,  aber  weiter  auch  noch  die  Nummern 
bis  mindestens  26  oder  27,  welche  zum  Teil  dieselbe,  zum  Teil  auch 
eine  höhere  Gefahr  darstelleii  als  die  Nummern  22  und  24.  (Eine 
höhere  Gefahr  stellt  die  Nummer  26,  Unterleibsentzündung,  dar, 
welche  bei  Berücksichtigung  der  gesamten  Verteilung  der  Sterbefalle 
über  alle  Altersstrecken  vom  15.  Lebensjahre  ab  zweifellos  einige 
Nummern  höher  einzureihen  wäre,  aber  trotzdem  an  dieser  Stelle 
eingeordnet  ist,  weil  eine  richtige  Schätzung  des  Orts  der  Einreihung 
unter  Berücksichtigung  jener  gesamten  Verteilung  schwierig  ist,  und 
darum  bei  allen  Todesursachen  wesentlich  nur  der  Zeitpunkt  des 
Maximums  und  die  Verteilung  unmittelbar  vor  und  nach  demselben 
ins  Auge  gefafst  wurde.  ^)  Eis  bleibt  deshalb  bei  einer  Klassifikation 
der  verschiedenen  Todesursachen  nach  ihrer  Gefahr  auf  Grund  der 
Tabelle  I  immer  die  Aufgabe  bestehen,  wenigstens  in  den  Grenz- 
gebieten der  Klassen  jene  Verschiedenheit  der  Gesamtverteilung  der 
Sterbef&Ue  zu  berücksichtigen.) 

Teilen  wir  dann  aber  die  Nummern  1 — 27  in  zwei  Gefahrsklassen 
ein,  so  bietet  sich  etwa  die  Abgrenzung  1 — 10  und  11 — 27  dar,  bei 
welcher  in  der  ersten  Klasse,  das  Maximum  der  Sterbefälle  in  der 
Altersstrecke  36 — 64,  in  der  zweiten  Klasse  in  der  Altersstrecke 
55—74  liegt.  Vergleichen  wir  diese  Klassen  mit  denjenigen  Blasohke's, 
90  stehen  zunächst  Lungenschwindsucht,  Typhus,  Selbstmord  und 
Verunglückung   auf  beiden   Seiten    übereinstimmend    in    der  ersten 

')  cfr.  Denkschrift  S.  39  und  Tab.  VH. 

^  cfr.  auch  K.  B.  die  Nr.  8  im  Vergleich  mit  den  Yorangehenden  Nummern. 
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Klasse  (die  übrigens  bei  Blaschke  als  dritte  bezeiclmet  ist);  was 
dann  die  übrigen  Ton  Blaschke  in  diese  Klasse  gestellten  Todes- 
ursachen betrifft,  so  ist  die  Kategorie  „Geisteskrankheiten''  nicht  ohne 
weiteres  mit  der  Statistik  der  Tabelle  I  vergleichbar,  aber  die  Geistes- 
krankheit „Irrsinn,''  welche  in  der  englischen  Statistik  in  der  höchsten 
Gefahrsklasse  auftritt,  weist  auf  eine  Übereinstimmung  auch  in  diesem 
Punkte  hin.  Die  Todesursache  Gelenkrheumatismus,  welche  nach 
Blaschke  weiter  in  diese  Klasse  gehört,  ist  mit  der  englischen  Sta- 
tistik nicht  vergleichbar.  Es  bleibt  darum  nur  noch  die  Todesursache 
Diabetes  zum  Vergleiche  übrig,  der  aber  hier  eine  Differenz  zu  kon- 
statieren hat,  sofern  die  Tabelle  I  den  Diabetes  im  Unterschied  von 
der  Klassifikation  Blaschke's  in  die  zweite  Gefahrsklasse  verweist, 
übrigens  ist  die  Differenz  keine  erhebliche,  sofern  der  Diabetes  bei 
Blaschke  wenigstens  am  Schlüsse  der  höchsten  Gefahrsklasse  nahe 
der  zweiten  Klasse  rangiert.  Soweit  aber  die  Abweichung  vorhanden 
ist,  ist  zu  ihrer  Erklärung  auf  das  oben  zu  den  Sterblichkeitspromille- 
sätzen Gothas  in  dieser  Todesursache  Gesagte  zurückzuverweisen. 

Was  dann  die  zweite  Gefahrsklasse  Blaschke's  betrifft,  so 
kommen  auch  nach  der  englischen  Statistik  sämtliche  von  Blaschke 
dieser  Klasse  zugewiesene  Todesursachen,  soweit  sie  überhaupt  mit 
der  Tabelle  I  vergleichbar  sind,  in  diese  mittlere  Klasse:  nämlich  die 
chronischen  Leberkrankheiten  (Nr.  11  4-  25),  die  chronischen  Ge- 
hirn- und  Bückenmarksleiden  (Nr.  7  -j-  23),  die  chronischen  Herz- 
krankheiten (Nr.  22  -}~  ^^)i  ^^^  Unterleibsentzündung  (Nr.  26), 
Bright'sche  Krankheit  (Nr.  17)  und  Krebs  (21).  Es  ist  also  in  dieser 
Klasse  vollständige  Übereinstimmung  vorhanden. 

Dagegen  ist  eine  erhebliche  Abweichung  zu  verzeichnen,  wenn 
wir  die  dritte  Gefahrsklasse  Blaschke's  ins  Auge  fassen.  Blaschke 
verweist  in  diese  Klasse  die  Todesursachen:  chronische  Entzündung 
der  Lungenschleimhaut,  Emphysem;  entzündliche  Elrankheiten  der 
Organe  der  Brusthöhle;  Gehimschlagflufs  und  Lungenschlagflufs. 
Übereinstimmung  kann  in  dieser  Klasse  nur  betreffs  des  Gehirnschlag- 
flusses  konstatiert  werden,  der  nach  der  englischen  Statistik  ebenfalls 
in  diese  dritte  Klasse  gehört,  welche  mit  Ausnahme  der  Alters- 
schwäche alle  Todesursachen  umfassen  soll,  sofern  sie  eine  geringere 
Gefahr  als  die  geringstgefahrliche  Todesursache  der  zweiten  Erlasse 
darstellen,  und  welche  darum  auch  über  die  Todesursachen  der 
Tabelle  I  hinaus  solche  in  sich  begreift,  welche  im  Vergleich  mit 
dem  Bisiko  sogenannter  normaler  Leben  gleiche  oder  gar  niederere 
Gefahr  einschliefsen.    Was  die  übrigen  Todesursachen  dieser  dritten 
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£[las8e  betrifft,  so  kann  der  LungenschlagäuTs  nicht  verglichen  werden ; 
und  auch  bei  den  anderer  ist  der  Vergleich  erschwert.  Doch  läfst 
sich  deutlich  erkennen,  dafs  die  entzündlichen  Krankheiten  der  Organe 
der  Brusthöhle  nach  der  englischen  Statistik  (Nr.  4,  12,  22)  in  die 
mittlere  G-efahrsklasse  gehören,  und  ebenso  ist  die  Todesursache 
Emphysem  (wenn  anders  die  Zusammenstellung  desselben  mit  Asthma 
in  der  englischen  Statistik  angemessener  ist  als  die  Zusammenfassung 
mit  chronischer  Entzündung  der  Lungenschleimhaut  in  der  Gothaer 
Statistik)  aus  der  dritten  in  die  mittlere  Gefahrsklasse  zu  verweisen. 
Damufy  dafs  Emphysem  von  ärztlicher  Seite  sogar  in  die  höchste 
Gefsdirsklasse  eingereiht  wird,  ist  schon  oben  hingewiesen  worden.^) 
13.  Im  grofsen  und  ganzen  aber  findet,  wie  gezeigt  worden  ist, 
die  Klassifikation  Blasghke's  durch  die  das  Gefahrsverhältnis  der 
Terschiedenen  Todesursachen  in  groben  Zügen  darstellende  Tabelle  I 
eine  Bestätigung.  Sie  vermag  insoweit  auch  füglich  der  Praxis 
als  Grundlage  zu  dienen.  Allerdings  nicht  in  der  Weise, 
wie  BiiASCHKEwill,  dafs  nämlich  speziell  bei  minderwertigen  Leben 
mit  erworbener  Disposition  oder  Erkrankung  an  irgend  einer  Todesursache 
einfach  gefragt  werden  soll,  welches  diese  Todesursache  ist,  um  dann  die 
Zuteilung  in  diejenige  Gefahrsklasse  zu  verfügen,  in  welche  diese  Todes- 
ursache gemäfs  der  vorangestellten  Klassifikation  gehört,  ganz  abge- 
sehen, ob  Disposition  oder  ob  Erkrankung  vorliegt,  ganz  abgesehen 
Ton  dem  Grade  der  Disposition  oder  der  Erkrankung  (wenigstens  so 
lange  derselbe  innerhalb  des  Bereiches  des  später  zu  besprechenden 
statistischen  Beharningszustandes  in  dieser  Krankheit  liegt),  ganz  abge- 
sehen endlich  von  der  für  die  Entwicklung  der  Krankheit  förderlichen 
oder  hinderlichen  sonstigen  körperlichen  oder  geistigen  Beschaffenheit 
und  Lebenslage.  Denn  eine  solche  Klassifikaion  der  minderwertigen 
Leben  ist,  wie  unmittelbar  einleuchtet,  und  auch  Blaschke  selbst  zu- 
giebt  ^  eine  mehr  oder  weniger  ungerechte.  Sie  ist  auch  keineswegs, 
wie  Blaschke  vermeint,  aus  der  Notwendigkeit  zu  rechtfertigen,  die 
Einteilung  der  Masse  „auf  Grund  sicher  und  leicht  erfafsbarer  Krite- 
rien^ zu  bewerkstelligen,  „welche  die  Gewähr  geben,  dafs  sie  auch 
von  einer  Mehrheit  von  untersuchenden  Personen  immer  in  derselben 
Weise  gebraucht  werden."^)  Denn  wenn  wirklich  die  sichere  und 
leichte  Erfafsbarkeit  der  Kriterien  „das  wichtigste**  wäre,  so  wäre 
auch  das  einfachste,  die  minderwertigen  Leben,  ähnlich  wie  Gebauer, 

^}  cfr.  Denkschrift  Blaschkb's  S.  45. 
^  Denkschrift  S.  38. 
')  Ebenda. 
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nach den  formalen  Merkmalen  d^  erblichen  Belastung,  Disposition, 
Erkrankung  etc.  einzuteilen.  Eine  solche  Einteilung  würde  kaum 
Risiken  von  gröfseren  Gefahrsunterschieden  in  den  einzelnen  Klassen 
zusammenfassen  als  die  BLASCHKE'sche  Klassifikation,  welche  aus- 
schlielslich  das  materiale  Moment  der  Minderwertigkeit,  d.  h.  die 
Todesursache  ins  Auge  fafst,  zu  deren  Gunsten  bei  dem  einzelnen 
minderwertigen  Leben  die  Störung  der  bei  vollwertigen  Leben  be- 
stehenden Wahrscheinlichkeiten,  an  den  verschiedenen  Todesursachen  za 
sterben,  erfolgt,  dagegen  das  formale  Moment,  wenigstens  soweit  es 
sich  um  erworbene  Dispositon  und  Erkrankung  handelt,  unberück- 
sichtigt läfst,  geschweige  denn  um  die  Nöancierungen  der  Gefahr 
dieser  formalen  Momente,  wie  sie  in  den  verschiedenen  Graden  der 
Disposition  und  der  Erkrankung  sich  darstellen,  sich  bekümmert, 
vielmehr  für  die  minimalste,  kaum  noch  konstatierbare  Disposition 
bis  zur  weitestgehenden  Erkrankung,  so  lange  sie  nur  im  Bereiche 
des  statistischen  Beharrungszustandes  dieser  Krankheit  liegt,  die  Stö- 
rung jener  Wahrscheinlichkeiten  als  eine  identische  setzt.  So  gewifs 
aber  eine  Klassifikation  nach  den  rein  formalen  Momenten  der  Dis- 
positon u.  s.  w.  unhaltbar  ist,  so  gewifs  ist  auch  eine  Einteilung  nach 
der  Weise  Blaschke's  zu  verwerfen.  Eine  Klassifikation  der  Todes- 
ursachen nach  ihrer  Gefahr  ist  eben  nicht  ohne  weiteres  auch  schon 
eine  Klassifikation  des  Bisikos,  welches  minderwertige  Leben  im  Zu- 
stande eines  beliebigen  Grades  der  Disposition  oder  Erkrankung  an 
diesen  Todesursachen  einschlief sen.  Eine  gerechte  Einteilung 
der  minderwertigen  Leben  in  Gefahrsklassen  mufs  viel- 
mehr sowohl  das  formale  als  das  materiale  Gefahrs- 
moment des  individuellen  Bisikos  berücksichtigen  und 
aufserdem  noch  den  für  die  Entwicklung  der  jeweils  be- 
fürchteten Todesursache  förderlichen  oder  hinder- 
lichen Einflufs  der  gesamten  übrigen  körperlichen  und 
geistigen  Beschaffenheit  und  der  Lebensumstände.  ESine 
solche  Berücksichtigung  der  konkreten  Qualität  des  individuellen  Risikos 
bedingt  keineswegs  etwa  eine  Vielheit  von  Gefahrsklassen ;  sie  bedingt 
nur  im  Gegensatz  zu  den  Bausch-  und  Bogen-Gefahrsklassen  Gebauer's 
und  Blaschke's  eine  gerechtere  Verteilung  der  einzelnen  Risiken  über 
die  Gefahrsklassen,  welche  man  in  dieser  oder  jener  Anzahl  zu  bilden 
für  gut  findet. 

Eine  Klassifikation  der  verschiedenen  Todesursachen  nach 
ihrer  Gefahr  kann  nach  dem  Gesagten  nur  die  Bedeutung  haben,  dafs 
sie  bei  minderwertigen  Leben  mit  demselben  formalen  Gefahrsmerk- 
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male  eine  Stütze  für  die  fünteilung  in  Terschiedene  Grefahrsklassen 
bietet^  ohne  indessen  auch  nur  für  diese  EäuteiluDg  als  ausschliefsliche 
Grundlage  dienen  zu  können,  sofern  nicht  der  auch. hier  noch  tou  der 
formalen  Seite  her  zu  konstatierenden  Gefahrsdifferenz  (z.  fi.  Ver- 
schiedenheit des  Grades  der  Disposition  oder  Verschiedenheit  der 
Bedeutung  desselben  Grades  der  Disposition  für  die  Entwicklung  der 
▼erschiedenen,  jeweilig  in  Betracht  kommenden  Krankheiten) ,  sowie 
der  eben  erwähnten  Verschiedenheit  der  übrigen  körperlichen  und 
geistigen  Beschaffenheit  und  der  Lebensumstände  eine  praktische  Be- 
deutung nicht  beizulegen  wäre,  oder  aus  praktischen  Gründen  sich 
empfähle,  diese  Unterschiede,  wenigstens  vorläufig,  zu  vemachlässigen. 
14.  Will  man  dann  die  Mannigfaltigkeit  der  Gefahrs- 
gruppen, welche  man  so  zunächst  erhält,  in  wenige, 
etwa  mit  Blaschke  und  Gebaueb  in  drei  Gefahrsklassen  zu- 
sammenfassen, so  ist  die  Aufgabe,  das  Gefahrs Verhältnis  jener 
Vielheit  von  Gruppen  festzustellen  und  nach  der  wesentlichen 
Gleichartigkeit  der  Gefahr  (soweit  von  einer  solchen  innerhalb 
der  zu  bildenden  wenigen  Klassen  überhaupt  gesprochen  werden 
kann)  in  die  gewünschte  Zahl  von  Klassen  zu  vereinigen.  Um 
diese  Zusammenfassung  wenigstens  annähernd  exakt  zu  bewerk- 
stelligen, dazu  bedarf  es  vor  allem  einer  Kenntnis  des  Einflusses  der 
verschiedenen  formalen  Gefahrsmomente  auf  die  Sterbenswahrschein- 
lichkeiten an  den  verschiedenen  Todesursachen.  Inwieweit  man  diese 
heute  schon  besitzt,  soll  nachher  untersucht  werden.  Vorläufig  aber 
sei  bemerkt^  dafs  auch  wenn  sich  herausstellen  sollte,  dafs  man  diese 
Kenntnis  in  dem  erforderlichen  Umfange  nicht  besitzt,  man  doch  nicht 
genötigt  wäre,  eine  Zusammenfassung,  soweit  sie  praktisch  wünschens- 
wert oder  geboten  erscheint,  zu  unterlassen.  Mau  könnte  vielmehr 
ohne  Bedenken  eine  solche  Vereinigung  vornehmen,  indem  man  sich 
eben  auf  das  Wenige  stützte,  was  man  über  das  Gefahrverhältnis  der 
verschiedenen  Gruppen  erfahrungsgemäfs  weifs  oder  a  priori  auszu- 
machen für  augemessen  erachten  würde.  Zweifellos  könnte  allerdings 
eine  solche  Klassifikation  da  oder  dort  dem  wirklichen  Kisiko  der 
verschiedenen  Gruppen  nicht  gerecht  werden.  Indessen  eine  solche 
objektive  Ungerechtigkeit  ist  hier,  so  lange  sie  wirklich  reine  objektive 
Ungerechtigkeit  bleibt,  d.  h.  so  lange  die  Einteilung  bei  dem  momen- 
tanen Stande  der  Wissenschaft  mit  dem  besten  Willen  nicht  exakt€[r 
bewerkstelligt  werden  kann,  so  unbedenklich,  als  sie  z.  B.  auch  bei 
der  Versicherung  Normaler  ist,  in  welcher  sie  insofern  einen  breiten 
Raum   einnimmt,   als  zufolge  der  UnvoUkommenheit  der  ärztlichen 
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Atttkte  neben  wirklich  Tollwertigen  Leben  immer  mach  eine  sehr  erheb- 
ficfae  Amahl  minderwertiger  Anfiaahme  findet  and  die  Priunien  der  wirk- 
lieh ToUwertigen  Leben  ftber  ihr  Risiko  hinaas  belastet  Es  ist  ins- 
besondere trotz  dieser  Ungerechtigkeit  die  Gefkhr  der  Selektion  denn  so 
gat  wie  sasgeschlossen,  wenn  die  Zahl  der  gebildeten  GefiihnUasseii 
nicht  eine  so  geringe  ist,  dafs  die  in  denselben  zosammenge&bteo 
Oefahrsgruppen  selbst  Ton  dem  Versicheningsnehmer  als  solche  erkannt 
sn  werden  Termogen,  welche  erheblich  Terschiedene  GeCüir  einsdüielsen. 
Sehr  richtig  bemerkt  auch  Bulschke  xa  der  in  Bede  stehenden 
Frage  auf  Seite  S7  der  Denkschrift :  ^ Weil  die  GreiahrenklassifikatioD 
bei  den  Versichemngbanstalten  in  erster  Linie  den  Zweck  Terfolgt, 
diese  Tor  den  gefahrlichen  Folgen  der  Antoselektion  der  Versicherten 
VOL  schützen^  so  braucht  sie  in  keinem  Fall  genauer  zu  sein,  als  dies 
Termöge  des  augenblicklichen  Standes  der  Wissenschaft  mogUch  ist 
Man  braucht  iDsbesondere,  um  eine  richtigere  Gefishrenklassifikatioa 
zu  erhalten,  mit  der  Lösung  des  Problems  der  Versicherung  minder- 
wertiger Leben  nicht  zu  warten,  bis  etwa  ein  neuer  Fortschritt  in  der 
Wissenschaft  zu  Terzeichnen  ist,  welcher  nicht  allein  den  Veivcheitra, 
sondern  auch  den  Versicherer  zu  anderer  Gefahrentazierung  fuhren 
müfste.*^  Nur  hat  Blaschke  hierbei  noch  unerwähnt  gelassen,  dafs, 
wenn  die  Gefahr  der  Autoselektion  der  Versicherten  abgewehrt  werden 
soll,  nicht  allein  die  auf  Grund  des  augenblickKchen  Standes  der 
Wissenschaft  mögliche  Genauigkeit  zu  beobachten  ist,  sondern  auch. 
wie  oben  erwähnt  wurde,  äberdem  die  Zahl  der  Gefahrsklassen  eine 
solche  sein  mufs,  dafs  die  in  denselben  zusammengefiifsten  Ge&bi^- 
gruppen  nicht  in  einer  selbst  für  den  Versicherten  deutlich  erkenn- 
baren Weise  erheblich  Terschiedene  Gefahr  einschliefsen.  Waide 
man  z.  B.  die  Gesamtheit  der  Yon  Blaschkb  oder  Gebaueb  noch  für 
Tersicherungsfähig  erachteten  minderwertigen  Leben  in  nur  zwei 
Klassen  einteilen,  so  wfirde,  auch  wenn  die  Zuweisung  der  yerschie- 
denen  Gefahrsgruppen  in  die  zwei  IQassen  noch  so  genau  dem  aogen- 
blicklichen  Stande  der  Wissenschaft  entspräche,  doch  die  Ge£üir  der 
Selektion  zweifellos  in  hohem  Grade  gegeben  sein.  Und  weiter  ist 
gerade  angesichts  der  BLASCHKs'schen  Gefahrenklassifikation  die  Frage 
zu  erheben,  ob  wirklich  Termöge  des  augenblicklichen  Standes  der 
Wissenschaft  eine  genauere  Einteilung  nicht  möglich  ist;  und  diese 
Frage  ist  zweifellos  dahin  zu  beantworten,  dafs  eine  solche  aUerdings 
möglich  ist.  die  BLASCHKs'sche  Einteflung  also  f&r  ihre  Beehtfertigung 
keineswegs  auf  den  augenblicklichen  Stand  der  Wissenschaft  sich 
stützen  kann«    Sie  findet  rielmehr  ihre  ErUämng  in  dem  Bestreben 
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BiiAscHKE'fly  die  Berechnung  von  Prämien  für  die  minderwertigen 
Leben  zn  ermöglichen;  denn  nur  f&r  erworbene  Minderwertigkeit  über- 
haupt yermochte  Blaschke  aus  der  Gk>thaer  Statistik  (in  übrigens 
später  noch  zu  prüfender  Weise)  Prämien  abzuleiten,  nicht  aber  auch 
solche  getrennt  für  die  erworbene  Disposition  und  Krankheit.  Darum 
setzte  er  diese  beiden  formalen  G^fahrsmomente  kurzerhand  gleich 
und  unterschied  nach  der  Gefahr  der  Todesursachen,  zu  welchen  sie 
in  Beziehung  zu  treten  vermögen,  drei  Klassen  minderwertiger  Lebeii 
mit  erworbener  Minderwertigkeit,  und  nur  ffir  diese  erworbene 
Minderwertigkeit  vermochte  Blaschkb  aus  der  Gothaer  Statistik 
Prämien  zu  berechnen,  nicht  ebenso  auch  ffir  die  „hereditäre  Ver- 
anlagung'^. Darum  setzte  er  »uf  Grund  des  BucHHEiM'schen  Gut-^ 
achtens^  dafs  die  hereditäre .  Veranlagung  im  allgemeinen  für  den 
Versicherer  die  geringste  Gefahr,  und  zwar  eine  geringere  Gefahr  als 
die  Disposition  zu  oder  die  Erkrankung  an  irgend  einer  Todesursache 
bilde,  die  hereditäre  Veranlagung  kurzerhand  der  erworbenen  Minder«^ 
Wertigkeit  geringster  Gefahr  gleich.  Eine  solche  E^assifikation  stellt 
aber  offenbar  keineswegs  dasjenige  Mafs  von  Genauigkeit  dar,  das 
auf  Grund  des  augenblicklichen  Standes  der  Wissenschaft  erreichbar 
ist.  EjS  ist  auch  nicht  abzusehen,  wie  sie  dem  Zwecke  genügen  soll, 
die  Autoselektion  der  Versicherten  abzuwehren.  Eine  solche  mufs 
vielmehr  unvermeidlich  Platz  greifen,  wenn  bei  den  minderwertigen 
Leben  auch  nur  einigermafsen  ein  Verständnis  fttr  die  erhebliche 
Verschiedenheit  der  Gefahr,  welche  in  den  einzelnen  Klassen  Blaschk&'s 
eingeschlossen  ist,  verbreitet  ist. 

15.  Ehe  ich  nun  aber  dazu  übergehe,  die  oben  aufgeworfene 
Frage  zu  beantworten,  inwieweit  heute  schon  Erfahrungen  über  das 
Ableben  und  damit  über  das  Gefahrverhältnis  der  verschiedenen 
Arten  minderwertiger  Leben  gegeben  sind,  möchte  ich  hier  zum  Zweck 
der  Ergänzung  der  bisherigen  Betrachtungen  über  das  Gefabrverhältnis 
der  verschiedenen  Todesursachen  eine  Tabelle  einschieben,  welche 
analog  der  Tabelle  VII  der  BLASCHKE'schen  Denkschrift  den  Ärzten 
einen  Einblick  in  den  Einflufs  des  Alters  auf  das  Gefahrverhältnis 
der  verschiedenen  Todesursachen  eröffiien  soU.  Die  Tabelle  I  giebt 
nur  in  groben  Zügen  das  durchschnittliche  Gefahrverhältnis.  Dieses 
deckt  sich  aber  keineswegs  mit  demjenigen,  welches  jeweils  von  ver<i 
schiedenen  Lebensaltem  ab  besteht.  Es  erscheint  darum  wünschens^ 
wert,  ein  Bild  der  Veränderung  des  Gefahrverhältnisses 
mit  steigendem  Lebensalter  als  unterem  Grenzpunkt 
der  Betrachtung  zu  liefern. 
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Auslese  neben  wirklich  vollwertigen  Leben  immer  auch  eine  sehr  erheb- 
liche Anzahl  minderwertiger  Aufnahme  findet  und  die  Prämien  der  wirk- 
lich vollwertigen  Leben  über  ihr  Risiko  hinaus  belastet.  Es  ist  ins- 
besondere trotz  dieser  üogerechtigkeit  die  Gefahr  der  Selektion  dann  so 
gut  wie  ausgeschlossen,  wenn  die  Zahl  der  gebildeten  GefEÜirsklassen 
nicht  eine  so  geringe  ist,  dafs  die  in  denselben  zusammenge&fsten 
Gefahrsgruppen  selbst  von  dem  Versicherungsnehmer  als  solche  erkannt 
zu  werden  vermögen,  welche  erheblich  verschiedene  Gefahr  einschliefsen. 
Sehr  richtig  bemerkt  auch  Blaschke  zu  der  in  Rede  stehenden 
Frage  auf  Seite  37  der  Denkschrift :  ,,Weil  die  Gefahrenklassifikation 
bei  den  Versicherungsanstalten  in  erster  Linie  den  Zweck  verfolgt, 
diese  vor  den  gefährlichen  Folgen  der  Autoselektion  der  Versicherten 
zu  schützen,  so  braucht  sie  in  keinem  Fall  genauer  zu  sein,  als  dies 
vermöge  des  augenblicklichen  Standes  der  Wissenschaft  möglich  ist. 
Man  braucht  insbesondere,  um  eine  richtigere  Gefahrenklassifikatiou 
zu  erhalten,  mit  der  Lösung  des  Problems  der  Versicherung  minder- 
wertiger Leben  nicht  zu  warten,  bis  etwa  ein  neuer  Fortschritt  in  der 
Wissenschaft  zu  verzeichnen  ist,  welcher  nicht  allein  den  Versicherten, 
sondern  auch  den  Versicherer  zu  anderer  Gefahrentaxierung  fuhren 
müfste.^  Nur  hat  Blaschke  hierbei  noch  unerwähnt  gelassen,  dafs, 
wenn  die  Gefahr  der  Autoselektion  der  Versicherten  abgewehrt  werden 
soll,  nicht  allein  die  auf  Grund  des  augenblicklichen  Standes  der 
Wissenschaft  mögliche  Genauigkeit  zu  beobachten  ist,  sondern  auch, 
wie  oben  erwähnt  wurde,  überdem  die  Zahl  der  Gefahrsklassen  eine 
solche  sein  mufs,  dafs  die  in  denselben  zusammengefafsten  Gefabrs> 
gruppen  nicht  in  einer  selbst  für  den  Versicherten  deutlich  erkenn- 
baren Weise  erheblich  verschiedene  Gefahr  einschliefsen.  Würde 
man  z.  B.  die  Gesamtheit  der  von  Blaschke  oder  Gebauer  noch  für 
versicherungsfahig  erachteten  minderwertigen  Leben  in  nur  zwei 
Klassen  einteilen,  so  würde,  auch  wenn  die  Zuweisung  der  verschie- 
denen Gefahrsgruppen  in  die  zwei  Klassen  noch  so  genau  dem  augen- 
blicklichen Stande  der  Wissenschaft  entspräche,  doch  die  Gefahr  der 
Selektion  zweifellos  in  hohem  Grade  gegeben  sein,  und  weiter  ist 
gerade  angesichts  der  BLASCHKE'schen  Gefahrenklassifikation  die  Frage 
zu  erheben,  ob  wirklich  vermöge  des  augenblicklichen  Standes  der 
Wissenschaft  eine  genauere  Einteilung  nicht  möglich  ist;  und  diese 
Frage  ist  zweifellos  dahin  zu  beantworten,  dafs  eine  solche  allerdings 
möglich  ist,  die  BLASCHKE'sche  Einteilung  also  für  ihre  Rechtfertigung 
keineswegs  auf  den  augenblicklichen  Stand  der  Wissenschaft  sich 
stützen  kann.    Sie  findet  vielmehr  ihre  Erklärung  in  dem  Bestreben 
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BiiABCHKE'fl,  die  Berecbnimg  Ton  Prämien  für  die  minderwertigen 
Leben  zu  ermögliclien ;  denn  nur  fttr  erworbene  Minderwertigkeit  über- 
haupt vermochte  Blaachke  au8  der  Gk>thaer  Statistik  (in  flbrigens 
später  noch  zu  prüfender  Weise)  Prämien  abzuleiten,  nicht  aber  auch 
solche  getrennt  für  die  erworbene  Disposition  und  Krankheit.  Darum 
setzte  er  diese  beiden  formalen  G^fahrsmomente  kurzerhand  gleich 
und  unterschied  nach  der  Gefahr  der  Todesursachen,  zu  welchen  sie 
in  Beziehung  zu  treten  vermögen,  drei  Klassen  minderwertiger  Lebeii 
mit  erworbener  Minderwertigkeit.  Und  nur  ffir  diese  erworbene 
Minderwertigkeit  vermochte  Blaschkb  aus  der  Gothaer  Statistik 
Prämien  zu  berechnen,  nicht  ebenso  auch  ffir  die  „hereditäre  Ver- 
anlagung^. Darum  setzte  er  »uf  Gnmd  des  BüCHHEiM'schen  Gut-i 
achtens^  dafs  die  hereditäre .  Veranlagung  im  allgemeinen  für  den 
Versicherer  die  geringste  Gefahr,  und  zwar  eine  geringere  Gefahr  als 
die  Disposition  zu  oder  die  Erkrankung  an  irgend  einer  Todesursache 
bilde,  die  hereditäre  Veranlagung  kurzerhand  der  erworbenen  Minder^ 
Wertigkeit  geringster  Gefahr  gleich.  Eine  solche  EHassifikation  stellt 
aber  offenbar  keineswegs  dasjenige  Mafs  von  Genauigkeit  dar,  dad 
auf  Grund  des  augenblicklichen  Standes  der  Wissenschaft  erreichbar 
ist.  Es  ist  auch  nicht  abzusehen,  wie  sie  dem  Zwecke  genügen  soll, 
die  Autoselektion  der  Versicherten  abzuwehren.  Eine  solche  mufs 
vielmehr  unvermeidlich  Platz  greifen,  wenn  bei  den  minderwertigen 
Leben  auch  nur  einigermafsen  ein  Verständnis  für  die  erbebliche 
Verschiedenheit  der  Gefahr,  welche  in  den  einzelnen  Klassen  Blaschküb's 
eingeschlossen  ist,  verbreitet  ist. 

16.  Ehe  ich  nun  aber  dazu  übergehe,  die  oben  aufgeworfene 
Frage  zu  beantworten,  inwieweit  heute  schon  Erfahrungen  über  das 
Ableben  und  damit  über  das  Gefahrverhältnis  der  verschiedenen 
Arten  minderwertiger  Leben  gegeben  sind,  möchte  ich  hier  zum  Zweck 
der  Ergänzung  der  bisherigen  Betrachtungen  über  das  Gefahrverhältnis 
der  verschiedenen  Todesursachen  eine  Tabelle  einschieben,  welche 
analog  der  Tabelle  VII  der  BLASCHKs'schen  Denkschrift  den  Ärzten 
einen  Einblick  in  den  Einflufs  des  Alters  auf  das  Gefahrverhaltnis 
der  verschiedenen  Todesursachen  eröffnen  soU.  Die  Tabelle  I  giebt 
nur  in  groben  Zügen  das  durchschnittliche  Gefahrverhältnis.  Dieses 
deckt  sich  aber  keineswegs  mit  demjenigen,  welches  jeweils  von  ver-« 
scbiedenen  Lebensaltem  ab  besteht.  Es  erscheint  darum  wünschens^ 
wert,  ein  Bild  der  Veränderung  des  Gefahrverhältnisses 
mit  steigendem  Lebensalter  als  unterem  Grenzpunkt 
der  Betrachtung  zu  liefern. 
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loh  habe  zu  diesem  Zwecke  aus  der  Tabelle  I  zoofichst  eine 
Tabelle  abgeldtet,  welche  das  Gewicht  der  venchiedenen  Todes- 
ursachen von  den  verschiedenen  Lebensaltern  ab  zur  Anschauung 
bringt.    Ich  gebe  diese  Tabelle  hier  wieder. 

(Siehe  nebenstehende  Tabelle.) 

Auf  Qrund  dieser  Tabelle,  welche  zunächst  nur  das  Gewichts- 
Verhältnis  der  verschiedenen  Todesursachen  von  den  verschiedenen 
Ijebensaltem  ab  veranschaulicht,  vermag  man  aber  sofort  auch  das 
Gefahrverhältnis  derselben  von  eben  diesen  Lebensaltem  ab  wenigstens 
mit  annähernder  Genauigkeit  festzustellen.  Denn  offenbar  läfst  sich 
die  Bewegung  der  Ziffern  der  in  jeder  Todesursache  Gestorbenen  als 
Verlauf  einer  nach  der  sogenannten  HALLEY'schen  Methode  konstruierten 
Absterbeordnung  innerhalb  dieser  Todesursachen  auffassen.  Man 
wird  also  ein  Bild  des  Gefahrverhältnisses  der  verschiedenen  Todes- 
ursachen von  den  verschiedenen  Lebensaltem  ab  einfach  dadurch  ge- 
winnen, dafs  man  z.  B.  die  wahrscheinlichen  Lebensdauern  in  den 
einzelnen  Todesursachen  jeweils  von  den  verschiedenen  Lebensaltern 
ab  feststellt.  Eine  Todesursache  ist  dann  als  eine  um  so 
gefährlichere  anzusehen,  je  kürzer  innerhalb  der- 
selben die  wahrscheinliche  Lebensdauer  ist. 

Mit  völliger  Exaktheit  ist  freilich  die  Bestimmung  dieser  wahr- 
scheinlichen Lebensdauer,  d.  h.  der  Zeitstrecke,  innerhalb  weleher 
von  einer  bestimmten  Anzahl  gleichalteriger  Personen  die  eine  Hälfte 
stirbt,  nur  möglich,  wenn  die  Zahlen  der  Lebenden  für  jedes  Alter 
gegeben  oder  konstruierbar  sind.  Dies  trifft  aber  im  vorli^enden 
Falle  nicht  zu,  da  die  Zahlen  der  Lebenden  nur  von  zehn  zu  zehn 
Jahren  gegeben  sind.  Es  bedarf  deshalb  einer  Interpolation,  welche 
die  Zahlen  von  Jahr  zu  Jahr  ermittelt.  Für  unsem  Zweck  genügt 
es,  diese  Literpolation  so  zu  gestalten,  dafs  die  Abnahme  der  Zahlen 
der  Lebenden  innerhalb  jedes  Jahrzehutes  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
gleichmäTsige  ist.  Der  Fehler,  der  in  diesem  Verfahren  liegt,  hat 
jedenfiEdls  keinen  Einflufs  auf  die  Beihenfolge  der  verschiedenen 
Todesursachen,  auf  welche  es  uns  hier  vor  allem  ankommt;  er  be- 
dingt nur  teils  zu  niedrige,  teils  zu  hohe  Ziffern  der  Lebensdauern, 
je  nachdem  das  Ende  der  Lebensdauer  in  die  früheren  oder  in  die 
späteren  Jahre  des  Jahrzehntes  fällt.  Und  auch  insoweit,  als  diese 
Folge  eintritt,  fällt  der  Fehler  kaum  ins  Gewicht. 

Dagegen  könnte  man  gegen  die  ganze  Methode,  mittels  eines 
Vergleiches   der  wahrscheinlichen  Lebensdauern  innerhalb   der  ver- 
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Tab 

eile 

V. 

Lebensalter,  von 

Nr.  welchem  ab  das  Ge- 

15 

«5 

35 

45 

55 

65 

75 

85 

wicht  angegeben  ist. 

I. 

Phthisis 

6615 

5649 

4230 

2607 

X238 

383 

55 

3 

2. 

l^hns 

13,6 

11,1 

8,4 

4,1 

1.6 

— 

— 

— • 

3. 

Syphilis 

80 

75 

58 

38 

19 

6 

— 

— 

4. 

HerxbeatelentEand. 

«7 

75 

62 

44 

28 

13 

3 

-^ 

5. 

Irrsinn,  fortschrei- 

tende Jiahmnng 

641 

633 

578 

426 

293 

«96 

81 

XI 

6. 

TVnnksacht 

409 

405 

345 

224 

X05 

31 

3 

— 

7. 

Epilepsie 

401 

353 

297 

230 

163 

103 

4« 

8 

8. 

(Ziif.o.Fahrlassigk.) 

2645 

2289 

1917 

1473 

984 

547 

209 

38 

9. 

(Selbstmord) 

683 

644 

561 

439 

288 

139 

33 

3 

10. 

Polsadergeschwiilst 

233 

232 

215 

167 

94 

38 

9 

— 

u. 

(^rrhose  der  Leber 

764 

762 

738 

630 

429 

198 

38 

— 

12. 

Langenentsündiing 

4024 

3824 

3467 

2839 

2031 

1182 

408 

56 

«3. 

Bippfellentzünd. 

298 

279 

250 

203 

142 

80 

25 

4 

14. 

Tripper,  Strikturen 

der  Harnröhre 

"5 

"5 

109 

95 

67 

37 

X2 

«— 

15. 

Anäm.,Ghloroee  etc. 

155 

147 

137 

1x7 

83 

42 

9 

— 

j6. 

Akate  Nierenentz. 

278 

259 

»34 

191 

«43 

85 

29 

3 

17. 

Brightsche  Xrankh , , 
Albuminnria 

1505 

1464 

1388 

1223 

926 

547 

172 

«3 

18. 

fianchfellentaEand. 

240 

204 

181 

15a 

114 

69 

24 

2 

19. 

Diabetes  mellitos 

41S 

39a 

361 

3x6 

«45 

143 

38 

3 

ao. 

Emphysem,  Asthma 

588 

584 

570 

540 

446 

280 

92 

XI 

21. 

Krebs 

3203 

3180 

3126 

2937 

2395 

1475 

465 

4« 

22. 

Endocarditis, 

Klappenkrankheit 

1529 

1458 

1372 

1222 

983 

655 

245 

22 

23. 

Part.  Lahm.,  Krank- 

heit d.Räckenm. 

436 

424 

405 

357 

281 

171 

54 

7 

24. 

Herzhypertrophie 

57 

56 

55 

5« 

42 

27 

8 

w^w 

25- 

Leberkrankheit.,ab- 

gesehen  v.  Citrhose 

528 

518 

491 

441 

348 

229 

94 

13 

26. 

Unterleibsentzünd. 

279 

«45 

223 

194 

«54 

104 

4« 

6 

27. 

Ohnmacht 

291 

285 

274 

253 

211 

«38 

50 

7 

28. 

Angina  pectoris 

175 

175 

17a 

162 

136 

90 

34 

6 

29. 

Magenkrankheiten 

444 

433 

412 

369 

301 

208 

91 

13 

30. 

Embolie,  Thromb. 

170 

165 

158 

147 

126 

89 

37 

6 

31. 

Darmverstopfang 

293 

276 

261 

240 

205 

146 

67 

II 

3i. 

Oicht 

201 

20t 

200 

190 

165 

119 

47 

7 

33. 

Brach 

227 

222 

214 

202 

180 

X31 

57 

7 

a)  Todecorsachen  1^33 

zusammen 

28022,6 

26034,1 

230694 

18723,1 

13366,6 

7701 

2572 

302 

b)  Übrig.  Todesursach. 

33653,4 

32703,9 

31655,6 

29942,9 

26910,4 

21374 

11820- 

2582 

c)  Sämtl.  Todesursach. 

zusammen  (a-f-h) 

61676 

58738 

54725 

48666 

40277 

29075 

14392 

2884 

597 

3» 
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schiedeoen  Todesursachen  das  Grefahrverhälinis  derselben  festzustellen, 
einwenden,  dafs  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  das  Risiko  nicht 
exakt  ausdrüi^key  sofern  dieselbe  wahrscheinliche  Lebensdauer  bei 
ganz  Terschiedenartiger  Verteilung  der  Lebenden  über  die  in  Betracht 
kommenden  Altersstrecken  statthaben,  und  ebenso  unter  Umständen 
bei  gleichem  Risiko  eine  verschiedene  wahrscheinliche  Lebensdauer 
sich  finden  könne.  Indessen  mufs  bemerkt  werden,  dafs  Todesursachen 
mit  gleicher  wahrscheinlicher  Lebensdauer  auch  eine  im  wesentlichen 
gleiche  Gefahr  darstellen  werden;  erhebliche  Differenzen  des  Risikos 
sind  wohl  denkbar,  aber  kaum  an  wirklichen  Beispielen  zu  verzeichnen. 
Und  umgekehrt  wird  man  sagen  können,  dafs  Todesursachen  mit 
gleicher  Gefahr  auch  im  wesentlichen  gleiche  wahrscheinliche  Lebens- 
dauer aufzeigen  werden.  (N.B.  Das  Gesagte  gilt  natürlich  nur  für 
die  einzelnen  Todesursachen,  nicht  für  irgendwelche  Todesursachen- 
gruppen, welche  vielleicht  Todesursachen  von  ganz  verschiedener  Ge- 
fahr zusammenfassen.)  Der  Fehler  der  Methode  fällt  femer,  soweit 
er  überhaupt  zu  konstatieren  ist,  umsoweniger  ins  Gewicht,  als  es 
sich  hier  nur  darum  handelt,  das  Gefahrverhältnis  der  verschiedenen 
Todesursachen  für  den  Zweck  einer  Klassifikation  derselben  nach  der 
Gefahr  zu  ermitteln. 

16.  Wendet  man  nun  die  eben  besprochene  Methode  an,  so  erhält 
man  auf  Grund  der  Tabelle  V  folgende  Tabelle  des  Gefahrverhältnisses 
der  verschiedenen  Todesursachen  von  den  verschiedenen  Lebensaltem  ab : 

(Siehe  Tabelle  VI  S.  38  u.  39.) 

Die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  dafs  in  der  That  das  Gefahr- 
verhältnis der  verschiedenen  Todesursachen  von  verschiedenen  Lebens- 
altern ab  zum  Teil  ein  sehr  bemerklich  verschiedenes  ist.  Vor  allem 
ist  zu  konstatieren,  dafs  die  chronischen  Krankheiten  mit  steigendem 
Alter  immer  mehr  an  relativer  Gefahr  gewinnen. 

Was  das  Einzelne  betrifft ,  so  steht  in  nachstehender  Tabelle  der 
Typhus  im  Gegensatz  zu  seiner  Rangiemng  in  der  BiiASCHKs'schen 
Tabelle  YII  durchweg  oben  an,  eine  Differenz,  die  vielleicht  nur  die 
Folge  der  kleinen  Zahlen  der  an  Typhus  in  der  englischen  Bevölkerung 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1892  bis  1894  Gestorbenen  ist.  Freilich 
scheint  andererseits  die  Stetigkeit,  mit  welcher  Typhus  nach  der  eng- 
lischen Statistik  an  erster  Stelle  sich  einordnet,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  geeignet,  Zweifel  in  die  Yerläfslichkeit  dieser  Rangierung  zu 
verbieten. 

An  Typhus  schliefsen  sich  als  vom  16.  und  25.  Lebensjahre  ab 
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nächsthöchstgefahrlicfae  Todesursachen  Fhthisis  und  Syphilis  an.  Vom 
35.  Lebensjahre  ab  überholt  dieintemperentia  (chronischer  Alkoholismus 
und  Delirium  tremens)  zunächst  die  Syphilis  und  vom  46.  ab  auch 
die  Fhthisis,  um  von  da  ab  dauernd  neben  Typhus  als  gefahrlichste 
Todesursache  zu  figurieren,  an  welche  sich  dann  Fhthisis  und  Syphilis 
unmittelbar  anschliefsen. 

Die  Fericarditis  (Herzbeutelentzündung)  zeigt,  wie  die  meisten 
entzündlichen  Krankheiten,  mit  wachsendem  Alter  relativ  niedere  Ge- 
fahr auf.  Dasselbe  gilt  in  stärkerem  Mafse  von  der  Todesursache 
„Zufall  oder  Fahrlässigkeit^  und  noch  mehr  von  der  Epilepsie,  welch 
letztere  schlielslich  (vom  66.  Lebensjahre  ab)  sogar  eine  geringere 
Gefahr  als  z..  B.  Gicht  darstellt. 

Der  Selbstmord  rangiert  inmitten  der  oben  tabulierten  Todes- 
ursachen annähernd  immer  an  derselben  Stelle.  Er  rangiert  aber  hier 
an  zwei  Funkten  anders,  als  in  der  BLASCHKE'schen  Tabelle  VII. 
Während  er  nämlich  in  Tabelle  VI  durchweg  eine  geringere  Gefahr 
als  Lungenschwindsucht  repräsentiert  und  ebenso  durchweg  vor  Diabetes 
sich  einordnet,  rückt  derselbe  bei  Blaschke  vom  60.  Lebensjahre 
ab  vorübergehend  in  die  erste  Stelle  über  Lungenschwindsucht  auf 
und  tritt  dann  vom  60.  ab  an  Gefahr  hinter  Diabetes  zurück,  welch' 
letzterer  von  da  ab  nur  um  ein  Minimum  hinter  der  Gefahr  von 
Fhthisis  zurücksteht.  Letztere  Differenz  ist  aber  zweifellos  nur  die 
Folge  der  schon  früher  besprochenen  Zufälligkeit  der  Sterbefälle  bzw. 
Sterblichkeitspromillesätze  Gothas  in  der  Todesursache  Diabetes.  Man 
wird  daher  kein  Bedenken  tragen  können,  die  Anordnung  des  Gefahr- 
verhältnisses von  Diabetes  und  Selbstmord  vom  60.  Lebensjahre  ab 
in  der  BLASCHKE'schen  Tabelle  als  eine  unrichtige  zu  beurteilen. 
(Man  beachte,  was  dies  für  die  Främie  bei  eindeutiger  Diagnose  des 
Diabetes  als  Todesursache  vom  60.  Lebensjahre  ab  und  überhaupt 
bedeuten  will).  Was  aber  die  Abweichung  der  Einreihung  des  Selbst- 
mords im  Verhältnis  zu  Fhthisis  betrifft,  so  ist  dieselbe  zwar  nicht 
unmittelbar  konstatierbar,  da  in  der  Tabelle  VI  das  Gefahrverhältnis 
von  Selbstmord  und  Lungenschwindsucht  für  die  Lebensstrecke  vom 
50.  Lebensjahre  ab  nicht  festgestellt  ist ;  indessen  schliefsen  die  Ziffern, 
welche  das  Gefahrverhältnis  derselben  vom  45.  und  55.  Lebensjahre 
ab  ausdrücken,  die  Annahme  einer  Übereinstimmung  in  dem  fraglichen 
Punkte  so  gut  wie  gänzlich  aus.  Worin  die  Differenz  ihren  Grund 
hat,  vrill  ich  hier  nicht  entscheiden;  ich  bemerke  nur,  dafs  es  aus- 
geschlossen erscheint,  dafs  dieselbe  die  Folge  der  von  mir  angewandten 
Methode  der  Ermittlung  des  Gefahrverhältnisses   der   verschiedenen 
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Tabe: 

lle 

Nr. 

Von  15  ab                            Von  25  ab 

Von  3S  ab 

1. 

Typhus 

38,7  Typhus 

41,6 

Typhus 

44.S 

2. 

JPhtbiflis 

40,7 

Phthiflis 

43.6 

Phthisifl 

48,6 

3. 

Syphilis 

44 

Syphilis 

45,3 

Intemperentia 

49>3 

4. 

Pericarditis 

45.3 

Intemperentia 

46,8 

Syphilis 

49,7 

5. 

Intomperentia 

46,6 

Pericarditis 

49.1 

Pericarditis 

53.1 

6. 

ZufaU  0.  Fahrlässigk. 

48,1 

Zufall  0.  Fahrlässigk. 

51,7 

Pulsadergeschwulst 

53.* 

7. 

Epilepsie 

49>4 

Pttlsadergeschwulst 

5« 

Irrsinn,  fortschrei- 
tende Paralyse 

55>4 

8. 

Selbstmord 

5M 

Selbstmord 

52,7 

Selbstmord 

55.5 

9. 

Palsadergeschwulst 

51,9 

Epilepsie 

53 

55.6 

lo. 

Irrsinn,  fortschrei- 
tende Paralyse 

52,9 

Irrsinn,   fortschrei- 
tende Paralyse 

53.3 

EpUepsie 

57,3 

II. 

Bauchfellentzündung 

534 

Bippfellentzündung 

55,4 

Cirrhose  der  Leber 

S7.6 

12. 

Bippfeilentzündung 

53,9 

Lungenentzündung 

56,4 

Bippfellentzündung 

57,7 

«3. 

Lunirenentzündung 

55,3 

Akute  Nierenentz. 

57,3 

Lungenentzündung 

S8.S 

H. 

Akute  Nierenentzünd. 

55.7 

Anämie,  Chlorose, 
Leukocythämie 

57,3 

Anämie,  Chlorose, 
Leukocythämie 

SS,6 

15 

Anämie,  Chlorose, 
Leukocythäxnie 

56.* 

Cirrhose  der  Leber 

57,5 

Tripper,  Strikturen  d. 
Harnröhre 

59 

16. 

Cirrhose  der  Leber 

57,1 

Bauchfellentzündung 

57.7 

Akute  Nierenentzünd. 

59.S 

17. 

Darmentzündung 

57,8 

Tripper,  Strikt.  d.H.B. 

58,2 

Bauchfellentzündu  ng 

60,1 

18. 

Tripper,  Strikturen  etc. 

58 

Diabetes  mellitus 

59.8 

Brightsche  Krankheit 

61,1 

19. 

Diabetes  mellitus 

58,6 

Brightsche  Krankheit 

60,1 

Diabetes  mellitus 

61,3 

20. 

Brightsche  Krankheit 

59.6 

Darmentzündung 

61.3 

Part.  Lähm.,  Krank- 
heiten d.  Bückenm. 

62,1 

21. 

Part.  Lähm.,  Krank- 

Part. Lähm.,  Krank- 

Darmentzündung 

63A 

heiten  d.  Bückenm. 

60J 

heiten  d.  Bückenm. 

61,1 

22. 

Innere  flerzentzünd., 

Leberkrankh.,  abge- 

Leberkrankh., abge- 

Klappenkrankheit 

61,7 

sehen  Y.  Cirrhose 

62,5 

sehen  Y.  Cirrhose 

63.6 

33. 

Leberkrankh.,  abge- 

Innere Herzentzünd., 

Krebs 

64 

sehen  Y.  Cirrhose 

62,1 

Klappenkrankheit 

62,7 

24. 

Magenkrankheiten 

63.5 

Krebs 

63,8 

Innere  Herzentzünd., 
Klappenkrankheit 

64.1 

«5. 

Krebs 

63,6 

Magenkrankheiten 

64.1 

Emphysem,  Asthma 

64.7 

26. 

Ohnmacht 

63,9 

Emphysem,  Asthma 

64,2 

Herzhypertrophie 

64,7 

27. 

Herzhypertrophie 

64 

Herzhypertrophie 

64,3 

Ohnmacht 

6S,i 

28. 

Emphysem,  Asthma 

64,9 

Ohnmacht 

644 

Magenkrankheiten 

65^ 

29. 

Darmverstopfung 

65 

Angina  pectoris 

654 

Angina  pectoris 

65,7 

30. 

Angina  pectoris 

654 

Darmverstopfung 

66 

DarmYeistopfong 

67 

31. 

Embolie,  Thrombose 

65.8 

Embolie,  Thrombose 

66,3 

Embolie,  Thrombose 

67 

33. 

Bruch 

67,3 

Gicht 

67,6 

Gicht 

67,7 

33- 

Gicht 

67,5 

Bruch 

67.7 

Bruch 

6M 

(Die  Ziffern  neben  den  einzelnen  Todesursachen  bedeuten  den  Alterszeitponkt,  in 
Todesart  Bestimmten,  abgestorben  ist.    Die  wahrscheinliche  Lebensdauer   ergiebt  sich 
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VI. 


Von  4S  ab 

Von  55  ab 

Von  65  ab 

Typhua 

53,2 

— 

— 

— 

— . 

Intemperentia 

54,4 

Intemperentia 

62,1 

Intemperentia 

70,5 

Phthisis 

54,5 

Phthisis 

62,2 

Phthisis 

70,8 

Syphilu 

55 

Syphilis 

6a,3 

— 

— 

Palsadergeschwulst 

56.8 

Palsadergeschwulst 

63,4 

Cirrhose  der  Leber 

7x,a 

Pericarditis 

59 

Pericarditis 

64,3 

Anämie,  Chlorose, 
Leukocythämie 

7«»4 

Selbstmord 

59.6 

Cirrhose  der  Leber 

64.3 

Palsadergeschwulst 

71,5 

Cirrhose  der  Leber 

6o 

Selbstmord 

64,7 

Pericarditis 

71,5 

Zufall  0.  Fahrlusigk. 

6o,6 

Anämie,  Chlorose, 
Leukocythämie 

65,2 

Selbstmord 

71,6 

Anämie,  Chlorose, 

Tzipper,  Strikturen  d. 
Harnröhre 

Diabetes  mellitus 

71.8 

Leukocythämie 

6i 

66^ 

Tripper,  Strikt.  d.H.R. 

6i,5 

ZufaU  0.  Fahrlässigk. 

66,7 

Herzhypertrophie 

72,1 

Bippfellentzündang 

6i.5 

Rippfellentzündung 

66,8 

Rippfellentzündung 

72,3 

Longenentsfindung 

62,2 

Diabetes  mellitus 

67 

Brightsche  Krankheit 

72,3 

Epilepsie 

63 

Lungenentzündung 

67,2 

Krebs 

72,3 

Irrsinn,    fortschrei- 

Brightsche Krankheit 

67,3 

Part.  Lähmung,  Krank- 
heit, d.  Kückenm. 

tende  Paralyse 

63,a 

72,3 

Aknte  Kierenentzünd. 

63.2 

Akute  Nierenenteünd. 

67,4 

Tripper,  Striktur.  etc. 

72.4 

Brightsche  Krankheit 

63,3 

Part.  Lähmung.  Krank- 
heit, d.  HücKenm. 

Emphysem,  Asthma 

72,5 

67.6 

Baachfellentznndtmg 

634 

Bauchfellentzündung 

67,7 

Lungenentzündung 

72,6 

Diabetes  mellitus 

63.5 

Krebs 

67,7 

Akute  Nierenentzünd. 

72,6 

Psrt.  Lahm.,  Krank- 

Emphysem, Asthma 

68 

Bauchfellentzündung 

72.7 

heiten  d.  Kückenm. 

64i3 

Krebs 

65,1 

Herzhypertrophie 

68,2 

Ohnmacht 

72,8 

Emphysem,  Asthma 

65,5 

Epilepsie 

68,6 

Linere  Herzentzünd., 
Klappenkrankheit 

73 

Leberkrankh.,  abge- 

Ohnmacht 

68.7 

Angina  pectoris 

73 

sehen  y,  Girrhose 

65,6 

Henhypertrophie 

65.8 

Innere  Herzentzünd., 
Klappenkrankheit 

69 

Zufall  0.  Fahrlässigk. 

73.« 

Darmentzändnng 

66,1 

Angina  pectoris 

69 

Darmentzündung 

73.3 

Innere  Herzentariind., 

Leberkrankh.,  abge- 

Gicht 

73.3 

Klappenkrankheit 

66,1 

sehen  y.  Cirrhose 

69.1 

Ohnmacht 

664 

Irrsinn,    fortschrei- 
tende Paralyse 

69,3 

Epilepsie 

73.4 

Angina  pectoris 

66,6 

Darmentzündung 

69.3 

Leberkrankh.,  abge- 
sehen y.  Cirrhose 

73,5 

Hagenkrankheiten 

67 

Magenkrankheiten 

69,9 

Irrsinn,   fortschrei- 
tende Paralyse 

73,5 

Embolie,  Thrombose 

68 

£mbolie,  Thrombose 

70 

fimbolie,  Thrombose 

73,6 

Darmverstopfung 

68,3 

Gicht 

70 

Magenkrankheiten 

73,9 

Gicht 

68,3 

Darmverstopfung 

70,5 

Bruch 

73,9 

Brach 

69 

Bruch 

70.5 

Darmverstopfung 

74,2 

welchem  die  Hälfte  der  am  Ende  des  15.,  25.  etc.  Lebensjahres  Lebenden,  fär  diese 
jeweils  durch  Abzug  von  16,  25,  85  u.  8.  f.) 


601 


—    40    — 

Todesursachen  ist.  Denn  auch  eine  Schätzung  des  Gefahrverhälinisses 
der  b^den  Todesursachen  auf  Grund  der  Tabelle  I  der  Sterbefalle 
mufs  im  Hinblick  auf  das  Verhältnis  der  Verteilung  der  Sterbefalle 
vom  45.  Lebensjahre  ab  eine  durchweg  bemerklich  höhere  Gefahr 
der  Phthise  konstatieren.  Die  Yorübergehende  Überordnung  des 
Selbstmords  über  die  Phthise  bei  Blasches  steht  übrigens  in  Zu- 
sammenhang damit,  dafs  die  Gefahr  und  damit  die  Prämien  des 
Selbstmords  der  Gefahr  und  damit  den  Prämien  der  Lungenschwind- 
sucht durchweg  erheblich  näher  gerückt  sind,  als  in  der  englischen 
Statistik  und  der  von  mir  aus  derselben  abgeleiteten  Tabelle  VL 
Vom  Standpunkt  der  Tabelle  VI  aus  beurteilt,  sind  die  Prämien 
Blaschke's  für  Selbstmord  durchweg  zu  hoch. 

Von  den  übrigen  tabulierten  Todesursachen  zeigen  die  entzündlichen 
Krankheiten  im  allgemeinen  mit  wachsendem  Alter  eine  Abnahme  der 
relativen  Gefahr  auf,  die  einen  in  stärkerem,  die  anderen  in  schwächerem 
Mafse ;  nur  die  Rippfellentzündung  behauptet  annähernd  konstant  den- 
selben Platz  und  die  Angina  pectoris  (Brustentzündung)  nimmt  sogar 
an  relativer  Gefahr  zu.  Der  Verlauf  der  relativen  Gefahr  der  inneren 
Herzentzündung  ist  infolge  der  Zusammenstellung  derselben  mit  der 
Klappenkrankheit  nicht  unmittelbar  ersichtlich. 

Im  Gegensatz  zu  den  eben  besprochenen  entzündlichen  Krank- 
heiten zeigt  die  Masse  der  chronischen  E[rankheiten :  Anämie,  Chlorose, 
Leukocythämie ,  Lebercirrhose ,  Diabetes ,  Bright'sche  Krankheit, 
partielle  Lähmung  und  Krankheiten  des  Rückenmarks,  Krebs,  Herz- 
hypertrophie, Emphysem  und  Asthma  ein  mehr  oder  weniger  starkes 
Wachsen  der  relativen  Gefahr,  so  dafs  sie  vom  65.  Lebensjahre  ab 
sämtlich  eine  höhere  Gefahr  darstellen,  als  sämtliche  tabulierten 
entzündlichen  Krankheiten  mit  Ausnahme  der  Herzbeutel-  und  Rippfell- 
entzündung.  Daneben  verschiebt  sich  auch  unter  ihnen  selbst  mehr- 
fach das  Gefahrverhältnis.  Der  Diabetes,  welcher  in  der  BiiABCHKs'schen 
Tabelle  eine  durchweg  bemerklich  höhere  Gefahr  als  die  Bright'sche 
Kranheit  darstellt,  erscheint  in  der  Tabelle  VI  vom  15.  bis  25. 
Lebensjahre  ab  annähernd  gleichgefahrlich  mit  der  Bright'schen  Krank- 
heit, tritt  dann  vom  35.  und  45.  Lebensjahre  ab  sogar  hinter  letzterer 
Krankheit  au  Gefahr  zurück,  um  sie  erst  vom  55.  ab  wieder  zu  über- 
holen. Der  Krebs  stellt  in  beiden  Tabellen  übereinstimmend  durchweg 
eine  geringere  Gefahr  dar  als  Diabetes  und  Bright'sche  Krankheit. 
Nur  nähert  er  sich  von  den  höheren  Lebensaltem  ab  der  Gefahr  dieser 
beiden  Krankheiten  mehr,  als  die  BLASCHKE'sche  Tabelle  yerzeichnet. 
Die  Steigerung  der  relativen  Gefahr  der  chronischen  Leberkrankheiten 
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der  BiiASOHKE'schen  Tabelle  scheint  nach  der  Tabelle  VI  im  wesent- 
lichen auf  den  Sinflufs  der  Lebercirrhose  zurückzufuhren  zu  sein, 
velch'  letztere  Krankheit  nach  dieser  Tabelle  vom  66.  Lebensjahre 
ab  den  Selbstmord  und  von  Anfang  an  den  Diabetes  an  Gefahr  über- 
trifft. Die  übrigen  chronischen  Leberkrankheiten  dagegen  scheinen 
keine  ähnliche  Steigerung  der  relativen  G-eÜEihr  zu  erfahren ;  wenigstens 
zeigen  die  ^Leberkrankheiten  abgesehen  von  CSrrhose"  im  allgemeinen 
eine  Abnahme  der  relativen  Grefahr  auf,  was  allerdings  vielleicht  nur 
dem  fiinflufs  der  in  der  Kategorie  mit  eingeschlossenen  akuten  Leber- 
krankheiten zuzuschreiben  ist.  Die  chronischen  Herzkrankheiten  stellen 
in  der  BLASCHKE'schen  Tabelle  durchweg  eine  geringere  Gefahr  als 
Krebs  dar.  In  Übereinstimmung  hiermit  rangieren  die  in  der  Tabelle 
VI  aufgeführten  chronischen  Herzkrankheiten  (Hypertrophie,  Klappen- 
krankheit) zunächst  vom  36.  Lebensjahre  ab  ebenfalls  unter  Krebs 
mit  der  einzigen,  wohl  nur  als  zufallig  zu  beurteilenden  Abweichung, 
daTs  die  Hypertrophie  vom  66.  Lebensjahre  ab  eine  höhere  Ge- 
fahr  als  Krebs  und  selbst  als  Bright'sche  Krankheit  darstellt.  ^)  Je 
niedriger  aber  die  Lebensalter  sind,  von  welchen  ab  man  die  Gefahr 
der  beiden  Todesursachen  vergleicht,  umsomehr  nähert  sich  auch  allem 
Anschein  nach  ihre  Gefahr,  um  schliefslich ,  soweit  die  Tabelle  VI 
erkennen  läfst,  vom  16.  Lebensjahre  ab  in  umgekehrter  Beihenfolge 
sich  einzuordnen,  womit  übrigens  die  BLASCHKE'che  Tabelle  insofern 
zusammenzustimmen  scheint,  als  auch  sie  eine  ähnliche  Annäherung 
konstatiert,  die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schliefslich  auf  dasselbe 
Grefahrverhältnis  vom  16.  Lebensjahre  ab  führt,  welches  soeben  auf 
Grund  der  Tabelle  VI  aufgestellt  wurde.  Ein  Vergleich  der  relativen 
Grefahr  des  Emphysems  zeigt  endlich,  dafs  dasselbe,  wenn  man  der 
englischen  Statistik  trauen  darf  und  die  Zusammenstellung  desselben 
mit  Asthma  den  Verlauf  der  relativen  Gefahr  desselben  nicht  alteriert, 
durchweg  eine  erheblich  höhere  Gefahr  darstellt,  als  sie  ihm  in  der 
Gothaer  Statistik  und  BLASCHKE'schen  Tabelle  beigemessen  wird. 

Von  den  übrigen  in  der  Tabelle  VI  aufgeführten  Krankheiten 
ist  versicherungspraktisch  noch  besonders  beachtenswert  die  Todes- 
iirsache  „Tripper  und  Strikturen  der  Harnröhre'^,  welche  vom  16. 
Lebensjahre  ab  durchweg  bis  zu  der  Altersstrecke  vom  66.  Lebens- 
jahre ab  eine  höhere  Gefahr  als  Diabetes  und  Bright'sche  Krankheit 
darstellt  und  erst  von  da  ab  an  Gefahr  im  Vergleich  mit  diesen 
Krankheiten  nachläüst. 


')  cfir.  die  kleinen  Zahlen  der  Hypertrophie  in  Tabelle  V. 
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Endlich  seien  noch  G-icht  und  Bruch  erwähnt.  Letzterer  stellt 
fast  andauernd  die  geringste  Gefahr  unter  allen  in  der  Tabelle  auf- 
geführten Todesursachen  dar;  erstere  steht  an  Gefahr  dem  Bruch 
meist  zunächst ;  nur  yom  65.  Lebensjahre  ab  scheint  sie  einen  raschen 
Aufschwung  an  relativer  Gefahr  zu  nehmen. 

Ich  bemerke  schliefslich  noch  zu  der  Tabelle  VI  im  allgemeinen, 
dafs  dieselbe  zugleich  einen  interessanten  Aufschlufs  darüber  giebt, 
in  welcher  Weise  die  absolute  Gefahr  der  verschiedenen  Todesursachen, 
so  wie  dieselbe  in  der  Länge  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  zum 
Ausdruck  kommt,  mit  steigendem   Alter  sich  annähert.     Während 
nämlich  vom  15.  Lebensjahre  ab   die  DifiFerenz  der  wahrscheinlichen 
Lebensdauer  der  höchstgefährlichen  (abgesehen  von  Typhus,  welcher 
in  der  Tabelle  von  55  ab  keine  Ziffern  mehr  hat)  und  der  geringst- 
gefährlichen  Todesursache  der  Tabelle  26,8  Jahre   beträgt,   sinkt  sie 
vom  25.  ab  auf  24,1,  vom  35.  ab  auf  19,6,  vom  45.  ab  auf  14,6,  vom 
55.  ab  auf  8,4  und  endlich  vom   65.  ab  auf  3,7  Jahre.     Es  steht 
natürlich  zu  erwarten,  dass  dieselbe  mit  den  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauern selbst  mit  steigendem  Alter  noch  mehr  abnimmt,  um  schliefs- 
lich mit  diesen  Lebensdauern  ^=3  0  zu  werden.     Die  genannte  An- 
näherung der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  ist  die  Folge  davon,  dafs 
die  Abnahme   derselben    im   allgemeinen   eine   um   so   geringere  ist, 
je  gefährlicher  die  Todesursache  ist.     Während  z.  B.   Pbthisis  von 
einer  wahrscheinlichen  Fjebensdauer  (vom  15.  Jahre  ab)  von  25,7  Jahren 
auf  eine  solche  von  5,8  Jahren  (vom  65.  Lebensjahre  ab)  sinkt,  zeigt 
der  Bruch  eine  Abnahme  von  52,5  auf  8,9  Jahre.     Anscheinend  steht 
diese  Annäherung  der  Gefahr  im  Widerspruch  damit,  dafs,   wie  die 
BLASCHKE'sche  Tabelle  zeigt,  im  allgemeinen  mit  steigendem  Alter 
die  Prämien  für  die  verschiedenen  Todesursachen  sich  steigend  von 
einander  entfernen.    Es  erklärt  sich  aber  diese  Erscheinung  daraus, 
dafs,  wie  eben  erwähnt,  die  wahrscheinlichen  Lebensdauern  mit  steigen- 
dem Alter  mehr  oder  weniger  erheblich  abnehmen.    Je  kürzer  aber 
von   einem   gegebenen  Alter   ab    die   wahrscheinUchen  Lebensdauern 
sind,    umsomehr   fallt   auch   eine  kleine  Differenz  finanziell   ins  Ge- 
wicht.    Es  darf  also  aus  der  Annäherung  der  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauern  keineswegs   ohne   Weiteres    auch  eine    solche    der  Prämien 
gefolgert  werden,  und  eben  darum  aus  jener  Annäherung  nicht,  wie 
man  meinen  könnte,   das  Recht  abgeleitet  werden,    von  steigenden 
Lebensaltern  ab  immer  weniger  die  Art  der  Todesursache  zu  berück- 
sichtigen, welche  bei  einem  gegebenen  minderwertigen  Leben  in  be- 
sonderem Grade  Wahrscheinlichkeit  besitzt 
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17.  An  die  bisherigen  Betrachtungen  über  das  G-efahrverhältnis 
der  Terschiedenen  Todesursachen  möchte  ich  hier  als  Anhang  noch 
eine  andere  anschliessen,  welche  das  Gewichtsyerhältnis  dieser 
Todesursachen  ins  Auge  fasst. 

Das  Gewichtsyerhältnis  der  verschiedenen  Todesursachen  von  den 
rerschiedenen  Lebensaltem  ab  ist  schon  oben  in  Tabelle  V  (S.  35) 
dargestellt  worden.  Dieselbe  vermag  in  mancher  Beziehung  be- 
merkenswerte Aufschlüsse  zu  gewähren.  So  läfst  sich  aus  derselben, 
wenn  man  mit  den  Zahlen  der  einzelnen  Todesursachen  die  Zahlen 
der  an  allen  Todesursachen  zusammen  Sterbenden  zusammenhält 
(Tabelle  Y  unten  Nr.  „c^),  die  Wahrscheinlichkeit  bestimmen,  welche 
für  die  nach  einem  gegebenen  Lebensalter  Sterbenden  besteht,  an  den 
verschiedenen  Todesursachen  zu  sterben.  Die  Tafel  vermag  zugleich 
dem  Arzte  als  Anhalt  zu  dienen,  um  zu  ermitteln,  in  welcher  Bich- 
tnng  die  Diagnose  von  gegebenen  Lebensaltem  ab  sich  ganz  besonders 
zu  bewegen  hat  Im  einzelnen  ist  vor  allem  bemerkenswert,  wie  z.  B. 
die  Phthise,  die  Litemperentia,  der  Selbstmord,  die  Cirrhose  etc.  in 
den  höheren  und  höchsten  Lebensaltem  an  relativem  G-ewicht  zurück- 
treten, und  vor  allem  Brach  und  Gicht,  auch  Magenkrankheiten  und 
Leberkrankheiten  (abgesehen  von  Cirrhose)  etc.  an  relativem  Gewicht 
zunehmen. 

Vergleicht  man  das  Gewichtsverhältnis  der  in  Tabelle  V  aufge- 
führten Todesursachen  mit  dem  Gewichtsverhältnis  der  Todesursachen 
bei  der  Gothaer  Bank,  so  tritt  uns  die  bemerkenswerte  Thatsache  entr 
gegen,  daCs  die  Auslese  an  dem  Gothaer  Versicherungsstock  das  Ge* 
wichtsverhältnis  der  verschiedenen  Todesursachen,  wie  es  die  Tabelle  Y 
verzeichnet,  nur  wenig  zu  alteiieren  vermocht  hat«  Insbesondere  sind 
die  chronischen  Krankheiten  nicht  in  dem  Mafse  zurückgedrängt,  wie 
man  von  vomherein  vielleicht  erwarten  könnte.  Zu  einem  guten  Teil 
wird  dies  auf  die  ünvollkommenheit  der  ärztlichen  Auslese  zurück- 
zuführen sein;  zu  einem  beträchtlich  gröfseren Teil  wird  aber  die  Ur- 
sache darin  zu  finden  sein,  dafs  eben  die  Disposition  zu  und  die  Er- 
krankung an  der  nachmaligen  Todesursache  erst  während  der  Yer- 
sicherungsdauer  eingetreten  ist  und  somit  durch  die  Auslese  nicht 
ausgeschieden  werden  konnte.  Uberdem  ist  zu  bedenken,  dafs  die 
Auslese  nicht  nur  chronische,  sondern  ebenso  auch  akute  Krankheiten 
ausscheidet,  und  eben  deshalb  das  Verhältnis  dieser  beiden  Todes- 
ursachen, wie  es  bei  nicht-auserlesenen  Leben  besteht  (sehr  zu  unter- 
scheiden von  dem  Gewichtsverhältnis  bei  „minderwertigen^  Leben!) 
(trotz  der  Verringerang  der  absoluten  Zahl  der  Todesfälle  an  beiden 
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Arten  von  Todesursachen  im  Vergleich  mit  einer  Beyölkerung)  mehr 
oder  weniger  erhalten  bleibt. 

Bemerkenswert  ist  auch  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  in 
Tabelle  Y  tabulierten  Todesursachen  die  Gesamtsterblichkeitsziffer 
der  (männlichen)  englischen  Bevölkerung  beeinflussen.  Die  Gesamt- 
zahl der  an  den  tabulierten  Todesursachen  vom  15.  Lebensjahre  ab 
Gestorbenen  beträgt  45,44  7o  ^U^r  überhaupt  von  dem  genannten 
Alter  ab  Gestorbenen.  Für  die  einzelnen  Altersjahrzehnte  ist  die 
Prozentzahl  folgende: 


15—25 

25—34 

35—44 

45—54 

55-64 

65—74 

75-84 

85— Schi. 

67,68  ^u 

73,88  \ 

71,75% 

63,85% 

50,58% 

34,93  % 

19,73  % 

10^7  % 

Aus  der  Tabelle  erhellt,  wie  in  den  jüngeren  Lebensaltem  die 
Masse  der  Todesfälle  an  den  tabulierten  Todesursachen  erfolgt,  wie 
aber  mit  wachsendem  Lebensalter  immer  mehr  die  anderen  Todes- 
ursachen an  prozentuellem  Gewicht  zunehmen  und  in  der  Alters- 
strecke 55-- 64  schon  annähernd  die  Hälfte  der  Todesjßlle  verur- 
sachen, um  dann  von  da  ab  in  rascher  Steigerung  des  relativen  Ge- 
wichts jene  tabulierten  Todesursachen  zurückzudrängen,  so  dafs  auf 
diese  in  der  letzten  Altersstrecke  85  bis  Schluss  nur  noch  etwas  über 
^/lo  ^^^  Todesfälle  entfällt. 

18.  Von  besonderem  Interesse  erscheint  es,  den  Einflufs  der 
hauptsächlichsten  derjenigen  „lebenverkürzenden^'  Todesursachen  fest- 
zustellen, welche  bei  normalen  Leben,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  „in 
Beziehung  zur  Auslese  stehen"  (was  aber  nur  besagen  kann,  dafs  sie 
verhältnismäfsig  mehr  als  andere  Todesursachen  durch  die  ärztliche 
Auslese  zurückgedrängt  zu  werden  vermögen^  während,  absolut  ge- 
nommen, auch  die  meisten  anderen  mehr  oder  weniger  zurückgedrängt 
werden).  Scheidet  man  von  den  Todesfällen  der  Gesamtbevölkerung 
diejenigen  aus,  welche  an  diesen  lebenverkürzenden  Todesursachen  er- 
folgt sind,  so  verbleibt  ein  „auserlesener"  Personenkreis  in  einem  be- 
sonderen Sinn,  nämlich  ein  Kreis  von  Personen,  welcher  an  (sozu- 
sagen) auserlesenen  Todesursachen  stirbt  Die  Sterblichkeitsverhält« 
nisse  dieses  Personenkreises  vermögen  finanziell,  d.  h.  in  Prämien 
ausgedrückt,  im  Vergleich  mit  den  Sterblichkeitsverhältnissen  der  G^ 
samtbevölkerung  und  ihrem  finanziellen  Ausdruck,  d.  h.  für  dieselben 
angesetzten  Prämien,  das  finanzielle  Gewicht,  den  finanziellen  Einflufs 
jener  lebenverkürzenden  Todesursachen  auf  die  Prämien  einer  Bevöl- 
kerung darzustellen.    Selbstverständlich  ist  freilich  ein  in  der  eben 
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beschriebenen  Weise  abgegrenzter  Fersonenkreis  durch  die  ärztliche 
Auslese  niemals  (a  priori)  konstruierbar.  Denn  einmal  ist  die  ärzt- 
liche Auslese  immer  eine  unvollkommene  und  demgemäfs  nicht  im- 
stande, die  Disposition  zu  oder  Erkrankung  an  jenen  Todesursachen 
bei  der  Abgrenzung  jenes  Personenkreises  gänzlich  auszuscheiden. 
Femer  wäre,  auch  wenn  die  ärztliche  Auslese  eine  absolut  voll- 
kommene wäre,  der  Ausschlufs  jener  Todesursachen  deshalb  unmög- 
lich, weil  die  Disposition  und  Erkrankung  an  jenen  Todesursachen 
auch  nachträglich  sich  einstellen  kann.  Von  den  auserlesenen  Yer- 
sicherungsstocken  (sogenannter)  normaler  Leben  unterscheidet  sich 
jener  Personenkreis  aufserdem  noch  dadurch,  dafs  in  den  Yersiche- 
rungsstöcken  auch  eine  Masse  von  Todesfallen  an  akuten  Krankheiten 
ausgeschlossen  ist  (sofern  solchen  Personen,  welche  zu  bedenklichen 
akuten  Krankheiten  disponiert  oder  an  solchen  erkrankt  sind,  die 
Aufnahme  verweigert  wird),  während  alle  diese  Todesfalle  in  jenem 
anderen  „auserlesenen'^  Personenkreis  eingeschlossen  sind.  Eben  des- 
halb ist  auch  von  vornherein  gänzlich  unsicher,  in  welcher  Weise  die 
Sterblichkeitsverhältnisse  dieses  Personenkreises  im  Vergleich  mit  den 
Sterblichkeitsverhältnissen  eines  Yersicherungsstockes  sog.  normaler 
Leben  sich  gestalten  werden.  Es  ist  insbesondere  keineswegs  ausge- 
schlossen, dafs  die  Sterblichkeitsverhältnisse  eines  selchen  Yersiche- 
rnngsstockes,  wenigstens  für  gewisse  Altersstrecken,  günstigere  sind, 
als  diejenigen  jenes  auserlesenen  Personenkreises. 

Im  Folgenden  habe  ich  das  finanzielle  Gresamtgewicht  der  Todes- 
ursachen: Phthisis,  Lrrsinn  und  fortschreitende  Paralyse,  Anämie, 
Chlorose,  Leukocythäraie,  Pulsadergeschwulst,  Epilepsie,  Lebercirrhose, 
Bright'sche  Krankheit,  Diabetes  mellitus,  Emphysem,  Astbma,  Krebs, 
Endocarditis  mit  Klappenkrankheit,  partielle  Lähmung  und  Krank- 
heiten des  Kückenmarkes  ermittelt. 

Es  wurden  zu  diesem  Zwecke  zunächst  die  nach  zehnjährigen 
Altersklassen  unterschiedenen  Todesfälle  der  männlichen  englischen 
Bevölkerung  (im  Durchschnitt  der  Jahre  1892 — 94)  nach  den  Ge- 
burtenzahlen der  Jalirzehnte,  aus  welchen  sie  hervorgegangen  sind, 
korrigiert^  d.  h.  berechnet,  wieviel  Todesfälle  in  den  verschiedenen 
Altersjabrzehnten  zu  verzeichnen  gewesen  wären,  wenn  in  allen  Qe- 
bnrtenjahrzehnten,  aus  welchen  die  Toten  jener  Altersjahrzehnte  re- 
sultierten, die  Geburtenziffer  stabil  gewesen  wäre.  Sodann  wurden 
diese  korrigierten  2iahlen  der  Gestorbenen  nach  der  sog.  HALLEY'schen 
Methode  (die  aber  durch  die  Berücksichtigung  der  früheren  Geburten- 
zahlen eine  wesentliche  Korrektur  erfahren  hat)  zu  einer  Absterbe- 
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Tabelle  VII.     Männliche  englische  Beyölkerung  im  Durchschnitt 

Yon  1892/94.    Alle  Leben. 


Jalir 

Absterbeord- 
nmig 

Diskont. 

Zahlen  der 

Lebenden 

Summen  der 
diflkont.  Zahlen 
der  Lebenden 

Einmalige 

Prämien  für 

etc. 

Jährliche  PriL- 
nüen  fnr  etc. 

20 

100000 

50258 

1060897 

286,18 

Mk. 

13,59 

Bflc 

21 

99480 

48306 

1 010  639 

292.53 

Ft 

13.98 

it 

32 

98954 

46420 

962333 

299,03 

n 

14.43 

1» 

23 

984« 

44614 

915907 

305.76 

n 

14,89 

f, 

24 

97882 

42869 

871  293 

312,68 

n 

15,39 

n 

25 

97  335 

41  188 

828424 

319*84 

n 

I5i90 

m 

26 

96767 

39563 

787  236 

327*10 

n 

16.44 

m 

«7 

96177 

37992 

747  673 

334,50 

n 

17.00 

m 

28 

95566 

36474 

709681 

342,03 

n 

17,58 

m 

29 

94933 

35007 

673  207 

349,70 

n 

18,19 

n 

30 

94279 

33591 

638200 

357.50 

n 

18^2 

n 

31 

93603 

32222 

604609 

365,46 

n 

X9>43 

n 

3a 

92906 

30900 

572  387 

373.60 

n 

20,17 

1» 

33 

92x88 

.  29624 

541  487 

381,89 

n 

20,89 

n 

34 

91448 

28393 

5x1863 

390,36 

» 

21.65 

n 

35 

90686 

27204 

483  470 

399.01 

n 

22,46 

ft 

36 

89880 

26051 

456266 

407,73 

n 

23,28 

n 

37 

89030 

24932 

430215 

416,49 

n 

24,14 

n 

38 

88136 

23847 

405283 

425.27 

» 

25.03 

n 

39 

87198 

22796 

381  436 

434,16 

jt 

25.95 

n 

40 

86216 

21777 

358640 

443.08 

n 

26,91 

n 

41 

85190 

20790 

336863 

452,06 

n 

27,90 

n 

4« 

84120 

19835 

316073 

461.12 

n 

28,94 

n 

43 

83006 

18  910 

296238 

470,24 

n 

30,02 

» 

44 

81848 

18  016 

277  328 

479,45 

n 

31.15 

» 

45 

80644 

17  150 

259312 

488.70 

n 

32,33 

n 

46 

79407 

16316 

242  x62 

498,11 

9 

33,57 

n 

47 

78137 

15513 

225  846 

507.68 

1* 

34,88 

n 

48 

76833 

14738 

210  333 

517,39 

f» 

36,26 

n 

49 

75493 

»3991 

195  595 

527.26 

II 

37,7a 

1» 

50 

74119 

13272 

181  604 

537,29 

n 

39.27 

» 

51 

72  711 

12580 

168  332 

547,49 

1» 

40,91 

n 

52 

71  269 

11915 

155  752 

557.59 

n 

42,68 

n 

53 

69793 

11  273 

143  837 

568,47 

n 

44.55 

n 

54 

68283 

10655 

132  565 

579,26 

n 

46,56 

n 

55 

66742 

10062 

121  910 

590,30 

n 

48,72 

» 

56 

65133 

9488 

III  848 

6ox,35 

n 

51.01 

1» 

57 

63477 

8933.8 

102360 

612,55 

n 

53.46 

H 

58 

61  764 

8  398.8 

93  426,76 

623,83 

n 

56.08 

1, 

59 

59  994 

7882^ 

85  027,96 

635.21 

n 

58,89 

n 

60 

58167 

7  383,8 

77  145,76 

646.68 

n 

61,90 

n 

6x 

56283 

6902,9 

69  761,96 

658,24 

n 

65.14 

n 

62 

54342 

6439,6 

62869,06 

669,86 

m 

68,62 

m 
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Jahr 

Absterbeord- 

Diskont. 
Zahlen  der 

Sammen  der 
diskont.  Zahlen 

Einmalige 
Prämien  für 

Jährliche  Pra- 
mien  for  eto. 

nonff 

Lebenden 

der  Lebenden 

etc. 

<^3 

52344 

5  993,1 

56  509,46 

681,14 

Mk. 

72,24  Ifk. 

64 

50289 

5  563.0 

50516,36 

692,92 

n 

76,31     n 

65 

48180 

5  149.6 

44953,36 

704.80 

n 

80,74      n 

66 

46008 

4  750.0 

39  804,67 

716,6a 

n 

85.52      n 

67 

43  773 

4  367,5 

35  054,67 

728,58 

n 

90,78      n 

68 

41475 

3998*3 

30687,17 

740,45 

n 

96,47      n 

69 

39  "4 

3643,1 

26  688,87 

752,27 

n 

100,35      f» 

70 

36690 

3301,8 

23  045,77 

763,97 

n 

10946      „ 

71 

34202 

a  973.8 

19  743.97 

775.48 

» 

116,80      „ 

7« 

31650 

2  658,8 

16770,17 

786,71 

n 

124,73      n 

73 

«9034 

a  356,6 

14111,37 

797,51 

n 

133,19      » 

74 

26418 

2071,8 

1 1  754,77 

808,13 

n 

142,44      „ 

75 

23849 

1807,0 

9  682,97 

818,80 

n 

152.81      „ 

76 

21408 

X  567*3 

7  875,97 

830,06 

n 

165,18      „ 

77 

19086 

i  350.0 

6  308,72 

841,97 

n 

180,18      „ 

78 

16883 

1.153.8 

4  958,72 

854.67 

n 

198.87      „ 

79 

14799 

977.18 

3804,92 

868,35 

n 

223.07      n 

80 

12824 

818,20 

2  827,74 

883,13 

n 

255,53      n 

81 

10978 

676,67 

2009,54 

899,69 

n 

303,30      „ 

83 

9251 

550,95 

1  332,87 

918,19 

n 

379,54      „ 

«3 

7643 

439.78 

781,92 

939.88 

n 

528,63      „ 

84 

6154 

342,14 

342,14 

966,18 

n 

966,18      „ 

(85) 

(4779) 

Tabelle  VIII.  Männl.  englische BeTölkeruDg.   „Auserlesene^  Leben. 


Jfthr 

Abeterbeord- 
nung 

Diskont. 

Zahlen  der 

Lebenden 

Summen  der 
diskont.  Zahl, 
der  Lebenden 

Einmalige 
Prämien 

Jährliche 
Prämien 

30 

100000 

50258 

1  105  277,65 

256,28 

Mk. 

11,65 

Mk 

31 

99620 

48373 

1  055  019,65 

262,48 

fi 

12,04 

n 

22 

99234 

46557 

I  006  646,65 

268,85 

n 

12,44 

n 

33 

98842 

44804 

960089,65 

275.37 

n 

12,85 

n 

24 

98444 

43115 

915285,65 

282,12 

n 

13,29 

n 

25 

98040 

41486 

872  170,65 

289,05 

tt 

13,75 

n 

26 

97622 

39913 

830  684,65 

296,20 

n 

14,23 

n 

27 

97190 

38392 

790771,65 

303,47 

n 

14,73 

n 

28 

96744 

36924 

752  379,65 

310,93 

n 

15,26 

n 

29 

96283 

35505 

715455.65 

318,57 

n 

15,81 

n 

30 

95807 

34135 

679  950,65 

326,39 

n 

16,39 

n 

31 

95316 

32  811 

645815.65 

334,39 

n 

16,99 

n 

3a 

94808 

31533 

613004.65 

342,60 

n 

17,62 

n 

33 

94284 

30299 

581  471,65 

351,00 

n 

18,29 

n 

34 

93  744 

29  106 

551  172,65 

359,61 

n 

18,99 

n 

35 

93188 

27955 

522  066,65 

368,47 

n 

19,73 

n 

36 

92594 

26838 

494111,65 

377,40 

n 

20,50 

n 

37 

91  962 

25753 

467273,65 

386,42 

n 

21,30 

n 

38 

91  292 

24701 

441  520,65 

395,54 

fi 

22,13 

n 
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Jahr 

Absterbeord- 
nxmg 

Diskont. 

Zahlen  der 

Lebenden 

Summen  der 
diskont.  Zahl, 
der  Lebenden 

Einmalige 
Prämien 

Jährliche 
Prämien 

39 

90583 

23681 

416819,65 

404.76 

Mk. 

23,00 

Mk. 

40 

89834 

2i686 

393  138,65 

4x3,99 

n 

23,89 

fi 

41 

89045 

21731 

370  452,65 

423,51 

n 

24.84 

n 

42 

88216 

20800 

348721,65 

433,06 

n 

25,83 

n 

43 

87347 

19899 

327921,65 

442,72 

n 

26,87 

n 

44 

86436 

19025 

308  022,65 

452,50 

n 

27,95 

n 

45 

85484 

18180 

288  997,65 

462,42 

n 

29,09 

« 

46 

84492 

17  361 

270817,65 

472,49 

n 

30.29 

n 

47 

83464 

16570 

253  456,65 

482,72 

T» 

31,^6 

jt 

48 

8239a 

15804 

236  886,65 

493,1« 

n 

32,90 

11 

49 

81280 

15063 

221  082,65 

503,68 

1» 

34.32 

n 

50 

80138 

14350 

206019,65 

5H,49 

» 

35.84 

r 

51 

78946 

13685 

191  669,65 

525,45 

n 

37.44 

M 

52 

77714 

12990 

178011,65 

536.60 

n 

39,16 

» 

53 

7644a 

12345 

165021,65 

547,99 

« 

41,00 

1» 

54 

75  126 

11723 

152  676,65 

559.58 

n 

42,97 

p 

55 

73768 

II  121 

140  953,65 

571,40 

n 

45,08 

n 

56 

72337 

10537 

129832,65 

583.33 

n 

47.34 

n 

57 

70830 

9  968,8 

119295.65 

595.32 

» 

49,75 

ft 

58 

69247 

9416,3 

109  326,85 

607,37 

n 

52,31 

59 

67588 

8880,0 

99  910,55 

619,52 

n 

55.06 

60 

65853 

8  359,5 

91  030,55 

631,76 

I» 

58,02 

61 

64042 

7  854,5 

82671,05 

644,07 

» 

61,19 

62 

62155 

7  365.5 

74816,55 

656,50 

n 

64,63 

63 

60  193 

6891,6 

67451,05 

669,02 

n 

68,36 

64 

58156 

6  433.3 

60  559,45 

681,67 

n 

72,48 

65 

56044 

5989.3 

54126.15 

694,39 

» 

76,84 

66 

53834 

5  559,3 

48  136.85 

707,19 

n 

8148 

67 

51526 

5  141,0 

42  577,55 

719,93 

n 

86.93 

68 

49  120 

4  735.2 

37  436,55 

732,64 

» 

92,67 

69 

46616 

4  341  »8 

32701,35 

745.30 

n 

98,95 

70 

44014 

3960,9 

28  359,55 

757,87 

n 

105,8$ 

71 

41  314 

3  592,2 

24  398.65 

770,31 

n 

"3.41 

72 

38516 

3  235.6 

20  806,45 

782,55 

r. 

121,70 

73 

35  6ao 

2891,1 

17  570,85 

794,48 

» 

130,73 

74 

3a  626 

2  558,6 

14679,75 

805,98 

n 

140,48 

75 

29534 

2  237,8 

12  121,15 

816,83 

n 

150,81 

76 

26580 

i  945,9 

9  883,35 

828,24 

» 

163,06 

77 

23765 

1  681,0 

7  937.45 

840,32 

» 

177,96 

78 

21088 

1441,2 

6  256,65 

853,19 

» 

196.53 

79 

18549 

I  224,8 

4815,25 

867,05 

n 

220,54 

80 

16  148 

I  030,1 

3  590,45 

88a,  14 

n 

253,10 

81 

13886 

855.94 

2  560,35 

898,84 

n 

300,49 

82 

II  763 

700,57 

1  704,41 

917,73 

» 

377,23 

83 

9  779 

562.69 

I  003,84 

939,67 

n 

526,73 

84 

7  935 

441,15 

441,15 

966,18 

n 

966.18 

(85) 

(6  235) 

1 
1 
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ordniiiig  verwertet,  ^)  die  zehnjährigen  Intervalle  aDgeinessen  (soweit 
thunlichy  unter  Berücksichtigung  der  FAnn'schen  English  Life  Table 
Nr.  3,  Männer)  interpoliert,  und  für  die  so  gewonnene  Absterbeordnung 
mit  einjährigen  Altersklassen  einmalige  und  jährliche  Prämien  für 
eine  Eapitalversicherung  auf  den  Todesfall  von  1000  M.  bei  3  Vi  %f 
spätestens  zahlbar  am  Ende  des  86.  Lebensjahrs,  berechnet  (Tab.  YII). 
In  derselben  Weise  wurden  die  einmaligen  und  jährlichen  Prämien 
für  eine  Absterbeordnung  gewonnen,  bei  welcher  die  Todesfälle  an 
den  oben  genannten  Todesursachen  ausgeschieden  sind  (Tab.  VIII). 
Ein  Vergleich  dieser  beiden  Prämienreihen  (für  die  ganze  Bevölkerung  und 
für  die  „auserlesenen^  Leben)  veranschaulicht  dann  die  Art  und  Weise, 
in  welcher  die  Glesamtheit  dieser  besonderen  Todesursachen  das  Risiko 
der  Gesamtbevölkerung  von  den  verschiedenen  Lebensaltern  ab  belastet. 

Dieser  Vergleich  zeigt,  dafs  die  Prämien  der  „auserlesenen^  Leben 
atterdings  durchweg  niedriger  sind,  als  diejenigen  der  englischen  Bevölke-* 
rang,  aber  zugleich  auch,  dafs  sie  in  den  höheren  Lebensaltem  den  letz- 
teren sich  rasch  annähern  und  z.  B.  die  Differenz  der  einmaligen  Prämien, 
die  anfangs  (für  das  20.  Lebensjahr  als  Beitrittsalter)  rund  30  M.  beträgt, 
für  das  60.  Lebensjahr  nur  noch  16,  für  das  66.  nur  noch  10,  das  70. 
nur  npch  6,  das  76.  nur  noch  2,  das  80.  nur  noch  1  M.  beträgt. 

Auf  eine  solche  Annäherung  der  Prämien  führt  auch  ^  ein  Ver- 
gleich der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der  englischen  Bevölkerung 
und  der  „auserlesenen'*  Leben  jeweils  von  verschiedenen  Lebensaltern 
ab.  Ich  habe  dieselben  in  der  S.  34  angegebenen  Weise  ermittelt 
und  folgende  Ziffern  erhalten: 


Lebensalter,  von  welchem  ab 

das  wahrscheinliche  Todesalter 

bestimmt  wurde 

IS 

«5 

1 

35 

45 

55 

65 

75 

Engl.    Bevölkerung   im   Durch- 
schnitt von  1^93/94 

63.4 

64,7 

66,2 

68,2 

71.1 

74,9 

81,25 

Die  ausgeschied.  Todesursachen 

5«,9 

54,8 

57.6 

61,6 

66,5 

72,2 

8o,i;o 

Die  i^aaserlesenen*'  Leben 

66,9 

67.7 

68,6 

70 

72,3 

75.7 

«1,34 

Die  siebenzehn  engl.  Gesellschaft. 

64^ 

66,1 

67,9 

69,8 

7M 

76.1 

82,19 

(Die  Ziffern  geben  das  wahrscheinliche  Todesalter  d.  h. 
in  welchem  nach  der  betreffenden  Tabelle  die  Hälfte  der 
abgestorben  ist.) 


den  Altersseitpunkt, 
anfanglich  Lebenden 


')  Es  ist  dies  eine  Anwendung  der  von  Knapp  (Ermittlung  der  Sterblichkeit, 
.Leipsig  1868  S.  86)  sogenannten  Anhalt'sche  Methode.  Die  Tabelle  will  übrigens  nur 
eine  ungofäiire  Annäherung  an  das  Richtige  geben,  denn  sie  hat  2  Quellen  der  ünge- 
nanigkeit :  die  grofaen  Altersklassen  des  Materials  und  die  Unsicherheit  der  über  1838 
hinaus  zurüekliegenden  Geburtenzahlen,  die  nach  Schätzungen  angenommen  sind. 
*)  Unbeschadet  des  S.  42  Gesagten.  ^ 

Staatsw.  Stadien.   YI.  ^^^  4 
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Die  Tabelle  seigt,  dafii  die  BterblichkeitsyerhUtnisse  der  eng^ 
lieolieu  BeTÖlkenmg  durchweg  ungünstigere  sind,  als  diejenigen  der 
„auserlesenen''  Leben;  dagegen  ist  es  bemerkenswert,  wie  die  Sterb- 
Uehkeitererhältnisse  der  17  englischen  Gbsellschafken  etwa  Y<Mn  SO.Lebeos« 
alter  ab  günstigere  sind,  als  diejenigen  der  „auserlesenen''  Leben. 

b)  Die  Art  und  das  Mafs  der  Erhöhung  der  Sterbens- 
wahrscheinlichkeiten im  Vergleich  mit  denjenigen  so- 
genannter  normaler  Leben   (Möglichkeit  fester   Prämien   für 

feste  Summen). 

19.  Nachdem  im  bisherigen  das  Gtefahrrerhältnis  der  hauptsäch- 
lichsten im  Tendcherungswissenschaftlichen  Sinn  lebenTerkttrzenden 
Todesursachen  für  den  Zweck  einer  Klassifikation  der  minderwertigen 
Leben  mit  identischen  formalen  Oefahrsmerkmalen  eingehend  be- 
sprochen worden  ist,  bleibt  noch  die  oben  aufgeworfene  Frage  zu  be-* 
antworten  übrig,  inwieweit  heute  schon  Erfahrungen  Torhanden  sind, 
auf  Grund  deren  sich  das  Ge&hrTerhältnis  minderwertiger  Leben  mit 
Tersohiedenen  formalen  Gefahrsmerkmalen  in  ihrer  Beziehung  auf 
gleiche  oder  verschiedene  Todesursachen  feststellen  läfst.  Denn,  wie 
oben  gezeigt  worden  ist,  hat  eine  exakte  Einteilung  der  minderwertigen 
Leben  in  einige  wenige  Gefahrsklassen  Terl&fsliche  Erfahrungen  in 
der  genannten  Bichtung  zur  Voraussetzung,  und  ebenso  muls  jed^ 
Pxämienbemessung  auf  solche  Erfahrungen  sich  stützen. 

Diese  Er&hrungen  sind  aber  thatsächlich  bis  heute  nur  in  Ter» 
hältnismäfsig  geringem  umfange  gegeben  und  in  noch  geringerem 
Umfange  yeröffentlicht  Zudem  ist,  soweit  ich  übersehen  kann,  die 
Art  der  Veröffentlichung  eine  derartige,  dafs  aus  ihr  für  die  in  Rede 
stehende  Frage  so  gut  wie  nichts  gewonnen  werden  kann. 

Es  gilt  dies  insbesoi^dere  zunächst  von  der  Veröffentlichung, 
welche  die  23  deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften  ^)  über  ihre 
umfassenden  Beobachtungen  (131 249  Personen  mit  9647  SterbefSUlen) 
gemacht  haben«  Dieselbe  ist  f&r  unsem  Zweck  völlig  unbrauchbar, 
weil  jegliche  Unterscheidung  der  verschiedenen  Arten  minderwertiger 
Leben  versäumt  ist. 

Aber  auch  die  Veröffentlichungen  der  Gothaer  Bank  sind  nicht 
geeignet,  eine  Antwort  auf  unsere  Frage  zu  geben.  Denn  es  labt 
sich  aus  denselben  —  soweit   die  Zahlen  grofs  genug  sind  —  zwar 


^)  Deutsche  Sterblichkeitstafeln   ans  den  Erfahrungen  Ton  23  Lebensve^ 
aicherungsgesellschaften. 
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bereclineiiy  in  welcher  Weise  das  GtewichtSTerhältnis  der  Teischiedeiieii 
Todesursachen  bei  einigen  Arten  minderwertiger  Leben  von  dem  Ge- 
wiehtsrerhältnis  derselben  bei  vollkommen  gesund  befundenen  Leben 
abwescht;  allein  für  eine  EllarsteUmig  des  Gefahrverhältnisses  jener 
Arten  minderwertiger  Leben^  sei  es  gegenüber  den  TÖUig  gesund  Be- 
fvndenen,  sei  es  unter  einander,  ist  damit  nichts  wesentliches  gewonnen4 
Die  Gk>thaer  Erfahrungen  könnten  fUr  die  Frage  des  GefaJlxrTeihäli* 
nisses  erst  fruchtbar  werden,  wenn  man  aus  dem  Orundmaterial  für 
die  Terschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  z.  B.  die  wahrschein- 
Uehen  Lebensdauern  von  den  Terschiedenen  Beitrittsalteni  ab  (einzelnen 
Jahren  oder  unter  umständen  auch  kleineren  Jahresgruppen)  ermitteln 
würde.  Freilich  dürften  die  Zahlen  für  eine  solche  Operation  meist 
zu  klein  sein.  Nimmt  man  hinzu,  dafs  die  minderwertigen  Leben, 
welche  bei  Gotha  Aufnahme  gefunden  haben,  nur  solche  niedrigster 
Ge&hr  sind,  bei  welchen  Gotha  eine  Verkürzung  der  normalen 
Lebensdauer  überhaupt  nicht  befürchtete,  da  sie  sonst  dem  Statut 
der  Bank  zufolge  überhaupt  nicht  aufgenommen  worden  wären  ^)|  so 
ergiebt  sich|  dab  auch  bei  Tollst&ndiger  Auswertung  der  Gothaer 
Erfahrungen  das,  was  sich  gewinnen  läXst,  ein  Minimum  ist  im  Ver- 
gleich mit  dem,  was  die  Aufgabe  einer  exakten  Klassifikation  der 
minderwertigen  Leben  benötigt. 

Aber  auch  was  sonst  an  Erfahrungen  über  die  Absterbererhält* 
nisse  minderwertiger  Leben  yeröfifentlicht  ist,  Termag,  soviel  ich  über- 
sehen kann,  nicht,  eiue  ausreichende  Antwort  auf  unsere  Frage  zu 
geben.  Es  wird  hienach  sein  Bewenden  dabei  haben  müssen,  dafs 
man  Torläufig  bei  einer  Einteilung  der  minderwertigen  Leben  in 
wenige  Gefahrsklassen  im  wesentlichen  auf  Schätzung  der  Gefahr 
der  verschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  angewiesen  ist,  ein 
MiÜBStand,  der  aber,  wie  oben  gezeigt  worden,  eine  solche  Einteilung 
keineswegs  zu  behindern  braucht 

Dagegen  erscheint  es  allerdings  gänzlich  unthunlich,  für 
diese  Klassen  auch  Prämien  anzusetzen,  welche  analog  den 
Prämien  der  Normalyersicherung  in  fixer  Höhe  für  fixe  Summen  gezahlt 
werden  sollen. 

20.  Nichts  destoweniger  hat  es  Blabchke  in  seiner  mehrfadi 
erwähnten  Denkschrift  unternommen^  für  eine  ganze  Beihe  minderr 
wertiger  Leben  solche  Prämien  anzusetzen,  was  um  so  mehr  auffallen 
kann,  als  gerade  auch  Blaschke  es  mehrfach  nachdrücklich  betont. 


>)  cfr.  Gothaer  Mitteilungen  S.  21. 

eis  * 
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dafs  die  VeröffeDtlichÜDgen  der  Btatistisohen  Erhebungen  über  das 
Ableben  dieser  oder  jener  Arten  von  minderwertigen  Leben  fBr  ein^ 
Pr&mienbemessung  keinen  Anhalt  bieten  (8.  14  und  34).  Denn  jede 
FrämienbemessuDg,  welche  sich  nicht  auf  solche  Erhebungen  stützt, 
mufs  von  vornherein  als  eine  roehr  oder  weniger  willkürliche  er- 
scheinen. Im  Folgenden  soll  in  Kürze  untersucht  werden ,  inwieweit 
diese  Willkürlichkeit  auch  bei  den  Prämien  Blaschke's  zu  konsta- 
tieren ist. 

Die  BLASCHKE'schen  Prämien  sind  1.  solche  für  erworbene  Minder* 
Wertigkeit  (Disposition  oder  Krankheit),  2.  solche  für  hereditäre  Ver* 
anlagung.  Nur  die  ersteren  werden  wirklich  in  sogleich  näher  zu 
betrachtender  Weise  berechnet;  die  letzteren  werden  dann  nur  den 
Prämien  für  eine  gewisse  Kategorie  erworbener  Minderwertigkeit 
gleichgesetzt. 

Zur  Gewinnung  der  Prämien  für  erworbene  Minderwertigkeit  g^t 
Blaschke  bei  dem  Mangel  ausreichender  Statistik  über  das  wirkliche 
Ableben  von  Personen  mit  solcher  Minderwertigkeit  von  der  Er^ 
wägung  aus,  dafs  „das  Material,  welches  die  Versicherungsgesellschaften 
besitzen,  sich  in  Rücksicht  seiner  Sterblichkeitsverhältnisse  nur  sdir 
wenig  von  den  Sterblichkeitsverhältnissen  von  minderwertigen  Leben 
unterscheiden  kann,  deren  einstige  Todesursachen  im  selben  Verhalt^ 
nisse  gemischt  sind,  als  dies  bei  vollwertigen  Leben  der  Fall  ist."  ^) 
Denn  „im  Verlaufe  der  Versicherung  geht  ein  grofser  Prozentsatz 
der  Versicherten  aus  dem  Zustande  der  Vollwertigkeit  in  den  der 
Minderwertigkeit  über;  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  der  Sterbe- 
verhältnisse in  einem  Versicherungsstocke  beziehen  sich  daher  auf  ein 
Gemisch  von  vollwertigen  und  minderwertigen  Leben*^.^) 

Blaschke  glaubt  darum,  durch  eine  Übertragung  der  Todes* 
Ursachenstatistik  versicherter  und  bei  ihrer  -  Aufnahme  vollwertiger 
Leben  eine  Lösung  der  Aufgabe  einer  Prämienbemessung  für  minder- 
wertige Leben  bewerkstelligen  zu  können. 

Schon  diese  grundlegende  Erwägung  erscheint  aber  als 
eine  durchaus  verfehlte,  wie  sich  unschwer  erkennen  läfst. 

Zunächst  ist  sie  logisch  insofern  unhaltbar,  als,  wenn  doch  ein 
grofser  Prozentsatz  der  Versicherten  im  Verlaufe  der  Versicherung 
aus  dem  Zustande  der  Vollwertigkeit  in  denjenigen  der  Minderwertig- 
keit übergeht,  und  die  Todesursachenstatistik  dieser  Versicherten  sich 
darum  nach  Blaschke  auf  ein  Gemisch  von  vollwertigen  und  minder- 


>)  Denkschrift  S.  15. 
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wertigen  Leben  bezieht,  ein  Vergleich  des  MiBchungsverhältnisses  der 
l\>desar8achen  bei  Yollwertigen  und  minderwertigen  Leben  überhaupt 
unmöglich  ist,  weil  man  das  Mischungsverhältnis  bei  yollwertigen 
Leben  gar  nicht  kennen  kann.  Auch  ist  zu  bedenken,  dafs  überhaupt 
alle  vollwertigen  Leben,  soweit  sie  nicht  gewaltsam  enden, .  im  Laufe 
der  Yeroichemng  in  den  Zustand  der  Minderwertigkeit  übergehen. 
Biese  Minderwertigkeit  ist  nicht  etwa  bei  der  Aufnahme  unerkannt  ge- 
blieben, sondern  sie  war  damals  überhaupt  nicht  vorhanden  und  ist 
erst  später  erworben  worden.  Sie  darf  also  nicht  mit  deijenigen  zu- 
sammengeworfen werden,  die  ein  Hindernis  für  die  Aufnahme  unter 
normalen  Bedingungen  gebfldet  haben  würde,  wenn  sie  erkannt  worden 
wäre,  sondern  sie  ist  eine  Erscheinung  der  normaler  Weise  bei  fort- 
schreitendem Alter  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  zu  er- 
wartenden Lebensgefährdung.  Jedenfalls  ist  also  die  von  Blaschke 
angenommene  Identität  des  Mischungsverhältnisses  der  Todesursachen 
bei  vollwertigen  imd  minderwertigen  Leben  nicht  vorhanden.  Denn 
diese  Folgerung  wäre  nur  dann  bis  zu  einem  gewissen  Grade  statthaft, 
wenn  es  sich  um  ein  Gemisch  handelte,  welches  sich  schon  vom  Zeit- 
punkt der  Aufnahme  her  datierte,  und  in  diesem  Zeitpunkt  schon 
einen  grofsen  Prozentsatz  minderwertiger  Leben  umfafste.  um  ein 
Gemisch  in  diesem  Sinn  kann  es  sich  ja  aber  gerade  bei  einem 
Versicherungsstock  wirklich  vollwertiger  Leben  nicht  handeln.  Von 
einem  Gemisch  kann  vielmehr  bei  einem  solchen  Stocke  nur  ge- 
sprochen werden  in  dem  Sinne,  dafs  einige  Zeit  nach  der  Aufnahme 
neben  vollwertig  gebliebenen  eine  Reihe  ^nicht  mehr  vollwertiger^ 
und  nur  insofern  „minderwertiger^  Leben  sich  findet. 

Es  kommt  hinzu,  dafs  überhaupt  nicht  von  dem  Mischungsverhält- 
nis der  Todesursachen  bei  minderwertigen  Leben  schlechthin  ge- 
sprochen werden  kann.  Denn  wenn  auch  der  Begriff  „vollwertige 
Leben^  ein  eindeutiger  und  das  Mischungsverhältnis  der  Todesursachen 
vollwertiger  Leben  etwas  eindeutiges  ist,  so  gilt  dasselbe  nicht  auch 
Ton  dem  Begriff  „minderwertige  Leben''  und  dem  Mischungsverhält- 
nisse der  Todesursachen  solcher  Leben.  Der  Begriff  „minderwertige 
Leben''  ist  vielmehr  ein  unendlich  vieldeutiger  Begriff  oder  genauer 
gesprochen :  er  umfafst  eine  unendliche  Eülle  der  verschiedenartigsten 
Erscheinungen  und  das  Mischungsverhältnis  der  Todesursachen 
„minderwertiger  Leben"  kann  ein  tausendfältig  verschiedenes  sein, 
je  nach  der  Znsammensetzung,  welche  in  einem  Kreis  solcher  Leben 
•hinsichtlich  der  Art  und  des  Orades  der  Minderwertigkeit  und  der 
Zahl  der  verschiedenen  Arten  und  Grade  der  Minderwertigkeit  besteht. 
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Wenn  aber  so  das  MischnngSTerhSltnis  der  Todesnnachen  bei  minder- 
wertigen Leben  nichts  Eindeutiges  ist,  dasselbe  vielmehr  im  aller- 
«tSrksten  Mafse  yariieren  kann,  so  ist  auch  das  Verhältois  dieses 
Mischungsverhältnisses  zum  Mischungsverhältnis  bei  vollwertigen  Leben 
kein  eindeutiges,  vielmehr  ebenso  variables;  von  einer  Identität  kam 
darum  nicht  gesprochen  werden.  Eine  solche  könnte  höchstens  unter 
ganz  konkreten  Bedinglmgen  konstatiert  werden,  und  solche  glaubt 
allerdings  Blasohkb  au&eigen  zu  können.  Es  sollen  nämlich,  wie 
BiiASOHKE  S.  40  ausführt,  die  wahrscheinlichen  Todesursachen  untw 
den  versicherten  minderwertigen  Leben  dann  ^^nahezu'^  sich  nach  den 
Verhältniszahlen  der  Todesursachen  unter  den  vollwertigen  Leben 
verteilen,  wenn  bei  der  Selektion  von  Seiten  der  Versicherungsgesell- 
schaften keine  Todesursache  bevorzugt  oder  abgewehrt  wird,  und 
zwar  behauptet  dies  Blasghke  näher  für  jede  einzelne  der  von  ihm 
gebildeten  Gefahrsgruppen:  es  werde  in  jeder  dieser  G-ruppen  jene 
Verteilung  eintreten,  wenn  keine  Todesursache  der  Gruppe  bevorzugt 
oder  abgewehrt  werde.  Man  wird  aber  dieser  Hypothese  gegenüber 
betonen  müssen,  dafs,  je  mehr  die  in  die  verschiedenen  Grefahrsklasaen 
eintretenden  Risiken  in  Hinsicht  der  Gefahr,  an  den  verschiedenen 
Todesursachen  zu  sterben,  sich  von  der  Gefahr  vollwertiger  Leben 
entfernen,  um  so  weniger  auch  erwartet  werden  darf,  dafs  jene  Ver- 
teilung sich  von  selbst  einstellen  werde,  vielmehr  wird  in  demselben 
Mafse  auf  der  einen  Seite  ein  bevorzugendes,  auf  der  andern  Seite 
ein  abwehrendes  Verhalten  unerläfslich  sein.  Denn  in  demselben  Mafse, 
in  welchem  die  Wahrscheinlichkeit,  an  einer  Todesursache  zu  sterben, 
sich  der  Zahl  1  nähert,  in  demselben  Mafse  ist  auch  die  Verteilung 
der  Todesursachen  mit  dem  Zahlenverhältnis  der  beitretenden  Risiken 
verschiedener  Art  gegeben.  Man  kann  aber  unmöglich  erwarten,  dafs 
dieses  Zahlenverhältnis  ohne  weiteres  ganz  von  selbst  sich  dem 
Mischungsverhältnis  der  Todesursachen  bei  vollwertigen  Leben,  das 
man  zu  erzielen  wünscht,  entsprechend  gestalte. 

Endlich  ist  darauf  hinzuweisen,  dafs  das  Mischungsverhältnis  der 
Terschiedenen  Todesursachen  bei  jedem  Personenkreis  ganz  wesent- 
lich davon  abhängt,  in  welchen  Lebensaltem  die  einzelnen  Personen 
desselben  noch  vollwertige  Leben  sind,  resp.  von  welchen  Lebensaltem 
ab  ihre  Minderwertigkeit  läuft.  So  gewife  daher  z.  B.  ein  Ver- 
sicherungsstock von  lauter  30jährigen  vollwertigen  Leben  ein  anderes 
Mischungsverhältnis  der  Todesursachen  aufzeigen  wird  als  ein  solcher 
Ton  lauter  60jährigen  vollwertigen  Leben,  und  ebenso  ein  Ver- 
sicherungsstock  von  lauter  30jährigen  minderwertigen  Lebea  .be- 
ste 
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atinunter  Art  ein  anderes  al6  ein  solcher  von  lauter  60  j&lirigen  Leben 
derselben  Art,  so  gewifs  wird  auch  ein  Versicherungsstock  von  lauter 
90jährigen  vollwertigen  Leben  ein  anderes  Mischungsverhältnis  auf- 
seigen  als  ein  solcher  von  lauter  30  jährigen  minderwertigen,  und  zwar 
auoh  dann,  wenn  mau  diesen  Versicherungsstock  minderwertiger  Leben 
durch  irgend  ein  Verfahren  bei  der  Aufnahme  hinsichtlich  seiner  Zu* 
sammensetzung  nach  Art  und  Grad  der  Minderwertigkeit  der  einzelnen 
Leben  imd  nach  dem  Zahlenverhältnis  der  verschiedenen  Arten  und 
Orade  in  einer  Weise  zu  konstruieren  vermöchte,  dafs  das  Bild  des* 
selben  dem  Bilde  jenes  Versicherungsstockes  vollwertiger  Leben  in 
irgend  einem  höheren  Lebensalter  möglichst  nahekäme.  Es  muTs 
darum  auch  von  diesem  Gesichtspankt  aus  die  BLAscHKE'sche  Hjpo* 
these  ab  eine  ungerechtfertigte  erscheinen. 

21.  Gehen  wir  nach  dieser  prinzipiellen  Kritik,  nach  welcher  es 
sich  schon  von  vornherein  verbietet,  die  Todesursachenstatistik  vrirk- 
lich  vollwertiger  Leben  auf  minderwertige  Leben  zu  übertragen,  weiter 
zu  einer  Prüfung  der  Art  und  Weise  über,  in  welcher  Blaschkb 
jene  Todesursachenstatistik  gewinnt  und  sie  dann  auf  minderwertige 
Leben  überträgt,  so  erheben  sich  auch  hier  eine  Beihe  schwerwiegender 
Bedenken. 

Zunächst  ist  die  Todesursachenstatistik  der  Gothaer 
Bank,  welche  Blaschkb  als  eine  solche  wirklich  vollwertiger  Leben 
ansieht  und  behandelt,  1.  keineswegs  eine  solche  wirklich  vollwertiger 
Leben;  2.  keineswegs  eine  durchweg  gesicherte  und  3.  ist  sie  nicht 
in  einer  Form  veröffentlicbt,  dafs  sich  aus  ihr  Prämien  der  verschie* 
denen  Todesursachen,  sei  es  für  vollwertige,  sei  es  für  minderwertige 
Leben  ableiten  lassen. 

Die  Statistik  ist  zunächst  keine  solche  wirklich  vollwertiger  Leben, 
sticht  etwa  nur  deshalb,  weil  bei  der  UnvoUkommenheit  der  ärztlichen 
Auslese  zu  vermuten  ist,  dafs  in  geringerem  oder  gröfserem  Umfange 
auch  minderwertige  Leben  Aufnahme  gefunden  haben  werden.  Sondern 
weiter  auch  deshalb,  weil  von  vornherein  mit  Bewufstsein  eine  breite 
Masse  minderwertiger  Leben  im  Sinne  der  BiiASOHKE'schen  Denkschrift 
in  Versicherung  genommen  worden  sind,  wie  im  fünften  Kapitel  des 
^weiten  Teils  der  Gothaer  Mitteilungen  (S.  31  ff.)  im  einzelnen  dai^ 
gelegt  wird.  Es  kommen  hienach  von  den  32017  von  Gotha  ver« 
zeichneten  SterbefWen  nicht  weniger  als  7984,  also  über  ^s  ^ 
Bechnung  dieser  mehr  oder  weniger  minderwertiger  Leben.  Lisbe- 
sondere  haben  z.  B.  viele  erblich  Belastete,  welche  bei  Blaschke  in 
der  niedersten  Klasse  der  minderwertigen  Leben  figurieren,  Aufnahme 
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geAmdeiu    Und  es  zeigt  ferner  auch  die  Sterblichkeit  der  Gotiiaier 
Versicherten  nach  der  Yersicherungsdauer^  daüs  dieselben  keineswegs 
lauter  ToUwertige   Leben  gewesen  sein  können.    Diese  Sterblichkeit 
ist  nämlich  speziell  in  den  chronischen  E^rankheiten  bei  Gotha  nach 
S.  88  der  Mitteilangen  der  Bank  eine  solche,  dafs  sie  antänglicb  ^^^ 
hältnismäfsig  gering  ist,  dann  während  der  ersten  sechs  Versicherangs* 
jähre  rasch  wächst,  um  Yom  7.  bis  etwa  35.  Versicherongsjahre  an- 
nährend konstant  zu  bleiben,   hernach  aber  eine  weitere  erhebliche 
Steigerung   zu   erfahren.     Wirklich   vollwertige  Leben  können  aber 
ofifenbar  nicht  eine  solche  Sterblichkeit  nach  der  Versicherungsdauer 
haben.     Blaschke    meint    allerdings,    dieselbe    lasse    sich    „durch 
die  selbstverständliche    Thatsache  begreiflich  machen,   dafs  mit  der 
Zeit   nach   erfolgter  Auslese   das  Verhältnis  zwischen   den  minder- 
wertigen und  vollwertigen  Leben  immer  gröfser  wird'^^)    Allein  eben 
hieraus  würde    doch  vielmehr   folgen,   dafs   auch   die  Sterbenswahr- 
scheinlichkeit   mit    der    Zeit    nach    erfolgter  Auslese    eine   immer 
gröfsere  würde,  nicht  aber  eine  vom  7.  Versicherungsjahre  ab  dreif^ig 
Jahre  lang  annähernd  konstante  bliebe,    und  es  ist  in  Wahrheit  auch 
das  einzig  Verständliche,  daÜB  die  Sterblichkeit  wirklich  vollwertiger 
Leben   mit  der  Versicherungsdauer  stetig  steigt,    weil  naturgemäfs 
unter  übrigens  gleichen  Umständen  die  Sterbenswahrscheinlichkeit  eine 
um  so  gröfsere  sein  wird,  je  weiter  der  Zeitpunkt  zurückliegt,  an  welchem 
die   betre£Pende   Person   nachweislich    noch    vollständig   gesund  war. 
Wenn  also  Gotha  eine  andere  Sterblichkeitsbewegnng  nach  der  Ver- 
sicherungsdauer aufzeigt,  so  können  seine  Versicherten  in  Wahrheit 
eben   nicht  vollwertige  Leben   gewesen  sein,  und  Gotha  selbst  kon- 
statiert denn  auch  auf  S.  82  der  „Mitteilungen^,  dafs  die  Erklärung  der 
eigentümlichen  Bewegung  der  Sterblichkeit  seiner  Versicherten   nach 
der  Versicherungsdauer  am  wahrscheinlichsten  in  einer  unvollkommenen 
Beschaffenheit  der  Auslese  zu  suchen  sei,  der  zufolge  eine  bemerUich 
grofse  Anzahl  von  Personen  Aufnahme  gefunden  haben  müsse,  welche 
mit  irgend  welchen  gefahrlichen  Erankheitsdispositionen  behaftet  oder 
bereits  von  chronischen  Krankheiten  im  ersten  Stadium  ergriffen  ge- 
wesen seien.')    Wir  sehen  somit,  dals  bei  Gotha  auch  noch  weit  über 
4en  schon  vorhin  aufgezeigten  Umfang  hinaus  minderwertige  Leben, 
und  zwar  solche  schlimmerer  Art,   als  die  im  fünften  Kapitel  des 
zweiten  Teils  der  „Mitteilungen^  verzeichneten,  Au&ahme  gefonden 
haben. 

»)  S.  27  der  Denkschrift. 

*)  cfr.  S.  82  mit  Besiehnng  auf  S.  78  unten  und  8.  79  oben. 
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Wie  aber  so  die  Todesursachenstati^k  der  Gothaer  Bank  keines- 
wegs eine  solche  wirklich  vollwertiger  Leben  ist,  so  ist  sie  weiter 
auch  keineswegs  eine  durchweg  gesicherte.  Zum  Beweis  dieser  Be« 
hauptang  vermag  ich  anf  das  früher  zu  der  Bewegung  der  Zahl  der 
Sterbef&Ue  resp.  Sterblichkeitspromillesätze  Gothas  durch  die  ver- 
schiedenen Lebensalter  hindurch  Gesagte  zurückzuverweisen.  In  Er- 
gänzung des  dort  Dargelegten  zeigt  ein  Blick  in  die  Tabelle  XYI 
der  Gothaer  Mitteilungen  (Sterbetalle  nach  dem  Alter  beim  Tode  und 
der  Todesursache),  dafs  die  Zahlen  in  einer  Beihe  von  Todesursachen 
80  klein  sind,  dafs  man  höchstens  allgemeine  Betrachtungen  an  sie 
anzuknüpfen,  keinesfalls  aber  Prämien  aus  ihnen  abzuleiten  berechtigt 
sein  kann.^) 

Endlich  aber  verhindert  die  Form,  in  welcher  Gotha  seine  Er- 
fahrungen über  das  Ableben  seiner  Versicherten  nach  den  verschie- 
denen Todesursachen  veröffentlicht  hat,  eine  Verwendung  für  die 
Zwecke,  welche  Blaschke  mit  denselben  verfolgt.  Die  Gothaer 
Statistik  bezieht  sich  nur  a)  auf  die  Sterbefalle  nach  Alter  und  Todes- 
lursache  und  b)  nach  Versicherungsdauer  und  Todesursache;  nicht 
aber  auf  die  SterbefUUe  nach  Alter  und  Versicherungsdauer  und 
Todesursache  zugleich.  Eine  Tabelle  der  Sterbefalle  mit  dieser  3  fachen 
Unterscheidung  ist  aber  auch  nicht  aus  den  beiden  gegebenen  Tabellen 
a  und  b  ableitbar;  sie  kann  vielmehr  nur  aus  dem  Urmaterial  her- 
gestellt werden.  Blabchee  sieht  sich  darum,  wenn  er  die  Wahr- 
scheinlichkeiten der  in  einem  bestimmten  Alter  Sterbenden,  an  den 
Terschiedenen  Todesursachen  zu  sterben,  oder  wenn  es  Absterbe- 
ordnungen für  vollwertige  Leben  nach  den  verschiedenen  Todesursachen 
oder  wenn  er  Prämien  für  solche  Leben  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  die  Todesursache  bekannt  ist,  berechnen  will,  ausschliefslich  auf 
die  Tabelle  XVI  der  Gothaer  Mitteilungen  angewiesen  (beziehungs- 
weise die  analoge  Fortsetzung  derselben  in  den  jährlichen  Rechen- 
schaftsberichten der  Bank  seit  1878).  Die  Ziffern  jener  Tabelle  gelten 
aber  nur  bei  einer  ganz  konkreten  Verteilung  der  Lebenden  unter 
£isiko  über  die  verschiedenen  Versicherungsdauem  innerhalb  derselbep 


^)  cfir.  auch,  wie  im  Unterschied  von  Bulsghkb  Gotha  selbst  seine  Todes- 
vrsachenstatistik  speziell  betrefiG9  der  Todesursachen  Gelenkrheumatismus,  Diabetes, 
Geisteskrankheiten  und  Gehirnentzündung  in  einer  speziellen  Frage  wertet  S.  70: 
för  Gotha  sind  die  Zahlen  in  den  genannten  Todesurachen  zu  klein,  um  auch  nur 
die  Yerftndemng  der  Bedeutung  derselben  mit  wachsendem  Alter  mit  Sicherheit 
m  konstatieren;  für  Blaschkx  sind  sie  aber  grofs  genug,  um  selbst  Prämien 
darauf  zu  bauen. 
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AlteraUassen,  nftmlich  derjenigen^  welche  ""anf  S.  86  der  Gk>thaer  Mit* 
teilnngen  yerzeichnet  ist.  Damit  wird  aber  auch  die  attgemeine  Be- 
dentung,  welche  BiiASCHks  den  von  ihm  berechneten  Tabellen  I — IV  ^) 
beimifst,  illusorisch.  Es  ist  z.  B.  nnrichtig,  wenn  Blaschke  S.  91 
sagt :  ^Das  aprioristisch  geföUte  Urteil  gleichmälÜBiger  Erwartung  jeder 
Todesursache  ist  für  Tollwertige  Leben  mit  den  Prozentsätzen  der 
Tabelle  I  zu  identifizieren.^  Es  werden  yielmehr  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  z.  B.  1000  fän&igjährige  vollwertige  Leben  ein  ganz 
anderes  Prozentrerh&ltnis  der  yerschiedenen  Todesursachen  aufzeigen, 
als  in  der  Tabelle  I  verzeichnet  ist,  da  die  Masse  der  bei  Gotha 
versichert  gewesenen  fünfzigjährigen  Personen  schon  ein  ganz  ansehn- 
liches Versicherungsalter  hatte.  Und  ganz  dasselbe  ist  auch  betrefi 
der  Tabellen  11 — IV  zu  sagen.  Was  insbesondere  die  Tabelle  IV 
betrifft,  so  sind  die  Prämien,  wie  aus  dem  Gesagten  leicht  ersichtlich 
ist,  fiir  wirklich  vollwertige  Leben  durchweg  zu  hoch,  und  zwar  um 
so  mehr,  in  je  höhere  Alter  wir  hinaufgehen,  weil  mit  dem  Steigen 
des  Alters  auch  die  Lebenden  unter  Risiko  der  Tabelle  3  auf  S.  86 
der  Gothaer  Mitteilungen  sich  auf  die  höheren  Versicherungsalter 
verschieben.  Eine  wirklich  vollwertige  60  jährige  Person  würde  nach 
der  Tabelle  IV  eine  viel  zu  hohe  Prämie  zahlen  (vor  allem  für  die 
chronischen  Krankheiten),  da  die  Prämien  der  Tabelle  IV  solche  fSr 
vollwertige  Leben  sind,  welche  durchschnittlich  schon  etwa  16  Jahre 
versichert  sind. 

22.  Im  Vorhergehenden  ist  eine  Kritik  dessen  gegeben,  was 
Blaschke  aus  der  Todesursachenstatistik  der  Gothaer  Bank  fttr  voll- 
wertige Leben  abgeleitet  hat  Dasselbe  hat  sich  als  durchweg  un- 
haltbar erwiesen.  Es  soll  aber  im  folgenden  weiter  auch  noch  die 
Übertragung  der  schon  besprochenen  Todesursachenstatistik  „voll- 
wertiger^^ Leben  auf  minderwertige  Leben  einer  kurzen  Prüfung  unter- 
worfen werden. 

Für  den  Zweck  dieser  Übertragung  fuhrt  Blasohkb  den  Begriff 
des  „statistischen**  oder  „durchschnittlichen^  Beharrungszustandes  ein, 
d.  h.  des  Beharrungszustandes  „in  jenem  Krankheitsstadium,  in  welchem 
von  einer  Einheit  von  Lebenden  binnen  einem  Jahr  dieselbe  Anzahl  von 
Toten  resultiert,  als  dies  prozentuell  jeweilig  von  der  Gesamtheit  der  (aus 
dem  Stadium  der  Vollwertigkeit  hervorgegangenen  und  gleichzeitig)  in 
verschiedenen  Beliarrungszuständen  befindlichen  Ejranken  derselben  Art 
beobachtet  wird".*)     Blaschke  behauptet,    es  lasse  sich  beweisen, 

0  S.  19—24  der  Denkacbrift. 
•)  S.  26—27  der  Denkschrift. 
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„dafs  die  Sterbenswahrscbeinlichkeit  dieses  Beharrangszustandes  für  die 
grofse  Mehrzahl  tod  Todesursachen  der  Sterbenswahrscheinlichkeit  in  je« 
der  Todesursache,  wie  sie  an  Tollwertigen  Leben  sechs  oder  mehr  Jahre 
nach  erfolgter  Auslese  beoachtet  wird,  nahezu  gleichkommt  (8.27). 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  im  einzehien  die  Unzulänglichkeit 
der  BXiiisoHKE'sohen  Beweisführung  für  diese  Behauptung  darzulegen. 
Es  genüge,  darauf  hinzuweisen,  dafs  dieselbe  schon  dadurch  hinfalh'g 
wird,  dals  die  Sterblichkeit  der  Gotbaer  Versicherten  nach  der  Yer« 
sichemngsdauer,  auf  welche  Bulsohke  den  Beweis  stützt,  sofern  er 
in  ihr  eine  annähernde  Konstanz  der  Sterbenswahrscheinlichkeiten  an 
den  verschiedenen  Todesursachen  vom  7.  bis  etwa  36.  Yersicherungs- 
jahre  konstatieren  zu  können  glaubt,  keineswegs  eine  solche  wirklich 
voUwertiger  Leben  ist,  ^)  dafs  bei  solchen  vielmehr,  speziell  in  den  vor 
allem  in  Betracht  kommenden  chronischen  Krankheiten,  eine  stetige 
Steigerung  der  Sterblichkeit  mit  der  Versicherungsdauer  zu  erwarten 
ist,  and  darum  auch  gewils  nicht  behauptet  werden  kann,  dafs  „(mit 
Ausnahme  des  ersten  und  der  über  dem  36.  liegenden  Versichemngs- 
jähre)  die  Sterbenswahrscheinlichkeit  aller  Yersicherungsdauem  von  der 
Durchschnittssterbenswahrscheinlichkeit  nicht  sehr  verschieden'*  (S.  29) 
und  ebensowenig  natürlich,  dafs  erstere  mit  den  Sterbeuswahrschein- 
lichkeiten  des  statistischen  Beharrungszustandes  nahezu  identisch  sei. 

Übrigens  vermöchte  die  von  Gotha  nach  der  sogenannten  Spba- 
Gus'schen  Methode*)  hergestellte  Tabelle  der  Sterblichkeit  an  den 
verschiedenen  Todesursachen  nach  Mafsgabe  der  Versicherungsdauer, 
auch  wenn  die  Gothaer  Versicherten  bei  ihrer  Aufnahme  durchweg 
wirklich  vollwertige  Leben  gewesen  wären,  doch  keinen  gesicherten 
Aufrchlufs  über  die  Veränderung  der  Sterblichkeit  scdcher  Leben  mit 
wachsender  Versicherungsdauer  zu  geben.  Denn  bei  Gotha  ist  1.  die 
Verteilung  der  Lebenden  unter  Risiko  über  die  verschiedenen  Alters- 
klassen derselben  Versicherungsdauer  eine  sehr  verschiedene  und  (um- 
gekehrt) ist  2.  die  Verteilung  der  Lebenden  über  die  verschiedenen 
Versichemngsdauem  derselben  Altersklasse  eine  verschiedene.  Es  dürfte 
aber  aufser  Frage  stehen,  dafs  nicht  nur  die  Sterblichkeit  der  ver- 
schiedenen Versicherungsdauern ,  wie  sie  in  Tabelle  I  der  Gothaer 
Mitteilungen  S.  86  dargestellt  ist,  sondern  auch  das  zur  genaueren 
Ermittiung  der  Veränderung  der  Sterblichkeit  mit  wachsender  Ver- 
sicherungsdauer berechnete  Verhältnis  der  Prozente   der  wirklichen 


')  cfr.  oben  S.  56£ 

*)  Oothaer  Hitieüongen  S.  77  ff. 
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von  der  y^rechnungsmäfBigen^^  Sterblichkeit  in  den  yerschiedenen  Ver- 
Bicherongsperioden ^)  davon  nicht  nnberührt  bleiben  kann,  daÜB  bei 
Gtotha  die  Lebenden  unter  Risiko  sich  mit  wachsender  Versicherangs* 
dauer  immer  mehr  auf  die  höheren  Alters  resp.  mit  wachsendem  Alter 
immer  mehr  auf  die  höheren  Versichemngsdauem  verschieben. 

Die  bisherige  Kritik,  die  sich  noch  leicht  erweitem  liefse,  genügt, 
um  zu  zeigen,  wie  wenig  die  von  Blasghks  aus  der  Gfothaar  Statistik 
abgeleiteten  Sterbenswahrscheinlichkeiten  minderwertiger  Leben  be- 
gründet sind,  und  wie  demgemäls  die  Prämien  zu  beurteilen  sind, 
welche  Blaschke  für  solche  Leben  bei  eindeutig  diagnostizierbarer 
Todesursache  abgeleitet  hat.*)  — 

Die  Prämien  dieser  Tabelle  sind  aber  noch  nicht  die  definitiven 
Prämien  Blabchke's  für  minderwertige  Leben.  Es  ist  mit  ihnen  auch 
in  der  That  für  eine  Prämienmessung  für  minderwertige  Leben  noch 
nichts  gewonnen,  da  eine  eindeutige  Diagnose  der  Todesursache  bei 
solchen  Leben,  soweit  sie  überhaupt  versicherbar  sind,  so  gut  wie  aus- 
geschlossen ist. 

Die  vermittelten  Prämien  dienen  aber  Blaschke  zu  einer  Ein- 
teilung der  minderwertigen  Leben  mit  erworbener  Disposition  und 
Krankheit  in  drei  Gefahrsklassen,  welche  Blaschke  nach  der  GefEthr 
abgrenzt,  welche  die  bei  den  verschiedenen  minderwertigen  Leben  in 
besonderem  Mafse  zu  erwartenden  Todesursachen  für  das  40.  Lebens- 
jähr  als  Beitrittsjahr  darstellen.  Über  diese  Einteilung  der  minder- 
wertigen Leben  genannter  Art  rein  nach  der  Gefahr  der  besonders  zu 
befürchtenden  Todesursachen  ist  schon  oben  das  Erforderliche  gesagt 
worden.  Hier  sollen  nur  noch  die  Prämien,  welche  Blaschke  für 
diese  drei  Gefahrsklassen  ermittelt  hat,  einer  Prüfung  unterworfen 
werden. 

Zunächst  bleibt  natürlich  das  soeben  über  die  von  Blaschke 
berechneten  Sterbenswahrscheinlichkeiten  minderwertiger  Leben  Ge- 
sagte auch  betreffs  der  Sterbenswahrscheinlicbkeiten,  welche  für  die 
drei  Gefahrsklassen  angesetzt  werden,  in  vollem  Umfange  in  Geltung, 
-da  letztere  sich  aus  ersteren  aufbauen. 

Dann  aber  ist  zu  tadeln,  dafs  Blaschke  bei  sämtlichen  Klassen, 
auch  bei  der  geringstgefährlichen,  die  Altersschwäche  als  Todesursache 
gänzlich  ausgeschieden  hat,  obgleich  dies,  je  niedriger  die  Gefahr  der 
Klassen  ist,  um  so  weniger  gerechtfertigt  werden  kann.^)    Wie  sehr 

1)  TabeUe  4  und  5  S.  88. 

*)  TabeUe  VU  der  Denkschrift  S.  32. 

')  efr.  z.  £.  die  Statistik  der  Oothaer  Bank«  welche  bei  Personen,  die  mit 
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aber  der  Ansschluis  der  Altersschwäche  als  Todesursache  finanziell 
ins  Gewicht  fallt,  ist  aus  der  BiiA.scHKE'8chen  Tabelle  YII  leicht 
ersichüich. 

Für  minderwertige  Leben  der  mittleren  und  der  höchsten  G^fahrs*- 
klasse  hat  aber  Blabchkb  auch  noch  andere  Todesursachen  aus- 
geschlossen, d.h.  die  Wahrscheinlichkeit  an  denselben  zu  sterben sa^ 
gesetzt:  nämlich  für  minderwertige  Leben  der  mittleren  Gefahrsklasse 
die  Todesursachen  der  niedersten  Gefahrsklasse  und  für  solche  der 
höchsten  Gefahrsklasse  die  Todesursachen  der  beiden  anderen  Ellassen. 
„Ich  nenne  eine  Todesursache  ausgeschlossen,  wenn  sie  nicht  diagnosti« 
zierbar  ist  und  einer  Todesursachengruppe  von  geringerer  Gefahr  ange* 
bört^^;  ,4ch  habe  ...  die  Wahrscheinlichkeit  der  ausgeschlossenen 
Todeauisachen  «»  Null  gesetzt'^  (8.  41).  Was  dies  finanziell  bedeuten 
will,  yermag  wiederum  die  Tabelle  YII  aufzuzeigen. 

Wenn  dieser  Ausschlufs  von  Todesursachen  hauptsächlich  die 
gesamte  Sterbenswahrscheinlichkeit  der  höchsten  Klasse  belastet,  so 
hat  Blaschke  auf  der  anderen  Seite  die  gesamte  Sterbenswahrschein- 
lichkeit vor  allem  der  niedersten  Gefahrsklasse  dadurch  belastet,  dafs 
er  den  Todesursachen  der  jeweils  höheren  Gefahrsklassen  dieselbe 
Wahrscheinlichkeit  eingeräumt  hat,  wie  den  „wahrscheinlichen^^  Todes- 
ursachengruppen d.  h.  den  Todesursachen,  welche  in  derjenigen  Gefahrs* 
klasse  zusammengefafst  sind,  in  welche  das  minderwertige  Leben  ein« 
gestellt  ist.  „Ein  Leben,  welches  nach  der  Diagnose  des  Arztes  zu 
einer  bestimmten  Todesursache  zuneigt,  ist  für  die  Rechnung  der 
Versicherungswerte  zu  allen  Todesursachen  gröfseren  Risikos  disponiert 
.  .  .  anzunehmen^'  (S.  41). 

Hiemach  hat  also  Blaschke  für  ein  minderwertiges  Leben,  bei 
welchem  z.  B.  Disposition  zu  Diabetes  nachweisbar  ist,  die  Sterbens« 
Wahrscheinlichkeit  der  Gothaer  Versicherten  an  den  Todesursachen 
der  höchsten  Ge&hrsklasse  unter  Ausscheidung  der  ersten  6  Ver- 
sicherungsjahre in  Rechnung  gebracht  und  auf  der  anderen  Seite  für 
ein  minderwertiges  Leben,  bei  welchem  z.  B.  eine  Disposition  zu 
ohronischer  Entzündung  der  Lungenschleimhaut  (Katarrh)  nachweisbar 
ist,    die  Sterbenswahrscheinlichkeit  der  Gt>thaer  Versicherten  (eines 


einer  habitaellen  Anlage  zu  Rheumatismus  bei  der  Aufiiahme  behaftet  gewesen, 
7,20%  Yon  Sterbefallen  an  Altersschwäche  yerzeiehnet,  während  der  FrozentsaU 
der  Altersschwäche  für  alle  SterbefäUe  der  Bank  7,28  ist.  Bei  denjenigen  Per- 
sonen, welche  mit  einer  habituellen  Anlage  zur  Gicht  belastet  gewesen,  betragt 
der  Prozentsatz  sogar  12%,  bei  vermuteter  erblicher  Anlage  zu  Gicht  und 
Rheumatismus  10  7o*  ^^'  (Gothaer  Hitteilungen  S.  23). 
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Gemaches  toii  vollwertigen  und  mehr  oder  weniger  minderwertigen 
lieben!)  unter  Aussoheidnng  der  ersten  6  Yersichemngsjabre  (bei 
allen  Todesursachen !)  und  unter  Ausscheidung  der  Altersschwäche  in 
Ansatz  gebracht 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daüs  auf  Omnd  solcher  Sterbens* 
Wahrscheinlichkeiten  wenigstens  fiir  die  Disposition  die  Ton  Blabobxs 
erstrebte  „Sicherheit  der  Prämienberechnung^  (S.  41)  erreicht  wird; 
es  kann  aber  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dats  auf  Grund  der- 
selben sidi  gerade  für  die  Dispoätion  eine  solche  Mehrbelastnag  über 
ihr  Bisiko  hinaus  ergiebt,  dafs  eine  Selektion  unyermeidlich  ist  Die 
auf  Grund  der  von  Blabchkb  aufgestellten  Sterbenswahrscheinlich* 
keiten  berechneten  Prämien  decken  in  irgend  einem  Umfange  das 
Bisiko  der  Erkrankung;  welches  aber  dieser  Umfang  ist,  läfst  sich 
nicht  näher  bestimmen. 

Ich  füge  hier  schliefslich  noch  ein  Wort  an  über  die  Bemessung 
der  Prämien  für  die  „hereditäre  Veranlagung^.  Dieselbe  erfolgt,  wie 
schon  oben  erwShnt,  einfach  in  der  Weise,  dafs  auf  Grund  des 
BüOHHEUf'schen  Gutachtens,  „dafs  die  hereditäre  Veranlagung  im  all* 
gemeinen  für  den  Versicherer  die  geringste  Gefahr  und  zwar  eine 
geringere  Gefahr,  als  die  Disposition  zu  oder  die  Erkrankung 
an  ii^end  einer  Todesursache  bilde^^)  —  dafs  auf  Grund 
dieses  Gutachtens  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  erblich  Belasteter 
kurzerhand  denjenigen  minderwertiger  Leben  -mit  erworbener  Dia- 
position oder  Krankheit  geringster  Gefahr  gleichgesetzt,  und  demge- 
mäfs  die  Prämien  für  letztere  auf  erstere  übertragen  werden.  Man 
wird  nicht  sagen  können,  dass  ein  derartiges  Verfahren  sich  mit  dem 
BuGHHBiM'schen  Gutachten  begründen  lasse.  Dagegen  ist  es  geeignet, 
zur  „Sicherheit  der  Prämienbemessung",  wie  diese  Blaschke  so  sehr 
am  Herzen  liegt,  zu  dienen.  Es  sei  aber  dieser  Prämienbemessung 
gegenüber  darauf  hingewiesen,  dafs  z.  B.  Gotha  eine  ganze  Reihe 
erblich  belasteter  Bisiken  der  schlimmsten  Art  zur  Normalprämie 
aufgenommen  hat  und  in  seinen  Erfahrungen,  wie  dies  speziell  aur 
gesichts  der  Sterbef&lle  der  mit  Lungenschwindsucht  vermutlich  erb- 
lich Belasteten  ausgesprochen  wird,  zwar  „eine  neue  Stütze  für  die 
längst  in  der  Praziv  der  Bankyerwaltung  bekundete  Vorsicht  bei 
Prüfung  solcher  Anträge"  findet,*)  aber  keineswegs  einen  Anlafe,  die- 
selben künftig  von  vornherein  abzuwehren,  weil  ihr  Bisiko  das  durch- 
schnittliche Risiko  der  bei  der  Bank  Versicherten  übersteige. 

^)  Denkachrift  S.  34. 

*)  Gothaer  Mitteilungen  S.  28. 
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88.  Naoh  dem  Gesagten  kann  der  Vereach  Blabghkb'b,  Pränuen  für 
die  Tenchiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  zu  berechnen,  nur  als 
ein  yerfetdter  bezeichnet  werden,  und  es  bleibt  dabei,  dafs  es  kein 
Mittel  giebt,  heute  schon  mit  genügender  Gerechtigkeit  und 
Sicherheit  die  Veisicherung  minderwertiger  Leben  aller  Art  in 
der  Weise  der  MormalTersicherung.  d.  h.  so  zu  bewerkstelligeD,  da(s 
für  feste  Versicherungssummen  feste  Prämien  angesetzt 
werden.  Der  heutige  Stand  der  Wissenschaft  reicht  vielmehr  nur 
aus,  um,  wenigstens  mit  annähernder  Genauigkeit  eine 
Klassifikation  der  verschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  vor* 
zunehmen.  Dafe  aber  darum  die  Versicherung  solcher  Leben  doch  nicht 
auf  künftige  Zeiten  aufgeschoben  zu  werden  braucht,  dafs  es  vielmehr 
Mittel  und  Wege  giebt,  auch  ohne  fixe  Prämien  für  fixe  Summen 
die  Versicherung  in  vorläufig  befinedigender  Weise  zu  gestalten,  soll 
später  gezeigt  werden. 

B.   Ökonomische  und  sozialpolitische  Seite 

des  Problems. 

S4.  Die  bisherige  Untersuchung  galt  der  technischen  Seite  unseres 
Problems,  d.  h.  der  Frage,  ob  und  inwieweit  es  möglich  ist,  Absterbe- 
ordnungen minderwertiger  Leben  und  auf  Grund  derselben  die  Ver- 
sicherungswerte für  dieselben  mit  genügender  Genauigkeit  zu  berechnen. 
Diese  Untersuchung  bat  der  Natur  der  Sache  nach  einen  verhältnis- 
mäXsig  breiten  Raum  eingenommen;  um  so  kürzer  will  ich  mich  bei 
der  Betrachtung  der  übrigen  Seiten  der  Frage  fassen. 

Das  Problem  der  Versicherung  minderwertiger  Leben  ist  nämlich 
zugleich  ein  im  engeren  Sinn  ökonomisches  Problem.  Wenn  es 
wünschenswert  erscheint,  dafs  die  Versicherung  Abnormer  möglichst 
sich  ausdehne  und  sich  insbesondere  auch  auf  die  stärkeren  Grade 
der  Minderwertigkeit  miterstrecke,  so  mufs  man  sich  die  Frage  vor- 
legen, wie  die  Kosten  einer  solchen  Versicherung  möglichst  gemindert 
werden  können,  ohne  dafs  doch  die  Solvenz  der  Gesellschaften  dabei 
gefährdet  wird. 

Da  die  Prämie^)  aus  Nettoprämie  und  Zuschlag  besteht,  so 
zerlegt  sich  das  ökonomische  Problem  in  die  beiden  Fragen :  1.  kann 
und  soll  die  Nettoprämie  der  einzelnen  Abnormen  mehr  oder  weniger 
(und  zwar  entweder  bei  allen  oder  wenigstens  bei  einem  Teil  derselben) 

^)  £s  ändert  an  dem  Wesen  der  folgenden  Ausfdhrang  nichts,  wenn  auch 
keine  eigentliche  Friunie  gezahlt  wird,  sondern  etwa  eine  Umlagequote  erhoben  wird. 

096 
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▼erkleinert  werden  ?  S.  kann  der  Zuschlag  verkleinert  werden  ?  Da 
die  Nettoprämie  abhängig  ist  von  der  SterUichkeit  (vom  Zinsfofs 
kann  hier  abgesehen  werden)  nnd  daram  mit  Becht  nur  dann  rer- 
kleinert  werden  kann,  wenn  die  Sterblichkeit  verringert  wird,  so  ist 
klar,  dafs  für  eine  gegebene  G-ruppe  Abnormer  die  Nettoprämie  nur 
verkleinert  werden  kann,  wenn  sie  mit  solchen  Leben  zusammengestellt 
wird,  welche  eine  geringere  Sterblichkeit  haben  und  alle  zusammen 
eine  Durchschnittsnettoprämie  zahlen.  Dies  ist  also  die  Frage,  ob 
statt  der  mehr  oder  weniger  individualistischen  eine  mehr  oder  weniger 
gemeinwirtschaftliche  Lösung  der  Frage  möglich  und  wünschenswert 
ist  Was  aber  die  Frage  der  Yerringerung  des  Zuschlags  betrifft^  so 
ist  eine  solche  entweder  in  der  Weise  denkbar,  dafs  wirklich  effektiv 
an  den  Kosten  für  Abschlufs,  Verwaltung  u.  s.  w.  gespart  wird,  oder 
aber  in  der  Weise,  dafs  diese  Kosten  auf  eine  grofsere  Anzahl  von 
Personen  verteilt  werden.  Es  fragt  sich,  ob  das  eine  oder  das  andere 
oder  beides  zugleich  erreichbar  ist. 

26.  Soweit  aber  das  vorliegende  Problem  ein  ökonomisches  Problem 
ist,  ist  es  in  gewissem  Umfange  zugleich  ein  sozialpolitisches 
Problem.  Da,  wo  mit  Abnormität  auch  wirtschaftliche  Schwäche  zu- 
sammentrifft, wie  dies  gerade  bei  den  arbeitenden  Klassen  regelmäfsig  der 
Fall  sein' wird,  da  fragt  es  sich,  ob  nicht  der  Staat  die  Aufgabe 
habe,  helfend  einzugreifen  oder  ob  es  nicht  zweckmäfsig  sei,  wenn  er 
hier  helfend  eingreife  und  etwa  durch  eine  staatliche  Arbeitertodes- 
fidlversicherung  für  diese  Klassen  eine  Witwen-  und  Waisenversorgung 
schaffe,  die  speziell  in  Deutschland  als  weiteres  Glied  an  die  Kette 
der  Arbeiterversicherungen  sich  anschliefsen  würde.  Mit  Becht  be- 
merkt Gebaüeb  ^)  in  dieser  Beziehung,  „dafs  der  Staat,  sofern  er  erst 
zur  Einrichtung  auch  einer  Todesfallassekuranz  der  Arbeiter,  einer 
Witwen-  und  Waisenversorgung  für  dieselben  gelangte,  damit  i.  d.  Th. 
auch  zur  Schaffung  einer  Versicherung  anormaler  Leben  das  Erheb- 
lichste beitragen  würde.'' 


^)  Die  sogenannte  Lebensyersichenmg  S.  304  Anm. 
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£L  Die  bisherigen  praktischen  Yersuche  der  Losung  des 
Problems  und  die  yorläuflg  beste  Losung  desselben. 

A.    Geschichte,  Art  und  Umfang  der  bisherigen 
praktischen  Lösungsversuche. 

36.  Ifachdem  im  bisherigen  die  Natur  und  die  Schwierigkeiten 
des  Problems  ins  Auge  gefafst  worden  sind,  kann  ich  nun  im  folgen- 
den dazu  übergeben,  die  Art  und  Weise  zu  betrachten,  in  welcher 
bisher  die  Praxis  yor  allem  in  England  und  Deutschland  das  Problem 
zu  lösen  versucht  hat. 

Praktisch  wurde  die  Frage  der  Versicherung  abnormer  Leben 
zuerst  in  England  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in 
Angriff  genommen ;  in  beachtenswertem  Mafse  aber  erst  am  Ende  des 
ersten  Viertels  unseres  Jahrhunderts.  Damals  unternahm  es  eine 
neugegründete  englische  Gesellschaft,  die  Clerical,  Medical  and 
General  Life  Assurance  Company,  in  weiterem  Umfange  abnorme 
Risiken  in  Versicherung  zu  nehmen.  Sie  wagte  diese  Versicherung, 
obwohl  natürlich  jedwede  statistische  Grundlage  fehlte,  und  zwar  so- 
fort in  der  Form  der  Versicherung  fixer  Summen  für  fixe  Prämien. 
Die  Versicherten  mufsten  Zuschlagprämien  zahlen,  die  rein  nach 
Mafsgabe  einer  möglichst  gründlichen  ärztlichen  Untersuchung  fest- 
gestellt wurden.  Um  wenigstens  in  dieser  Untersuchung  eine  gewisse 
Stütze  zu  haben,  bestimmte  das  Statut  der  Gesellschaft,  dafs  min- 
destens  acht  der  Leiter  der  Gesellschaft  Arzte  sein  sollten,  und  es 
wurden  diese  Stellen  mit  den  besten  ärztlichen  Kräften  besetzt.  Die 
Erfahrungen,  welche  die  Gesellschaft  mit  ihren  Versicherungen  machte, 
waren  im  ersten  Jahrzehnt  wenig  zufriedenstellende,  da  die  Sterblich- 
keit ziemlich  gröfser  gewesen  war,  als  die  für  die  Prämien  angesetzte ; 
dagegen  waren  sie  im  zweiten  Jahrzehnt,  in  welchem  man  bei  der 
Aufnahme  vorsichtiger  zu  Werke  ging,  durchaus  befriedigend  und 
ebenso  bei  einer  dritten  Prüfung  der  Resultate  nach  weiteren  6  Jahren. 
Die  Zahl  der  Aufgenommenen  war  übrigens  noch  eine  Verhältnis- 
mälsig  geringe;  sie  betrug  z.  B.  im  zweiten  Jahrzehnt  (1834—1843) 
nicht  mehr  als  1297  Personen.  Was  den  Grad  der  Abnormität  der 
Versicherten  anlangt,  so  hatten  vor  allem  im  ersten  Jahrzehnt  sehr 
starke  Grade  Aufnahme  gefunden,  bei  welchem  die  durchschnittliche 
Sterblichkeit  sich  als  mehr  als  das  Zweifache  der  normalen  erwies. 
Von  der  durchschnittlichen  Abnormität  während  der  ersten  25  Jahre 
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vermag  folgende  Tabelle  der  Sterblichkeitspromillesätze   ein  Bild  zu 
geben : 


Altersstrecke 

Oleric.  Med. 

and  General 

Life  Ass.  Comp. 

17  englische 
Gesellschaften 

Ton  20  bis  29 

24 

7,7 

n     30    „    39 

13 

9.2 

«     40    n    49 

19 

12,3 

»     50    »    59 

28 

21,4 

»     60    „    69 

55 

43,6 

n      70     „     79 

91 

94,2 

Natürlich  fand  das  Beispiel  der  Clerical  Medical  and  General 
Life  Assurance  Company  sofort  Nachahmung,  und  infolge  der  durch- 
schnittlich durchaus  günstigen  Resultate  kam  es  dahin,  dafs  im  Jahre 
1872  von  den  65  damals  bestehenden  englischen  Gesellschaften  39  die 
Versicherung  abnormer  Risiken  betrieben. 

In  Deutschland  kam  das  Lebensversicherungswesen  überhaupt 
erst  auf,  nachdem  in  England  schon  jene  erste  Gesellschaft  für  abnorme 
Leben  die  Möglichkeit  der  Versicherung  eröffnet  hatte.  Selbst- 
verständlich befafste  man  sich  darum  auch  hier  erst  viel  später  mit 
unserem  Problem.  Aber  so  sehr  man  sich  demselben  theoretisch  ge- 
widmet hat,  praktisch  ist  bis  heute  nur  wenig  geschehen.  Eine 
Leipziger  Gesellschaft,  welche  sich  ausschliefslich  mit  der  Versicherung 
Abnormer  befassen  wollte,  ging  zu  Grunde,  wie  es  scheint,  vor  allem 
deshalb,  weil  sie  finanziell  zu  schwach  fundiert  war.  Im  übrigen  ist 
die  Versicherung  minderwertiger  Leben  nur  sporadisch  betrieben 
worden  und  erst  in  allemeuester  Zeit  treten  Versuche  auf,  die  Auf- 
gabe planmäfsig  in  gröfserem  Mafsstabe  in  Angriff  zu  nehmen. 

27.  Soweit  aber  bisher  in  England  und  Deutschland  die  Versiche- 
rung minderwertiger  Leben  betrieben  wurde,  ist  dieselbe  bis  vor  ganz 
kurzer  Zeit  fast  ausschliefslich  in  der  Weise  betrieben  worden,  dafs  der 
Versicherer  das  ganze  Risiko  allein  trug,  also  ganz  nach  Analogie  der 
Versicherung  Normaler  für  fixe  Prämien  fixe  Summen  versicherte. 
Und  auch  heute  ist  diese  Artund  Weise  der  Versicherung  die 
weitaus  überwiegende. 

Näher  sind  es  wesentlich  drei  verschiedene  Formen,  in  welchen 
diese  Art  und  Weise  der  Versicherung  auftrat  bezw.  auftritt:  1.  das 
System  der  Prämienerhöhung,  2.  das  System  der  Kürzung  der  Ver- 
sicherungssumme und  3.  das  System  des  Zwangs  auf  eine  bestimmte 
Versicherungsweise  (vor  allem  auf  die  gemischte  Versicherung). 
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Es  vermag  aber  keine  dieser  Formen  als  eine  befriedigende  be- 
zeichnet zu  werden. 

Was  zunächst  die  Prämienerhöhung  betriflFt,  so  erfolgt  die- 
selbe entweder  in  der  Weise,  dafs  die  Prämie  um  ebensoviele  Prozente 
erhöht  wird,  als  nach  der  Schätzung  das  Risiko  gesteigert  ist  oder 
aber  vor  allem  in  der  Weise,  dafs  man  das  abnorme  Leben  mit  einem 
normalen  vergleicht  (wie  Blaschke  ^)  erwähnt,  „in  der  Regel  auf  Grund 
einer  Skala  der  mittleren  ferneren  Lebensdauer"  des  normalen  Lebens) 
und  dann  das  erstere  für  die  Berechnung  der  Versicherungswerte  einem 
normalen  Leben  höheren  Alters  gleichsetzt  (System  der  Alterserhöhung). 

E3s  versteht  sich  von  selbst,  dafs  eine  derartige  Prämienbemessung 
etwas  mehr  oder  weniger  Willkürliches  ist,  dafs  ohne  statistische  An- 
haltspunkte hier  alles  in  der  Luft  schwebt,  und,  da  begreiflicherweise 
die  Versicherungsgesellschaft  möglichst  sicher  fahren  will,  der  Ver- 
sicherte regelmäfsig  schlecht  fährt.  Was  speziell  das  System  der 
Alterserhöhung  anlangt,  so  weist  Blaschke  auf  S.  5  seiner  Denkschrift 
mit  Recht  darauf  hin,  dafs  eine  Schätzung  der  ferneren  mittleren 
Lebensdauer  nicht  nur  willkürlich  sei,  sondern  auch  keineswegs  aus- 
reiche, um  die  Versicherungswerte  zu  berechnen,  da  dieselbe  mittlere 
Lebensdauer  auf  sehr  verschiedene  Art  erreicht  werden  könne,  das 
minderwertige  Leben  aber  sich  in  keinem  Teile  seiner  Absterbeordnung 
mit  irgend  einem  Teile  der  Absterbeordnung  des  vollwertigen  Lebens 
decke. 

28.  Die  zweite  der  obengenannten  Formen,  die  Kürzung  der 
Versicherungssumme,  bildet  in  gewissem  Sinne  ein  Gegenstück 
zu  der  eben  besprochenen  Prämienerhöhung  und  sie  bietet  sich  mit  letz- 
terer als  nächstliegende  Form  für  die  Versicherung  abnormer  Leben  dar. 
Denn  naturgemäfs  ergiebt  sich  bei  dem  Prinzip  der  Gleichheit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  in  der  Versicherung  für  die  Abnormen 
mit  ihrer  im  Vergleich  mit  dem  normalen  Leben  erhöhten  Gefahr 
entweder  die  Notwendigkeit  einer  erhöhten  Prämie,  wenn  die  Gegen- 
leistung der  Gesellschaft,  wie  sie  für  Normale  geleistet  wird,  aufrecht 
erhalten  werden  soll,  oder  aber  die  Notwendigkeit  einer  Verkürzung 
dieser  Gegenleistung,  d.  h.  einer  Kürzung  der  Versicherungssumme. 
Diese  Kürzung  pflegt  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  nach  der 
Aufnahme  beschränkt  zu  sein,  nach  deren  Ablauf  sie  in  Wegfall 
kommt,  und  zwar  ist  sie  entweder  eine  während  jener  ganzen  Zeit 
sich  gleichbleibende  oder  aber  eine  anfänglich  starke,  von  da   ab  in 
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gewissen  Stufen  fallende  und  schliefslich  ganz  verschwindende.  Die 
erstere  Art  der  Kürzung  bat  1861  Maubice  A.  Black  in  einer 
Broschüre  ,,Die  Versicherung  gefährdeter  und  zweifelhafter  Leben  nach 
einem  neuen  Prinzipe,  gerechter  und  vorteilhafter  tür  die  Versicherten 
als  das  bisherige''  verteidigt  und  ist  von  vielen  Gesellschaften  aufge- 
nommen worden.  Die  letztere  Art  findet  sich  z.  B.  beim  allgemeinen 
deutschen  Versicherungsverein  in  Stuttgart. 

Bei  einer  Prüfung  dieses  Verfahrens  ist  zunächst  hervorzuheben, 
dafs  dasselbe  natürlich  ebenso  wie  das  System  der  Prämienerhöhung 
eine  willkürliche  Schätzung  der  Gefahr  des  abnormen  Lebens  im  Ver- 
gleich mit  dem  normalen  voraussetzt,  somit  ebenfalls  an  den  Mängeln 
leidet,  welche  soeben  bei  diesem  System  hervorgehoben  wurden.  Die 
Kürzung  der  Versicherungssumme  ist  eben  nur  eine  andere  Form  der 
Erhebung  des  für  angemessen  erachteten  Zuschlags.  Sie  ist  aber  eine 
schlechtere  Form,  als  diejenige  der  Erhebung  in  Gestalt  der  erhöhten 
Prämie.  Ja,  sie  ist  in  der  Art  und  Weise,  wie  sie  erhoben  zu  werden 
pflegt,  eine  geradezu  versicherungswidrige  Form  dieser  Erhebung. 
Denn  während  nach  gerechten  und  rationellen  Prinzipien  alle  Risiken 
derselben  Art  gleichmäfsig  den  Zuschlag  zu  tragen  haben  (wie  dies 
auch  beim  System  der  Prämienerhöhung  stattfindet),  wird  bei  einem 
System  der  Kürzung  der  Versicherungssummen,  welche  nach  einer 
bestimmten  B.eihe  von  Jahren  verschwindet,  der  Zuschlag  nur  einem 
Teil  derselben  aufgebürdet  und  im  Zusammenhang  damit  natürlich 
auch,  wenn  die  Gesellschaft  keinen  Schaden  erleiden  soll,  diesem  Teil 
noch  obendrein  der  Zuschlag  zugemutet,  den  eigentlich  die  frei  aus- 
gehenden Bisiken  zu  tragen  hätten.  Die  Kürzung'  erfolgt  femer  für 
diejenigen,  welche  vor  einem  gewissen  Versicherungsalter  sterben;  sie 
nimmt  also  verhältnismäfsig  frühen  Tod  zum  Anlafs  (der  Kürzung), 
während  rationeller  und  gerechterweise  nie  das  Frühsterben  des 
Einzelnen,  sondern  nur  die  Höhersterblichkeit  der  Gruppe  eine  Ver- 
kürzung der  Summe  (und  zwar  bei  allen  in  prozentuell  gleichem  Mause) 
bedingen  kann;  sonst  müfste  man  consequenter  Weise  auch  bei  der 
Normallebensversicherung  den  Frühsterbenden  einen  Abzug  machen. 
Lidem  man  aber  den  Frühsterbenden  diesen  Abzug  macht,  wirkt  man 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  aus  dem  Wesen  der  Versicherung 
hervorgehenden  Wirkung  entgegen,  welche  darin  besteht,  dafs  der 
Versicherte  denselben  Betrag  um  so  früher  erhält,  je  früher  er  stirbt 
Wenn  man  überhaupt  das  Prinzip  der  Auszahlung  einer  festen  Summe 
gegen  eine  feste  Prämie  aufgiebt  —  imd  dies  geschieht  bei  diesem 
System  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grad,  so  mufs  man  speziellere, 
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der  Gerechtigkeit  möglichst  entsprechende  Kombinationen  anwenden, 
Yon  denen  noch  die  Hede  sein  wird. 

29.  Auch  das  dritte  der  oben  genannten  Systeme  vermag  vor  der 
Kritik  nicht  Stand  zu  halten.  An  die  Stelle  einer  Erhöhung  der  Prämie 
bezw.  einer  Verkürzung  der  Summe  tritt  hier  der  Zwang  auf  eine 
bestimmte  Versicherungs  weise  und  zwar  eine  solche,  bei  welcher 
entweder  die  Dauer  der  Versicherung  oder  die  Dauer  der  Prämienzah- 
lung verkürzt  ist  Die  Verkürzung  der  Versicherungsdauer  stellt  sich 
dar  in  den  Formen  der  kurzen,  der  aufgeschobenen  und  vor  allem  der 
gemischten  Versicherung,  welch'  letztere  zusammen  mit  der  kurzen 
Todesfallversicherung  da  ihre  Anwendung  findet,  wo  man  der  Gefahrs- 
erhöhung erst  von  einem  gewissen  Zeitpunkt  der  Zukunft  ab  eine 
erhebliche  Bedeutung  beimifst,  während  die  aufgeschobene  Versicherung 
(Versicherung  mit  Karenzzeit)  da  üblich  ist,  wo  die  Gefahrserhöhung 
als  nur  eine  Zeitlang  vorhanden  angenommen  wird. 

Es  haben  diese  Formen  der  Kürzung  der  Versicherungsdauer  für 
den  Versicherten  mancherlei  für  sich:  er  braucht  vor  allem  weder 
einen  Zuschlag  zu  zahlen,  noch  sich  einen  Abzug  an  der  Summe  ge- 
fallen zu  lassen ;  er  untersteht  vielmehr  in  diesen  Formen  genau  den- 
selben Bedingungen,  wie  der  Normale.  Und  wenigstens  die  gemischte 
Versicherung  auf  eine  längere  Beihe  von  Jahren  vermag  im  wesentlichen 
auch  denselben  Dienst  zu  leisten,  wie  eine  reine  Ablebensversicherung. 
Weniger  gilt  dies  allerdings  von  der  aufgeschobenen  und  noch  weniger 
von  der  kurzen  Versicherung  auf  den  Todesfall,  welche,  besonders 
wenn  die  Versicherungsdauer  eine  kurze  ist,  den  Zweck  der  Versicherung 
nur  unvollkommen  zu  erfüllen  vermögen. 

Aber  alle  drei  Formen  sind  für  die  Versicherung  minderwertiger 
Leben  dann  ungeeignet,  wenn  die  Minderwertigkeit  eine  gesundheitliche 
ist,  wie  sie  gerade  in  dieser  Arbeit  ins  Auge  gefafst  ist.  Denn  eine 
solche  Minderwertigkeit  wirkt  derartig,  daXs  die  Gefahr  andauernd 
eine  höhere  ist,  als  beim  normalen  Leben.  Naturgemäfs  verbieten  sich 
darum  zunächst  die  kurze  und  aufgeschobene  Todesfallversicherung, 
welche  ja  beide  die  wesentliche  Gleichheit  der  Sterblichkeit  des  abnormen 
und  normalen  Lebens  während  einer  gewissen  Zeitstrecke  voraussetzen. 
Nicht  besser  steht  es  aber  auch  mit  der  gemischten  Versicherung, 
so  sehr  auch  die  übliche  Praxis  dies  verkennt.  Man  hat  zwar  darauf 
hingewiesen,  dafs  bei  der  gemischten  Versicherung  der  Erhöhung  der 
Sterbenswahrscheinlichkeit  eine  Verminderung  der  Erlebenswarschein- 
lichkeit  gegenüberstehe  oder  dafs  bei  früherem  Tode  der  Abnormen 
(im  Vergleich  mit  den  normalen  Leben)  die  Gesellschaft  ihr  Entgelt 

631 


—     70     — 

in  der  höheren  Prämie  finde,  welche  der  Abnorme  durch  den  Zwang 
auf  die  gemischte  Versicherung  im  Vergleich  mit  der  Prämie  zahle, 
welche  der  Normale,  der  zur  selben  Zeit  sterbe,  für  seine  Versicherung 
auf  den  Ablebensfall  entrichte.  Allein  diese  Argumentation  ist  durch- 
aus unhaltbar.  Denn  was  zunächst  die  Behauptung  betrifft,  dafs  die 
Gesellschaft  ein  Entgelt  in  jener  höheren  Prämie  finde,  so  würde  dies 
nur  dann  zutreffen,  wenn  die  Prämie  des  Normalen  für  die  gemischte 
Versicherung  ohne  weiteres  auch  die  Prämie  für  das  durchschnittliche 
Ablebensrisiko  der  verschiedenen,  dem  Zwang  auf  die  gemischte  Ver- 
sicherung unterworfenen  minderwertigen  Leben,  und  zwar  bei  einer 
auf  die  Dauer  jener  gemischten  Versicherung  abgekürzten  Dauer  der 
Prämienzahlung  wäre.  Dafs  sich  dies  aber  nicht  ohne  weiteres  behaupten 
läfst,  liegt  auf  der  Hand.  Was  aber  den  Hinweis  auf  die  mit  der 
Erhöhung  der  Sterbenswahrscheinlichkeit  Hand  in  Hand  gehende 
Verminderung  der  Erlebenswahrscheinlichkeit  betrifft,  so  ist  zu  er- 
widern, dafs  die  Verringerung  der  Prämie  durch  die  Verminderung 
der  Erlebenswahrscheinlichkeit  mit  der  Erhöhung  der  Prämie  durch 
die  beim  minderwertigen  Leben  gegebene  gleichzeitige  Erhöhung  der 
Sterbenswahrscheinlichkeit  keineswegs  Schritt  zu  halten  vermag.  Denn 
die  Erhöhung  der  Sterbenswahrscheinlichkeit  bedeutet  zugleich  die 
Erhöhung  der  Wahrscheinlichkeit,  dafs  die  Gesellschaft  vor  dem  End- 
termin der  Versicherung  auszahlen  mufs,  die  Verminderung  der  Ei- 
lebenswahrscheinlichkeit  die  Verminderung  der  Wahrscheinlichkeit  am 
Schlüsse  auszahlen  zu  müssen  oder  anders  ausgedrückt:  erst  am 
Schlüsse  auszahlen  zu  dürfen.  Diese  Verschiebung  der  Auszahlungs- 
wahrscheinlichkeiten bedingt  aber  naturgemäfs  eine  Erhöhung  der 
Prämie.  Wenn  also  eine  Gesellschaft  die  gemischte  Versicherung 
Abnormer  zu  Normalprämien  übernimmt,  so  erleidet  sie  einen  Schaden, 
es  sei  denn,  dafs  die  Normalprämien  für  normale  Leben  zu  hoch  sind, 
80  dafs  sie  in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange  auch  das  Bisiko 
abnormer  Leben  zu  decken  vermögen  oder  dafs  es  sich  um  so  wenig 
gefährdete  Abnorme  und  überdies  vielleicht  um  so  vereinzelte  Fälle 
handle,  dafs  man  auch  ohne  Prämienerhöhung  hoffen  kann,  mit  der 
Versicherung  derselben  seine  Rechnung  zu  finden  und  wäre  es  auch 
nur  in  irgendeinem  ideellen,  moralischen  Gewinn.  Sowie  es  sich 
aber  um  stärkere  Grade  der  Abnormität  und  zahlreichere  Ver- 
sicherungen handelt,  mufs  eine  Gesellschaft,  wenn  sie  keine  Verluste 
erleiden  will,  von  dem  System  des  Zwangs  auf  die  gemischte  Ver- 
sicherung mit  Normalprämie  abstehen. 

Aus   dem   Gesagten   erhellt,    wie   wenig    die   genannten   haupt- 
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sächlichsten  Formen  der  Versicherung  Abnormer  —  die  natürlich 
mancherlei  Modifikationen  und  Kombinationen  unterliegen  können  — 
geeignet  sind,  die  Lösung  unseres  Problems  in  rationeller  und  be- 
friedigender Weise  zu  bewerkstelligen. 

30.  Dem  unbefriedigenden  Bilde  der  Art  und  Weise  der  Versiche- 
rung Abnormer  reiht  sich  aber  ein  ebenso  unbefriedigendes  Bild  des 
Um  fang  8  dieser  Versicherung  an.  Speziell  in  Deutschland  befassen 
sich  eine  ganze  Reihe  von  Gesellschaften  überhaupt  nicht  mit  der  Ver- 
sicherung von  minderwertigen  Leben.  Andere  nehmen  zwar  solche 
Leben  bis  zu  einem  gewissen  niedrigen  Grade  der  Minderwertigkeit 
aufy  aber  diese  Aufnahme  ist  nur  eine  sporadische  und  beiläufige, 
keine  grundsätzliche.  Programmmäfsig  ist  die  Versicherung  Abnormer 
erst  in  jüngster  Zeit  Ton  einigen  Gesellschaften  (z.  B.  Arminia,  Nord- 
stern etc.)  in  Angriff  genommen  worden.  Die  Zahlen  der  abnormen 
Versicherten  stehen  darum  auch  hinter  denjenigen  der  Normalver- 
sicherten  weit  zurück.  So  betrug  z.  B.  nach  den  Veröffentlichungen 
der  23  deutschen  Gesellschaften  die  Zahl  der  Normalversicherten 
mit  vollständiger  ärztlicher  Untersuchung  463  350  Personen,  diejenige 
der  nach  vollständiger  ärztlicher  Untersuchung  nur  gegen  Zahlung 
einer  erhöhten  Prämie  aufgenommenen  Personen  121249,  also  nur 
etwas  mehr  als  ^/^  der  Normalversicherten.  Und  dies  ist  erst  die 
Zahl  der  Abnormen  im  weitesten  Sinn  des  Worts,  in  welche  auch 
alle  diejenigen  Risiken  eingerechnet  sind,  welche  aus  Gründen  des 
Berufs,  der  Beschäftigung,  des  Aufenthalts  etc.  eine  erhöhte  Prämie 
zahlen  mufsten.  —  Dem  geringen  Umfang  der  Aufnahme  entspricht  auf 
der  anderen  Seite  der  grofse  Umfang  der  Abweisungen.  Nach  den 
fbouNGHAüs'schen  Berichten  über  „Zustand  und  Fortschritte  der 
deutschen  Lebensversicherungsanstalten^'  sind  z.  B.  in  dem  Jahrzehnt 
von  1883/93  jährlich  circa  22/23  7o  ^^^  Anträge  abgewiesen  worden. 
Wenn  zu  diesem  Prozentsatz  auch  manches  zu  erinnern  ist,  was  ge- 
eignet ist,  denselben  mehr  oder  weniger  herabzudrücken,  ^)  so  dürfte 
derselbe  doch  immerhin  noch  grofs  genug  bleiben,  um  den  gegen- 
wärtigen Umfang  der  Versicherung  Abnormer  als  einen  sehr  unbe- 
friedigenden erscheinen  zu  lassen,  zumal  wenn  man  bedenkt,  dafs  die 
strenge  Auslese  von  selten  der  Gesellschaften  von  vornherein  viele 
von  der  Nachfrage  nach  einer  Versicherung  abhält,  weil  sie  wissen 
oder  glauben^  dafs  sie  doch  keine  Aufnahme  finden  würden. 


*)  cfr.  Qebaübb,  Die  sog.  Lebensversicherung  S.  294. 
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B.   Vorschläge. 

31.  Wenn  so  der  thatsächliche  Zustand  der  Versicherung  minder- 
wertiger Leben  nach  Art  und  Umfang  ein  unbefriedigender  ist,  so 
fragt  es  sich,  wie  man  es  anzugreifen  hat,  um  dem  Mangel  abzuhelfen. 
Eine  Reihe  von  Vorschlägen  sind  in  dieser  Richtung  gemacht  worden, 
aber  sie  erscheinen  meist  mehr  oder  weniger  ungeeignet,  das  Problem 
einer  besseren  Lösung  entgegenzufahren. 

Es  gilt  dies  vor  allem  Ton  den  Vorschlägen,  welche  zur  Lösung 
unseres  Problems  ein  Eingreifen  des  Staates  befürworten,  sei 
es,  dafs  sie  eine  Verstaatlichung  des  gesamten  Lebensversicherungs- 
wesens  oder  die  Errichtung  einer  staatlichen  Lebensassekuranz-Anstalt 
mit  freier  Konkurrenz  der  übrigen  Lebensversicheruugsinstitute  oder 
endlich  die  Einsetzung  eines  Medizinalkollegiums  fordern,  welches 
nach  gesetzlich  festgestellter  Norm  die  Versicherungsfahigkeit  der 
Antragsteller  in  einer  für  die  Gesellschaften  im  allgemeinen  bindenden 
Weise  zu  konstatieren  hätte.  Ich  verweise  für  die  Beurteilung  dieser 
Vorschläge  auf  die  zutreflFenden  Ausführungen  Gebaubr's  in  dem 
mehrfach  erwähnten  Werke  desselben  S.  300  ff. 

Meines  Erachtens  könnte,  wenn  ein  Eingriff  des  Staates  über- 
haupt wünschenswert  und  notwendig  erschiene,  nur  eine  Form  desselben 
in  Frage  kommen:  die  Errichtung  einer  oder  mehrerer  staatlicher 
Monopolanstalten  für  abnorme  Leben  mit  freiem  Beitritt,  welche  auf 
der  einen  Seite  ausschliefslich  das  Recht  hätten,  Versicherungen  unter 
Bedingungen  und  in  Formen  abzuschliefsen,  welche  direkt  oder  in- 
direkt eine  Erhöhung  der  Prämie  oder  Verkürzung  der  Versicherungs- 
summe bedeuten,  und  auf  der  anderen  Seite  die  Pflicht  hätten,  den 
minderwertigen  Leben  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Gefahr  Ver- 
sicherung zu  gewähren.  Eine  solche  Anstalt  hätte  in  einem  genügend 
grofsen  Versicherungsgebiete  vor  allem  ganz  bedeutende  ökonomische 
Vorteile.  Agenten-  und  Reklamekosten  könnten  so  gut  wie  ganz  ge- 
spart werden.  Die  Existenz  der  Gesellschaft  würde  ohnedies  bekannt 
werden.  Das  Bedürfnis  nach  Versicherung  ist  aber  gerade  bei  den 
abnormen  Leben  in  viel  stärkerem  Grade  vorhanden,  als  bei  den 
normalen.  Uberdem  würden  auch  die  Agenten  und  Reklamen  der 
privaten  Gesellschaften  ganz  von  selbst  und  unwillkürlich  dieser  Anstalt 
in  die  Hände  arbeiten.  Es  könnte  aber  ferner  auch  an  den  Ver- 
waltungskosten ganz  erheblich  gespart  werden.  Statt  der  Zersplitterung 
der  Betriebe,  wie  sie  bei  der  Versicherung  Normaler  und  Abnormer 
gegenwärtig  stattfindet  und  diese  Versicherung  nicht  unerheblich  ver- 
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teaert,  hätte  man  hier  einen  einzigen  umfassenden  Betrieb  in  einem 
grofsen  Gebiete,  der  zweifellos  billiger  arbeiten  könnte.  Die  Monopol- 
anstalt hätte  aber  auch  hervorragende  technische  Vorteile,  sofern 
dieselbe  teils  infolge  der  Konzentration,  teils  infolge  der  yerhältnis- 
mäfsigen  ^Niedrigkeit  der  Prämien  zweifellos  einen  grofsen  Versicherungs- 
bestand erzielen  würde  (der  wieder  rückwärts  durch  die  Verteilung  der 
Zuschläge  prämienvermindemd  wirken  müfste)  und  damit  mehr  oder 
weniger  der  Notwendigkeit  und  Schwierigkeit  überhoben  würde,  die 
abnormen  Risiken  verschiedener  Art  in  einige  wenige  Klassen  zu- 
sammenzufassen, um  überhaupt  hinreichende  Ziffern  in  den  einzelnen 
Klassen  zu  erhalten.  Je  gröfser  vielmehr  der  Versicherungsbestand 
wäre,  umso  mehr  könnten  auch  die  verschiedenen  Arten  minder- 
wertiger  Leben  als  Klassen  für  sich  aufgestellt  werden  (z.  B.  die  zu 
Lungenschwindsucht  disponierten  oder  wenigstens  die  zu  Lungen- 
schwindsucht und  einigen  anderen,  an  Gefahr  nahestehenden  Todes- 
ursachen disponierten)  und  für  diese  die  Versicherung  in  der  Weise 
geregelt  werden,  wie  sie  am  Schlüsse  dieser  Arbeit  in  Vorschlag  ge- 
bracht werden  wird. 

Dafs  eine  solche  Regelung  der  Versicherung  Abnormer  auch  für 
die  privaten  Normallebensversicherungsgesellschaften  nicht  ohne  allen 
Vorteil  wäre,  ist  leicht  ersichtlich.  (Einschränkung  unzutreffender 
oder  unvollständiger  Deklarationen ;  strengere  ärztliche  Auslese ; 
Möglichkeit  der  Ansetzung  einer  geringeren  Normalprämie,  weil  besseres 
Versicherungsmaterial;  Wegfall  der  Mifsstimmung  gegen  die  „Rigoro- 
sität" und  „Gewinnsucht"  der  Gesellschaften;  vermehrter  Zuwachs, 
verminderter  Abgang  gesunder  Leben.)  Man  könnte  femer  auf  diese 
Weise  am  raschesten  brauchbare  Mortalitätstafeln  für  abnorme  Leben 
gewinnen  und  damit  die  Grundlage  erwerben,  auf  welcher  man  die 
Versicherung  dieser  Leben  in  rationeller  und  gerechter  Weise  in  den 
Formen  der  Normalversicherung  betreiben  könnte. 

Ich  stelle  aber,  wie  gesagt,  dahin,  ob  unter  den  heutigen  Um- 
ständen ein  solches  Monopol  gerechtfertigt  und  wünschenswert  ist 
oder  nicht,  und  wende  mich  nunmehr  der  Besprechung  derjenigen 
Vorschläge  zu,  welche  eine  Lösung  unseres  Problems  auf  rein 
privatem  Wege  zu  bewerkstelligen  versuchen. 

32.  Diese  Vorschläge  betreffen  teils  ausschliefslich  das  ökono- 
mische (sozialpolitische),  teils  ausschliefslich  das  technische  Pro- 
blem, teils  erstrecken  sie  sich  über  beide  zugleich. 

Was  zunächst  die  Vorschläge  erstererArt  betrifft,  so  sind  sowohl 
solche   gemacht  worden,  welche  eine  Verringerung  der  Bruttoprämie 
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(d.  b.  des  Zuschlags),  als  solche,  welche  eine  Verringerung  der  Netto-^ 
prämie  (d.  h.  eine  Durchschnittsprämie)  bezwecken. 

An  derBruttoprämie  glaubt  einVorschlag  sparenzu  können, 
der  dahin  geht,  eine  Gesellschaft  zu  schaffen,  welche  sich  au9- 
schliefslich  mit  der  Versicherung  Abnormer  zu  befassen  hätte.  Eine 
solche  Gesellschaft  würde  —  so  hoffte  man  —  von  den  übrigen  Ge- 
sellschaften die  abnormen  Risiken  überwiesen  bekommen  und  dadurch 
an  Agenten-  und  Eeklamekosten  so  sehr  sparen  können,  dafs  eine 
yerhältnismäfsig  billige  Bruttoprämie  entstehe.  Man  hat  aber 
dieser  Erwartung  gegenüber  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dafs  die 
übrigen  Gesellschaften,  wenn  überhaupt,  nur  die  schlechteren  und 
schlechtesten  Anträge  überweisen  würden  und  sobald  es  sich  zeigen 
würde,  dafs  jene  Gesellschaft  mit  diesen  Risiken  gut  fährt,  die  Über- 
weisung einstellen  und  in  die  Konkurrenz  eintreten  würden,  so  dafs 
jene  Gesellschaft,  um  bestehen  zu  können,  ebenfalls  in  demselben  Mafae, 
wie  die  übrigen  Gesellschaften,  zu  Agenten  und  Reklame  schreiten 
müsse,  womit  der  erhoffte  Vorteil  verloren  ginge.  Dieser  Vorteil  lie&e 
sich  eben  nur  erreichen,  wenn  jene  Gesellschaft  ein  Monopol  besäfse,  ^) 
welches  ihr  in  irgendeinem  umfange  das  ausschliefsliche  Recht  ver- 
leihen würde,  abnorme  Risiken  in  Versicherung  zu  nehmen. 

33.  So  wenig  aber  als  dieser  Vorschlag  zur  Verringerung  der  Brutto- 
prämie ist  ein  weiterer,  von  Gebaueb  ausgehender  Vorschlag  zur  Ver- 
ringerung der  Nettoprämie  haltbar  (der  allerdings  von  Gebaueb 
für  die  Praxis  deshalb  vorläufig  zurückgestellt  wird,  weil  zunächst 
noch  die  technischen  Grundlagen  für  die  Berechnung  der  Prämien 
fehlen,  welche  bei  demselben  in  Ansatz  kommen  würden).  Unter 
Verurteilung  der  „den  Egoismus  und  Individualismus  begünstigenden 
Anschauungen",  dafs  es  niemand  zugemutet  werden  dürfe,  etwas  in 
fremdem  Interesse  zu  bezahlen,  keinem  Gesundem  also,  tür  seinen 
krankem  Nachbar  durch  Erlegung  einer  Durchschnittsprämie  ein 
Mehr  zu  leisten,  bezeichnet  es  Gebaueb  „aus  ethischen  Rücksichten 
als  eine  wahrhaft  ideale"  Regelung,  wenn  „alle  Mitglieder  einer  Spar- 
gesellschaft ohne  Ausnahme  zu  gleichen  Beiträgen  verpflichtet  wären".*) 
Dabei  ist  ihm  um  die  Durchführbarkeit  einer  derartig  geordneten 
Versicherung  nicht  bange :  die  Selektion  der  Gesunden  sei  „nicht 
mit  Gewifsheit  erweislich",  weü  nicht  feststehe,  dafs  die  Durchschnitts- 
prämie die  Normalprämie  in  einer  von  dem  normalen  Spareinleger 


^)  cfr.  oben. 

')  GbBAüBB,  Die  sog.  Lebensversicherung  S.  297  f. 
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drückend  zu  empfindenden  Weise  übersteigen  werde  und  über- 
dies eine  Herabininderung  derselben  durch  allerlei  Ersparnisse  nicht 
ausgeschlossen  sei.  Vollends,  meint  er,  würde  die  Gefahr  der  Selektion 
dann  nahezu  vollständig  in  Wegfall  kommen,  wenn  alle  deutschen  Ge- 
sellschaften diese  Reform  gleichzeitig  und  in  gleicher  Weise  vornehmen 
würden.  Auf  der  anderen  Seite  könne  („und  müsse ^^)  man  einem 
allzu  starken  Andrängen  abnormer  Leben  dadurch  begegnen,  ^^dafs 
man  die  Zahl  der  aufzunehmenden  Gesunden  und  gesundheitlich  nicht 
vollkommen  günstig  Veranlagten  in  ein  bestimmtes  Verhältnis  setzte^. 
(S.  298). 

Es    ist    nicht    schwer    zu   erkennen,    wie    ungerechtfertigt    und 
unhaltbar  dieser  GEBAüEn'sche  Reformvorschlag  ist.    Denn  was  zu- 
nächst den   „wahrhaft   idealen^   Charakter  desselben  betrifft,   so  ist 
zunächst  darauf  hinzuweisen,   dafs  die  Versicheiiing  regelmäfsig  nur 
von  solchen  Personen  nachgesucht  wird,  welche  keineswegs  ökonomisch 
in  der  Lage  sind,  in  erheblichem  Mafse  Wohltbätigkeit  —  denn  daraui 
läuft  die  Durchschnittsprämie  hinaus  —  zu  üben;  dann  aber  dürften 
viele  Abnorme  auch  gar  nicht  gewillt  sein,  von  anderen  in  dieser  Weise 
unterstützt  zu  werden ;  vor  allem  aber  sind  die  Abnormen  keineswegs 
auch  immer  hilfsbedürftig;  es  ist  darum  auch  nicht  einzusehen,  wieso 
es  eine  ideale  Ordnung  sein  soll,  wenn  für  Abnorme,  die  wirtschaftlich 
stark  sind,  andere  an  der  Prämie  mitzahlen,  und  zwar  vielleicht  auch 
in   gröfserem    oder  geringerem    Umfange    solche,   die   wirtschaftlich 
schwächer  sind,  als  jene.  —  Was  dann  aber  die  Ausführbarkeit  der 
Reform  betrifft,   so  vermag  Gebaueb  über  die  Unvermeidlichkeit  der 
Selektion  nicht  hinwegzutäuschen.    Dieselbe  ist  immer  unabwendbar, 
wenn  Risiken  von  erkennbar  verschiedener  Gefahr  zusammengeworfen 
werden.    Sie  ist  aber  vollends  nicht  zu  verhüten  bei  der  Verschiedenheit 
der  Risiken,  welche  ein  Versicherungsstock  nach  dem  Plane  Gebaüek's 
in   sich  befassen  würde.     Derselbe  würde  nämlich   neben  normalen 
Leben   1.   hereditär  Belastete  und   mit    Kraukheitsdispositionen  Be- 
haftete,   2.    Personen   umfassen,    bei    welchen    sich    bereits  gewisse 
Krankheitskeime   entwickelt    hätten    und   endlich    3)   solche,    deren 
Erkrankungen  sich  in  einem  mehr  fortgeschrittenen  Stadium  befänden.^) 
Es  ist  leicht  ersichtlich,  dafs    ein   derartig  zusammengesetzter  Ver- 
sicherungsstock mit  Durcbschnittsprämie  bei  freier  Organisation  der 
Versicherung   ein  Ding   der  Unmöglichkeit  ist.     Denn    1.  liefse  sich 
die  Durchschnittsprämie  für  einen  Versicherungsstock,  in  welchen  alle 


»)  cfr.  S.  307. 
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Leben  der  genanüten  Art  eintreten  könnten,  auch  bei  den  um- 
fassendsten und  gesichertsten  Erfahrungen  über  das  Leben  und  Sterben 
der  verschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben  nicht  berechnen,  da 
es  a  priori  unmöglich  ist,  vorauszusehen,  in  welchem  quantitativen  Ver- 
hältnis die  Leben  verschiedener  Art  sich  zur  Versicherung  melden 
würden.  Und  sie  liefse  sich  auch  dann  nicht  berechnen,  wenn  man 
gemäfs  dem  Plane  Gebaueb's  die  Zahl  der  aufzunehmenden  Normalen 
und  Abnormen  in  ein  bestimmtes  Verhältnis  setzte.  Denn  es  kommt 
für  die  Berechnung  jener  Prämie  nicht  allein  auf  die  Zahl  an,  welche 
die  Abnormen  im  Vergleich  mit  den  Normalen  darstellen,  sondern  sehr 
wesentlich  zugleich  auf  den  Grad  der  Abnormität  der  Abnormen  und  das 
Zahlenverhältnis  dieser  verschiedenen  Grade  untereinander.^)  Wenn 
sich  aber  auch  die  Durchschnittsprämie  berechnen  liefse,  so  wie  dieselbe 
unter  Voraussetzung  eines  bestimmten  Zahlenverhältnisses  der  Nor- 
malen und  Abnormen,  welche  sich  zur  Versicherung  melden  und 
Aufnahme  finden  würden,  zu  erheben  wäre,  so  könnte  doch  die 
Versicherung  nicht  praktisch  betrieben  werden,  weil  sich  entweder 
überhaupt  keine  Normalen  zur  Versicherung  melden  würden  oder  doch 
nur  so  wenige  (vielleicht  „aus  ethischen  Rücksichten"),  dafs  das  Wagnis 
einer  Versicherang  nicht  unternommen  werden  könnte.  Würde  man 
aber  kein  Zahlenverhältnis  der  Normalen  und  Abnormen  festsetzen,  so 
würden  sich  auf  der  einen  Seite  diejenigen  Leben,  welche  ein  höheres 
Risiko  darstellen,  als  dasjenige  ist,  welches  auf  Grund  irgendwelcher 
Überlegungen  und  Berechnungen  der  Durchschnittsprämie  zu  gründe 
gelegt  ist,  zur  Versicherung  herandrängen  und  zwar  im  allgemeinen 
umsomehr,  je  höher  ihr  Risiko  ist;  auf  der  anderen  Seite  aber 
würden  sich  diejenigen  Leben,  welche  ein  geringeres  Risiko,  als  das 
für  die  Präraienberechnung  angesetzte,  darstellen,  von  der  Versicherung 
fernhalten  und  zwar  im  allgemeinen  umsomehr,  je  geringer  ihre 
Gefahr  ist.  Es  könnte  also  keine  Durchschnittsprämie  das  Risiko  der 
sich  bildenden  Versicherungsstöcke  decken  und  sie  vermöchte  dasselbe 
immer  umsoweniger  zu  decken,  je  mehr  sie  sich  der  Normalprämie 
annäherte.  Die  Verluste  einer  Gesellschaft  mit  einem  derartig  sich 
bildenden  Versicherungsstock  müfsten  ferner  auch  umso  gröfser  sein, 
je  mehr  die  höher-  und  höchstgefährdeten  Risiken  sich  mit  spekulativem 
Geist  auf  hohe  Summen  versichern  würden.  Endlich  ist  die  Annahme 
Gebatjer's  unhaltbar,  dafs  die  Selektion  speziell  der  gesunden  Personen 


*)  cfr.  auch  die   falsche   ausschliefsliche  Berücksichtigung  der  Zahl  der  Ab- 
normen in  der  Anmerkung  3  S.  298. 
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dann  nahezu  YoUständig  in  Wegfall  kommen  würde,  wenn  alle  deutschen 
Gesellschaften  die  von  ihm  befürwortete  Beform  gleichzeitig  und 
übereinstimmend  vornehmen  würden.  Diese  gesunden  Leben  würden 
eben  dann  entweder  bei  ausländischen  Gesellschaften  versichern  oder 
aber  ihre  Versicherung  selbständig  auf  Gegenseitigkeit  betreiben,  be- 
ziehungsweise bei  jedenfalls  sofort  neu  sich  bildenden  Aktienge- 
sellschaften für  I^ormallebensversicherung  Versicherung  nehmen.  Man 
würde  somit  nur  das  Schauspiel  erleben,  dafs  die  bestehenden  Gesell- 
schaften, die  bisher  wesentlich  Normalversicherungen  abschlössen,  nach 
Einführung  der  Durchschnittsprämie  sich  rasch  in  Gesellschaften  ver- 
wandeln würden,  die  wesentlich  nur  minderwertige  Leben  in  Ver- 
sicherung hätten,  während  daneben  neue  Gesellschaften  entständen, 
welche  in  der  alten  Weise  Normalversicherungen  zur  Normalprämie 
abschlössen. 

Eine  Verringerung  der  Nettoprämie  ist  nach  dem  Gesagten  in 
der  Weise,  vrie  Gbbauee  vermeint,  nicht  erreichbar.  Sie  ist  aber 
überhaupt  nicht  erreichbar,  wenn  nicht  der  Zwang  zur  Versicherung  zur 
Hilfe  kommt.  Fehlt  dieser,  so  kann  eine  Versicherungsgesellschaft 
nur  so  arbeiten,  dafs  sie  Risiken,  welche  eine  erkennbar  verschiedene 
Gefahr  darstellen,  auch  verschiedene  Prämien  zahlen  läfst ;  ja  es  mufs 
speziell  in  der  Lebensversicherung  als  Aufgabe  betrachtet  werden, 
dem  Ideal  immer  naher  zu  kommen,  dafs  jedes  individuelle  Risiko 
die  seiner  individuellen  Gefahr  entsprechende  Prämie  bezahlt.  Im 
allgemeinen  hat  eben  hier  das  Prinzip  der  Wohlthätigkeit  kein  Recht. 

34.  Wenden  wir  uns  von  diesen  Vorschlägen,  welche  das  ökono- 
mische Problem  betrafen,  zu  denjenigen,  welche  eine  Lösung  der 
technischen  Seite  unserer  Frage  versuchen,  so  wollen  die  meisten 
derselben  die  Versicherung  in  derselben  Form  weiterführen,  in  der  sie 
bisher  weitaus  überwiegend  betrieben  wurde:  in  der  Form  der  Ver- 
sicherung fester  Summen  für  feste  Prämien.  Sie  bringen  inso- 
weit nichts  wesentlich  neues  und  unterliegen  insoweit  auch  der  oben 
gegebenen  Kritik.  So  z.  B.  ein  Vorschlag,  der  in  einem  Aufsatz  der 
allgemeinen  Versicherungspresse  ^)  gemacht  ist.  Der  Verfasser  des- 
selben schlägt  kurzweg  vor,  für  die  Versicherung  abnormer  Leben  die 
deutsche  Sterblichkeitstafel  für  Männer  und  Frauen  mit  unvollständiger 
ärztlicher  Untersuchung  zu  Grunde  zu  legen,  hiemach  die  Prämien  zu 
berechnen,  einen  Extrazuschlag  für  erhöhte  Gefahr  hinzuzufügen,  die 
Versicherungsdauer  auf  etwa  15  Jahre   zu  beschränken   und  meint: 


*)  Jahrgang  1896  Nr.  15  u.  19. 
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„80  käme  man  zu  einem  voraussichtlich  ausreichenden  Prämientarif 
für  anormale  Leben  und  könnte  also  mit  einem  solchen  dem  Wohle 
der  Mitmenschen  einen  grofsen  Dienst  erweisen,  ohne  sich  auch  nur 
im  geringsten  einer  existenzdrohenden  G-efahr  auszusetzen"  (Nr.  19). 
Der  Arzt  aber  hat  dabei  wieder  die  „nicht  ganz  leicht  zu  lösende 
Aufgabe:  nämlich  die,  in  jedem  einzelnen  Fall  sich  darüber  zu 
äufsern:  wie  lange  der  Versicherungs- Kandidat  voraussichtlich  noch 
leben  wird"  (ebenda).  — 

Ein  anderer  Vorschlag,  der  in  den  Nummern  23,  24,  35  und  36 
der  deutschen  Versicherungspresse  (Jahrgang  1895)  enthalten  ist,  be- 
fürwortet, den  Zwang  der  ärztlichen  Untersuchung  überhaupt  aufzu- 
geben und  gegen  Prämien,  die  auf  Grund  einer  guten  ausgeglichenen 
Volkstafel  berechnet  sind,  allen  Personen  Versicherung  zu  gewähren, 
„die  nicht  thatsächlich  krank  sind"  (Nr.  24  S.  218).  Eine  Schei- 
dung normaler  und  abnormer  Leben  sei  vollständig  überflüssig;  doch 
könnten  die  besonders  einwandfreien  Leben  (die  sich  freiwillig  der 
ärztlichen  Untersuchung  unterworfen  haben  müfsten)  durch  den  ver- 
mutlichen besonderen  Gewinn  entschädigt  werden,  der  sich  aus  ihrer 
etwaigen  Untersterblichkeit  ergebe,  zufolgedesaen  sie  auf  eine  be- 
sondere Ermäfsiguug  ihrer  Prämien  im  Laufe  der  Versicherungsdauer 
zu  hoffen  hätten. 

Indessen  ist,  was  zunächst  die  Abschaffung  der  ärztlichen  Unter- 
suchung anlangt,  ohne  ärztliche  Untersuchung  die  Abgrenzung  der 
Aufnahme  eine  äufserst  mangelhafte  und  unsichere.  Denn  wenn  es 
auch  in  vielen  Fällen  ohne  jene  Untersuchung  ohne  weiteres  klar  sein 
wird,  ob  jemand  thatsächlich  krank  und  deshalb  nicht  aufzunehmen 
ist,  so  ist  doch  ohne  sie  niemals  mit  Sicherheit  festzustellen,  ob  je- 
mand thatsächlich  nicht  krank  und  darum  aufzunehmen  ist.  Es  wird 
vielmehr  in  einer  Masse  von  Fällen  thatsächlicher  Krankheit  das 
Urteil,  das  sich  nicht  auf  eine  ärztliche  Untersuchung  stützt,  entweder 
völlige  Gesundheit  konstatieren  oder  wenigstens  nur  den  Verdacht 
aussprechen  können,  dafs  Krankheit  vorliegt,  ohne  dafs  es  berechtigt 
wäre,  wirkliche  Krankheit  zu  behaupten.  Finden  nun  alle  diese  Leben 
dem  obigen  Aufhahmeprinzip  gemäfs  Versicherung,  so  ist  klar,  dafs 
der  sich  bildende  Versicheruugsstock  eine  breite  Masse  wirklich  kranker 
Leben  in  sich  befassen  wird,  und  es  fragt  sich  dann  sehr,  ob  die  er- 
hobenen Prämien  ausreichen,  um  das  vorhandene  Risiko  zu  decken. 
Und  es  wird  sich  dies  noch  viel  mehr  fragen,  wenn  die  Masse  der 
normalen  Leben  sich  freiwillig  der  ärztlichen  Untersuchung  unterzieht 
imd  den  Anspruch   auf  jene   „besondere  Ermäfsigung  ihrer  Prämien 
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im Laufe  der  Versicherungsdauer"  erhebt.  Was  aber  die  Verteilung 
der  Last  über  die  Versicherten  betriflft,  so  wäre  jedenfalls  dann,  wenn 
far  die  Normalen  keinerlei  Erleichterung  im  Vergleiche  mit  den  Ab- 
normen einträte,  eine  Selektion  der  Normalen  unvermeidlich.  Denn 
die  Prämien,  die  auf  Grund  einer  Volkstafel  berechnet  sind,  über- 
steigen natürlich  die  Prämien  für  das  normale  Risiko.  Aber  auch^ 
wenn  jene  besondere  Ermäfsigung  stattfände,  würde  sich  die  Selektion 
der  Normalen  nur  dann  verhüten  lassen,  wenn  die  Ermäfsigung  für 
die  Gesamtheit  der  Normalen,  welche  dieselbe  wünschen,  eine  solche 
wäre,  dafs  ihre  Prämienlast  auf  die  Höhe  der  Prämien  für  das  nor- 
male Risiko  herabgedrückt  wäre.  Ja  selbst  in  diesem  Falle  vnirde 
die  Gefahr  der  Selektion  deshalb  bis  zu  einem  gewissen  Grade  fort- 
bestehen, weil  der  einzelne  Normale  Gefahr  läuft,  bei  frühem  Tode, 
welcher  vor  entsprechender  Ermäfsigung  seiner  Prämien  eintritt,  über 
sein  Risiko  hinaus  Prämien  zu  zahlen. 

Auf  die  unhaltbaren  Einzelheiten  des  Vorschlags  kann  ich  hier 
nicht  eingehen;  das  Gesagte  genügt  aber,  um  zu  zeigen,  dafs  derselbe 
nicht  geeignet  ist,  einen  Fortschritt  in  der  Lösung  unserer  Frage 
herbeizuführen.  Von  der  ärztlichen  Untersuchung  kann  die  Ver- 
sicherungsgesellschaft nicht  Abstand  nehmen,  solange  sie  nicht  vQn 
einer  Klassifikation  der  Risiken  absehen  kann;  eine  Klassifikation 
und  nach  Klassen  abgestufte  Prämien  sind  aber  solange  unabweislich, 
als  wir  noch  eiü  freies  Lebensversicherungswesen  ohne  (Monopol  oder) 
Beitrittszwang  haben  und  der  Gesündere  noch  nicht  „ideal*'  genug 
ist,  nach  dem  Wunsche  Gebaiter's  für  seinen  kränkeren  Nachbar  ein 
Mehr  zu  leisten.  — 

Es  ist  wohl  überflüssig,  auf  alle  die  weiteren  Vorschläge  ein- 
zugehen, welche  das  vorliegende  Problem  in  der  Form  der  Ver- 
sicherung fester  Summen  für  feste  Prämien  zu  lösen  versuchen.  So 
sehr  dieselben  sich  auch  im  einzelnen  unterscheiden  mögen,  sie  leiden 
doch  aUe  an  dem  Grundfehler,  dafs  sie  die  Versicherung  Abnormer 
genau  nach  dem  Schema  der  Versicherung  Normaler  betreiben  wollen, 
obgleich  der  Mangel  genügender  statistischer  Grundlagen  ein  solches 
Verfahren  vorläufig  mehr  oder  weniger  verbietet.  Regelmäfsig  be- 
fürworten sie  auch  eine  möglichst  langsame  und  vorsichtige  Aus- 
dehnung der  Versicherung  abnormer  Leben  ^),  —  eine  Konsequenz 
der  Unsicherheit  des  von  ihnen  vorgeschlagenen  Verfahrens,  aber  eine 


^)  Z.  B.  Gebaueb  S.  305  seines  Werkes. 
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leidige  Konsequenz  angesichts  des  Bedürfnisses  nach  einer  rascheren 
umfassenden  Ausdehnung  dieses  Yersicherungszweiges. 

35.  Die  Anerkennung  dieses  Bedürfioiisses  bei  dem  Bewufstsein  des 
Mangels  genügender  statistischer  Grundlagen  für  die  Ansetzung  fixer 
Prämien  für  fixe  Summen  hat  denn  auch  dazu  geführt,  für  die  Ver- 
sicherung abnormer  Leben  ein  Verfahren  vorzuschlagen,  welches  auch 
sonst  in  dem  Gebiete  der  Versicherung  da  Anwendung  gefunden  hat 
und  noch  findet,  wo  die  Statistik  im  Stiche  liefs  und  im  Stiche  läfst: 
nämlich  entweder  im  voraus  eine  zu  hohe  Prämie  einzuziehen 
und  das  Ersparte  als  Dividende  zurückzugeben  o  d  e  r  die  in  jedem  Jahre 
eintretenden  Sterbefalle  nachträglich  auf  die  jeweils  Überlebenden 
innerhalb  derselben  Gruppe  umzulegen. 

Es  ist  bei  diesem  Vorschlag  im  Vergleich  mit  dem  bisher  Be- 
sprochenen der  prinzipielle  Fortschritt  zu  konstatieren,  dafs  man  sich 
nicht  zutraut,  die  Sterblichkeit  a  priori  zutreffend  bestimmen  zu  können, 
vielmehr  der  wirklichen  Gestaltung  der  Sterblichkeit  für  die  Fest- 
setzung des  Verhältnisses  von  Leistung  und  Gegenleistung  Raum  ge- 
währt. Fraglich  ist  nur,  ob  die  Art  und  Weise,  in  welcher  dies  hier 
geschieht,  eine  korrekte  und  zweckmäfsige  ist. 

Von  Lazabus  ^)  ist  dies  entschieden  verneint  worden.  Der  Vor- 
schlag sei  überhaupt  unausführbar,  weil  man  die  Abrechnung  mit  den 
Versicherten  alljährlich  oder  doch  nicht  viel  seltener  vornehmen  müfste, 
dann  aber  auch  die  Versicherung  immer  nur  für  denselben  2ieitraum 
gelten  lassen  könnte.  Dies  würde  aber  zur  Folge  haben,  daXs  man 
mit  steigendem  Alter  steigende  Prämien,  schliefslich  geradezu  uner- 
schwingliche Prämien  einfordern  müfste,  welche  die  Aufrechterhaltung 
der  Versicherung  unmöglich  machten.  Die  Versicherung  auf  Grund- 
lage einer  gleichbleibenden  Prämie  würde  die  Zurückstellung  einer 
Reserve  bedingen,  diese  wäre  aber  ohne  willkürliche  Annahmen  über 
den  Verlauf  der  Sterblichkeit,  die  doch  der  Vorschlag  gerade  ver- 
meiden wolle,  nicht  möglich. 

Diese  Kritik  ist  jedoch  meines  Erachtens  unzutreffend.  Denn 
einmal  ist  es  nicht  richtig,  dafs  man  bei  einer  Versicherung,  welche 
immer  nur  von  Jahr  zu  Jahr  gilt,  steigende  Prämien  erheben  müfste, 
und  dann  ist  es  nicht  richtig,  dafs  eine  gleichbleibende  jährliche 
Prämie  notwendig  die  Zurückstellung  einer  Reserve  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Worts  bedingt. 


^)  Die  Versicherung  der  Abgelehnten,  Assekuranz-Jahrbuch  Ton  A.  Ehren- 
zwBiG,  9.  Jahrg.,  11.  Teil  S.  47  f. 
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se. Was  zunächst  das  erstere  betri£ft,  so  läXst  sich  z.  B.  für 
einen  30  jährigen  Normalen,  der  seine  Versicherung  immer  nur  von 
Jahr  zu  Jahr  gelten  lassen  wollte  und  doch  den  Vorteil  einer  gleich- 
bleibenden  jährlichen  Prämie  geniefsen  möchte,  sehr  wohl  eine  solche 
Prämie  berechnen.  Ist  z.  B.  das  höchste  Lebensalter  der  Mortalitäts- 
tabelle 100,  und  sind  die  immer  mehr  steigenden  lUsikoprämien  für 
die  einzelnen  Altersphasen  tv^q,  jt^^y  tc^^  .  .  .  tt^q,  so  ist  der  gegen- 
wärtige Wert  dieser  Prämien,  wenn  r  =  1  -f-  r^j  wobei  p  Zinsfufs, 

-TT         -L   ^81       1      ^82       I  ^99     A 

^80    "1 I ^    -|-    .     .    .    —-    J^. 

Die  gleichbleibende  jährliche  Prämie  x,  die,  bis  zum  SchluTs  der  Sterb- 
lichkeitstafel bezahlt,  denselben  gegenwärtigen  Wert  A  darstellt,  er- 
giebt  sich  also  aus  der  Gleichung 

Man  kann  diese  Prämie  die  durchschnittliche  individuelle  Risikoprämie 
nennen. 

Selbstverständlich  müTste  aber  bei  Ansetzung  dieser  Prämie,  welche 
nur  eine  ökonomische  Erleichterung  der  Prämienzahlung  bedeuten  will, 
beim  Tode  immer  aufser  der  Versicherungssumme  alles  samt  Zins  und 
Zinseszins  herausgezahlt  werden,  was  an  Prämien  über  das  wirkliche 
Risiko  der  durchlebten  Zeitstrecke  hinaus  gezahlt  worden  ist. 

Bei  einer  solchen  Prämie  ist  man  aber  auch  —  und  damit  komme 
ich  zum  zweiten  oben  erwähnten  Punkt  —  der  Notwendigkeit  überhoben, 
eine  Prämienreserve  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Worts  zurückzu- 
stellen. Denn  bei  dieser,  aus  den  gewöhnlichen  gleichbleibenden 
Jahresprämien  abgeleiteten  Reserve  bedarf  es  zur  Legung  der  Reserve 
des  Einzelnen  einer  Berücksichtigung  der  mit  steigendem  Alter  wach- 
senden resp.  abnehmenden  Sterbens-  resp.  Erlebenswahrscheinlichkeiten, 
und  zwar  einfach  deshalb,  weil  die  gewöhnlichen  gleichbleibenden 
Prämien  unter  Berücksichtigung  dieser  Sterbens-  resp.  Erlebenswahr- 
scheinlichkeiten aus  der  Summe  der  gegenwärtigen  Werte  aller  Jahres- 
riaikoprämien  abgeleitet  sind.  Ist  aber  die  gleichbleibende  jährliche 
Prämie,  wie  dies  bei  der  obigen  durchschnittlichen  jährlichen  Risiko- 
prämie der  Fall  ist,  ohne  Rücksicht  auf  jene  Wahrscheinlichkeiten 
abgeleitet  ^) ,   so  kommt  die  Rücksicht  auf  diese  auch  bei  der  Legung 


')  Da  die  Sterbens-  resp.  Erlebenswafarscheinlichkeiten  mit  steigendem  Alter 
zu-  resp.  abnehmen,  kann  man  das  Verhältnis  der  gewöhnlichen  gleichbleibenden 
Steatsw.  Stadien.   ^-043  ^ 
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der  Beserve  in  Wegfall.  Die  Prämienreserre  des  Einzelnen  ergiebt 
sich  hier  vielmehr  einfach  als  die  Summe  der  von  ihm  eingezahlten 
Prämien  (samt  Zins  und  Zinseszins),  vermindert  um  den  auf  ihn  ent- 
fallenden Anteil  an  den  bis  dahin  nötig  gewordenen  Auslagen  für  die 
Gestorbenen. 

Wenn  also  nach  dem  Gesagten  1.  eine  gleichbleibende  jährliche 
Prämie  bei  einer  nur  von  Jahr  zu  Jahr  geltenden  Versicherung  nicht 
ausgeschlossen  ist  und  2.  eine  solche  auch  nicht  notwendig  behufs  Legung 
der  Prämienreserve  des  Einzelnen  eine  Berücksichtigung  des  Verlaufs 
der  Sterbens-  bezw.  Erlebenswahrscheinlichkeiten  erforderlich  macht,  so 
scheint  es  mir,  als  ob  man  die  Versicherung  Abnormer  an  sich  sehr 
wohl  in  der  Form  betreiben  könnte,  dafs  man  für  die  verschiedenen 
Gruppen  derselben  entsprechend  ihrer  Geüahr  schätzungsweise  die 
Sterbenswahrscheinlichkeiten  der  für  Normale  angewandten  Sterblich- 
keitstabelle  erhöhte  und  auf  diesen  Grundlagen  die  durchschnittlichen 
individuellen  Bisikoprämien  in  dem  oben  dargestellten  Sinne  be- 
rechnete und  für  die  Versicherung  einforderte. 

Es  wäre  damit  allerdiags  auch  eine  willkürliche  Annahme  über 
die  Sterblichkeit  der  minderwertigen  Leben  gemacht;  aber  dieselbe 


Främie  zu  obiger  durchschnittlicher  individueUer  Bisikopramie  kurz  so  ausdrucken: 
entere  deckt  das  Todesfallrisiko  einer  immer  kleiner  werdenden 
Anzahl  von  Personen  (das  für  den  einzelnen  jeweils  Überlebenden  andauernd 
steigt);  letztere  das  Todesfallrisiko  einer  sich  gleichbleibenden  Anzahl  von  Per- 
sonen.—  Es  ist  darum  auch  klar,  dafs  erstere  Prämie  niedriger  ist,  als  letztere 
Ebenso  ist  weiter  mit  dem  Gesagten  gegeben,  dafs  auch  die  Prilmienreterre 
des  Einzelnen  aus  seinen  eigenen  Prämien  bei  der  gewöhnlichen  gleichbleibenden 
Prämie  niedriger  ist  als  bei  jener  durchschnittlichen  Risikoprämie.  Da  sie  femer 
(samt  Zins  und  Zinseszins)  bei  letzterer  von  dem  Alter  ab,  in  welchem  diese  hinter 
der  steigenden  jährlichen  Risikoprämie  zurückbleibt,  mehr  und  mehr  für  den  Zweck 
der  Ergänzung  der  Dnrchschnittsprämie  auf  die  Höhe  der  steigenden  au%ezehrt  wird, 
um  schHefslich  bei  der  Ergänzung  der  letzten  Prämienzahlung  ganz  verschlungen  zu 
werden,  so  ergiebt  sich  auch,  dafs  die  (niedrigere)  Prämienreserve  ans  der  gewöhn- 
lichen gleichbleibenden  Prämie  von  einem  gewissen  Alter  ab  zur  Ergänzung  der 
letzteren  auf  die  Höhe  der  steigenden  Risikoprämie  nicht  mehr  und  zwar  steigend 
nicht  mehr  ausreicht,  (und  dies  um  so  mehr,  als  sie  an  sich  schon  niedriger  ist  als 
jene  gleichbleibende  individuelle  Risikoprämie),  dafs  also  mit  anderen  Worten  die 
gewöhnliche  gleichbleibende  jährliche  Prämie  von  einem  gewissen  Alter  ab  in 
steigendem  Mafse  ungedecktes  Risiko  bestehen  läfst,  zu  dessen  Deckung  sie  einer 
Ergänzung  bedarf,  die  sie  denn  auch  durch  die  den  jeweils  Überlebenden  zu 
gute  kommenden  Prämienreserven  derjenigen  Personen  findet,  die 
Tor  der  Inanspruchnahme  ihrer  Reserve  für  die  Ergänzung  ihrer  Prä- 
mien auf  die  Höhe  der  steigenden  Risikoprämien  oder  wenigstens  vor  der 
Aufzehrung  derselben  für  diesen  Zweck  gestorben  sind. 
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väre  hier  deshalb  gänzlich  unbedenklich,  weil  sie  nur  zur  vorläufigen, 
nicht  zur  definitiven  Prämienbemessung  dienen  soll.  Denn  selbstver- 
ständlich müTste  an  die  jeweils  Sterbenden  alles  ausgezahlt  werden 
(neben  der  Summe),  was  sie  an  Prämien  über  das  Risiko  der  von 
ihnen  durchlebten  Versicherungsjahre  hinaus  eingezahlt  haben,  samt 
ZÜns  und  Zinseszins  davon;  und  ebenso  müTsten  unter  Umständen  die 
Versicberten  auch  Nachschüsse  leisten,  wenn  es  sich  herausstellen 
würde,  daüs  die  Prämie  für  das  Bisiko  zu  klein  bemessen  wurde. 

Die  Prämien  würden  sich  allerdings  verhältnismäfsig  hoch  stellen; 
aber  man  könnte  sich  andererseits  mit  einer  niedrigeren  Versicherungs- 
summe begnügen,  weil  man  mit  grofser  Wahrscheinlichkeit  auTser 
dieser  auch  noch  eine  Rückzahlung  erhalten  würde. 

Ich  glaube,  dafs  eine  in  der  beschriebenen  Weise  geregelte  Ver- 
sicherung durchaus  ausführbar  und  immerhin  auch  besser  wäre,  als 
alle  Versicherung  in  der  Form  der  Ansetzung  fixer  Prämien  für  fixe 
Summen. 

37.  Es  fragt  sich  niir,  ob  es  nicht  noch  zweckmäfsigere  Formen 
giebt.  Und  auf  diese  Frage  ist  zu  antworten,  dafs  es  sich  allerdings 
empfiehlt,  die  Versicherung  minderwertiger  Leben  statt  in  der  Form 
der  Versicherung  mit  unfixen  Prämien  für  fixe  Summen  vielmehr  in 
derjenigen  der  Versicherung  mit  fixen  Prämien  für  unfixe 
Summen  zu  betreiben.  Denn  bei  dieser  Form  bedarf  es  jener  will- 
kürlichen Schätzung  der  Grefahr  der  verschiedenen  Gruppen  minder- 
wertiger Leben  im  Vergleich  mit  dem  normalen  Risiko  nicht,  und  es  ist 
bei  derselben  femer  auch  ebensowohl  die  Gefahr  beseitigt,  dafs  der  Ver- 
sicherte eine  jährliche  Prämie  zahlt,  welche  höher  ist,  als  die  Deckung 
seines  gesamten  Risikos  durch  alle  künftigen  Altersjahre  hindurch  er- 
fordert und  darum,  wenn  auch  das  Plus  an  Prämien  zurückgezahlt 
wird,  doch  die  Versicherungsnahme  etwas  erschwert,  als  auch  die 
Gefahr,  dafs  der  Versicherte  unter  Umständen  später  Nachschüsse  zu 
zahlen  hat. 

Dieses  System  der  Versicherung  unfixer  Summen  für  fixe  Prämien 
hat  mit  dem  eben  behandelten  das  gemein,  dals  das  Risiko  auf  die 
Versicherten  übergewälzt  ist,  somit  eine  zur  Berechnung  zutreffender 
'  Extraprämien  ausreichende  Statistik  nicht  erfordert,  und  doch  den  Ver- 
sicherten ihre  Versicherung  zu  einem  Preise  ermöglicht,  wie  er  gerade 
ihrem  Risiko  entspricht.  Und  im  Zusammenhang  damit  ist  auch  die 
Solvenz  der  Gesellschaft  nicht  in  Frage  gestellt. 

38.  Es  ist  dieses  System  schon  vielfach  befürwortet  worden,  und 
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eine  Reihe    von   Versuchen  hat    dasselbe    auch    schon    in    die 
Praxis  übertragen« 

So  wendet  z.  B.  der  Nordstern  (Lebensversicherungsaktiengesell- 
schaft  in  Berlin)  dasselbe  in  folgender  Form  an :  1.  Die  minderwertigen 
Leben  bilden  eine  einzige  abgeschlossene  Abteilung  fär  sich.  2.  Sie 
unterliegen  sämtlich  dem  Zwang  auf  die  gemischte  Versicherung  mit 
einer  Vertragsdauer,  welche  für  den  Zwanzigjährigen  höchstens  30, 
für  den  Fünfzigjährigen  höchstens  15  Jahre  umfafst  und  für  die 
dazwischenliegenden  Beitrittsalter  entsprechend  abgestuft  ist.  3.  Prämie 
ist  die  Normalprämie,  aber  für  Versicherungen  mit  Q^winnanteil. 
4.  Versicherbar  ist  bis  auf  weiteres  nur  eine  Summe,  welche  50  000  Mk. 
nicht  übersteigt.  5.  Im  Erlebensfall  wird  die  volle  Summe  gezahlt, 
einschliefslich  der  auf  den  Einzelnen  entfallenden  Dividende.  6.  Stirbt 
aber  der  Versicherte  vor  dem  Endtermin  der  Vertragsdauer,  so  wird 
a)  zunächst  nur  die  volle  Prämienreserve  nach  den  Bechnungsgmnd- 
lagen  für  vollwertige  Leben  fällig,  b)  der  Best,  d.  h.  die  Differenz 
der  Summe  und  der  gezahlten  Reserve  erst  am  Ende  des  Rechnungs- 
jahres, und  zwar  ä)  voll  nur  dann,  wenn  kein  höherer  Betrag  fallig 
geworden  ist,  als  nach  den  Bechnungsgrundlagen  (für  Normale)  zu 
erwarten  war ;  dagegen  ß)  gekürzt,  wenn  dies  der  Fall  war,  und  zwar 
gekürzt  nach  dem  Verhältnis  der  wirklich  eingetretenen  zu  der  rech- 
nungsmäfsig  erwarteten  Sterblichkeit.  7.  Fallen  die  umstände  weg, 
welche  bei  der  Aufnahme  eine  Verkürzung  der  Lebensdauer  befürchten 
liefsen,  so  kann  die  Umwandlung  der  Police  in  eine  Normalpolice  be- 
antragt werden. 

In  ganz  ähnlicher  Weise  ist  die  Versicherung  minderwertiger 
Leben  bei  der  Vaterländischen  Lebensversicherungsgesellschaft  in 
Elberfeld  und  bei  der  Magdeburger  Lebensversicherungsgesellschaft 
geregelt.  Nur  wird  bei  diesen  beiden  Gesellschaften  sofort  beim  Tode 
mindestens  die  halbe  Versicherungssumme  ausgezahlt,  also  die  Prämien- 
reserve da,  wo  sie  geringer  ist  als  diese  Hälfte,  auf  die  Höhe  dieser 
Hälfte  ergänzt.  Und  speziell  die  Magdeburger  Lebensversicherungs- 
gesellschaft zieht  zur  Deckung  des  jährlichen  Gesamtschadens  nicht 
nur  die  Prämienreserve  der  Gestorbenen  und  den  Betrag  der  auf 
Grund  der  Sterbetafel  für  vollwertige  Leben  berechneten  wahrschein- 
lichen Kapitalauszahlungen  heran,  sondern  ausserdem  nach  Bedarf 
auch  einen  „Sicherheitsfonds^',  welcher  sich  in  der  Weise  bildet,  dafs 
der  auf  die  Gesamtheit  der  minderwertigen  Leben  entfallende  Gewinn 
aufgespeichert  und  mit  372%  verzinst  wird.  Dieser  Fonds  wird  in 
ungünstigen  Jahren  bis  ^^3  seines  Betrages  am  Ende  des  Bilanzjahres 
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herangezogen  und  er  wird  in  seinem  ganzen  Betrage  verwendet,  wenn 
es  die  Ergänzung  der  Främienreserven  auf  die  halben  Versicherungs- 
summen erfordert.  Beim  Ableben  wird  dem  Einzelnen  ein  Anteil  am 
Gewinn  ausgezahlt,  der  sich  nach  dem  Verhältnis  seiner  Versicherungs- 
summe zur  Summe  der  Prämienreserven  der  sämtlichen  noch  be- 
stehenden Versicherungen  richtet. 

Erheblich  anders,  wenn  auch  im  Prinzipe  übereinstimmend,  ist 
dagegen  die  Versicherung  der  „Abgelehnten'^  von  der  Arminia  in 
München  geregelt.  Diese  Gesellschaft  erhebt  nämlich  1.  nicht  die 
Prämie  Normaler,  sondern  eine  Prämie,  welche  auf  Grund  einer  will- 
kürlich konstruierten,  „wesentlich  höheren^'  Sterblichkeit  berechnet  ist ; 
2.  zahlt  sie  das  Kapital  unbedingt  in  voller  Höhe  nicht  nur  dann, 
wenn  der  Versicherte  den  Endtermin  der  Versicherung  erlebt,  sondern 
auch  beim  Tode  des  Versicherten  vor  jenem  Termine  dann,  wenn  die 
Police  bereits  16  Jahre  in  Exaft  bestanden  hat,  oder  wenn  der  Tod 
durch  einen  Unfall  herbeigeführt  wurde.  Sonst  wird  die  Versicherungs- 
summe in  zwei  Baten  bezahlt,  und  zwar  sofort  nach  dem  Tode  die 
voUe  Prämienreserve,  mindestens  aber  die  halbe  Versicherungssumme, 
und  nach  Ablauf  des  betreffenden  Kalenderjahres  der  Best;  dieser 
wird  aber  nur  dann  voll  bezahlt,  wenn  die  Sterblichkeit  die  (konstruierte) 
rechnungsmäfsige  nicht  überschritten  hat;  sonst  wird  ein  Abzug  ge- 
macht entsprechend  dem  Verhältnis  der  erwarteten  und  wirklichen 
Sterblichkeit. 

39.  Es  fragt  sich,  inwieweit  die  genannten  Systeme,  welche 
sämtlich  nur  nähere  Ausführungen  des  Prinzips  der  Versicherung  mit 
fixen  Prämien  für  unfixe  Summen  darstellen,  als  befriedigend  bezeichnet 
werden  können. 

Hören  wir  Blaschke,  so  sind  sie  alle  von  Grund  aus  zu  ver- 
werfen; es  sei  kaum  je  ein  versicherungsfeindlicheres 
Prinzip  ausgesonnen  und  zur  Grundlage  des  praktischen 
Lebensversicherungsbetriebes  gemacht  worden  als  dieses  Prinzip  der 
Versicherung  fixer  Prämien  für  unfixe  Summen.  Denn  dieses  System 
„gewährleistet  blofs  die  Ersparnis  (die  Beserve),  die  versicherte 
Summe  versichert  sie  nicht'^  Es  ist  „die  strikte  Negation  des 
Begriffs  der  Versicherung.''  ^) 

Blaschke  wendet  allerdings  selbst  hiergegen  ein,  dafs  der 
praktische  Versicherer  sich  an  Theorien  über  den  Begriff  der  Ver- 
sicherung, zumal  sie  nicht  unbestritten  seien,  nicht  zu  kehren  habe, 


^)  Denksehrift  Bl.  S.  8. 
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dafs  „ev  seine  Pflicht  erfülle,  wenn  er  einem  Bedürfnisse  der  Zeit  in 
den  Grenzen  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  Rechnung  trage; 
dem  Theoretiker  käme  es  zu,  seine  Begriffe  so  zu  formulieren,  dafs 
jn  ihnen  die  wesentlichen  Resultate,  welche  die  Wirtschaft  gemäfs 
ihrem  Bedürfnisse  ausbildet,  Platz  finden''  (S.  8).  Er  glaubt  aber, 
dafs  für  den  vorliegenden  Fall  sich  nachweisen  lasse,  dafs  das  Prinzip 
der  Versicherung  unfixer  Summen  für  fixe  Prämien  „den  Versicherten 
jedes  Rechtes  auf  die  Versicherungssumme,  soweit  sie  die  Reserve 
überschreitet,  beraubt"  (S.  8),  während  das  Wesen  der  Versicherung 
gerade  das  sei,  die  Reserve  auf  das  versicherte  Kapital  zu  ergänzen.  Denn 
es  liege  ganz  in  der  Hand  der  Versicherungsgesellschaften,  dadurch,  dafs 
sie  den  Begriff  der  Minderwertigkeit  enger  oder  weiter  ziehen,  den 
einzelnen  Versicherten  gröfsere  oder  geringere  Kapitalien  zuzuwenden. 

Zweifellos  hat  Blaschke  hiermit  einen  wunden  Punkt  vor  allem 
des  Systems  des  Nordstern  (auf  welches  sich  Blaschke  unmittelbar 
ausschlief slich  bezieht)  getroffen ;  und  dieselbe  Ejitik  trifft  auch,  wenn 
auch  in  abgestuft  geringerem  Mafse,  bei  den  anderen  genannten 
Systemen  zu.  Aber  es  handelt  sich  doch  wesentlich  nur  um  einen 
Mangel  der  Durchfuhrung  des  in  Rede  stehenden  Prinzips  bei  den  ge- 
nannten Systemen,  weniger  um  einen  Mangel  des  Prinzips  selbst. 
Denn  sobald  als  für  die  Abnormen  eine  Mehrheit  von  EHassen  mit 
abgestufter  Gefahr  gebildet  ist,  ist  auch  das  von  Blasohke  erhobene 
Bedenken  so  gut  wie  beseitigt.  Man  müfste  denn  zu  befürchten  haben, 
dafis  die  Versicherungsgesellschaften  sich  anmeldende  Risiken  gegen 
besseres  Wissen  und  in  einem  ins  Gewicht  fallenden  umfange  bald 
in  eine  zu  hohe,  bald  in  eine  zu  niedrige  Gefahrsklasse  einordnen 
würden.  Eine  solche  Annahme  über  den  moralischen  Charakter  der 
Gesellschaften  wird  sich  aber  nicht  rechtfertigen  lassen.  Und  es  dürfte 
überdem  auch  die  Gefahr  der  Selektion  der  Versicherten  und  ebenso 
die  Konkurrenz  der  Gesellschaften  in  der  Richtung  einer  Aufhebung 
der  von  Blaschke  aufgezeigten  Gefahr  wirksam  werden. 

40.  Das  Prinzip  der  Versicherung  unfixer  Summen  für  fixe 
Prämien  an  und  für  sich  erscheint  also  unbedenklich.  Ja  ich 
wüfste  keine  Form  der  Versicherung  für  abnorme  Leben  zu  nennen, 
welche  geeigneter  wäre,  eine  vorläufig  befriedigende 
Lösung  unserer  Frage  zu  bewerkstelligen. 

Allerdings  bedarf  es  einer  besseren  Durchführung 
diesesPrinzips,  als  diese  bei  den  genannten  Systemen  gegeben  ist. 

Vor  allem  zunächst  in  dem  eben  genannten  Punkte.  Eine  Ver- 
sicherung der  Minderwertigen  ohne  Einteilung  derselben  in  G^fahrs- 
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klaBsen  bedeutet  für  den  geringgefahrdeten  Abnormen  eine  hohe  G-e* 
fahr.  Eben  deshalb  schliefst  sie  aber  auch  für  die  Gesellschaften  in 
hohem  Mafse  die  G-efEihr  der  Selektion  gerade  dieser  geringgefähr- 
deten Leben  ein.  Es  drängt  somit  ebensowohl  das  Interesse  der  Ver- 
sicherten,  als  auch  dasjenige  der  Gesellschaften  zu  einer  Gefahren- 
klassifikation. Zur  Durchführung  dieser  Klassifikation  hoffe  ich  mit 
den  oben  wiedergegebenen  statistischen  Ermittlungen  einen  beachtens- 
werten Beitrag  geliefert  zu  haben. 

Es  bedarf  aber  meines  Erachtens  noch  einer  Reihe  weiterer  Beformen. 

1.  Erscheint  es  mir  unangemessen,  die  minderwertigen  Leben 
aller  Grade  dem  Zwang  auf  die  gemischte  Versicherung  mit  teilweise 
so  geringer  Yertragsdauer,  wie  dies  bei  den  genannten  Systemen  der 
Fall  isty  zu  unterwerfen.  Eine  gemischte  Versicherung,  welche  für 
den  20jährigen  höchstens  bis  zum  fünfzigsten  Lebensjahre  läuft,  ver- 
mag dem  Hauptzwecke  der  Lebensyersicberung,  der  Versorgung  der 
Hinterbliebenen,  nicht  hinreichend  zu  genügen.  Es  ist  dieser  Zwang 
auf  die  gemischte  Versicherung  n^it  dieser  kurzen  Vertragsdauer  bei 
den  genannten  Gesellschaften  um  so  weniger  angemessen,  als  sie  sämt- 
lich nur  Leben  allergeringster  Gefahr  ins  Auge  fassen  (Risiken^ 
welche  wegen  überstandener  Krankheiten  oder  ungünstiger  Sterblich- 
keit in  der  Familie  oder  schwächlichen  Körperbaues  und  ähnlicher 
Dinge  Bedenken  erregen),  also  Leben,  welche  z.  B.  von  Gotha  schon 
längst  zur  Normalprämie  Aufnahme  gefunden  haben  (wenn  sonst 
günstige  Lebensumstände  vorhanden  waren). 

8.  Was  die  Prämie  betrifft,  so  läfst  sich  aufser  bei  der  Magde* 
burger  Gesellschaft  kein  Grund  einsehen ,  warum  die  teurere  Prämie 
für  die  Versicherung  mit  Gewinnanteil  in  Ansatz  kommt.  Speziell 
beim  Nordstern  und  bei  der  Vaterländischen  Lebensversichemngsgesell- 
schaft  scheinen  die  sterbenden  Versicherten  überdies  einen  Gewinn- 
anteil überhaupt  nicht  zu  bekommen.  Vor  allem  aber  mufs  die  Prämie 
der  Arminia  als  ungerechtfertigt  erscheinen.  Denn  dieselbe  ist  auf 
Grund  einer  „wesentlich  höheren''  Sterblichkeit  berechnet,  als  diejenige 
der  Normalen  ist,  und  findet  nach  dem  Prospekt  für  solche  Personen 
Anwendung,  „deren  fernere  Lebensdauer,  sei  es  wegen  überstandener 
Ejrankheiten,  sei  es  wegen  ungünstiger  Sterblichkeit  in  der  Familie^ 
keine  sichere  Schätzung  gestattet''.  Diese  Prämie  für  diese  Leben  be- 
deutet in  Verbindung  mit  dem  Rechte  der  Kürzung  der  Versicherungs- 
summe, wenn  der  Tod  vor  15  jähriger  Versicherungsdauer  und  nicht 
infolge  eines  Unfalls  eintritt,  nichts  anderes,  als  dafs  man  willens  ist, 
den  in  einem  (allerdings !)  „sehr  unwahrscheinlichen  und  seltenen  Falle" 
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sich  aus  der  Ubersterblichkeit  ergebenden  Verlust  nicht  aus  den  regel- 
mäfsig  sich  ergebenden,  gewifs  nicht  unbedeutenden  Gewinnen  aus  der 
Untersterblichkeit  zu  bestreiten,  vielmehr  den  Versicherten  selbst  auf- 
zubürden. 

3.  Was  dann  die  Auszahlung  im  Todesfall  betrifft,  so  könnte 

a)  sofort  beim  Tode  gerade  für  diejenigen  Sisiken,  welche  von 
den  genannten  Gesellschaften  nach  ihren  Prospekten  für  die  Aufnahme 
ins  Auge  gefiaXst  sind  ^),  mindestens  %  oder  auch  %  der  Versicherungs- 
summe ausgezahlt  werden.  Das  würde  im  Vergleich  mit  der  bisherigen 
Praxis  (vor  allem  des  Ilordstern)  nicht  nur  einen  unter  Umstanden 
recht  ansehnlichen  Zinsengewinn,  sondern  auch  eine  angemessene,  unter 
allen  Umständen  stattfindende  Minimalzahlung  für  die  Versicherten 
bedeuten. 

b)  Am  Schlüsse  des  Bilanz-  bezw.  Kalenderjahres  sollte  die  etwaige 
Kürzung  des  Eestes  nicht  ))emessen  werden  nach  dem  Verhältnis  des 
Betrages  der  tällig  gewordenen  Versicherungssummen  zu  demjenigen, 
welcher  nach  den  Rechnungsgrundlagen  für  normale  Leben  für  die  be- 
treffende Gruppe  Abnormer  zu  erwarten  stand.  Denn  indem  dieser  Best 
YoU  ausgezahlt  wird,  wenn  der  erstere  Betrag  geringer  oder  gleich  ist 
mit  dem  zweiten,  dagegen  gekürzt,  wenn  er  gröfser  ist,  ist  das  gesamte 
Bisiko,  sowohl  dasjenige  der  Sterblichkeit,  als  auch  dasjenige  der  fallig 
werdenden  Versicherungssummen,  auf  den  Versicherten  abgewälzt, 
während  der  Versicherer  billigerweise  das  Bisiko  der  fallig  werdenden 
Versicherungssummen  behalten  sollte.  Denn  sonst  kann  es  leicht  vor- 
kommen, dafs  bei  einer  Sterblichkeit,  welche  derjenigen  der  Nor- 
malen gleich  ist  oder  vielleicht  gar  hinter  der  für  diese  berechneten 
zurückbleibt,  doch  der  sterbende  Versicherte  weniger  erhält,  als  seine 
Versicherungssumme  beträgt,  weil  eben  in  dem  betreffenden  Jahre 
eine  Beihe  höherer  Versicherungssummen  fallig  geworden  sind,  so  dals 
der  Geamtbetrag  ein  höherer  ist  als  der  für  Normale  rechnungsmäfsig 
zu  erwartende  (rochnungsmäfsige  Sterbefalle  mal  durchschnittliche 
Versicherungssumme) ;  und  ebenso  kann  es  auf  der  anderen  Seite  leicht 
vorkommen,  dafs  vielleicht  die  Sterblichkeit  eine  übemormale  war, 
und  doch  der  einzelne  Gestorbene  die  volle  Summe  erhält,  weil  eben 
die  durchschnittliche  Versicherungssumme  der  Gestorbenen  eine  ent- 
sprechend kleinere  war  als  die  durchschnittliche  Versicherungssumme 
der  zu  Beginn  des  Jahres  Lebenden. 

Es   erscheint  hiemach  angemessen,    dafs    der  Versicherer   das 


*)  cfr.  oben  unter  1. 
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Risiko  der  fallig  werdenden  Summen  trägt,  der  Versicherte  nur  das- 
jenige  der  Sterblichkeit,  (übrigens  auch  dieses  nur  mit  der  Ein- 
schränkung, welche  in  der  oben  genannten  Forderung  liegt;  dafs 
speziell  bei  hereditäx  Belasteten  etc.  sofort  nach  dem  Tode  und  un- 
zurückziehbar  mindestens  %  ^^^^^  7«  ^^^  Versicherungssumme  aus- 
gezahlt wird.  Eine  derartige  Bestimmung  erscheint  zugleich  geeignet, 
auch  ihrerseits  der  von  Blaschke  hervorgehobenen  Gefahr  entgegen- 
zuwirken.) Es  müfste  also  unter  Umständen  den  Versicherten  auch 
dann  ein  Abzug  gemacht  werden,  wenn  kein  höherer  Betrag  fällig 
geworden  ist,  als  nach  den  Bechnungsgrundlagen  für  vollwertige  Leben 
zu  erwarten  war,  und  umgekehrt  dürfte  ihnen  unter  Umständen  kein 
Abzug  gemacht  werden,  obgleich  ein  höherer  Betrag  als  jener  rech- 
nungsmäfsige  fällig  geworden  ist.  Das  erstere  nämlich  dann,  wenn 
das  Minus  des  wirklichen  im  Vergleich  mit  dem  rechnungsmäCsigen 
Schaden  trotz  erhöhter  Sterblichkeit  bestände ;  das  zweite  dann  nicht, 
wenn  das  Plus  des  wirklichen  im  Vergleich  mit  dem  rechnungs- 
mäfsigen  Schaden  trotz  gleicher  oder  gar  geringerer  Sterblichkeit  (als 
der  für  Normale  berechneten)  sich  ergäbe.  Es  soll  eben  über  Kürzung 
und  Nichtkürzung  nicht  das  Verhältnis  jener  Beträge,  sondern  allein 
das  Verhältnis  der  Sterblichkeit  entscheiden.  Die  drei  ersten  ge- 
nannten Systeme  setzen  allerdings  voraus,  dafs  beides  zusammenfällt. 
Denn  sie  wollen  da,  wo  ein  höherer  Betrag  fallig  geworden  ist  als 
der  rechnungsmäfsige ,  nach  dem  Verhältnis  der  wirklichen  zu  der 
rechnungsmäfsig  erwarteten  Sterblichkeit  kürzen.  Wie  kann  aber  da, 
wo  dieser  höhere  Betrag  nur  durch  die  Höhe  der  fallig  werdenden 
Summen  bedingt  ist  (bei  gleichbleibender  oder  gar  geringerer  Sterb- 
lichkeit der  Abnormen  im  Vergleich  mit  der  rechnungsmäfsigen  Sterb- 
lichkeit Normaler),  im  Verhältnis  der  wirklichen  zu  der  erwarteten 
Sterblichkeit  gekürzt  werden? 

Endlich  wäre  es  4.  wünschenswert,  dafs  vor  allem,  solange  der 
Versicherungsstock  der  Abnormen  ein  verhältnismäfsig  kleiner  ist, 
nicht  die  Sterblichkeit  eines  einzigen  Jahres  den  Auszahlungen  zu 
Grunde  gelegt  würde,  sondern,  um  zufalligen  Schwankungen  wenigstens 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  entgegenzuwirken,  die  durchschnittliche 
Sterblichkeit  mindestens  von  zwei,  noch  besser  von  drei  Beobachtungs- 
jahren in  Kechnung  käme. 

41.  Würde  das  Prinzip  der  Versicherung  unfixer  Summen  für 
fixe  Prämien  in  der  aufgezeigten  Weise  durchgeführt,  so  wäre,  glaube 
ich,  für  die  Abnormen  das  meiste  geleistet,  was  sich  auf  Grund 
des  heutigen  Standes  der  Wissenschaft  für  sie  thun  läfst.    Es  wäre 
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für  sie  die  Möglichkeit  der  Versicherung  zu  einem  Preise  eröffiiet,  der 
ihrem  wirklichen  Risiko  entspräche,  ohne  auf  der  anderen  Seite  die 
Solvenz  der  G-esellschaft  in  Frage  zu  stellen.  Sie  müTsten  sich  aller- 
dings unter  Umständen  (und  um  so  gewisser ,  je  höher  ihre  Gefahr 
ist)  Kürzungen  der  Versicherungssummen  gefallen  lassen.  Allem 
diese  wären  nur  die  Form,  in  welcher  sie  die  ihrem  Risiko  ent- 
sprechende höhere  Prämie  zahlten. 

Zweifellos  dürfte  bei  einer  solchen  Regelung  der  Versicherung 
Abnormer  die  Ausdehnung  dieses  Versicherungszweiges  eine 
gröfsere  werden,  als  sie  beim  System  der  Versicherung  fixer  Summen 
für  fixe  Prämien  war  und  ist,  bei  welchem  auf  der  einen  Seite  der  Ver- 
sicherer aus  Mangel  an  hinreichenden  statistischen  Anhaltspunkten  für 
die  Berechnung  der  Prämien  vielfach  die  Versicherung  Abnormer  zu 
▼ermeiden  sucht,  auf  der  anderen  Seite  der  Versicherungskandidat  sich 
vielfach  weigern  mufs,  die  vom  Versicherer  zu  seiner  Sicherheit  an- 
gesetzten, meist  zu  hohen  Prämien  zu  zahlen  oder  sich  den  regel- 
mäfsig  zu  ungünstigen  Bedingungen  desselben  (vor  allem  jener  will- 
kürlichen und  prinziplosen  Kürzung  der  Versicherungssumme)  zu 
unterwerfen. 

Es  ist  aber  selbstverständlich,  dafs  die  genannte  Rege- 
lung nur  eine  vorläufige  sein  kann.  Sie  wird  im  Laufe  der 
Zeit  selbst  die  Mittel  an  die  Hand  geben,  mit  welchen  man  die  Ver- 
sicherung weiterfuhren  kann.  Es  werden  sich  Erfahrungen  sammeln 
über  die  Sterblichkeit  der  verschiedenen  Arten  minderwertiger  Leben, 
und  dann  wird  auch  die  Zeit  kommen,  in  welcher  man  die  Versiche- 
rung dieser  Leben  in  der  Weise  organisieren  kann,  in  welcher  man 
sie  bis  heute  überwiegend,  aber  teils  zum  Nachteil  der  Versicherten, 
teils  zum  Nachteil  der  GeseUschafben,  betrieben  hat  und  vielfach 
weiterbetreiben  will :  in  der  Form  der  Versicherung  fester 
Summen  für  feste  Prämien. 
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Yorbemerkung. 


Das  Bild^  welches  die  heutigen  Steuergesetze  selbst  ein  und  des- 
selben Systems  bieten,  ist  kein  einheitliches,  so  sehr  auch  allgemeine 
Grundsätze  und  „oberste  Prinzipien^  auf  diesem  Gebiete  zur  Aner- 
kennung gelangt  sind,  und  allenthalben  das  unyerkennbare  Streben 
auf  die  Eealisierung  bestimmter  Axiome  gerichtet  ist. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  konkreten  Gestaltung  ist  aber  leicht 
erklärlich. 

Die  Wissenschaft  vermag  zu  allgemeinen  Zielsetzungen  und  Postu- 
laten  zu  gelangen ,  da  es  gerade  ihre  Aufgabe  ist,  das  Komplizierte 
and  Mannigfache  auf  letzte,  einfache  Prinzipien  zurückzuführen,  — 
die  Wirklichkeit  hingegen  stellt  sich  nur  bei  künstlerischer  Betrach- 
tang,  wo  sie  als  Totalität  aufgefafst  und  genossen  wird,  als  einheit- 
liches Ganzes  dar,  in  Wahrheit  setzt  sie  sich  aus  tausendfachen  Ein- 
zelheiten zusammen,  die,  gruppenweise  unter  gemeinsamen  Begriff 
znsammengefafst,  nie  ganz  ohne  Rest  in  diesen  aufgehen.  Und  so 
gelangt  die  Theorie  des  öfteren,  wenn  sie  beim  Aufbau  ihrer  Syste- 
matik eine  Kategorie  auf  die  andere  zurückführt,  zu  einem  Punkte, 
wo  die  von  ihr  aufgestellten  Kriterien,  bei  aller  Verwandtschaft  der 
Begriffe,  nicht  anzutreffen  sind,  wo  das  Allgemeine  in  dem  Einzelnen 
sich  nicht  wiederholt;  es  tauchen  damit  die  Spezialfragen  auf,  deren 
Lösung  überall  nichts  anderes  bedeutet,  als  die  von  der  Wissenschaft 
gewonnenen  allgemeinen  Resultate  mit  dem  widerstrebenden  Charakter 
des  Einzelfalles  in  Einklang  zu  bringen. 

So  wenig  dieses  ohne  Paktieren  und  Kompromisse  zwischen 
Theorie  und  Praxis  sich  vollzieht,  vermag  erstere  doch  konsequent 
an  ihren  Grundsätzen  festzuhalten  auch  dann,  wenn  sie  nicht  im  starren 
Doktrinarismus  ihrem  Idealziele,  ohne  Rücksicht  auf  die  der  Ver- 
wirklichung   entgegenstehenden   Hindernisse ,    absolute    Geltungsnot- 
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wendigkeit  zuspricht.  Wo  aber  die  bestehende  Praxis  Lücken,  Mängel 
und  Ungerechtigkeiten  aufweist,  wo  sie  sich  mit  „praktischen  Rück« 
sichten  und  Erwägungen"  deckt,  die,  wenn  auch  Torhanden,  keines- 
wegs eine  gar  zu  weite  Entfernung  vom  Ziele  rechtfertigen,  da  ist  es 
das  gute  Eecht  der  Theorie,  ihrerseits  Einspruch  zu  erheben  und  sie 
wird  dies  umso  wirksamer  thun,  je  mehr  sie  in  die  Einzelheiten  der 
Materie  eindringt,  um  das  wahre  Wesen  der  vorgeschobenen  ^prak- 
tischen  Erwägungen"  zu  prüfen.  Wenn  sie  dann,  trotz  ihres  Be- 
strebens, das  Besondere  in  abhängigen  Zusammenhang  mit  dem  All- 
gemeinen zu  bringen,  hier  und  da  zu  einer  von  den  allgemeinen  Re- 
sultaten abweichenden  Entscheidung  gelangt,  so  giebt  sie  damit  nicht 
die  Einheitlichkeit  ihrer  Grundsätze  auf,  sondern  erfüllt  vielmehr  eine 
ihr  obliegende  Pflicht.  Denn  wofür  wir  in  wissenschaftlicher  Ab- 
straktion die  Normen  suchen,  ist  ja  letzten  Endes  die  Wirklichkeit 
selber  y  die  wir  in  ihrer  Gestaltung  und  Fortbildung  zu  erforschen 
streben,  um  nach  Erkenntnis  ihrer  Kräfte  und  konstituierenden  Fak- 
toren aus  der  Entwicklungstendenz  des  Ganzen  das  realisierbare  Ziel 
zu  entnehmen. 

Von  solchen  Erwägungen  geleitet,  ist  auf  den  folgenden  Blättern 
der  Versuch  gemacht  worden,  in  einer  der  meist  umstrittenen  steuer- 
rechtlichen Spezialfragen  —  der  Einkommensbesteuerung 
nichtphysischer  (juristischer)  Personen  —  zu  allgemeinen, 
prinzipiellen  Gesichtspunkten  zu  gelangen. 

Konnte  uns  auch  hierbei  nicht  die  positive  Gestaltung  der  Materie 
zum  Ausgangspunkte  dienen,  zumal  sie  in  ihren  emschlägigen  Gesetzen 
eine  geradezu  verwirrende  Mannigfaltigkeit  aufweist,  so  vermochten 
wir  anderseits  auch  nicht  mit  Karl  ümpfenbach  in  der  Praxis  über- 
haupt „eine  Fülle  von  abschreckenden  Beispielen''  zu  sehen. 

Die  anzutreffenden  Inkonsequenzen  und  Mängel  suchten  vir 
vielmehr  teils  als  Folge  schiefer  Auffassung  des  inneren  Wesens  der 
betreffenden  Steuer,  teils  als  Konzession  an  die  Durchführbarkeit  der- 
selben darzuthun.  Wir  glaubten  daher  vor  allem  unser  Thema  be- 
trachten zu  müssen :  als  eine  Untersuchung  der  ökonomischen 
Funktionen  der  unter  der  Form  juristischer  Persön- 
lichkeit auftretenden  Organisationen  unseres  moder- 
nen Erwerbs-  und  Wirtschaftslebens  in  ihren  Bezie- 
hungen zu  den  Grundprinzipien  der  Einkommensteuer. 
Wenn  wir  hierbei  auch  den  steuerte chni sehen  Erwägungen  Rech- 
nung trugen,  so   sind  wir  doch  nicht  der  Ansicht ,  dafs  aus   einer 
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solchen  Modifikation  der  Theorie  durch  die  Praxis  notwendig  ^^der 
Inbegriff  von  Zwittergeburten'^  entstehen  müsse,  ,;die  eher  alles  andere, 
als  eine  Bereicherung  der  Wissenschaft  sind'^  ^)  Ein  solcher  schroffe, 
Yon  der  Empirie  sich  gänzlich  lossagender  Rationalismus  wird  auf  ein 
richtiges  Verständnis  des  historisch  Gewordenen  und  Werdenden  ver- 
zichten müssen  und  in  den  seltensten  Fällen  brauchbare  Direktiven 
für  das  Leben  bieten ;  niemals  können  aber  Abstraktionen  und  Theo- 
rieen  Selbstzweck  sein. 

Wo  daher  im  folgenden  das  Konkrete  herangezogen  worden  ist, 
geschah  es  nicht,  weil  wir  in  ihm  eine  mit  den  Forderungen  der 
Wissenschaft  übereinstimmende  Norm  sahen ,  sondern  in  den  weitaus 
meisten  Fällen,  um  zu  zeigen,  wie  oft  und  aus  welchem  Grunde 
oberste  Prinzipien  und  Axiome  andere  Gestalt  annehmen,  sobald  sie 
in  die  Wirklichkeit  sich  umzusetzen  beginnen. 

Allein,  an  diesen  Prinzipien  und  Axiomen  trotzdem  festhaltend, 
können  wir  bei  unserem  Gegenstande  zu  bündigen  Resultaten  nur  ge- 
langen, wenn  wir  seinen  Zusammenhang  mit  dem  organisch  empor- 
gewachsenen Ganzen,  als  welches  unsere  moderne  Steuerverfassung 
sich  darstellt,  nicht  aus  dem  Auge  verlieren  und  mit  Berücksichtigung 
der  Hemmnisse  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  aus  dem  Begriffe 
des  Staates  und  der  Volkswirtschaft  unsere  Schlufsfolgerungen  ziehen. 
Soll  das  ideale  Ziel  der  Wissenschaft  mit  den  Anforderungen  der 
Wirklichkeit  möglichst  im  Einklang  stehen,  so  erreichen  wir  dies  auch 
hier  nicht  in  rein  deduktivem  oder  ausschUefslich  induktivem  Ver- 
fahren. Denn  gerade  hier  gilt  es,  „aus  dem,  was  Gebote  der  Gerech- 
tigkeit in  öffentlichen  Dingen  und  Forderungen  billigen  Schutzes  alles 
Wohlerworbenen  an  die  Hand  geben,  die  notwendigen  Folgerungen 
zu  ziehen,  aber  es  gilt  auch,  die  Richtigkeit  des  Gefundenen  an  kon- 
kreten Erscheinungen  fort  und  fort  zu  erproben  und  aus  dem ,  was 
Reformbedür£uis  und  Reformerfolg,  Lob  und  Tadel,  Wünsche  und 
Klagen  nahe  legen,  immer  neue  Anregung  zur  Prüfung  dessen  zu  ge- 
winnen, was  grundsätzlich  einstweilen  als  das  Richtige  erscheint.''^) 

^)  Karl  Uropfenbach,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.  2.  Aufl.  1887.  Vor- 
rede S.  VI. 

•)  Friedr.  Jul.  Neumann,  Die  persönliche  Steuer  v.  Einkommen.  Tübingen 
1896.     Vorrede. 
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I.    Abschnitt. 


A.    Einkommenstener  und  juristische  Person. 


Die  moderDe  Steaertheorie  und  -Praxis  sieht  sich  heate  Aufgaben 
gegenüber,  wie  sie  in  solcher  Kompliziertheit  in  früheren  Zeiten  nicht 
vorkommen  konnten. 

Wirtschaftliche  und  technische  Entwicklung  und  dadurch  be- 
dingte Arbeitsteilung  haben  nicht  nur  neue  Quellen  geschaffen  und 
die  Ergiebigkeit  der  alten  gesteigert ,  sondern  gleichzeitig  auch  die 
Formen  der  Oütererzeugung  und  Vermittlung  zu  einer  so  grofsen 
Mannigfaltigkeit  gestaltet,  dafs  es  nicht  leicht  wird,  in  Verfolgung  ein- 
heitlicher Prinzipien  aus  dem  Ertrage  dieser  Quellen  eine  autoritatiTe 
Ausscheidung  des  für  die  Gesamtheitsbedür&isse  erforderlichen  Teiles 
vorzunehmen. 

Die  Schwierigkeit  wächst  noch  dadurch ,  dafs  die  Entwicklung 
der  Steuer  und  die  der  Wirtschaft  geradezu  entgegengesetzte  Rich- 
tungen eingeschlagen  haben. 

Dort  ein  grofses  Gebiet  des  wirtschaftlichen  Gesamtlebens,  welches 
trotz  steigenden  Bedarfs  und  wachsender  Aufgaben  den  Beitrags- 
pflichtigen nur  in  gerechter  Beachtung  seiner  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit heranziehen  will,  hier  eine  immer  weiter  gehende  Kollekti- 
vierung der  Produktionsmittel ,  eine  Verselbständigung  des  Kapitals, 
welches  im  gewissen  Sinne  selbstthätig  zu  seinem  wirtschaftlichen 
Effekte  wirkt:  auf  der  einen  Seite  das  Streben,  aus  dem  Einkommen 
des  Einzelnen  nach  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  die 
Deckungsmit^ol  für  den  Bedarf  der  Gesamtheit  zu  entnehmen,  auf  der 
anderen  stet  i<:h  mehrende  Gesamtheiten,  bei  welchen  die  individuell 
differenzierte  *  ungsfähigkeit   der  Beteiligten  nicht   ersichtlich  ist. 

So   sieht         <    die  Steuer,   nachdem   sie  in  fortschreitender  Ent- 

658 


—     5     — 

Wicklung  sich  zu  einem  System  staatlicher  Mittelbeschaffung  ausge- 
bildet hat,  dessen  innerster  Kern  das  Prinzip  der  menschlichen  Indi- 
Yidualität  ist,  wirtschaftlichen  und  politischen  Organisationen  gegen- 
liber,  die,  obgleich  hinter  ihnen  lenkend  und  handelnd  einzelne  Per- 
sonen stehen,  doch  losgelöst  von  diesen,  selbständige  ökonomische 
und  rechtliche  Einheiten  bilden,  welche  wie  Einzelsubjekte  ihre  Inter- 
essensphäre wahrzunehmen  imstande  sind.  Es  gilt  daher  Beziehungen 
zu  rechtfertigen  oder  abzuweisen  zwischen  zwei  Gestaltungen,  deren 
Zusammenhang  sich  auf  der  inneren  Natur  der  einen  und  der  äufseren 
Form  der  anderen  gründet,  —  zwischen  der  Einkommensteuer  und 
der  juristischen  Person.  Beide  enthalten  etwas  Homogenes  und  Hetero- 
genes zugleich;  jene  will  sich  nur  an  die  Person  richten,  diese  stellt 
sich  als  solche  in  ihrer  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Bethätigung 
dar.  Ihre  Beziehungen  sind,  wie  man  sieht,  recht  lose.  Sie  liefsen 
sich  bedingungslos  nur  dann  aufrecht  erhalten,  wenn  wirtschaftliches 
Handeln  als  solches  das  Kiterium  für  die  Einkommensteuerpflicht  ab- 
gäbe, nicht  aber,  wie  es  thatsächlich  der  Fall  ist,  der  wirtschaftliche 
Erfolg,  soweit  er  der  Person  zu  gute  kommt  —  das  Einkommen. 

Man  hat  aber  keinen  Anstand  genommen,  von  einem  Ein- 
kommen juristischer  Personen  zu  sprechen,  weil  sie  „selbständig  ihre 
Rechte  und  Pflichten  haben,  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte 
an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden^' 
—  kurz,  wie  rechtsfähige,  physische  Personen  handeln  und  für  ihre 
Handlungen  verantworten.  Das  ist  die  ,Juristische''  Auffassung  der 
Sache,  wie  sie  in  den  meisten  unserer  Steuergesetze  zum  Ausdruck 
kommt;  für  sie  bietet  unser  Gegenstand  gar  keine  Abweichung  von 
der  allgemeinen  Regel ;  auch  hier  wird  eine  Personalsteuer  mit  Personen 
in  Zusammenhang  gebracht. 

Allein  eine  solche  begriffliche  Konstruktion,  welche,  an  äufsere 
Erscheinungen  anknüpfend,  Sinn  und  Absicht  eines  Gesetzes  lediglich 
mit  den  formalen  Elementen  der  Dinge  in  Beziehung  setzt,  mag  für 
den  juristischen  Tagesbetrieb  genügen,  der  unter  verhältnismäfsig 
wenige  Regeln  die  ganze  Fülle  der  im  ewigen  Wechsel  begriffenen 
Gebilde  unseres  Beisammenlebens  unterzubringen  hat,  —  sie  führt 
jedoch  unvermeidlich  auf  Abwege,  wenn  sie  de  lege  ferenda  in  gleicher 
Weise  die  Richtschnur  bildet.  Namentlich  da,  wo  es  sich  um 
allgemeingültige  Normen  handelt,  die  tief  in  das  Wirtschaftsleben 
eingreifen,  sollte  vor  allem  den  voneinander  abweichenden  Materien, 
die  oft  unter  derselben  Form  in  die  Erscheinung  treten,  besonders 
Rechnung  getragen  werden.    Statt  dessen  sehen  wir  auch  auf  diesem 
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Gebiete  eine  formal-logische  BegriflFsbildung  yorherrsehen  und  nicht 
zum  wenigsten  hieraus  resultieren  die  Lücken  der  Steuergesetze,  die 
Kämpfe  bei  ihrer  Anwendung. 

Bei  der  parlamentarischen  Beratung  der  Steuergesetze  stehen 
sich  gewöhnlich  zwei  Ansichten  gegenüber,  die  schon  aus  dem  Grunde 
zu  keiner  erspriefslichen  Verständigung  gelangen  können,  weil  die 
Begründung  der  einen  letzten  Endes  nicht  das  beweist,  was  die  andere 
bestreitet;  dort  wird  der  Nachdruck  auf  die  Form,  hier  mit  Becht  auf 
den  Inhalt  gelegt.  Das  juristische  Gewissen  ist  beruhigt,  sobald  es 
einen  Zustand  in  seiner  Weise  definieren  und  in  eine  bestimmte  Kategorie 
einfügen  kann.  Wer  jedoch  den  Erscheinungen  nach  ihren  wirklichen 
Bestandteilen,  ihren  thatsächlichen  Wirkungen  die  Stelle  anweisen  will, 
kann  in  jenem  Geschäft  der  Juristen  nur  ein  Moment  äufserer 
Regelung  und  Ordnung,  keine  Erschöpfung  des  inneren  Gehalts  der 
Dinge  sehen. 

Die  Nachteile,  welche  eine  formale,  einseitig-äufserliche  Auf- 
fassung der  Erscheinungen  unseres  Zusammenlebens  zur  Folge  hat, 
wird  nicht  nur  von  sozialökonomischer  Seite  anerkannt  Einer  unserer 
bedeutendsten  Juristen^)  kennzeichnet  gelegentlich  das  Zurücktreten 
des  inneren  Gehalts  vor  der  äufseren  Form  damit,  dafs  man  „mit 
Hilfe  gewisser  traditioneller  Kategorieen,  die  sich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte festgestellt  haben,  die  täglich  wachsende  Fülle  lebendiger 
Rechtsgebilde  „, Juristisch  zu  konstruieren'^ ^'  versucht,  wobei  es  dann 
auch  im  Geiste  dieser  formalistischen  Sichtung  liege,  „den  Zusammen- 
hang  zwischen  dem  Rechte  und  den  übrigen  Lebensgebieten  eines 
Volkes  möglichst  äufserlich  aufzufassen'^ 

Eins  der  vitalsten  Lebensgebiete  berührt  gerade  die  Steuer.  Ihre 
Gesetze  haben  daher  hinter  das  formale  Recht  zurückzugehen,  um 
ihrer  Begründung  festere  Stützpunkte  zu  liefern,  als  die  wandelbaren 
Formen  sie  zu  bieten  vermögen.  „So  lange  aber  die  Jurisprudenz 
noch  in  einem  Gegensatze  der  „rechtlichen"  und  „wirtschaftlichen*' 
Begründung  der  Steuer  befangen  ist,  deckt  sie  das  Problem  zu,  welches 
zu  erschliefsen  ist."^ 

„Rechtlich"  wird  auch  die  direkte  Steuerpflicht  nichtphysischer 
Personen  dargethan  —  sie  besitzen  Rechtsfähigkeit.  Allein,  indem 
man    mit    Aufgebot    vielen    Scharfsinns    die    wirklich    vorhandene 


^)  Otto  Gierke,  Die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts  und  die  neuesten  Staats* 
rechtstheorieen.    Tübinger  Zeitschr.  1874.    S.  157,  159. 

•)  Gustav  Cohn,  Schanz'  Finanzarchiv  I.  S.  97.  (Steuerreform  im  Kant4>n 
Zürich.) 
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juristische  Selbständigkeit  einzelner  Gestaltungen  unseres  Wirtschafts- 
lebens zu  beweisen  sucht ,  um  damit  ihre  unmittelbare  Heranziehung 
zu  einer  Personalsteuer  zu  rechtfertigen,  vergifst  man,  dafs  auch  die 
Rechtsfähigkeit  des  Einzelindividuums  nicht  in  letzter  Beihe  seiner 
Veranlagung  zu  G-runde  gelegt  wird,  sondern  der  Erfolg  seiner 
Bethätigung  nach  der  von  der  Steuer  ins  Auge  gefafsten  Richtung, 
—  anderseits  wiederum  die  Einzelperson  durch  den  Verlust  der  Rechts- 
fähigkeit von  ihrer  wirtschaftlichen  Verpflichtung  dem  Staate  gegen- 
über nicht  befreit  wird. 

Wenn  wir  naher  auf  die  volkswirtschaftlichen  Grundbegriffe  eingehen, 
an  welche  die  Einkommensteuer  anknüpft,  ihre  Prinzipien  und  Ziele 
mit  dem  wirtschaftlichen  Endzweck  nichtphysischer  Personen  in  Zu- 
sammenhang bringen,  so  sehen  wir  sofort,  dafs  aus  dem  inneren  Wesen 
beider  keine  Wechselbeziehungen  entstehen,  somit  das  Kriterium  selb- 
ständiger Rechtsföhigkeit  auch  hier  zu  keinem  richtigen  Resultate 
führen  kann. 

Gewifs,  weder  die  Theorie  noch  die  Praxis  der  Steuer  kann  die 
juristischen  Personen  unbeachtet  lassen,  unter  deren  Form  die  grofsen 
Kapitalassoziationen  der  Gegenwart  in  den  wirtschaftlichen  Weltkampf 
eintreten  und  Einkommen  produzieren,  welche  einem  verhältnismäfsig 
kleinen  Personenkreis  zufliefsen.  Dieses  Einkommen  darf  den  Gesamt- 
heitszwecken sich  nicht  entziehen,  und  die  Kollektivierung  der  Pro- 
duktionsmittel, auf  welche  wir  oben  hinwiesen,  die  Personifizierung 
des  Kapitals  darf  nicht  zur  Folge  haben,  dafs  der  innige  Konnex  des 
Wirtschaftslebens  des  Einzelnen  mit  demjenigen  der  Gesamtheit  da- 
durch aufgehoben  wird,  dafs  zwischen  der  auf  Gütererzeugung  ge- 
richteten Thätigkeit  des  Einzelnen  und  dem  Staate,  als  dem  Bezugs- 
berechtigten auf  einen  Teil  dieser  Güter,  eine  Formation  tritt,  welche, 
ohne  sich  mit  bestimmten  Personen  zu  identifizieren,  selbständige 
Trägerin  von  Rechten  und  Pflichten  wird.  Soll  doch  gerade  in  der 
Steuer  „die  lebendige,  in  Wille  und  That  sich  beständig  mit  hundert 
Formen  verwirklichende  Einheit  des  Einzelnen  mit  dem  Ganzen  auch 
auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  ihren  wirtschaftlichen 
Ausdruck  finden''  und  „die  gesamte  Entwicklung  des  Güterlebens  des 
Einzelnen  derjenigen  des  Staates  unterworfen  werden,  ohne  dafs  der 
einzelnen  Steuerleistung  eine  einzelne  Gegenleistung  des  letzteren 
gegenüberstände.''  *) 

Diese  allgemeine  Leistungspflicht  ist  gegenwärtig  eine  fast  unbe- 


^)  L.  V.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenichaft.    5.  Aufl.  II.  1.  S.  347. 
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strittene  Thatsache.  Sie  folgt  notwendig  aus  der  Auffassung  von 
Staat,  Recht  und  Wirtschaft  als  in  innigster  Beziehung  zu  einander 
stehender  Erscheinungen  menschlichen  Q-emeinschaftslebens ,  dessen 
höchste  Form  in  dem  territorial  begrenzten  Centralgebilde  —  dem 
Staate,  zum  Ausdruck  kommt,  welcher,  alle  Lebensgebiete  umfassend, 
die  entwickeltste  Organisation  eines  Volkes  zur  obersten  Willens-, 
Macht-,  Rechts-  und  Wirtschaftseinheit  darstellt. 

Es  hat  langer  Zeit  bedurft,  ehe  zugleich  mit  dieser  Auffassung 
des  Staates  die  Ueberzeugung  festen  Boden  gewann,  dafs  jeder  An- 
gehörige der  Gemeinschaft  nach  Mafsgabe  seines  wirtschaftlichen 
Könnens  zur  Hingabe  materieller  Mittel  für  die  Durchfuhrung  Yon 
Gemeinschaftszwecken,  für  die  Befriedigung  kollektiver  Bedürfnisse 
verpflichtet  sei. 

Zwischen  dem  eingeforderten  Tribut  des  besiegten  Feindes  und 
der  Abgabenbewilligung  consensu  ordinum,  bis  zu  unserem  modernen 
Steuersystem  mit  dem  Prinzip  der  Allgemeinheit,  liegt  ein  weiter 
Weg,  der  das  geistige  und  sittliche  Niveau  der  Zeiten,  durch  welche 
er  führt,  in  der  Form  der  Steuererhebung  wie  in  der  Art  der  Be- 
willigung widerspiegelt.  Denn  allmählich  erst  begreift  man,  dafs  die 
Gesamtheitsorganisation  mit  ihren  Zielen  und  Aufgaben  der  Inter- 
essensphäre des  Einzelnen  nicht  als  etwas  Fremdes  gegenübersteht, 
sondern  zwischen  beiden  innige  Beziehungen  bestehen,  aus  welchen 
für  beide  Teile  mannigfache  Pflichten  resultieren.  „Der  Durchbruch 
des  Gedankens  der  Steuerpflicht,*^  sagt  Gustav  Schmoller, ^)  „ist  ein 
ungeheuerer  sittlicher  und  geistiger  Fortschritt.  Welche  Abstraktion, 
einem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im  ein- 
zelnen einen  freiwilligen  Anteil  an  allem  Einkommen  der  Staatsbürger 
zu  gönnen!  Welch'  sittliches  Vertrauen,  welche  komplizierte  Organi- 
sation setzt  das  voraus.^' 

An  dem  Gedanken  der  Abrechnung  hielt  man  aber  lange 
fest  und  als  man  mit  Anerkennung  der  Notwendigkeit  des  Staates 
nicht  umhin  konnte,  auch  die  Pflicht  der  Angehörigen  zur  JVlittelbe- 
schaffung  für  dessen  Erhaltung  zuzugeben,  suchte  man  das  Verhältnis 
als  ein  vertragsmäfsiges  darzustellen,  indem  man  auch  in  den  all- 
gemeinen Abgaben  Entschädigungen  für  den  vom  Staate  gewährten 
Nutzen  sah.  Diese  Auffassung  gilt  heute  in  der  Wissenschaft  als 
überwunden  und  die  Zahl  derer  wird  überhaupt  mit  jedem  Tage 
gröfser,   auf  w^elche  es  einen  geradezu  naiven  Eindruck  macht,   wenn 

^)  Die  Epochen  der  preufs.   Finanzpolitik.  Jahrb.  für  Gesetzgeb.  a.  Verw 
N.  F.  ß.  I.  S.  112. 
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Max  Wirth  beispielsweise  die  Steuern  „die  Bezahlung  der  Dienste  des 
Staates'^  nennt,  eine  stärkere  Heranziehung  der  besitzenden  und 
privilegierten  Klassen  aber  damit  rechtfertigt,  dafs  sie  ^^fiir  ihr  gröfseres 
Vermögen,  gröfseren  Schutz  des  Staates,  gröfseren  Vorteil  aus  dessen 
Anstalten  geniefsen^',  aufserdem  „gröfseren  Anteil  an  der  Staatsver- 
waltung besitzen^^  ^) 

Seitdem  eine  immer  klarere  Einsicht  in  die  Gesetze  und  die  Ord- 
nung des  nationalen  Haushalts  gewonnen  wurde ,  seitdem  der  innere 
Zusammenhang  der  Erscheinungen  des  ¥rirtschafblichen ,  des  Staats- 
und  Gesellschaftlebens  mehr  und  mehr  erkannt  worden  ist,  sieht  man  in 
der  Steuer  eine  der  Hauptgrundlagen  staatlicher  Gemeinwirtschaft, 
deren  Wesen  es  nicht  eigentümlich  ist,  der  Leistung  des  Einzelnen 
nach  privatwirtschaftlichem  Prinzip  eine  spezielle  Entgeltlichkeit  zu 
bieten.  Eine  Abrechnung  im  gewissen  Sinne  kann  hier  nur  so  vor- 
genommen werden,  dafs  allen  Leistungen  des  Staates  die  Gesamt- 
leistung seiner  Bürger  gegenübergestellt  wird;  für  den  Einzelnen  da- 
gegen behält  die  Steuer  immer  den  Charakter  einer  allgemeinen 
Wehrpflicht  auf  wirtschaftlichem  Gebiete,  die  er,  beim  Zutreffen  der 
nötigen  Voraussetzungen,  ohne  Anspruch  auf  besondere  Vorteile  zu 
erfüllen  hat. 

Der  Ursprung  jeder  Steuer  ist,  bei  der  heute  vorherrschendsten 
Bildung  des  Volkseinkommens  durch  das  Medium  des  Privateinkommens, 
die  Wirtschaft  des  Einzelnen.  Aber  je  mehr  die  Steuer  dem  Ziele 
der  Gerechtigkeit  und  gleichzeitig  der  höchsten  Ergiebigkeit  zustrebt, 
desto  mehr  treten  die  sichtbaren  Formen  der  Gütererzeugung  als  ihre 
Bemessungsgrundlage  zurück  und  das  wirtschaftende  Subjekt  nimmt 
die  erste  Stelle  ein.  Die  Beitragserhebung  wird  unmittelbar  mit  der 
leistungspflichtigen  Person  in  Zusammenhang  gebracht ;  die  Personal- 
steuer schreitet  von  ihrer  primitivsten  Art,  der  Kopfsteuer,  bei  welcher 
die  ungleiche  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  kaum  beachtet  wird, 
der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer,  bei  welcher  der 
Stand  oder  die  soziale  Klasse  das  Kriterium  wirtschaftlichen  Könnens 
abgiebt,  zu  einem  System  vor,  welches  das  einzelne  Individuum  für 
sich  mit  seinem  gesamten  wirtschaftlichen  Erfolg  ins  Auge  fafst  — 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer.  Durch  diese  soll  jedes  Wirt- 
Bchaftssubjekt  mit  seinem  gesamten  Einkommen  herangezogen  werden, 
ohne  auf  die   Quelle,   aus  der  letzteres  fliefst,   mehr  Rücksicht  zu 


*)  Grandzüge  der  Nationalökonomie,  B.  IL  S.  333,  339. 
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nehmen,  als  es  Gebote  der  Gerechtigkeit  heischen.  Die  Einkommen- 
steuer will  kein  Universalmittel  zur  BeschafFung  der  staatlichen  Deck- 
ungsmittel in  der  Form  eines  impöt  unique  sein,  sondern  die  Lücken 
jener  Systeme  ergänzen,  welche  an  die  ertraggebende  Beschäftigung, 
oder  an  den  Verbrauch  des  Einkommens  anknüpfen.  Wie  alle  Ab- 
gaben für  den  stets  sich  erneuernden  Bedarf  der  Gemeinschaft  be- 
stimmt, kann  auch  sie  nur  dem  entnommen  werden,  was  durch  die 
Wirtschaft  selber  stets  erneuert  wird  —  dem  Ertrage  der  Produk- 
tionsmittel oder  des  Kapitals,  und  wie  jede  andere  wird  auch  die 
Einkommensteuer  durch  eine  ökonomische  Kraft  genährt,  die,  nach 
den  Worten  Gustav  Cohns,  „sich  stets  erneuert,  nachdem  sie  Steuern 
geleistet  hat,  einem  Quell  vergleichbar,  der  das  breite  Flnfsbett  un- 
ablässig füllt,  ohne  sich  zu  erschöpfen".  *) 

Die  Grundlage  dieser  Steuer  weicht  daher  nicht  von  der  einer 
anderen  ab  und  ihr  Wesen  besteht  „nicht  in  der  Besonderheit  ihrer 
Grundbegriffe,  sondern  in  der  ihrer  Funktionen"  (L.  v.  Stein).  Das 
Einkommen  gewährt  ihr  nur  einen  Anhalt  für  die  Erfassung  der 
Leistungsfähigkeit,  ist  das  Hilfsmittel,  welches  „den  äufseren  Halt 
und  Rahmen  giebt,  auf  dem  wir  das  uns  vorschwebende  ideale  Bild 
gerechter  Besteuerung  auszuführen  haben".  ^  Auf  dem  Wege  zu 
diesem  Ziele  sucht  sie  dem  Wechsel  des  Einkommens  zu  folgen,  sich 
ihm  anzupassen.  Denn  Entwickelung,  Ausbildung  und  Vertiefung 
unserer  Empfindung  des  Gerechten,  zusammen  mit  der  Entwickelung 
und  dem  Aufschwung  unseres  ganzen  Verkehrs-  und  Wirtschafts- 
lebens, ebenso  die  fortschreitende  Arbeitsteilung  innerhalb  derselben 
Berufe  drängten  „nach  einem  anderen  System  direkter  Besteuerung, 
einem  beweglicheren,  welches  sich  den  steten  Verschiebungen  zwischen 
den  Produktionszweigen,  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  und  den 
ewigen  Veränderungen  der  Technik  mehr  anpafste".  •) 

So,  durch  ethische,  produktionstechnische  und  wirtschaftliche  Mo- 
mente verursacht,  sucht  die  Einkommensteuer  durch  ihre  Akkommo- 
dationsfähigkeit das  Problem  richtiger  Steuerverteilung  zu  lösen. 
Treten  aber  bei  ihr  die  einzelnen  Symptome  der  Steuerfahigkeit  nicht 
offen  zu  Tage,  sieht  sie  von  den  dem  Einzelnen  zur  Verfügung  steh- 
enden Wirtschaftsfaktoren  ab  und  umfafst  alle  Werte,  die  aus  Wirt- 
schaft oder  Besitz  fliefsend,  die  Leistungsfähigkeit  schaffen,  so  mufs 
der  Anwendung  dieser  Steuer  eine  genaue  Kennzeichnung  derjenigen 

*)  System  der  Finanzwissenschaft,  §  236  S.  293. 

")  Fr.  J.  Neumann,  Progressive  Einkommenst.  Schrift,  d.  V.  f.  S.  8S.  102. 

»)  Adolph  Wagner,  Finanzwiss.  II  ^1880).    S.  397. 
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wirtschaftlichen  Kräfte  yorangehen,  die  als  steuerbarer  Schlufseffekt 
der  gesamten  Wirtschaft  zu  gelten  haben,  es  mufs  E^larheit  über  den 
Einkommensbegriff  herrschen. 

Die  positiven  Steuergesetze  enthalten  sich  fast  durchweg  einer  Defini- 
tion dieses  Begriffes.  Fast  alle  beschränken  sich  auf  eine  Beschrei- 
bung der  konkreten  Bestandteile  des  Einkommens  und  der  einzelnen 
Zweige  desselben.  Eine  allgemeine  Begriffsbestimmung  versucht  das 
sächsische  Einkommensteuergesetz^)  unter  §  15  Ziffer  1,  nach  welchem 
als  Einkommen  zu  gelten  hat  ,,die  Summe  aller  in  Geld  oder  Geldes- 
wert bestehenden  Einnahmen  der  einzelnen  Beitragspflichtigen  mit 
Einschlafs  des  Mietwertes  der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  son- 
stiger freier  Wohnung,  sowie  des  Wertes  der  zum  Haushalte  ver- 
brauchten Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft  und  des  eigenen  Ge- 
werbebetriebes, abzüglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung 
dieser  Einnahmen  verwandten  Ausgaben,  sowie  etwaiger  Schuldzinsen, 
auch  sofern  diese  nicht  zu  den  eben  bezeichneten  Ausgaben  gehören'^ 
Es  folgen  dann  in  demselben  Paragraphen  mehrere  erläuternde  Zu- 
sätze in  betreff  der  Abzüge  und  in  §  17  eine  Unterscheidung  der 
Hauptquellen  des  Einkommens.  Ahnlich  verfahrt  Oldenburg,  ^)  wo 
als  Einkommen  bezeichnet  wird  „derjenige  Teil  des  gesamten  (Brutto) 
Einkommens  des  Steuerpflichtigen  (der  Haushaltung  wie  des  Einzeln- 
stehenden), welcher  demselben  nach  Abzug  der  auf  die  Hervorbrin- 
gung unmittelbar  zu  verwendenden  Kosten  zu  seinem  oder  seiner 
Haushaltungsangehörigen  Unterhalt,  oder  zu  sonstiger  Verwendung 
in  Geld  oder  Geldeswert  übrig  bleibt"  (Art.  7  Ziff.  1).  Aufser  in 
diesen  beiden  Staaten  machen  noch  die  Gesetze  von  Hamburg  (§  4),^) 
Lübeck  (§  7)  und  Bremen  (§  6)  im  allgemeinen  namhaft,  was  als 
steuerbares  Einkommen  zu  gelten  habe,  ehe  sie  zu  den  statthaften 
Abzügen  und  spezialisierten  Anordnungen  schreiten.  So  heifst  es  in 
Hamburg:  „die  Einkommensteuer  ist  von  dem  reinen  Einkommen  zu 
entrichten,  d.  h.  von  der  Summe  aller  Eionahmen  des  Steuerpflich- 
tigen, welche  in  Geld  bestehen  oder  Geldwert  haben,  einschliefslich  des 
Mietwerts  der  Wohnung  im  eigenen  Hause,  etwaiger  freier  Wohnung, 
NaturaUieferungen  etc.  nach  Abzug  u.s.w."  Mit  dieser  Darstellung 
fast  gleichlautend  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  für  Lübeck, 
Bremen  und  Anhalt  (§16  Ziff.  1)*)  (Österreich  wörtlich  wie  Sachsen). 

>)  Mnanzarchiv  Xn  (1895)  2.  S.  293  f. 

")  Finanzarchiv  VIU  (1891)  1.  S.  287  f. 

•)  Finanzarchiv  VII  (1890)  2.  S.  203  f.  S.  211  f.  u.  S.  195  f. 

*)  Finanzarchiv  XIV  (1897)  2.  S.  298. 
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Enthalten  die  angeführten  Paragraphen  auch  keine  erschöpfende 
theoretische  Definition  des  Einkommensbegriffes ,  zumal  sie  immer 
von  konkreten  Vorschriften  untermischt  sind,  so  machen  alle 
übrigen  Einkommensteuergesetze  nicht  einmal  den  Versuch  einer  all- 
gemeinen Erklärung  ihres  fundamentalsten  Begriffes.  Das  preufsische 
Gesetz  vom  24.  Juni  1891  kennzeichnet  in  §  7  als  Einkommen  „die 
gesamten  Jahreseinkünfte  der  Steuerpflichtigen  in  Geld  und  Geld- 
wert'',  aus  den,  speziell  genannten,  vomehmlichsten  Erwerbsquellen. 
Von  diesem  ,,Einkommen''  sollen  dann  in  Abzug  gebracht  werden 
(§  9)  die  Ausgaben,  welche  „zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhal- 
tung des  Einkommens^'  verwendet  werden.  ^). 

Es  vollzieht  sich  hier  dieselbe  Konfundierung  der  Begriffe,  wie 
in  allen  Einkommensteuergesetzen.  Ausgaben,  die  ein  Wirtschafts- 
subjekt zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  seines  Einkommens 
machen  mufs,  können  nicht  gleichzeitig  Teile  eben  dieses  Einkommens 
sein  ^).  Die  Abzugsparagraphen  sprechen  daher  von  einem  Einkommen, 
welches  gar  keins  ist. 

Die  Ausführungsanweisimg  zu  dem  eben  genannten  preufsischen 
Gesetz  (5.  August  1891)  dringt  ebenfalls  zu  keiner  gröfseren  Klar- 
heit durch,  wenn  sie  in  Art.  25  vom  Abzug  der  Schuldzinsen  und 
dauernden  Lasten  aus  dem  „Gesamteinkommen^^  des  Steuerpflichtigen 
handelt. 

Es  kann  freilich  nicht  die  Aufgabe  eines  positiven  Gesetzes  sein, 
welches  für  die  Wirklichkeit  bestimmt  auf  konkrete  Fälle  angewandt 
werden  soll,  abstrakte  ßegriffsformulierungen  vorzunehmen. 

Allein  so  sehr  auch  das  Ziel  in  einer  möglichen  Erschöpfung 
der  Fälle  gesehen  werden  mufs,  für  welche  die  Bestimmungen  er- 
lassen werden,  so  wird  man  doch  vor  allem  eine  richtige,  der  wissen- 
schaftlichen opinio  communis  entsprechende  Handhabung  desjenigen 
Begriffes  verlangen  dürfen,   auf  dem  sich  das  ganze  Gesetz  aufbaut 

Wenn  daher  auch  die  Steuergesetze  keinen  abstrakten  Einkommens- 
begriff ohne  nachfolgende  Spezialisierung  gebrauchen  können,  so 
möchten  wir  doch  K.  Burkart  gegenüber*)  daran  festhalten,  dafs 
gerade  für  eine  „eingehende  und  umständliche"  Beschreibung  dieses 
Begriffes  eine   allgemeine,    alle    mafsgebenden   Momente    beachtende 

*)  PreuXs.  Einkommensteuerges.  v.  24.  Juni  1891  mit  Erläuterungen  v. 
B.  Fuisting,  Berlin.  1892,  auTserdem  Finanzarchiv  VIII  2.     S.  331  f. 

^  Ad.  Wagner,  Finanzarchiv  VIII  2.    S.  219 f. 

')  Die  bestehenden  Einkommensteuern.  Hirths  Annalen  d.  Deutschen  Reichs 
1876.    S.  21  f. 
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DefioitioD  die  sicherste  Grundlage  böte  und  den  Weg  zu  einer  prä- 
zisen Einkommensanalyse  ebnete.  Weil  „das  Steuerpublikum  und  die 
Mehrzahl  der  Steuerbeamten  keine  Gelehrten  sind  und  mit  Abstrak- 
tionen nichts  anzufangen  wissen'',  soll  ihnen  auch  gar  nicht  zugemutet 
werden,  Abstraktionen  auf  konkrete  Fälle  anzuwenden.  Vom  Gesetz- 
geber wird  aber  doch  gleichwohl  gefordert  werden  dürfen,  dafs,  wenn 
er  yyden  allgemeinen  Begriff  des  Einkommens''  nicht  erklärt,  sondern 
schlechtweg  voraussetzt  und  das  weitere  dem  besonderen  Teil  über- 
läfst",  er  bei  der  Arbeit  der  Spezialisierung  und  kasuistischen  Unter- 
scheidung in  diesem  besonderen  Teü  nicht  mit  Begriffen  operiert,  die 
dem  Einkommen  nicht  eigentümlich  sind,  dafs  er  die  zwar  verwandten, 
doch  voneinander  verschiedenen  Wirtschaftserscheinungen  wie  Ertrag 
und  Einkommen  nicht  miteinander  vermengt  und  dadurch  zu  Streit- 
fragen in  der  Praxis  Veranlassung  giebt,  endlich  aber  auch^  dafs  er 
nicht  ohne  weiteres  von  einem  „Einkommen"  nichtphysischer  Personen 
spricht. 

Der  „theoretische  Widerstreit  in  der  Terminologie"  ist  zudem 
keineswegs  so  stark,  dafs  er  uns  gar  keinen  Anhaltspunkt  für  die 
Praxis  bieten  könnte.  Die  in  der  Wissenschaft  herrschende  Meinungs- 
verschiedenheit über  den  Einkommensbegriff  betrifft  nur  einzelne, 
beim  Einkommensbezug  in  Betracht  kommende  Momente,  die  der 
eine  mehr,  der  andere  weniger  hervorhebt.  In  einem  Punkte,  der 
zugleich  den  Kern  der  Einkommensteuer  ausmacht,  stimmen  aber 
alle  überein :  dafs  der  Begriff  des  Einkommens  von  der  Person,  „dem 
Wirtschafter'*,  nicht  zu  trennen  ist.  Dadurch  unterscheidet  sich  das 
Einkommen  vom  Ertrag,  über  dessen  Charakter  die  Meinungen  gar 
nicht  auseinandergehen,  dafs  er  die  Nutzwirkungen  darstellt,  die  mit 
einem  Objekte,  einer  Unternehmung  oder  einer  Thätigkeit  verknüpft 
sind.  Der  Ertrag  wird  erst  zum  Einkommen,  wenn  er  zur  freien 
Verfügung  eines  Subjekts  gelangt.  Der  erste  Begriff  ist  der  weitere, 
der  zweite  der  engere ;  jener  drückt  das  Resultat  eines  jeden  produk- 
tiven Vorganges  aus,  dieser  die  freie,  selbständige,  wirtschaftliche 
Kraft  einer  Person,  welche  aus  vielen  solcher  Vorgänge  resultieren 
kann.  Die  Person  als  Bezugsberechtigte  und  die  Möglichkeit  des 
Verbrauchs,  ohne  dadurch  das  Vermögen  zu  verringern,  sind  feste 
Bestandteile  des  Einkommensbegriffes.  Daraus  folgt,  dafs  man  nicht 
gut  von  einem  „rohen"  und  „reinen"  Einkommen  sprechen  kann,  wie 
es   auch  Wilhelm  Röscher')  thut.    Was  nicht   „rein"  ist,   d.  h.  eine 


')  System  der  Volkswirtsch.  22.  Aufl.  I.    S.  429  f.  (§  145). 
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Gütermenge  oder  Nutzungen,  von  denen  noch  Aufwände  ,,zur  Er- 
werbung und  Erhaltung^'  derselben  in  Abzug  gebracht  werden  müssen, 
stellen  kein  Einkommen  dar,  sondern  sind  Erträge  werbender  Thätig- 
keit,  die  ohne  Schmälerung  des  Vermögens  nicht  yerbraucht  werden 
können.  Die  Werte  aus  den  Wirtschaftsüberschüssen,  welche  dazu 
verwendet  werden,  diese  selbst  zu  erzielen  und  zu  sichern,  sind  Be- 
standteUe,  welche  das  Einkommen  umhüllen  und  dieses  erst  nach  ihrer 
Ausscheidung  hervortreten  lassen ;  sie  bilden  eventuell  das  Einkommen 
derjenigen,  die  in  irgend  einem  Verhältnisse  an  der  Hervorbringung 
der  erzeugten  Güter  beteiligt  sind,  —  (durch  Kapital  oder  Arbeit)  — 
immer  kann  aber  Einkommen  nur  ein  Reinertrag  sein,  der  einer 
Person  zur  freien  Konsumtion  zufUefst;  mit  anderen  Worten:  „die 
Summe  von  Einnahmen,  abzüglich  der  darauf  verwendeten  Ausgaben^'.  \) 

Sind  so  die  Grundelemente  des  Einkommensbegriffes  wen^^  be- 
stritten, so  gehen  freilich  die  Ansichten  in  Betreff  der  Quelle  und 
der  Wiederholbarkeit  auseinander,  und  weichen  hierin  von  der  vorherr- 
schenden Hermann-SchmoUerschen  Begriffsbestimmung  ab,  nach  welcher 
Einkommen  „die  Summe  von  Mitteln  (ist),  welche  der  Einzelne,  ohne 
in  seinem  Vermögen  zurückzukommen,  für  sich  und  seine  Familie, 
für  seine  geistigen  und  körperlichen  Bedürfnisse,  für  seine  Genüsse 
und  Zwecke,  kurz  für  Steigerung  seiner  Persönlichkeit  in  einer  Wirt- 
schaftsperiode verwenden  kann''.  Das  Einkommen  sei  daher  keine 
Ertragskategorie,  sondern  „ein  lebendiges  Ganze,  wie  es  aus  dem  Be- 
griffe der  Persönlichkeit,  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der  Bedürfnis- 
befriedigung hervorgeht".  *) 

Nicht  mit  Unrecht  bemerkt  dazu  Adolph  Wagner,')  dafs  die 
„Erhaltung"  der  Steigerung  der  Persönlichkeit  vorauszugehen  habe: 
aufserdem  findet  er,  da  er  das  Einkommen  an  die  feste  Ertragsquelle 
anknüpft,  dafs  diese  zu  wenig  beachtet  sei.  Denn  der  Hauptteil  des 
Einkommens  resultiere  doch  „als  Beinertrag  der  Wirtschaftsführung 
oder  bestimmter  einzelner  Thätigkeiten  und  Rechte". 

Wie  Wagner  gründet  auch  Boscher  (a.  a.  O.)  den  Einkommens- 
begriff auf  die  wirtschaftliche  Thätigkeit ,  ebenso  Wilhelm  Vocke ;  *) 
letzterer  behauptet:  „Was  nicht  Ertrag  ist,  kann  nicht  Einkommen 
sein,  und  umgekehrt.    Beide  sind  die  Mittel  zur  Befriedigung  der  Be- 


^)  Robert  Meyer,  Handwörterb.  der  St.W.,  B.  1.  Aufl.   HI.    S.  46. 
']  Die  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den  Grundprin 
zipien  der  Steuerlehre.    Tübinger  Zeitschr.,  B.  19  (1863).  S.  62. 
»)  Grundlegung  3.  Aufl.  S.  406. 
^)  Grundzüge  der  Finanzwissenach.    Leipzig  1894.    S.  278. 
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dürfnisse  der  Person  und  .  .  .  können  beide  nur  durch  Arbeit  ent- 
stehen."    Auf  gleichem  Boden  stehen  viele  andere  Schriftsteller. 

Ein  weiteres  Moment,  welches  zu  AbweichuDgen  in  der  Be- 
stimmung des  Einkommensbegriffes  Anlafs  giebt,  ist  das  der  B^gel- 
mäfaigkeit,  welches  für  viele  Autoren  mafsgebend  ist;^)  andere,  die 
es  nicht  au&ehmen,  helfen  sich  durch  eine  Einteilung  in  ordentliches 
und  aufserordentliches  Einkommen.  Zu  dem  letzteren  werden  dann 
die  einmaligen,  unvorhergesehenen  Yermögenszuwächse  gezählt,  welche 
Mithoff,  ^)  da  sie  meistenteils  nicht  aus  neugeschaffenen  Werten,  son- 
dern aus  dem  Vermögen  anderer  Mitglieder  der  betreffenden  Volks- 
wirtschaft herrühren,  ,yWohl  vom  Standpunkte  der  vereinnehmenden 
Wirtschaft,  nicht  aber  vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft",  als 
Einkommen  auffafst.  Mit  ihm  rechnen  eine  Anzahl  Theoretiker  für  den 
praktischen  Zweck  der  Einkommensbesteuerung  die  nicht  erwarteten, 
unregelmäfsigen  Zugänge^)  zum  Einkommen  und  Georg  Schanz,^) 
welcher,  von  der  wissenschaftlichen  Definition  des  Einkommens  aus- 
gehend, einen  Begriff  zu  schaffen  sucht,  „der  ersehen  läfst,  was  in 
einem  Zeitabschnitt  einer  Person  derart  zugeflossen  ist,  dafs  dieselbe 
darüber  disponieren  kann,  ohne  ihr  bisheriges  Vermögen  zu  mindern", 
findet  diesen  Begriff  als  „Beinvermögenszuwachs  eines  bestimmten 
Zeitabschnittes  inkl.  der  Nutzungen  und  geldwerten  Leistungen  Dritter, 
dazu  alle  Greschenke,  Erbschaften,  Lotteriegewinne,  Versicherungs- 
kapitalien, Versicherungsrenten,  Konjunkturgewinne  jeder  Art"  mit 
Abzug  „aller  Schuldzinsen  und  Vermögensverluste".    (S.  24). 

Die  Steuergesetze  gehen  gewöhnlich  nicht  so  weit,  wie  Schanz  in 
seiner  kasuistischen  Analyse  des  Einkommensbegriffes ;  unerwartete 
und  unregelmäfsige  Gewinne  werden  nicht  als  Einkommen  betrachtet. 
Nur  das  italienische  Einkommensteuergesetz  vom  24.  August  1877  ^) 


*)  Wagner  (a.  a.  O.)  §  173.    ebenso: 

GustaT  Gohn.  System  I.  S.  211.  Einkommen,  „die  Samme  der  Güter, 
welche  in  regelm'äfsiger  Wiederkehr  einem  Haushalte  verfügbar  sind". 

«)  Schönbergs  flandb.  der  polit.  Ök.  4.  Aufl.  I.  S.  648. 

*)  Wagner  (a.  a.  0.)  zählt  ^^gewisse  Eategorieen  nicht  regelm'aTsiger  Ein- 
nahmen doch  zum  Einkommen  im  Sinne  der  Steuer^ 

Albert  Schäffle.  Steuern.  Bes.  Teil  S.  44.  ,4^ie  Auffassung,  welche 
nur  den  regelmälsig  wiederkehrenden  Wertzuwachs  als  Einkommen  und  daher 
als  Steuerobjekt  auffafst,  ist  nicht  richtig.  Jeder  andere  Zuwachs,  sofern  er  nur 
Steuerkraft  ergiebt,  ist  .  .  .  anzuüassen.'' 

*)  Der  Einkommensbegriff  u.  die  Einkommensteuergesetze,  Finanzarchiv  XIll 
(1896).    S.  Iff. 

»)  Pinanzarchiv  VI  (1889).    S.  116  f. 
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erstreckt  sich  auch  auf  ^ydiejenigen  Einkünfte,  welche  zufälliger  Natur 
sind  und  aus  freiwilligen,  zur  Vergeltung  von  Amtsverrichtungen  oder 
Diensten  irgend  welcher  Art  gemachten  AnerbietuDgen  fliefsen^^ 

Ob  übrigens  jeder  unvorhergesehene  Güterzuwachs,  wie  Erbschaft, 
Lotteriegewinn  etc.  Gegenstand  der  Einkommensteuer  oder  einer 
speziellen  Abgabe  zu  bilden  hat,  ist  eine  Frage,  die  hier  nicht  ent- 
schieden werden  soll. 

Aus  all  dem  Vorhergehenden  ergiebt  sich  aber,  dafs  das  Ein- 
kommen die  nach  Verlauf  einer  bestimmten  Zeit  freiwerdende  wirt- 
schaftliche Gesamtkraft  einer  physischen  Person  darstellt 

Die  Quelle  der  Einkommensteuer  liegt  in  dieser  persönlichen 
Wirtschaftskraft.  Wird  diese  durch  die  Befriedigung  der  notwen- 
digen Bedürfnisse  des  Wirtschaftssubjekts  erschöpft,  so  hat  die  Steuer 
keinen  Anspruch  auf  sie,  denn  ihr  Objekt  ist  nur  derjenige  Teil  des 
Einkommens,  der  nach  Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  Lebens- 
haltung des  Wirtschafters  und  seiner  wirtschaftlich  unselbständigen 
Pamüienglieder  „frei"  bleibt,  d.  h.  zu  anderen,  als  den  eben  genannten 
Zwecken  verwendet  werden  kann.  Der  Begriff  der  Einkommensteuer 
vermag  daher  nur  gefunden  zu  werden  als:  die  in  bestimmten 
Abstufungen  (Fufs)  vor  sich  gehende  Heranziehung  des 
Einzelindividuums  mit  seinem,  den  notwendigen  Kon- 
sumtionsbedarf übersteigenden,  daher  freibleibenden, 
wirtschaftlichen  Gesamterfolg  zur  Beitragsleistung 
für  die  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft. 

Es  ist  vor  allem  der  Mensch,  der  Staatsbürger  mit  seinen  Fähig- 
keiten und  Eigenschaften,  soweit  diese  sich  wirtschaftlich  entfalten, 
welcher  hier  sich  in  den  Dienst  der  Gesamtheit  stellt.  Denn  „die 
persönlichen  Eigenschaften  der  Menschen",  bemerkt  J.  G.  Hoffmann,^) 
„werden  schon  deshalb  ein  G^enstand  der  Besteuerung,  weil  die 
Fähigkeit  zu  erwerben,  folglich  auch  Steuern  entrichten  zu  können, 
auf  ihnen  beruht"  und,  da  der  Mensch  allein  nur  Staatszweck  ist,  kann 
auch  e  r  nur  die  Pflicht  haben,  zum  Staatsbedarf  beizutragen.  ^) 

Das  innere  Wesen  der  Einkommensteuer  bietet,  wie  man  sieht, 
keinen  Anknüpfungspunkt  für  die  Begründung  einer  Heranziehung 
nichtphysischer  Personen.  Immerhin  liefse  sich  durch  finanzpolitische 
Erwägungen  eine  direkte  Verbindung  beider  rechtfertigen,  wenn  alle 
nichtphysischen  Personen  Einkommen  hervorbrächten,  in  dessen  Nutz- 
ung und  Verbrauch   sie   sich  selbständig  befänden.     Wie     '.;uig  aber 

^)  Die  Lehre  yon  den  Steuern.    Berlin  1840.     S.  140. 

*)  Vgl.  W.  Vocke,  Abgaben,  Auflagen  u.  die  Steuern.    S.  448  f. 
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dies  zutrifft,  lehrt  uns  ein  Blick  auf  die  wirtschaftliche  Natur  dieser 
Bildungen. 

Innerhalb  des  zur  Einheit  verbundenen  Volkes  muTsten  schon  früh, 
als  Folge  der  durch  das  Beisammenleben  entstandenen  attraktiven 
Kräfte,  gröfsere  oder  kleinere  Vereinigungen  von  Menschen  sich 
bilden,  welche  bestimmte  Zwecke  in  der  Weise  verfolgten,  dafs  sie 
ihre  unmittelbaren  individuellen  Interessen  mehr  oder  weniger  in  den 
Hintergrund  treten  liefsen.  Die  Einheit  der  Ziele  auf  einzelnen 
Lebensgebieten  schuf  von  Interessengemeinschaft  beherrschte  Gruppen, 
deren  Mitglieder  diese  Ziele  durch  Zusammenschlufs  und  gemeinsames 
Handeln  leichter  zu  erreichen  hofften. 

Je  reicher  sich  das  Kulturleben  der  Völker  gestaltete,  desto 
zahlreicher  machten  sich  die  Verhältnisse  geltend,  in  denen  nicht  mehr 
die  Einzelzwecke  und  Einzelinteressen  der  momentan  Beteiligten  die 
treibenden  Faktoren  waren.  Die  Beherrschung  und  Nutzung  der 
Güter  erschöpfte  sich  dann  nicht  mehr  in  dem  Einzelwillen  der  Per- 
sonen. Gütermassen  und  Nutzungsrechte  scheiden  für  immer  aus  der 
Verfügungsgewalt  einzelner  aus,  um  dauernden  idealen  Zwecken  zu 
dienen,  und  je  komplizierter  das  Leben  wird,  je  mehr  Gemeinschafts- 
bildungen zu  mannigfachen  Zwecken  innerhalb  des  staatlichen  Ge- 
meinwesens auftreten,  desto  lebhafter  wird  das  Verlangen  nach  einer 
Stabilisierung  ihrer  Organisationsformen,  um  der  Willkür  ihrer  Glieder 
Schranken  zu  setzen,  desto  dringender  die  Notwendigkeit,  den  als 
Einheit  auftretenden  Verbänden  eine  selbständige  individuelle  Kechts- 
sphäre  zu  erteilen. 

Neben  dem  Staate  und  der  Gemeinde  entstehen  ,,die  Individual- 
existenz  überragende  Gemeinexistenzen^'  (Gierke).  Wir  brauchen  ja 
nur  an  jene  grofsartigen  Vereinigungen  zu  denken,  welche  schon  im 
frühen  deutschen  Mittelalter  als  Verbände,  Brüderschaften  und  Gilden 
sich  nach  jeder  Bichtung  hin  in  voller  Selbständigkeit  zu  bethätigen 
beginnen.  Dienten  sie,  wie  alle  genossenschafthchen  Bildungen  des 
Mittelalters,  nicht  ausschliefslich  den  wirtschaftlichen  Interessen  ihrer 
Mitglieder,  so  sehen  wir  doch,  wie  bereits  im  11.  und  12.  Jahrhundert 
die  aus  Kaufleuten  bestehenden  Bürgerverbrüderungen,  das  gemein- 
same Handelsinteresse  unter  die  Vereinsangelegenheiten  aufnehmen 
und  als  Gesamtheit  Handelsprivilegien  erwerben.^) 


*)  Otto  Gierke,  Genossenschaftsrecht,    ß.  I.  S.  344  f. 
Staatsw.  Stadien.    VI.  7.  671  2 
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Wenn  daher  auch  das  ältere  deutsche  Becht  keine  Vermögens- 
genossenschaften kennt,  so  war  doch  gleichzeitig  in  ihm  eine  Ten- 
denz wirksam,  welche  den  Keim  jener  in  sich  enthielt  und  ihn  zur 
vollen  Entfaltung  bringen  mufste,  sobald  die  Richtung  auf  Totalität 
der  Grenossenverbindung  aufhörte  und  eine  Vereinzelung  der  Vereins- 
zwecke  Platz  griff.  ,yDies  war  die  Tendenz  auf  die  HenrorbringuDg 
eines  inneren  organischen  Zusammenhangs  zwischen  dem  persönlichen 
und  sachenrechtlichen,  dem  subjektiven  und  objektiven  Inhalt  alier 
Gemeinschaftsverhältnisse". ^) 

Die  Kechtspersönlichkeit  ohne  menschliche  Individualität  ist  eine 
Erscheinung  im  Rechtsleben,  mit  welcher  die  Jurisprudenz  sich  schon 
früh  abfinden  mufste.  Die  Kontroversen  und  Zweifel  über  diesen 
Punkt  gehören  daher  den  ältesten  Zeiten  der  civilistischen  Doktrin  an. 

Für  unsere  Zwecke  ist  jedoch  der  ganze  Streit  über  die  begriff- 
liche Konstruktion  von  Rechten,  deren  Träger  nichtphysische  Personen 
sind,  belanglos.  Wir  nehmen  die  Thatsache  hin,  dafs  Mehrheiten  von 
physischen  Personen,  Anstalten  und  Vermögensinbegriffe  Subjekte  von 
Vermögensrechten  und  Verbindlichkeiten^  geworden  sind  und  haben 
darnach  zu  fragen,  wie  weit  ihre  Rechtsfähigkeit  auf  ihre  ökonomische 
Funktion  von  Einflufs  ist. 

Wenn  die  Fortbildung  unseres  Zusammenlebens  eine  Anzahl  Ge- 
staltungen hervorgebracht  hat,  die  vom  Gesetze  als  rechtliche  Ein- 
heiten aufgefafst  werden  und  wie  physische  Personen  sich  bethätigen 
können,  so  ändert  doch  keine  noch  so  spitzfindige  juristische  Deutung 
dieses  Vorganges  etwas  an  dem  Umstände,  dafs  wir  in  der  rechtlichen 
Selbständigkeit  jener  Erscheinungen  eine  Fiktion,  einen  Notbehelf  der 
praktischen  Jurisprudenz  sehen  müssen.  Ihre  Rechtsfähigkeit  folgt 
nicht  schon  aus  ihrer  Existenz,  wie  bei  den  organisch  emporgewachsenen 
Gebilden  von  Staat  und  Gemeinde,  sondern  wird  ihnen  erst  vom  Staate 
verliehen.  Aus  dem  Willen  einzelner,  oder  sogar  eines  einzigen  her- 
vorgegangen, führen  sie  daher  ein  Rechtsleben,  welches  keineswegs 
in  ihrem  inneren  Wesen  seine  Begründung  hat.  Erst  ein  Macht- 
spruch von  oben  oder  die  Erfüllung  von  dort  festgesetzter  Vorschriften 
giebt  ihnen  Willensfähigkeit. 

So  wenig  brauchbar  daher  die  Vertragstheorie  für  eine  Erklärung 
der  Entstehung  des  Staates  ist,  so  wahr  bleibt  es,  dafs  die  nicht- 
physischen Personen  des  Privatrechts  „lediglich  den  willkürlichen  Ent- 


')  Otto  Gierke.  Ghenossenschaftsrecht.    B.  I.  S.  966. 

»)  Vgl.  Otto  Stobbe,  DeuUches  Privatrecht.    B.  I.  S.  378 f. 
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Schlüssen  eines  einzelnen  oder  mehrerer  ihr  Dasein  yerdanken'^^)  Savigny 
(a.  a.  O.)  schreibt  denn  auch  einigen  juristischen  Personen  ein  natür- 
liches, anderen  ein  künstliches  Dasein  zu;  in  die  Keihe  der  ersteren 
gehören  die  G-emeinde,  welche  älter  als  der  Staat  ist  (Städte,  Dörfer),  zu 
den  letzteren  alle  Stiftungen  und  Gesellschaften,  denen  ein  solches 
Dasein  beigelegt  wird. 

Das  Privatrecht  mufste  in  dem  Momente,  wo  Vermögensrechte 
existierten,  ohne  dafs  sie  mit  einem  einzelnen  Subjekt  in  Beziehung 
gebracht  werden  konnten,  nach  einem  Auswege  suchen.  Ob  es  nun, 
da  ein  Vermögen  ohne  bestimmte  Person  als  Inhaber  vorliegt,  sich  ein 
Subjekt  als  Inhaber  denkt,  (Savigny)  oder  das  Vermögen  ganz  selb- 
ständig läfst,  ohne  Subjekt  nur  mit  der  Zweckbestimmung  (Brinz), 
oder  diejenigen  für  welche  der  G-enufs  bestimmt  ist,  wer  sie  auch 
seien,  als  Inhaber  ansieht  (Ihering),^)  bedeutet  doch  in  jedem  Falle 
nichts  anderes,  als  eine  Gedankenoperation,  welche  an  den  materiellen 
Inhalt  weder  des  unpersönlichen  Vermögens,  noch  des  Gesamtbesitzes 
von  Fersonenvereinen  etwas  ändert.  Es  wird  lediglich  auf  diesem 
Wege,  nach  den  Worten  Windscheids  „ein  Bedürfnis  der  juristischen 
Technik  befriedigt,  indem  es  nun  möglich  wird,  den  Rechtssätzen  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  einem  Subjekte  zustehen,  oder  nicht,  ein- 
heitlichen Ausdruck  zu  geben".*) 

Wenn  Personenmehrheiten,  zu  einer  von  den  einzelnen  Beteiligten 
unabhängigen  Einheit  zusammengefafst,  als  Ganzes  mit  selbständigen 
Rechten  auftreten,  wenn  ihre  Handlungen  als  Ausdruck  des  geeinten 
Willens  der  Gesamtheit  aufgefafst  wird  und  dieser  Gesamtwille,  wie 
A.  Heusler^)  annimmt,  die  immerhin  fortbestehenden  Einzelwillen 
noviert  und  sich  an  ihre  Stelle  gesetzt  hat,  so  sind  das  die  rechtlichen 
Formen,  unter  welchen  diese  Personenvereine  ihr  Dasein  führen. 
Thatsächlich  bat  das  einzelne  Mitglied,  trotz  der  modifizierten  Be- 
stimmungen über  das  Miteigentum,  jeder  Zeit  die  Möglichkeit  seinen 
Anteil  am  Gesamtvermögen  oder  dessen  Ertrag  nachzuweisen,  was 
bei  den  organisch  entstandenen  Gemeinschaften,  wie  dem  Staate  sich 
als  undurchführbar  erweifst,  so  sehr  der  einzelne  auch  hier  an  dem 
allgemeinen  Güterbesitz,  weil  er  zur  Gesamtheit  gehört,  beteiligt  ist. 

Wenn    daher  Vermögensmassen-   oder  inbegriffe,    welche  weder 


^)  Savigny,  System  des  röm.  Rechts  II.    S.  242  f. 

*)  Eck-Bruns,in Hol tzendorfifs £ncyklopädie der Rechtswisseuschaft.  S. 449. 

*)  B.  Windscheid,  Pandektenrecht  §  67  u.  58. 

*)  Institutionen  des  Deutsch.  Privatrechts.    B.  I.  S.  256/7. 
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einer  einzelnen  Person,  noch  einer  Personenvereinignng  gehören,  zu 
bestimmten  Zwecken  als  Ganzes  zusammengehalten  werden  sollen  und 
deshalb  vermögensfähige  Individualität  erhalten,  so  yoUzieht  sich  damit 
eine  notwendige  Personifikation  der  Güter,  um  ihre  wirtschaftlich- 
rechtliche  Funktionen  zu  ermöglichen.  Der  Staat  sucht  allenthalben 
das  Leben  mit  seinem  einheitlichen  Willen  zu  durchdringen  und  ordnet 
er  diese  oder  jene  Erscheinung  des  Zusammenlebens  in  dieselbe  Kate- 
gorie ein,  verleiht  er  Personenvereinen  und  Yermögensmassen,  in  An- 
erkennung der  Notwendigkeit  ihrer  wirtschaftlichen  Wirksamkeit,  den 
Charakter  willensfähiger  Personen,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dais 
sie  nunmehr  in  allen  Stücken  wie  natürliche  Personen  behandelt  werden 
müssen. 

In  der  Frage  der  Besteuerung  vollends,  fördert  die  Begriffsbe- 
stimmung und  juristische  Abstraktion  des  Wesens  nichtphysischer 
Personen  in  nichts  unsere  Einsicht,  sondern  lediglich  die  Erkenntnis^ 
und  Feststellung  des  Anteils,  den  sie  an  der  Güterhervorbringung- 
und  Verteilung  haben.  Das  gilt  in  gleicher  Weise  von  den  juristischen 
Personen  des  öffentlichen  wie  des  Privatrechts.  Nicht  nach  ihrer 
Rechtsfähigkeit  ist  in  unserem  Falle  zu  fragen,  sondern  darnach, 
oh  diese  Rechtsfähigkeit  zum  thatsächlichen  Bezugund  Verbrauch 
eines  Einkommens  führt.  Das  eine  schliefst  nicht  notwendig 
das  andere  ein ;  darum  ist  hier  die  Antwort  darauf  ausschlaggebend« 
ob  man  es  mit  Gestaltungen  zu  thun  hat,  die  nur  Mittel  zum  Erwerbs- 
zweck anderer,  oder  Selbstzweck  sind? 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  in  Anbetracht  der  verschiedenen 
Aufgaben  und  Zwecke  nichtphysischer  Personen  eine  generelle  Be- 
antwortung dieser  Frage  wenig  Beweiskraft  haben  kann.  In  den  ge- 
setzgebenden Körperschaften  freilich  ist  immer,  sobald  es  sich  um 
die  Besteuerung  von  Handelsgesellschaften,  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften handelt,  die  juristische  Persönlichkeit  das  erlösende 
Wort,  welches  namentlich  vom  Regierungstische  her,  kommt.  So 
heifst  es  in  dem  württembergischen  Steuerkommissionsbericht  zum 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Einkonnnensteuer  v.  Jahre 
1895:  „Jede  höher  entwickelte  Rechtsordnung  kennt  Einkommens- 
empfanger,  welche  nichtphysische  Personen  sind".^)  Ahnliches  oder 
Gleiches  wurde  auch  bei  Beratung  des  preufsischen  Einkommensteuer- 
gesetzes V.  Jahre  1891  geltend  gemacht.^)    Hier  sowohl,   wie  bereits 


^)  Drucksachen  der  Württemberg.  Kammer.  Beilage  197.  v.  21.  Mai  1897.  S.  10. 
*)  Vgl.  Ad.   Wagners   bereits  citierten  Artikel,    Die  Reform  der   direkten 
Staatsbest.  in  Preufsen  im  Jahre  1891.    Finanzarchiv  VIII.  2.    S.  182. 

674 


—     21     — 

früher  an  anderen  Orten  (Sachsen ,  Baden)  wurde  das  erst  zu  Be- 
weisende als  feststehende  Thatsache  angenommen,  indem  man  eine 
direkte  Besteuerung  juristischer  Personen  damit  begründete ,  dafs  es 
dem  Wesen  der  Einkommensteuer  entspreche,  sämtliche  ,,Einkommens- 
empfanger,  mögen  sie  physische  oder  nichtphysische  Personen  sein/^ 
zur  Besteuerung  heranzuziehen.  Dafs  nichtphysische  Personen  Ein- 
kommensempfanger  sind,  gilt  doch  aber  erst  nachzuweisen. 

Wenn  bei  den  uns  vorliegenden  Wirtschaftsorganisationen  von 
einem  Einkommen,  nach  der  oben  angeführten  Begriffsbestimmung 
dieses  wirtschaftlichen  Ergebnisses  überhaupt  die  Bede  sein  soll,  so 
könnte  es  höchstens  bei  den  eigentlichen  (öffentlich-rechtlichen)  juristi- 
schen Personen  gefunden  werden  und  hier  wiederum  beim  Staat  und 
der  Gemeinde,  deren  wirtschaftliche  Selbständigkeit  eine  ebenso  un- 
bestrittene Thatsache  wie  ihre  rechtliche  ist.  Es  sind  dies  ganz  in 
sich  ruhende  Existenzen  mit  selbständigen  Zwecken  und  Aufgaben, 
die  sie  nur  auf  Grrundlage  eines  ihnen  überwiesenen  Einkommens  er- 
füllen können.  Sie  verwenden  dieses  Einkommen  zu  solchem  Ende, 
wenn  sie  es  zur  Wahnmg  und  Sicherung  ihrer  Selbständigkeit,  zum 
Nutzen  der  Gesamtheit  verausgaben;  damit  vollzieht  sich  auch  bei 
ihnen  ein  Verbrauch  des  Einkommens  „zur  Erhaltung  der  eigenen 
Persönlichkeit." 

Die  nichtphysischen  Personen  des  Privatrechts  dagegen  entstehen 
und  wirken  für  die  Sonderzwecke  eines  kleineren  oder  gröfseren 
Personenkreises ;  sie  haben  keine  selbständigen  Aufgaben,  deren  Beali- 
sierung  das  Ziel  ihrer  Wirtschaft  wäre ,  sie  haben  keine  Bedürfnisse 
und  brauchen  keine  Mittel  zu  ihrer  Befriedigung,  beziehen  demnach 
auch  keine  Einkommen.  Wo  solches  angenommen  wird,  beruht  es 
auf  einer  willkürlichen,  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  ent- 
sprechenden Konstruktion. 

Wenn  aber  die  Einkommensteuer  auch  an  diese  Wirtschaften 
herantritt,  so  thut  sie  es  nicht  deshalb,  weil  die  nichtphysischen  Per- 
sonen „Einkommensempfänger''  sind,  sondern,  weil  die  durch  sie  zum 
Nutzen  der  Beteiligten  produzierten  Güter,  auch  soweit  sie  den  Rein- 
ertrag darstellen,  an  ihrem  Sammelpunkte  fafsbarer  in  die  Erscheinung 
treten  und  leichter  zu  veranlagen  sind.  Nicht  weil  die  Heranziehung 
Dichtphysischer  Personen  dem  Wesen  der  Einkommensteuer  entspricht, 
werden  sie  wie  Steuersubjekte  behandelt,  sondern  weil  die  Steuer  auf 
diesem  Wege  leichter  ihren  Anteil  an  dem  für  die  Bezugsberechtigten 
erzeugten  Einkommen  erlangen  zu  können  glaubt. 

Jede  direkte  Veranlagung  der  juristischen  Personen  des  Privat- 
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reehts  ist  daher  ein  steuertechnisches  Hilfsmittel,  —  das  Medium, 
durch  welches  auch  hier  die  Einkommensteuer  ihr  eigentliches  Ziel^ 
die  Besteuerung  der  physischen  Personen,  erreicht. 

Schon  aus  diesen  kurzen  Andeutungen  ist  es  ersichtlich,  wie  wenig 
es  gerechtfertigt  werden  kann,  dafs  man  den  Wirtschaftsertrag  nicht- 
physischer Personen  ein  Mal  als  das  Einkommen  dieser,  das  andere 
Mal  als  dasjenige  der  thatsächlichen  Einkommensempfanger,  durch  die- 
selbe Steuer  zu  treffen  sucht.  Als  Grund  dieser  offenbaren  Doppel- 
besteuerung, auf  welche  wir  im  weiteren  Verlauf  unserer  Abhandlung 
noch  zurückzukommen  haben  werden,  fährt  man  gewöhnlich  an,  dafs 
die  nichtphysischen  Personen  grofse  Kapitalansammlungen  darstellen 
und  über  wirtschaftliche  Kräfte  verfügen,  wie  sie  dem  einzelnen  Menschen 
nur  selten  zu  Gebote  stehen.  Die  Freilassung  „ihres  Einkommens*^ 
hiefse  daher  die  Kapitalkraft  priviligieren  und  einen  Ausfall  an  Steuer- 
erträgnissen herbeiführen,  welcher  durch  andere,  minder  Leistungs- 
fähige aufgebracht  werden  müfste.  Solche  Gesichtspunkte  können  fiir 
eine  Mehrbelastung  jedes  Grofskapitals  sehr  wohl  mafsgebend  sein, 
gleichviel  ob  sich  dasselbe  im  Einzelbesitz  befindet,  oder  in  der  Ver- 
fügungsgewalt einer  juristischen  Person  steht.  Seine  Wirkungen  sind 
hier  wie  dort  gleich  gute  oder  schlechte.  So  lange  aber  das  Gesetz 
auch  bei  der  Besteuerung  des  gröfsten  Kapitals  über  eine  gewisse 
Höhe  des  Fufses  nicht  hinausgeht  und  aus  jedem  Einkommen,  mag 
dieses  noch  so  grofs  sein,  nur  ein  Mal  den  Steuerbetrag  erhebt,  be- 
finden sich  die  juristischen  Personen  in  einer  nachteiligen  Sonderstellung. 

Für  eine,  zunächst  ganz  allgemeine,  Entscheidung  in  der  Frage 
der  Besteuerung  nichtphysischer  Personen,  liefse  sich,  unserer  Ansidht 
nach,  Adolph  Wagners*)  mit  Schäffles*)  im  Wesentlichen  überein- 
stimmende Klassifikationen  der  Volkswirtschaft  nach  Wirtschaftsprin- 
zipien  fruchtbar  machen.  Jene  drei  wesentlichen  Organisationsprin- 
zipien ,  welche  je  drei  Wirtschaftssysteme  bildend ,  die  ganze  Volks- 
wirtschaft „durch  zweckbewufste  menschliche  That'*  zur  „Gesamt- 
organisation'' verbinden,  treten  uns  gleichfalls  unter  der  Form  juris- 
tischer Persönlichkeit  entgegen:  das  privatwirtschaftliche,  das 
(freie  und  Zwangs-)  gemein  wirtschaftliche  und  das  karitative 
Prinzip.  Wie  im  allgemeinen  findet  auch  hier  eine  Kombination 
der  einzelnen  Prinzipien  miteinander  statt. 

Je  nachdem  nun  der  eine  oder  der  andere  der  genannten  Grund- 


')  Grundlegung.    3.  Aufl.  S.  770-783. 

«)  öesellflch.  System.    3.  Aufl.  I.  §  17.  IL  §  236-237. 
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Sätze  in  der  Wirtschaft  der  nichtphysischen  Personen  vorherrscht,  wird 
auch  die  Entscheidung  in  steuerlicher  Hinsicht  zu  tre£Fen  sein.  Die 
Zusammenfassung  aller  hier  in  Rede  stehenden  Wirtschaften  unter 
einem  juristischen  Sammelbegriff  hindert  nicht,  dafs  jedem  der  genannten 
Prinzipien  ein  eigener  Wirtschaftszweck  entspricht  und  dieser  letztere 
ist  es  in  erster  Beihe,  um  welchen  sich  die  Steuer  zu  kümmern  hat. 

Die  Gesetzgebung  muUs  daher  berücksichtigen :  ob  nach  den  Leit- 
motiven der  ireien  Konkurrenz,  nach  Leistung  und  Gegenleistung  ein 
„vertragsmäfsig  vereinbarter  Interessenausgleich^  stattfindet,  oder  ob 
Produktion  und  Verteilung  der  Güter  nach  „genereller  Entgeltlich- 
keit'' erfolgt,  so  dafs  dem  Einzelnen  der  Ertrag  der  Wirtschaft  nicht 
nach  Leistung  zugeführt  wird,  endlich,  ob  das  Ergebnis  eines  wirt- 
schaftlichen Handelns  vorliegt,  welches  unentgeltlich,  lediglich  zur 
Erfüllung  sittlicher  Gebote,  verteilt  wird. 

Während  der  Gesetzgeber  im  ersten  Falle  nur  darauf  bedacht 
sein  wird,  das  Prinzip  der  Gleichheit  und  Allgemeinheit  bei  der  Be- 
steuerung nicht  zu  verletzen,  im  übrigen  aber  auf  jeden  erfafsbaren 
Reinertrag  einen  verhältnismäfsigen  Anspruch  für  die  Befriedigung 
von  Gemeinbedürfnissen  zu  erheben  berechtigt  ist,  kann  und  soll  er 
beim  Vorherrschen  des  gemeinwirtschaftlichen  und  karitativen  Prinzips 
sich  von  anderen,  als  von  finanziellen  Gesichtspunkten  leiten  lassen, 
bei  welchen  die  „Ausreichendheif'  für  die  Deckung  des  Bedarfs 
obenan  steht.  Denn  in  diesen  Wirtschaften  kommt  ein  Teil  der  Auf- 
gaben des  Staates  selbst  zur  Ausführung ;  ihr  Ertrag  dient  mehr  oder 
weniger  den  Zwecken  der  Gesamtheit,  und  sucht  einen  gewissen  Aus- 
gleich der  Disharmonien  bei  Verteilung  des  Nationaleinkommens  her- 
beizuführen. 

Wirtschaften,  die  ausschliefslich  solche  Aufgaben  erfüllen,  haben 
daher  für  unsere  Frage  eine  untergeordnetere  Bedeutung,  als  diejenigen, 
welche  nur  dem  Selbstinteresse  der  Beteiligten  ihr  Dasein  verdanken. 
Aber  auch  die  Heranziehung  der  Zwangsgemeinwirtschaften  und  kari- 
tativen Wirtschaftsbetriebe  zur  Beitragsleistung,  kann,  wie  wir  unten 
sehen  werden,  im  konkreten  Falle  sehr  wohl  zur  Erfüllung  anderer, 
höherer  Gesichtspunkte,  als  in  Absicht, eines  finanziellen  Erfolgs,  ge- 
fordert werden. 

Ehe  wir  auf  eine  nähere  Besprechung  der  für  uns  vornehmlich 
in  Betracht  kommenden  nichtphysischen  Personen  eingehen,  werfen 
wir  jedoch  einen  Blick  auf  die  Behandlung  des  Gegenstan- 
des in  der  Finanzlitteratur. 
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Während  die  juristische  Disziplin,  wie  wir  sahen,  sich  seit  sehr 
langer  Zeit  mit  der  nichtphysischen  Person  zu  beschäftigen  hat,  wurde 
die  Finanzwissenschaft  zu  einer  Stellungnahme  in  der  Frage  ihrer  Be- 
steuerung veranlafst,  als  das  Assoziationsprinzip  sich  im  wirtschaft- 
lichen Leben  immer  mehr  entfaltete  und  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer, welche  von  der  Ertragsquelle  absieht,  in  einer  ganzen  Beihe 
von  Staaten  zur  Aufnahme  gelangte.^) 

Die  älteren  Steuersysteme,  die  Ertragssteuern  und  Klassensteuem, 
welche  in  äufseren  Merkmalen  die  Bemessungsgrundlage  der  Steuer- 
fahigkeiten  suchten,  ohne  auf  das  bezugsberechtigte  Subjekt  Kücksicht 
zu  nehmen,  konnten  sich  eben  so  gut  oder  schlecht  mit  dem  durch 
rechtsfähige  Personenvereine  und  Grütermassen  erzeugten  Ertrage  ab- 
finden. Gleichwohl  finden  wir  schon  zu  Beginn  der  vierziger  Jahre 
Erörterungen  hierhergehöriger  Punkte.  So  zieht  J.  G.  Hoffmann-) 
die  Steuerbarkeit  oder  Steuerfreiheit  landesherrlicher  Domänen  und 
geistlicher  Güter  in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  und  trifft  seine  Ent- 
scheidung dahin,  dafs  die  Frage  eine  leere  Form  in  denjenigen  Ländern 
betrifft,  wo  alles  Einkommen  aus  den  Domänen  in  dieselben  Kassen 
fliefst  und  in  derselben  Weise  verwaltet  wird,  wie  das  Einkommen 
aus  den  Grundsteuern  (um  solche  handelt  es  sich).  Wo  aber  das 
Einkommen  aus  den  Domänen  unter  einer  anderen  Verwaltung  steht, 
wo  Regierung  und  Stände  einander  gegenüberstehen,  besondere  Rechte 
gegen  einander  bewahrend,  da  wird  es  eine  wichtige  Frage,  ob  das 
ganze  Einkommen  aus  den  Domänen  der  ausschliefslichen  landesherr- 
lichen Verfügung  verbleiben,  oder  ein  Teil  desselben  als  Grundsteuer 
zur  Verwaltung  unter  ständischer  Teilnahme  übergehen  soll. 

Die  Besteuerung  geistlicher  Güter  ist  so  lange  „eine  ganz  über- 
flüssige Förmlichkeit^^  als  das  Einkommen  dieser  Güter  zur  Unter- 
haltung von  Anstalten  dient,  deren  Zwecke  die  Staatsverwaltung  selbst 
für  so  wichtig  erachten  kann,  dafs  sie  sich  fiir  verpflichtet  hält,  den 
Aufwand  zur  Errichtung  derselben  aus  öffentlichen  Klassen  herzugeben. 

]Nächst  Hoffmann  kommt  Karl  Heinrich  Rau^)  in  Betracht. 
Er  streift  eigentlich  nur  die  Frage  bei  Erörterung  der  Steuerpflicht, 
welche  er  auf  Gesellschaften,  die  ein  ertragstähiges  Vermögen  haben, 
auf  Gemeinden,  Körperschaften  und  Stiftsvermögen  ausdehnt.  Eine 
Besteuerung   des   Domänen-   und  Regalienertrags   hält   er   im   allge- 


1)  Vgl.  oben  S.  4  u.  5. 

')  Lehre  von  den  Steuern.    S.  113. 

')  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft.    5.  Aufl.  I.    S.  406 — 408. 
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meinen  für  eine  unnütze  Förmlichkeit,  giebt  jedoch  die  Notwendigkeit 
einer  Ausmittelung  des  Beitrages  der  Domänen  und  Regalien  zu  den 
Gemeindelasten  zu.  Die  wirkliche  Entrichtung  der  Steuer  lasse  man 
jedoch  am  besten  bis  zu  einer  Veräufserung  beruhen.  Wie  Hoffmann, 
glaubt  auch  er,  dafs  eine  Ausnahme  eintreten  kann,  wo  die  Trennimg 
einer  Kammer-  und  Steuerkasse  besteht,  oder  aber  durch  die  Steuer- 
freiheit „ein  Staatsgewerbe  begünstigt  und  den  Privatunternehmern 
das  Mitwerben  erschwert  werden  würde". 

Dafs  es  sich  bei  jeder  etwaigen  Besteuerung  von  Zwangsgemein- 
wirtschaften immer  nur  um  ihr  Einkommen  aus  wirtschaftlicher 
Thätigkeit,  niemals  um  dasjenige,  welches  ihnen  aus  öffentlich-recht- 
lichen Titeln  —  etwa  gar  der  Steuerhoheit  selbst  —  zufliefst,  handeln 
kann,  brauchen  wir  wohl  nicht  besonders  hervorzuheben.  Jeder  Posten 
dieser  Beträge,  der  durch  eine  Steuerveranlagung  gekürzt  werden 
würde,  müfste  auf  demselben  Wege  wieder  aufgebracht  werden ;  man 
müfste  mit  der  einen  Hand  geben,  was  man  mit  der  anderen  ge- 
nommen hat.  — 

Soweit  neuere  und  neueste  Finanztheoretiker  und  Systematiker 
ein  Urteil  über  unseren  Gegenstand  abzugeben  versucht  haben,  be- 
handeln ihn  gleich  Rau  in  mangelhafter  Kasuistik  Lorenz  v.  Stein^) 
und  Wilhelm  Röscher.^) 

Nach  Stein  ist  jeder  Verein  im  weitesten  Sinne  „sowie  er  ein 
eigenes  Einkommen  hat",  teils  als  Erwerbsgesellschaft,  teils  als  blofser 
Verein  „wenigstens  prinzipiell  ein  Steuersubjekt". 

Während  die  öffentlichen  Persönlichkeiten  mit  Einnahmen  zu  be- 
freien sind,  welche  „sie  nicht  für  den  Erwerb  ihrer  Mitglieder,  sondern 
für  einen  dem  Begriff  und  der  Aufgabe  der  inneren  Verwaltung  au- 
gehörenden Zweck  erheben  und  verwenden",  werden  sie  zu  Steuer- 
subjekten „soweit  sie  neben  dep  Verwaltungsauslagen  noch  Vermögen 
erwerben".  Grundsätzlich  falsch  aber  sei  es,  wenn  eine  Erwerbsge- 
sellschaft als  Steuersubjekt  eine  Steuer  für  ihr  Einkommen  zahlt,  und 
nebenbei  noch  der  Coupon  besteuert  wird,  „was  stets  als  eine  Doppel- 
besteuerung erkannt  werden  mufs". 

Röscher,  der  die  Frage  in  Verbindung  mit  den  Steuerbefrei- 
ungen berührt,  verlangt  die  Unterwerfung  der  im  Sondereigentum  des 
Staates  befindlichen  Grundstücke,  Kapitalien  und  Gewerbe  einer  Be- 
steuerung, „aus  Rechtsgründen  da,  wo  die  Besteuerung  der  Gemeinden, 


1)  Lehrbuch  der  Finanzwissensch.    5.  Aufl.  (1885)  II  1.  S.  406  u.  408. 
')  System  der  Volkswirtsch.    2.  Aufl.  S.  255. 
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Kreise  etc.  als  Zuschlag  zu  den  Staatssteuem  erfolgt'^  ,,aus  Billig- 
keitsgründen,  wo  ein  nicht  monopolisierter  Staatsbetrieb^'  mit  Privat- 
betrieben in  Konkurrenz  tritt.  In  Bezug  auf  Gemeinde-  und  Stif- 
tungswirtschaften nimmt  er  den  Standpunkt  Stein's  zu  den  ,,öffentr 
lichen  Persönlichkeiten''  ein. 

Gustav  Cohn,^)  welcher  nur  die  nichtphysischen  Personen  des 
Privatrechts  in  Betracht  zieht  und  von  diesen  blofs  die  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  namhaft  macht,  kommt  zu  dem  Re- 
sultat, dafs  die  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  und  andere  Entwick- 
lungen der  Volkswirtschaft  Unternehmungsformen  geschaffen  haben, 
welche  darauf  angelegt  sind,  den  Ort,  wo  sich  der  Betrieb  befindet, 
von  dem  Aufenthalte  und  dem  Berufsleben  der  eigentlichen  Inhaber 
unabhängig  zu  machen.  Daraus  ergebe  sich  eine  Reihe  von  Fällen, 
wo  Subjektbesteuerung  und  Objektbesteuerung  auseinanderfallen,  weil 
verschiedenartige  Ansprüche  verschiedener  Staats-  und  Kommunal- 
verbände im  Steuer wesen  sich  geltend  machen.  Es  entsteht  dadurch 
die  Notwendigkeit  einer  zvriefalligen  Besteuerung,  welche  aber  von 
jener  zu  unterscheiden  ist,  die  dem  Prinzipe  nach  als  eine  Doppel- 
besteuerung, thatsächlich  jedoch  als  eine  einmalige  Besteuenmg 
erscheint,  wenn  der  Gesetzgeber  aus  steuertechnischen  Gründen 
durch  eine  direkte  Heranziehung  der  Aktiengesellschaft  dasjenige 
einholen  will,  was  ihm  bei  Besteuerung  der  einzelnen  Subjekte 
der  Aktiengesellschaft  nicht  gelungen  ist.  Bei  den  Genossenschaften 
liege  die  Sache  zum  Teil  analog,  aber  nur  zum  Teil.  Für  beide  ist 
eine  Objektsteuer  am  Platze,  soweit  ihre  Domizilgemeinde  in  Frage 
kommt,  während  eine  Subjektsteuer  überhaupt  nicht  erhoben  werden 
kann,  weil  ein  Gewinn  nicht  erzielt  wird,  oder  aber  die  zu  erhebende 
Steuer  denjenigen  Gemeinden  etc.  zukommt,  in  welchen  die  Persön- 
lichkeiten leben,  welche  den  Gewinn  empfangen. 

Es  ist  klar,  dafs  dieser  kurze  Hinweis  auf,  allerdings  vorhandene, 
$-teuertechnische  Schwierigkeiten  nicht  alle  Seiten  des  Problems  be- 
rührt, geschweige  denn  eine  irgendwie  brauchbare  Handhabe  zu  seinem 
Verständnis,  oder  gar  seiner  Lösung  bietet. 

In  etwas  ausführlicher,  wenn  auch  nichts  weniger  als  erschöpfender 
Weise,  behandelt  Karl  Umpfenbach*)  die  Steuerpflicht  nichtphy- 
sischer Personen.  Er  unterscheidet  in  wenig  glücklichem  Sprachge- 
brauch „Privat-Sammtwirtschaffcen"  und  „Sozial-Sammtwirtschaften". 
Zu  ersteren  gehören  Privatstiftungen,  Privatvereine  und  Privatkreditge- 

^)  System  der  Finanzwissenschaft  1889.    S.  469  f. 

«)  Lehrbuch  der  Finanzwisaensch.    2.  Aufl.  (1877).    S.  löOf. 
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Seilschaften,  einerlei,  welches  bei  letzteren  die  Organisationsform 
(Aktien-,  Kommandit-,  Kollektivgesellschaften)  oder  der  Wirtschafts- 
zweck sei  (Konsumtions-,  Produktiv-  etc.  Gesellschaften).  Sie  alle 
sind  nur  insoweit  steuerpflichtig,  als  ihre  Leistungsfähigkeit  nicht 
schon  bei  den  beteiligten  Sonderpersönlichkeiten  herangezogen  ist. 
Dagegen  kann  keine  „Gemein-Sammtwirtschaft'%  weder  Sozial-  noch 
Finanzwirtschaft  für  dasjenige  steuerpflichtig  sein,  was  sie  selbst  als 
Steuerempfanger  zu  erhalten  hat;  es  ergäbe  sich  hieraus  eine  contra- 
dictio  in  adjecto.  Wohl  aber  soll  jede  Sozialpersönlichkeit  für  alle 
Binkünfte  steuerpflichtig  werden,  welche  ihr  in  „eigenvermögensrecht- 
licher*'  Weise  zufliefsen.  Ebenso  ist  die  Finanz  (der  Staat  bei  Umpf.) 
notwendig  steuerpflichtig  allen  Sozialwirtschaften  gegenüber,  in  deren 
Bereich  „eigenrechtliches  Finanzvermögen^'  belegen  ist.  Dafs  die  Finanz 
selbst  sich  „für  alle  ihr  aus  eigener  Vermögensbasis  entspringende 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit^^  besteuere,  ist  aus  zwei  Gründen 
geboten. 

Hier  gehen  nicht  „organische  und  mechanische^^  Einkünfte  inein- 
ander über  wie  bei  den  Sozialwirtschaften,  sondern  sind  durch  eine 
haarscharfe  Trennungslinie  geschieden.  Eine  Freilassung  der  „mecha- 
nischen^' (wirtschaftlichen  bei  U.)  Einkünfte  ist  nicht  angebracht, 
weil  erstens  dadurch  den  betreffenden  Wirtschaften  ein  „in  Wirklich- 
keit gar  nicht  vorhandener  Mehrertrag  herauseskamotiert  wird'S 
zweitens  aber  „die  mitwerbenden  Einzelwirtschaften  gedrückt''  würden. 

Die  Gesichtspunkte,  welche  Umpfenbach  geltend  macht,  sind  im 
wesentlichen  dieselben,  wie  sie  die  bereits  vorhin  genannten  Schrift- 
steller vertreten,  nur,  dafs  Sprache  und  Motivation  bei  ihm  eine 
äufserst  gewundene,  der  Sache  selbst  kaum  dienliche  ist. 

In  den  allgemeinen  Grundsätzen  für  die  Besteuerung  nichtphy- 
sischer Personen  stimmen  überhaupt  die  bedeutendsten  hierher  ge- 
hörenden Autoren  überein.  Wo  sie  auseinandergehen,  betrifft  die 
Meinungsverschiedenheit  weniger  prinzipielle  Gesichtspunkte,  als  tech- 
nische Fragen  und  Einzelheiten  der  Materie. 

So  schliefst  sich  auch  Wilhelm  Vocke,')  der  am  ausführ- 
lichsten spezialisiert,  den  oben  dargelegten  Anschauungen  an ;  er  weist 
jedoch  eine  Besteuerung  des  Staates  rundweg  ab.  Denn,  wenn  der 
Staat  unter  Benutzung  seines  Vermögens  Ertrag  erzeugen  läfst,  so 
dient  dieser  denselben  Zwecken  wie  die  Steuer  selbst  —  zur  Befriedi- 
gung  seiner,    des    Gemeinwesens   Bedürfnisse.     In   seinem    späteren 

1)  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer  (1887).    S.  286  f. 
Ornndzüge  der  Finanzwiss.  (1894).    S.  195  f. 
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Werke  zieht  Vocke  den  Staat  überhaupt  nicht  in  die  Betrachtung 
hinein,  dafür  geht  er  hier  noch  näher  auf  die  einzelnen  Arten  nicht- 
physischer Personen  ein. 

Fr.  Alb.  Schäffle^)  spricht  gleichfalls  nicht  von  einer  Staats- 
besteuerung des  Staates,  billigt  jedoch  dessen  Heranziehung  zur  Kom- 
munalsteuer,  weil  er  der  Gemeinde  Ausgaben  rerursacht,  ,,welche 
weder  ganz  dieser  Gemeinde  zu  Gute  kommen,  noch  bei  allen  Ge- 
meinden gleichmäfsig  wiederkehren^'  (St.Fol.  S.  137).  Seine  generelle 
Entscheidung  in  der  Besteuerung  nichtphysischer  Personen  ist  eine 
den  obigen  Ausführungen  ähnliche.  Die  nichtphysischen  Personen  des 
öffentlichen  Rechts  sind  mit  ihrem  ^^selbständigen,  nicht  abgeleiteten^ 
aus  dem  Bereiche  der  Steuergewalt  bezogenen  Einkommen'^  von  der 
ihr  gegenüberstehenden  Steuergewalt  zu  ergreifen.  Bei  nichtphysischen 
Personen  des  Privatrechts,  welche  keine  Erwerbsgesellschafken  sind, 
ist  zunächst  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  sie  selbständigen  Erwerb 
beziehen ;  für  diesen  Erwerb  werden  sie  den  direkten  Steuern  zu 
unterwerfen  sein  „soweit  die  von  ihnen  vermittelten  wirtschaftlichen 
Vorteile  nicht  bei  den  Interessenten  selbst  gefafst  werden  wollen  oder 
können'^  Die  Erwerbsgesellschaften  sind  annähernd  in  gleicher 
Weise  zu  behandeln,  obgleich  hier  „gebieterische  Rücksichten  der 
steuertechnischen  Zweckmäfsigkeit^'  eine  Besteuerung  schon  der  Ge- 
sellschaften begründen  (St.  S.  101).  Während  Steuerbefreiungen  für 
Vereine,  Selbstverwaltuugskörper  und  mehr  noch  für  Stiftungen  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Zwecke  oft  eintreten  dürfen  (St.Pol.  S.  136)  kann 
der  „Knaul  streitiger  Fragen^',  welchen  die  Besteuerung  der  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenosseuschaften  in  neuester  Zeit  erzeugt  hat,  nur 
entwirrt  werden,  „wenn  man  die  verschiedenen  Arten  dieser  Vereine 
genau  unterscheidet"  (St.P.  S.  336). 

Auf  gleichem  Boden  wie  Schäffle  bewegt  sich  AdolphWagner,^) 
wenn  er  auch  hier  und  da  zu  anderen  steuertechnischen  Postulaten 
kommt,  namentlich  mehr  als  die  anderen  den  Satz  voranstellt,  dafs 
die  hierher  gehörenden  Einzelwirtschaften  nicht  kurzweg  denjenigen 
der  physischen  Personen  gleichzustellen  sind.  Gerade  bei  ihnen  zeige 
sich  auch  die  Unmöglichkeit  „durch  eine  einzige  Steuer  oder  durch 
ein  ganz  einfaches  Steuersystem   die  Allgemeinheit  der  Besteuerung 


')  Steuerpoütik  (1880).    S.  136  f.    S.  334  f. 
Die  Steuern.    Besonderer  Teil  (1897).     S.  100  f, 
«)  Finanzwissenschaft.    2.  Aufl.  (1890)  II.    S.  417  f. ; 

Schönberg ,  Handbuch  der  Polit.  Ök.    4.  Aufl.  III  1.  §  103  und  der  bereits 
citierte  Artikel  im  Finanzarchiv  VIII  2.  (1891).    S.  179  f. 
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richtig  durchzuführen'^  Seine  Behandlung  des  Gegenstandes  be- 
schränkt sich  in  der  ^^Finanzwissenschaft^^  auf  die  ^^prinzipielle  Er- 
örternng  und  Heraushebung  einiger  Hauptfalle''  und  zwar  —  nach 
Unterscheidung  von  Staats-  und  Kommunalbesteuerung  —  auf  der 
einen  Seite:  des  Staates,  der  Gemeinden,  Kirchen  und  milden  Stif- 
tungen —  auf  der  anderen:  der  Erwerbsgesellschaften  ins  Besondere 
der  Aktiengesellschaften,  Vereine  und  Genossenschaften.  Er  gelangt 
zu  der  allgemeinen  Entscheidung  (Schönb.  Handb.),  dafs  die  eigent- 
lichen juristischen  Personen  wohl  in  der  Regel  für  einkommensteuer- 
frei zu  erklären  sind,  weil  „die  Verwendung  ihres  Einkommens  un- 
mittelbar oder  mittelbar  ,öffentlichen'  Zwecken  dient". 

Eine  Beschränkung  dieser  Steuerfreiheit  kann  jedoch  eintreten 
in  Bezug  auf  das  privatwirtschaftliche  Einkommen  dieser  Personen. 
Dagegen  ist  unbedingt  eine  Einkommensteuerpflicht  anzuerkennen  für 
den  Reinertrag  der  nichtphysischen  Personen  des  Privatrechts.  In 
betreff  der  letzteren  fordert  Ahnliches  auch  Adolf  Held,*)  der 
aber  die  ganze  Frage  sonst  kurzer  Hand  abthut.  Alle  Entschei- 
dungen, die  er  giebt,  beruhen  auf  dem  Prinzip,  dafs  das  Einkommen 
der  juristischen  Personen  steuerpflichtig  sei,  wenn  es  eine  Einkommens- 
vermehrung oder  Ausgabeersparnis  für  steuerpflichtige  physische  Per- 
sonen darstellt,  dagegen  ist  es  frei  zu  lassen,  wenn  es  einen  Teil  von 
bereits  besteuertem  Privateinkommen  ausmacht.  Wie  Vocke,  spricht 
sich  auch  Held  gegen  eine  Besteuerung  des  privatrechtlichen  Ein- 
kommens des  Staates  aus,  weil  sie  eine  „zwecklose  Kassenoperation" 
wäre,  die  durch  den  Hinweis  auf  die  Konkurrenz  der  staatlichen  Er- 
werbsanstalten mit  denen  von  Privaten  nicht  gerechtfertigt  werden 
könne. 

Zu  gleichen  Resultaten,  wenn  auch  mit  der  Forderung  einer  „for- 
mellen Veranlagung"  des  Staates,  gelangt  G.  Antoni,-)  der  im 
zweiten  Teil  seiner  schönen,  systematischen  Arbeit  über  „Steuersub- 
jekte" auch  die  wichtigsten  nichtphysischen  Personen  (mit  Ausnahme 
der  Genossenschaften)  bespricht.  Wertvoll  ist  namentlich  die  ein- 
gehende Heranziehung  der  positiven  Gesetzgebung  (Deutschlands), 
wenn  dieselbe  auch  seit  dem  Erscheinen  der  Arbeit  (1888)  in  vielen 
Teilen  bereits  veraltet  ist. 


*)  Die  Einkommensteuer,    Bonn  1872.     S.  138  f. 

*)  Die  Steuersubjekte  im  Zusammenhalte  mit  der  Durchführung  der  Allge- 
meinheit der  Besteuerung  nach  den  in  Deutschland  geltenden  Staatssteuergesetzen. 
Finanzarchiv  V  2.    S.  462  f. 
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Wir  schliefsen  diesen  kurzen  Überblick  mit  einem  Hinweis  auf 
Karl  Burkar t.^)  Er  deutet  das  eigentliche  punctum  saliens  unserer 
Frage  an,  indem  er  die  Wesensverschiedeuheit  der  eigentlichen  und 
uneigentlichen  juristischen  Personen  in  vermögensrechtlicher  Hinsicht 
hervorhebt.  Bei  dem  einen  haben  wir  es  mit  vollkommener,  wechsel- 
seitiger Unabhängigkeit  ihrer  selbst  und  ihrer  sämtlichen  Glieder  zu 
thun,  bei  den  anderen  sind  die  beiderseitigen  Vermögensrechte  iden- 
tisch. Diesem  Unterschiede  entsprechen  denn  auch  die  Konsequenzen 
der  Besteuerung ;  dort  läfst  eine  Besteuerung  der  juristischen  Person, 
deren  Glieder  unberührt,  hier  ist  eine  Besteuerung  jener  identisch 
mit  der  Besteuerung  dieser. 

Eine  grofse  Anzahl  deutscher  Finanztheoretiker  sind,  wie  mr 
sahen,  im  Ganzen  darüber  einig,  dafs  nichtphysische  Personen  des 
öffentlichen  Rechts  mit  ihrem  aus  werbender  Thätigkeit  stammenden 
Einkommen  steuerpflichtig  sind,  die  nichtphysischen  Personen  des 
Privatrechts  dagegen,  sofern  sie  nicht  Staatszwecke'  erfüllen  helfen, 
keinerlei  Schonung  verdienen. 

Allein  die  Anwendung  der  allgemeinen  Sätze  auf  die  einzelnen 
Erscheinungsformen  der  nichtphysischen  Personen  begegnet  Schwierig- 
keiten, welche  aus  der  verschiedenen  Stellung  und  Funktion  dieser 
Wirtschaften  resultieren.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  Staat 
und  Gemeiude  (Kommunalverbänden),  zwischen  Staat  und  Reich,  bei 
Bundesstaaten,  der  zwiefache  Charakter  dieser  Bildungen  als  Steuer- 
empfänger und  Steuersubjekte,  schaffen  Komplikationen,  deren  jede 
nur  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden  kann.  Wie  ungleich  aber 
auch  die  Wirksamkeit  der  nichtphysischen  Personen  des  Privatrechts, 
sowohl  für  die  an  ihrer  Wirtschaft  Beteiligten,  wie  für  die  Gesamt- 
heit ist,  leuchtet  sofort  ein,  wenn  man  etwa  die  Aktiengesellschaft 
dem  Konsumverein^  der  landwirtschaftlichen  Produktivgeuossenschaft 
gegenüberstellt. 

Die  positive  Gesetzgebung  kaun  daher  zu  gar  keiner  einheitlichen 
konsequenten  Auffassung  in  unserer  Frage  kommen,  wenn  sie  die 
allen  nichtphysischen  Personen  gemeinsame  vermögensrechtliche  Selb- 
ständigkeit zum  Kriterium  der  Steuerpflicht  und  Steuerfahigkeit  macht. 
Die  Einkommensteuergesetze  der  einzelnen  Länder  bieten  darum 
ein  gar  buntes  Bild  in  ihren  Bestimmungen  über  die  Veranlagung 
nichtphysischer  Personen. 


^)  Die  bestehenden  Einkommensteuern.     Hirths  Analen  des  Deutsch.  Reichs 
1877.    S.  223  f. 
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Wir  beginnen  mit  England,  wo  bereits  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  der  gewaltige  Kampf  gegen  die  französische  Revolution, 
die  besitzenden  Klassen  veranlafste,  von  den  früheren  Objektsteuern 
zu  einer  Subjektbesteuerung,  d.  h.  einer  Personalbesteuerung  nach 
dem  Umfange  des  Vermögens  und  Einkommens  überzugehen.  Diese 
Income  and  Property  Tax  währte  vom  Jahre  1797 — 1802.  Nach 
Unterbrechung  eines  Jahres  wurde  sie  bis  1816  fortgesetzt.  Von  da 
ab  ruhte  das  Einkommensteuersystem  länger  als  ein  Viertel  Jahr- 
hundert. Erst  Rob.  Peel  nahm  die  Einkommensteuer  wieder  auf,  um 
durch  sie  die  Lücken  auszufüllen,  welche  im  Staatshaushalt  als  Folge 
der  damaligen  massenhaften  Aufhebung  und  Ermäfsigung  der  Ein- 
gangszölle zu  erwarten  waren. ^)  Es  entstand  so  das  Gesetz  vom 
Jahre  1842,  welches  in  seinen  wesentlichen  Bestimmungen  noch  heute 
fortdauert,  obgleich  es  im  Laufe  der  Zeit  mannigfache  Abänderungen 
erfahren  hat,  so  neuerdings  durch  Finance  Act  vom  Jahre  1894.'*) 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  ist  die  genaue  Feststellung  der  Steuer- 
objekte und  des  Steuerfufses.  Anstatt  des  Gesamteinkommens  der 
Person,  wird  das  Einkommen  zunächst  an  seiner  Quelle  erfafst  und 
sind  zu  dem  Zwecke  5  Abteilungen  ertraggebender  Vermögensmassen 
(Shedule  A — E)  geschaffen  worden.  Wenn  das  englische  Einkommen- 
steuergesetz auch  eine  „einkommensteuerartige  Zusammenfassung  eines 
Systems  von  Ertragsteuern^'  ist  (Vocke),  so  hat  es  doch  in  Ansehung  der 
Steuerpflicht  einen  subjektiven  Charakter.  Aber  gerade  das  „Prinzip 
des  Schöpfens  an  der  Quelle' '  wie  Inhülsen  (a.  a.  0.)  das  englische 
System  kennzeichnet,  erleichtert  die  Heranziehung  nichtphysischer 
Personen.  Ihr  „Einkommen''  gehört  zu  Shedule  A.  (Ertrag  von 
Ländereien  und  Häuser),  C.  (Zinsen  und  Benten  aus  der  britischen 
und  indischen  Staatskasse,  von  Eisenbahnwerten  und  allen  aus  öffent- 
lichen, in  Grofsbritannien  und  Irland  zur  Auszahlung  gelangenden 
Wertpapieren)  endlich  D.  (gewerbliches  und  merkantiles  Einkommen). 
Es  bestehen  jedoch  mannigfache  Steuerbefreiungen  nach  dem  Ver- 
wendungszwecke des  betreffenden  Elinkommens. 

Das  Staatseigentum  steht  aufserhalb  der  Steuergesetze.  Ausser- 
dem sind  frei :  Anstalten,  soweit  ihr  Vermögen  öffentlichen,  religiösen, 
Wohlthätigkeits-  und  Erziehungszwecken  dient,  Hospitäler,  öffentUche 
Schulen  und  Armenhäuser,   femer  Sparkassen,  friendly  societies  mit 


*)  R.  V.  öneist,  Engl.  Verw.Recht.    2.  Aufl.  11.    S.  629  f. 
*)  C.  H.  F.  Inhülsen.  die  geschichtliche  Entwicklung  und  heutige  Gestaltung 
der  englischen  Einkommensteuer.    Finanzarchiv  XIII  (1896).    S.  253  f. 
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ihren  Anteilen  Dividenden  und  Zinsen  unter  Sbedule  D  und  ihren 
Immobilien  unter  A.  Hülfs-  und  Krankenkassen,  industrial  and  pro- 
vident  societies,  mit  ihrem  Einkommen  aus  C.  u.  D. ,  die  öffentlichen 
Hallen  und  Gebäude  der  Universität  und  das  Stiftungsvermögen  des 
Britischen  Museums. 

Die  Schweiz.  Wie  in  England  machte  sich  auch  hier  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  das  Bestreben  geltend  neben  der  Vermögens- 
steuer das  unfiindierte  Einkommen  zu  fassen.  Die  Vermögens- 
steuer wurde  daher  nach  und  nach  durch  andere  Steuerarten  ergänzt, 
in  welche  im  Laufe  der  Entwicklung  der  Einkommensgedanke  immer 
tiefer  eindringt.  Die  Verbindung  beider  Systeme  erfuhr  oft  Rück- 
bildungen zu  unvollkommeneren  Formen,  drang  aber  immer  wieder 
siegreich  vor  und  hat  iu  einzelnen  Kantonen  ihre  feinste  Durchbildung 
erhalten.^)  Sie  zeigt  keine  einheitliche  Gestaltung,  was  auch  in  Bezug 
auf  die  Besteuerung  nichtphysischer  Personen  zum  Ausdruck  konnnt 
Wir  werden  einen  Teil  der  von  einander  abweichenden  Bestimmungen 
bei  der  Einzeldarstellung  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  haben. 

In  Italien  wurde  durch  das  ßeformsteuergesetz  vom  24.  August 
1877  (imposta  sui  redditi  della  richezza  mobile)*)  eine  direkte  Be- 
steuerung eingeführt,  welche  alle  nicht  aus  Grundeigentum  herrührende 
Einkünfte  trifft  (Zinsen,  Hypotheken,  Gehälter,  Pensionen,  Annuitäten, 
Dividenden,  Renten,  Erwerb  im  Handel  und  in  der  Industrie  etc.). 
Zum  Zwecke  besserer  Veranlagung  sind  die  verschiedenen  Einkünfte 
in  4  Kategorien  eingeteilt;  das  System  charakterisiert  sich  als  eine 
nach  Grundsätzen  der  Einkommensteuer  angelegte  Erwerbssteuer, 
welche  mit  einer  Renten-,  sowie  mit  einer  Coupons-  und  Besoldungs- 
steuer sich  verbindet. 

In  äufserst  lakonischer  Kürze  erledigt  das  italienische  Ge- 
setz die  Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen:  ogni  individuo  od 
ente  morale  (Art.  12).^)  „Jede  physische  oder  moralische  Person, 
gleichviel   ob  staatsangehörig  oder  fremd,  ist  der  Steuer  auf  die  Ein- 


*)  Greorg  Schanz,  Die  Steuern  der  Schweiz  (1890).  B.  L  S.  52 f.  Das 
Detail  in  B.  V. 

(irustav  Gohn,  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundeshaoshalt 
der  Schweiz.     Finanzarchiv  I.     S.  45  f. 

^)  Karl  Burkart,  Die  italienische  Steuer  auf  die  Einküfte  Tom  bewegL 
Ve    n'igen,  (nebst.  Wortlaut  des  Gesetzes).    Finanzarchiv  VI.     S.  If. 

't.  y.  Kaufmann,  Das  Budget  des  Königreichs  Italien.  Finanzarchiv  IU. 
S.  .  ••  f. 

')  Vgl.  Hirths  Annalen  des  Deutech.  Reichs  (Burkart)  1877.    S.  323. 
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kÜDfte  von  demjenigen  beweglichen  Vermögen  unterworfen,  welches 
sie  im  Staate  besitzt.  ^^ 

Osterreich  verwirklichte  die  langerstrebte  Reform  seiner  di- 
rekten Steuern  durch  das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896.  Die  Ein- 
kommensteuer war  hier  durch  zwei  kaiserliche  Patente  vom  10.  und 
29.  Dezember  1849  eingeführt  worden.  Das  erste  Patent  enthielt  mit 
dem  Hinweise  auf  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  die  Anord- 
nungy  dafs  zur  bestehenden  Grund-  und  Gebäudesteuer  ein  aufser- 
ordentlicher  Zuschlag  in  der  Höhe  eines  Drittels  der  bestehenden  Ge- 
bühr zu  entrichten  sei.  Das  Patent  vom  29.  Dezember  beschränkte 
seine  Wirksamkeit  auf  das  Einkommen  aus  Handels-  und  Gewerbe- 
betrieb aus  nicht  festgelegten  Kapitalien  sowie  aus  persönlichem  Er- 
werb. Als  Vorbild  der  Steuer  diente  die  englische  Jncomy  Tax ;  sie 
zerfiel  in  3  Klassen,  von  welchen  jede  verschiedene  Einkommens- 
quellen zum  Gegenstand  hatte.  Die  Un Vollkommenheit  des  Gesetzes, 
welches  wichtige  Teile  des  individuellen  Einkommens  nicht  traf  und 
oft  gar  nicht  die  Steuerpflichtigen,  sondern  diejenigen  Personen  be- 
steuerte, denen  das  besteuerte  Einkommen  nicht  zuflofs,  wurde  nicht 
fortgeräumt  durch  die  vielen  ergänzenden  Erlasse  des  Finanzministers. 
In  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  fühlte  man  daher  gleichmäfsig  die 
Notwendigkeit  einer  Abänderung  der  bestehenden  Steuergesetze.  ^) 

Das  vorhin  erwähnte  neue  Gesetz  enthält  als  Hauptpunkt  der 
Keform  die  Neugestaltung  der  Personaleinkommensteuer  (IV.  Haupt- 
stück). Sie  hat  den  Charakter  einer  Ergänzungssteuer  zu  den  Ertrag- 
steuern, welche  teilweise  ermäfsigt,  teilweise  umgestaltet  worden  sind. 

Als  Subjekte  der  Personaleinkommensteuer  erklärt  das  Gesetz 
blofs  physische  Personen  und  ruhende  Erbschaften  (§  163).  Für 
Körperschaften  und  Erwerbsgesellschaften  bleibt  die  „Erwerbssteuer 
von  den  der  „öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  Unterneh- 
mungen^' (II.  Hauptstück)  und  die  Bentensteuer  (III.  Hauptstück). 

Auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hatten 
durch  Gesetz  vom  24.  August  1894  die  Einkommensteuer  aufs  neue 
eingeführt.  Bereits  während  des  Krieges  von  1812  war  der  Entwurf 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  vorgelegt  worden,  der  Friedens- 


*)v.Lesigang,  Östr.Einkommenst.  im  H.W.  d.  St.  W.  1.  Aufl.  III.  S.  105  f.  femer 

Budolf  Sieghart,  Die  Steuerreform  in  Osterreich.  Finanzarcliiy  XlV 
(1897).    S.  1  f. 

Hans  Nusco,  kurze  Darstellung  des  Gesetzes  v.  25.  10.  1896. 

Pranz  Freiherr  v.  Myrbach,  Die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Öster- 
reich.   Schmollers  Jahrb.  1898  Heft  III.    S.  93  f. 

Staatsw.  Stadien.    VI.  7.  537  3 
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schlufs  machte  ihn  jedoch  gegenstandslos.  Während  des  Bürger- 
krieges wurde  dann  die  Steuer  thatsächlich  eingeführt  und  bestand  von 
1862—1872. 

Als  die  demokratische  Partei  im  Jahre  1894  eine  Herabsetzung 
der  Zölle  anstrebte  und  gegen  eine  Deckung  des  dadurch  entstehenden 
Ausfalls  durch  eine  Umgestaltung  der  Tabak-,  Bier-  und  Branntwein- 
steuer sich  grofser  Widerspruch  seitens  der  Interessenten  erhob, 
wurde  zur  Ergänzung  des  Defizits  eine  Einkommensteuer  in  Aussicht 
genommen.  Der  Zolltarif  erreichte  jedoch  im  Verlauf  der  Beratungen 
eine  Höhe,  die  eine  besondere  Einkommensteuer  nicht  mehr  notwendig 
erscheinen  liefs.  Die  Vertreter  des  Südens  und  Westens  liefsen  aber 
die  Steuer  nicht  fallen.  Die  Farmer,  welche  bisher  hauptsächlich  von 
den  Zöllen  und  wegen  der  Sichtbarkeit  ihres  Vermögens,  von  den 
staatlichen  und  Gemeinde-  Vermögenssteuern  getroffen  worden  waren, 
wollten  die  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen,  um  durch  diese 
neue  Steuer  die  Handelswelt  des  Nordens  und  Ostens  zu .  belasten. 
Das  hohe  Existenzminimum  von  4000  Dollar,  der  Abzug  des  Konsums 
der  eigenen  Produktion  waren  Bestimmungen,  welche  es  zu  Wege 
brachten,  dafs  die  Farmer  vom  Gesetze  fast  gar  nicht  getroffen  wurden. 
Der  proportionale  Steuerfufs  und  die  Bestimmung  der  Steuer  durch 
streng  geheim  zu  haltende  Deklaration  waren  weitere  Merkmale  der 
bald  aufser  Ej*aft  gesetzten  amerikanischen  Einkommensteuer. 

Die  subjektive  Steuerpflicht  wurde  sehr  weit  ausgedehnt  und  in- 
folgedessen erstreckte  sich  dieselbe  auf  geschäftstreibende  Korporationen, 
Vereine  und  Gesellschaften;  ausgenommen  waren  Produktivgenossen- 
schaften. Die  Steuer  war  nicht  höher  als  die  persönliche  aber  ohne 
Einschränkung,  sie  betraf  den  Zins  oder  Ertrag  ohne  jeden  Abzug 
der  Geschäfts-  oder  Produktionsausgaben  und  zwar  nicht  nur  der 
regelmäfsigen  Ausgaben  und  Verluste,  sondern  auch  der  Anteile  an 
zinstragenden  Papieren.  Die  Dividenden  konnten  vom  Aktionär  in 
Abzug  gebracht  werden,  da  sie  schon  bei  der  Gesellschaft  besteuert 
wurden.  Es  waren  jedoch  (Section  32.  Abs.  4)  zahlreiche  Befreiungen 
festgesetzt,  so  für :  die  Staaten,  Grafschaften,  Kreise,  Gemeindebezirke, 
Korporationen  und  Vereinigungen,  welche  zu  wohlthätigen  Zwecken 
errichtet  und  geleitet  werden,  Freimauererlogen,  Sparkassen,  ünter- 
stützungsvereine  und  zahlreiche  andere  auf  Selbsthilfe  beruhende 
Anstalten.^) 

1)  Finanzarchiv  XII  (1896).    S.  451  f.  ferner: 

Edwin  R.  A.  Seligmann,  Amerikanische  Einkommenst.  Conrads.  Jahrb. 
III  Folge  B.  IX.    S.  71  f.  S.  207  f. 
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Wir  kommen  nimmehr  zu  Deutschland,  das  uns  etwas  näher  be- 
schäftigen soll. 

Hier  war  es  bekanntlich  Preufsen,  welches  den  Weg  zu  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  mit  progressivem  Fufs  in  drei  grofsen 
Etappen  zurücklegte  und  für  die  meisten  übrigen  Staaten  vorbildlich  wurde. 

Als  Klassensteuer  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1820  in  Verbindung 
mit  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer ,  zur  Besteuerung  des  platten 
Landes  begonnen,  wurde  diese  Klassensteuer  am  1.  Mai  1851  in  eine 
Klasseu-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  umgewandelt.  Nach  Auf- 
hebung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  am  25.  Mai  1873,  auch  in  den 
Städten  eingeführt,  erlebte  das  Gesetz  einige  Änderungen  am  26.  März 
1883  (Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  auf  ein  Einkommen  bis  900  Mk.) 
bis  das  Reformwerk  vom  24.  Juni  1891  an  seine  Stelle  trat.^) 

Neben  Preufsen  hat  die  allgemeine  Einkommensteuer  von  den 
26  Staatsgebieten  des  deutschen  Beichs  bereits  20  erobert.  Nur 
Bayern,  die  beiden  Mecklenburg,  Württemberg,  die  Reichslande  und 
das  Gebiet  von  Helgoland  besitzen  noch  die  ältere  Steuerform.  In- 
dessen herrscht  auch  bereits  in  Bayern  eine  entschiedene  Strömung 
zu  Gunsten  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  während  Württemberg 
bereits  im  Jahre  1895  einen  umfassenden  Reformplan  der  Kammer 
vorlegte,  die  jedoch  das  Gesetz  ablehnte. 

Die  weiteren,   für  unsere   Darstellung  in  Betracht  kommenden 
Gesetze  sind: 
Sachsen,    Ges.  v.   22.  Dezemb.   1874.    (G.S.   S.  471);  v.   2.  Juli 

1878  (G.S.  S.  129)  abgeändert  durch  Ges.  v.  10.  März  1894. 2) 
Baden.  Ges.  v.  20  Juni  1884,  abgeändert  durch  Ges.  v.  6.  Mai  1892 

und  26.  Juni  1894.8) 
Hessen,   Ges.  v.   21.  Juni   1869,   v.   8.  Juli  1884,  25.  Juni  1895.*) 
Sachsen-Weimar,  Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 

1869,   vielfach   abgeändert;   so   28.  Februar  1872,   7.  Mai  1874, 

18.  April  77,  24.  Dez.  1880,  10.  Sept.  1883  und  endlich  2.  Juni 

1897.«^) 


^)  Die    einzelnen   Phasen    der    fortschreitenden   £n1  wicklang  hat   uns   hier 
nicht    zn    beschäftigen.     In    bezug  auf  die    neueste  Beform    verweisen  wir  auf 
die  bereits  citierte  gröfsere  Abhandlung  v.  Ad.  Wagner  im  Einanzarchiv  VIII  2 
S.  71  ff. 

«)  Finanzarchiv  XII  2.    S.  293  f. 

»)  Finanzarchiv  IH  2.    S.  361  f. ;  IX  2.    S.  120  f.  XH  1.    S.  173  f. 

*)  Finanzarchiv  II.    S.  382  f. ;  XIH  S.  378  f. 

»)  Finanzarchiv  II  2.    S.  305  f. ;  ni  2.    S.  464  f. ;  XV.    S.  354  f. 
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Oldenburg,  Ges.  v.  6.  April  1864,  wiederholt  abgeändert,  bis  mit 
dem  1.  Mai  1891  das  Gesetz  vom  11.  März  desselben  Jahres 
in  Kraft  trat  und  die  früher  bestehenden  Bestimmungen  in  wesent- 
lichen Punkten,  namentlich  auch  in  betreff  der  Besteuerung  Jurist. 
Personen  abänderte.  Für  die  beiden  anderen  Landesteile  des 
Grofsherzogtums ,  das  Fürstentum  Lübeck  und  das  Fürstentum 
Birkenfeld  wurden  infolge  ihrer  getrennten  Finanzverwaltung  be- 
sondere, materiell  aber  gleiche,  Einkommensteuergesetze  erlassen.^) 

Braunschweig.  Hier  kam  schon  unter  dem  EinfiuTs  der  ße- 
Yolutionsbewegung  von  1848  eine  eigentliche  fänkommensteuer 
zustande.  Aber  der  Vollzug  des  1849  beschlossenen  Gesetzes 
unterblieb  wegen  der  Schwierigkeit  der  Veranlagung.  Eine  Per- 
sonalsteuer mit  kleinen  Veränderungen  v.  29.  Juni  1864  und  11. 
April  1870  erhob  ähnlich  wie  die  preufsische  Elassensteuer  die 
Beiträge  nach  Standes-  und  Berufsunterschieden,  in  zweiter  Linie 
nach  der  Grölse  des  Einkommens  oder  der  Leistungsfähigkeit. 
Die  Hauptlast  ruhte  auf  Grundbesitz  und  Gewerbe.  Zur  Be- 
seitigung dieser  UnvoUkommenheiten  wurde  am  16.  April  1896 
ein  Gesetz  mit  progressivem  Fufs  nach  preufsischem  Muster  ge- 
schaffen.^) 

Sachsen-Meiningen.     Gesetz  v.  18.  März  1890.^) 

Sachsen-Altenburg.    Ges.  v.  24.  April  1896.*) 

Sachsen-Üoburg.  Ges.  die  Einkommenst.  und  Elassenst.  be- 
treffend V.  16.  Juni  1874.^) 

Sachsen-Gotha.  Ges.  v.  10.  Januar  1854,  abgeändert  durch 
Novelle  v.  Jahre  1868,  1870,  1871  und  1877.«) 

Anhalt.  Von  Vermögenssteuern  und  Ertragssteuem  ging  man  hier 
am  18.  April  1886  zur  Einkommensteuer  unter  Beibehaltung 
eines  Restes  von  Grundsteuern  über.  Durch  Ges.  v.  31.  März 
1896  wurde  die  allgemeine  Einkommensteuer  mit  einer  Gewerbe- 
und  Kapitalrentensteuer  eingeführt.') 


1)  Finanzarchiv  VIII  (1891).    S.  244  f.    S.  287  f. 

*)  Gesetz-  und  Verordnangssammlung  für  Braunschwelg  1896.  S.  113 ;  Tröltsch 
im  II.  Supplementband  zum  H.W.  d.  St.W.     1.  Aufl.     S.  303  f. 

«)  Pinanzarchiv  VII 2.    S.  124  f. 

*)  Finanzarchiv  XIII  2.    S.  363  f. 

^)  Gesetzessammlung  für  das  Herzogtum  Coburg  1874.    S.  43  f. 

«)  H.W.  d.  St.W.  in  S.  88;  entsprech.  Gesetzsamml.  f.  d.  Herzogt.  Gotha. 
N.  460.  S.  637  f.  N.  582.  S.  420.  N.  22.  S.  97  f.  N.  13.  S.  59  f.  N.  31.  S.  465  f. 

')  Finanzarchiv  XIV  2.    S.  298  f. 
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Schwarzburg-Sondershausen.    Ges.  v.  1.  Februar  1894.^) 
Schwarzburg-Rudolstadt.     Ges.  v.  25.  März  1893.*) 
Waldeck-Pyrmont.    Ges.  betreff,  die  Klassensteuer  ▼.  24.  Januar 

1865   abgeändert  durch   Ges.   v.  6.  März  1893  u.  27.  Dezember 

1897.») 

Reufs  ä.  L.     Ges.  v,  4.  Januar  1893.*) 

Reufs  j.  L.     Ges.   betreff,   die   Erhebung  der  Einkommensteuer  v. 
16.  Juni  1890.«^) 

Schaumburg  Lippe.    Ges.  betreff,   die  klassifizierte  Einkommen- 
steuer V.  20.  Januar  1885.') 

Lippe-Detmold.    Ges.  v.  28.  Aug.  1894.') 
Lübeck.     Ges.  v.  27.  Mai  1889.«) 

Bremen.    Ges.  v.  17.  Dez.  1874  mit  den  Novellen  v.  13.  April  1880, 
16.  Nov.  1880,  19.  April  1885.*) 

Hamburg.     Ges.  v.  7.  März  1881.*») 

Alle  diese  Gesetze  haben  teils  von  vornherein,  teils  in  ihren  Ab* 
änderungen  und  ergänzenden  Novellen^  zu  den  nichtphysischen  Per- 
sonen Stellung  genommen. 

Den  Anfang  machte  damit  das  Grofsherzogtum  Oldenburg,  wo 
durch  das  Einkommensteuergesetz  vom  6.  April  1864  die  subjektive 
Steuerpflicht,  über  den  Kreis  der  inländischen  physischen  Personen 
hinausgehend,  auch  auf  die  auswärtigen  juristischen  Personen,  Kor- 
porationen,  Stiftungen  und  Gesellschaften  ausgedehnt  wurde.  Von 
den  gröfseren  Staaten  folgte  10  Jahre  später  Sachsen,  einen  Schritt 
weitergehend  als  Oldenburg,  indem  es  in  seinem  Gesetze  vom  22.  De- 
zember 1874  inländische  Gemeinden,  Anstalten,  Personenvereine,  Stif- 
tungen, Erwerbsgesellschaften  etc.  als  steuerpflichtig  erklärte.  Baden 
blieb  gleichfalls  nicht  zurück,  obgleich  es  sich  auf  bestimmte  Arten 
nichtphysischer   Personen    beschränkte;    ein   Jahr    darauf  wurde   in 


^)  Finanzarchiv  XU.    S.  255  f. 
«)  Finanzarchiv  XI.    S.  243  f. 

»)  Fürstl.  Waldeckisches  Regierung8.BL  1865  S.  15  f. ;  1893  S.  29  f.  u.  S.  33. 
1898  S.  1. 

*)  Finanzarchiv  X  2.    S.  343  f. 

ö)  Finanzarchiv  Vn  2.    S.  159  f. 

*)  Schaumburg-Lippische  Landes- Verordnungen  1885.    S.  66—70. 

')  Finanzarchiv  XII  2.    S.  314  f. 

*)  Finanzarchiv  VK  2.    S.  211  f. 

•)  Finanzarchiv  Vn  2.    S.  195  f. 

10)  Finanzarchiv  VH  2.    S.  203  f. 
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PreufseD,  freilich  nur  für  die  KommuDalbesteueraog  (Gesetz  vom 
27.  Juli  1885)  die  Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen  anerkannt^) 

Gegenwärtig  findet  in  fast  allen  Staaten  eine  direkte  Veranlagung 
nichtphysischer  Personen  zur  Einkommensteuer  statt.  Es  geschieht 
aber  dies  in  nichts  weniger  als  einheitlicher  Weise,  vielmehr  herrscht 
hierin  eine  geradezu  verwirrende  Mannigfaltigkeit,  sodafs  es  fast  den 
Anschein  hat,  als  ob  jeder  Staat  auch  nach  dieser  Richtung  hin  seine 
Souveränität  zum  Ausdruck  bringen  wollte. 

Wenn  wir  eine  Gruppierung  der  einzelnen  Staaten  nach  ihrer 
Stellung  zu  unserer  Frage  vornehmen,  so  erhalten  wir  zwei,  im  ein- 
zelnen freilich  wiederum  stark  voneinander  abweichende  Reihen. 

Ein  Teil  der  deutschen  Bundesstaaten  (8)  erkennt  prinzipiell  eine 
Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen  an,  läfst  jedoch  mehr  oder 
weniger  umfangreiche  Ausnahmen  zu;  es  sind  dies:  Sachsen  (§  4, 
Ziff.  1  —  3),  Sachsen-Weimar  (§  4,  Ziff.  4),  Anhalt  (§  4), 
Sachsen- Altenburg  (§  4),  Reufs  j.  L.  (§  2,  Ziff.  3),  Reufs 
ä.  L.  (§  2,  Ziff.  4  u.  6),  Waldeck  (§  2,  Abs.  8),  Bremen  (§  2, 
lit  a  Abs.  2). 

Eine  zweite  Gruppe,  (12  Bundesstaaten  umfassend,)  statuiert  im 
allgemeinen  keine  Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen,  sondern  be- 
schränkt sich  auf  bestimmte  Arten  derselben  und  zwar:  Preufsen 
(§  1,  Ziff.  4  u.  5),  Baden  (Art.  513),  Hessen  (Art.  4),  Olden- 
burg (§  3,  Ziff.  1  u.  2),  Braunschweig  (§  2,  Ziff.  4 — 6),  Sachsen- 
Coburg  (Art.  2  u.  4),  Sachsen-Meiningen  (Art.  3),  Schwarz- 
burg-Sondershausen (§  3),  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  2, 
Ziff.  3,  4  u.  5),  Lippe-Detmold  (§  1,  Ziff.  2,  3  u.  4),  Hamburg 
(§  1,  Ziff.  10  u.  11),  Lübeck  (§  2,  Ziff.  7  u  8).  Sachsen-Gotha 
und  Schaumburg-Lippe  besteuern  nur  physische  Personen. 

Da  in  vielen  Staaten  die  juristische  Persönlichkeit  die  Bedingung 
der  Steuerpflicht  ist,  lassen  wir  hier  diejenigen  Gestaltungen  folgen, 
welche  diese  Eigenschaft  nach  heute  geltendem  Rechte,  kraft  indi- 
rekter gesetzlicher  Anerkennung,  besitzen. 

Von  den  Assoziationen  im  Erwerbs-  und  Wirtschaflsleben  sind 
auf  Grund  der  neueren  Gesetzgebung  juristische  Personen: 

1.  Aktiengesellschaften.  Für  sie  hat  das  Reichsgericht  in 
einer  Entscheidung  vom  30.  März  1881  die  wichtige  Folgerung  ge- 
zogen, dafs  auch  die  Summe  aller  einzelnen  Aktionäre  sich  nicht  mit 


^)  Für  die  Staatssteuer  gelten  sie  als  Steuersubjekte  erst  seit  dem  G^etz 
vom  Jahre  1891. 
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der  Aktiengesellschaft  deckt.  Zu  derselben  Ansicht  war  bereits  das 
Reichsoberhandelsgericht  gelangt  und  das  preufsische  Obertribunal  ist 
stets  dieser  Auffassung  gefolgt^) 

2.  Eingetragene  G-enossenschaften. 

3.  Berggewerkschaften  des  neueren  Rechts. 

4.  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

6.  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung. 

6.  D ie  j ur istischen  Personen  des  öffentlichenRechts. 
(Reichs-,  Staats-,  Kommunalfiskus,  Anstalten  und  Stiftungen  des  öffent- 
lichen Rechts). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  als  juristische  Personen  des 
Privatrechts  rechtsfähige  Vereine  (§  21 — 80)  und  rechtsfähige  Stif- 
tungen (§  80  f),  als  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  (§  89) 
den  Fiskus,  die  Körperschaften,  Stiftungen  und  Anstalten  des  öffent- 
lichen Rechts. 

Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  dafs  man,  um  zu  bündigen 
Resultaten  in  der  Frage  der  Besteuerung  nichtphysischer  Personen 
zu  kommen,  die  rechtliche  Ausgestaltung  derselben  nicht  zum  Aus- 
gangspunkte der  Betrachtung  machen  darf,  sondern  in  erster  Reihe 
sich  um  ihre  wirtschaftliche  Funktion  und  ihre  Stellung  in  der  Volks- 
wirtschaft zu  kümmern  hat. 

Gehen  wir  unter  solchem  Gesichtspunkte  bei  Zugrundelegung  der 
oben  (S.  22)  erwähnten  wirtschaftlichen  Leitmotive,  auf  die  Qaupttypen 
der  in  Frage  kommenden  Wirtschaften  ein,  so  klassifizieren  sie  sich  nicht 
in  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  und  in  solche  des 
Privatrechts,  sondern  es  ergeben  sich  dann,  je  nach  den  Prinzipien, 
die  in  der  Wirtschaft  verkörpert  werden,  bezw.  vorherrschen: 

1.  Zwangsgemeinwirtschaften^  zu  welchen  namentUch 

a)  der  Reichsfiskus, 

b)  der  Staatsfiskus, 

c)  die  Kommunalfisci  gehören. 

2.  Assoziative  Privatwirtschaften,  als  deren  Hauptarten 

a)  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  sowie 

b)  Berggewerkschaften  zu  gelten  haben. 

3.  Freie  Oemeinwirtscilaften,  wie: 

a)  Genossenschaften,  insbesondere  Konsumvereine, 

b)  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit. 

^)  OttoGierke,  Genossenschaftstheorie  a.  deutsche  Rechtsprechung.  Berlin 
1887.    S.  38  f. 
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4.  EaritatiTe  Wirtschaftsbetriebe,  namentlich: 

Stiftungen  und  Anstalten  zu  religiösen,  künstlerischen,  erziehe- 
rischen und  Wohlthätigkeitszwecken. 

Die  einzelnen  Prinzipien  können  natürlich  in  Kombination  mit- 
einander und  mannigfach  modifiziert  sich  äufsem,  aber  immer  wird 
ein  leitendes  Motiv  zu  unterscheiden  sein,  welches  dem  wirtschaft- 
lichen Handeln  das  Gepräge  aufdrückt  und  seinen  Zweck  bedingt, 
und  so  zahlreich  in  Wirklichkeit  die  Fälle  sein  können,  in  denen  die  drei 
wirtschaftlichen  Grundsätze  nicht  streng  geschieden,  entsprechend  dem 
obigen  Schematismus,  auftreten,  bei  jeder  Wirtschaft  ist  doch  die 
Möglichkeit  gegeben,  auch  für  die  Frage  der  Besteuerung  das  Vor- 
herrschen eines  der  drei  genannten  Prinzipien  zu  unterscheiden.  Die 
aus  der  wirtschaftlichen  Natur  der  Haupttypen  gezogenen  steuerlichen 
Folgerungen  werden  daher  mit  einigen,  durch  die  Praxis  gebotenen 
Abänderungen  auch  für  die  übrigen  zur  selben  Kategorie  gehörenden 
Wirtschaften  gelten. 
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B.  Hanptarten  nichtphysischer  Personen. 


1.  Zwangsgemeinwirtschaften. 

a.  Der  Beichsflskus. 

Der  Bundesstaat  charakterisiert  sich  als  Überbau  vereinter  Staaten, 
welcher,  die  einzelnen  selbständigen  Teile  zu  einer  neuen  Einheit  zu- 
sammenfassend, das  Staatsganze  verkörpert  und  in  seiner  Bethätigung 
nach  innen  wie  nach  aufsen  den  geeinten  Willen  seiner  Glieder  zum 
Ausdruck  bringt.  Wie  dieser  Zusammenschlufs  vor  sich  gegangen 
ist,  bleibt  für  seine  Wesenheit  gleichgiltig,  einmal  geworden,  ist  der 
Bundesstaat  —  Staat  mit  allen  Rechten  eines  solchen.  Ob  er  durch 
Verzichtleistung  seiner  Glieder  auf  ihre  Einzelsouveränität  entstanden 
ist,  ob  jene  einen  Teil  ihrer  Machtbefugnisse  beibehalten  haben,  ändert 
nichts  an  seinem  Charakter  als  staatliches  Gemeinwesen,^)  wenn  er 
auch  seine  Sozialgewalt  und  Souveränität  mit  den  einzelnen  Mitglied- 
staaten teilt.*) 

Wir  haben  es  somit  auch  hier  mit  einer  Zwangsgemeinwirtschaft 
zu  thun,  welcher,  wie  jedem  Staate,  die  Befriedigung  von  Kellektiv- 
bedürfnissen  obliegt,  die  aus  dem  gesellschaftlichen  Zusammenhalten, 
aus  der  Höherbildung  menschlichen  Beisammenseins  sich  ergeben. 

Die  Notwendigkeit  eigener  Einnahmequellen  für  den  Bundesstaat, 
wie  eines  eigenen  Haushaltes  überhaupt,  braucht  daher  nicht  erst  be« 

^)  Vgl.  E.  V.  Robinson,  das  Wesen  des  Bundesstaates.  Tübinger  Zeitschrift 
1897.    S.  609  f. 

^  Karl  V.  Stengel,  Staatenbund  und  Bandesstaat.  Schmollers  Jahrb.  f. 
Gesetzgeb.  u.  Verw.  1898.    Heft  3.    S.  1  f. 
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wiesen  zu  werden,  sie  folgt  aus  dem  staatlichen  Charakter  dieser 
Korporation  und  ihrer  dadurch  bedingten  Eigenschaft  als  Wirtschafts- 
subjekt. 

Fassen  wir  speziell  das  Deutsche  Reich  ins  Auge,  so  kann  auch 
seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  nicht  angezweifelt  werden. 

Wie  jeder  Staat,  erscheint  das  Reich  als  unabhängiger  Wirt- 
schafter und  gilt  daher  in  rechtlicher  Beziehung  als  „ein  einheitliches 
Subjekt  von  Vermögensrechten«, i)  besitzt  mit  anderen  Worten  die 
Eigenschaft  eines  Fiskus.  Die  vermögensrechtliche  Stellung  des  Reichs- 
fiskus ist  durch  das  Reichsgesetz  vom  25.  Mai  1873  (R.G.Bl.  S.  113) 
geregelt  worden. 

Alle  Reichseinnahmen  fliefsen  mit  wenigen  Ausnahmen  aus  dem 

..  

Gebiete  der  Bundesstaaten.  Übte  nun  das  Reich  eine  Steuerhoheit 
in  vollem  Umfange  aus,  so  käme  eine  Besteuerung  des  Reichsfiskus 
für  einen  Teil  seines  Einkommens  einer  Staatsbesteuenmg  durch  den 
Staat  gleich.  Allein  die  Steuerhoheit  ist  bekanntlich  zwischen  dem 
Reiche  und  den  einzelnen  Staaten  in  der  Weise  geteilt,  dafs  die  Ver- 
brauchsabgaben, mit  Ausnahme  der  Biersteuer,  und  die  Zölle  einer 
centralistischen  Gesetzgebung  und  einer  Administration  in  den  Händen 
der  Bundesstaaten  unterliegen,  während  diese  ihrerseits  alle  direkten 
Abgaben  von  sich  aus  regeln  und  für  die  eigene  Landeskasse  erheben 
(Art.  36,  36  Abs.  1  d.  R.V.).  Das  Reich  bezieht  infolgedessen  Ein- 
kommen aus  dem  Gebiete  selbständiger  Steuergewalten  und  den  flinzeU 
Staaten  ist  dadurch  die  Möglichkeit  geboten,  einen  Teil  des  Reichs- 
einkommens eventuell  einer  Besteuerung  zu  unterwerfen.  Dafs  die 
auf  Hoheitsrechten  gegründeten  Reichseinnahmen  ein  Steuerobjekt 
bilden  könnten,  schliefst  die  Bestimmung  dieser  Posten  für  die  Er- 
füllung von  Reichszwecken  und  Aufgaben  aus;  aufserdem  wird  ein 
nicht  unerheblicher  Teil  dieses  Einkommens  den  Bundesstaaten  in  der 
Form  von  Überweisungen  nach  Verhältnis  der  Matrikularbeiträge  zu- 
geführt;«)  Reichsgesetz  v.  16.  April  1896. 

Von  vornherein  müssen  daher  für  die  Frage  der  Besteuerung 
ausscheiden:  1.  das  Einkonmien  aus  dem  Verwaltungsvermögen  des 
Reiches,  2.  die  Zollabgaben,  3.  die  Verbrauchsabgaben  von  Salz, 
Tabak,  Zucker  und  Syrup,  4.  die  85  %  des  Nettoertrags  der  Brannt- 


^)PaulLftband,  Deutsches  Staatsrecht  III  2.    S.  191 . 
L.  Y.  Könne,  das  Staatsrecht  des  deutsch.  Keichs  2.  Aufl.    S.  67 f. 
*)  §  8  des  ZoUgesetzes  vom  16.  Juli  1879.  —  sog.  Frankensteinsche  Klausel. 
R.G.B1.    S.  207  f. ; 
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wein-  und  Bierstener,   5.  die  Matrikularbeiträge  der  BundesstaateD, 
6.  die  Erträgnisse  des  Breichs-Invalidenfonds. 

Wir  können  lediglich  das  Einkommen  in  Betracht  ziehen,  welches 
das  Reich  durch  werbende  Thätigkeit  selbst  produziert,  den  Beinertrag 
aus  Handel  und  Gewerbe.  Die  auf  diesem  Wege  erzeugten  Werte 
werden  Yon  der  Finanzrerwaltung  freilich  ebenfalls  zur  Deckung  der 
für  Durchführung  der  Beichszwecke  erforderlichen  Kosten  verwendet. 
Allein  nicht  die  thatsächliche  Verwendung  des  Einkommens,  sondern 
die  Art  seines  Bezuges  ist  hier  das  Mafsgebliche. 

Das  betreffende  Einkommen  des  Beiches  setzt  sich  zusammen  aus 
den  Erträgen  1.  der  Beichseisenbahn  in  Elsafs-Lothringen  (der  frühe- 
ren franz.  Ostbahn,  welche  durch  Zusatz-Art.  I  des  Frankfurter 
Friedens  vom  10.  Mai  1871  vom  Beiche  erworben  wurde),  2.  des 
Post-  und  Telegraphenbetriebs,  3.  der  Beichsdruckerei,  4.  dem  An- 
teil am  Gewinn  der  Beichsbank. 

Da  aber  nach  dem  angeführten  Beichsgesetz  vom  26.  Mai  1873 
das  Eigentum  des  Beiches  derselben  Gerichtszuständigkeit  unterliegt, 
wie  der  Fiskus  desjenigen  Staates,  in  dessen  Gebiet  das  Beichseigentum 
belegen  ist,  so  könnte  nach  geltendem  Bechte  eine  Heranziehung  des 
Beicbsfiskus  zur  Einkommensteuer  nur  dort  stattfinden,  wo  der  be- 
steuernde Staat  selbst  für  gleiche  oder  ähnliche  Einkommensposten 
abgabenpflichtig  ist;  es  wird  ausserdem  ausdrücklich  statuiert  (§  1, 
Abs.  2),  dafs  „hinsichtlich  der  Befreiung  von  Steuern  und  sonstigen 
dinglichen  Lasten,  die  im  Eigentum  des  Beiches  befindlichen  Gegen- 
stände den  im  Eigentum  des  einzelnen  Staates  befindlichen  gleich- 
artigen Gegenständen^  gleichzustellen  sind. 

^8  liegt  nun  kein  in  der  Sache  selbst  begründetes  Hindernis  vor, 
das  Beich  überall  da,  wo  es  in  werbender  Thätigkeit  auftritt,  zur 
Steuer  zu  veranlagen,  namentlich  es  auch  zur  Einkommensteuer  mit 
seinem  Beinertrage  aus  selbständiger  Güterproduktion  und  Handel 
heranzuziehen.  Das  Beich  bedient  sich  in  allen  diesen  Fällen  genau  der- 
selben Mittel  zur  Schaffang  eines  Einkommens,  wie  physische  Per- 
sonen oder  Gemeinschaften,  es  dringt  dadurch  in  die  Interessensphäre 
der  Einzelpersonen  oder  Körperschaften  nicht  in  Ausführung  seiner 
eigentlichen  Zwecke  ein  und  kann  darum  auf  seine  Souveränität  keine 
Sonderstellung  gründen. 

Die  Frage  hat  am  14.  und  21.  November  1874  den  Beichstag 
beschäftigt,^)  ohne  dafs  sie  zum  Abschlufs  gebracht  worden  wäre. 


»)  Vg.  II.  Session  (1874)  Sten.  Ber.  B.  I.    S.  143—147.    S.  266—273. 
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Gegen  eine  Besteuerung  des  Beichsfiskus  wurden  damals  nament- 
lich die  Hoheitsrechte  des  Reiches  ins  Feld  gefuhrt 

Der  Präsident  des  Beichskanzleramts  Dr.  Delbrück  führte  aus, 
dafs  das  Reich,  insoweit  ihm  die  Verfassung  staatsrechtliche  Attri- 
bution erteilt  habe,  „eine  reelle  und  über  den  Staatsgewalten  der 
einzelnen  Staaten  stehende  Staatsgewalt'^  besitze.  Daraus  folge,  dafs 
das  Einkommen  des  Reichs  ohne  Zustimmung  und  Mitwirkung  des 
Reichs  nicht  zum  Gegenstand  der  Besteuerung,  sei  es  der  einzelnen 
Bundesstaaten,  sei  es  der  Kommunen,  gemacht  werden  könne.  Aulser- 
dem  wurde  von  Regierungsseite  geltend  gemacht,  dafs  das  Reich  „die 
Gesamtheit  der  Bundesstaaten  zur  Einheit"  zusammenfasse;  vermöge 
dieser  staatsrechtlichen  Stellung  können  ihm  daher  ohne  seine  Ein- 
willigung durch  die  Gesetzgebung  eines  Bundesstaates  keine  Verpflich- 
tungen auferlegt  werden. 

Die  Beweisführung  ist  wenig  stichhaltig.  Nicht  das  Reich  seinem 
staatsrechtlichen  Begriffe  nach  kommt  hier  in  Betracht,  sondern  der 
wirtschaftende  Reichs fiskus  als  Einkommensempfanger  aus  Erwerb 
soll  der  Steuer  unterworfen  werden. 

Wenn  für  alle  Thätigkeiten  des  Reichsfiskus  auf  diesem  Gebiete 
dieselben  Bestimmungen  wie  für  physische  Personen  mafsgebend  sind, 
wenn  hier  seine  Leistungen  und  Verbindlichkeiten  denselben  Normen 
unterliegen,  wie  die  jedes  anderen  Wirtschafkssubjekts,  wenn  er  end- 
lich mit  denselben  Hilfsmitteln  wie  dieser  für  sich  Werte  produziert 
so  ist  die  notwendige  Konsequenz  davon,  dafs  auch  er  die  mit  dem 
Einkommenserwerb  verbundenen  Pflichten  trägt. 

Gewifs  hat  der  einzelne  Bundesstaat  kein  Recht,  dem  Reiche 
Verbindlichkeiten  aufzuerlegen,  aber  das  Reich  selbst  mufs  seine  Bei- 
tragspflicht  für  den  Aufwand  anerkennen,  den  es  Staaten  und  Kom- 
munen durch  Funktionen  verursacht,  die  nicht  direkt  mit  seiner  Auf- 
gabe zusammenhängt,  „die  Gesamtheit  der  Bundesstaaten  zur  Einheit 
zusammenzufassen^. 

Die  gleichfalls  ausgesprochene  Befürchtung,  dafs  bei  Anerkennung 
der  Steuerpflicht  des  Reichsfiskus,  der  Gliedstaat  diesen  so  hoch  ver- 
anlagen könnte,  dafs  dadurch  eine  Kompensation  der  Matrikularbei- 
träge  eintritt,  ist  kaum  begründet.  Zunächst  ist  nicht  anzunehmen, 
dafs  der  Einzelstaat  zu  Repressalien  dem  Reiche  gegenüber  greifen 
wird,  aufserdem  stehen  diesem  kraft  seiner  Souveränität  Mittel  genug 
zur  Verfugung,  sich  vor  solchen  Eventualitäten  zu  schützen« 

Wollte  man  aber  auch  zugeben,  dafs  es  den  Hoheitsrechten  des 
Reichs   widerspricht,    wenn  dieses    den    Gesetzen   eines   Gliedstaates 

698 


—     45     — 

unterworfen  wird,  so  involviert  —  wie  der  Abgeordnete  Grumbrecht 
seiner  Zeit  richtig  bemerkte  —  eine  Ablehnung  der  Besteuerung  des 
Reichsfiskus  durch  den  Staat  keineswegs  zugleich  auch  eine  Steuer- 
freiheit den  Kommunen  gegenüber  und  dieses  umsoweniger,  als  ja 
der  Staat  selbst  vielfach  (Preufsen)  für  sich  eine  Steuerpflicht  seinen 
eigenen,  ihm  unterstellten  Gemeinden  gegenüber  anerkennt. 

Nicht  mit  Unrecht  fuhrt  C.  Walcker  ^)  die  Motivation  für  die  Forde- 
rung einer  Freilassung  des  wirtschaftlichen  Reichseinkommens  von  der 
Steuer  auf  3  Punkte  zurück:  „auf  die  triviale  Vorstellung,  dafs  es 
unnütz  sei,  Geld  aus  einer  Tasche  in  die  andere  zu  legen,  auf  eine 
Reaktion  gegen  die  Extravaganzen  der  mittelalterlichen  Gemeinde- 
autonomie, und  endlich  auf  die  unbewufste  Nachwirkung  des  abso- 
luten Staates  mit  seinem  Regalismus,  Fiskalismus  und  zahlreichen 
Monopolen  und  Steuerprivilegien"  (S.  122).  £s  sind  das  dieselben 
Ursachen,  welche  einer  Besteuerung  des  Staates  überhaupt  entgegen 
wirken. 

Die  ganze  Frage  der  Besteuerung  des  Reichsfiskus  harrt  noch 
immer  ihrer  gesetzlichen  Regelung. 

Der  Gesetzentwurf  von  1874  gelangte  nur  zur  ersten  Beratung, 
ohne  einer  Kommission  überwiesen  zu  werden ;  eine  zweite  Beratung 
hat  überhaupt  nicht  stattgefunden. 

In  der  Praxis  findet  eine  Heranziehung  des  Reichsfiskus  nicht 
statt.  Von  den  8  Bundesstaaten,  welche  prinzipiell  eine  Steuerpflicht 
Dichtphysischer  Personen  anerkennen  (s.  oben  S.  38),  nehmen  direkt 
den  Keichsfiskus  aus:  Sachsen  (§  6,  Ziff.  2),  Sachsen- Alten- 
burg (§  4,  Ziff.  2),  Anhalt  (§  6,  Ziff.  2),  Reufs  j.  L.  (§  4,  Ziff.  1). 
Wal  deck  eximiert  bei  der  Klassensteuer  blofs  das  Domanial-  und 
Staatsvermögen  (§  3,  Ziff.  2),  das  Gewerbesteuergesetz  vom  6.  März 
1893  ^  befreit  dagegen  neben  dem  Waldeckschen  Staat  das  Deutsche 
Reich  (§  2,  Ziff.  1),  Reufs  alt.  L.,  Sachsen- Weimar  und 
Bremen  schweigen  sich  über  diesen  Punkt  aus,  ohne  jedoch  dadurch 
von  den  anderen  Staaten  abzuweichen. 

Fassen  wir  die  Frage  von  ihrer  praktischen  Seite  ins  Auge,  so 
mufs  zugegeben  werden,  dafs  sie  insofern  keine  grofse  Bedeutung  hat, 
als  das  in  Erwägung  zu  ziehende  Einkommen  nicht  grofs  ist,  da 
das  Reich  einen  verhältnismäfsig  kleinen  Wirtschaftsbetrieb  inne  hat. 


^)  Die  Frage  der  Steuerfreiheit  des  Reichseinkommens,  Hartmanns  Ztschr. 
für  Gesetzgeb.  a.  Praxis  auf  d.  Gebiete  des  pff.  Eecbts.    B.  II.    S.  121  f. 
*)  Finanzarchiv  XV  2.    S.  4ö6  f. 
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Wenn  wir  z.  B.  den  ßeichshaushaltsetat  für  das  Jahr  1898  ^)  zu 
Gründe  legen^  so  hätten  wir  es  bei  1431578608  Mark  Einnahmen 
mit  folgenden  Posten  zu  thun : 

1.  Heichseisenbahn  26  320  900  3Ik. 

2.  Post  und  Telegr.  39  771  218     ^ 

3.  Reichsdruckerei  i  639  280     „ 

4.  Anteil  an  der  Keichsbank  5  633  000     ,, 

Sa. :  73  364  398  Mk. 

Prinzipiell  mufs  die  Steuerbarkeit  dieses  Einkommens  sowohl  für 
die  Einzelstaaten  als  für  die  Gemeinden  anerkannt  werden. 

Der  Hinweis  darauf,  dafs  die  werbende  Thätigkeit  des  Reichs 
nicht  nur  dem  fiskalischen  Interesse,  sondern  auch  einem  Kulturbe- 
dürfnisse dient,  vermag  solange  keine  Steuerfreiheit  des  Reichsfiskus 
zu  rechtfertigen,  als  die  betreffenden  Anstalten  yomehmlich  nach 
Grundsätzen  der  Privatwirtschaft  verwaltet  und  geleitet  werden.  Sie 
sind  daher  in  erster  Reihe  Erwerbsanstalten  des  Reichs;  ihre  kultur- 
fördernde, der  Gesamtheit  nützliche  Wirksamkeit  soll  dabei  nicht 
übersehen  werden.  Aber  dieser  Effekt  ist  eine  Begleiterscheinung 
ihrer  Funktion,  welche  ebenso  gut  mit  besteuerten  Privatbetrieben 
verbunden  sein  kann  und  auch  thatsächlich  ist. 

Läfst  man  daher  das  Einkommen  aus  einer  Erwerbsanstalt  des 
Reichs  frei,  während  man  das  aus  gleichartigen  Privatbetrieben  stam- 
mende besteuert,  so  bedeutet  es  auch  hier  eine  Verletzung  des  Prinzips 
der  Allgemeinheit  der  Steuer.  Dies  geschieht  aber  nicht  nur  im 
Deutschen  Reich,  sondern  auch  in  den  beiden  anderen  Bundesstaaten, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  und  in  der  Schweiz. 

In  Amerika  erfreut  sich  jeder  der  45  Staaten,  wie  in  gewissen 
anderen  Punkten,  so  auch  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  einer 
vollständigen,  gesetzlichen  Unabhängigkeit.  Das  Steuersystem  in  den 
Einzelstaaten  besteht  aus  Staats-  und  Lokalsteuem,  welche  gänzlich 
unabhängig  von  der  Bundesbesteuerung  sind,  oft  sogar  mit  ihr  kon- 
kurrieren. Die  allgemeine  Vermögenssteuer  bildet  die  hauptsäch- 
lichste Staatseinnahmequelle.  Das  Vermögen  der  Union  ist  aber  in 
den  meisten  Staaten  steuerfrei.^) 

In  der  Schweiz  wird  der  Bund  weder  yon  den  Kantonen,  noch 


^)  Drucksachen  des  Reichstages.  Anlageband  zu  den  Sten.  Bericht  d.  9. 
LegiBl.Per.  V.  Session  1897/98.    S.  XLIf. 

*)  Ernest.  Lüdlow  Bogart,  Finanzverhältnisse  der  Einzelstaaten  der 
Nord- Amerikanischen  Union.    Jena  1897.    S.  2  f.    S.  111. 
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von  den  GemeindeD  besteuert,  was  am  23.  Dezember  1851  zum  Bundes- 
gesetz erhoben  worden  ist.^) 

Die  steuertechnische  Durchführbarkeit  unserer,  der  Praxis  ent- 
gegengesetzten Forderung  bietet  nicht  mehr  Schwierigkeiten,  als  die 
richtige  Veranlagung  jeder  physischen  oder  nichtphysischen  Person, 
deren  Erwerbsbetrieb  oder  Besitz  sich  über  Gebiete  verschiedener 
Steuerkompetenz  erstreckt. 

Allein  in  betreff  dieses,  wie  noch  manches  anderen  hierher  ge- 
hörigen Punktes  gelangen  wir  zu  denselben  Resultaten  bei  einer  Er- 
örterung der  Besteuerung  des  Staatsfiskus.  Indem  wir  uns  nunmehr 
dieser  zuwenden,  müssen  wir  daher  Torausschicken ,  dafs  durch  die 
nahe  Verwandtschaft  der  hier  besprochenen  Materie  mit  der  folgenden, 
kleine  Wiederholungen  sich  nicht  ganz  vermeiden  lassen. 

b.  Der  Staatsfiskus. 

Der  Staat  ist  die  umfassendste  Zwangsgemeinwirtschaft,  eine 
^Korporation  aller  Korporationen^ ,  in  welcher  „die  konzentrierteste 
bis  jetzt  von  der  Geschichte  erreichte  Erscheinung  selbständiger  Ge- 
meinschaft, die  umfassendste  Verkörperung  einheitlichen  Kollektiv- 
willens und  einheitlicher  Macht"  zum  Ausdruck  kommt.')  Die  Be- 
dürfnisse, welche  durch  den  Staat  vermittelt  werden,  sind  ebenso  for- 
malen als  universellen  Charakters;  alle  seine  Willens-  und  Macht- 
organe dienen  aber  der  Erhaltung  des  Ganzen.  Hieraus  erklärt  es 
sich,  dafs  man  vielfach  auch  für  die  Staatsthätigkeit  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  eine  ausnahmslose  Sonderstellung  beansprucht.  Es 
manifestiert  sich  in  dieser  Forderung  mehr  oder  minder  lebhaft  das 
Gefühl  vom  „Obereigentum"  des  Staates  über  allen  Privatbesitz  und 
auch  hier  klingen  die  Maximen  des  Absolutismus  nach,  welche  ihre 
klarste  Formulierung  in  der  bekannten  Instruktion  Louis  XIV.  an 
den  Dauphin  ^)  gefunden  haben,  wo  es  heifst :  „Le  rois  sont  seigneurs 
absolus  et  ont  naturellement  la  disposition  pleine  et  libre  de  tous  les 
biens,  qui  sont  poss6d6s.^ 

Dafs  der  Staatszweck  den  Einzelzwecken  vorangeht,  wird  niemand 
in  Abrede  stellen  wollen,   ebensowenig,   dafs  die  Quelle   des  Staats- 


^)  6.  Schanz,  Steuern  der  Schweiz  1.    S.  88. 

*)  Vgl.  Alb.  SchäfiTle,  Bau  u.  Leben  des  soz.  Körpers.    1.  Aufl.  S.  763  f. 
")  Vgl.  Wilhelm  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland. 
S.  163  Note. 
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einkommens  zur  Durchführung  toh  Gemeinschaftsaufgaben  im  National- 
einkommen  liegt.  Ob  nun  der  Staat  einen  Teil  des  Nationalein- 
kommens unmittelbar  selbst  produziert  und  für  sich  in  Anspruch 
nimmt,  wodurch  andere  Abzüge  aus  dem  Nationaleinkommen  in  der 
Höhe  dieses  Teils  überflüssig  werden,  oder  ob  er  seinen  ganzen  Bedarf 
kraft  seiner  Hoheitsrechte  durch  autoritativ  geregelte  Beiträge  seiner 
Angehörigen  deckt  —  bleibt  im  letzten  Effekt  gleich.  Ott  genug 
wird  sogar  die  Übernahme  eines  Erwerbs  durch  den  Staat  im  Interesse 
der  Gesamtheit  geboten  sein. 

Solange  aber  die  Produktion  und  der  Austausch  der  Güter  so- 
wohl, als  die  Verteilung  des  Ertrags  in  überwiegendster  Weise  der 
Selbstregelung  durch  Angebot  und  Nachfrage,  und  durch  freien  Ver- 
trag überlassen  ist,  solange  die  einzelnen  unter  diesen  Bedingungen 
den  Kampf  um  ihre  Existenz  führen,  darf  der  Staat,  sobald  er  sich 
auf  dieses  Gebiet  begiebt,  seine  Machtstellung  nicht  dazu  benutzen, 
für  sich,  den  an  und  für  sich  wirtschaftlich  Mächtigsten,  eine  Aus- 
nahmestellung den  Privatwirtschaften  gegenüber  zu  statuieren. 

Es  ist  eingewendet  worden,  dafs  eine  Besteuerung  des  Staates 
durch  den  Staat  ein  Rechtsverhältnis  des  Subjekts  zu  sich  selber  be- 
deute, was  niemals  eintreten  könne.  Allein,  was  wir  bei  Besteuerung 
des  Beichsfiskus  ausgeführt  haben,  gilt  mutatis  mutandis  auch  hier. 
Steuerempfanger  bleibt  auch  in  vorliegendem  Falle  der  Staat,  Steuer- 
subjekt ist  nicht  wiederum  der  Staat  in  derselben  Eigenschaft,  welche 
ihn  berechtigt,  Steuern  anzuordnen  und  zu  erheben,  sondern  nur  so- 
weit er  unter  den  Normen  der  Privatwirtschaft  in  selbständiger 
Thätigkeit  Werte  erzeugt  —  somit  eigentlich  die  staatliche  Erwerbs- 
anstalt. 

Die  Freilassung  des  Staatseinkonmiens  aus  solchen  Quellen  ver- 
bietet sich  nicht  nur  aus  bereits  erwähnten  Konkurrenzrücksichten, 
sondern  widerspricht  auch  staatlichen  Verwaltungsinteressen,  weil 
durch  die  Steuerbefreiung  der  wahre  Ertrag  der  Staatsanstalten  ver- 
schleiert und  nach  Umpfenbach  (a.  a.  O.)  dadurch  „ein  nichtexistierender 
Mehrertrag  herauseskamotiert'^  wird. 

Adolf  Held  (a.  a.  0.)  glaubt  freilich,  dafs  eine  Staatsbesteuerung 
des  privatrechtlichen  Einkommens  des  Staates  durch  die  Bücksicht 
auf  die  Konkurrenz  der  Staats-Erwerbsanstalten  mit  denen  von  Pri- 
vaten nicht  gerechtfertigt  werden  könne,  da  „eine  richtig  rechnende 
Administration  auch  ohne  Steuern  keine  den  Privaten  lästige  Kon- 
kurrenz^^, etwa  durch  Druck  auf  die  Preise  machen  werde. 

Eine   „richtig  rechnende  Administration"«  wird  aber  auch  immer 
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bestrebt  sein,  den  Ertrag  ihres  Betriebes  zu  steigern.  Dies  yermag 
sie  anch  auf  anderem  Wege,  als  in  augenfälliger  Benachteiligung  der 
Privatwirtschaften  durch  Herabsetzung  der  Verkaufspreise  und  da- 
durch erzielten  gröfseren  Absatz  der  Produkte  zu  erreichen. 

Wenn  sie,  durch  die  Steuerfreiheit  leistungsfähiger  gemacht, 
gesteierte  Löhne  für  qualifiziertere  Arbeit,  teuere  Mieten  für  günstig  be- 
legene Verkaufsräume,  mit  einem  Worte  höhere  Preise  für  bessere  Hilfs- 
mittel der  Produktion  zahlen  kann,  so  erzielt  sie  einen  Überschufs, 
der  vielleicht  gerade  in  der  Höhe  der  nicht  erhobenen  Steuer  den 
Ertrag  eines  gleich  grofsen  privaten  Betriebes  übersteigt. 

Will  man  aber  auch  die  Konkurrenz  mit  Privatwirtschaften  nicht 
berücksichtigen  —  was  durchaus  nicht  gebilligt  werden  kann  —  so 
müfste  schon  wegen  der  Übersichtlichkeit  im  Rechnungswesen  und 
der  Notwendigkeit,  feste  Posten  über  den  Reinertrag  einzelner  Be- 
triebe zu  gewinnen,  eine  Steuerveranlagung  des  Ertrags  staatlicher 
Produktion  verlangt  werden. 

In  der  Praxis  wird  diese  Forderung  kaum  erfüllt,  soweit  die 
Einkommensteuergesetze  in  Frage  kommen.  Für  die  Gewerbesteuern 
wird  meistenteils  ausdrücklich  eine  Ausnahmestellung  der  Staats- 
betriebe anerkannt,  so  in  Preufsen  (§  3,  Ziff.  1  des  Gewerbest. 
Ges.  V.  24./ V.  1891).^)  Baden  befreit  von  der  Gewerbesteuer 
(Art.  2,  Ziff.  1)*)  „die  vom  Staate  im  öffentlichen  Interesse  und  für 
öffentliche  Zwecke  betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen".  In 
Bayern  findet  eine  Veranlagung  des  Staates  statt,  ohne  dafs  die 
Steuer  thatsächlich  erhoben  wird.  Das  dortige  Einkommensteuergesetz 
vom  19.  Juni  1881,^)  welches  nur  dasjenige  Einkommen  erfassen  will,  das 
nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  oder  Eapitalrentensteuer 
„angelegt"  ist,  bestimmt  (im  2.  Abs.  des  Art.  9),  dafs  für  „diejenigen  Berg- 
werksunternehmungen, welche  der  Staat  auf  eigene  Rechnung  betreibt, 
die  Steuer  als  durchlaufender  Posten,  ohne  Vereinnahmung  bleibt". 
Bei  der  bayerischen  Gewerbebesteuerung*)  wird  gleichfalls  (Art.  16a) 
die  Steuer  der  vom  Staate  betriebenen  Gewerbe  „behufs  der  Umlage- 
erhebung veranlagt,  für  die  Staatskasse  dagegen  aufser  Vereinnahmung 
gelassen".    Das  Kapitalrentensteuergesetz  vom   19.  Mai  1881   nimmt 


*)  Finanzarchiv  VIII  2.    S.  452  f. 

«)  Finanzarchiv  III  2.     S.  395  f. 

*)  Gesetz  u.  Verord.Bl.  für  das  Eonigr.  Bayern.    S.  441 — 495. 

«)  Gesetz  v.  19.  Mai  1881.    Daselbst,  S.  495-628. 
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(Art.  4j  Z.  1)^)  den  Staat  aus,  dagegen  enthält  das  Gesetz  die  allge- 
meine Grundsteuer  betreffend  vom  16.  August  1828  ')  die  Bestimmung 
(§  118),  dafs  zwar  von  dem  Eigentum  des  Staates  die  Steuer  nicht 
erhoben  werde,  Jedoch  sollen  hierfür,  wie  tou  den  übrigen  Grund- 
Steuerobjekten  die  Verhältniszahlen  ausgemittelt  und  im  Kataster  vor- 
getragen werden^. 

Die  deutschen  Einkommensteuergesetze  erheben  weder  vom  Staate 
eine  Steuer,  noch  veranlagen  sie  ihn  dazu.  Diejenigen  Staaten, 
welche  eine  Ausnahme  fiir  den  Reichsfiskus  statuieren  (s.  S.  45), 
ziehen  in  denselben  Paragraphen  auch  den  Staatsfiskus  mit  hinein; 
Bremen,  welches  die  Steuerfreiheit  des  Beichsfiskus  nicht  ausdrück- 
lich hervorhebt,  giebt  eine  derartige  Bestimmung  für  Staatsanstalten 
(§  3  lit  g.). 

Von  aufserdeutschen  Ländern  mit  einem  Einkommensteuer- 
System  (s.  S.  31  f.)  gewährt,  wie  wir  sahen,  England  dem  Staats- 
eigentum volle  Steuerfreiheit.  In  der  Schweiz  findet  im  allgemeinen 
ebenfalls  keine  Besteuerung  des  Staates  statt.  Allein,  da  das  Staats- 
steuergesetz oft  zugleich  die  Norm  für  die  Gemeindebesteuerung  bildet, 
ist  die  Befreiung  oder  Nichtbefreiuug  meist  von  praktischer  Bedeu- 
tung. Die  Befreiung  ist  beschränkt  in  Zug.  Es  geniefsen  sie  nur 
öffentliche,  für  Zwecke  des  Staates  verwendete  Gebäude;  in  Frei- 
burg  (die  dem  Staate  gehörigen  Gebäude),  in  Bern  (öffentliche  Ge- 
bäude und  Liegenschaften  des  Staates,  welche  unmittelbar  zu  Staats- 
zwecken bestimmt  sind),  in  Schaff  hausen  (Liegenschaften  des 
Staates);  in  Luzern  ist  frei  das  bewegliche  Vermögen  des  Staates, 
sowie  seine  Liegenschaften,  welche  zu  öffentlicher  Verwaltung  oder 
Staatszwecken  benutzt  werden;  von  den  übrigen  Liegenschaften  des 
Staates  ist  jedoch  die  Erwerbssteuer,  welche  in  der  Form  einer  Ka- 
tastersteuer  bezogen  wird,  zu  entrichten. 

Das  italienische  Einkommensteuergesetz  kennt  eine  Ausnahme 
von  der  Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen  nur  in  betreff  der  auf 
Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften  (Art.  8,  Z.  3).  Der  Staat 
wird  weder  bei  den  Steuerbefreiungen,  noch  unter  den  Steuersubjekten 
genannt,  geniefst  aber  Steuerfreiheit. 

In  Ostreich  unterliegen  die  Staatseisenbahnen  (§  83,  I  lit  e) 
der  Erwerbssteuer,  dagegen  sind  befreit  (§  3,  Ziff.  1)  „Unter- 
nehmungen,  welche   der  Staat  auf  Grund  staatlicher  Hoheitsrechte 

»)  Gesetz  u.  Verord.ßl.    S.  477—492. 

*)  Daselbst,  S.  121— ltf8. 

*)  Georg  Schanz  (a.  a.  0.)> 
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oder  für  Zwecke  der  öffentlichen  Verwaltung  betreibt",  in  gleicher 
Weise  sind  der  Staat  und  die  Länder  (§  125,  Ziff.  1)  von  der  ßenten- 
atener  ausgenommen. 

Eine  Staatsbesteuerung  durch  den  Staat  finden  wir  somit  nur 
teilweise  in  der  Schweiz  und  in  Osterreich  durch  die  hier  gehandhabte 
Heranziehung  der  Staatseisenbahnen. 

Die  Beitragspflicht  des  Staates  einer  ihm  zum  Teil  übergeordneten 
Korporation  gegenüber,  als  welche  der  Bundesstaat  sich  darstellt, 
steht  aufser  Zweifel  und  findet  im  Deutschen  Keiche  in  den  Matri- 
kularbeiträgen  ihren  Ausdruck.  Aufserdem  sind  bestimmte  Einnahme- 
quellen (indirekte  Steuern)  aus  dem  Haushalte  der  Einzelstaaten  ganz 
ausgeschieden  und  in  die  Kompetenz  des  Bundes  und  seiner  Gesetz- 
gebung übergegangen.  Es  ist  im  Prinzip  gleichgültig  in  welcher  Weise 
der  Einzelstaat  seinen  Verpflichtungen  auf  wirtschaftlichem  Q^ebiete 
dem  Bundesstaaate  gegenüber  nachkommt ;  ob  er  zur  Bestreitung  der 
gemeinschaftlichen  Ausgaben  direkte  Beiträge  zahlt  —  ein  Modus, 
der  im  Deutschen  Reiche  (Art.  70  der  R.V.)  vorgesehen  ist  „so  lange 
Reichssteuern  nicht  eingeführt  sind^ ;  oder  ob  die  Kosten  durch  diese 
letzteren  gedeckt  werden,  —  immer  ist  der  Einzelstaat  zur  Unterhal- 
tung des  Bundes  verpflichtet. 

Praktisch  bei  weitem  wichtiger  aber,  als  die  Staatsbesteuerung 
des  Staates  ist  die  Steuerpflicht  des  letzteren  den  Gemeinden  (Kommu- 
nalverbänden) gegenüber. 

Die  Frage  hängt  aufs  engste  mit  der  Stellung  der  Gemeinde- 
finauzen  im  Staatshaushalte  zusammen  und  die  Heranziehung  des 
Staates  zur  Beitragsleistung  an  die  Gemeinden  ist  nichts  weniger  als 
„eine  unnütze  Förmlichkeit'S  Denn  als  Organe  des  Staates  und  von 
ihm  abhängig,  dienen  die  Gemeinden  zwar  auch  dem  Staatsinteresse, 
ihre  Hauptthätigkeit  gilt  aber  doch  den  Aufgaben  des  lokal  begrenzten 
Zusammenlebens;  sie  sind  im  höheren  Grade  als  der  Staat,  wenn 
auch  nicht  ausschlief  such ,  Verbände  zur  Erreichung  wirtschaftlicher 
Ziele,  so  sehr  ihnen  auch  mannigfache  Kultur-  und  Wohlfahrtsauf- 
gaben obliegen. 

Wer  sich  im  Genüsse  der  Gemeindeanstalten-  und  Einrichtungen 
befindet,  mufs  selbstverständlich  zu  ihrer  Unterhaltung  beitragen. 
Aber  nicht  nur  die  ansässigen  Gemeiudeangehörigen  sind  beitrags- 
pflichtig, sondern  auch  jeder  ortsabwesende  Grundbesitzer  und  Ge- 
werbetreibende geniefst  die  Dienste  der  kommunalen  Verwaltung  und 
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verursacht  ihr  Ausgaben,  welche  mit  der  Oröfse  des  Besitzes  oder 
Betriebes  steigen  (Armenlasten,  Schulen  u.  s.  w.)  Wollte  man  das 
Einkommen  des  Staates  aus  dem  in  der  Gemeinde  belegenen  Grund- 
eigentum oder  Gewerbebetrieb  freilassen,  so  müfste  dieser  Ausfall  an 
Gemeindeeinnahmeu  von  der  Gesamtheit  der  Gemeindeglieder  aufge- 
bracht werden,  was  eine  Begünstigung  des  wirtschaftlich  Leistungs- 
fähigsten auf  Kosten  der  Schwächeren  bedeutete,  denen  nicht  einmal 
in  demselben  Mafse  der  Gemeindeaufwand  zu  Gute  kommt,  wie  jenem 
infolge  seiner  umfangreichen  Wirtschaftsthätigkeit. 

Innerhalb  der  Gemeinde  lassen  sich  wegen  ihres  begrenzten  Um- 
fanges,  leichter  als  im  Staate  diejenigen  sozialen  Klassen  unter- 
scheiden, welche  aus  der  einen  oder  anderen  Komunalthätigkeit,  ob- 
gleich jede  den  Nutzen  der  Gesamtheit  im  Auge  hat,  doch  in  erster 
Reihe  Vorteil  ziehen.  Das  Prinzip  spezieller  Entgeltlichkeit  vennag 
daher  bei  der  Gemeindebesteuerung  eher  in  den  Vordergrund  zu  treten. 

Die  Lasten,  die  der  Staat  der  Gemeinde  durch  seinen  Besitz 
und  Wirtschaftsbetrieb  auferlegt,  sind  nicht  geringer,  als  die,  welche 
Privatbesitz-  und  -Gewerbe  verursachen.  Werden  diese  besteuert,  so 
ist  eine  Besteuerung  des  Staatseinkommens  aus  derselben  Thätigkeit 
gleichfalls  geboten. 

Man  denke  nur  an  das  Beispiel,  welches  Boscher  ^)  anfuhrt,  indem 
er  darauf  hinweist,  wie  ungerecht  es  wäre,  wenn  eine  Gemeinde,  deren 
Strafsen  von  einer  grofsen  Staatsforstwirtschaft  stark  benutzt  werden, 
ihre  Wegbaukosten  ohne  Beihilfe  des  Staates,  allein  tragen  müfste. 

Die  Steuerfreiheit  des  Staatsfiskus  hat  aber  noch  eine  mifsliche 
Seite,  welche  nicht  übersehen  werden  darf:  das  ist  die  ungleiche  Ver- 
teilung des  Staatsbetriebes  über  die  einzelnen  Gemeinden.  MüTsten 
alle  Kosten,  welche  die  Staatsanstalten  verursachen,  von  den  Ge- 
meinden getragen  werden,  ohne  dafs  der  Staatsfiskus  zur  Steuer  her- 
angezogen wird,  so  stiege  dieses  ümstands  wegen  die  Steuerlast  der 
Privaten,  während  eine  andere  Gemeinde  frei  bliebe,  obgleich  sie  schon 
an  und  für  sich  leistungsfähiger  ist. 

Wenn  daher  auch  das  Besteuerungsrecht  der  Kommunen  kein  so 
absolutes,  wie  das  des  Staates  ist  und  ihnen  erst  von  diesem  verliehen 
wird,  so  müssen  sie  doch  von  ihrem  Rechte  allen  gegenüber 
Gebrauch  machen,  die  durch  persönliche  Ansässigkeit  oder  Erwerb 
zu  ihnen  gehören.  So  wenig  wie  der  Staat,  vermögen  auch  sie  durch 
Eigenproduktion   alle   Mittel   für   die    Bezahlung   der    erforderlichen 


*)  System  IV.    S.  258  Note  9. 
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Dienste  und  Sachgüter  zu  beschaffen ,  deren  sie  zur  Erfüllung  ihrer 
Obliegenheiten  bedürfen. 

In  allen  Eulturstaaten  ist  daher  den  Gemeinden  das  Recht  ver- 
liehen, Zwangsbeiträge  nach  einem  generellen  Mafsstabe,  teils  als  Zu* 
schlag  zu  den  Staatssteuern,  teils  als  Gebühren  oder  auf  den  Ver- 
brauch gelegte  Abgaben  zu  erheben.  Nur  wo  Anstalten  und  Betriebe 
Torliegen,  deren  Wirksamkeit  mit  den  öffentlichen  Aufgaben  der  Ge- 
meinde und  dadurch  auch  des  Staates  zusammenfallen,  wird  man  sich 
prinzipiell  für  eine  Steuerfreiheit  dieser  Anstalten  und  Betriebe  ent- 
scheiden. 

Aufgaben  dieser  Art  dienen  auch  gröfstenteils  die  in  der  Ge- 
meinde Torhandenen  Spezialgemeinden.  Ihre  Freilassung  von  der 
G^meindebesteuerung,  sowie  die  Steuerfreiheit  aller  Wirtschaftsbetriebe, 
deren  Ziel  die  Wohlfahrt,  Veredelung  und  Bildung  gröfserer  Gemein- 
schaften ist,  kann  jedoch  nur  statthaben,  so  lange  der  Ertrag  dieser 
Wirtschaften  zu  ihren  speziellen  Zwecken  verwendet  wird;  übersteigt 
er  ihren  Bedarf  nach  dieser  Sichtung,  so  liegt  in  dem  Uberschufs  das 
Objekt  einer  Besteuerung  vor. 

Wir  zogen  diesen  Gegenstand,  auf  den  wir  weiter  unten  zurück- 
kommen, nur  heran,  um  zu  zeigen,  wie  wenig  selbst  der  Staat  ratio- 
neller Weise  für  sein  Einkommen  aus  Wirtschaftsbetrieben  eine  Sonder- 
stellung in  der  Eommunalbesteuerung  beanspruchen  darf. 

Zwischen  den  Gemeinden  im  engeren  Sinne  und  dem  Staate 
stehen  die  Provinzen,  welche  mit  B.echten  einer  Korporation  ausge- 
stattete Kommunalverbände  bilden  und  ihre  Angelegenheiten  in  ihren 
örtlich  abgegrenzten  Bezirken  selbst  verwalten.  Sie  haben,  wie  die  ein- 
zelnen Kommunen,  ihren  eigenen  Haushalt,  dessen  Feststellung,  Leitung 
und  Aufsicht,  ihrer  administrativen  Körperschaft,  dem  Provinziallandtage 
bezw.  Kommuniallandtage  obliegt.  Soweit  es  sich  nicht  um  die  Auf* 
nähme  von  Anleihen  und  die  Übernahme  von  Bürgschaften  handelt, 
stehen  sie  (in  Preufsen)  in  der  Vermögensverwaltung  der  Provinz  und 
in  der  Beschlufsfassung  über  Ausgaben  im  Interesse  der  Provinz, 
namentlich  auch  in  der  Ausschreibung  von  Provinzialabgaben  selb- 
ständig da.^)  Es  sind  Kommunalverbände  höherer  Ordnung,  welche 
die  Centralisation  einzelner  Gemeinden  bilden  und  einen  kommunalen 
Organismus  darstellen.^ 

^)  Vgl.  Karl  V.  Stengel,  Wörterb.  des  deutsch.  Verwaltangsrechts  II. 
S.  320  f. 

*)  Kreise  and  Distriktsgemeinden  in  Bayern;  Bezirksverblinde  in  Sachsen; 
Amtskörperschaften  in  Württemberg;  die  Kreise  in  Baden. 
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Es  kann  hier  die  Frage  auftauchen,  ob  eine  Besteuerung  des 
Staatsfiskus  durch  die  einzelnen  Gemeinden  oder  die  Provinz  zu  ge- 
schehen habe.  Die  Antwort  ist  nicht  schwer,  wenn  man  bedenkt, 
dafs  die  Provinz  Aufgaben  erfüllt,  die  über  den  Kreis  der  Gemeinde 
hinausgehen,  dafs  aber  jedes  der  in  Betracht  kommenden  Steuerobjekte 
zunächst  einer  oder  mehreren  Gemeinden  Aufwendungen  verursacht 
und  in  erster  Reihe  der  Fürsorge  der  Ortsgemeinde  teilhaftig  wird. 
Der  Kommunalverband  charakterisiert  sieb  weniger  als  Wirtschaftsge- 
meinschaft, denn  als  Verwaltungsorgan  aller  zu  ihm  gehörenden 
Kommunen ;  er  vermag  daher  im  geringeren  Grade  als  die  Gemeinde  das 
Verhältnis  zwischen  Aufwand  und  Ilntgelt  seitens  der  Angehörigen 
abzuschätzen. 

Beitragspflichtig  sind  ihm  gegenüber  zwar  auch  die  Bezirks-  oder 
Kreisangehörigen,  aber  nach  geltendem  Hechte  werden  meist  die  Ab- 
gaben im  Ganzen  von  den  einzelnen  Gemeinden  erhoben,  die  sie  dann 
auf  die  Steuerpflichtigen  verteilen.  Die  Kreisordnung  für  die  Pro- 
vinzen Preufsen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Schlesien  und  Sachsen 
vom  13.  Dezember  1872  (G.S.  S.  661  f.),  welche  den  eben  erwähnten 
Erhebungs-  unn  Verteilungsmodus  der  Abgaben  (§  11)  festsetzt,  ent- 
hält in  betreff  des  Staatsfiskus  die  Bestimmung,  (§  14  Abs.  3)  dafs 
derselbe  „zu  den  Kreisabgaben  wegen  seines  aus  Grundbesitz,  Ge- 
werbe- und  Bergbaubetrieb  fliefsenden  Einkommens  nicht  herange- 
zogen, (wird)  dagegen  mit  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  um  die  Hälfte 
desjenigen  Prozentsatzes  stärker  belastet  werden,  (kann)  mit  welchem 
die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  dazu  herangezogen 
wird." 

Ehe  wir  die  weitere  thatsächliche  Entwicklung  unseres  Gegen- 
standes verfolgen,  wollen  wir  vorausschicken,  dafs  wir  dasjenige 
als  in  der  Gemeinde  steuerbares  Einkommen  des  Staates  betrachten, 
was  als  Reinertrag  der  betreffenden  Wirtschaftsanstalt  von  der 
Administration  in  die  Staatskasse  abgeführt  wird.  Allein,  da  in 
den  weitaus  meisten  Fällen  die  Staatsbetriebe  sich  über  mehrere  Ge- 
meinden erstrecken ,  so  können  oft  auf  dasselbe  Einkommen  mehrere 
koordinierte  Steuergewalten  Anspruch  erheben. 

Versuchen  wir  daher  der  Frage  näher  zu  treten,  in  welcher  Weise 
ein  Interessenausgleich  zwischen  konkurrierenden  Steuergewalten  her- 
beizuführen ist? 

Für  physische  Personen  wurde  dieser  Fall  durch  Bundesgesetz 
V.  13.  Mai  1870  (B.G.Bl.  S.  119)  geregelt. 

Das   Gesetz    zieht   die   aus   der    Freizügigkeit   sich   ergebenden 
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steuerlichen  Konsequenzen  und  will  die  Staatsangehörigen  Tor  einer 
subjektiven  Doppelbesteuerung  schützen,  indeu)  es  (§§  1 — 3)  bestimmt, 
dafs  ein  Deutscher  nur  in  demjenigen  Staate  zu  den  Staatssteuern 
herangezogen  werden  darf,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat,  im 
Kollisionsfalle  in  seinem  „Heimatsstaate.^ 

Fuisting^)  kommentirt  dies  dahin,  dals  nach  einer  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  und  des  Oberverwaltungsgerichts  ^  zum  Begriffe  des 
steuerlichen  Wohnsitzes  das  Innehaben  einer  Wohnung,  sodann  die 
aus  den  Umständen  erkennbare  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung 
derselben  gehöre.  Nichtphysische  Personen  sind  in  d^[n  angezogenen 
Gesetze  nicht  genannt.  Der  §  3  besagt  lediglich,^)  dafs  „der  Grundbesitz 
und  der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen  Quellen  her- 
rührende Einkommen,  nur  von  demjenigen  Bundesstaate  besteuert 
werden  (darf),  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt  oder  das  Gewerbe 
betrieben  wird.*^  Diese  Bestimmung  hat  aber  nur  auf  physische  Per- 
sonen Bezug  und  auch  der  Begriff  des  „Wohnsitzes"  kann  nur  mit 
dieser  in  Verbindung  gebracht  werden.  Der  Bundesrat  hat  aber  am 
31.  März  1887  beschlossen  die  Anwendbarkeit  des  Bundes-  nunmehr 
Reichsgesetzes  von  1870  auch  auf  nichtphysische  Personen  anzuer- 
kennen.*) 

Auch  die  Frage,  welcher  der  Ort  des  Gewerbebetriebs  sei,  wurde 
viel  erörtert.  Bei  Beratung  des  Gesetzes  wurde  hierauf  die  einfache 
Antwort  gegegeben  „jeder  Ort,  an  welchem  das  Gewerbe  thatsächlich 
ausgeübt  .wird".  Doch  hat  dies  mannigfache  Abweichongen  in  der 
Auffassung  nicht  verhindern  können  und  die  Urteile  der  obersten 
Verwaltungsbehörden  zeigten  durchaus  keine  Übereinstimmung.  Das 
Reichsgericht  hat  dann  durch  Urteil  vom  18.  Dezember  1884^)  ent- 
schieden, dafs  die  Gewerbeordnung  für  den  Betrieb  eines  stehenden  Ge- 
werbes nicht  eine  gewerbliche  Niederlassung  oder  auch  nur  einen  be- 
stimmten Wohnsitz  des  Gewerbetreibenden  zur  Voraussetzung  mache ;  der 
§  3  des  vorhin  erwähnten  RGesetzes  sage  mit  keinem  Wort,  dafs  das 
Gewerbe  nur  in  dem  Bundesstaate  betrieben  werde,  in  welchem  sich 
eine  Gewerbeniederlassung  befinde  und  auch  nicht,  daf&i  im  Falle  das 
Gewerbe   hier  besteuert  worden  sei,  es  in  jedem  anderen  Bundes- 


^)  Preaffl.  Einkommensteuergesetz  v.  24.  VI.  1891.    Berlin  1894.    S,  8  f. 
'  ')  Entsch.  d.  R.G.  Erk.  in  CS.  B.  »9.    S.  28  f.  1892. 
•)  Entsch.  d.  O.V.G.  v.  22.  De«.  1892.    Entsch.  in  St.  B.  I.    S.  88. 
«)  Vgl.  Th.  Claus,  Das  R.Ges.    y.  13.  V.  1870   wegen  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung.    Finanzarohiy  V.    S.  188  f. 

»)  Entsoh.  in  St.S.  B.  11.    S.  809.    Finanzarchiy  III.    S.  296. 
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Staate  steuerfrei  betrieben  werden  dürfe.  Der  Paragraph  sei  vielmehr 
nur  dahin  zu  verstehen,  dafs  derjenige  Bundesstaat  znr  Veranlagang 
nicht  berechtigt  sei,  in  welchem  das  Gewerbe  nicht  betrieben  werde. 
Die  Ansftihmngsanweisnng  zum  preafsischen  Einkommenstenergesetz 
bezeichnet  (Art.  2  lit  e)  als  Kriterium  des  Vorhandenseins  eines  Ge- 
werbebetriebs, ans  dem  das  Einkommen  zu  veranlagen  ist  „nicht  nur 
die  dem  Gewerbebetriebe  dienenden  sichtbaren  Anstalten,  wie  Zweig- 
niederlassungen,  Speicher,  Warenlager,  Verkaufsstellen,  Comptoire, 
sondern  es  genügt  die  Ausübung  des  stehenden  Gewerbebetriebes  in 
Preufsen  durch  ständig  zu  diesem  Zweck  sich  daselbst  aufhaltende 
Geschäftsteilnehmer,  Prokuristen,  Agenten  oder  andere  ständige  Ver- 
treter". 

Wenn  damit  auch  die  Frage  nach  dem  Orte  des  Gewerbebetriebs 
erledigt  ist,  so  bietet  wiederum  die  Ermittlung  des  Einkommens  ans 
der  örtlichen  Zweigniederlassung  oft  grofse  Schwierigkeiten. 

Verteilt  sich  der  Gesamtbetrieb  in  selbständigen  Niederlassungen 
auf  mehrere  Orte,  so  werden  wir  es  mit  verschiedenen,  örtlich 
festzustellenden  Einkommensgröfsen  zu  thun  haben.  Sobald  aber  der 
ganze  Betrieb,  obgleich  über  mehrere  Orte  sich  erstreckend,  unter 
einheitlicher  Leitung  einen  immittelbaren  einheitlichen  Ertrag  erstrebt, 
wird  in  den  einzelnen  Niederlassungen  Einkommen  produziert,  welches 
nicht  selbständig  an  seinem  Entstehungsorte  in  die  Erscheinung  tritt 

Das  Beichsgericht  hat  am  7.  November  1885^)  in  solchem  Falle 
entschieden,  dafs  in  Ermangelung  eines  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Mafsstabes,  der  Anteil  des  Gesamteinkommens  nach  den  umständen 
des  einzelnen  Falles,  wo  nötig  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen, 
nach  billigem  Ermessen  abzuschätzen  und  hierbei  namentlich  das  Ver- 
hältnis des  auf  den  einzelnen  Teil  des  Gewerbebetriebs  Verwendeten 
zu  dem  Gesamtauf  wände  für  das  gewerbliche  Unternehmen,  sowie 
die  Gleichartigkeit  der  in  den  einzelnen  Teilen  in  Ausübung  kom- 
menden gewerblichen  Thätigkeit  in  Betracht  zu  ziehen  sei. 

Dafs  damit  ein  sehr  unsicherer  Mafsstab  für  die  Elinschätzung  ge- 
geben  ist,  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

Die  Praxis  muTs  sich  mit  Wahrscheinlichkeitsschlüssen  behelfen 
und  hat  auch  diesen  Weg  betreten.  Der  Art.  27  der  Ausfuhrungs- 
anweisung zum  preufsischen  Einkommensteuergesetz  enthält  (in  Ziff.  4) 
die  Bestimmung,  dafs  bei  denjenigen  Unternehmungen,  welche  ihren 
Sitz  nicht  in  Preufsen  haben,  aber  (Art.  2  lit  c)  der  Einkommen- 


1)  Entsch.  in  G.S.B.  16.  S.  27.    Finanzarohiv  V.    S.  179. 

710 


—    67     — 

Steuer  unterliegen,  derjenige  Teil  der  Überschüsse  als  steuerbares 
Einkommen  gilt,  welcher  auf  den  Geschäftsbetrieb  in  PreuTsen  bezw. 
auf  das  Einkommen  aus  preufsischem  Grundbesitz  entfallt.  Wo  aber 
eine  solche  Gewinnberechnung  nicht  thunlich  ist,  erfolgt  die  Fest- 
Stellung  des  steuerpflichtigen  Teiles  der  Überschüsse  „nach  den  aus 
den  tbatsächlichen  Betriebsverhältnissen  eines  jeden  Unternehmens 
sich  ergebenden  Merkmalen,  welche  für  die  Gewinnerzielung  vornehm- 
lich bestimmend  sind,  insbesondere  bei  Versicherungsgesellschaften: 
nach  dem  Verhältnis  der  in  Preufsen  aufkommenden  zu  der  gesamten 
Pramieneinnahme ;  bei  Hypothekenbanken:  nach  dem  Verhältnis  des 
Betrages  der  von  preufsischen  Grundbesitzern  zu  entrichtenden  Dar- 
lehnszinsen  zu  der  gesamten  Zinseinnahme^.  Das  badische  Ein- 
kommensteuergesetz besagt  (Art.  5  lit.  B),  dafs  die  nichtphysischen 
Personen  mit  dem  Teil  ihres  Einkommens  heranzuziehen  seien,  „welcher 
dem  Umfang  ihres  Geschäftsbetriebs  innerhalb  des  GroCsherzogtums 
entspricht".  Die  Vollzugsordnung  vom  17.  Februar  1885  erläutert 
diese  Bestimmung  dahin,  dafs  der  auf  den  inländischen  Geschäfts- 
betrieb entfallende  Teil  des  Gesamteinkommens  sich  bemesse  „nach 
dem  Verhältnis  des  im  Grofsherzogtum  angelegten  Betriebskapitals 
zum  Gesamtbetriebskapital". 

Mit  allen  hier  erwogenen  Möglichkeiten  hat  natürlich  die  Kom- 
munalbesteuerung bei  weitem  öfter  als  die  Staatssteuer  zu  rechnen 
und  die  Begelung  dieser  Verhältnisse  nimmt  eine  wichtige  Stellung 
in  der  Gesetzgebung  für  die  Gemeindebesteuerung  ein. 

Das  preufsische  Kommunalsteuer-Notgesetz  (27.  Juli  1885)  ver- 
suchte den  Anteil  der  einzelnen  Gemeinden  an  dem  Einkommen  aus 
einem  Betriebe,  der  sich  über  ihr  Gebiet  erstreckte,  in  der  Weise  zu 
regeln,  dafs  (§  7),  wenn  zwischen  den  beteiligten  Gemeinden  und  den 
Abgabepflichtigen  ein  anderweiter  Mafsstab  nicht  vereinbart  war,  von 
Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäften  derjenigen  Gemeinde,  in 
welcher  die  Leitung  des  Gesamtbetriebs  stattfindet,  der  zehnte  Teil 
vom  Hundert  überwiesen  werden  sollte,  während  der  Rest  nach  Ver- 
hältnis der  in  den  einzelnen  Gemeinden  erzielten  Bruttoeinnahme  zur 
Verteilung  kommt;  in  allen  übrigen  Fällen  wird  das  Verhältnis  der 
in  den  einzelnen  Gemeinden  erwachsenen  Ausgaben  an  Gehältern  und 
Löhnen  einschliefslich  der  Tantiemen  des  Verwaltungs-  und  Be- 
triebspersonals zu  Grunde  gelegt.  Bei  Eisenbahnen  kommen  die  Ge- 
hälter und  Löhne  desjenigen  Personals,  welches  in  der  allgemeinen 
Verwaltung  beschäftigt  ist,  nur  mit  der  Hälfte  —  des  in  der  Werk- 
stättenverwaltung  und  im  Fahrdienst  beschäftigten  Personals  nur  mit 
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zwei  Dritteln  der  Beträge  in  Ansatz.  Erstreckt  sich  eine  Betriebs- 
stätte (Station),  innerhalb  deren  Ausgaben  an  Gehältern  etc.  er- 
wachsen, über  den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden,  so  beschlielsen  über 
die  Verteilung  die  Verwaltungsbehörden  nach  Lage  der  örtlichen 
Verhältnisse  unter  Berücksichtigung  des  Flächenverhältnisses  und  der 
den  beteiligten  Gemeinden  durch  das  Vorhandensein  der  Betriebs- 
stätte, Station  etc.  erwachsenden  Kommunallasten. 

Die  Begründung  der  Vorlage  zu  diesem  Gesetz  (im  Jahre  1884) 
bemerkt,  dafs  für  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäfte  das 
Verhältnis  der  in  jeder  Gemeinde  erzielten  Bruttoeinnahme  zur  Er- 
mittelung  des  Einkommens  als  mafsgebend  erachtet  worden  ist,  weil 
bei  diesen  Geschäften  das  Verhältnis  der  Bruttoeinnahmen  durch- 
schnittlich dem  Verhältnis  der  Beineinnahmen  zu  entsprechen  pflege. 
Da  aber  die  Thätigkeit  der  Gesamtleitung  für  die  Erzielung  eines 
Beingewinns  von  der  gröfsten  Bedeutung  sei,  ist  für  die  Gemeinde, 
in  welcher  sich  die  Gesamtleitung  befindet,  eine  Präzipualbeitrag  fest- 
gesetzt worden.  Bei  den  übrigen  gewerblichen  Unternehmungen  und 
dem  Bergbaubetrieb  sah  man  aber  in  der  erzielten  Bruttoeinnahme 
keinen  geeigneten  Mafsstab  zur  Bestimmung  des  Einkommens,  da 
dieses  meist  nur  an  der  Verkaufsstätte  in  die  Erscheinung  tritt,  in 
den  Fabriken  und  Hüttenwerken  Einnahmen  überhaupt  nicht,  oder 
nur  in  geringem  Mafse  erzielt  wijfd.')  Es  bleibe  daher  im  wesent- 
lichen als  einziges  Kriterium  des  jeweiligen  Ertrags  die  au  die  An* 
gestellten  und  Arbeiter  gezahlten  Löhne  und  Gehälter  einschliefslich 
der  Tantiemen  des  Betriebspersonals  übrig*). 

Die  Bestimmungen  des  §  7  des  Kommunalabgabengesetzes  vom 
27.  Juli  1885  sind  in  Preufsen  in  ihren  wesentlichsten  Teilen  in  den 
§  47  des  Kommunalabgabengesetzes  Tom  14.  Juli  1893  (G.S.  S.  152  f.) 
übergegangen.  Hat  der  Steuerpflichtige  in  der  Gemeinde  und  aufser- 
halb  derselben  Einkommensquellen,  so  sind  die  aufserhalb  belegenen 
aufser  Berechnung  zu  lassen.    Es  wird  aber  das  Gesamteinkommen 

^)  Eine  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  Jahre  1886 
zog  die  Konsequenz  dieses  Qedankens  in  der  Weise,  dafs  die  Fabrik  nur 
Mittel  zur  Erzielung  des  Nutzens  sei,  ein  Gewerbe  daher  nur  da  betrieben 
werde  „wo  der  Nutzen  geschäftsmäfsig  unmittelbar  realisiert  werde,  nicht  wo 
die  Grundfaktoren  dafür  hergestellt  werden'*  —  also  am  Verkau&platze  der  Pro* 
dukte.  Dieser  Ansicht  trat  mit  Recht  die  oben  citierte  (s.  S.  56)  Reichsgerichta- 
entsch.  v.  7.  Nov.  1886  entgegen,  indem  sie  erklärte,  es  komme  für  die  Besteue- 
rung auf  den  Ort  an,  wo  die  Quelle  sich  befindet,  aus  dem  das  Einkommen 
stammt.    Finanzarch.  IX.    S.  263. 

*)  Vgl.  Herrfurt  und  Nöll,  Preufs.  Komunalabg.Ges.  1686.    S.  97  f. 
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des  Steaerpflichtigen  eingeschätzt  und  der  so  ermittelte  Steuerbetrag 
dem  Yerhältois  des  aufser  Berechnung  zu  lassenden  Einkommens  zu 
dem  Gesamteinkommen  entsprechend  herabgesetzt  (§  49). 

Die  Gemeinde,  in  welcher  der  Steuerpflichtige  wohnt,  kann  aber, 
wenn  das  steuerpflichtige  Einkommen  weniger  als  ^/^  des  Gesamtein- 
kommens beträgt,  durch  GemeindebeschluTs  ein  volles  Viertel  des  Ge- 
samteinkommens, „unter  entsprechender  Verkürzung  des  einer  oder 
mehreren  Forensalgemeinden  zur  Besteuerung  zufallenden  Einkommens, 
für  sich  zur  Besteuerung  in  Anspruch  nehmen''. 

Wir  sehen  überall  den  Grundsatz  vertreten,  dafs  erstens  die  Ge- 
meindeeinkommensteuer nur  den  Anteil  des  aus  der  Ertragsquelle  in 
der  Gemeinde  fliefseuden  Einkommens  zum  Gesamteinkommen  zu 
Grunde  zu  legen  ist,  zweitens  aber,  dafs  der  Wohnsitzgemeinde  des 
Steuerpflichtigen  resp.  der  Belegenheitsgemeinde  des  Betriebes  infolge 
der  gröfseren  Lasten,  die  sie  zu  tragen  hat,  auch  ein  gröfserer  Steuer- 
anspruch zuerkannt  wird.  Nach  diesen  Prinzipien  haben  Ertrags-  und 
Einkommensteuergesetze  auch  die  Normen  für  die  Aufteilung  des 
Steuerertrags  unter  mehrere  erhebungsberechtigte  Gemeinden  aufge- 
stellt. So  finden  wir  in  dem  bayerischen  Gewerbesteuergesetz  vom 
19.  Mai  1881  die  Bestimmung,  nach  welcher  (Art.  21)  die  Steuerpflicht 
in  dem  Orte  begründet  ist,  in  welchem  das  Gewerbe  betrieben  wird. 
Werden  aber  die  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  gehörigen  Arbeiten 
an  mehreren  Orten  zugleich  oder  in  mehreren  Steuergebieten  aus- 
geübt, so  entscheidet  der  Ort,  wo  das  gewerbliche  Erzeugnis  seine 
Vollendung  erhält,  „im  Zweifel,  der  Sitz  der  obersten  Geschäftsleitung 
des  Unternehmens".  Wenn  aber  aufser  dem  Betriebsorte  des  Haupt- 
gewerbes noch  an  anderen  Orten  ständige  Niederlagen  zum  Waren- 
verkauf errichtet  sind,  so  ist  für  jede  solche  Niederlage  die  Steuer 
am  Orte  derselben  gesondert  zu  erheben. 

Wo  demnach  eine  Gemeinschaftszugehörigkeit,  sei  es  durch 
Wohnsitz,  sei  es  durch  Wirtschaftsbetrieb,  festgestellt  werden  kann, 
spricht  das  Gesetz  der  betreffenden  Gemeinschaft  einen  Anspruch  auf 
Entgelt  für  ihre  Aufwendungen  zu.  Die  Gemeinde,  wo  die  Einkommens- 
quelle belegen  ist,  trägt  ohne  Zweifel  gröfsere  Lasten,  als  diejenige, 
wo  das  Einkommen  verausgabt  wird;  jener  gebührt  daher  ein  gröfserer 
Betrag  als  dieser. 

Georg  Schanz^)  hält  es  demnach  für  gerechtfertigt,  wenn  das  Ge- 


^)  Zur  Frage  der  Steaerpflicht.    Finanasarchiv  IX,  11.    S.  1  f. 
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meinwesen    der   Einkommensquelle    etwa    ^j^,   das  Gemeinwesen   des 
Wohnsitzes  V4  der  schuldigen  Steuer  erhebt. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daXs,  wenn  bei  der  allgemeinen  Eün- 
kommensteuer,  deren  Grundlage  das  Gesamteinkommen  bildet,  das 
Einkommen  aus  einzelnen  zu  einem  Betriebe  gehörigen  Ertragsquellen 
ermittelt  und  veranlagt  wird,  die  Praxis  dadurch  das  Wesen  der 
Subjektsteuer  in  eine  Objektsteuer  abändert.  Allein  diese  Zerteilung 
des  Gesamteinkommens  in  einzelne  Posten,  entsprechend  ihrer  Ent- 
stehungsquelle, ist  für  die  Gemeindebesteuerung  umsomehr  geboten, 
als  ein  starres  Festhalten  an  dem  Prinzip  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer die  Konsequenz  nach  sich  ziehen  müfste.  dafs  nur  die  Wohn- 
sitzgemeinde des  Bezugsberechtigten,  bezw.  die  Belegenheitsgemeinde 
der  Gesamtleitung  des  Betriebes  zur  Veranlagung  berechtigt  wäre. 
Dadurch  würden  aber  Einkonmiensbezieher  sich  einer  wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit  zur  Gemeinde  mit  allen  damit  verbundenen  Vorteilen 
erfreuen,   ohne  Gegenleistung  dafiir  zu  bieten. 

Gründet  man  auf  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  zu  einem  Ge- 
meinwesen eine  Steuerpfiicht,  so  geht  man  dadurch  dem  juristischen 
Bedenken  aus  dem  Wege,  ob  es  statthaft  sei,  übergeordnete  Gemein- 
schaften von  den  ihnen  untergeordneten  besteuern  zu  lassen.  Auf 
den  Staat  angewendet,  ergiebt  sich  daher,  dafs  „rechtlich"  vielleicht 
eine  Steuerpflicht  des  Staates  den  Gemeinden  gegenüber,  die  ihre 
Steuerhoheit  erst  von  ihm  erhalten,  nicht  konstruiert  werden  kann, 
„wirtschaftlich"  betrachtet,  dagegen  kaum  in  Abrede  gestellt  zu  werden 
vermag. 

Die  Verhältnisse  zwangen  die  Praxis,  diesen  Grundsätzen  zu 
folgen  und  die  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  und  vorsorglicher 
Staatsthätigkeit  haben  hier  zur  gedeihlichen  Entwickelung  der  Ge- 
meinden, mit  dem  alten  Fiskalismus  des  Polizeistaates  gebrochen. 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  läfst  ihr  privatrechtliches 
Einkommen  durch  die  Gemeinden  besteuern  —  freilich  auch  hier 
nicht  in  einheitlicher  Konsequenz  des  an  und  für  sich  richtigen 
Grundsatzes. 

Wenn  wir  die  Entwickelung  der  heutigen  konkreten  Gestaltung 
der  Frage  in  Preufsen  verfolgen  wollen,  müssen  wir  auf  die  Städte- 
ordnungen zurückgehen,  welche  zu  Beginn  der  50  er  Jahre  eine  Rege- 
lung der  Gemeindefinanzen  versuchten.  Sie  ermöglichten  in  einzelnen 
Provinzen  sowohl  den  Stadt-  als  den  Landgemeinden  eine  Belastung 
nichtphysischer  Personen  imdForensenmit  Gemeindeeinkonmiensteuem ; 
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so  in  Westfalen  ^)  (§  4  der  Städteordnung,  §  60  Abs.  1  der  Landgem.- 
Ord.),  in  der  Rheinprovinz  ^)  (Art.  8);  dagegen  war  in  anderen  Pro- 
vinzen sämtlichen  Stadtgemeinden  eine  Heranziehung  nichtphysischer 
Personen  zu  Gemeindeeinkommensteuern  auf  Grund  spezieller  gesetz- 
licher Bestimmungen  gestattet,  während  in  den  Landgemeinden  keine 
Veranlagung  jener  Wirtschafton  stattfinden  durfte^)  (§  4  Abs.  3  der 
Städteord.  für  d.  6  östl.  ProT.)» 

In  allen  diesen  Verordnungen  war  den  Gemeinden  zwar  die  Hand- 
habe gegeben,  auch  den  Staatsfiskus  einer  kommunalen  Besteuerung 
mit  seinem  aus  Grundbesitz,  Gewerbe  und  Bergbaubetrieb  fliefsenden 
Einkommen  zu  unterwerfen  und  hat  dies  auch  thatsächlich  hier  und 
da  stattgefunden,  allein  zu  erheblichen  Schwierigkeiten  und  zahlreichen 
Kontroversen  Veranlassung  gegeben.^) 

Als  die  zahlreichen  Vorbereitungen  und  Anläufe  zu  dem  nach- 
maligen Kommunalabgabengesetz  v.  Jahre  1886  sich  im  Jahre  1877  zu 
einem  „Gesetzentwurf  betreffend  die  Auf  bringung  derGemeindeabgaben^ 
verdichtet  hatten,  war  hier  die  Frage  der  Zulässigkeit  einer  Kommunal- 
besteuerung des  Fiskus  in  Erwägung  gezogen,  jedoch  verneint  worden. 
Es  wurde  damals  geltend  gemacht,  dafs  für  den  Fiskus  ein  eigentliches 
steuerbares  Gesamteinkommen,  wie  für  Privatpersonen  überhaupt  nicht 
zu  ermitteln  sei,  wegen  der  Unmöglichkeit  die  auf  ihm  haftenden 
Lasten  und  rechtliche  Verpflichtimgen  festzustellen.  Von  der  Brutto- 
einnahme seien  zur  Ermittlung  des  Reineinkommens  nicht  nur  (ent- 
sprechend dem  Wesen  der  Einkommensteuer)  alle  Lasten  und  Steuern, 
die  Ausgaben  zur  Fortführung  des  Betriebes,  jährliche  Abschreibungen 
für  Abnutzung  von  Gebäuden  und  Gebrauchsgegenständen  in  Abzug 
zu  bringen,  auch  die  vom  Steuerpflichtigen  zu  leistenden  Zinsen 
und  Schulden  wie  alle  seine  Verpflichtungen  seien  abzurechnen. 
Eine  solche  Berechnung  sei  beim  Staatsfiskus  einerseits  unthunlich 
anderseits  könne  sie  nur  zu  dem  Schlüsse  führen,  dafs  der  Fiskus  ein 
steuerpflichtiges  Einkommen  überhaupt  nicht,  sondern  nur  ein  Defizit 
habe,  da   er  ja  gerade  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen 


1)  Städteordnung  für  die  Provinz  Westfalen  v.  19.  März  1866.  (G.S. 
S.  237  f.)  LandgemeindeordnuDg  für  d.  Frov.  Westfalen  v.  19.  März  1866.  (G.S. 
S.  266  f.) 

*)  Ges.  betreff,  die  Gemeindeverfass.  in  der  Rheinprovinz  v.  15.  Mai  1866. 
(G.S.  8.  486  f.) 

')  Städteord.  f.  die  6  östl.  Provinz,  der  preafs.  Monarchie  v.  80.  Mai  1853 
(G.S.  8.  261  f.) 

*)  Vgl.  Herrfurt  u.  Nöll  a.  a.  0.  S.  48  f. 
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Eino  ahmen  und  Ausgaben  Steuern  erhebe.  Jede  Kürzung  der  Einnahmen 
durch  Gemeindesteuern  müfste  wieder  durch  Steuern  aufgebracht 
werden.  Es  wurde  daher  in  dem  bezeichneten  Gesetzentwurf  eine 
Einkommensbesteuerung  des  Staatsfiskus  seitens  der  Gemeinden  ver- 
neint, dafür  aber  eine  stärkere  Heranziehung  desselben  zu  den  Real- 
abgaben in  Aussicht  gestellt  und  die  Zahlung  von  besonderen  Bei- 
trägen als  Entschädigung  für  die  Ausgaben  vorgesehen,  welche  den 
Gemeinden  durch  Staatsbetriebe  erwachsen. 

Diese  Vorschläge  fanden  im  Abgeordnetenhause  lebhaften  Wider* 
Spruch.^)  Es  waren  im  wesentlichen  die  von  uns  oben  dargelegten 
Konkurrenzrücksichten  auf  Privatbetriebe,  die  man  ins  Eeld  führte. 
Die  Beratungskommission  *)  beschlofs  daher  den  Staatsfiskus  hinsieht« 
lieh  der  Abgabepflicht  den  anderen  juristischen  Personen  gleichzu- 
stellen. Bei  Vorlegung  der  Gesetzentwürfe  von  1878  u.  1879  pflich- 
tete die  Staatsregierung  diesem  Vorschlage  der  Kommission  bei 
und  das  Prinzip  einer  Kommunalbesteuerung  des  Staatsfiskus  erhielt, 
nachdem  der  Entwurf  vom  Jahre  1883  zur  Annahme  gelangt  war, 
Gesetzeskraft  in  dem  Komunalabgabengesetz  v.  27.  Juli  1885  (§  1 
Abs.  2).  Danach  sollte  „bis  zur  anderweiten  Begelung  der  Heran- 
ziehung des  Staatsfiskus  zu  den  auf  das  Einkommen  gelegten  Ge- 
meindeabgaben in  Verbindung  mit  Überweisung  von  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer an  die  Kommunalverbände,  der  Staatsfiskus  diesen  Ab- 
gaben bezüglich  des  Einkommens  aus  den  von  ihm  betriebenen  Ge- 
werbe-, Eisenbahn- und  Bergbauunternehmungen,  sowie  aus  den  Domänen 
und  Forsten"  unterliegen. 

Die  „anderweite"  Begelung  erfolgte  dann  durch  das  Kommunal- 
abgabengesetz vom  14.  Juli  1893  (G.S.  N.  21.  S.  152 f.),  indem  die 
Grund-  und  Gebäude-  sowie  die  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  als 
Staatssteuern  aufser  Hebung  gesetzt  wurden  ^)  und  die  Gemeinden  die 
Berechtigung  erhielten  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  und  Bedürfniase 
„Gebühren  und  Beiträge,  direkte  und  indirekte  Steuern  zu  erheben, 
sowie  Natural dienste  zu  fordern." 

Die  Gemeindeeinkommensteuer  darf  nur  auf  Grund  der  Veran- 
lagung zur  Staatseinkommensteuer  und  in  der  Regel  nur  in  der  Form 
von  Zuschlägen  erhoben  werden  (§  36  Abs.  1).  Der  Staatsfiskus  ist 
gleichfalls  steuerpflichtig  (§  33  Ziff.  4)   bezüglich  seines  Einkommens 

^)  Sitzung  am  4.  u.  6.  Dez.  1877.    Sten.  £er.  S.  696  f.  u.  766  1 
<)  Komm.Bericht.    S.  87  f.  (1878.) 

')  Gesetz  wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern  vom  14.  Juli  1893  (G.S. 
N.  21  S.  119). 
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aus  den  von  ihm  betriebenen  Eisenbahn-,  Bergbau-  und  sonstigen  ge* 
werblichen  Unternehmungen,  sowie  aus  Domänen  und  Forsten.  Jeder 
Grundstückkomplex  und  jede  steuerpflichtige  Unternehmung  des  Staats- 
fiskus gilt  in  betreff  der  Steuerpflicht  als  selbständige  Person.  Da  die 
Staatssteuer  fiskalische  Unternehmungen  nicht  veranlagt,  so  gelten 
(§  36  Abs.  2),  mit  Ausnahme  von  fiskalischen  Domänen  und  Staats- 
eisenbahnen, für  die  Ermittlung  des  Einkommens  dieser  Betriebe 
und  des  zu  Grunde  zu  legenden  Steuersatzes  die  für  die  Veran- 
lagung der  Staatseinkommensteuer  gegebenen  Vorschriften  (s.  oben 
S.  56  f.). 

Für  das  Einkommen  aus  fiskalischen  Domänen  und  Forsten  gilt 
als  Mafsstab  der  Reinertrag  der  Grundsteuer  und  zwar  nach  dem 
Verhältnis,  in  welchem  dieser  Reinertrag  zu  dem  aus  Domänen  und 
Forstgrundstücken  in  der  betreffenden  Provinz  erzielten  etatsmäfsigen 
Uberschufs  steht,  nach  Abzug  der  auf  den  Liegenschaften  ruhenden 
Verbindlichkeiten  und  Verwaltungskosten.  Das  Verhältnis  mufs  all- 
jährlich durch  den  zuständigen  Minister  festgestellt  und  öffentlich 
bekannt  gemacht  werden  (§  44). 

Als  Reineinkommen  der  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staates 
verwalteten  Eisenbahnen  gilt  der  rechnungsmäfsige  Uberschnfs  der 
Einnahmen  über  die  Ausgaben ;  unter  die  Ausgaben  ist  jedoch  eine 
3^/3  prozentige  Verzinsung  des  Anlage-  bezw.  Erwerbskapitals  nach  der 
amtlichen  Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  zu  über- 
nehmen. Der  dann  sich  ergebende  steuerpflichtige  Gesamtbetrag  ist  eben- 
falls durch  den  zuständigen  Minister  alljährlich  festzustellen  und  zu 
veröffentlichen  (§  46).  Die  gesamten  Staats-  und  für  Rechnung  des 
Staates  verwalteten  Eisenbahnen  gelten  als  eine  steuerpflichtige  Unter- 
nehmung (§  33  Abs.  6).  Die  Verteilung  des  Steuerertrags  auf  die 
einzelnen  Gemeinden  vollzieht  sich  seit  dem  1.  April  1896  nach  dem 
für  Privatbetriebe  geltenden  Modus. 

Dafs  die  Eisenbahnen  als  Staatsbetriebe  zur  Steuer  herangezogen 
werden,  erklärt  sich  zum  Teil  aus  ihrer  ursprünglichen  Eigenschaft  als 
Privatunternehmungen.  Dies  wird  aus  einer  Gegenüberstellung  ihrer 
steuerlichen  Behandlung  mit  derjenigen  des  Post-  und  Telegraphen- 
betriebs ersichtlich. 

Während  für  die  Staatseisenbahn  der  Charakter  einer  Erwerbs- 
untemehmung  durch  die  Steuerbarkeit  des  aus  ihr  fliefsenden  Ein- 
kommens anerkannt  wird,  bleibt  der  in  engster  Beziehung  zur  Eiseu- 
bahn  stehende  Post-  und  Telegraphenbetrieb  frei. 

Waren    dort  Rücksichten    auf  Lasten    und   Aufwendungen  für 
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eine  Besteuerung  mafsgebend,  so  können  dieselben  Gesichtspunkte 
auch  hier  geltend  gemacht  werden ;  auch  Post  und  Telegraph  nehmen 
durch  ihre  Wirksamkeit  wie  durch  die  Ansässigkeit  ihres  Personals 
am  Orte,  die  Gemeindeinstitutionen  in  Anspruch.  Ihr  Charakter  als 
Reichsanstalten  kann  ebenfalls  ihre  Besteuerung  in  der  Gemeinde 
nicht  hintanhalten,  wenn  die  wirtschaftUche  Zugehörigkeit  zum  Ge- 
meinwesen eine  Steuerpflicht  begründet.  Was  ihre  Freüassung  eher 
zu  rechtfertigen  vermag,  ist  der  Umstand,  dafs  sie  nicht  nach  rein 
privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  geleitet  werden  und  die  Gewinnung 
hoher  Erträge  nicht  vornehmlich  das  Ziel  ihrer  Wirtschaft  bildet, 
sondern  sie  in  erster  Beihe  bestrebt  sind,  in  möglichst  ausreichender 
Weise  das  Verkehrsbedürfnis  zu  befriedigen.  Da  aber  trotzdem  der 
Post-  und  Telegraphenbetrieb  einen,  wenn  auch  im  Vergleich  zur 
Eisenbahn  7-  bis  8  fach  geringeren  Überschufs  seiner  Einnahmen  über 
diejenigen  Ausgaben  erzielt,  die  er  zur  Erfüllung  seiner  spezifischen,  der 
Gesamtheit  dienenden  Obliegenheit  machen  mufs,  so  fliefst  auch  aus 
diesem  Betriebe  in  die  Staatskasse  wirtschaftlich  gewonnenes  Einkommen, 
dessen  Veranlagung  zur  Gemeindesteuer  keine  Hindernisse  im  Wege 
stehen. 

Wenn  wir  uns  nächst  Preufsen  anderen  deutschen  Staaten  zu- 
wenden, so  finden  wir,  dafs  auch  in  Sachsen  sich  das  Gemeinde- 
Steuerwesen  durch  grofse  Freiheit  der  Bewegung  auszeichnet.  Indem 
man,  wie  in  Preufsen,  eine  selbständige  Veranlagung  gestattete  oder 
der  Form  der  Zuschläge  zur  Einkommenssteuer  den  Vorzug  gegeben, 
haben  die  Gemeinden  ihre  Beitragsregelung  verschiedenartig  gestaltet.') 

Die  Neuordnung  der  Steuer  für  die  Stadt  Dresden  vom  26.  No- 
vember 1890  zieht  zwar  auch  (§  7,  Z.  3)  alle  nichtphysische  Per- 
sonen heran,  welche  ihren  Sitz  im  Gemeindebezirk  haben,  bestimmt 
aber,  dafs  das  Deutsche  Beich  und  der  sächsische  Staat  hinsichtlich 
ihres  Grundbesitzes  lediglich  mit  denjenigen  Grundstücken  und  Grund- 
stücksanteilen zur  Einkommenssteuer  heranzuziehen  sind,  mit  welchen 
deren  Veranlagung  zur  Gemeindesteuer  ortsstatutarisch  zulässig  ist 
(Gewerbe,  Erwerbsanstalt).  Dagegen  sind  weder  Beichs-  noch  Staats- 
fiskus wegen  ihres  Einkommens  aus  dem  Betriebe  der  Post-  und 
Telegraphenanstalten,  aus  dem  Staatseisenbahnbetriebe  und  aus  der 
Landeslotterie  zu  besteuern.^ 


^)  Fr.  Jul.  Neamann,    Gemeindesteuerreform    mit  bes.  Beziehung  aaf 
säcfaBische  Verhältnisse.    Tübingen  1895.    S.  81  f. 
•)  Finanzarchiv  VII 2.    8.  401  f. 
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Was  Bayern  anbetrifft,  so  ist  nach  der  Gemeindeordnnng  für 
die  LandesteUe  diesseits  des  Bheins ')  (Art.  43,  Abs.  2)  vom  29.  April 
1869  „das  Staats&rar  bezüglich  seiner  im  Gemeindebezirk  gelegener 
Besitzungen  und  daselbst  betriebenen  Gewerbe  umlagepflichtig,  wenn 
auch  die  Steuer  nicht  erhoben  wird. 

Ausgenommen  sind  neben  Schlössern  und  Gärten,  welche  zut 
Cinlliste  gehören,  Gebäude  und  Grundstücke,  die  unmittelbar  zu 
Staats-,  Kommunal-,  reKgiösen  Wohlthätigkeits*  tmd  Erziehungszwecken 
dienen  (Art.  44) ;  in  der  Pfalz  spielt  in  der  G^meindebesteuerung  eine 
dem  französischen  Octroi  nachgebildete  Verbrauchssteuer  eine  be- 
sonders bedeutende  Bolle  und  kommt  daher  für  unsere  Zwecke  weniger 
in  Betracht. 

In  Baden  ist  den  Gemeinden  gleichfalls  teilweise  ein  Zuschlag 
zu  der  Staatseinkommensteuer  (mit  dem  dreifachen  ihres  Betrages) 
anheimgegeben.  Eine  direkte  Heranziehung  des  Staates  findet  nicht 
statt.  Das  Gewerbesteuergesetz  vom  20.  Juni  1884  nimmt  dagegen 
nur  (Art.  2,  Z.  1)  „die  Tom  Staate  im  öffentlichen  Interesse  und  für 
öffentliche  Zwecke  betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen*^  aus. 
Dazu  gehören  nicht  die  vom  grofsherzoglichen  Domänenfiskus  be- 
triebenen Gewerbsuntemebmungen ;  dagegen  betrachtet  man  den  Bau 
und  Betrieb  yon  Eisenbahnen  seitens  des  Staates,  den  Gewerbebetrieb 
in  den  Straf-,  Heil-  und  Pfiegeanstalten,  den  Betrieb  der  Staats- 
salinen als  „im  öffentlichen  Interesse  und  für  öffentliche  Zwecke^ 
aasgeführte  Unternehmungen.^) 

In  Hessen  machte  die  Einführung  der  allgemeinen  Einkommen- 
und  Eapitalrentensteuer  (Gesetz  vom  8.  Juli  1884)  in  das  Staats* 
steiuersTStem  eine  Reform  der  Gemeindebesteuerung  notwendig,  welche 
in  dem  Gesetz  yom  13.  Mai  1886  „betreffend  die  Gemeindeumlagen" 
erfolgte.  Das  Gesetz  hat  keine  Normen  für  die  Besteuerung  des 
Staates  bezüglich  seines  privatrechtlichen  Emkommens.  Art.  1  er- 
wähnt nur  die  Priyateisenbahngesellschaften,  während  Art.  2  besagt, 
dafs,  wo  eine  YerpflichtuDg  zur  Gemeindesteuer,  nicht  aber  zur 
Staatssteuer  besteht,  die  Veranlagung  nach  der  für  diese  erlassenen 
BestimmuDgen  vorzunehmen  ist.  Dahin  gehören  „fremdländische 
Staatseisenbahnen,  deren  Linien  im  Grofsherzogtum  gelegen  sind".*) 

^)  Gesetz-  u.  Verord.£l.  für  d.  Konigr.  Bayern  1869.    S.  866  f. 

*)  Vgl.  F.  Lew  ald,  Die  direkten  Steuern  im  Grrobh.  Baden,  flnanzarohiv 
III  2.    S.  309  f.  S.  895  f. 

'}  Vgl.  Zell  er,  Die  Gemeindesteaergesetsgeb.  im  GroCih.  Hessen.  Finans- 
an^ivIVa.    S.  603f. 

Staatow.  Studien.    VI.  7.  719  5 
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Oldenburg^)  erächtet  als  beitragspflichtig  zu  den  direkten  Ge- 
meindesteuern nach  der  GemeindecNrdnung  vom  16.  April  1873  alle 
zur .  Einkommen-,  Grand-  und .  Gebäudesteuer  angesetzten  Gemwide- 
a^ehörigen.  Die  Krons-  und  Staatsgüter  werden  wegen  ihrer  in  der 
Gemeinde  belegenen  Grundstücke  jedoch  nur  in  Ansehung  der  Grund- 
nud  Gebäudesteuer  herangezogen.  Ausgenommen  sind  auch  hier  alle 
Gebäude  und  GrundstückCi  welche  unmittelbar  zu  den  Zweckoi  des 
Staates,  der  Gemeinde,  des  öffentlichen  Verkehrs,  des  Unterrichts,  der 
Kunst  und  Wissenschaft  und  der  Wohlthätigkeit  dienen;  femer  die 
Staatsforsten,  Sande  und  die  unkultivierten  Gemeinheiten,  es  sei  denn, 
dab  die  Umlagen  zu  Deckung  von  Aufwendungen  geschehen,  welche 
diesen  Liegenschaften  förderlich  sind. 

Anhalt  besteuert  nach  den  Novelleo,  betreffend  Abänderung 
der  Gemeinde-,  Stadt-  und  Dorfordnung  vom.  12.  April  1890,  .sowie 
der  Kreisordnung  yom  selben  Datum*)  den  Staat,  soweit  er  mit 
Grundstücken  oder  gewerblichen  Etablissements  (§  10  der  Kreisord- 
nung) im  Kreise  oder  in  der  Gemeinde  ansässig  ist.  Bezüglich  des 
Salzwerks  Leopoldshall  wird  festgesetzt,  dafs  der  Staatsfiskus  als  Be- 
sitzer dieses  Bergwerks  nur  mit  20  %  ▼on  den  Reinerträgen  desselben 
zu  den  Kreislasten  heranzuziehen  ist. 

Die  angeführten  Beispiele  mögen  für  Deutschland  genügen;  sie 
zeigen,  dafs  hier  der  Gedanke  einer  Besteuerung  des  Staatsfiskus 
durch  die  Gemeinden  im  siegreichen  Vordringen  begriffen  ist. 

Je  selbständiger  das  Kommunalsteuerwesen  ausgestaltet  ist,  desto 
eher,  sind  die  Bedingungen  für  eine  Steuerveranlagung  des  Staatsfiskus 
seitens  ihm  untergeordneter  Gemeinwesen  geschaffen.  So  tritt  uns  die 
britische  Kommunalsteuer  als  im  wesentlichen  selbständig  dastehende 
Lokalsteuer  (local  tazation)  entgegen.  Ihre  Hauptform  bildet  eine 
direkte  Belastung  des  Realbesitzes  beim  Benutzer  (occupier).  Die 
Höhe  richtet  sich  nach  dem  zu  deckenden  Jahresbedarf,  der  durch 
gleichmäfsige  Beiträge  von  allen  Liegenschaften  im  Gemeindeverband 
(visible  profitable  property  in  the  parish)  aufgebracht  wird.  Die 
Vermehrung  der  Gemeindeausgaben  führte  auch  hier  am  13.  August 
1888  dazu,  Erträge  ganzer  Staatssteuem  oder  Anteile  daran  der 
Lokalverwaltung  zu  überlassen. 

Steuersubjekt  ist  bei  der  Lokalsteuer  jeder  Benutzer  einer  Liegen- 
schaft.   Wenn  auch  die  Krone  schon  nach  gemeinem  Recht  mit  ihrem 


^)  Finanzarohiv  I  2.    S.  216  £ 

>)  Finanzarohiv  XIV  2.    S.  386  f.  889. 
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^nsaeldie&lich  za  öffentlichen .  Zwecken  beytiinmten  Bealbesitz  ans* 
^enommeii  iat,,  so  wird  letzterer  doch  steuerbar ,  sobald  er  in  die 
Nutzung  einer  Pmatperson  tritt  (beneficial  occupation),  z.  B.  Amts- 
wohnungen. Besteuert  wir4  das  nutzbare  Innehaben  von  ertrags- 
fähigem Besitz ;  die  Kommunalsteuer  ist  daher  eine  „Besteuerung  der 
Person  yon  wegen  des  Besitzes^'  (Grneist).^). 

In  der  Schweiz  besteht  wenig  Neigung,  die  Gemeindesteuer- 
pflicht auch  dem  Staate  gegenüber  ^  geltend  zu  machen.  In  einzelnen 
Kantonen  findet  im  beschränkten  Mafse  eine  Veranlagung  des  Staates 
statt ;  so  ist  in  Zürich  das  Staatsgut  frei,  den  Gemeinden  aber,  deren 
StraÜBen  durch  Staatswaldungen  oder  Staatsbergwerke  erheblich  ge- 
schädigt werden,  zahlt  der  Staat  eine  angemessene  Entschädigimg, 
während  in  Freiburg  niemals  die  dem  Staate  gehörigen  Immobilien 
den  Steuern  für  Bau  und  Unterhalt  der  Eantonstrafsen  unterworfen 
werden  dürfen.  Obwalden  und  Thurgau  erheben  Beiträge  von  Staats- 
gebäuden für  Löschzwecke,  in  Luzem  zahlen  nur  die  Liegenschaften 
aufser  den  öffentlichen  Gebäuden  die  Erwerbssteuer.  ^) 

Italien  übte  früher  in  betreff  der  Gemeindebesteuerung  die 
Form  der  Zuschläge  zu  den  den  direkten  Staatssteuern,  wie  zu  den 
Verbrauchssteuern.  Als  aber  der  Staat  selber  infolge  der  Kriege 
und  der  neuen  Organisation  in  den  60  er  Jahren  sich  zu  einer  stärkeren 
Ausnutzung  der  direkten  Steuern  veranlafst  sah,  drängte  er  das  Zu- 
schlagsrecht der  Gemeioden  in  engere  Grenzen.  Man  ertrug  hier 
überhaupt  nur  ungeduldig  auf  dem  Gebiete  der  SteuereiDuahme 
eine  Konkurrenz  der  Selbstverwaltungskörper  mit  dem  Staate  und 
sachte  die  Proviazial-  und  Gemeindeeinnahmen  so  niedrig  wie  möglich 
2u  halten. 

Durch  Gesetz  vom  11.  August  1870  wurde  den  Gemeinden 
ausdrücklich  untersagt  die  am  1.  Juli  1866  eingeführten  Staatssteuer 
vom  Einkommen  aus  beweglichem  Vermögen  ihrerseits  durch  Zuschläge 
zu  belasten.  Dafs  beim  Vorherrschen  solcher  Tendenzen  von  einer 
Besteuerung  des  Staatsfiskus  durch  die  Gemeinden  keine  Rede  sein 
kann,   ist  erklärlich.^) 

^)  Vgl.  Ad.  Wagner,  Finanz wissensoh.  8.  Aufl.  I.  S.  110.  III.  S.  347  f. 
Ergänznngsheft  zu  Teil  III.  (1896)  §  10. ; 

E.  V.  Gneis t,  Engl.  Verw.Recht.    8.  Aufl.  II.    S.  661  f. 
Derselbe,  Selfgovemment.    8.  Aufl.  S.  145  f. 
*)  Q.  Schanz,  a.  a.  0.    S.  810. 

')B.  V.  Kaufmann,  Das  Budget-  des  Königreichs  Italien.  Finanzarchiv 
HL    S.  118f. 
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'  Die  österreichische  G-emeindebesteueriiiig  beruht  in 
der  Hauptsache  auf  ZoschlSgen  zu  den  Btaatssteuem.  Das  Gesetz 
Tom  5.  März  1862  über  die  Begelnng  des  Gemeindewesens  bestimmt 
(Art.  XV),  dafs  zur  Bestreitung  der  durch  die  Gemeindeeinnahmen 
nicht  gedeckten  Ausgaben,  die  Gemeinde  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern  oder  zur  Yerzehningsstener,  oder  die  Erhebung  anderer  Anf- 
lagen  und  Abgaben  beschliefsen  könne.  Durch  die  neue  Reform 
der  direkten  Steuern  ist  an  den  Grundlagen  der  Kommunalbesteuenmg 
nichts  geändert  worden. 

Wie  wir  oben  (S.  60)  darauf  hingewiesen,  unterliegen  die  Staats- 
eisenbahnen  der  staatlichen  Elrwerbssteuer  von  den  öffentlicher 
Bechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen.  Sie  können  daher 
auch  zu  den  Gememdelasten  herangezogen  werden.  Dies  ist  in 
der  Weise  geregelt,  dafs  zunächst  10%  am  Sitze  der  obersten 
Geschäftsleitung,  und  wenn  letztere  in  einem  von  der  betreffenden 
Eisenbahn  durchzogenen  Lande  belegen  ist.  noch  weitere  16  %  daselbst 
Torzuschreiben  sind.  Der  Best  (90  oder  76  7o)  ^i^^  &^  die  von  der 
Eisenbahn  durchzogenen  Länder  nach  der  Länge  der  Bahnstrecken 
aufgeteilt,  wobei  drei  Viertel  der  hier  yerteilten  Quote  in  der  Ge- 
meinde, in  der  sich  die  Betriebsleitung  befindet  und,  in  Ermangelung 
einer  solchen,  in  der  Landeshauptstadt  Torgeschrieben  werden.^) 

In  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika  ist  das 
öffentliche  Finanzwesen  sehr  kompliziert.  Die  Grafschaftsbezirke 
(counties)  und  Ortschaften  (towns)  haben  freies  Selbstregierungs- 
und SelbstYcrwaltungsrecht.  Städte  bilden  einen  Komplex  Ton  meh- 
reren towns  und  erhalten  zu  dieser  Organisation  einen  besonderen 
Freibrief  von  der  betreffenden  Staatsgesetzgebung.  Als  besondere 
Eigentümlichkeit  der  Kommunalfinanzen  hebt  Professor  Seligman^ 
das  System  der  Spezialbeiträge  hervor,  durch  welche  ein  grofser  Teil 
der  Ausgaben  der  amerikanischen  Städte  und  Marktflecken,  anstatt 
durch  Steuern ;  bestritten  werden.  Zu  ihrer  Leistung  sind  Eigen* 
tümer  verpflichtet ,  deren  Besitz  einen  besonderen  Vorteil  erfahren 
hat.    Daneben  besteht  das  System  der  Vermögenssteuer  (bewegliches 


^)  V.  Reizenstein,  (Trüdinger)  Kommunalea  Finanswesen  in  Sohönbergs 
H.  d.  pol.  Ök.    4.  Aufl.  III  2.    S.  95  f.;  ferner: 

R.  Siei^hart,  (a.  a.  O.).    Finanzaroh.  XIV.    S.  47. 

*)  Das  Finanswesen  der  Yer.  Staat,  v.  Amerika  im  Jahre  1891.  Finaiiz- 
archiv  1X2.    S.  204 f.;  ferner: 

K.  Röser,  daselbst  IL    S.  179 f. 
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nnd  unbewegliches  Yennögen).  Wie  das  Bundesrermögen,  bleibt  auch 
das  Vermögen  der  Einzelstaaten  meistenteils  steuerfrei.  ^) 

Wenn  wir  von  Italien  und  Amerika  absehen,  so  kann  festgestellt 
werden,  dafs  das  Prinzip  einer  Besteuerung  nach  ,,dem  Interessß^', 
innerhalb  des  kommunalen  Steuerwesens  auch  auf  den  Staatsfiskus 
immer  mehr  Anwendung  findet,  und  dieses  entspricht  durchaus  einer 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  für  welche  die  Mehrzahl  der  neueren 
Schriftsteller  eintritt,  weil  „ein  grofser  Teil  der  Eommunalleistungen 
unmittelbar  der  eigentlichen  materiellen  Wirtschaftssphäre'^  angehört 
(Wagner).  Nicht  nur  wer  materielle  Güter  als  in  der  Gemeinde  An- 
sässiger erwirbt,  ist  steuerpflichtig,  sondern  jedes  innerhalb  der  Ge- 
meinde produzierte  Einkommen  unterliegt  der  vom  Gemeinwesen 
erhobenen  Steuer.  Davon  kann  auch  der  Staat  als  Wirtschafter  nicht 
ausgenommen  werden.  Die  Frage,  innerhalb  welcher  Grenzen  eine 
solche  Besteuerung  durchzuführen  sei,  bildet  freilich  noch  einen 
Gegenstand  des  Streites,  auf  den  wir  aber  hier  nicht  eingehen 
können,  wo  es  sich  für  uns  yomehmlich  um  die  Steuerp flicht  nicht 
physischer  Personen  handelt. 

Von  dieser  Pflicht  können  wir  auch  nicht  entbinden  den 

c.   Konunnnalflskns. 

Bei  der  voraDgegangenen  Besprechung  des  lokal  begrenzten 
Gemeinwesens  als  Steuerempfangers,  hatten  wir  bereits  GelegeDheit, 
die  Hauptzüge  seioes  Charakters  kennen  zu  lernen.  Wir  wiesen 
darauf  hin,  dafs  die  Gemeinden  Organisationen  bilden,  welche  mit  dem 
Staate  die  Eigenschaft  einer  Zwangsgenossenschaft  sowie  die  Be- 
ziehungen zu  einem  bestimmten  Gebiete  gemein  haben ;  beide  besitzen 
mit  selbständiger  Willensbestimmung  verbundene  Rechtsfähigkeit.  Die 
beim  Staate  anzutreffenden  Momente  kehren  aber  bei  den  Gemeinden 
in  engeren  Grenzen  wieder  und  schon  der  geringe  Umfang  des 
Eommunalgebietes  bringt  es  mit  sich,  dafs  bei  diesen  Verbänden  der 
wirtschaftliche  Charakter  vorherrscht.  Der  Gemeinbesitz  xmd  die 
Gemeinwirtsbhaft  bieten  hier  vom  Anfang  an  die  Mittel  zur  Befrie- 


^) 'S.  h.  Bog^Ti,  9k.  h.  0.    S.  Ulf. 

*)  Vgl.  Erwin  Nasse  in  seinem  bekannten  Gutachten  in  der  Sehr.  d.  Ver. 
f.  Soz.  1877.    S.  »71-278.  XII. 

A.  Wagner,  Eommunalsteaerfrage  S.  d.  V.  f.  S.   14.  S.  6 f.    Correferent. 

▼.  Wegner,  daselbst. 

Fr.  J.  Neamann,  Progressive  Einkommenst.   Sehr.  d.  V.  f.  .S.  8«  8.  46 f. 
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dtgang  mancherlei  Bedürfnisse  der  Angehörigen.  Beichten  fiese  Mittel 
in  der  Folge ,  als  die  Anforderungen  nnd  Aufgaben  stiegen,  nicht 
mehr  aus,  mufsten  zur  Ergänzung  des  Fehlbetrages  Zwangsbeiträge 
der  G^meindeglieder  treten,  so  ist  doch  bis  auf  den  heutigen  Tag 
der  leitende  Grundsatz,  für  die  Begelung  des  kommunalen  Finanz- 
wesens der  geblieben,  dafs  die  Gemeinden  mit  ihrem  eigenen  Vermögen 
—  und  ein  solches  besitzt  jede  Kommune  —  die  Beträge  zur  Deckung 
ihres  Bedarfs  erwirtschaften.  Seit  Anbeginn,  als  die  Gemeinde 
aus  dem  Familienverband  entstehend,  einen  bestimmten  Platz  be- 
setzt und  in  die  gemeinsame  Nutzung  Ton  Grund  und  Boden  trat, 
stehen  ihr  bis  auf  die  Gegenwart,  sowohl  auf  dem  Lande  wie  in  der 
Stadt,  Felder,  Wälder,  Wiesen,  Weiden,  Gewässer,  ertraggebende 
Wege  u.  s.  w.  zur  Verfugung;  in  gleicher  Weise  bethätigen  sie  sich 
mit  ihren  Produktionsmitteln  auf  vielen  anderen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens. 

Je  mehr  die  Autonomie  der  Gemeinden,  namentlich  der  Städte 
erstarkte,  desto  mehr  trat  auch  ihr  wirtschaftlicher  Charakter  in  den 
Vordergrund.  Die  Organisation  und  Ordnung  des  Marktes  bildete  im 
Mittelalter  die  Seele  der  Stadtwirtschaft;  der  Bat  sorgte  für  einen  um- 
friedeten Platz,  für  liäden  uod  Hallen  und  suchte  seine  Marktgewalt 
immer  weiter  auszudehnen,  bis  er  das  Meilenrecht  erkämpfte,  und  dadurch 
alles  Gewerbe  und  allen  Handel  auf  dem  platten  Lande  untersagte. 

Die  Städte  werden  so  zu  Mittelpunkten  für  die  Erzeugung  und 
den  Austausch  der  Qüter. 

Als  mit  der  Erstarkung  der  territorialen  Gewalt  die  Landes- 
herren sich  zugleich  mit  dem  Adel  auch  die  Städte  unterwarfen,  als 
bei  fortschreitender  Geld-  und  E^reditwirtschaft  eine  veränderte  wirt- 
schaftliche Produktion  eintrat  und  die  G^meinheitsteilung  auf  dem 
platten  Lande  das  Gemeinde  vermögen  und  die  Art  des  Beitrags  der 
Gemeindeglieder  anders,  dem  modernen  Stand  von  Technik  und  Becht 
entsprechend,  gestaltete,  haben  die  Selbstverwaltungskörper  ihr  inneres 
Wesen  nicht  verändert  —  sie  sind  nach  wie  vor  Gemeinschaftsorgani- 
sationen geblieben,  welche  vornehmlich  wirtschaftliche  Zwecke  ver- 
folgen. Standen  sie  früher  im  weiten  umfange  selbständig  da,  so  dafs 
der  einzelne  ohne  Dazwischenkunft' eines  höheren  Ghinzen  ihnen  unter- 
worfen war,  so  räumte  die  Idee  des  absoluten  Staates  mit  dieser 
Selbständigkeit  auf  und  erst  als  mit  der  Entwickelung  der  Bedürf- 
nisse  des  Zusanmienlebens  neue  Aufgaben  auch  für  die  kleineren  lokal 
begrenzten  Gemeinschaften  auftauchten,  als  der  Machtstaat  sich  zum 
Wohlfahrts-  und  Rechtsstaat  zu  entwickeln  begann,  griff  wiederum 
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eine  mehr  dezeBtraliBierende  Tendenz  Platz.  Der  Wirkungskreis  der 
kommnnalen  Korper  erweiterte  sich,  indem  ihnen  Tom  Staate  Rechts- 
nnd  Wohlfahrtsaufgaben  znerteilt  wurden,  deren  Erf&ilung  ihm  selber 
obli^:  Der  grossere  Wirkungskreis  der  Gemeinden  erforderte  neue 
Einnahmequellen,  man  erweiterte  daher  auch  ihr  Recht  hoheitlich 
festgesetze  Beiträge  seitens  ihrer  Angehörigen  zu  erheben. 

Das  ist  die  gegenwärtige  Stellung  der  Gemeinden  im  Staats-  und 
Wirtschaftsleben.  Sie  sind  auf  der  einen  Seite  Wirtschaftsyerbände, 
stellen  aber  doch  keine  rein  wirtschaftliche  Gruppierung  von  Menschen 
dar,  sondern  haben  eine  höhere  Bedeutung  durch  ihren  innigen  Zu- 
sammenhang mit  dem  Staate  und  dessen  Rechts-,  Wohlfahrts-  und 
Knlturzwecken.  Örtliche  und  staatliche  Aufgaben  fliefsen  hier  zu- 
sammen, und  selbst  die  rein  wirtschaftlichen  Einrichtungen  und  Vor- 
kehrungen, die  zunächst  thatsächlich  nur  den  Gemeindegliedem  zu 
gute  konmien,  dienen  ebenso  sehr,  dank  der  Freizügigkeit  und  dem 
hochentwickelten,  modernen  Yerkehrsleben,  allgemeinen  Zwecken;  — 
Wasserwerke,  Schlachthäuser,  Gasanstalten  und  Kommunikationsmittel 
sind  ebenso  Erwerbs-  als  Wohlfahrtsuntemehmungen.  Es  lassen  sich 
hier  oft  schwer  die  Grenzen  zwischen  staatlichen  und  rein  kommu- 
nalen Zwecken  ziehen,  da  letztere  unter  den  Begriff  der  ersteren 
fallen.  Denn  die  Gemeinden  sind  auch  Organe  des  Staates,  handeln 
nach  seinen  Intentionen  und  sind  in  vielen  Fällen  die  Vollstrecker  seines 
Willens  (örtliche  Polizei,  Rechts-  und  Armenpflege,  kommunales 
Unterrichtswesen  etc.). 

Soll  aber,  weil  durch  die  Erfüllung  kommunaler  Aufgaben  meisten- 
teils.auch  Staatszwecke  unmittelbar  verwirklicht  werden,  eine  Steuerfrei- 
heit des  Gemeindeeinkommens  aus  werbender  Thätigkeit  verlangt 
werden?    Wir  glauben  kaum. 

ZtinILchst  sind  auch  hier  die  Momente  mafsgebend,  welche  für 
einei  Besteuerung  des  Staatsfiskus  bestimmend  waren  —  die  Kon- 
kurrenzrücksichten auf  Privatbetriebe ;  sie  verbieten  eine  Begünstigung 
auch  kommunaler  Erwerbsuntemehmungen.  In  zweiter  Reihe  ist  aber 
der  ungleiche  umfang  der  Wirtschafbsthätigkeit  einzelner  Gemeinden 
in  Erwägung  zu  ziehen.  Führt  die  Steuerfreiheit  eines  über  das 
Gebiet  der  einzelnen  Verwaltungskörper  sich  ungleichmässig  verteilen- 
den' staatlichen  Unternehmens  zu  einer  ungerechten  Belastung  der 
vornehmlich  in  Anspruch  genommenen  Belegenheitsgemeinde  des  Be- 
triebes, so  mufs  die  Freilassung  kommunaler  Erwerbsanstalten  ihrer- 
seits wiederum  zu  einer  ebenso  wenig  zu  rechtfertigenden  Begünstigung 
reicher  Gemeinden  mit  ausgedehnten  wirtschaftlichen  Unternehmungen 
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Ueineren  Gemeinden  gegenüber  führen,  dje  ihren  ganzen  Bedarf  ?iel- 
leicht  durch  Beiträge  ihrer  Mitglieder  au&vbringen  haben. 

Eine  Sonderstellung  des  grossen  priyatrechtlichen  Einkommens  der 
Gemeindoi  hinsichlich  seiner  Besteuerung  kann  aber  auch  dazu  fähren, 
dass  die  Angehörigen  nicht  nur  in  betreff  ihrer  Beitragsleistung  für  den 
kommunalen  Aufwand  günstiger  gestellt  werden,  sondern  auch  dazu, 
daÜB  sie,  bei  Verwendung  jenes  Einkommens  für  Gemeindebedürfnisse, 
infolge  des  geschlossenen  Kreises,  direkt  wirtschaftliche  Vorteile  ge- 
nieÜBen,  zu  einer  besseren  Lebenshaltung  gelangen,  mit  einem  Worte 
wirtschaftlich  leistungsfähiger  werden,  ohne  da&  die  Steuer  darauf  Rück* 
sieht  nimmt. 

Es  bleibt  daher  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  auch  den  Kommunal- 
fiskus  mit  seinem  Einkommen  aus  Liegenschaften  und  gewerblichen 
Anlagen  heranzuziehen. 

Auf  die  Eigenschaft  der  Gemeinde  als  Organ  des  Staates  läfst 
sich  keine  Steuerfreiheit  ihres  spezifisch  wirtschaftlichen  Einkommens 
gründen.  Soweit  die  Gemeinde  Staatsorgan  ist,  soll  sie  steuerfrei 
bleiben  d.  h.  mit  ihrem  Besitz  und  ihren  Anstalten  zu  öffentlichen 
Zwecken  —  soweit  sie  aber  als  Wirtschaftssubjekt  auftritt,  unterliegt 
sie  der  Steuer  und  zwar  auch  der  Einkommensteuer  für  jedes  Ein- 
kommen aus  werbend  angelegtem  Vermögen. 

Selbst  die  Verwendung  solcher  Zugänge  durch  die  Gemeinde  für 
die  Bedürfnisse  des  örtlichen  Zusammenlebens,  kann  ihre  Steuerbarkeit 
nicht  hintanhalten,  da  es  nur  ein  bestimmter  Personenkreis  ist,  dem 
sie  in  irgend  einer  Weise  zu  gute  kommen. 

Der  Forderung,  die  Selbstrerwaltungskörper  zu  besteuern,  obgleich 
sie  als  Glieder  des  Staates  einen  Teil  seiner  Aufgaben  erfüllen,  liegt 
ein  ähnlicher  Gedanke  zu  Grunde  wie  der  Heranziehung  der  Staats- 
beamten zur  Einkommensteuer.  Für  die  Veranlagung  des  Einkommens, 
welches  das  Steuersubjekt  als  Bezahlung  für  die  fortgesetzte  Ausfuh- 
rung eines  Staatswillens  bezieht,  sucht  man  eine  Rechtfertigung 
darin,  dafs  erstens  der  Beamte  keine  Sonderstellung  anderen  Staats- 
bürgern gegenüber  einnehmen  soll,  zweitens  aber,  dafs  der  Staat  als 
Steuerbezieher  (die  Finanzgewalt)  nicht  mit  dem  Staate  als  Arbeit- 
geber in  seiner  Erfüllung  des  Arbeitsvertrages  ^)  identisch  sei. 

Wenn  daher  auch  der  Staat  sich  der  Gemeinden  zur  Durchfuhrung 
seiner  eigenen  Zwecke  bedient,  wenn  er  ihnen,  sobald  ihr  eigenes  Ein- 
kommen zu  dem  Ende  nicht  ausreicht,  die  Mittel  dazu,  sei  es  in  der 


0  VgL  Ad.  Wagner,  Fio.Wiss.  XX.  8.  Aufl.    8.  401. 
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jPorm  von  Dotationen  (Lex  Hnene)  oder  durch  Überweisung  von 
Staatssteuem  (Preufsen,  England)  zur  Verfügung  stellt,  so  kann  aus 
diesem  umstände  keine  irgendwie  geartete  Steuerbegünstigung  der 
kommonalen  Körper  wegen  ihres  Einkommens,  das  sie  nach  priyatwirt« 
scbafUichem  Prinzip  erwarben,  gefolgert  werden. 


Die  Steuerpflicht  der  Gemeinde  anderen  Kommunen  gegenüber 
ist  dagegen  kaum  ernstlich  in  Frage  zu  stellen. 

Während  Staat  und  Gemeinde  im  innigen  Zusammenhang  zu  einander 
stehen,  bedeutet  das  Hineinreichen  einer  Gemeinde  mit  ihrem  gewerb- 
lichen Betriebe  oder  ihren  Liegenschaften  in  das  Gebiet  einer  anderen 
nichts  weiter  als  eine  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  zum  betreffenden 
Gemeinwesen.  Die  steuerlichen  Konsequenzen  dieses  Verhältnisses 
yermögen  daher  keine  anderen  als  diejenigen  bei  Förensen  oder  nicht- 
physischen  Personen  zu  sein,  deren  Besitz  bezw.  Ertragsquellen  in  der 
Gemeinde  liegen.  Befindet  sich  der  Besitz  oder  Betrieb  nur  teilweise 
in  der  Gemeinde,  so  ist  das  Einkommen  nur  für  diesen  Teil  zu  ver- 
anlagen; für  seine  Berechnung  haben  die  Kriterien  Platz  zu  greifen, 
welche  die  Staatseinkommensteuer  an  die  Hand  giebt  (s.  oben  S.  65  f.). 
In  der  Praxis  ist  aber  wohl  meistentheils  der  Steueranteil  einer  kom- 
munalen Körperschaft  an  dem  Einkommen  aus  den  Ertragsquellen 
einer  anderen  durch  gegenseitigen  Vertrag  geregelt. 

Die  Novelle  zum  preufsischen  Kommunalabgabengesetz  vom  30. 
Jnli  1896  (G.S.  S.  409)  sieht  auch  den  Fall  vor,  dafs  ein  Handels- 
oder Gewerbeunternehmen  sich  über  preufsische  und  nichtpreufsische 
Gemeinden  erstreckt  (§  48  a).  Für  die  Ermittelung  des  dem  Steuer- 
pflichtigen in  den  verschiedenen  Gemeinden  zufliefsenden  Einkonmiens, 
wie  für  die  Aufteilung  des  etwa  mehreren  Gemeinden  zustehenden 
Steuerertrags  gelten  dann  die  für  Preiifsen  mafsgebenden  Bestim- 
mungen (§  47—50  des  Kom.Abg.Ges.  v.  14.  Juli  1893). 

Was  endlich  die  steuerlichen  Beziehungen  zwischen  den  Ge- 
meinden und  den  ihnen  übergeordneten  Kommunalverbänden  (Pro- 
vinzeuy  Kreisen  etc.)  anbetrifft,  so  ist  die  Beitragspflicht  jener  diesen 
gegenüber  ebenso  wohlbegründet  und  mit  Recht  eine  ebenso  anerkannte 
Thatsache,  wie  die  Leistimgen  der  Gliedstaaten  an  den  Bundesstaat; 
hier  wie  dort  existieren  gemeinsame  Bedürfnisse,  zu  deren  Befriedi- 
gung die  einzelnen  Glieder  die  Mittel  hergeben  müssen. 

Nur  ein  Teil  der  deutschen  Einkommensteuergesetze 
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verfährt  nach  den  oben  dargelegten  Prinzipien,  die  Ton  zahlreichen 
Schriflstellem  yertreten  werden.*) 

Das  Einkommen  der  Gemeinden  aus  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb 
und  soDst  werbend  angelegtem  Vermögen  besteuern,  abzüglich  der 
Zinsen  der  von  ihnen  aufgenommenen  Anleihen:  Sachsen  (§  4 
ZiflF.  1),  Sachsen-Weimar  (§  4  ZifiF.  4),  Anhalt  (§  4  Ziff.  1), 
ausgenommen  sind  Ereiskommunen  (§  6  Ziff.  2),  und  Reufs  ä.  L. 
(§  2  Ziff.  4). 

Andere  Staaten  gewähren  den  Gemeinden  gewisse  Begünstigungen 
auch  in  betreff  des  privatrechtlichen  Einkommens:  Beufs  j.  L.  be- 
freit sie  z.  B.  (§  6  Ziff.  4)  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  Kapital- 
vermögen, wenn  jenes  300  Mk.  (Abt.  I)  nicht  übersteigt;  Sachsen- 
Altenburg  lässt  (§  4  Ziff.  3)  nur  das  Einkommen  aus  soldien 
Grundstücken  und  Gebäuden  frei,  welche  sich  in  unmittelbaren  Gebrauch 
der  Gemeinde  für  kirchliche,  Verwaltungs-,  Schul-  und  Wohlthätig- 
keitszwecke  befinden,  jedes  andere  Einkommen  aus  Grundbesitz  oder 
sonstigen  Erwerbsquellen  ist  steuerbar  (§  2  Ziff.  4).  Wal  deck  fuhrt 
das  Gemeindeeinkommen  unter  den  Befreiungen  von  der  Klassen- 
Steuer  (§  3)  nicht  auf,  das  Gewerbesteuergesetz  (6.  März  1893)  nimmt 
dagegen  (§  3  Ziff.  3)  die  Kreise  wegen  der  Kreissparkassen  aus. 

In  14  deutschen  Staaten  dagegen  geniefst  jedes  Einkommen  der 
Gemeinde  Steuerfreiheit, und  zwar:  in  Freufsen,  Baden,  Hessen, 
Oldenburg,  Braunschweig,  Sachsen-Meiningen,  Sach- 
se n-Ko  bürg- Gotha,  beiden  Schwarzburg,  beiden  Lippe, 
in  Bremen,  Lübeck  und  Hamburg. 

In  bezug  auf  aufserdeutsche  Staaten  haben  wir  bereits  oben 
(S.  31  f.)  auf  die  mannigfachen  Steuerbefreiungen  in  England  hin- 
gewiesen.   Die  Gemeinden  nehmen  an  diesen  Befreiungen  teiL 

In  der  Schweiz  hat  man  viel  über  die  Befreiung  oder  Nicht- 
befreiung  der  Gemeinden  von  der  Staatssteuer  gestritten.  Die  G-esetze 
zeigen  hier  im  allgemeinen  eine  auf  Besteuerung  der  Selbstverwaltunga- 
körper  gerichtete  Tendenz.  Volle  Steuerfreiheit  geniefsen  sie  nur  in 
Appenzell  A.  Rh.,  Nidwaiden,  Schwyz  und  St.  Gallen.  In 
A  arg  au  ist  die  Begünstigung  der  Gemeinden  beschränkt  auf  die 
für  die  Polizei  bestimmten  Gebäude  und  Gerätschaften;  ähnlich  in 
Zürich,  wo  Gebäude,  Liegenschaften  und  Mobiliar,  welche  öffent- 
lichen Zwecken  dienen  und  keinen  Ertrag  abwerfen,  frei  sind.   Diesem 


0  A.  Wagner,  F.  W.  IL  Teil.  8.  Auü.  S.  418  a.  419 ;  A.  Held.  (a.  a.  O.).  S.  188. 
u.  a.  m. 
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Beispiele  folgen  üri,  Obwalden  und  Zug,  während  Wallis  die 
durch  ihre  Bestimmung  ertraglosen  Liegenschaften  nicht  veranlagt.^) 

Italien  geht  in  der  Besteuerung  der  Gemeinden  und  Proyinzen 
am  weitesten.  Sie  sind  fassionspflichtig  (Art.  16)  nicht  nur  wegen 
ihrer  eigenen  Einkünfte,  sondern  auch  wegen  der  von  ihnen  zu  zah* 
lenden  Besoldungen,  Pensionen  und  sonstiger  Bezüge,  wie  der  Zinsen 
aus  kontrahierten  Schulden  und  ausgegebenen  Obligationen.  Die  Ab- 
gaben auch  Ton  diesen  Einkünften  sind  unmittelbar  zu  entrichten; 
wobei  den  Gemeinden  die  Schadloshaltung  gegenüber  ihren  Bezugs- 
berechtigten und  Gläubigem  im  Wege  der  Zurückhaltung  anheim- 
gegeben wird.  In  gleicher  Weise  haben  Provinzen  und  Gemeinden 
ohne  irgendwelchen  Abzug  und  im  Gesamtbetrage  die  Zinsen  der 
▼on  ihnen  oder  von  anderen  für  ihre  Rechnung  hingegebenen  Darlehen 
einzubekennen  und  die  Abgabe  hiervon  unmittelbar,  vorbehaltlich  des 
Rechts  auf  Wiedererstattung  gegenüber  den  Schuldnern,  zu  entrichten. 

Osterreich  besteuert  (§  83  lit.  e)  die  Gemeindevorschufskassen, 
während  Bezirke  und  Gemeinden  hinsichtlich  der  Zinsen  von  zeit- 
weilig angelegten  Steuergeldern  und  empfangenen,  jedoch  nicht  sofort 
verwendeten  Anlehensvaluten  nicht  der  Rentensteuer  unterliegen  (§  125 
Ziff.  2). 

Wir  haben  damit  die  Zwangsgemeinwirtschaften  erledigt.  Es 
zeigte  sich,  dafs  die  Heranziehung  ihres  privatrechtlichen  Einkommens 
zur  Steuer  aus  verwaltungstechnischen  Gründen  sowohl,  als  im  Interesse 
gerechter  Steuerverteilung  und  in  Rücksicht  auf  die  Privatbetriebe 
geboten  erscheint,  Dafs  mit  der  DurchftLhrung  dieser  Forderung  in 
vielen  Fällen  die  Steuergewalt  kein  finanzielles  Resultat  erzielt,  ver- 
mag nicht  die  Berechtigung  eines  Verlangens  in  Frage  zu  stellen, 
welches  unmittelbar  aus  dem  Prinzipe  der  Allgemeinheit  der  Steuer 
folgt  und  seine  Begründung  in  der  Notwendigkeit  hat  keinem  Yer- 
mögen,  welches  im  Wettkampf  des  Wirtschaftslebens  steht,  günstigere 
Bedingungen  zubieten,  solange  es  dieselben  Ziele  wie  jedes  andere  erstrebt. 


2.   AssociatiTe  Privatwirtschaften. 

fu  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

Hatten  wir  es  im  Vorausgehenden  mit  Gestaltungen  zu  thun,  die, 
durch  das  menschliche  Zusammenleben  erzeugt,  Organisationsformen 

*)  G.  Schanz  a.  a.  0.    S.  88  f. 
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einer  zum  geschlossenen  Ganzen  yereinigten  Gesamtheit  bilden,  Trager 
und  Vollstrecker  des  Gesamtheitswillens  sind,  daher  auch  da,  wo 
sie  direkt  Güter  produzieren  und  umtauschen,  dieses  im  Interesse 
und  zum  Nutzen  der  Gesamtheit  yoUfÜhren,  so  yermag  man  noch  ans 
dem  Endziel  dieser  Wirtschaften  eine  gewisse  Rechtfertigung  fiir  die 
Steuerbegünstigung  oder  gar  Befreiung  ihres  Einkommens  zu  ent- 
nehmen, selbst  wenn  man  dadurch  schädigend  in  das  Erwerbsleben 
der  einzelnen  eingreift.  Anders  aber,  wenn  es  sich  um  die  Besteue- 
rung jener  Unternehmungen  handelt,  an  denen  mehrere  Personen  in 
der  Weise  beteiligt  sind,  dafs  das  assoziierte  Kapital  sich  yerselb- 
ständigt  und  hieraus  eine  Wirtschaftseinheit  entsteht,  als  deren  wich- 
tigste Arten  die  Aktiengesellschaft  und  Kommanditge- 
sellschaft auf  Aktien  gelten  müssen.  Bei  aller  Selbständigkeit 
dieser  Wirtschaften  kann  die  Identität  ihres  Vermögens  mit  der  Eigen- 
tumssphäre der  Beteiligten  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Jeder 
autoritatiTe  Eingriff  in  die  Resultate  ihrer  Erwerbsthätigkeit  f&hrt 
daher  hier  zu  ganz  anderen  Konsequenzen  als  bei  den  Zwangsgemein- 
wirtschaften. 

Das  Recht  des  Staates,  auch  die  Kapitalkraft  der  Erwerbsgesell- 
schaften sich  zu  Nutze  zu  machen,  soll  nicht  bestritten  werden.  Was 
aber  verlangt  werden  mufs,  ist,  dafs  man  stets  im  Auge  behält,  wie 
jede  Belastung  der  Gesellschaft  gleichzeitig  ihre,  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  nach  ungleiche  Mitglieder  trifft. 

Zwischen  dem  Rechte  des  Staates,  aus  dem  Einkommen  des  ein- 
zelnen einen  entsprechenden  Teil  für  den  allgemeinen  Bedarf  zu  ent- 
nehmen und  den  Aufgaben  des  Staates,  auch  die  Entwickelung  der 
Einzelwirtschaft  zu  schützen  und  zu  fördern,  wird  eine  rationelle 
Steuerpolitik  das  Gleichgewicht  herzustellen  suchen.  Die  Erwerbs- 
gesellschaften dürfen  daher  auch  für  sich  die  allgemein  geltende 
Forderung  aufstellen:  gleiches  Maus  fär  gleiche  Leistung  bei  Bewer- 
tung wirtschaftlicher  Bethätigung,  eine  Forderung,  welche  die  Höhe 
dieses  Mafses  hier  ganz  auXser  Acht  läfst  und  lediglich  aus  der  All- 
gemeinheit und  Gleichmäfsigkeit  der  Steuer  folgt. 

Wollte  man  diese  Grundsätze  und  eine  in  jedem  Falle  den  that- 
sächlicben  Verhältnissen  sich  möglichst  anpassende  Bemessung  der  zu 
erhebenden  Beträge  aus  der  Steuerpolitik  ausmerzen  und  sich  nur 
von  dem  Prinzip  der  „Ausreichendheit"  fiir  den  Staatsbedarf  leiten 
lassen,  so  könnte  man  leicht  dahin  gelangen,  „auf  dem  Wege  des 
strengen  Rechts  durch  allmähliche  Vernichtung  des  selbständigen 
Kapitals,  alle  Unterschiede  aufzuheben,  welche  durch  die  verschiedene 
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Verteilung  der  Güter  in  der  mensohliohen  Gesellschaft  sich  gebildet 
hab«Q**.i) 

Wie  weit  der  Staat  thatsächlich  dazn  bemfen  ist,  auch  durch 
die  Steuer  eine  Begulierung  in  der  Gütenrerteilung  herbeizuführen^ 
können  wir  hier  nicht  erörteru,*)  betriffl;  auch  gar  nicht  unsere  For- 
derung, dafs  dasselbe  Einkommen  nicht  verschieden  erfafst  wird,  je 
nachdem  es  durch  eine  Erwerbsgesellschaft  oder  durch  das  Unter- 
nehmen eines  einzehien  produziert  wird.  Nicht,  dafs  der  Staat  nimmt, 
wo  etwas  zu  holen  ist,  sondern  dafs  er  einheitlich  seine  Steuergrund- 
sätze durchftlhrt  und  keine  durch  die  Natur  der  Sache  nicht  gebotene 
Abweichungen  hiervon  beliebt,  ist  das  Ziel  einer  gerechten  Besteue- 
rung. Ein  Steuerprivileg  der  Erwerbsgesellschaften  mit  ihren  grofsen 
Kapitalanhäuiungen  soll  nicht  gerechtfertigt  werden,  ebensowenig 
aber  auch,  dafs  der  Ertrag  dieser  üntemehmungsform  in  steuerlicher 
Hinsicht  anders  bebandelt  wird  als  der  Ertrag  eines  gleich  grofsen, 
werbend  angelegten  Vermögens  im  Einzelbesitz. 

Das  Miteigentum  vieler  an  dem  Vermögen  und  dem  Ertrage  eines 
Unternehmens  darf  die  sonst  in  Anwendung  kommenden  Steuergrund- 
sätze nicht  irritieren,  wenn  die  Voraussetzungen  zu  einer  Veranlagung 
überhaupt  vorliegen. 

Die  Aktiengesellschaften,  als  die  wichtigsten  assoziativen  Privat- 
wirtschaften, bieten  trotz  ihrer  Selbständigkeit  und  Rechtsfähigkeit 
keinen  Grund  zu  einer  prinupiellen  Abweichung  von  diesem  Po- 
stulate.  Sie  sind  nichts  anderes  als  Vereinigungen  einzelner  mit  Teilen 
ihres  Kapitals  zur  gemeinsamen  Erzielung  von  Gewinn ;  den  Zusammen- 
hang der  ökonomischen  Wirksamkeit  der  Gesellschaften  mit  der  Wirt- 
Bchaftssphäre  der  Beteiligten  hat  ihre  heutige  rechtliche  Ausgestaltung 
nicht  unterbunden,  sondern  nur  in  feste  Formen  gebracht.  Nach  wie 
vor  charakterisieren  sich  die  Erwerbsgesellschaften  als  Organisationen 
Ton  Kapitalsteilen,  welche  die  einzelnen  Inhaber  derselben  als  Ganzes 
unter  geteiltem  Risiko  zu  Erwerbsuntemehmungen  verwenden.  Das 
ist  in  seinen  Hauptzügen  das  innere  Wesen  dieser  Assoziationen,  so- 
weit wir  auch  ihre  historische  Entwickelung  verfolgen  mögen.  —  Sie 
haben  von  Anfang  an  keinen  anderen  Zweck,  als  die  geeignete  Form 
für  Unternehmungen  zu  bilden,  die  wegen  des  erforderlichen  grofsen 

*)  L.  V.  Stein,  FinanzwiBs.  B.  I.    S.  149.  (5.  Aafl.). 
^  W.  Vooke,  Abgaben,  Aufl.  u.  d.  Steuer.    S.  86  f.  und 
L.  V.  Stein,  Finanzwis«.  B.  I.    S.  148  f. 

Dagegen.    Ad.  Wagner,  Finanzwiss.  8.  Aufl.  I.  §  27,  IL  (2.  Aafl.)  §  82. 
,  derselbe.    Tübinger  Zeitschr.  1887.    S.  87f.  u.  S.  675f. 
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Kapitalaufwands  oder  der  Unsicherlieit  des  zu  erwartenden  ErfolgB, 
eine  Beteiligang  vieler  als  Miteigentümer  nach  dem  Verhältnis  ihrer 
Kapitalbeiträge  besoxiden  wünschenswert  erscheinen  lassen. 

Auf  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Wirtschaftsformen  und  ihre 
allmähliche  rechtliche  Ausgestaltung  können  wir  hier  nur  kurz  ein- 
gehen. 

Der  Ursprung  unserer  modernen  Erwerbsgesellschaften  wird  weit 
zurttckyerlegt.  Einige  sehen  die  Vorläufer  der  Aktiengesellschaften 
in  den  römischen  societates  vectigalium  publicanorum,  auri,  argenti 
fbdinarum,  salinarum.^)  Diese  Auffassung  wird  freilich  vielfach  be- 
stritten, so  namentlich  von  Achilles  Renaud^  und  R  Hermann 
(a.  a.  0.  S.  8  f.) ;  von  ersterem,  weil  das  GesellschaftsYermögen  der 
societas  „Miteigentum  der  socü^  war,  von  letzterem,  weil  der  unter- 
schied der  societas  privata  von  dem  Aktienverein  darin  bestehe,  dafs 
jene  ein  auf  Vertrag  beruhendes  Bechtsverhältnis  der  socii  unter  sich 
darstellte,  der  Aktienyerein  dagegen  ein  Rechtsverhältnis  des  Vereins 
zu  deq  Aktionären  und  dieser  zum  Verein  bildet. 

Man  betrachtet  daher  die  Aktiengesellschaft  als  ein  Institut  ger- 
manischer Rechtsbildung,  welche  schon  früh  Verbindungen  zu  gewerb- 
lichen Unternehmungen  hervorbringt,  die  als  ein  Ganzes  thätig  sind. 

Allein  aus  der  kapitalistischen  Gemeinschaft  ging  stets  eine  Ge- 
nossenschaft hervor,  welche  die  Tendenz  hatte,  neben  der  vermögens- 
rechtlichen eine  persönliche  .Verbindung  der  Genossen  herzustellen, 
so  dafs  hier  nicht  wie  bei  unseren  Aktiengesellschaften  ein  Zusammen- 
schlufs  entstand,  der  sich  in  der  Vermögensgemeinschaft  erschöpfte, 
sondern  ein  Wirtschaftsverein,  der  gleichzeitig  auf  Friedens-,  Rechts-, 
Lebens-  und  Sittengemeinschaft  der  Angehörigen  hinzielte. ')  Nichts- 
destoweniger sind  die  Kapitalvereine  zufällige,  durch  freies  Belieben 
geschaffene  Gemeinschaften,  welche  in  erster  Reihe  von  wirtschaftlichen 
Motiven  beherrscht  sind  und  ihre  Thätigkeit  der  Mehrheitsentscheidung 


0  So  erklärt  Orelli  (Programm  zum  Vorlesungskatalog  der  Universität 
Zürich  1885/36)  die  Worte  CioeroB  im  XII.  Kap.  der  Hede  gegen  V.  Vatinias 
„eripaerisne  partes  illo  tempore  oarissimas  partim  a  Caesare  partim  a  publicams* 
folgendermafsen :  „Partes  h.  .1.  sunt,  quas  nos  dicirnns  Actien,  Itali  azioai.  Scili- 
cet  a  societatibas  publicanorum  emere  poterat  aliqnis  decimam,  viceaimam  cente- 
simam  partem  vectigalium;  hae  partes  aatem  diversis  temporibus  modo  cariores 
modo  minus  carae  esse  poterant  pro  ratione  belli,  pacis,  fertilitatis  sterilitatis 
provinciarum.  (Gitiert  Dach  B.  Hermann,  Kechtscharakter  der  Actienvereine. 
Leipzig  1868.    S.  21.) 

*)  Das  Hecht  d.  Aktiengesellschaften.   2.  Aufl.   Lpzg.  1873.    S  3f. 

»j  Vgl.  Otto  Qierke,  Genoss.  Recht.    I.  S.  907  f.  965  f. 
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unterordnen;  sie  besitzen  bereits  grundsätzlich  rererbliche  und  ver- 
äusserliche  Anteile. 

Die  erste  eigentüehe  Aktiengesellschaft  ist  in  Italien  zu  suchen. 
Hier  sehen  wir  zuerst  an  einem  unter  öffentlicher  Autorität  konsti- 
tmerten  E^apitalfonds  Teilhaberrechte  mit  einem  Anspruch  auf  Ge- 
winn begründen  und  verkaufen,  und  zwar  in  der  Banca  di  St.  Giorgio 
au  Genua.  ^)  Sie  ging  aus  der  staatlichen  Inkorporierung  der  genu- 
esischen Staatsgläubiger  herror,  welchen  für  ihre  Forderungen  be- 
stimmte Staatseinkünfte  ?erpfändet  worden  waren.  Im  Jahre  1407 
überliefs  der  Staat  gegen  Verzichtleistung  der  Gläubiger  auf  die  Bück- 
forderung ihrer  Schuld  jene  Einkünfte  und  selbst  die  Gerichtsbarkeit 
über  dieselben  der  Gesellschaft  der  Gläubiger,  welche  so  in  den  Be- 
sitz eines  Vermögens  gelangten,  auf  Grund  dessen  sie  eine  Leih-  und 
Girobank  errichten  konnten,  die  bis  zum  Jahre  1799  bestand. 
Diese  Bank  wies  bereits  die  charakteristischen  Eigenschaften  der 
Aktiengesellschaft  auf:  festes  Grundkapital,  Namens-  oder  Inhaber- 
aktie, beschränkte  Einlsgepflicht  und  den  Verkehrswert  des  Anteil- 
scheins. 

Die  Banco  di  St.  Giorgio  diente  dann  als  Vorbild  bei  der  bald 
in  allen  Ländern  Europas  unter  Verwendung  des  Aktienprinzips  er- 
folgten Begründung  yon  zahlreichen  Giro-,  Leih,  Zettel-  und  Depositen- 
banken; sie  selbst  stellte  erst  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
ihre  Geschäfte  ein,  nachdem  eine  yöUige  Entwertung  ihrer  Aktien  ein- 
getreten war. 

Aufserhalb  Italiens  finden  wir  die  ersten,  unseren  Aktiengesell- 
schaften entsprechenden  Bildungen  in  Holland,  wo  im  Jahre  1602 
die  holländisch-ostindische  Kompanie  von  den  Generalstaaten  be- 
stätigt wurde. 

In  den  Kompanien  Latte  der  Merkantilismus  die  Form  gefunden, 
in  welcher  er  auf  dem  Gebiete  des  auswärtigen  Handels  mit  anderen 
Itationen  in  den  Wettkampf  trat. 

In  Preufsen  griff  Friedrich  II.  gleichfalls  zu  diesem  beliebten 
Mittel  und  gründete  die  asiatische  Handelskompanie,  deren  Wurzeln 
bis  auf  das  Jahr  1721  zurückreichen,  da  bereits  damals  ein  englischer 
Kaufmann,  Juan  Archidiacon,  von  Friedr.  Wilhelm  I.  Pafs  und  Pa- 
TÜlon  für  ein  Schiff  von  Ostende  nach  Mocha  (Mokka)  in  Arabien  und 
der  Malabarküste  erhalten  hatte.    Friedrich  der  Grofse  erteilte  dann 


1)  Vgl.  Gierke  a.  a.  0.    8.  991  f.    Benaud  a.  a.  0.    S.  21  f. 
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1760  dem  Heinrich  Thomas  Stuart  das  Octroi  für  eine  Kompanie 
von  Emden  nach  Kanton  in  China.  ^) 

Alle  diese  Erwerbsgesellschaften  waren  staatlich  konzessionierte 
Anstalten,  welche  ein  landesherrliches  Spezialprivileg  in  dem  Ton  der 
Staatsgewalt  ausgegebenen  Freiheits«  und  Machtbrief  (Octroi)  besafsen. 

Mit  Körperschaftsrechten  ausgestattet,  erscheinen  die  Ghsell* 
Schäften  im  Polizeistaate  als  Mittel  zur  Durchführung  staatlidier 
Handelspolitik,  im  gewissen  Sinne  als  Staatsanstalten  und  das  System 
ihrer  staatlichen  Konzessionierung  herrscht  in  Deutschland  bis  fiber 
die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hinaus. 

In  Deutschland,  speziell  auch  in  Preufsen,  hatte  der  Aufschwung 
▼on  Handel  und  Industrie  seit  dem  zweiten  Jahrzehnt  unseres  Jahr- 
hunderts Gesellschaft  auf  Gesellschaft  nach  eigentlich  unter  sich 
gleichen  Prinzipien  entstehen  lassen;  aufserdem  begann  um  diese 
Zeit  die  Dampfkraft  sich  des  Verkehrs  zu  bemächtigen  und  gerade 
der  Eisenbahnbau-  und  Betrieb  lag  in  den  Händen  kapitalkräftiger 
Gesellschaften.  Die  Schaffung  allgemeiner  Aechtssätze  für  diese  Ver- 
einigungen erwies  sich  daher  bald  als  unumgänglich  notwendig. 

Das  Preufsische  Landrecht,  welches  (TeU  11  Titel  VI  §  II f.; 
Tit.  8  §  614  f.)  auch  die  Bechte  und  Pflichten  „erlaubter^*  PriYat- 
gesellschaften  zu  regeln  suchte,  bot  bei  fortschreitender  Entwicklung 
des  Gesellschaftsprinzips  im  Erwerbsleben  keine  genügende  Handhabe 
mehr  für  die  Praxis  und  man  beschritt  den  Weg  spezieller  Gesetz- 
gebung. Zunächst  waren  es  die  Eisenbahngesellschaften,  welche  einer 
einheitlichen  Regelung  durch  Gesetz  vom  3.  November  1838  (G.S. 
S.  505  f.)  unterzogen  wurden.  Der  Staat  behielt  sich  hier  in  Anbe- 
tracht der  Wichtigkeit  der  Unternehmungen  strenger  als  irgendwo, 
das  Konzessionsrecht  vor. 

Die  übrigen  deutschen  Staaten  standen  von  einer  allgemeinen 
Normierung  des  Aktienrechts  ab.  Es  wurden  nur  einzelne  Be- 
stimmungen in  betreff  der  Aktiengesellschaften  und  der  damit  zu- 
sammenhängenden Verhältnisse  aufgestellt.  So  schreibt  Hamburg  in 
einer  Verordnimg  vom  28.  Dezember  1836  die  gerichtliche  Deposition 
der  Pläne  vor  und  die  Namensangabe  der  Beamten  und  Beyollmäch- 
tigten.  Das  Königreich  Sachsen  untersagt  in  einem  Erlafs  vom 
31.  Juli  1839  die  statutenmäfsige  Zusicherung  fester  Renten  an  die 
Aktionäre ;  im  Grofsherzogtum  Hessen  werden  durch  Gesetz  v.  20.  Juli 
1858  Bestimmungen  wegen  Amortisation  der  auf  Inhaber  lautenden 


^)  Victor  RiDgi  Asiatische  Handelskomp.   Friedr.  d.  Grofse.   S.  5  f.  S.  78  f. 
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inländischen  Schnldnrkonden  gegeben.  Ähnliche  Verordnungen 
existierten  in  anderen  deutschen  Staaten.  Überall  werden  die  Aktien- 
gesellschaften wie  öffentliche  Körperschaften  betrachtet,  deren  Ent- 
stehung Yon  der  Genehmigung  des  Staates  abhängig  ist.^) 

Als  das  AUg.  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in  den  Einzelstaaten 
Geltung  empfing,  bestand  fast  noch  allenthalben  das  Erfordernis  staat- 
licher Konzession  für  die  Errichtung  von  Gesellschaften.  Nur  die 
Einfiihrungsgesetze  einzelner  Staaten,  wie  Badens  (Art.  32),  Bremens 
(§  22),  Hamburgs  (§  25),  Lübecks  (Art  14),  Oldenburgs  (Art.  20 
§  2)^)  und  einiger  anderer  machten  die  Genehmigung  des  Staates 
zur  Voraussetzung  für  die  Errichtung  von  Aktiengesellschaften. 
Der  Umstand,  dafs  es  den  einzelnen  Landesgesetzen  vorbehalten  war, 
eigene  Normen  über  die  Gründung  von  Aktiengesellschaften,  ihre 
Fortsetzung,  Statutenänderung,  Fusion  u.  s.  w.  aufzustellen,  überhob 
die  Gesetzgebung  der  Notwendigkeit  alle  Einzelheiten  zu  regeln ;  man 
überliefs  dies  der  administrativen  Einsicht. 

Das  weitere  Vordringen  des  laissez  faire-Prinzips  in  der  Wirt- 
schaftspolitik führte  aber  bald  zu  einem  vollständigen  Bruch  mit  dem 
System  der  staatlichen  Genehmigung  in  der  Novelle  zum  Handels- 
gesetzbuch vom  11.  Juni  1870  (R.G.B1.  S.  375).  Mit  ihr  war  der 
Damm,  welcher  die  Spekulationsflut  bis  dahin  in  Grenzen  hielt,  ent- 
fernt. Jede  Vereinigung  konnte  ohne  irgendwelche  staatliche  Er- 
laubnis nach  Erfüllung  einzelner  Normativbedingungen  sich  als  Aktien- 
gesellschaft konstituieren.  Zu  welchen  Resultaten  die  privatrechtlichen 
Normativbestimmungen  für  Aktiengesellschaften  gefuhrt  haben,  ist 
bekannt. 

Zur  selben  Zeit  fast,  als  die  Aktivnovelle  ins  Leben  trat,  hatte 
die  glänzende  Wendung  des  £[rieges  mit  Frankreich  den  National- 
^eist  fieberhaft  belebt;  der  Goldstrom  aus  Frankreich,  welcher  einen 
TJberflufs  an  Kapital  schuf,  führte  zu  jenem  Gescbäftsaufschwung  ohne- 
gleichen, der  unter  den  liberalen  wirtschaftlichen  Gesetzen  v.  18H7 — 70 
sich  des  neuen  Aktiengesetzes  zu  den  berüchtigten  Gründungen  be- 
diente. Als  von  1873 — 76  der  Rückschlag  eingetreten  war,  rief  man 
im  Volke,  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  und  in  der  Litteratur 
nach  einer  Reform  des  Aktien  Wesens.  Es  war  dies  die  natürliche  Reaktion 


^)  Vgl.  Victor   Bing,  Reiohsges.  v.  18.  Juli  1884  betreff,  die  Komm.- 
Gesellsch.  aaf  Akt.  und  die  Aktienges.    S.  4  f. 
A.  Renaud  a.  a.  0.  S.  46 f. 
*)  Nach.  V.  Ring  a.  a.  0.  S.  6. 
Staatsw.  Stadien.   VI.  7.  735  ^ 
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gegen  die  zahlreichen  Elemente,  welche  das  Aktienwesen  beherrschten 
and  bewufst  Täuschung  trieben. 

Das  unlautere  Gebahren  der  „Gründer"  rief  Erwägungen  über  „Eiur 
engung  des  Gebiets"  des  Aktienwesens,  über  Feststellung  seines  Wirkungs- 
feldes, seine  Berechtigung  und  wirtschaftliche  Anwendbarkeit  ^)  hervor. 

Die  Lösung  der  Frage  verschob  sich  jedoch  von  Jahr  zu  Jahr, 
zumal  man  unter  den  schweren  Folgen  einer  wirtschaftlichen  Kriais, 
ein  Gesetz  von  so  einschneidender  Wirkung  zu  erlassen  fürchtete. 

Im  Jahre  1883  gelangte  aber  endlich  ein  Gesetzentwurf  in  den 
Reichstag,  welcher  sich  an  das  H.G.B.  (Art.  173— 249a)  ansdilois 
und  den  Weg  zur  Beform  durch  die  Mängel  der  Novelle  von  1870 
vorgezeichnet  erhielt  Dem  Vorschieben  von  StrohmäDuem  als  Zeichner, 
dem  Ersatz  der  gesetzlich  erforderlichen  Einzahlungen  durch  Bu- 
chungen, denen  zufolge  die  Gesellschaft  ein  Guthaben  bei  den  Gründern 
hatte,  der  Befreiung  (Freigabe)  der  Aktien  nach  Einzahlung  von  40% 
unter  Ausgabe  von  Interimsscheinen  auf  den  Inhaber  und  noch 
manchen  anderen  Lücken  sollte  der  Entwurf  abhelfen.  Nach  manchen 
Kommissionsberatungen  kam  das  Gesetz  v.  18.  Juli  1884  (R.G.BL 
S.  123 — 170)  zu  Stande,  welches  die  ünvoUkommenheiten  der  vor- 
ausgegangenen Aktiennovelle  wett  zu  machen  suchte. 

Auf  die  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  werden  wir  noch 
vielfach  zurückzukommen  haben.  Halten  wir  jedoch  einen  Augenblick 
inne,  um  aus  dem  Vorausgegangenen  einige  Schlufsfolgerungen  mit 
Bücksicht  auf  die  Gesellschaftsbesteuerung  zu  riehen. 

Die  nicht  unbekannten  Thatsachen,  welche  wir  uns  in  Erinne- 
rung riefen,  zeigten,  dafs  die  Aktiengesellschaften,  eine  Zeitlang  direkt 
vom  Staate  ins  Leben  gerufen,  auch  in  der  Folge  besonderer  staat^ 
lieber  Aufsicht  und  Kontrolle  unterstanden.  Ihre  Stellung  im  Wirt- 
schaftsleben gilt  von  Anfang  an  als  eine  bevorzugte  und  dieser  Auf- 
fassung entsprich  die  Forderung  einer  steuerlichen  Mehrbelastung  des 
Gesellschaftsertrages.  Dem  Konzessionssystem  schliefst  sich  folge- 
richtig der  Gedanke  einer  Konzessionsgebühr  an. 

Verlangten  Wesen  und  Funktion  der  Aktiengesellschaften  ge- 
setzliche Kautelen,  um  nicht  zum  gefährlichen  Instrument  in  den 
Händen  gewissenloser  Praktikanten  zu  werden,  so  bot  anderseits  diese 
Form  der  Kapitalbethätigung,  auch  wenn  bewufste  Täuschung  und 
Schädigung  des  Publikums  ausgeschlossen  war,  den  Beteiligten  so 
grofse  Vorteile,  dafs  ihre  stärkere  Heranziehung  zur  Steuerleistung 
gerechtfertigt  erscheinen  konnte. 

0  Vgl.  Wagners  bereits  citiertes  Referat  in  den  Scb.  d.  V.  f.  S. 
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In  Wirklichkeit  läfst  sich  prinzipiell  weder  gegen  diesen  Gesichts- 
punkt ein  Widerspruch  begründen,  noch  dagegen,  dafs  auch  Ton  der 
Aktiengesellschaft  die  an  äufsere  Merkmale  anknüpfenden,  zum  Teil 
stabilisierten  Beträge,  wie  sie  der  Objektsteuer  eigen  sind,  erhoben 
werden.  Dies  kann  um  so  weniger  angezweifelt  werden,  als  hier  die 
Produktionsmittel  als  solche,  gleichyiel  in  wessen  Besitz  sie  sich  be- 
finden, oder  der  sichtbare  Ertrag,  die  Bemessungsgrundlage  der  Steuer 
bilden. 

Will  man  aber  auch  der  Steuergewalt  die  Berechtigung  nicht  ab- 
sprechen, in  der  Ausgestaltung  und  wirtschaftlichen  Stellung  der  Er- 
werbsgesellschafk,  in  der  beschränkten  Haftbarkeit  der  Beteiligten,  in 
dem  Kurswert  der  Anteilsrechte,  in  der  uDpersönlichen  Selbstthätig- 
keit  des  Gesamtkapitals,  Momente  zu  sehen,  welche  auf  die  Ertrags- 
fabigkeit  des  so  geformten  Unternehmens  von  bedeutendem  Einflufs 
sind,  so  kann  ihr  hieraus  nur  der  Anspruch  auf  eine  spezielle  Ent- 
geltlichkeit nach  dem  Gebührenprinzip  zugesprochen  werden.  Sobald 
das  Ergebnis  all'  dieser  gewinnfördemden  Faktoren,  welche  bei 
der  Gesellschaft  in  Wirksamkeit  treten,  nach  der  Rechnungslegung 
als  Reinertrag  yorliegt,  bildet  er  den  zahlenmäfsigen,  geldwerten  Aus- 
druck aller  wirtschaftlichen  Vorteile,  welche  der  Gesellschaft  recht- 
mäfsig  zustanden  und  nur  dieses  Resultat  hat  nunmehr  als  die 
in  der  Gesellschaft  gelegene  Steuerquelle  zu  gelten.  Zu  welcher 
Höhe  diese  Quelle  bemessen  wird,  hängt  davon  ab,  unter  welchem 
Gesichtspunkte  man  kapitalkräftige  Unternehmungen  bezw.  fundiertes 
Einkommen  überhaupt  veranlagt;  die  Entscheidung  darüber  aber, 
ob  die  Steuer  in  der  Gesellschaft  oder  bei  den  auf  den  Gesellschafts* 
ertrag  Bezugsberechtigten  erhoben  werden  soll,  ist  lediglich  eine  Frage 
der  praktischen  Durchführbarkeit  des  von  uns  geltend  gemachten 
Standpunktes.  Geht  man  über  ihn  hinaus  und  erblickt  in  dem  Er- 
trage der  Gesellschaft  und  dem  Einkonmien  der  Aktionäre  aus  ihr, 
zwei  steuerbare  Wirtschaftsresultate,  von  denen  jede,  weil  die  Ge- 
sellschaft ebenfalls  Rechtssubjekt  ist,  als  Quelle  der  Personalsteuer 
betrachtet  wird,  so  gelangt  man  dadurch  zu  Inkonsequenzen  und  Un- 
gerechtigkeiten. Die  Steuerkämpfe  in  der  Prasus  beginnen  daher 
auch  in  dem  Momente,  wo  die  Gesetzgebung  zu  einer  selbständigen, 
Ton  der  Besteuerung  der  Aktionäre  unabhängigen  Veranlagung  der 
Gesellschaft  nach  ihrem  Reinertrage  schreitet,  in  der  Annahme,  dafs 
dieser  Reinertrag  „Einkommen^'  der  Gesellschaft  sei. 

Dies  läfst  sich  namentlich  für  Preufsen  nachweisen. 

737  ö* 
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Als  hier  zu  Beginn  unseres  Jahrhunderts  eine  Neuordnung  des 
Steuerwesens  Yorgenonunen  wurde ,  waren  die  Erwerbsgesellschafien 
in  Deutschland  noch  nicht  entwickelt.  Das  Wesen  der  Vorläufer 
unserer  heutigen  Einkommensteuer  schlofs  zudem  eine  Veranlagung 
von  Personenmehrheiten  aus.  Sowohl  das  preufsische  Gesetz  vom 
30.  Mai  1820,  welches  die  Klassensteuer  anordnete,  als  das  Gesetz 
vom  1.  Mai  1851 ,  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer 
betreffend,  waren  persönliche  Steuern  nur  in  dem  Sinne,  dafs  eine 
physische  Person  als  Steuersubjekt  galt.  Von  einer  thatsächlichen 
Erfassung  der  Steuerfähigkeit  oder  einer  Anpassung  an  die  Beweg- 
lichkeit des  Einkommens  konnte  um  so  weniger  die  Rede  sein,  als, 
abgesehen  von  der  mangelhaften  Bemessungsgrundlage,  über  „Besitz-, 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  sonstige  EinkommensYerhältnisse"  der 
Steuerpflichtigen  „möglichst  vollständige  Nachrichten*^,  nur  soweit 
dieses  „ohne  tieferes  Eindringen**  in  die  Vermögensverhältnisse  ge- 
schehen konnte,  eingezogen  werden  sollten  (§  22  Abs.  3  Ges.  v.  l./V. 
1851).  Für  die  Erwerbsgesellschaften  als  solche  blieb  bezüglich  ihrer 
Veranlagung  nur  die  Grund-  und  Gewerbesteuer  übrig. 

Allein  die  wachsende  Verbreitung  der  Aktienuntemehmungen 
und  der  steigende  Finanzbedarf  des  Staates  mufsten  das  Verlangen 
zeitigen,  durch  die  Steuergesetzgebung  direkt  an  den  offen  zu  Tage 
liegenden,  durch  genaue  Abrechnung  der  vorgesetzten  Regierung  de- 
klarierten Beinertrag  der  Gesellschaft  heranzutreten.  Der  erste  Versuch 
dazu  wurde  in  dem  bereits  zitierten  Gesetz  über  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen vom  3.  November  1838  (s.  S.  80)  gemacht ,  wenn  hierbei 
auch  in  erster  Reihe  eine  Besteuerung  des  EisenbahnbetriebB  als  solchen 
in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  lag.  Es  wurde  (§  38)  eine  Abgabe 
der  Eisenbahngesellschaften  festgesetzt,  welche  „im  Verhältnis  des  auf 
das  gesamte  Aktienkapital  nach  Abzug  aller  ünterhaltungs-  und  Be- 
triebskosten und  de^  jährlich  inne  zu  behaltenden  Beitrags  zum  Re- 
servefonds betreffenden  Ertrags  sich  abstuft**.  Die  Höhe  dieser  Abgabe 
sollte  aber  erst  dann  reguliert  werden,  wenn  die  zweite,  innerhalb  der 
preufsischen  Staaten  konzessionierte  Eisenbahn  3  Jahre  im  vollstän- 
digen Betriebe  gewesen  ist  und  dadurch  die  nötigen  Erfahrungen  ge- 
sammelt sein  würden.  Von  der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer 
sollten  dafür  die  Eisenbahngesellschaften  befreit  bleiben.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Höhe  der  von  den  Eisenbahn- Aktiengesell- 
schaften zu  erhebenden  Beträge  brachte  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1853 
(G.S.  S.  449 — 451).  Danach  mufsten  (§  3)  in  Abstufungen  von  einem 
Reinertrage  bis  einschliefslich  4%  des  Aktienkapitals  —  ^/^^  dieses 
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Ertrags  {^^2^0)9  ^^^  einem  höheren  Reinertrage  aber  aufserdem: 
vom  Mehrbetrage  über  4^9 — 5%  i^^kl.  ^«o  entrichtet  werden;  von  5 
bis  6®/(,  inkl.  ^/^o,  von  dem  Mehrertrage  über  6*^/^  sogar  "/j^  dieser  Er- 
tragsquote. Wie  man  sieht,  eine  scharf  ansteigende,  progressive  Be- 
steuemng  des  Reinertrags! 

Dieser  Abgabe  unterlagen  auch  (§  4)  diejenigen  Eisenbahngesell- 
schaften,  welche  statutenmäfsig  dem  Staate  einen  gewissen  Anteil  von 
dem  über  einen  bestimmten  Prozentsatz  des  Aktienkapitals  hinaus- 
gehenden Reinertrage  vorweg  zu  überlassen  hatten. 

Die  weitere  steuerliche  Entwickelung  Preufsens  führte  dazu,  auch 
alle  übrigen  Erwerbsgesellschaften  nach  ihrem  wechselnden  Reinertrage 
heranzuziehen,  und  zwar  zunächst  im  Rahmen  eines  Steuersystems, 
dessen  Merkmale  sonst  bestimmte  Ertragskategorien  oder  der  Wert 
des  Anlage-  und  Betriebskapitals  bilden.  Durch  das  Gewerbesteuer- 
gesetz vom  18.  November  1867  (G.S.  S.  849—852)  wurden  „alle 
Aktiengesellschaften,  die  ganz  oder  teilweise  auf  einen  Handels-  oder 
Gewerbebetrieb  irgend  welcher  Art  gerichtet^  waren,  einer  Steuer 
unterworfen,  welche  „für  jedes  Kalenderjahr  nach  der  Summe  der 
Zinsen  und  Dividenden",  die  für  das  vorangegangene  Jahr  an  die  In- 
haber der  Aktien  oder  sonstigen  Anteile  zu  Verteilung  gekommen 
waren  (§  2),  berechnet  werden  sollte.  Die  Steuer  betrug  jährlich  den 
50.  Teil  (2%)  der  gedachten  Summe  aller  Zinsen  und  Dividenden; 
wenn  der  hieraus  sich  ergebende  Steuersatz  aber  weniger  als  36  Rthlr. 
betrug,  so  war  dieser  letztere  Betrag  zu  erheben.  Ausländische  Ge- 
sellschaften sollten  „nur  nach  Mafsgabe  des  inländischen  Geschäfts- 
betriebes" herangezogen  werden.  Das  Gesetz  traf  aber  nicht  allen 
Handels-  und  Gewerbebetrieb,  der  unter  der  Form  der  Aktiengesell- 
schaft ausgeführt  wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Gesellschaften 
(Brauerei,  Müller-,  Schiffer-,  Lohnfuhr-  oder  Pferdeverleiher-Gewerbe) 
unterlag,  sobald  die  zu  entrichtende  Steuer  36  Rthlr.  überstieg  (§  3 
lit  b),  den  Bestimmungen  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  30.  Mai 
1820  (G.S.  S.  147—162). 

Die  nach  dem  Reinertrag  zu  bemessende  Gewerbesteuer  für 
Aktiengesellschaften  wurde  aber  allgemein  als  ungerecht  empfunden, 
namentlich  wurde  geltend  gemacht,  dafs  sie  durch  das  Anknüpfen  an 
den  Reingewinn^  ganz  gegen  den  Charakter  einer  Realsteuer,  verfahre. 
Die  Klagen  häuften  sich  in  dem  Mafse,  dafs  die  Regierung  sich  veranlafst 
sah,  die  Bestimmungen  über  die  Gesellschaftsbesteuerung  aufser  Kraft 
zu  setzen.  Ein  Gesetz  vom  19.  Juli  1861  (G.S.  S.  697)  „betreffend 
einige  Abänderungen  des  Gesetzes  wegen  Entrichtung  der  Gewerbe- 
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Steuer'^,  hob  (§  32  Abs.  2)  alle  Vorschriften  vom  18.  NoTember 
1857  auf. 

Damit  tritt  für  die  Aktiengesellschaften  wieder  der  frühere  Rechts* 
zustand  ein ;  sie  werden  zur  Gewerbesteuer  wie  Einzelbetriebe  (4  Abtei* 
lungen  von  Städten  mit  entsprechenden  Sätzen  für  die  Terschiedenen 
Arten  yon  Handel  und  Gewerbe)  veranlagt  und  bleiben  von  der  Klassen- 
steuer frei. 

Der  Steuerkampf  um  die  Aktiengesellschaft  war  aber  dadurch 
nicht  beigelegt  worden.  Hatte  man  die  Staatssteuer  zurückgedrängt, 
so  wurde  die  ganze  Frage  durch  die  Eommuualbesteuerung  im  FluTs  ge- 
halten. Die  Landgemeinde-  und  Städteordnungen  von  1853 — 1856,  von 
welchen  oben  (S.  61,  Noten)  die  Rede  war,  boten,  wenn  auch  nicht  in 
einheitlicher  Direktive,  die  Möglichkeit,  Erwerbsgesellschaften  in  Hin- 
sicht ihrer  Besteuerung  den  Forensen  gleichzustellen.  Dies  geschah 
auch  tbatsächlich  in  einzelnen  Gemeinden.  Darob  erhob  sich  aber 
grofser  Widerspruch  im  Lande  seitens  der  ErwerbsgeselLschaften.  In 
der  Heranziehung  zur  Gemeindesteuer  sah  man  den  Ausdruck  einer 
gewissen  Feindseligkeit  gegen  die  Aktiengesellschaften,  ein  Mittel  gegen 
4hre  freie  Entfaltung,  welches  man  umso  entschiedener  zurückwies,  als 
die  liberalen  wirtschaftspolitischen  Tendenzen  gerade  zu  der  Zeit  im 
Vordringen  begriffen  waren.  Andererseits  erzeugten  aber  Petitionen 
von  Seiten  des  Kleinhandels  und  Handwerks,  welche  die  Gesellschaften 
.einer  Subjektsteuer  zu  unterwerfen  bezweckten,  entgegenkommende 
Wünsche  in  mafsgebenden  Kreisen. 

Zu  den  bedeutendsten,  litterarischen  Kundgebungen  aus  diesem 
steuerpolitischen  Gefechte  müssen  wir  die  Schrift  von  C.  Dietzel^) 
rechnen,  welche,  obgleich  sie  zu  manchen  schiefen  Resultaten  gelangt^ 
doch  richtig  den  wirtschaftlichen  Kern  und  die  wirtschaftliche  Funk- 
tion der  Aktiengesellschaften  erfafst.  Dietzel  war  damals  Sekretär 
des  Gentralvereins  der  Aktiengesellschaften  in  Rheinland  und  West- 
falen. Diese  Stellung  erklärt  es,  dafs  seine  Ausfuhrungen,  ohne 
dafs  man  in  ihnen  gerade  eine  oratio  pro  domo  zu  sehen  braucht^ 
hier  und  da,  selbst  wo  sie  von  richtigen  Prämissen  ausgehen,  zu 
Schlufsfolgerungen  konmien,  die  man  heute  nicht  unbedingt  gelten 
lassen  wird. 

Die  Entwicklung  zur  gesetzlichen  Anerkennung  einer  Subjekt- 
besteuerung der  Erwerbsgesellschaften  vermochte  jedoch  keine  Kund- 


^)  Die  Besteuerung  des   Ak.-Ges.  in   Verbindung  mit  der  GemeiBdebesi. 
Köln  1869. 
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gebmig  hintanztthalten.  Zugleich  mit  anderen  nichtphysischen  Per- 
sonen unterwarf  man  auch  die  Aktiengesellschaften  der  Einkommen- 
steuer; in  Preufsen  zunächst  in  der  Gemeinde  (s.  S.  38),  während 
bereits  lange  vorher  einzelne  Staatssteuergewalten  die  Personalsteuer 
bei  rechtsfähigen  Gesellschaiten  (zuerst  Oldenburg  s.  S.  36)  in  An- 
wendung gebracht  hatten.  Heute  ist  die  subjektiTe  Steuerpflicht  der 
Aktiengesellschaften  eine  gesetzliche  Thatsache. 

Sehen  wir  zu,  mit  welchem  Recht. 

Eine  Gesellschaft  ist  nach  dem  geltenden  deutschen  Reichsgesetze 
eine  Aktiengesellschaft,  wenn  sich  sämtliche  Gesellschafter  nur  mit 
Einlagen  beteiligen,  ohne  persönlich  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Gresellschaft  zu  haften  (Art.  207).  Sie  ist  ein  Verein  von  Per- 
sonen (Aktionären),  welche  zur  Erreichung  eines  statutenmäfsigen 
Zweckes  ein  Kapital  durch  festbestimmte  Beiträge  (Aktien)  zusammen- 
bringen, über  diese  hinaus  mit  ihrem  Vermögen  für  die  Schulden  des 
Vereins  nicht  haften,  den  etwa  erzielten  Gewinn  aber  nach  Verhältnis 
der  gemachten  Einlagen  unter  sich  verteilen.  ^)  Die  Gesellschaft  gilt 
in  jedem  Falle  als  Handelsgesellschaft ,  auch  wenn  der  Gegenstand 
des  Unternehmens  nicht  in  Handelsgeschäften  besteht  (Art.  208). 
Sie  besitzt  selbständige  Rechte  und  Pflichten  (Art.  213),  kann  Eigen- 
tum und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden  —  sie  ist  mit  anderen  Worten  eine 
rechtsfähige  Wirtschaftseinheit  —  eine  juristische  Person. 

Die  neuere  und  neueste  Steuergesetzgebung  hat,  wie  mehrfach 
erwähnt,  die  Rechtsfähigkeit  der  Gesellschaft  als  ausschlaggebend 
für  die  direkte  Heranziehung  derselben  zur  Steuer  erachtet,  so  sehr 
gerade  dieses  Moment  auch  in  der  juristischen  Litteratur  stark  um« 
stritten  ist.  Allein,  ob  man  in  der  Gesellschaft  eine  universitas  per- 
sonarum,  ^)  oder  eine  Modifikation  der  römischen  societas  ^)  sieht, 
oder  ob  man  annimmt,  dafs  sie  vermöge  einer  juristischen  Fik-» 
tion^)  formell  als  ein  Rechtssubjekt  gilt,  indem  sie  ihren  eigenen 
Mitgliedern  gegenüber  ganz  so  in  Thätigkeit  tritt,  als  wäre  sie  eine 
besondere,  von  den  einzelnen  Aktionären  verschiedene  juristische  Per- 
sönlichkeit, —  alle  diese  Momente  sind  für  die  Frage  der  Gesell- 
schaftsbesteuerung belanglos. 


»)  Vgl.  Otto  Stobbe,  Deutsch.  Privatrecht.    S.  470. 

*)  R.  Hermann  a.  a.  0. 

*)  G.  F.  Paehta,  Pandekten  §  S5. 

*)  Savigny  a.  a.  O. 
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Wir  haben  auch  hier  nach  dem  wirtschaftlichen  Erfolg  des  Unter« 
nehmens  —  nicht  nach  seiner  rechtlichen  Form,  und  bei  der  Personal- 
Steuer  vollends  nach  denjenigen  zu  fragen,  die  im  Grenusse  dieses 
Wirtschaftserfolges  sich  befinden. 

Was  bei  der  G-ründung  der  Aktiengesellschaft  vor  sich  gefangen 
ist,  besteht  darin: 

Von  einer  Mehrheit  von  Personen  hat  jede  einen  Teil  ihres  Ver- 
mögens ausgesondert  mit  der  Bestimmung,  dafs  dieser  Teil  aus- 
schliefslich  fär  den  Betrieb  eines  bestimmten  Unternehmens  diene. 
Der  Zusammenhang  des  ausgesonderten  Teiles  mit  dem  übrigen  Ver- 
mögen wurde  gleichzeitig  aufgehoben.  Das  Kapital  der  Gesellschaft 
von  den  beteiligten  Unternehmern  (Aktionären)  zusammengetragen, 
ist  Eigentum  dieser  und  zwar  eines  jeden  von  ihnen  in  der  Höhe  seines 
Einschusses.  Hat  sich  der  Einzelne  auch  des  Bückforderungsrechtes 
begeben,  so  steht  ihm  dafär  ein  klagbares  Becht  auf  den  etwa  erzeugten 
Gewinn  (Dividende)  zu.  Der  Beinertrag  des  gesamten 
Unternehmens  istEinkommen  der  Gesamtheit  derTeil- 
nehmer. 

Zur  Erzeugung  dieses  Einkommens  ist  die  Gesellschaft  geschaffen ; 
sie  ist  das  Werkzeug,  vermittelst  dessen  die  Teilhaber  ihre  Absicht 
auf  Gewinn  zu  verwirklichen  hoffen.  Die  Durchführung  dieser  Ab- 
sicht ist  bestimmten,  von  den  Beteiligten  erwählten  Organen,  welche 
als  deren  Beauftragte  handeln  übertragen.  Die  Aktiengesellschaft  er* 
scheint  daher,  wirtschaftlich  betrachtet,  als  eine  Form,  unter 
welcher  eine  Mehrheit  von  Personen  Erwerb  betreibt,  sie  ist  Mittel 
zumErwerb.  Von  den  Unternehmungen  des  Einzelnen  unterscheidet 
sie  sich  dadurch,  dafs  für  alle  Verbindlichkeiten  nur  das  Vermögen  der 
Gesellschaft,  nicht  die  Inhaber  desselben,  haftet.  Es  findet  hier 
der  Bechtssatz  keine  Anwendung,  nach  welchem  jedermann  für  ein 
Bechtsgeschäft,  bei  dem  nur  ein  Teil  seines  Vermögens  in  Anspruch 
genommen  ist,  —  mit  dem  ganzen  Vermögen  hierfür  einsteht.  Denn 
als  handelndes  und  verantwortliches  Bechtssubjekt  gilt  eben  nur  die 
Gesellschaft  als  solche.  Darin  liegt  ohne  Zweifel  eine  vermögensrecht- 
liche Begünstigung  der  Beteiligten,  welche  noch  dadurch  gesteigert 
wird,  dafs  die  Kursfähigkeit  der  Anteilscheine  ihnen  die  Möglich- 
keit giebt,  ihre  Einlagen  jederzeit  zu  realisieren. 

Es  treten  aber  noch  weitere  Momente  hinzu,  welche  die  bevor- 
zugte Sonderstellung  der  Aktienunternehmungen  charakterisieren. 

Infolge  der  selbständigen  Bechtstähigkeit  oder  der  juristischen 
Persönlichkeit,  welche  die  Gesellschaft  besitzt,  scheidet  gerade  bei  ihr  das 
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persönliche  Element  im  Erwerbsleben  aus;  es  fallen  für  sie  manche 
Grandsätze  fort,  die  sonst  neben  dem  Streben  nach  Vorteil  das  wirt- 
schaftliche Handeln  lenken  und  bestimmen.  Für  das  Thun  und  Lassen 
des  Einzelunternehmens  haftet  ein  menschliches  Individuum  nicht  mit 
seinem  Vermögen  allein,  sondern  er  hat,  sofern  das  Strafgesetzbuch 
nicht  zugleich  auch  seinen  Moralkodex  bildet,  mehr  als  Kapital  ein- 
zusetzen: Ehre,  Ruf,  Achtung  und  soziale  Stellung, 

Die  Gesellschaft  dagegen  geniefst  und  beansprucht  nicht  mehr 
Vertrauen  im  Geschäftsleben,  als  ihre  Kapitalkraft  ausreicht,  als  der 
Stand  ihrer  Geschäfte  rechtfertigt,  ihr  Kredit  nähert  sich  mehr  dem 
Realkredit.  Dadurch  ist  für  ihr  geschäftliches  Thun  manche,  für  den 
Einzeluntemehmer  bestehende  Grenze  fortgeräumt;  sie  kann  rück- 
sichtsloser als  dieser  yorgehen,  sich  in  gewagtere  Unternehmen  stürzen, 
da   schlimmstenfalls  jeder  Gesellschafter  nur  seinen  Anteil  einbüfst. 

Sind  so  in  der  Aktiengesellschaft  die  Bedingungen  dafür  gegeben, 
dals  unter  ihrer  Form  E^apitalsteile  sich  zusammenballen,  welche  leicht 
zur  Gefahrdung  von  anderen  wirtschaftlichen  Existenzen,  zu  betrüge- 
rischen Manipulationen  benutzt  werden  können,  so  hat  der  Staat 
ohne  Zweifel  ein  Recht  dazu,  sich  eine  Aufsicht  und  Kontrolle  über 
das  Treiben  der  Erwerbsgesellschaften  zu  sichern.  Man  kann  hierin 
von  socialpolitischem  Gesichtspunkte  aus  vielleicht  noch  weiter  gehen, 
indem  man  dem  Staate  auch  das  Recht  zuspricht,  dem  Aktienwesen 
Grenzen  anzuweisen  und  zugleich  die  Forderung  aufstellt,  dafs  auf 
gewissen  Gebieten  die  Privatunternehmungen  der  Aktiengesellschaften 
durch  eine  Staats-  oder  Kommunalthätigkeit  ersetzt  wird,  wie  dies 
bereits  thatsächlich  vielfach  geschieht  (Verkehrswesen,  G^-  und 
Wasserversorgung  der  Städte). 

Dies  alles  zugegeben,  taucht  aber  zunächst  die  Frage  auf,  ob 
auch  hier  die  Steuer  das  Mittel  ist,  durch  welches  etwaige  Forderungen 
der  Sozialpolitik  verwirklicht  werden  können  ?  Ist  man  der  Ansicht, 
dafs  die  Aktiengesellschaft  nach  mancher  Richtung  hin  einen  schäd- 
lichen Einflufs  äufsert,  so  darf  sich  der  Staat  ihre  Fortexistenz  in 
jeder  Ausdehnung  und  auf  jedem  Gebiete  nicht  durch  eine  höhere 
Steuer  erkaufen  lassen,  sondern  mufs  in  anderer  Weise  bessernd  ein- 
greifen. Es  wird  aber  wohl  niemand  behaupten  wollen,  dafs  die 
selbständigen  Erwerbsgesellschaften,  weil  bei  ihnen  Mifsstände  vor- 
kommen können  und  auch  wirklich  vorkommen,  oder,  weil  ihre  immer 
gröfsere  Verbreitung  manche  soziale  Klassen  in  ihrer  Existenz  be- 
droht, um  jeden  Preis  in  ihren  Daseinsbedingungen  beengt  werden 
müssen.      Die     Aktiengesellschaft     birgt    ja    ohne    Zweifel    viele, 
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dem  Gesamtinteresse  dienende  Vorteile  in  sich  xmA  ist  eine  notwendige, 
man  kann  sagen,  unentbehrliche  Institution  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens, deren  Konkurrenzfähigkeit  anderen  gleich  grofsen  Unter- 
nehmungen gegenüber  durch  eine  von  diesen  verschiedene  Stenerver- 
anlagung  zu  schwächen,  kein  Grund  vorliegt.  Geschieht  dies  trotzdem, 
so  steigert  sich  das  Bedenken  dagegen  umsomehr  —  von  der  Kon- 
kurrenz mit  dem  Auslande  ganz  abgesehen  —  als  auch  auf  deutschem 
Wirtschaftsgebiete  die  Gesellschaften  nicht  überall  gleichmäfsig  heran- 
gezogen werden. 

Allein,  indem  man  in  neuerer  Zeit  allenthalben  auch  mit  der  Ein- 
kommensteuer an  die  Aktiengesellschaften  herantrat,  waren  es  gar 
nicht  in  erster  Reihe  sozialpolitische  Erwägungen,  die  man  hierfür 
geltend  machte.  Man  hätte  sonst  andere  kapitalkräftige  Erwerbsgesell- 
schaften nicht  ganz  auTser  Acht  fassen  dürfen.  —  Es  war  vielmehr 
ein  formal-juristischer  Gesichtspunkt  —  die  Rechtsfähigkeit  der 
Aktiengesellschaft  —  welcher  ins  Feld  geführt  wurde.  Hierdurch 
schied  sich  der  Ertrag  der  Gesellschaft  und  das  Einkommen  der 
Aktionäre  aus  ihr  in  zwei  selbständige  Einkommenskategorieen,  von 
denen  jede  der  Einkommensteuer  unterlag.  Man  vergafs  hierbei, 
dafs  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  der  „rechtsfähigen^  Aktiengesell- 
schaft nichts  weniger  als  unabhängig  vom  Willen  und  den  Ent- 
schliefsungen  der  Teilhaber  ist,  vor  allem  aber,  dafs  die  Gesellschaft 
als  solche  keine  eigenen  Ziele  und  Aufgaben  hat,  zu  deren  Erfüllung 
sie  eines  Einkommens  bedürfte.  In  Wirklichkeit  braucht  sie  keiner 
Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse;  der  Zweck  ihres  Daseins 
ist,  den  Gesellschaftern  Gewinn  zu  bringen.  Für  sich  selbst  behält 
sie  nichts  zurück  und  darum  fehlt  hier  vollständig  das  Moment  der  Kon- 
sumption  des  erarbeiteten  Reinertrages.  Was  „Einkommen^  der  Ge- 
sellschaft und  Vermögen  derselben  genannt  wird,  ist  nur  einmal 
da  und  zwar  als  Einkommen  und  Vermögen  der  Aktionäre.  Dies 
wird  sofort  klar,  wenn  man  den  Begriff  des  Volkseinkommens  zu  Hilfe 
nimmt. 

Will  man  letzteres  durch  die  „personale  Methode^  zur  Dar- 
stellung bringen,  so  hat  man  den  Reinertrag  sämtlicher  Einzelwirt- 
schaften des  Inlandes  bezw.  das  Einkommen  der  physischen  Personen, 
in  der  Hauptsache  der  Subjekte  der  Privatwirtschaften,  am  Schlüsse 
einer  Wirtschaftsperiode  zu  summieren.^)  Haben  nun  die  Erwerbs- 
gesellschaften ein  selbständiges  Einkommen,  so  mufs  dieses  zur  Summe 


*)  Vgl.  A.  Wagner,  Grundleg.  8.  Aufl.  §  178.    (S.  417  f.) 
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des  Einkommens  der  physischen  Personen  noch  hinzugezählt  werden. 
Dafs  man  aber  so  zu  einem  fehlerhaften  Resultate  gelangt,  liegt  auf 
der  Hand.  Denn  in  der  ersten  Summe  ist  ja  bereits  das  Einkonmien 
enthalten,  welches  die  physischen  Personen  aus  den  Erwerbsgesell- 
schaften beziehen.  Der  Ertrag  dieser  kann  doch  nur  einmal  vor* 
banden  sein^  entweder  in  seiner  Gesamtheit,  in  der  Gesellschaft,  oder 
aufgeteilt,  bei  den  Aktionären  als  deren  Einkommen.  Nimmt  die 
Steuergesetzgebung  das  Gegenteil  an,  so  gelangt  sie  zu  einer,  durch 
das  Argument  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Gesellschaft,  nicht 
zu  widerlegenden  doppelten  Besteuerung  desselben  Einkommens. 

Otto  Gierke  ^)  giebt  beispielsweise  zu,  dafs  neben  einer  Besteuerung 
des  Einkommens  der  Aktionäre  aus  Dividenden  eine  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaft  als  solcher  zweifellos  „dieselbe  wirtschafsliche  Er* 
tragsquelle  doppelt  belastet  und  der  aus  ihr  fliefsende  Gewinn  an 
zwei  Stellen  geschmälert^  wird.  Ebenso  gewifs  sei  es  aber  auch,  dafs 
der  Ertrag  des  Geschäftes  der  Aktiengesellschaft  jedesmal  als  Ein» 
kommen  eines  anderen  Rechtssubjektes  getroffen  werde.  Eine  solche 
Doppelbesteuerung  widerspreche  keineswegs  den  geltenden  Prinzipien 
des  Steuerrechts  und  trete  auch  überall  ein,  wenn  Angestellte  eines 
Unternehmers  ihr  Einkommen  aus  Besoldung  oder  Lohn  versteuern 
müssen,  ohne  dafs  der  Prinzipal  die  betreffenden  Aufwendungen  von 
seinem  Einkommen  abrechnen  darf.  Durch  die  „rechtliche  Verselb- 
ständigung der  beiderseitigen  Befugnissphären^' ,  derjenigen  der  Ge» 
Seilschaft  und  der  Aktionäre,  lasse  sich  die  besondere  Belastung  der 
einer  jeden  von  ihnen  entspringenden  Einkünfte  rechtfertigen.  Die 
aktiengesellschaftliche  Eigentumsordnung  schaffe  eine  selbständige 
Yermögensmacht  in  zwei  verschiedenen  Willenscentren;  an  beiden 
Stellen  könne  daher  von  dem  betreffenden  Willensträger  „dasjenige 
Opfer  an  Vermögen  gefordert  werden,  welches  juristische ,  wie  phy- 
sische Personen  nach  dem  Mafse  ihrer  Leistungsfähigkeit  dem  Gemein- 
wesen zu  bringen  haben".  Dafs  die  Aktiengesellschaft  ihr  Einkommen 
ganz  oder  zum  gröfsten  Teil  nur  bezieht,  um  es  bald  den  Aktionären 
als  Einkommen  zuzuteilen,  falle  nicht  ins  Gewicht:  „Diese  Verwen- 
dungsart  ist  hier  eben  die  dem  Wesen  und  der  Zweckbestimmung  der 
jurististischen  Person  entsprechende  Form  ihres  Einkommenver- 
brauchs.'' 

Wir  können  darin  Gierke   durchaus  nicht  zustimmen,  dafs  eine 


^)  ^gl«   Genossenaohaftstheorie  .  und    deutsche    Rechtsprechung.     S.  881  f. 
S.  388  Note  8. 
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Besteuerung  des  Aktienertrags  der  Gesellschaft  und  des  aus  ihr  fiiefsen- 
den  Einkommens  der  Aktionäre,  sich  aufrecht  erbalten  lasse,  weil  jedes- 
mal das  Einkommen  eines  anderen  Bechtssubjekts  getroffen  werde. 
Es  ist  beidemal  nur  das  Einkommen  der  Aktionäre,  aus  dem 
die  Steuer  erhoben  wird.  Wenn  aber  Gierke  auf  die  Veranlagung 
des  Einkonunens  aus  Lohn  und  Besoldung  der  Angestellten,  ohne  dab 
der  Prinzipal  die  betreffenden  Aufwendungen  Yon  seinem  Einkommen 
abziehen  kann,  als  auf  ein  der  Doppelbesteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften analoges  Verfahren  hinweist,  so  ist  zu  bedenken,  dafs  bei  der 
Gesellschaftsbesteuerung  die  Sache  denn  doch  anders  liegt. 

In  den  Aufwendungen  für  Angestellte  und  Diener  vollzieht  sich 
bereits  ein  Verbrauch  des  Einkommens  seitens  des  Wirtschaftssubjekts, 
ein  Akt,  welcher  wiederum  zur  Einkommensquelle  anderer  wird,  die 
nunmehr  mit  den  Beträgen  aus  ihr  steuerpflichtig  sind.  Wo  solche 
Aufwendungen  zur  Erlangung  eines  Einkommens,  als  Löhnung  yon 
Gehilfen,  Gesellen,  Arbeiter  etc.,  gemacht  werden,  unterliegen  sie 
auch  nicht  der  Steuer.^)  Lidern  aber  die  Aktiengesellschaft  ihren 
Ertrag  an  die  Aktionäre  abführt,  werden  nicht  dadurch  irgendwelche 
Mitansprüche  Dritter  an  diesem  Ertrage  befriedigt  —  dies  geschieht 
bereits  vorher  —  vielmehr  verwandelt  sich  der  durch  die  Wirtschafts- 
thätigkeit  der  Gesellschaft  erzielte  Reinertrag  mit  der  Übergabe  des- 
selben zum  freien  Verbrauch  an  die  Aktionäre  in  das  Einkommen  der 
letzteren,  genau  so  wie  jeder  positive  Wirtschaftserfolg  eines  Unter- 
nehmens, wenn  er  dem  Unternehmer  zur  freien  Verfügung  zofliefst. 
Der  Reinertrag  der  Gesellschaft  ist  Untemehmergewinn  der  Aktionäre. 
Nun  giebt  auch  Gierke  zu,  dafs  die  Gesellschaft  als  solche  nichts 
zurückbehält;  dies  falle  aber  nicht  ins  Gewicht  gegen  ihre  Besteuerung, 
da  die  Hinausgabe  des  Ertrags  eben  die  Form  sei,  in  welcher  die 
Gesellschaft  ihr  Einkommen  verbrauche. 

Die  Aktiengesellschaft  hat  demnach  Einkommen,  indem  sie  kein 
Einkommen  hat. 

Wenn  jemand  nicht  befugt  ist,  einen  Wirtschaftsertrag  für  sich 
in  Anspruch  zu  nehmen,  sondern  ihn  dem  thatsächlich  Bezugsberech- 
tigten übergeben  mufs,  so  kann  man  darin  wohl  schlechterdings  keinen 
Bezug  oder  Verbrauch  eines  Einkommens  sehen. 

Eine  Besteuerung  der  Aktiengesellschaft  als  solcher  und  der 
Aktionäre  durch  dieselbe  Steuer  wird  daher  immer  bleiben,  trotz  der 


^)  Vgl.  Preufa.  Einkoinmeii8t.Oe8.  S4.   VI.  91  §  14.    Ausf.Anweis.  Art  18 
Ziff.  6. 
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^rechtlichen  YerselbständiguDg  der  beiderseitigen  Befugnissphären"  eine 
Schmälerung  desselben  Gewinns  an  zwei  Stellen. 

Dieser  Konsequenz  Yermochte  man  sich  selbst  da  nicht  zu  ver- 
schliefsen^  wo  die  rechtliche  Selbständigkeit  der  Gesellschaft  den  Aus- 
schlag gab. 

Einanzminister  von  Miquel  äufserte  in  der  Sitzung  des  Freufsischen 
Abgeordnetenhauses  vom  20.  November  1890 :  ^)  ^Auf  der  einen 
Seite  kann  ja  gar  nicht  gezweifelt  werden ,  dafs  alle  hier  genannten 
Gesellschaften,  wirklich  selbständige  juristische  Personen  sind,  dafs 
ihr  Einkommen  ihr  Eiukommen  ist  und  dafs  daher  von  diesem  Stand» 
pimkte  aus  von  einer  doppelten  Besteuerung  nicht  die  Rede  ist,  wenn 
die  Aktiengesellschaften,  die  als  solche  Einkommen  haben,  als  solche 
besteuert  werden,  während  der  Aktionär  der  als  solcher  Einkommen 
hat,  als  solcher  besteuert  wird."  Dagegen  mufste  auch  Miquel  zugeben, 
dafs  „materiell  allerdings"  hier  dasselbe  Einkommen  zweimal  besteuert 
wird.  Dieser  Überzeugung  ist  im  Grunde  genommen  vielfach  auch 
die  Gesetzgebung  geblieben,  selbst  wenn  sie  den  Modus  einer  Besteue- 
rung der  Gesellschaft  und  des  Aktionärs  statuiert  hat ;  dafür  sprechen 
die  Abzüge  und  Erleichterungen,  welche  man  teils  der  Gesellschaft 
teils  den  Aktionären  zugestand.  Die  Yermittlungsvorschläge,^)  welche 
bei  Beratung  der  betreffenden  Gesetze  gemacht  und  teilweise  zur  An- 
nahme gelangten,  lassen  sich  im  grofsen  und  ganzen  auf  drei,  im 
einzelnen  oft  voneinander  abweichende  Modalitäten  zurückführen 
und  zwar:  L  Volle  Besteuerung  der  Gesellschaft,  unter 
Freilassung  des  Einkommens  des  Aktionärs  aus  ihr 
nach  einem  bestimmten  VerhältniHse  des  Gesamteinkommens  des 
letzteren  zu  dem  aus  der  Gesellschaft  bezogenen  (3%  i^  Freufsen 
vorgeschlagen),  2.  Besteuerung  beider  Teile  (der  Gesellschaft 
und  des  Aktionärs)  nach  Abzug  von  3^2)  4  oder  5%  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  (Freufsen,  Baden,  Lippe,  Brauuschweig),  3.  Besteue- 
rung nur  desjenigen  Teils  „des  Reineinkommens^'  der 
Gesellschaft,  welcher  nicht  als  Dividende  an  die  Aktio- 
näre gelangt  (früher  in  Sachsen- Weimar),  welche  letztere  selbst- 
verständlich für  diesen  Betrag  steuerpflichtig  siud. 

Diese  Kompromifsanträge  und  ihre  hier  und  da  erfolgte  Annahme 
zeigen   deutlich,   dafs  man  sich  sehr  wohl  der  Identität  der  Gesell- 


>)  Stenogr.  Ber.  der  Verhandl.  des  Abg.Haases  1890.    B.  I.  S.  27. 
«)  Vgl.  für  Preufßen  Pinanzarchiv  VIII  2.    S.  199  f. 
»       ^    Baden  daselbst  VII  2.    S.  349  f. 
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schaftsbesteuerang  mit  derjenigen  der  Aktionäre  fiLr  das  Einkommen 
aus  der  Gesellschaft,  bewnfst  war. 

Wenn  wir  in  eine  Prüfung  der  einzelnen  Modi  eintreten,  so 
ergeben  sich  nach  unserer  bereits  dargelegten  Auffassung  der  ökono- 
mischen Funktion  der  Aktiengesellschaft,  nur  2,  prinzipiell  zu  billigende 
Möglichkeiten  für  eine  Gesellschaftsbesteuerung: 

1.  Besteuerung  des  Beinertrags  an  der  Quelle  d.  h.  in 
der  Gesellschaft. 

2.  Teilweise  Besteuerung  desselben  Beinertrags, 
a)  in  der  Gesellschaft,  soweit  er  hier  als  Beservefonds,  zu  Ab- 
schreibungen etc.  zurückbleibt,  b)  bei  den  Aktionären,  als  Diri* 
denden  zusammen  mit  deren  übrigem  Einkommen. 

Auf  jedem  dieser  Wege  soll  immer  nur  das  eine  erreicht  werden: 
die  Besteuerung  der  Aktionäre. 

Eine  dritte  Möglichkeit,  die  ausschliefsliche  Besteuerung  der 
Aktionäre  mit  ihrem  Einkommen  aus  der  Gesellschaft,  ist  inso- 
fern nicht  annehmbar,  als  in  solchem  Falle  nur  in  Betracht  kommen 
würde,  was  als  Dividenden  hioausgezahlt  wird,  während  die  Abschrei- 
bungen und  die  Zuschläge  zum  Beservefonds  verschont  blieben,  ob- 
gleich sie  nicht  minder  zum  Einkommen  der  Aktionäre  gehören,  nur 
dafs  diese  Einkommensteile  nicht  gleich  in  den  Genufs  derselben  treten. 
Es  sind  aber  bei  dieser  Besteuerungsart  noch  aus  einem  anderen 
Grunde  Steuerausfalle  wahrscheinlich.  Infolge  des  Auseinander- 
fallens  des  Wohnsitzes  der  Aktionäre  und  des  Ortes  des  Unternehmens 
vermögen  sich  die  Erträge  der  Gesellschaft,  welche  als  Dividenden 
den  Aktionären  zufliefsen,  leicht  der  Steuerkompetenz  des  Staates  und 
namentlich  der  Gemeinde  zu  entziehen  und  so  die  Steuerkraft,  welche 
in  der  Gesellschaft  liegt,  zu  vermindern.  Dies  wird  in  gleicher 
Weise  eintreten,  wenn  der  Steuerbetrag  teilweise  in  der  Gesell- 
schafb,  teilweise  bei  den  Aktionären  erhoben  wird.  Es  erscheint  da- 
her am  gebotensten,  das  Gesamteinkommen  der  Aktionäre  in  d^ 
Gesellschaft  zu  veranlagen.  Zunächst  fallt  hierfür,  aufser  den  eben 
angeführten  Gründen,  auch  der  Umstand  ins  Gewicht,  dals  die  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  nach  Ablauf 
einer  Geschäftsperiode  das  Besultat  ihrer  Wirtschaft  ohne  Verzug  in 
den  dazu  bestimmten  Blättern  (Art  185  c)  bekannt  zu  geben  haben, 
vor  allem  aber  zur  Publikation  ihrer  Abrechnung  im  Beichsanzeiger 
(Art.  209  Abs.  3)  verpflichtet  sind. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  bei  einer  Veranlagung  des  Gesamt- 
einkommens in  der  Gesellschaft  zu  lösen  sind,  bestehen  erstens  in  dei 
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notwendig  werdenden  Freilassung  der  Dividenden  im  Einkommen  des 
einzelnen  Aktionärs,  und  zweitens  darin,  dafs  weder  persönliche 
Schulden  noch  andere  persönliche  Verhältnisse  der  mittelbar  Besteuerte, 
d.  h.  der  Aktionäre,  berücksichtigt  werden,  aufserdem  aber  eine  ge- 
rechte Steuerprogression  sich  nicht  durchführen  läfst,  wenn  die  im 
Gesamtertrage  der  Gesellschaft  enthaltenen,  verschiedenen  Bezugs- 
berechtigten zustehenden  fSnkommensteile  unter  Zugrundelegung  des 
Gesamtertrages  bemessen  werden. 

Gegen  die  Ausscheidung  der  Dividenden  oder  anderer  aus  Er- 
werbsgesellschafteo  bezogener  Einkünfte  aus  dem  zu  besteuernden  Ge- 
samteinkommen des  Aktionärs  wird  vor  allem  geltend  gemacht,  dafs 
hierdurch  der  Steuerdefraude  Thür  und  Thor  geöffnet  sei,  zumal  der 
Steuerpflichtige  durch  geliehene  Aktien  die  Fassion  eines  Dividenden- 
einkommens belegen  könne,  welches  er  gar  nicht  besitze. 

Es  giebt  aber  kaum  eine  Bestimmung,  welche  einen  sicheren 
Schutz  gegen  Defekte  der  Steuermoral  bieten  könnte,  wie  über- 
haupt kein  Gesetz,  welches  doloses  Handeln  unmöglich  machte.  In 
unserem  Falle  ist  man  nicht  in  anderer  Lage,  als  bei  dem  zur  Pflicht 
gemachten  Selbstbekenntnis  des  Einkommens  überhaupt.  Dividenden 
und  Gewinnanteile  unterscheiden  sich  nach  dieser  Bichtung  hin  nicht 
von  Zinsen  und  Renten,  welche  der  Beziehende  zur  Besteuerung  auf- 
führt. Geschieht  die  Heranziehung  zur  Kapitalretensteuer  auf  Grund 
einer  Erklärung,  welche  der  Steuerpflichtige  über  den  Jahresbetrag 
seiner  Zinsen  bei  der  Einschätzungskommission  abzugeben  hat,  so 
bietet  diese  Bestimmung  ebenso  Gelegenheit  zur  Defraude,  wie  die 
Verpflichtung  des  Steuersubjekts  sein  Aktieneinkommen  behufs  Frei- 
lassimg desselben  zu  deklarieren.  Wie  er  dort  Beträge  verschweigen 
kann,  vermag  er  hier  solche  zu  hoch  anzugeben. 

Wenn  wir  das  Vorhandensein  dieser  Bedenken  aber  auch  zugeben, 
so  fragt  es  sich  immer,  ob  sie  nicht  geringer  sind,  als  diejenigen, 
welche  bei  einer  ungemilderten  oder  auch  gemilderten  Doppel- 
besteuerung desselben  Ertrages  vorliegen.  Es  lassen  sich  aufserdem  gegen 
Mifsbräuche  bei  der  Deklaration  von  Dividendeneinkommen  auch 
einige  Elautelen  schaffen,  indem  man  etwa,  wie  dies  seiner  Zeit  in 
Preufsen^)  angeregt  war,  den  Abzug  nur  dann  gestattet,  wenn  der 
Steuerpflichtige  in  der  Steuererklärung  dieses  fänkommeu  unter  ge- 
nauer Angabe  seiner  Herkunft  mit  der  ausdrücklichen  Versicherung 
aufführt,   dafs  er  die   den  Gewinn  tragenden  Papiere   während  des 


0  Vgl.  Finanzarohiv  VIII 2.    S.  198. 
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der  Steuererklärung  Toraugehenden  Steuerjahres  als  Eigentum  besessen 
hat.  Die  Angabe  geschieht  nach  dreijährigem  Durchschnitte.  Der 
auf  dieses  gehörig  nachgewiesene  Einkommen  entfallende  Anteil  an  Ein- 
kommen  Steuer  wird  dann  dem  Steuerpflichtigen  erstattet.  In  Hessen, 
Oldenburg  und  Bremen  ist  (wie  wir  später  sehen  werden)  dieser 
Modus  Gesetz.  Während  Oldenburg  (Art.  7  Ziff.  4)  nur  einen  Abzug 
bis  zu  3%  des  von  dem  Teilnehmer  nachgewiesenen  Aktienbetriebes 
zuläfsty  gestattet  Hessen  (Art.  19  Ziff.  5)  einen  Abzug  der  Zinsen 
und  Dividenden  von  Aktien  inländischer  Gesellschaften  in  demjenigen 
Verhältnis,  nach  welchem  deren  Überschüsse  der  Einkommensteuer 
bereits  unterworfen  sind;  firemen  (§  5  lit.  d.  §  2  Abs.  2)  läfst  von 
der  Einkommensteuer  die  Dividenden  dort  steuerpflichtiger  Erwerbs- 
gesellschaften frei. 

Es  könnte  hier  die  Frage  auftauchen,  ob  das  nachgewiesene 
Aktieneinkommen  des  Steuerpflichtigen  aus  dem  Gesamteinkommen 
vor  dessen  Veranlagung  auszuscheiden  sei,  oder  ob  es  zusammen  mit 
dem  übrigen  Einkommen  veranlagt  und  von  dem  erhaltenen  Steuer- 
betrage  der  auf  das  Aktieneinkommen  entfallende  Teil  abgezogen 
werden  soll?  — 

Man  wird  sich  wohl  für  das  letztere  entscheiden  müssen,  weil 
es  durchaus  ungerechtfertigt  wäre,  neben  der  Freilassung  eines  Eün- 
kommenteils  diesem  noch  die  Wirkung  zu  geben,  dafs  er  den  Steuer- 
fufs  für  das  Gesamteinkommen  herabsetze.  Dies  müfste  aber  ein- 
treten, wenn  man  das  nicht  steuerbare  Einkommen  aus  Aktien  Ton 
vornherein  vom  übrigen  Einkommen  trennte.  Unseres  Erachtens 
mufs  daher  das  Gesamteinkommen  des  Aktionärs  veranlagt  werden, 
von  dem  Gesamtsteuerbetrage  aber  ist  der  aus  Dividenden-  oder 
Gewinnanteilbezug  herrührende  Teil  nach  Mafsgabe  des  bei  der  Be- 
steuerung des  Beinertrags  in  der  betreffenden  Gesellschaft  in  Anwen- 
dung gebrachten  Fufses  abzuziehen. 

In  Betreff  des  Einwands,  dafs  bei  einer  Veranlagung  des  Ge- 
samtertrags in  der  Gesellschaft  eine  Beachtung  der  Schulden  der 
eigentlichen  Steuersubjekte,  sowie  eine  ihrem  Einkommen  ent- 
sprechende Progression  nicht  durchzuführen  möglich  sei,  mufs  man 
sich  zunächst  vor  Augen  halten,  dafs  die  Einkommensteuer,  wenn  sie 
aus  praktischen  Gründen  hier  an  die  Ertragsquelle  anknüpft,  ihren 
subjektiven  Charakter  überhaupt  verliert.  Sie  nimmt  mehr  die  Gestalt 
einer  nach  dem  Beinertrag  sich  abstufenden  Objektsteuer  an  und  als 
solche  zeigt  sie  denn  auch  sofort  die  Mängel  einer  solchen  in  der  Nicht- 
beachtung der  verschiedenen  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Steuer- 
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Subjekte.  Es  ist  jedoch  fraglich,  ob  diese  natürliche  Folge  einer 
vollen  Besteuerung  der  Gesellschaft  den  ganzen  Vorschlag  unannehm- 
bar macht,  namentlich,  ob  sie  wirklich  ein  Mangel  ist? 

Der  Fall,  dafs  jemand  ein  das  Existenzminimum  nicht  über- 
steigendes Einkommen  aus  Aktien  bezieht,  wird  wohl  nicht  allzu  häufig 
eintreten.  Die  Begel  ist,  dafs  dieses  Einkommen  entweder  die  Er- 
gänzung eines,  die  nicht  steuerbare  Grenze  bei  weitem  überschrei- 
tenden Einkommens  bildet,  oder  eine  Höhe  erreicht,  welche  eine 
Mehrbelastung  sehr  wohl  vertragen  kann.  In  beiden  Fällen  ist  die 
Steuergewalt  berechtigt,  in  dem  Dividendenbezug  sogenanntes  „fun- 
diertes^ Einkommen  zu  sehen,  da  der  Ertrag  der  Papiere  meist  ohne 
eigentliche  Arbeitsleistung  der  Inhaber  entsteht.  Es  ist  daher  billig, 
dafs  solche  Erträge  stärker  als  das  Einkommen  aus  „gewinnbringen- 
der Thätigkeit^  herangezogen  werden.  Die  Bedingung  hierfür  bleibt 
freilich,  dafs  auch  jede  andere  Art  fundierten  Einkommens  ohne  Rück- 
sicht auf  das  individuell  verschiedene  Einkommen  des  Steuerpflichtigen 
nach  einem  für  fundiertes  Einkommen  bestehenden  Fufs  veranlagt  wird. 
Dies  vorausgesetzt,  läfst  sich  die  Besteuerung  des  gesamten  Gesell- 
schaftsertrages in  der  Gesellschaft  dem  wirtschaftlich  minder  leistungs- 
fähigen Aktionär  gegenüber  auch  dann  aufrecht  erhalten,  wenn  dieser 
Ertrag  für  die  Einkommensteuer  einen  Fufs  ergiebt,  dessen  Höhe 
die  Bemessung  anderen  fundierten  Einkommens  übersteigt.  Denn 
erstens  ist  der  hohe  Fufs  in  den  meisten  Fällen  gerade  eine  Folge  der 
Ertragsfahigkeit  des  Unternehmens,  an  welcher  der  einzelne  Anteils- 
besitzer partizipiert,  zweitens  aber  mufs  entgegengehalten  werden,  dafs 
selbst  wenn  die  höhere  Bemessung  aus  der  Gröfse  des  Gesellschafts- 
kapitals überhaupt  resultiert,  hier  die  Bentabilität  mehr  als  bei  einer 
anderen  Kapitalanlage  mit  durch  spekulative  Momente  bedingt  wird, 
deren  sich  der  weniger  Kapitalkräftige  bedienen  will,  wenn  er  Teile 
seines  Vermögens  in  Aktien  anlegt.  Das  letztere  rechtfertigt  daher 
eine  stärkere  Steuerbelastung  solchen  Einkommens  im  Vergleich  zu 
sonstigem  Bentenbezug. 

Sollen  demnach  Steuerkräfte  nicht  verloren  gehen,  mit  anderen 
Worten,  soU  keine  Steuerbegünstigung  ausländischer  und  auswärtiger  (mit 
Bezog  auf  die  Gemeinde]  Aktionäre  ermöglicht  und  eine  subjektive  Doppel- 
besteuerung vermieden  werden,  so  kann  dieses  nur  durch  eine  Ver- 
anlagung der  Gesellschaft  selbst  auch  von  Seiten  der  Einkonmiensteuer 
geschehen.  Nur  so  kann  man  zu  einer  prinzipiell  richtigen  und  prak- 
tisch befriedigend  durchzuführenden  Lösung   der  „intrikaten"  Frage 
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gelangen,  und  die  Aktiengesellschaften  branchen  nicht  „wie  ein  Opal 
in  verschiedenen  Farben  zu  schillern,  je  nach  der  Seite,  von  der  man 
sie  ansieht^,  ^)  als  Erwerbsanstalten  der  Aktionäre,  oder  als  selbstän- 
dige juristische  Personen.  Sie  sind,  unserer  Ansicht  nach,  nichts  anderes, 
als  ein  ,.Konglomerat^  der  einzelnen  Aktionäre,  „geschäftliche,  Yon 
Aktionären  betriebene  G-enossenschaften"  und  keine  selbständige  Per- 
sonen, in  welche  die  einzelnen  Teilhaber  vollständig  aufgehen,  so 
dafs  sie  ihnen  etwa  wie  dritte  Personen  gegenüberstehen. 

Indem  Felix  Hecht^  diese  Ansicht  teüt,  kommt  er  doch  bei 
Erörterung  unserer  Frage  zu  dem  Schlüsse,  dafs  die  Aktiengesellschaft 
„nur  hinsichtlich  der  Produktion,  nicht  hinsichtlich  der  Konsumtion 
ein  wirtschaftendes  Subjekt''  sei.  Daraus  folge,  dafs  die  Gesellschaft 
Ertragsteuem  zu  entrichten  habe,  ein  Einkommen  beziehe  sie  aber 
nicht,  „abgesehen  von  den  Beservefonds  imd  etwa  noch  den  zur 
Schuldentilgung  bestimmten  Beiträgen.  Im  Eapitalreservefonds  liege 
der  Keim  selbständiger  Kapitalbildung  der  Gesellschaft,  er  sei  die 
Schutzmauer,  an  welcher  sich  die  Brandungen  des  geschäftlichen  Lebens 
brechen  sollen.  Er  sowohl  als  der  Diridendenreservefonds ,  sofern 
dessen  Erträgnisse  nicht  dem  allgemeinen  Zinsenkonto  zufliefsen, 
bilden  das  Objekt,  für  welches  die  Gesellschaft  als  solche  auch  von 
der  Einkommensteuer  veranlagt  werden  könne,  während  für  alle 
übrigen  Erträge  nur  die  Aktionäre  steuerpflichtig  sind.  Die  Steuer- 
pflicht der  Gesellschaft  als  solcher  sei  jedoch  nur  dann  anzuerkennen, 
wenn  die  Fonds  aufserhalb  der  Gesellschaft  werbend  angelegt  werden 
und  selbständig  in  die  Erscheinung  treten.  Es  müsse  aber  auch  in 
Betracht  gezogen  werden,  dafs  die  Reservefonds  meistens  in  leicht 
realisierbaren  und  daher  minder  rententähigen  Werten  angelegt  werden 
und  wäre  es  ungerechtfertigt,  die  Bildung  solcher  Fonds  mit  Bück- 
sicht darauf  wie  auf  ihren  Zweck  überhaupt,  durch  eine  allzu  starke 
Steuerbelastung  hintanzuhalten  (a.  a.  O.  S.  67). 

Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  verschiedenen  Fonds  ein 
Einkommen  der  Gesellschaft  als  solcher  darstellen  sollen  ?  Sie  werden 
aus  den  Erträgnissen  der  Gesellschaft  alimentiert  und  stellen  als 
solche  aufgesammeltes  Einkommen  der  Aktionäre  in  der  Gesellschaft 
dar.  Dem  Mangel  an  Sparsinn,  welcher  in  der  Einzelwirtschaft  zum 
Buin   führt,    soll   in   der  Gesellschaft  im  Interesse  der  Gesamtheit 

^)  Georg  Sohanz,  Die  dir.  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Beform. 
Finanzarchiv  II.    S.  817. 

')  Die  staatl.  Besteuerung  der  A.G.  in  Deutschl.  Finanzarohiv  VII  2. 
S.  87  f. 
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durch  die  gesetzliche  Vorschrift  zur  Bildung  eines  Reservefonds  ab- 
geholfen werden.  Er  dient  dem  Prinzipe  der  Erhaltung  des  Aktien- 
kapitals und  wird  zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz  sich  ergebenden 
Verlustes  verwendet.  Er  ist  aber  in  seiner  Höhe  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze  nur  vorgeschrieben.  Wenn  er  den  zehnten  Teil  des 
Gesamtkapitals  oder  den  im  Statut  vorgesehenen  höheren  Teil  erreicht 
hat  (Art.  185  b  Ziff.  1),  so  steht  nichts  mehr  im  Wege,  den  Reserve- 
fonds durch  Geschäftsüberschüsse  nicht  noch  weiter  zu  vergröfsem. 
Ob  daher  Teile  des  erzielten  Reinertrags  zum  Kapitalreservefonds 
geschlagen  oder  zur  Herstellung  einer  Schuldentilgungsreserve  ver- 
wendet, oder  als  Dividenden  und  Aktienzinsen  an  die  Teilhaber  ab- 
geführt werden,  ist  für  den  Charakter  eines  jeden  dieser  Teile  als 
Einkommen  der  Aktionäre  gleichgültig.  Jeder  aus  Reinerträgen  ge- 
bildete Fonds  ist  aufgespartes  Kapital  der  Aktionäre  und  die  jedes- 
maligen Zuschüsse  zu  ihm  sind  Einkommensteile  jener  und  als  solche 
steuerpflichtig.  Denn  jede  Vergröfserung  der  Fonds  bedeutet  einen 
Vermögenszuwachs  für  die  Gesamtheit  der  Aktionäre.  Die  Her- 
stellung einer  Schuldentilgungsreserve  ist  gleichbedeutend  mit  einer 
Entlastung  künftiger  minder  ertragsfälliger  Jahre,  ist  die  Vorkehrungs- 
mafsregel  eines  fürsorglichen  Geschäftsmannes,  und  die  raschere  Til- 
gung der  Schulden  heifst  die  Zinslast  verringern  bezw.  für  die  Zukunft 
den  Reinertrag  steigern.  Daher  hat  die  Anweisung  des  preufsischen 
Finanzministers  zum  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  voll- 
ständig recht,  wenn  sie  (Art.  27  Abs.  5)  sagt:  „im  übrigen  kommt 
,es  regelmäfsig  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Benutzung  der  Reserve- 
fonds nicht  an,  sondern  nur  darauf,  ob  in  der  Bildung  derselben  im 
einzelnen  Falle  eine  Vermehrung  des  Vermögens  enthalten  ist^. 

Dafs  beim  Reservefonds  die  leichte  Realisierbarkeit  höher  steht 
als  die  Rentabilität,  welche  nach  Hecht  in  der  Regel  dem  jährlichen 
Dnrchschnittsdiskont  gleichkommt,  ist  eine  Thatsache,  die  keine  Steuer- 
begünstigung begründet. 

Der  Ertrag  des  Reservefonds  wie  jeder  andere  durch  die  Gesell- 
Schaft  erzielte  überschufs  ist  in  dem  berechneten  Gesamtreinertrage 
der  Gesellschaft  enthalten  und  kommt  in  ihm  zu  seinem  Teil  zur 
Veranlagung.  Wir  möchten  daher  bestreiten,  dafs  seine  Steuerbarkeit 
nur  dann  anerkannt  werden  könne,  wenn  er  „separat  verwaltet  wird 
und  selbständig  in  die  Erscheinung  tritt". 

Eine  Steuerbegünstigung,  wenn  nicht  gar  Steuerbefreiung,  könnte 
nur  für  solche  Fonds  gefordert  werden,  welche,  aus  Erträgnissen  der 
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Gesellschaft  gebildet,  nicht  dem  Zwecke  einer  Erhöhung  der  Kapital- 
kraft  des  Unternehmens  dienen,  vielmehr  durch  ihre  jedesmalige  Alimen- 
tation eine  Verzichtleistung  der  Aktionäre  auf  ihnen  zustehende  Beträge 
bewirken.  Dieser  Fall  tritt  ein,  wenn  etwaige  Fonds  zur  Unterstützung 
Ton  Waisen  und  Witwen  der  Angestellten  gebildet  oder  vom  Ertrage 
des  Unternehmens  Summen  zu  karitativen  Zwecken,  deren  £!rfüllung 
nicht  gesetzliche  Vorschrift  ist,  ausgeschieden  werden.  Wie  die 
gesetz-  und  vertragsmäfsigen  Beiträge  zur  Kranken-,  Unfall-  und  Alters- 
versicherung sind  auch  alle  nach  dieser  Richtung  hin  freiwillig  gemachten 
Aufwendungen  von  dem  zu  veranlagenden  Gesamteinkommen  abzugs- 
fahig.  Zuschüsse  zu  allen  übrigen,  dem  Vorteil  der  Aktionäre  dienen- 
den Fonds  können  keine  Sonderstellung  in  der  Besteuerung  beanspruchen. 
So  sehr  wir  im  übrigen  Hecht  darin  beistimmen,  dafs  die  Aktien- 
gesellschaft als  solche  der  Personalsteuer  gegenüber  nicht  steuerpflich- 
tig ist,  so  wenig  möchten  wir  seine  Argumentation  hierfür  gelten  lassen. 

Nach  ihm  wäre  eine  Einkommensbesteuerung  der  Gesellschaft 
neben  der  Besteuerung  der  Aktionäre  —  die  steuerliche  Belastung 
einer  Schuld  der  Gesellschaft.  Der  erzielte  Gewinn  bedürfe  nur,  um 
zu  einer  von  selten  der  Aktionäre  klagbaren  Schuld  zu  werden,  dafs 
er  technisch  konstruiert  und  deklariert  werde.  Die  Forderung  der 
Aktionäre  sei  aber  bereits  in  dem  Augenblick  begründet,  wo  ein  Gewinn 
durch  die  Abrechnung  ersichtlich  werde.  Sobald  dieser  durch  die 
Nettobilanz  in  Verbindung  mit  Gewinn-  und  Verlustkonto  konstruiert 
und  durch  die  Generalversammlung  deklariert  sei,  verwandle  sich  die 
bis  dahin  nicht  klagbare  Schuld  in   eine  klagbare,  (a.  a.  O.  S.  46). 

Nun  ist  aber  auch  der  Anspruch  des  Teilhabers  (Kompagnons)  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  aufden  ihm  zukommenden  Teil  des 
nach  Ablauf  einer  bestimmten  Wirtschaftsperiode  festgestellten  G^ 
winns  ebenfalls  eine  klagbare  Schuld  der  Gesellschaft  an  diesen  Teil- 
haber. Es  wird  jedoch  niemandem  beifallen,  in  dem  Ertrage  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  eine  thatsächliche  Schuld  dieser  zu  sehen, 
wenn  er  auch  nach  den  Regeln  der  doppelten  Buchführung  vor  seiner 
Realisierung  durch  den  oder  die  Bezugsberechtigten  unter  den  Passivis 
des  Geschäftes  zu  stehen  kommt. 

Der  Gewinn  jeder  Gesellschaft  ist,  wirtschaftlich  betrachtet,  Ge- 
winn der  Beteiligten. 

Weder  die  Konstruktion  dieses  Gewinns  als  eine  an  die  Aktionäre 
zu  leistende  Schuld,  noch  die  Annahme  eines  partiellen  Einkommens 
der  Gesellschaft  in  den  Reservefonds,  entspricht  den  thatsächlichen 
Verhältnissen. 
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Wie  jede  aodere  Vereioigung  zu  Erwerbszwecken  ist  die 
Aktiengesellschaft  Erwerbsanstalt  der  Aktionäre  und  als  solche 
kein  Subjekt  der  Einkommensteuer.  Diese  kann  an  eine  Veranla- 
gung des  Reinertrags  der  G-esellschaft  nur  in  der  Absicht  schreiten, 
die  eigentlich  Steuerpflichtigen,  d.  i.  die  Aktionäre  desto  sicherer  zu 
trefifen. 

Eine  Schuld  der  Gesellschaft  bezw.  der  G-esamtheit  der  Aktionäre 
besteht  da,  wo  es  sich  um  Forderungsrechte  handelt,  ohne  dafs  ihr 
Träger  in  irgend  einem  MitgHedsverhältnis  zur  Gesellschaft  steht. 
Daher  können  auch  die  Kürzungen  des  Gesellschaftsertrags,  welche  durch 
die,  den  Inhabern  von  Prioritätsaktien  gegenüber  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen entstehen,  nicht  als  Schulden  der  Gesellschaft  be- 
trachtet werden. 

Die  Besitzer  von  Prioritätsaktien  sind  ebensowenig  Gläubiger  der 
Gesellschaft,  wie  diejenigen  von  Stammaktien.  Sie  sind  Mitglieder, 
wenn  auch  bevorzugte.  Wie  die  Inhaber  von  Stammaktien  nehmen 
sie  am  Gewinn  und  Verlust  der  Gesellschaft  teil,  haben  wie  jene 
Anspruch  auf  Dividende  wie  auf  Teilnahme  und  Stimmführung  in  der 
Generalversammlung.  Dass  den  in  Frage  kommenden  Aktien  zum 
Zwecke  der  Erleichterung  des  Absatzes  besondere  Vorrechte  einge- 
räumt werden,  ändert  nichts  an  ihrem  Charakter  als  Mitgliedsurkunden ; 
sie  sind  keineswegs  Schuldverschreibungen,  wenn  sie  auch  das  Vor- 
recht geniefsen,  von  dem  zur  Austeilung  kommenden  Reingewinn  ge- 
wisse Prozente  auf  ihre  Einlagen  zuerst  zu  erhalten,  oder  bei  Auflösung 
der  Gesellschaft  zuerst  mit  dem  Nominalbetrage  der  Aktien  befriedigt 
zu  werden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Beträgen,  welche  als  Zinsen  für 
Prioritätsobligationen  gezahlt  werden.  Die  Besitzer  dieser  stehen  zur 
Gesellschaft  im  richtigen  Verhältnis  des  Gläubigers  zum  Schuldner,  die 
Obligationen  enthalten  Forderungsrechte  an  dem  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft und  sind  deren  Schulden.  Der  Umstand,  dafs  die  Geschäfts- 
sprache Prioritätsobligationen  und  Prioritätsaktien  mit  demselben  Namen 
„Prioritäten**  belegt,  führt  oft  zu  einer,  durch  die  Natur  der  Sache 
nicht  gebotenen  Vermengung  beider.  Die  Prioritätsaktien  sind  An- 
teüsrechte  am  Gesellschaftsertrage,  bei  den  Prioritätsobligationen  haben 
wir  es  mit  dem  Genüsse  festnormierter  Entschädigungen  für  das  hin- 
gegebene Kapital  und  dem  Anspruch  auf  Rückzahlung  des  in  die 
Gesellschaftskasse  eingeschlossenen  Betrages  zu  thun ;  sie  sind  Schuld- 
scheine über  die  von  der  Gesellschaft  aufgenommenen  Darlehen,  wes- 
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halb  Zinsen  und  Amoitisationsquoten  für  sie  entrichtet  werden  müssen, 
bevor  ein  Gewinn  der  Gesellschaft  vorhanden  ist.^) 

Diese  Beträge  haben  selbstverständlich  wie  alle  anderen  vom 
Steuerpflichtigen  zu  tragenden  Schuldzinsen  und  laufenden  rechtsverbind* 
liehen  Lasten  bei  Veranlagung  der  Gesellschaft  durch  die  Einkommen- 
steuer frei  zu  bleiben. 

Können  wir  nach  unserer  Auffassung  des  wirtschaftlichen  Charak- 
ters der  Aktiengesellschaft  in  den  Dividenden  wie  in  dem  Gewinn  der 
Gesellschaft  überhaupt  keine  von  ihr  an  die  Aktionäre  zu  leistende 
Schuld  sehen,  so  entspräche  die  entgegengesetzte  Meinung  der  Aiir 
nähme,  dafs  die  Aktiengesellschaft  ein  selbständiges  Wirtschaftssubjekt 
mit  eigenem  Einkonunen  sei.  Die  Konsequenz  hiervon  müfste  dann 
die  sein,  dafs  man  bei  Heranziehung  der  Gesellschaft  als  solcher  durch 
die  Einkommensteuer  dem  Steuerpflichtigen,  in  diesem  Falle  der  Ge- 
sellschaft einen  Abzug  der  Dividenden  vom  steuerbarenBetrage  ge- 
stattet und  nicht  diesen  Betrag  an  zweien  Stellen  als  Einkommen 
besteuert.^) 

Wie  man  daher  auch  die  Sache  ansehen  mag,  eine  Veranlagung 
beider  Teile,  der  Aktionäre  und  der  Gesellschaft  durch  dieselbe  Steuei^ 
ergiebt  immer  eine  Doppelbesteuerung.  Gegen  diese  Handhabung 
des  Gesetzes  spricht  aber  neben  den  angeführten  Bedenken  auch  der 
umstand,  dafs  die  Einkommensteuer  der  Aktiengesellschaft  der  Tendenz 
nach  ähnliche  Wirkung  haben  mufs,  wie  die  Gouponsteuer,  nämlich 
nach  der  Bichtung  einer  Erniedrigung  des  Kurses  der  Aktie,  mithin 
wie  eine  reele  Vermögenssteuer  wirken  mufs.^) 

Suchte  man  aber  den  Durchbruch  des  Gleichheitsprinzips  bei 
der  Besteuerung  der  Aktien-  und  ihr  ähnlicher  Erwerbsgesellschaften 
mit  dem  Hinweise  auf  ihre  bevorzugte  Stellung  im  Wirtschaftsleben, 
namentlich  auf  die  beschränkte  Haftbarkeit  der  Aktionäre  zu  be- 
gründen, so  ist  nicht  einzusehen,  warum  dieser  Grundsatz  nicht  kon» 
sequent  durchgeführt  wurde,  warum  man  denselben  Besteuerungsmodus 
nicht  auch  auf  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung, 
nach  Entstehung  derselben  durch  Beichsgesetz  vom  20.  April  1892 
(B.G.B1.  S.  477),  in  den  später  zustande  gekommenen  Steuergesetzen- 
bezw.  Novellen  in  Anwendung  brachte. 

Die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  hat  wie  die  Aktien- 


1)  Vgl.  Ach.  ßenaud  (a.  a.  0.)  S.  768 f.; 

Victor  Ring.  K.G.  auf  Akt.  u.  Akt.  (a.  a.  0.)  S.  201  f. 

')  Schanz  im  Finanzarchiv  IL    S.  321. 

•)  Ad.  Wagner,  Finanzarchiv  VIII 2.    S.  193. 
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gesellschaft  selbständig  ihre  Rechte  und  Pflichten,  kann  Eigentum 
und  andere  dingliche  Rechte  an  Onmdstücken  erwerben,  vor  Gericht 
klagen  und  verklagt  werden ;  für  Verbindlichkeiten  haftet  dem  Gläu- 
biger gegenüber  nur  das  Gesellschaf tsvermögen  (§113  Abs.  1  u.  2). 
Die  Geschäftsanteile  sind  vererblich  und  veräufserlich,  —  alles  charak- 
teristische Merkmale  der  Aktiengesellschaft.  Für  Unternehmen  mit 
kleinerem  £[apital  vorgesehen,  sind  die  Gesellschaften  m.  b.  Haftung 
von  der  öffentlichen  Rechnungslegung  befreit,  ihr  Geschäftsbetrieb 
vollzieht  sich  aber  wie  bei  der  A.G.  durch  erwählte  Organe.  Sind 
juristische  Personen  als  solche*  steuerpflichtig,  so  durfte  man  an  diesen 
Gresellschaft  nicht  vorübergehen. 

Allein  von  der  grofsen  Anzahl  deutscher  Staaten,  welche  seit 
1892  eine  Ergänzung  bezw.  Umgestaltung  ihrer  Einkommensteuer- 
gesetze vornahmen,  nennt  nur  Sachsen- Weimar  die  Gesellschaft  m.  b. 
Haftung  neben  den  anderen  nichtphysischen  Steuersubjekten  (§  4 
Ziff.  4). 

Bei  den  Staaten,  welche  prinzipiell  eine  Steuerpflicht  juristischer 
Personen  anerkennen,  könnte  man  aus  diesem  Umstände  auch  auf 
eine  solche  Pflicht  für  die  Gesellschaft  m.  b.  Haftung  schliefsen, 
so  namentlich  bei  Sachsen,  Anhalt  und  Sachsen- Altenburg.  Alle 
übrigen  Steuergesetze  der  neueren  und  neuesten  Zeit  bieten  dagegen 
keine  Handhabe  für  die  Heranziehung  dieser  Gesellschaften  durch  die 
Einkommensteuer  nach  dem  für  die  Aktiengesellschaft  bestehenden 
Modus. 

Baden ,  Hessen ,  Braunschweig ,  Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Schwarzburg-Rudolstadt ,  Waldeck,  Reufs  ä.  L.  und  Lippe-Detmold 
gedenken  ebensowenig  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung, 
wie  das  umfassende  preufsische  Kommunalabgabengesetz,  welches,  ob- 
gleich 1893  zustande  gekommen,  für  die  Kommunaleinkommensteuer 
lediglich  die  steuerpflichtigen  Subjekte  aus  dem  Staatseinkommen- 
steuergesetz vom  Jahre  1891  übernommen  hat.  Das  Gesetz  zieht  nur 
die  Gesellschafter,  welche  in  der  Gemeinde  ansässig  sind,  mit  ihrem 
Einkommen  aus  der  Gesellschaft  heran  (§  33  Ziff.  2),  nicht  diese  selbst. 

Die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  wird  dagegen 
überall  der  Aktiengesellschaft  gleichgestellt. 

Wenn  auch  nicht  geleugnet  werden  soll,  dafs  beide  Arten  von 
Erwerbsgesellschaften  manches  Gemeinsame  miteinander  haben,  wenn  sie 
auch  in  vielen  Punkten  eine  gleiche  rechtliche  Ausgestaltung  aufweisen^ 
so  bietet  doch  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  manche  Momente, 
welche  gegen  eine,  der  steuerlichen  Behandlung  der  Aktiengesellschaft 
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völlig  gleiche  Besteuerung  derselben  sprechen.  Dies  ist  namentlich 
mit  Bücksicht  auf  den  persönlich  haftenden  Gesellschafter  ungerecht- 
fertigt. Er  (der  Komplementär)  geniefst  nicht  wie  die  anderen  Be- 
teiligten den  Vorzug,  nur  mit  seinem  Anteil  für  die  Verbindlichkeiten 
der  Gresellschaft  zu  haften ;  er  setzt  für  das  Unternehmen  seine  Persön- 
lichkeit, seine  Initiative  und  sein  Kapital  ein.  Darin  nnterscheidet  er 
sich  nicht  vom  Einzeluntemehmer;  auch  der  festnormierte  Mindest^ 
betrag  seiner  Einlagen  in  die  Gresellschaft  (Art.  174  a)  und  die  Bindung 
dieser  Einlagen  (Art.  181)  hätten  schwerer  ins  Gewicht  fallen  müssen. 

Die  Kommanditistengesamtheit  enttiehrt  zudem  der  Selbständig- 
keit und  Rechtsfähigkeit  y  welche  die  Aktiengesellschaft  auszeichnet. 
Sie  wird  durch  die  persönlich  haftenden  Qesellschaft^er  „berechtigt  und 
verpflichtet"  und  durch  dieselben  vor  Gericht  vertreten  (Art.  196). 
So  sehr  daher  auch  die  Aktienkommanditgesellschaft  ihrem  recht- 
lichen Wesen  nach  (Zerlegung  des  Einlagekapitals,  Veräufserlichkeit 
der  Mitgliedschaft,  Wahrnehmung  der  Rechte  der  Kommanditisten 
durch  eine  Generalversammlung,  Ausfuhrung  der  Beschlüsse  durch 
einen  Aufsichtsrat)  der  Aktiengesellschaft  sich  nähert,  so  ist  sie  ledig- 
lich eine  Unterart  der  eigentlichen  Kommanditgesellschaft.  Das 
Wesen  des  Vereins  bleibt  nach  Gierke  ^)  das  einer  Sozietät,  „welche 
ausschliefslich  repräsentiert  und  getragen  wird  von  der  für  ihren  Be- 
stand wesentlichen,  durch  eine  Reihe  vertragsmäßiger  und  gesetzlicher 
Bestimmungen  zugleich  verstärkten  und  beschränkten  Individualpersön- 
lichkeit  (resp.  der  Summe  kollektiv  verbundener  Individualpersönlich« 
keiten),  des  Komplementärs''. 

Wird  der  Gewinnanteil  des  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
mit  zu  den  steuerpflichtigen  Überschüssen  der  Gesellschaft  gerechnet 
und  gelangt  die  Steuer  von  demselben  Anteil  bei .  der  Veranlagung 
des  Komplementärs  selbst  nochmals  zur  Hebung  —  so  kann  die  hier- 
mit sich  vollziehende  doppelte  Besteuerung  desselben  Einkonmiens 
durch  dieselbe  Steuer  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Dadurch, 
dafs  ein  Teil  des  Kapitals  in  Aktien  zerlegt  ist,  wird  die  Stellung 
des  persönlich  haftenden  Gesellschafters  hier  keine  andere,  wie  die- 
jenige in  der  einfachen  Kommanditgesellschaft  und  keine  Fiktion  eines 
„Einkommens''  der  Gesellschaft  als  solcher  vermag  die  Thatsache  aus 
der  Welt  zu  schaffen,  dafs  der  Komplementär  auch  an  der  Aktien- 
kommanditgesellschaft mit  aller  Verantwortlichkeit  und  allen  Pflichten 
eines  Einzeluntemehmers  beteiligt  ist.    Abgesehen  hiervon  sind  aber 


^)  GenoBsensohaftsreoht  B.  I.    S.  9S9. 
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auch  bei  der  Kommanditgesellschaft  aaf  Aktien  alle  Momente  anzu- 
treffen,  welche  gegen  die  Annahme  einer  wirtschaftlichen  Selbständig- 
keit lind  eines  Einkommens  und  »bezugs  der  Aktiengesellschaft  sprechen. 
Auch  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  darf  ihren  Teilnehmern 
keine  feste  Zinsen  versprechen  (Art.  197) ;  ein  Einzelrecht  auf  jähr- 
liche Dividende  besteht  hier  ebensowenig  wie  bei  der  Aktiengesell- 
schaft; sie  ist  wie  diese  eine  Anstalt,  geschaffen,  mehreren  Beteiligten 
Gewinn  zu  erzielen.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  geben 
unter  Prüfung  und  Kontrolle  des  Aufsichtsrats  dem  Gesellschafts- 
vermögen die  Eichtung  für  dessen  Bethätigung ,  während  die  Be- 
teiligten, welche  nur  einen  Teil  ihres  Vermögens  zu  dem  unternehmen 
hingeben  und  nur  mit  diesem  Teil  haften  (Kommanditisten),  in  einem 
Vertragsverhaltnis  zu  jenen  stehen  und  zwar  so,  dafs  jedem  von  ihnen 
nach  Ablauf  einer  bestimmten  Wirtschaftsperiode  der  nach  der  Höhe 
der  Einlage  sich  bemessende  Anteil  am  Beingewinn  zufällt. 

Lassen  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  Aktienkommanditgesell- 
schaft noch  weniger  als  die  der  eigentlichen  Aktiengesellschaft  die 
Annahme  eines  eigenen  Einkommensbezugs  der  Gesellschaft  als  solcher 
zu,  so  vermag  man  die  zweimalige  Belastung  des  Einkommens  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  durch  keins  der  für  die  Doppel- 
besteuerung der  Aktiengesellschaften  und  der  Aktionäre  ins  Feld  ge- 
führten Momente .  zu  begründen.  Sie  bedeutet  eine  Verletzung  des 
Gleichheitsprinzips,  so  lange  nicht  auch  vom  Reinerträge  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  neben  der  Heranziehung  der  Bezugsberechtigten 
die  Steuer  bei  der  Gesellschaft  als  solcher  zur  Hebung  kommt. 

Alle  Unzulänglichkeiten  einer  ungünstigeren  Sonderstellung  der 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  müssen 
aber  bestehen  bleiben,  so  lange  nicht  jeder  in  gesellschaftlicher  ünter- 
nehmungsform  erzielte  Ertrag  derselben  steuerlichen  Behandlung 
unterworfen  wird,  sondern  die  Rechtsfähigkeit  einzehier  Gesellschaften 
den  Grund  einer  eigenen  Steuerpflicht  bildet.  Denn  wollte  man 
auch  ihre  Steuerpflicht  zugeben ,  so  mufs  doch  in  Bücksicht  auf 
das  Fehlen  eines  Einkommens  ihre  Steuerfähigkeit  entschieden  ge- 
leugnet werden. 

Aber  ganz  abgesehen  davon  bleibt  es  noch  eine  Frage,  ob  die 
Steuergewalt  berechtigt  ist,  in  erster  Beihe  auf  die  rechtliche  Aus- 
gestaltung der  Erwerbsgesellschaften  eine  höhere  Besteuerung  dieser 
zu  gründen  und  in  ihrer  direkten  Heranziehung  etwa  nach  dem  Ge- 
bührenprinzip ein  Äquivalent  für  die  gewährten  Sonderrechte  zu  sehen  ? 

Dies  kann  bezweifelt  werden,  selbst,  wenn  man  prinzipiell  an  dem 

759 


—     106     — 

Q-rundsatze  einer  Mehrbelastung  der  AktieDgesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  festhält. 

Die  juristische  Persönlichkeit  dieser  Gesellschaften  mit  allen  da- 
mit verbundenen  Folgen,  ist  kein  eigentliches  SpezialpriTilogium, 
sondern  ebenso  sehr  im  Interesse  der  Gesamtheit  geschaffen;  sie  ist 
das  Produkt  allgemeiner  Gesetzesbestimmungen  über  die  Formen, 
unter  welchen  Kapitalien  mit  beschränktem  Risiko  in  Aktion  treten 
und  manche,  an  und  für  sich  nützliche  Unternehmungen  entstehen 
können,  an  welche  das  Einzelkapital  wegen  der  voraussichtlichen 
langen  Dauer  bis  zum  Eintritt  des  Erfolgs,  oder  wegen  der  Unbe- 
stimmtheit des  letzteren  sich  nicht  heranwagen  würde.  Bei  dem  stets 
wechselnden  Bestand  der  Teilnehmer  mufste  die  direkte  Haftbarkeit 
des  Kapitals  ausgesprochen  werden  und  was  die  Ermöglichung  des 
Wechsels  der  Beteiligten  durch  das  Recht,  Inhaberpapiere  auszugeben, 
anbetrifft  —  so  sucht  bereits  die  Steuergewalt  in  Deutschland  diesen  Vor- 
•zug  der  Gesellschaften  durch  die  Börsensteuer  (Emissions-  und  Schluf»- 
notensteuer)  auszunutzen.^)  Das  Aktienkapital  wird,  bevor  noch  von 
einer  Rentabilität  des  Unternehmens  die  Rede  sein  kann,  mit  1  ^^ 
(ausländische  Gesellschaften  1  Vs  ^/o)  besteuert,  ein  Modus,  welcher  einer 
Konzessionsgebühr  sehr  nahe  kommt. 

Nach  der  Richtung  einer  Koncessionsgebühr  bewegen  sich  manche 
Vorschläge  zur  Gesellschaftsbesteuerung  überhaupt. 

So  rät  G.  Antoni  (a.  a.  O.  S.  480)  zu  einer  jährlich  von  den 
Aktiengesellschaften  zu  erhebenden  Patentgebühr,  welche  nach  der 
Höhe  des  eingezahlten  Geschäftskapitals  berechnet  werden  soll,  als 
„SpezialSteuer  für  die  den  Aktiengesellschaften  gewährten  besonderen 
Vorrechte^.  Die  Dividenden  der  Aktionäre  wären  aufserdem  bei 
diesen  zu  veranlagen,  wie  dies  im  Kanton  Basel-Stadt  geschieht. 

Eine  ähnliche  Besteuerungsart  herrscht  übrigens  auch  in  einzelnen 
Staaten  der  Amerikanischen  Union. ^) 

In  der  festen  Grenze,  in  welcher  sich  bei  solchem  Modus  das 
jährliche  Steuerergebnis  für  den  Staat  hielte,  sieht  Antoni  einen  be- 
sonderen Vorzug. 

Uns  scheint  gerade  dieser  Vorzug  ein  Mangel  zu  sein.  Denn  er 
entspricht  durchaus  nicht  den  modernen  Steuerprinzipien,  nach  welchen 
die  Steuer  sich  dem  wirtschaftlichen  Erfolge  jeweilig  anpassen  soU. 


')  ReichsBtempelgesetz  v.  27.  April  1894  (R.G.Bl.  S.  869).  Tarif  N.  I.  a  u.  b. 
*)  Vgl.  E.  L.  Bogart,  Finanzverhältnisse  der  Einzelstaaten  der Nordamerik. 
Union.    S.  118  f. 
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Aufserdem  müfste  eine  HeranziehuDg  der  Gesellschaft  nach  der 
Höhe  ihres  Kapitals  und  eine  Besteuerung  der  Aktionäre  für  ihre 
Zinsen  und  Dividenden,  ebenfalls  die  Folgen  einer  geteilten  Besteuerung 
haben.  Ausländische  Aktionäre  befänden  sich  in  einer  günstigeren 
Lage,  als  inländische  und  der  Betriebsgemeinde  gingen  Steuer- 
quellen verloren,  welche  der  Wohnsitzgemeinde  der  an  der  G-esellschaft 
Beteiligten  zufielen. 

Widerspricht  daher  eine  Besteuerung  nach  festnormiertem  Ver- 
hältnis zum  eingezahlten  Aktienkapital  dem  Grundsätze  der  „Beweg- 
lichkeit'' der  Steuer,  so  ist  für  Gestaltungen  von  so  schwankender 
Steuerkraft,  wie  es  die  Aktiengesellschaften  sind,  eine  jährliche  Patent- 
gebühr mit  den  Mängeln  eines  stabilisierten  Katasters  ohne  Zweifel 
abzuweisen. 

Noch  schwerwiegender  fällt  erwähnte  Befürchtung  ins  Gewicht,  dafs 
die  bei  einer  „Spezialsteuer''  notwendig  werdende,  gesonderte  Heran- 
ziehung des  Aktionärs  Steuerausfalle  für  die  Gemeinde  zur  Folge 
haben  kann,  in  welcher  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat. 

Dies  würde  zu  einer  ungleichen  Lastenverteilung  in  den  einzelnen 
Gemeinden  führen,  was  gerade  von  Anfang  an  in  erster  S;eihe  dafür 
mitbestimmend  war,  dafs  man  an  eine  Heranziehung  der  Gesellschaften 
als  solcher  schritt.  Entbrannte  doch  der  erste  Steuerkampf  um  die 
Aktiengesellschaften,  auf  den  wir  oben  (S.  86)  hinwiesen,  zunächst 
infolge  dieser  direkten  Veranlagung  zu  den  Kommunalabgaben. 

Die  Berechtigung  einer  Gemeindebesteuerung  der  Erwerbsgesell- 
schaften in  ihren  Domizilgemeinden  kann  aber  kaum  in  Frage  gestellt 
werden,  wenn  man  —  wie  das  heute  fast  durchgängig  in  der  Theorie 
geschieht  und  auch  von  der  Praxis  verwirklicht  wird  —  an  dem 
Grundgedanken  festhält,  dafs  bei  der  Kommunalsteuer,  neben  dem 
Prinzip  der  Leistungsfähigkeit,  auch  so  weit  als  thunlich  das  Gleich- 
gewicht zwischen  dem  Aufwände  der  Gesamtheit  und  den  Leistungen 
der  einzelnen  gewahrt  wird,  die  sich  vornehmlich  im  Genüsse  dieses 
Aufwandes  befinden. 

Es  sind  daher  nichts  weniger  als  stichhaltige  Gründe,  welche  0. 
Dietzel  in  seiner  oben  zitierten  Schrift  (S.  86)  gegen  die  Heran- 
ziehung der  Aktiengesellschaften  durch  die  Gemeindesteuer  überhaupt 
geltend  macht. 

Steht  er  noch  ganz  auf  dem  Boden  der  Aquivalenztheorie,  wenn 
er  (S.  93)  sagt :  „Die  Steuer  ist  ihrem  Wesen  nach  die  Gegenleistung 
der  Glieder  eines  Gemeinwesens  (des  Staates,  der  Gemeinde  etc.)  für 
die  von  diesem  letzteren  dem  einzelnen  geleisteten  Dienste^,  so  kommt 
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er  begreiflicherweise  für  die  Gemeindebesteuerung  zu  einem  prinzipiell 
richtigeren  Schlüsse,  als  es  in  Hinsicht  auf  die  Staatssteuer  der  Fall 
sein  würde. 

Wenn  aber  aus  dem  Vorwalten  des  Prinzips  der  Leistung  und 
Gegenleistung  in  der  Kommunalsteuer  deduziert  wird,  dafs  die  ,,natür- 
liche'^  Verpflichtung  der  Erwerbsgesellschaften,  zu  den  Kommunalabgaben 
beizutragen  (S.  98),  eine  noch  geringere  sei,  als  zu  den  Staatssteuem,  weil 
in  der  Gemeinde  „die  wirtschaftspolitischen  und  polizeilichen  Gründe'' 
fehlen,  so  ist  das  ein  Verkennen  der  Thatsachen  und  ein  doktrinäres 
festhalten  an  dem  an  und  für  sich  richtigen  Grundsatze  der  Steuer- 
pflicht  nur  physischer  Personen,  ohne  Rücksicht  darauf,  dafs  die 
Theorie  auch  die  Mittel  für  ihre  Durchführbarkeit  anzugeben  hat 
und,  soll  sie  Bedeutung  für  das  Leben  gewinnen,  oft  genug  durch  die 
Praxis  modifiziert  werden  mufs. 

Die  juristische  Person  mache  nach  Dietzel  nur  wenig  Gebrauch 
von  den  Einrichtungen  der  Gemeinde,  auch  wenn  sie  sich  mit  ihrem 
Gewerbebetrieb  in  dieser  befindet. 

Es  ist  aber  nicht  einzusehen,  warum  die  Ausgaben,  welche  ein 
grofser  Betrieb  seiner  Belegenheitsgemeinde  verursacht,  gröfsere  oder 
kleinere  sein  sollen,  je  nachdem  das  Gewerbe  Einzelbesitz  oder  fügen- 
tum  einer  Aktiengesellschaft  ist?  Hier  wie  dort  werden  die  Kinder 
der  Arbeiter  und  Angestellten  die  örtlichen  Schulen  besuchen,  werden 
Wege  und  Strafsen  der  Gemeinde  benutzt,  sanitäre  und  sicherheits- 
polizeiliche Institutionen  von  den  Personen  in  Anspruch  genommen, 
welche  den  Betrieb  ausführen,  leiten  und  beaufsichtigen. 

Haben  auch  die  Wohlfahrts-  und  Kommunikationsanstalten  der 
Gemeinde  „rein  persönliche  Zwecke''  d.  h.  kommen  sie  nur  physischen 
Personen  zu  gute,  so  sind  freilich  letzten  Endes  „nur  diese''  für  sie 
beitragspflichtig;  auf  die  Frage  aber  „welchen  Vorteil  Versicherungs- 
anstalten oder  Bankgesellschaften  von  der  Strafsenpflasterung,  der 
Strafsenbeleuchtung,  oder  von  den  Wegen  aufserhalb  der  Stadt  ziehen^' 
(S.  135)  können?  ist  zu  erwidern:  die  Gesellschaft  als  rechtliche 
Form  gewifs  gar  keinen,  die  Personen  dagegen,  welche  ihr  Substrat 
bilden,  sofern  sie  in  der  Gemeinde  wohnen,  ebenso  die  Beamten  und 
Arbeiter,  welche  die  Gesellschaft  beschäftigt,  haben  aus  allen  Auf- 
wänden der  Gemeinde  den  Vorteil,  den  jede  Person  in  der  Gemeinde 
in  gröfserem  oder  geringerem  Mafse  davon  geniefst 

Aus  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft,  als  einer  „Vereinigung 
Mehrerer  zu  gemeinschaftlichem  Gewerbetrieb  mit  einem  von  sämtlichen 
Teilnehmern  zusammengeschlossenen  Betriebskapital  zu  dem  Zwecke, 
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eioem  jeden  von  ihnen  ein  Einkommen  zu  produzieren^  (S.  28),  kann 
nicht  gefolgert  werden,  dafs  die  Inhaber  dieses  zusammengeschossenen 
Kapitals,  sobald  es  produktiv  in  der  Gemeinde  angelegt  ist,  nicht 
durch  Veranlagung  seines  Gesamtertrags  an  der  Quelle  zur  Beitrags- 
leistung an  die  betreffende  Gemeinde  herangezogen  werde. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dafs  der  rationellste  Weg  zu  einer  Be- 
steuerung des  aus  Aktiengesellschaften  gewonnenen  Einkommens  so- 
wohl für  die  Kommunal-  als  für  die  Staatssteuer  die  Veranlagung 
des  Gesamteinkommens  in  der  Gesellschaft  ist.  Wir  befinden  uns 
mit  dieser  Forderung  in  Übereinstimmung  mit  Theoretikern  wie  Adolph 
Wagner  ^)  und  Georg  Schanz  ■)  und  bietet  die  Durchführung  der  von 
uns  dargelegten  Grundsätze  keine  Bedenken  und  Schwierigkeiten, 
wenn  die  Veranlagung  des  Gesellschaftsertrags  nach  einem  für  höheres 
(fundiertes)  Einkommen  überhaupt  bestehenden,  progressiven  Fufs, 
unter  gleichzeitiger  Freilassung  des  Dividendeneinkommens  beim 
Aktionär  vorgenommen  wird. 

Dadurch  ist  zunächst  die  Möglichkeit  geschaffen,  die  ganze  Steuer- 
kraft, welche  die  Gesellschaft  repräsentiert,  der  Gemeinde  und  dem 
Lande  zu  erhalten,  eine  ungünstigere  Stellung  des  Aktiengesellschafts- 
kapitals vermieden  und  vor  allem  die  Notwendigkeit  aufgehoben,  zu 
mehr  oder  minder  fraglichen  Mitteln  zu  greifen,  um  die,  bei  Aner- 
kennung der  Steuerpflicht  der  Gesellschaften  als  solcher  eintretende 
Doppelbesteuerung  zu  mildem. 

Hält  man  bei  allen  diesen  Vermittlungsversuchen  einerseits 
nicht  an  dem  Ausgangspunkte  fest,  wonach  Aktiengesellschaften  selb- 
ständige Steuersubjekte  sind,  so  stellt  man  andererseits  dadurch  die 
Durchfuhrung  des  Grundsatzes  einer  Mehrbelastung  des  Aktienunter- 
nehmens  überhaupt  in  Frage. 

Die  legislativen  Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  und  die  aus 
ihnen  hervorgegangenen  Gesetze  sind  Beweis  für  beides. 

So  hatte  der  badische  Einkommensteuerentwurf  vom  Jahre  1873, 
ohne  eine  allgemeine  Steuerpflicht  der  juristischen  Personen  zu  fordern, 
eine  solche  für  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  vorgesehen,  „aus  finanziellen  Gründen  und  mit  Rücksicht  auf 
ihre  wirtschaftliche  Bedeutung^. 

Die  zweite  Kammer  schwächte  jedoch  diese  Bestimmung  dadurch 
ab,  dafs  sie  als  steuerbares  Einkommen  der  gedachten  Gesellschaften 
nur  deren  Beinertrag  nach  Abzug  von  5%  des  Aktienkapitals  gelten  liefs. 

')  Vgl.  Finanzwiss.  II.  Teü.    S.  421. 
*)  Vgl.  Finanzarchiv  U.    S.  831  n.  823. 
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Bei  erneuter  Beschäftigung  mit  der  Frage  erschien  der  Regienmg 
die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  in  dieser  abgeschwächten 
Form  von  zu  geringer  finanzieller  Bedeutung.  Der  Entwurf  Tom 
Dezember  1883  verzichtete  daher  darauf,  die  Aktiengesellschaften  unter 
die  Steuerpflichtigen  einzubeziehen ,  zumal  die  Gesellschaften  dieser 
Art  in  den  meisten  deutschen  Staaten  nur  in  sehr  mälsiger  Weise  zu 
den  direkten  Steuern  herangezogen  wurden.  Aufserdem  hatte  das 
badische  Erwerbssteuei^esetz  (25.  August  1876)  in  seiner  Verschmelzung 
der  Klassen-  und  Gewerbesteuer  zu  einer  Steuer  eine  höhere  Besteue- 
rung der  Aküenunternehmungen  zur  Folge  gehabt  Das  Grofsgewerbe 
konnte  nach  diesem  Gesetze  in  einer  seiner  Leistungsäfhigkeit  mehr  ent- 
sprechenden Weise  herangezogen  werden,  weil  auf  einen  bindenden  Tarif 
verzichtet  wurde,  vielmehr  der  Veranlagung  jedes  einzelnen  Betriebes  der 
voraussichtliche  mittlere  Jahresertrag,  entsprechend  den  thatsächlichen 
Bedingungen  und  Verhältnissen,  zu  Grunde  gelegt  werden  mufsta 

Lag  daher  für  die  Regierung  in  einem  Verzicht  auf  die  Heran- 
ziehung der  Aktiengesellschaften  kein  Bedenken,  so  kam  doch  die 
Kommission  der  zweiten  Kammer  darauf  zurück,  indem  sie  nament- 
lich auf  das  sächsische  Gesetz  vom  2.  Juli  1878  hinwies,  welches  über- 
haupt eine  bahnbrechende  Bedeutung  für  Deutschland  erlangt  hat,  femer 
auf  die  damals  im  Stadium  der  Beratungen  sich  befindende  Novelle 
zum  hessischen  Einkommensteuergesetz  wie  auf  den  preufsischen  Ge- 
setzentwurf vom  17.  Dezember  1883. 

Die  Gegensätze  sollten  durch  zwei  Vermittlungsvorschläge  ver- 
söhnt werden. 

Der  erste  wollte  die  Zinsen  und  Dividenden  aus  Aktien,  welche 
aus  den  der  badischen  Einkommensteuer  unterliegenden  Betrieben 
und  Unternehmungen  stammen,  befreien;  der  zweite  beabsichtigte, 
der  AkticDgesellschaft  an  dem  steuerbaren  Einkommen  einen  Abzug 
von  5%  des  Atienkapitals  zu  gestatten. 

Der  erste  Antrag  schien  der  Begierung  zur  Annahme  ungeeignet, 
und  zwar  aus  Gründen,  die  wir  bereits  besprochen  haben.  Sie  be- 
fürchtete mit  Recht,  dafs  eine  Freilassung  der  Zinsen  und  Dividenden 
badischer  Aktien  eine  volle  Heranziehung  derjenigen  Unternehmungen 
nicht  zulassen  würde,  deren  Geschäftsbetrieb  über  das  Grofsherzogtum 
Baden  hinausreiche,  weil  diese  nur  mit  dem,  dem  badischen  Geschäft 
entsprechenden  Teil  ihres  „Einkommens'*  beigezogen  werden  könnten, 
aufserdem  aber  eine  solche  Freilassung  der  Steuerhinterziehung  Vor- 
schub zu  leisten,  geeignet  wäre. 

Der  Antrag  wurde  daher  abgelehnt,  und  der  zweite  Vorschlag 
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nach  Ermäfsigung  des  statthaften  Abzugs  yon  5  auf  3%  dos  Aktien- 
kapitals angenommen.^) 

fiier  sowohl  als  nachher  in  Preufsen  und  den  anderen  Staaten, 
welche  zu  einer  direkten  Heranziehung  rechtsfäMger  Erwerbsgesell- 
schaften schritten,  entnahmen  Anhänger  und  Gegner  dieser  Steuer- 
norm denselben  Arsenalen  die  Waffen,  mit  welchen  sie  für  oder  wider 
die  Einkommensteuerpflicht  der  Gesellschaften  stritten. 

Auf  der  einen  Seite  waren  es :  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit 
und  die  Bechtsfahigkeit  der  Gesellschaften,  ihr  eigenes  Einkommen, 
ihre  besondere,  materielle  Vorteile  bietende  Gerechtsame,  so  das 
Recht  Inhaberpapiere  auszugeben,  das  beschränkte  Risiko  der  Teil- 
nehmer, dadurch  bedingte  Kapitalassoziation  ein  hieraus  resultierender 
grofser  Ertrag  und  die  ungünstigen  Konkurrenzverhältnisse  für  Einzel- 
untemehmen ;  auf  der  anderen  Seite :  Trennung  der  juristischen  Form 
Yom  wirtschaftlichen  Wesen  der  Gesellschaft,  Charakterisierung  der- 
selben als  Mittel  in  der  Hand  der  Beteiligten,  Identität  des  Gesell- 
schaftseinkommens und  des  an  die  Aktionäre  verteilten  Dividendenbetrags, 
vor  allem  aber  die  aus  letzterem  Umstände  sich  unbedingt  ergebende 
Doppelbesteuerung,  sobald  derselbe  Ertrag  als  zwei  verschiedenen  Be- 
zugsberechtigten zustehend  erachtet  und  darnach  besteuert  wird. 

Wo  die  Frage  auftaucht,  kehren  immer  auch  diese  Argumente 
wieder;  so  in  Württemberg,  wo  die  Kommission  zur  Beratung  des 
Einkommensteuergesetzes  sich  Baden  in  der  Gewährung  eines  Abzuges 
Yon  3%  des  eingezahlten  Aktienkapitals  anschlofs.^) 

Die  Staaten,  welche  den  steuerfreien  Abzug  zum  Gesetz  erhoben, 
durchlöcherten  aber  damit  —  die  ganze  Mafsnahme  zu  einer  selb- 
ständigen Veranlagung  der  Gesellschaften;  jede  von  ihnen  ist  nur 
steuerpflichtig  für  ihren  den  Abzug  übersteigenden  Reinertrag. 
Da  seine  Höhe  zwischen  3 — S^/^^o  schwankt,  so  hat  beispielsweise 
Ton  einem  Unternehmen  mit  einem  Stammkapital  von  3000000  Mk., 
welches  einen  Ertrag  von  100000  Mk.,  abwirft,  der  Steuerfiskus  nichts 
zu  beanspruchen,  während  doch  sonst  keine  Rücksicht  auf  das  prozen- 
tuale Verhältnis  zwischen  dem  Einkommen  und  dem  Betriebskapital 
bezw.  Vermögen  des  Steuersubjekts  genommen  wird.  Was  als 
Einkommen  in  die  Erscheinung  tritt,  wird  veranlagt.  Die  „Steuer- 
Pflichtige'^  Aktiengesellschaft  dagegen  wird  nur  herangezogen,  wenn 
ihr  „Einkommen''  eine  gewisse  Höhe  erreicht  hat. 

^)  Vgl.  F.  Lewa  Id,  Die  direkten  Steuern  im  Grofsherzogt.  Baden.  Finanz- 
arohiv ni  2.    S.  849  f. 

')  Vgl.  Kommisflxonsbericht  v.  21.  Mai  1897.    S.  97. 
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Wenn  wir  die  Art  und  Weise  in  Betracht  ziehen,  in  welcher 
die  Gresellschaftsbesteuerung  in  Deutschland  ihre  praktische  Lösung 
überhaupt  gefunden  hat,  so  steigt  neben  den  bereits  verlautbarten 
Wünschen,  auch  der  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  der 
ganzen  Materie  auf.  Das  ist  freilich  eine  Frage,  deren  Beant- 
wortung mit  davon  abhängt,  wie  weit  man  einer  legislativen  Centrali- 
sation  im  allgemeinen  das  Wort  reden  will. 

Wenn  aber  die  wichtige  Stellung,  welche  die  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  im  Wirtschaftsleben  des 
Volkes  einnehmeo,  bereits  den  Norddeutschen  Bund  dazu  geführt  hat, 
die  Bechte  und  Befugnisse  dieser  Gesellschaften  einheitlich  für  das 
deutsche  Wirtschaftsgebiet  zu  ordnen,  so  ist  die  Forderung  einer 
gleichmäfsigen  Regelung  ihrer  steuerlichen  Behandlung  durch  Reichs- 
gesetzgebung um  so  angebrachter,  als  die  Bedeutung  der  Gesellschaften 
infolge  der  herrschenden  Wirtschaftstendenz  von  Tag  zu  Tag  steigt, 
der  gegenwärtige  Besteuerungszustand  aber  in  seiner  Mannigfaltigkeit 
die  wirtschaftlichen  Bedingungen  der  einzelnen  Gesellschaften  ver- 
schiebt, ja  sogar  derselben  Gesellschaft  in  ihren  einzelnen  Teilen, 
sobald  diese  in  verschiedene  Staatsgebiete  hineinreichen,  eine  verschie- 
dene wirtschaftliche  Verpflichtung  der  Gesamtheit  gegenüber  auferlegt. 

Im  Wesen  der  Aktienuntemehmungen  liegt  es  aber  gerade,  dafs 
sie  ihre  Thätigkeit  nicht  auf  engem  Räume  beschränken.  Manche 
von  ihnen,  wie  Versicherungsgesellschaften,  sind  geradezu  darauf  an« 
gewiesen,  weite  Gebiete  mit  einem  Netz  von  Filialen  oder  Zweigan- 
stalten zu  umspannen,  welche,  vom  Auslande  abgesehen,  oft  sich  über 
das  ganze  Inland  erstrecken. 

Der  ausgedehnte  Wirkungskreis  der  Aktiengesellschaften  und 
ihre  gleiche  rechtliche  Ausgestaltung  drängen  daher  wie  von  selbst 
zu  Steuergesetzen,  welche,  entsprechend  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
heit dieser  Gestaltungen,  auch  von  allgemeiner  Geltung  für  sie  sein 
müssen.  In  einem  so  festgeschlossenen,  einheitlichen  Wirtschaftsge- 
biete, wie  es  das  deutsche  Reich  darstellt,  sollten  nicht  ungleiche 
Konkurrenzverhältnisse  für  dieselben  üntemehmungsformen  geschaffen 
werden,  indem  man  sie  in  nichts  weniger  als  gleicher  Höhe  zu  den 
Kommunal-  und  Staatsabgaben  heranzieht. 

Die  Notwendigkeit,  nach  dieser  Richtung  hin  Einheitlichkeit  zu 
erlangen,  wird  um  so  dringender,  je  mehr  die  Volkswirtschaft  zum 
Grofsbetrieb  überhaupt  fortschreitet  und  sich  hierzu  konzentrierter 
Kapitalmassen  bedient,  die  in  den  meisten  Fällen  nur  auf  dem  Wege 
der  Aktienunternehmungen  aufgebracht  werden  können.    Andererseits 
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fordert  aber  auch  der  charakteristische  Zug  der  besitzenden  Klassen, 
Kapital  werbend  anlegen  zu  wollen,  ohne  damit  selbst  thätig  zu 
sein,  ja  ohne  auch  nur  selber  eine  thätige  Aufsicht  über  die  Arbeit 
mit  diesem  Kapital  zu  üben  das  Vordridgen  der  Aktiengesell- 
schaften.^) Es  tritt  noch  der  Umstand  hinzu,  dafs  die  Aktiengesell- 
schafiten  sich  ganz  besonders  für  Unternehmungen  eignen,  die  nicht 
nur  Yon  Anfang  an  grofse  Kapitalien  heischen,  sondern  auch  stofs- 
weise  starke  Kapitalvermehrungen  bedingen,  mithin  sich  eher  fiir  Be- 
triebe mit  vorwiegendem  Anlagekapital  qualifizieren,  als  für  solche, 
in  denen  das  rasch  rotierende  Betriebskapital  yorherrscht.*)  Das 
erstere  trifft  namentlich  für  die  Art  zu  ,in  welcher  fast  alle  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  der  Technik  fruchtbringend  werden.  Je  siegreicher  diese 
vordringt,  desto  gröfser  wird  die  Zahl  der  Gesellschaften,  welche  zur 
Ausbeutung  neuer  Erfindungen  und  Verbesserungen  sich  aufthun. 
Am  üppigsten  blüht  daher  das  Aktienwesen  in  der  Industrie  und  im 
Verkehrswesen,  für  welches  letztere  in  neuester  Zeit  namentlich  die 
elektrische  Kraft  in  gesellschaftlicher  Handelsform  ausgebeutet  wird. 
Aber  auch  der  Warenhandel,  für'  gesellschaftlichen  Betrieb  minder 
geeignet,  entzieht  sich  nicht  mehr  dieser  Untemehmungsform,  und  die 
Gründungsthätigkeit  zieht  immer  weitere  Kreise. 

In  den  meisten  Fällen  sind  es  gar  nicht  ursprüngliche  Neugrün- 
dungen, sondern  Umwandlungen  von  Einzelfirmen  und  offenen  Handels- 
gesellschaften in  Aktiengesellschaften  oder  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien.  Wenn  hierbei  die  Zahl  der  Gesellschaften  mit  kleinerem 
Kapital  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  seit  1892  abgenommen  hat,  so 
fuhrt  dies  van  der  Borght*)  nicht  mit  Unrecht  zum  gröfsten  Teil  auf 
die  zunehmende  Benutzung  der  „Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung^' zurück,  eine  Thatsache,  die,  beiläufig  bemerkt,  ebenfalls  für 
eine,  mit  der  der  Aktiengesellschaft  übereinstimmende  steuerliche 
Behandlung  spricht. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Aktiengesellschaften  in  neu- 
ester Zeit  erhellt  am  deutlichsten,  wenn  man  einen  Blick  auf  den 
Stand  des  deutschen  Aktienwesens  wirft. 


^)  Vgl.  Gnst.    Gohi),    Nationalök.    des  Handels  n.   des  Verkehrswesens, 
Stattgart  1898.    S.  134  f. 

■)  Vgl.  Fr.  Alb.  Schäffle,   Die  verschied.  ÜntemehmuDgsformen.    Tüb, 
Zeitschr.  1869.     S.  S81,  812. 

Derselbe.    System  der  menschl.  Wirtsch.  IL    S.  37 f. 
')  Die  Entwicklung  der  Gründungsthätigkeit  in  Deutschland  seit  Juli  1894. 
Conrads  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  SUtist.  1896.    S.  127  f. 

Staatsw.  Stndien.   VI.  7.  767  8 
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Nach  den  Berechnungen,  die  R.  van  der  Borght  für  die  zweite 
Auflage  des  „Handwörterb.  der  Staatswiss."  (1898)  auf  Grund  der 
Bilanzen  des  ,, Handbuchs  der  deutschen  Aktiengesellschaften^^  aufge- 
stellt hat,^)  existierten  i.  J.  1896  in  Deutschland  in  aktieogesellschaft- 
lieber  Unternehmungsform : 


Charakter  des  Unter- 
nehmens 

Zahl  der  Ge- 
sellsoh. 

Eingeg.  Akt 

Kap.  ein- 

schliefsl.   Fr. 

Akt 

Obligationen 

u.  ähnl.  An- 

leihen 

Reserve- 
fonds 

Banken  und  Kreditinstitute 
Yersicherungesellschaften 
Bergbau-   Industrie-    Bau- 
und  sonstige  Gesellschaften 

400 

131 

3181 

Mill.  Mark 

213687 
110  02 

4598  87 

Mill.  Mark 
5261  15 

1 126  62 

MilL  Mark 

43707 
104  34  •) 

62599 

Summa : 

3712 

Hiernach  waren  1896  in  Deutschland  vorhanden  3712  Aktien- 
gesellschaften mit  einem  eingezahlten  Aktienkapital  von  6,8  Milliarden 
Mark;  die  Obligationen  und  ähnliche  Anleihen  beliefen  sich  auf 
6,4  Milliarden  Mark,  die  Reserven  auf  1167,4  Millionen  Mark. 

Die  Zahl  der  Gesellschaften  und  ihr  entsprechend  das  in  Aktien- 
untemehmungen  angelegte  Kapital,  war  seit  1886/87  in  stets  zu- 
nehmender Weise  gestiegen: 


1886/87 


j 


1896 


Charakter  des 
Unternehmens 

Zahl 

Eingeg. 
Kapital 

Charakter  des 
Unternehmens. 

Zahl 

Eingeg. 
Kapital 

Bank-  und  Kredit- 
institute 

Yersicherungsge- 
sellschaften 

Sonstige  Aktienge- 
sellschaften 

248 

113 

1782 

Mill.  Mark 

159800 
40900») 
8269  60 

Bank-  und  Kredit- 
institute 

Versicherungsge- 
sellschaften 

Sonstige  Aktienge- 
sellschaften 

400 

131 
3181 

Mül.  Mark 
213687 

HO  02*) 
459887 

Zusammen : 

2143 

247660 

Zusammen: 

37" 

6845  76 

>)  Vgl.  Handw.  d.  Staatswiss.  I.  Bd.  2.  Aufl.    S.  192  £ 

')  ausschliefslich  Prämien-  u.  Schadenreserven. 

')  Nominalkapital. 

*)  Eingezahltes  Aktienkapital. 

768 


—     116     — 

Die  Zahl  der  Aktiengesellschaften  war  somit  in  einem  Zeitraum 
▼on  10  Jahren  um  1669  gestiegen,  die  in  Aktien  angelegten  Kapi- 
talien um  1969,  16  Millionen  Mark. 

Die  Ertragsverhältnisse  von  3249  Gesellschaften,  welche  in  Rech- 
nung gezogen  wurden,  wiesen  bei  einem  Grundkapital  von  6,48  Mil- 
liarden Mark  einen  Reingewinn  von  691,84  Millionen  Mark  auf,  d.  i. 
10,7%,  dem  eine  Unterbilanz  Ton  62,13  Millionen  Mark  gegenüberstand. 

Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, nach  welchen  in  Deutschland  aus  dem  fast  in  Milliarden 
sich  beziffernden  Aktieneinkommen  der  Teil  für  Gemeinbedürfnisse, 
für  Erfüllung  von  Staats-  und  Kommunalaufgaben  ausgeschieden  wird. 

Indem  wir  uns  zunächst  den  Staaten  mit  einem  Einkommensteuer- 
system zuwenden,  sehen  wir,  dafs  sie  alle,  wie  bereits  oben  (S.  38) 
ausgeführt,  mit  Ausnahme  von  zweien  (Sachsen-Gotha  und  Schaum- 
burg-Lippe) auch  die  Aktiengesellschaften  als  solche  zur  Einkommen- 
steuer heranziehen.  Nach  der  Art  der  Durchführung  dieses  Prinzips 
lassen  sich,  in  so  wenig  einheitlicher  Weise  das  letztere  auch  ge- 
schiebt,  drei  von  den  einzelneu  Staaten  angewandte  Besteuerungs- 
modi unterscheiden : 

1.  Volle  Besteuerung  der  Gesellschaften  und  der 
Aktionäre  (ungemilderte  Doppelbesteuerung). 

2.  Zulassung  einer  Abschwächung  der  yollen  Be- 
steuerung beider  Teile  auf  Seiten  der  Gesell- 
schaft. 

3.  Zulassung  einer  gleichen  Abschwächung  auf 
Seiten  der  Aktionäre. 

Nach  dem  unter  1.  genannten  Modus  verfahren  8  Staaten: 
Sachsen- Weimar  (§  4  Ziff.  4  und  §  11  Ziff.  2),  Sachsen- 
Meiningen  (Art.  3  Ziff.  2  und  Art.  15  lit.  b.),  Sachsen-Alten- 
burg (§  2  Ziff:  5  und  §  11  Ut.  b),  Anhalt  (§  4  Ziff.  2  und  §  17 
Ziff.  2),  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  2  Ziff.  3  und  §  10  Kt.  b) 
Waldeck  (§  2  Abs.  5  und  §  4),  Lübeck  (§  2  Ziff.  7  und  N.  1 
der  „Vorschriften  für  die  Berechnung  des  zu  yersteuemden  Einkommens) 
endlich  Hamburg  (§  1  Ziff.  10  und  Anhang  zu  §  4  Ziff.  1). 

Eine  Erleichterung  in  der  Steuerleistung  der  Gesellschafken  lassen 
eintreten  (nach  Modus  2): 

Preufsen,   Sachsen,   Baden,  Braunschweig,   Lippe- 
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»Detmold,  Keufs  ä.  L.,  Reufs  j.  L.,  Sachsen-Ko  bürg, 
Schwarzburg -Sondershause  D. 

Von  diesen  Staaten  gewähren  den  G-eseUschaften  einen  Abzug 
von  3^9%  des  eingezahlen  Aktienkapitals  von  dem  steuerbaren  Ge- 
sellschaftseinkommen: Preufsen  (§  16  Abs.  2),  Braunschweig 
(§  16  Abs.  2  wörtlich,  wie  fast  das  ganze  Gesetz  Yon  1896  mit 
Preufsen  übereinstimmend),  Lippe-Detmold  (§  12  Abs.  2);  in 
Baden  beträgt  dieser  Abzug  (Art.  5  B.)  3%  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals. 

Für  Preufsen  und  Lippe-Detmold  ist  der  3^1  2%  ige  Betrag  nur 
für  die  Staatssteuer  abzurechnen,  während  er  bei  der  Veranlagung 
der  Gesellschaften  zur  Kommunalsteuer  aufser  Acht  gelassen  wer- 
den mufs. 

Sachsen  (§  4  Ziff.  2),  Reufs  ä.  L.  (§  17),  Reufs  j.  L.  (§  14 
Ziff.  2)  besteuern  die  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  nur  hinsichtlich  deren  Überschüsse,  welche  als 
Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher  Benennung, 
unter  die  Mitglieder  verteilt,  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  oder 
zur  Schuldentilgung  verwendet  werden. 

Es  fehlt  hier  der  in  anderen  Gesetzen,  so  im  preufsischen ,  an- 
zutreffende Zusatz,  nach  welchem  zu  dem  steuerbaren  Einkommen  der 
Gesellschaft  auch  die  Beträge  gerechnet  werden,  welche  sie  zur  Ver- 
besserung ihres  Betriebes,  oder  zur  Geschäftserweiterung  verausgabt. 
In  diesen  Staaten  bleibt  demnach  steuerfrei  der  Gewinn  der  Gesell- 
schaft, welcher  zu  anderen  Zwecken,  als  den  in  den  angezogenen  Para- 
graphen benannten,  etwa  zu  Neuanschafiungen  von  Maschinen  und 
Werkzeugen,  zum  Ankauf  von  Grundstücken  u.  s.  w.  aufgebraucht  wird. 

Sachsen-Koburg  veranlagt  bei  Aktiengesellschaften  (Art.  2 
u.  Art.  9  Abs.  11)  nur  diejenige  Summe,  „welche  im  Voijahre^  als 
Zins  und  Dividende  zur  Verteilung  gebracht  worden  ist;  der  zum 
Reservefonds  geschlagene  oder  sonstwie  verwendete  Gewinn  bleibt  frei. 

Schwarzburg-Sondershausen  schliefst  (§  3  Ziff.  1  und 
§  17  Abs.  3)  diejenigen  Beträge  aus,  welche  zur  Bildung  des  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Reservefonds  zurückgestellt  werden  müssen, 
sucht  im  übrigen  aber  den  ganzen  Reinertrag  der  Gesellschaft  zu  erfassen. 

Eine  Abschwächung  der  Steuerleistung  auf  Seiten  der  Aktionäre 
findet  statt  (Modus  3):  in  Hessen,  indem  es  (Art  4  u.  Art.  19 
Ziff.  5)  die  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien  inländischer  GeeeU- 
schaften  in  demjenigen  Verhältnisse  in  Abzug  bringt,  nach  welchem 
deren  XJberschüsse  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind. 
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Oldenburg  bestimmt  (§  3  u.  Art.  7  Ziff.  4  Abs.  4),  dafs  den 
steuerpflichtigen  Teilnehmern  inländischer  Aktiengesellschaften  auf 
deren  Antrag  bis  zu  3%  des  eingezahlten  Betrags  der  Aktien  bezw, 
der  Geschäftsanteile  abzusetzen  sei,  falls  solche  Absetzung  binnen  be- 
stimmter Frist  beantragt  und  der  Besitz  der  fraglichen  Aktien  in 
vorgeschriebener  Weise  auf  Erfordern  nachgewiesen  wird. 

Bremen  nimmt  von  der  Einkommensteuer  aus  (§  6  lit.  d)  „das 
Einkommen,  für  welches  ein  Dritter  die  Einkommensteuer  zu  entrichten 
hat,  also  namentlich  die  Einnahmen  von  Dividenden  hier  steuerpflichtiger 
Erwerbsgesellschaften.  ^ 

Wie  in  den  beiden  vorangenannten  Staaten  ist  auch  hier  nur  ab- 
zugsfahig  der  Anteil  am  G-ewinn  der  im  Staatsgebiete  belegenen  Ge- 
sellschaften. 

In  den  Staaten  mit  einem  Ertragssteuersystem  werden  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  (neben  ihrer 
etwaigen  Veranlagung  zur  Grund-  und  Haussteuer)  zur  Gewerbesteuer 
herangezogen,  während  die  Dividenden  der  Aktionäre  der  Kapital- 
renten- oder  Zinssteuer  unterliegen. 

Diesen  Status  finden  wir  zunächst  in  Bayern,  wo  die  Revision 
der  direkten  Steuern  durch  die  Gesetze  vom  19.  Mai  1881  ihren  Ab- 
schluss  gefunden  hat.^) 

Das  bayerische  Einkommensteuergesetz  vom  selben  Datum  hat  nur 
den  Zweck  (Art.  1)  das  „ständige  oder  unständige^  in  „Geld,  Geldeswert, 
oder  in  geldwertem  Nutzgenusse^  bestehende  Einkommen,  welches  nicht 
bereits  mit  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  oder  Kapitalrentensteuer  „an- 
gelegt ist^,  zu  treffen. 

Der  Gewerbesteuer  unterliegen  selbstverständlich  auch  die  von 
Personenvereinen  betriebenen  Gewerbe.  Die  Steuer  zerfällt  (Art.  4) 
in  eine  Normalanlage  und  in  eine  Betriebsanlage ;  die  erstere  besteuert 
das  Gewerbe  im  festen  Ansätze,  die  letztere  ist  veränderlich  und 
richtet  sich  nach  dem  auf  bestinunte  Zeitabschnitte  bemessenen  Betriebs- 
umfange  eines  Gewerbes.  Für  die  Normalanlage  gelten  die  Sätze  der 
Gewerbesteuer,  welche  in  dem  entsprechenden  Tarife  ')  aufgeführt  sind. 
Derselbe  enthält  auch  die  Vorschriften  hinsichtlich  der  Bemessung  der 
Betriebsanlage.  Normalanlage  und  Betriebsanlage  werden  in  der  Kegel 
mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung  des  Ortes,  wo  das  Gewerbe  be- 
trieben wird,  (Art.  5  Abs.  3)  ohne  Rücksicht  auf  die  Bevölkerungs- 

>)  Gesetz-  u.  Verord.Bl.  für  d.  Konigr.  Bayern  1881.  S.  441—474. 
S.  477— 4Ö2.    S.  49B-628. 

■j  Tarif  für  d.  Gewerbest.,  daselbst.    S.  630  f. 
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zahl  der  politischen  Gemeinde  ^  welcher  der  Wohnort  des  Gewerbe- 
treibenden  einverleibt  ist  —  nach  den  in  dieser  Beziehong  ausgeschie- 
denen Sätzen  des  Steuertarifs  bestimmt. 

Für  die  Bemessung  der  Betriebsanlage  gelten  äufsere  Merk- 
male wie :  Zahl  der  in  einem  Gewerbe  verwendeten  Gehilfen  und  Ar- 
beiter, Menge  des  Verbrauchs  oder  der  Erzeugnisse,  Zahl  und  Art 
der  zum  Zwecke  des  Gewerbebetriebes  aufgestellten  und  im  Gebrauch 
befindlichen  Vor-  und  Einrichtungen,  Maschinen  und  dergleichen 
(Art.  6). 

Für  Gewerbe  bei  denen  die  angeführten  äufseren  Merkmale  nicht 
vorhanden  sind ,  oder  zur  Beurteilung  der  Betriebsanlage  nicht  aus- 
reichen (also  namentlich  bei  Banken)  wird  die  Betriebsanlage  nach 
einem  jährlichen  Ertragsanschlage  (Art.  7)  des  Gewerbes  bemessen. 
Die  Berechnung  erfolgt  nach  dem  durchschnittlichen  Geschaftsstande 
der  beiden  der  Steueranlage  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  in 
der  Weise,  dafs  in  der  Regel  von  den  veranschlagten  Erträgnissen 
des  Gewerbes  ^/^  bis  l^,  ^^^  Hundert  als  Betriebsanlage  in  Ansatz 
gebracht  wird.  Bei  den  im  Steuertarif  besonders  bezeichneten  Nummern 
kann  die  Betriebsanlage  bis  zu  2^l^\  des  veranschlagten  Erträgnisses 
erhöht  werden. 

Der  Art.  20  des  Gesetzes  giebt  jedoch  dem  Steuerausschusse 
weitgehende  Befugnisse  für  den  Fall,  dafs  mit  Bücksicht  auf  den  be- 
sonders günstigen  Betrieb  eines  Gewerbes  angenommen  werden  kann, 
dafs  die  nach  den  regelmäfsigen  Bestimmungen  des  Tarifs  sich  be- 
rechnende Gewerbesteuer  hinter  dem  richtigen  Verhältnisse  zur  „Er* 
träglichkeit"  des  Geschäftes  zurückbleibe.  Eine  Erhöhung  der  Ge- 
werbesteuer wird  in  solchem  Falle  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
als  zulässig  erklärt.  Zu  letzteren  gehören  u.  a.  die  Verwendung  von 
Betriebskapital  in  besonderer  Höhe,  Anwendung  besonderer,  die  per- 
sönliche Arbeitskraft  sparender  Bewegungskräfte,  Ausdehnung  des 
Geschäftsbetriebs  auf  ein  gröfseres  Absatzgebiet  und  dergleichen 
Momente  mehr,  welche  namentlich  auf  die  Bethätigung  der  Aktienge- 
sellschaften zutreffen. 

Was  die  Kapitalrentensteuer  betrifft,  so  ist  diese  zu  entrichten 
(Art.  1  lib.  b)  „von  Zinsen,  Renten  und  Dividenden  aus  Aktien  oder 
Geschäftsanteilen  von  Unternehmungen  jeder  Art,  welche  für  Rechnung 
von  Aktiengesellschaften  oder  für  Rechnung  von  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften betrieben  werden,  ohne  Rücksicht  darai:^,  ob 
das  betreffende  Unternehmen  in  Bayern  oder  anderswo  einer  ander- 
weitigen Steuer  unterliegt." 
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!Neben  der  Staatsgewerbesteuer  haben  die  Gesellschaften  Kommu- 
nal- und  Kreissteuer  zu  entrichten,  welche  in  bestimmten  Prozenten 
der  Staatssteuer  je  nach  dem  Bedürfnis  bemessen  werden.^) 

Für  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  in  Württem- 
berg kommt  das  dortige  Gesetz  betreffend  die  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  vom  28.  Abpril  1873^)  und  das  Gesetz  über  „die 
Steuer  von  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen"  v.  19.  Sept. 
1852  ^)  in  Betracht,  insbesondere  auch  die  Abänderungen  zu  letzerem 
Gesetze  vom  30.  März  1872.^) 

Das  Gewerbesteuergesetz  beruht  aaf  dem  Prinzip  der  Ertrags- 
besteuerung. 

Die  Steuer  wird  bemessen  (Art.  87)  nach: 

1.  dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  des  Gewerbetreibenden, 
welcher  nach  einer  im  Wege  der  Verordnung  festzustellenden  Klassen- 
tafel einzuschätzen  ist,  wobei  teils  die  Betriebsweise,  teils  der  aus  der 
Yerwendung  von  Gehilfen  und  Betriebskapital  ersichtliche  Umfang 
des  Gewerbes  mafsgebend  ist; 

2.  dem  nach  Prozenten  zu  schätzenden  Ertrage  aus  dem  im  Ge- 
werbe verwendeten  Betriebskapital.  Erstrecken  sich  die  wesentlichen 
Bestandteile  eines  Gewerbes  über  mehrere  Steuerdistrikte,  so  werden 
sie  dessen  ungeachtet  bei  der  Einschätzung  als  ein  Ganzes  behandelt. 

Zum  Betriebskapital  sind  sämtliche  dem  Gewerbebetrieb  gewid- 
mete Gegenstände  zu  rechnen  (Art.  91),  namentlich  Werkzeuge, 
Maschinen,  Tiere  und  Futtervorräte,  Boh-  und  Hilfsstoffe,  Waren- 
und  Geldvorräte  zum  Geschäftsbetrieb. 

Bei  Bankiers  und  ähnlichen  Gewerbetreibenden  gehört  neben  den 
Geldvorräten,  Wechseln,  Kontokorrent-Guthaben  und  anderen  Aktiv- 
ausständen namentlich  auch  der  Betrag  der  im  Geschäft  befindlichen 
verzinslichen  und  unverzinslichen  Papiere  jeder  Art  zum  Betriebs- 
kapital. Schulden  dürfen  von  diesem  Kapital  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

Ist  hiermit  die  Handhabe  zur  Heranziehung  des  Ertrags  der  Aktien- 
gesellschaften gegeben,  so  unterliegt  das  Einkommen  von  Beuten  und 
Dividenden  aus  den  auf  Gewinn  berechneten  Aktienuntemehmungen  — 
seit  dem  vorhin  erwähnten  Gesetz  vom  30.  März  1872  ganz  gleich,  ob 
das  betreffende  Unternehmen  in  Württemberg  oder  anderswo  von  der 


0  Vgl.  Finanzarchiv  VII  2.    S.  88. 

«)  Vgl.  Regierungebl.  für  d.  Königr.  Württemberg  1878,    8.  127—177. 

*)  Daselbst,  Jahrg.  1862.    S.  230-289. 

«)  Vgl.  Regierungebl.  für  d.  Xönigr.  Württemberg  1872.    S.  126—128. 
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öewerbesteuer  getroffen  wird  (Art.  1  Abs.  2)  —  der  Kapitalrenten- 
Steuer  beim  Aktionär. 

Die  Besteuerung  der  Gesellschaften  durch  die  Gemeinden  uud 
Amtskörperschaften  ermöglicht  das  Gesetz  vom  23.  Juli  1877^)  auf 
Grundlage  der  für  die  Staatsbesteuerung  angelegten  Kataster.  (Art  12 
Abs.  2).  Der  Ertrag  der  Privateisenbahnen  ist  hiervon  ausgenommen, 
(Art.  3),  doch  steht  den  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  das 
Recht  zu,  die  für  diese  Bahnen  bestimmten  Gebäude  und  Grundflächen, 
mögen  letztere  angebaut  sein  oder  nicht,  in  gleicher  Weise  wie  die 
Gebäude  und  Grundflächen  der  Staatseisenbahnen  (Ges.  y.  18.  Juni 
1849  Art.  9)  ®)  zu  besteuern. 

Die  Staatssteuer  von  den  Privateisenbahnen  wird  aber  (Art.  2 II 
]^.  2  des  Ges.  betr.  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer)  mit 
den  zum  Betriebe  der  letzteren  dienenden  Grundflächen  und  Gebäuden 
und  mit  ihrem  Gewerbebetrieb  selbst  nach  dem  von  der  Verwaltungs- 
behörde im  Ganzen  zu  fatierenden  Ertrag  erhoben. 

In  Mecklenburg  enthält  das  aus  8  direkten  Steuern  be- 
stehende Kontributionsedikt  vom  11.  Mai  1897')  in  der  Gewerbe- 
steuer und  Zinsensteuer  die  Bestimmung  zur  Heranziehung  des  Ertrags 
Ton  Erwerbsgesellschaften. 

Der  Gewerbesteuer  unterliegen  Inländer  und  Ausländer,  sowohl 
einzelne  als  Körperschaften  und  Gesellschaften,  welche  in  Mecklen- 
burg-Schwerin ein  Gewerbe  treiben  (§  13). 

Es  werden  15  Ai-ten  steuerpflichtiger  Gewerbe  namentlich  aufge- 
führt, zu  welchen  Handel,  Fabrikbetrieb,  Salinen-,  Hütten-  und  Berg- 
werksbetrieb,  Ziegeleien,  Kalkbrennereien  und  zum  Schlufs  auch 
Scharfrichterei  und  Fronerei  gehören.  Als  Handel  gilt  der  Betrieb  yod 
Bankiers  und  Geldwechslern,  von  Mäkler-,  Speditions-  und  Konmiis- 
sionsgeschäften ,  von  Versicherungsgeschäften,  sofern  sie  nicht  auf 
reiner  Gegenseitigkeit  beruhen,  von  Konsumvereinen  und  ftohstoff- 
ankaufsvereinen,  von  LotteriekoUekteuren  und  von  Apotheken. 

Auswärtige  Versicherungs-  und  andere  Aktiengesellschaften,  so- 
wie sonstige  auswärtige  Gewerbetreibende,  welche  im  Grofsherzogtum 
eine  Zweigniederlassung  haben,  werden  an  demjenigen  Orte  zur  Ge- 
werbesteuer herangezogen,  an  welchem  ihre  Zweigniederlassung  be- 
steht (§  16). 


»)  Vgl.  Regierun^bL  f.  d.  Königr.  Württemberg  1877.    S.  I»a-a06. 

«)  Daselbst  1894.     S.  207-214. 

')  Siehe  Finanzarohiv  XVI.    S.  439  f. 
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Während  für  eine  ganze  Reihe  von  Gewerben,  wie  Eisenbahnen, 
Brauereien,  Rübenzuckerfabriken,  Rhedereien,  Pächter  von  Lotterieen, 
Schäfereien,  Fischereien  u.  s.  w.  besondere  Vorschriften  für  deren 
Einschätzung  zur  Steuer  erteilt  sind  (§§  30  ff.),  erfolgt  die  Hebung 
Tom  Handel-  und  Fabrikbetrieb,  sowie  von  dem  Betrieb  von  Salinen, 
Hütten,  Glashütten,  Bergwerken  etc.  zu  den  für  die  einzeloen  Ge« 
werbe  gegebenen  Minimalsätzen,  oder  zu  den  nach  Klassen  aufstei- 
genden Steuersätzen  entsprechend  dem  ermittelten  Gesamteinkommen 
aus  dem  Gewerbebetrieb.  Die  Steuerskala  innerhalb  der  24  Klassen 
bewegt  sich  zwischen  einem  Einkommen  von  mehr  als  1000  Mark^) 
bis  1600  (Klasse  2)  und  von  mehr  als  120000  Mk.  bis  160000  Mk. 
Die  entsprechenden  Steuersätze  sind  20 — 2700  Mk.  Bei  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  160000  Mk.  steigt  der  Steuersatz  bei  jeden 
begonnenen  30  000  Mk.  um  600  Mk. 

Für  das  Handwerk  und  handwerkähnliche  Betriebe  sind  11 
Klassen  (Einkommen  von  600 — 900  Mk.  bis  zu  einem  solchen  von  3600 
bis  4600  Mk.)  mit  dem  Minimalsatz  von  3  Mk.  und  dem  Maximalsatz 
von  78  Mk.)  vorgesehen. 

Banken  und  bankähnliche  Institute,  wie  Yorschufsvereine  zahlen 
(§  30)  nach  dem  Abschlüsse  für  das  letzte,  vor  dem  1.  Juli  beendete  Rech- 
nungsjahr von  ihrem  Geschäftseinkommen  eDtsprechend  dem  prozentualen 
Verhältnis  des  Ertrags  zu  dem  Stamm-  oder  Aktienkapital  und  zwar  so, 
dafs  wenn  der  Gewinn  4%  des  Kapitals  beträgt  2^/^ 

47o  excl.  6%       „  „       2^1^% 

b%  excl.  6%       ,,  „       3 

6%  excl.  7%       „  „       3V//o 

7%  und  darüber  „  „       4%   Steuer    zu 

entrichten  ist. 


7J  J9  J>  » 

«  1f  V  » 

99  9)  >J  99 

J?  >J  99  » 


Zum  Geschäftseinkommen  gehören  gezahlte  Dividenden,  Super- 
dividenden,  Abschreibungen  zum  Reservefonds,  Fonds  für  besondere 
Verluste,  Beamtenversorgungsfonds  u.  s.  w.;  auch  die  an  den  Ver- 
waltungs-  und  Aufsichtsrat,  den  Vorstand  und  die  Beamten  verteilten 
Tantiemen  sind,  wenn  sie  nicht  das  vertragsmäfsige  Gehalt  darstellen, 
steuerbar. 

Eine  in  gleicher  Weise  wie  bei  Bank-  und  Kreditinstituten  an- 
steigende Steuer  wird  von  den  durch  staatlich  konzessionierte  Aktien- 
gesellschaften betriebenen  Eisenbahnen  erhoben  und  zwar  von  dem- 
jenigen Reinertrage,  welcher  nach  dem  im  Normaljahre  stattgehabten 

^)  Minimalsatz  der  Steuer  16  Mk. 
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Abschlüsse  an  die  Aktionäre  zur  Verteilung  gelangt.  Doch  erstreckt 
sich  hier  der  Minimalsatz  von  2%  des  Reinertrags  bis  auf  das  6%ig6 
Verhältnis  dieses  Ertrags  zum  Aktienkapital,  während  der  Höchstsatz 
von  4%  erst  von  einem  8%  des  Kapitais  darstellenden  Reingewinn 
erhoben  wird.  Innerhalb  der  Grenzen  des  6 — S^/^igen  Verhältnisses 
des  Grewinns  zum  Stammkapital  steigt  der  Steuerbetrag,  welche  Eisen- 
bahnen zu  entrichten  haben  jeweilig  um  ^/2%  niedriger  an,  als  die 
gleichen  Beträge  bei  Banken  und  ihnen  ähnlichen  Instituten  (§  30  a, 
vgl.  Seite  121). 

Brauereien,  Brennereien  und  Rübenzuckerfabriken  werden  nach 
der  zur  Anschreibung  gekommenen  Brausteuer,  Maischbottichsteuer 
und  bezw.  der  Branntweinmenge  und  der  Rükenzuckermenge  (§  31) 
zur  Gewerbesteuer  veranlagt. 

Das  in  den  verschiedenen  Gewerben  in  aktiengesellschaffclicher 
Unternehmungsform  gewonnene  Einkommen  unterliegt  neben  seiner 
Heranziehung  durch  die  Gewerbesteuer  der  Zinsensteuer,  als  Ein- 
kommenaus „Aktien,  Dividenden,  Kommandit-,  Bergwerks-  und  Salinen- 
anteilen" bei  den  Aktionären  (§  45). 

Die  Bemessung  geschieht  auf  Grund  eigener  durch  die  Steuerpflich- 
tigen nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  abzugebenden  Deklarationen. 

Die  Steuerskala,  welche  mit  76  Pf.,  beginnt  und  177  Mk.  76  Pf. 
endigt,  bewegt  sich  zwischen  79  Einkommensklassen,  von  denen  die 
niedrigsten  Einnahmen  von  76 — 160  Mk. ,  die  höchste  solche  von 
6926—6000  Mk.  umfafst.  Bei  einer  Einnahme  von  über  6000  Mk. 
bis  6076  Mk.  inkl.  beträgt  die  Steuer  180  Mk.  und  steigt  für  je 
weitere  angefangene  76  Mk.  bis  zum  Betrage  von  16000  Mk.  um 
2  Mk.  26  Pf.     Bei  einer  Einnahme  von  mehr 

als  16000  Mk.  bis    25000  Mk.  inkl.  ist  31/4  7o 
bei  26000     „      „      60000     „        „      „    3^1^% 
„    60000     „      „    100000    „        „      „    3%% 
„  100000     „      „    100000     „        „      „    AT 
von  dem  Gesamtbetrage  der  Einnahmen  zu  erheben. 

Wir  schliefsen  unseren  Hinweis  auf  die  positive  Gesetzgebung 
Deutschlands  für  die  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften  mit  einem 
Blick  auf  die  einschlägigen  Bestimmungen  inElsafs-Lothringen. 

Hier  wurde  das  französische  Steuersystem,  bestehend  aus  Grund-, 
Personalmobiliar-,  Thür-,  Fenster-  und  Patentsteuer  übernommen.  Nur 
die  letztere  kam  für  unsere  Frage  vornehmlich  in  Betracht. 

Seit  dem  8.  Juni  1896  hat  jedoch  die  Patentsteuer  durch  das 
Gewerbesteuergesetz  ^)  von  diesem  Datum  eine  Umbildung  erfahren. 
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Die  Besteuerung  erfolgt  nach  diesem  Gesetze  möglichst  uach 
Mafsgabe  der  Ertragsfahigkeit  des  Gewerbes  (§  6),  welche  nach  der- 
jenigen 2iiffer  in  Ansatz  gebracht  wird,  die  unter  normalen  Verhält» 
m'ssen  und  bei  normalem  Betriebe  nach  Abzug  der  auf  den  Betrieb 
zu  verwendenden  Kosten  erfahrungsmäfsig  als  durchschnittlich  ver- 
bleibender Jahresertrag  angenommen  werden  kann. 

Der  Fufs  beträgt  1,90^/^  der  Ertragsfähigkeit  und  wird  nach  einem 
bestimmten  Tarif  erhoben  (22  Stufen). 

Der  Gewerbebetrieb  juristischer  Personen  und  von  Vereinen  wird 
wie  derjenige  physischer  Personen  veranlagt  (§  10). 

Die  Erwerbsgesellschaften  finden  sich  in  keiner  Sonderstellung 
anderen  Gewerben  gegenüber.  Es  werden  im  Gegenteil  in  den  „All- 
gemeinen Grundsätzen  für  die  Einschätzung  der  Gewerbe'^  vom 
6.  Mai  1893,*)  welche  auch  für  die  Durchführung  des  Gewerbesteuer- 
gesetzes V.  1896  mafsgebend  sind,  (§  14  Abs.  2)  in  Betrefif  einer 
ganzen  Reihe  von  Gewerbebetrieben  (Textil-,  Metall-,  Stein-  und 
Maschinenindustrie,  chemische  ludustrie,  Holz-,  Nahrungs-  und  Genufs- 
mittelindustrie  etc.)  die  durch  die  Aktieogesellschaften  veröffentlichten 
Bilanzen,  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  bezw.  die  auf  Grund  dieser 
Veröffentlichungen  auf  die  Einheit  der  Betriebsmittel  berechneten 
Durchschnittserträge  (Art.  8  Ziff.  4)  als  Merkmale  für  die  Ertrags- 
fähigkeit jener  Betriebe  zur  Beachtung  empfohlen.  Der  Artikel  9.  II 
derselben  „Allgemeinen  Grundsätze  für  die  Einschätzung  der  Gewerbe^ 
bezeichnet  dann  die  Benutzung  der  von  Aktien-  und  sonstigen  Gesell- 
schaften bekanntgegebenen  Bilanzen,  Abschlüssen,  Jahresberichten  und 
Generalversammlungsbeschlüssen  als  ein,  bei  Schätzung  der  Ertrags- 
fahigkeit grofser  Gewerbebetriebe  überhaupt  zur  Anwendung  geeignetes 
Ver£Eihren ,  freilich  nach  vorangegangener  genauer  Prüfung  der  be- 
treffenden Abrechnungen. 

Nachdem  wir  im  Vorhergehenden  durch  Gruppierung  und  deskrip- 
tive Darstellung  der  positiven  Gesetzgebung,  das  bunte  Bild  der  Ge- 
sellschaftsbesteuerung in  Deutschland  in  seinen  Hauptzügen  zu 
zeichnen  versucht  haben,  sehen  wir,  dafs  die  Ertragssteuem  infolge 
ihrer  direkten  Anknüpfung  an  das  ertraggebende  Objekt  zu  minder 
bedenklichen,  oft  zu  gar  keinen  Widersprüchen  bei  der  Heranziehung 
der  Erwerbsgesellschaften  gelangen,   während  die  Einkommensteuer, 


»)  Finanzarchiv  XIV  2.    S.  405  f. 
«)  Finanzarchiv  XIV  2.    S.  416  f. 
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sobald  sie  von  der  Steuerpflicht  der  Gesellschaften  als  solcher  ausgeht, 
nicht  nur  ihren  Prinzipien  untreu  wird,  sondern  auch  Härten  zur 
Folge  hat. 

Hält  man  an  der  Auffassung  fest,  dafs  die  Aktiengesellschaft 
nur  eine  Erwerbsanstalt  der  beteiligten  Aktionäre  ist,  so  mufs 
es  auch  bei  einem  Ertragssteuersystem  als  eine  Inkonsequenz  be- 
zeichnet werden,  wenn,  neben  der  Veranlagung  der  Gesellschaft  durch 
die  Gewerbesteuer,  die  Aktionäre  für  das  aus  dem  G^sellschaftsertrage 
bezogene  Einkommen  zur  Kapitalrentensteuer  herangezogen  werden. 
Es  ist  und  bleibt  ja  dasselbe  Einkommen,  für  welches  die  Aktionäre 
bereits  die  Gewerbesteuer  durch  das  Medium  ihres  Direktoriums  ent- 
richtet haben.  So  wenig  der  einzelne  Geschäftsmann  für  sein  Be- 
triebskapital die  Kapitalrentensteuer  bezahlt,  so  wenig  ist  sie  Tom 
Aktionär  zu  fordern,  dessen  Dividendenbezug  den  Ertrag  des  in  der 
Gesellschaft  befindlichen  Betriebskapitals  darstellt,  welches  durch  die 
Gewerbesteuer  getroffen  wird. 

Solche  Auffassung  lag  dem  Württembergischen  Kapitalrentensteuer- 
gesetz  vor  dessen  Abänderung  vom  30.  März  1872  (s.  oben  S.  119) 
zu  Grunde,  indem  es  die  Dividenden  befreite,  sofern  die  Gesellschaft 
der  Württembergischen  Gewerbesteuer  unterlag.  (Gegenwärtig  Oster- 
reich I) 

Das  entgegengesetzte  Verfahren  dagegen  behandelt  die  Dividen- 
den der  Aktionäre,  wie  die  Erträgnisse  eines  Leihkapitals ;  das  Verhält- 
nis der  Gesellschafter  zur  Gesellschaft  gestaltet  sich  darnach  wie  das- 
jenige der  Gläubiger  zum  Schuldner.  Damit  sind  wir  zu  dem  prin- 
zipiellen Streitpunkt  in  der  Auffassung  der  Aktiengesellschaften  über- 
haupt angelangt,  zu  einer  Frage,  welche  wir  bereits  oben  (S.  101  f.) 
berührt  haben.  Wir  müssen  auch  hier  betonen,  dafs  uns  die 
Ansicht  nicht  genügend  begründet  erscheint,  nach  welcher  die  Be- 
teiligung an  der  Aktiengesellschaft  ökonomisch  als  die  Gewährung 
eines  Ejredits  des  einzelnen  Beteiligten  an  das  gemeinsame  unter- 
nehmen, wie  an  eine  kreditnehmende  Einzelwirtschaft,  zu  betrachten  sei.  ^) 

In  dem  Ankauf  der  Aktie  wird  ein  Kreditgeschäft  gesehen,  weU 
der  Inhaber  ihren  Ertrag  in  den  meisten  Fällen  ohne  thätige  Anteil- 
nahme an  dem  Geschäftsbetrieb  bezieht,  auf  dessen  Stammkapital  das 
Papier  zu  einem  bestimmten  Teil  Ansprüche  giebt,  ferner,  weil  der 
gezahlte  Betrag  durch  Begebung  des  Anteilrechts  an  Dritte  heraus- 

^)  Ad.  Wagner,  Schönbergs  Hand.  d.  pol.  ök.  B.  I.  4.  Aufl.  S.  436. 
Derselbe  daselbst.    Bd.  III.    S.  867.  Note  195. 

Schäffle,  Steuerpolitik.    S.  840. 
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gezogen  werden  kann  und  die  Entwicklung  des  Effektenbörsengeschäfts 
das  Verhältnis  des  Aktienbesitzers  zu  der  durch  das  associierte  Kapital 
geschaffenen  Wirtschaftseinheit  der  Gesellschaft  vollständig  dem  Ver- 
hältnis gleich  gestaltet  9  wie  es  im  Staatskredit  hervortritt.  Dazu 
komme  noch  die  Nichtkündbarkeit  des  Anteils,  das  Gebundensein  des 
Stammkapitals  an  das  Unternehmen;  die  Dividende  könne  daher  öko- 
nomisch als  Leihrente  betrachtet  werden. 

So  sehr  man  aber  auch  manche  Momente  als  Anzeichen  eines 
Ereditverhältnisses  des  Aktionärs  zur  Gesellschaft  zu  deuten  vermag, 
so  mufs  doch  zugegeben  werden,  dafs  sie  nur  teils  die  Bedingungen, 
teils  die  äufseren,  verkehrsmäfsigen  Merkmale  für  den  ständig  sich 
vollziehenden  Wechsel  der  Teilnehmer  am  Geschäft  der  Gesellschaft 
bilden.  Es  fehlt  hier  vor  allem  eins  der  wesentlichsten  Merkmale 
des  Kredits,  —  die  Unabhängigkeit  des  Entgeltes  für  das  hingegebene 
Kapital  von  der  Rentabilität  des  Unternehmens,  für  welches  es  be« 
stimmt  ist.  Ein  Gläubiger,  welcher  keinen  festen  Zins  für  das  Dar- 
lehn bezieht,  sondern  für  alle  Eventualitäten  des  Geschäftes  des  Ej'e- 
ditnehmers  mit  dem  Leihkapital  einsteht  und  selbst  bei  einer  etwaigen 
Liquidation  des  Unternehmens  sein  Rückforderungsrecht  an  der  Masse 
erst  geltend  machen  kann,  nachdem  alle  auf  ihr  ruhenden  Verbind- 
lichkeiten vorerst  befriedigt  worden  sind,  (Art.  245  Abs.  1  der  Akt 
Nov.),  mufs  fUglich  als  Geschäftsteilnehmer  bezeichnet  werden. 

Die  Nichtkündbarkeit  des  angeblichen  Darlehens,  welche  für 
beide  Teile,  den  Kreditnehmer  sowohl,  als  den  Kreditgeber  besteht, 
zeugt,  unserer  Ansicht  nach,  gerade  von  der  Identität  beider.  Dies 
leuchtet  ein,  wenn  man  sich  alle  Aktien  in  einer  Hand  denkt.  Die 
Wirtschaftseinheit  der  Gesellschaft  bestände  in  solchem  Falle  fort, 
der  Inhaber  der  Aktien  aber,  welcher  nunmehr  das  ganze  Risiko  trägt, 
für  alle  Verbindlichkeiten  mit  dem  Betriebskapital  haftet,  kann  nicht 
als  Gläubiger  der  Gesellschaft  gelten ,  da  er  der  thatsächliche  Be- 
sitzer ihres  Unternehmens  ist.^) 

Aktiendividenden  müssen  daher  als  Anteile  am  Unternehmerge- 
winn betrachtet  werden  und  unterliegen  als  solche,  wenn  sie  aus  einem 
bereits  besteuerten  Gewerbe  fliefsen,  was  für  inländische  Gesellschaften 
zutrifft,  nicht  mehr  der  Kapitalrentensteuer.  Fafst  man  sie  aber  als 
Leihrenten  auf,  so  wäre  die  notwendige  Folge  hiervon,  dafs  man  in 
den  Staaten,  wo  neben  der  Rentensteuer  eine  Einkommensteuer 
existiert,  die  Dividenden  bei  Veranlagung  der  Gesellschaft  zur  Ein- 
kommensteuer aufser  Berechnung  läfst. 

0  Vgl.  dazu  Heinrich  Sattler,  Effektenbanken.    Lpzg.  1890.    S.  46 f. 
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Statt  dessen  scheint  oft  dem  in  Aktienunternehmungen  gewonnenen 
Ertrage  eine  geradezu  chamäleonartige  Veränderlichkeit  anzuhaften, 
da  er  jeweilig  den  Charakter  und  die  Gestalt  annimmt,  welche  ihn 
zum  Ohjekt  der  verschiedenen  Steuerarten  machen. 

Zunächst  unterliegt  der  Gesellschaftsertrag  infolge  seiner  Ge- 
winnung durch  Erwerbsthätigkeit  der  an  diese  geknüpften  Steuer,  er 
ist  dann  aber  auch  (so  in  Baden):  Einkommen  der  Gesellschaft,  Eid- 
kommen  der  Aktionäre  und  endlich  noch  eine  Kapitalrente  dieser. 

Wenn  auch  bei  der  Aktiengesellschaft  die  Annahme  ge- 
rechtfertigt erscheint,  dafs  sie  durch  eine  Steuerart  nicht  genügend 
getroffen  wird  und  daher  hier  ebenfalls  eine  Besteuerung  nach  der 
Art  des  Unternehmens  und  der  Eigentumsobjekte  am  Platze  ist,  so 
darf  die  als  notwendig  sich  erweisende  Kombination  nicht  zu  Konse- 
quenzen führen,  welche  eine  ungünstigere  Stellung  der  Gesellschaft 
andern  nicht  minder  grofsen  und  ertragsfähigen  Unternehmungen  g^en- 
über  bedeuten. 

Geht  die  Steuer  vom  Objekte,  vom  Gewerbebetrieb  aus,  so  haben 
die  Aktionäre  für  ihre  Gewinnanteile  aus  diesem  Gewerbe  keine 
Kapitalrentensteuer  zu  entrichten ;  soll  das  gesamte  Einkommen  durch 
ein  Einkommensteuersystem  getroffen  werden,  so  ist  die  Steuer  für 
das  durch  die  Gesellschaft  produzierte  Einkommen  ebenfalls  nur  ein- 
mal, am  ratsamsten  in  seiner  Gesamtheit  in  der  Gesellschaft,  zu  er- 
heben ;  die  Aktionäre  haben  damit  bereits  ihrer  Steuerpflicht  für  das 
aus  der  Gesellschaft  bezogene  Einkommen  genügt.  Bei  einem  aus 
Ertrags-  und  Einkonmiensteuern  zusammengesetzten  System  sind  die 
ebenerwähnten  Modi  gleichfalls  zu  kombinieren :  die  Gesellschaft  wird 
zur  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  veranlagt,  während  die  einzelnen 
Aktionäre  weder  Einkommen-  noch  Kapitalrentensteuer  zahlen.^) 

Welches  dieser  Systeme  für  eine  Gesellschaftsbesteuerung  am 
geeignetsten  erachtet  werden  mag,  die  einzelnen  Steuerarten,  aus  denen 
es  besteht,  müssen  entsprechend  ihrem  Charakter  und  Ziele  auch  auf 
die  gesellschaftliche  Untemehmungsform  in  Anwendung  gebracht  werden. 
Die  zur  Deckung  des  steigenden  Staatsbedarfs  und  zur  gerechten 
Belastung  der  Steuerquellen  in  komplizierten  Wirtschaftsverhältnissen 
sich  als  notwendig  erweisende  Mehrheit  von  Steuern  soll  in  ihren 
einzelnen  Teilen  gleichmäfsig  wirken,  will  sie  nicht  nur  dem  ersten 
Ziele  nachstreben,    ohne  Bücksicht  auf  alle   anderen,    die    moderne 


0  ^g^-  ^^2^  Georg  Schanz,  Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste 
Reform.    Finanzarchiv  II.    S.  817  f. 
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Steuerpolitik  beherrschenden  Prinzipien.  Erscheint  es  daher  in  An- 
betracht der  verschiedenartigsten  Besitzverhältnisse  ^  Kreditgeschäfte 
und  Yertragsverbindungen ,  welche  das  moderne  Wirtschaftsleben 
bilden,  zweckmäfsig  zur  besseren  Erfüllung  der  Anforderungen  ge- 
rechter Besteuerung,  Objektsteuem ,  welche  von  der  Ertragsquelle 
ausgehen,  mit  Subjektsteuem ,  welche  das  Einkommen  bei  dem  das- 
selbe beziehenden  Rechts-  und  Wirtschaftssubjekt  treffen  wollen,^)  zu 
verbinden,  so  dürfen  auch  bei  Heranziehung  der  Erwerbsgesellschaft 
beide  Ausgangspunkte  nicht  miteinander  vermengt  werden.  Dies  läfst 
sich  selbst  dann  nicht  rechtfertigen,  wenn  durch  derartige  Abweichungen 
die  im  Interesse  gerechter  Steuerverteilung  prinzipiell  zu  billigende 
Absicht  einer  Mehrbelastung  gewisser  Erwerbsarten-  und  Formen  ver- 
wirklicht werden  soll.  Die  einzelne  Steuerart  darf  auch  in  solchem 
Falle  ihre  Wesenheit  und  ihr  Ziel  nicht  aufgeben,  vielmehr  sind  nur 
innerhalb  dieser  Grenzen  Abweichungen  in  Betreff  der  Füfse  und 
Sätze  zulässig,  die  dann  aber  entsprechend  den  Ursachen  ihrer 
Abänderung  auf  alle  an  Ursprung  und  Umfang  ähnliche  und  gleich- 
artige Steuerquellen  anzuwenden  sind. 

Das  gilt  auch  für  unsere  Frage. 

Wird  der  Ertrag  der  Erwerbsgesellschaften  bei  Veranlagung 
durch  die  bestehenden  Steuerarten  zu  niedrig  bemessen,  so  gehen  ohne 
Zweifel  auch  andere  gleich  grofse  und  rentable  Unternehmungen  frei 
aus.  Die  höhere  Belastung  der  Gesellschaften  mufs  auch  ihre  höhere 
Belastung  zur  Folge  haben,  wobei  gerade  der  offenkundig  vorliegende 
Gesellschaftsertrag  eine  Handhabe  zur  Schätzung  der  Ertragsfahig- 
keit  anderer  Betriebe  zu  bieten  vermag  (Elsafs-Lothringen !). 

Es  könnte  im  Ganzen  wie  eine  Inkonsequenz  erscheinen,  bei 
der  glänzenden  wirtschaftlichen  Lage  der  Aktiengesellschaften,  bei 
ihrer  fortschreitenden  Ausdehnung  und  Aufsaugung  der  Einzelwirt- 
schaften, von  Unbilligkeiten  in  der  steuerlichen  Behandlung  dieser 
Unternehmungsformen  zu  sprechen,  zumal  nicht  nur  Verwaltungs- 
beamte und  Staatsmänner,  denen  man  leicht  in  solchen  Dingen  fiskalische 
Befangenheit  zumutet,  sondern  auch  Theoretiker  wie  Alb.  Schäffle,^) 
die  positive  Steuergesetzgebung  nach  dieser  Richtung  hin  „eher  noch 
als  zu  schonend,  denn  als  zu  hart'^  ansehen. 

Aber  auch  Schäffle  kann  sich  nicht  verhehlen,  dafs  „entgegen 
freilich  die  Gerechtigkeit  dafür  zu  sprechen^  scheint  „dafs  der  schon 
unter  dem  Titel  der  Einkommen-  oder  der  Vermögenssteuer  belastete 

1)  Vgl.  Ad.  Wagner,  Finanz wisa,  IL  2.  Aufl.    S.  480 f. 
*)  Steaern.    Besond.  Teil.    S.  102. 
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Gesellschaftsertrag  ein  zweites  Mal  bei  den  Dividendenempfangem  Ton 
der  individuellen  Einkommens-  wid  Vermögensbestenerang  getroffen 
werde." 

Trotz  seiner  Befürchtung,  dafs  die  Freilassung  dieses  Einkommens 
beim  Bezugsberechtigten  zur  Verschleieruog  anderen,  steuerbaren 
Privateinkommens  (durch  falschliche  Deklaration  des  letzteren  ans 
Aktien)  fuhren  könnte,  kommt  auch  Schaffte  zu  dem  Schlüsse,  dafa 
„ein  Ausgleich  zwischen  der  Gerechtigkeit  gegen  die  Gesellschaftsmit- 
glieder und  der  Steuersicherheit  für  die  Steuergewalten  getroffen 
werden"  müsse. 

Um  diesen  Ausgleich  handelt  es  sich  auch  für  uns.  Wir  fordern 
keine  Steuerbegünstigung  der  Aktiengesellschaften,  sondern  ihre  ge- 
rechte Veranlagung,  Einheit  und  Gleichmäfsigkeit  ihrer  Behandlung 
—  das  Ziel  aller  Gesetzgebung.  In  diesem  Sinne  die  Frage  der  tie- 
sellschaftsbesteuerung  zu  lösen,  sollte  für  Deutschland  eine  der 
nächsten  Aufgaben  der  Reichsgesetzgebung  sein,  denn  nur  sie  vermag 
die  nach  den  einzelnen  Staatsgebieten  von  einander  abweichende  und 
ungleichmäfsige  wirtschaftliche  Verpflichtung  der  wichtigsten  Unter- 
nehmungsformen der  Gesamtheit  gegenüber,  in  dem  sonst  so  festge- 
schlossenen Wirtschaftsgebiete  ebenfalls  einheitlich  zu  regeln. 

Aufserhalb  Deutschlands  kommt  eine  gleiche  Mannigfaltigkeit  in 
der  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften  in  der  Schweiz  und 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  beiden  Ländern  eben- 
falls mit  als  Folge  der  verschiedenen  Steuersysteme  und  der  eigenen 
Legislatur  der  Gliedstaaten  zum  Ausdruck. 

In  der  Schweiz,  wo  mit  dem  Vordringen  der  Aktiengesell- 
schaften die  Frage  erst  in  den  letzten  Dezennien  akut  geworden  ist, 
lassen  sich  die  vorhandenen  Arten  der  Besteuerung  in  vier  Hauptr 
gruppen  bringen. 

Es  werden  hier  herangezogen :  ^) 

1.  Nur  die  Aktionärefur  ihren  vollen  Aktienbesitz,  während 
die  einheimischen  Gesellschaften  als  solche  frei  bleiben.  (Glaros). 

2.  Die  Aktiengesellschaften  als  solche,  während  die 
Aktionäre  im  Staate  belegener  Gesellschaften  für  ihr  Einkommen  ans 
diesen  steuerfrei  sind.  (Schaff hausen ,  Graubünden,  Waadt,  Uri, 
Bern,   auch  Baselland  und  Schwyz.) 

Aargau,  welches  der  Hauptform  nach  zu  dieser  Gruppe  gehört, 


*)  Georg  Schanz,  Die  Steaem  der  Schweiz.    B.  I.   8.  911    B.  V.  für 
alles  Detail. 
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bat;  um  die  durch  Veranlagung  der  Gesellschaft  leicht  eintretende  zu 
scharfe  Progression  für  das  Einkommen  des  Aktionärs  auszugleichen, 
einen  mittleren  Progressionsfufs  als  proportionalen  Steuerfufs  für  die 
Aktiengesellschaften  bestimmt.  Sie  unterliegen  hier  der  Progression 
nur  für  ihren  Reservefonds  und  ihre  Liegenschaften,  das  übrige 
Kapital  und  der  über  4^/3%  hinausgehende  Gewinn  wird  proportional 
besteuert ;  beim  Aktionär  wird  die  Progression  auf  dessen  Aktien  Ton 
der  Gemeindesteuer  angewandt. 

3.  Eine  dritte  Gruppe  hat  auch  in  der  Schweiz  die  Doppel- 
besteuerung zum  Gesetz  erhoben,   so  Neuenburg,  Zug,  Baselstadt. 

4.  Ein  Teil  der  Kantone  suchte  endlich  die  Steuerleistung 
zwischen  Aktiengesellschaft  und  Aktionär  zu  verteilen. 
Auf  diesem  Boden  stehen  St.  Gallen,  Appenzell  A.  Eh.,  Zürich  und 
Waadt.  Die  Aktionäre  versteuern  z.  B.  in  Appenzell  ihre  Aktien 
zum  Kurswert,  die  Gesellschaften  den  Reservefonds. 

Die  Methoden  der  Gesellschafbsbesteuerung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  äufserst  verschieden  und  befinden 
sich  in  einem  geradezu  chaotischen  Durcheinander. 

Nach  Mr.  Stimson  teilt  Bogart  ^)  vier  Besteuerungssysteme  der 
Aktiengesellschaften  mit : 

1.  Die  Gesellschaft  wird  für  ihr  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen  besteuert  und  mufs  dieses  wie  jede  Einzelperson  angeben ; 
29  Staaten  verfahren  in  dieser  Weise. 

2.  Die  Aktiengesellschaft  zahlt  eine  Steuer  für  ihr  Stammkapital, 
mit  oder  ohne  Abzug  ihres  unbeweglichen  oder  sonstigen  steuerpflich- 
tigen Vermögens,  während  der  Aktieninhaber  frei  ist  (Alabama, 
Florida,  Kansas  u.  a.  m.).  In  einzelnen  Staaten  bezahlt  die  Gesell- 
schaft auch  Vermögenssteuer  auf  unbewegliches  Vermögen  (Massa- 
chussets,  Rhode  Island  und  Vermont)  und  auf  bewegliches  Vermögen 
(in  Kansas  und  Nebraska). 

3.  Die  Gesellschaft  zahlt  eine  Steuer  für  ihr  Vermögen  und  eine, 
in  bestimmter  Art  festgesetzte  Konzessionssteuer  (so  in  New- York 
und  Wyoming),  z.  B.  nach  der  Höhe   der  ausgezahlten  Dividenden. 

4.  In  einzelnen  Staaten  sind  alle  drei  Arten  vereinigt  d.  h.  Lokal- 
besteuerung des  unbeweglichen  Vermögens,  Konzessionssteuer  (eine 
Art  Lizenzsteuer)  und  eine  Steuer  auf  die  Aktien  der  einzelnen  In- 
haber (Georgia,  Maryland  und  Pennsylvanien). 


»)  a.  a.  0.  S.  120  f. 

Staataw.  Studien.   VI.  7.  783  • 
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Es  existiert  aofserdem :  eine  korporati? e  Orgmiaaliopwtfoef,  eioe 
Steuer  auf  Telephon-,  Telegraphen-,  Versichemogs-,  Sehlafvag en-  nid 
Exportgesellschaften. 

Vier  Staaten  besitzen  eine  allgemeine  AktiengesellseliaftMteuca-, 
welche  den  Zweck  hat  diejeoigen  Aktiengesellschaften  direkt  heraaxa- 
7.iehen|  welche  nicht  durch  eine  der  Torhin  beschriebenen  Methoden 
getroffen  werden,  —  es  sind  dies  MassachnssetSi  New^Jersej,  New- 
York  und  Pennsylvania. 

Daneben  werden  in  den  einzelnen  Staaten  noch  lielfach  andere 
Steuern  Ton  Aktiengesellschaften  erhoben.  So  zahlen  in  Massachnssets 
und  Michigan  Minengesellschaften,  in  New-Jersey  und  New- York 
FabrikgeselUchaften  besondere  Steuern. 

Schon  dieser  kurze  Hinweis  l&fst  erkennen,  wie  gerechtfertigt  es 
erscheint^  wenn  behauptet  worden  ist,  dafs  über  nichts  eine  so  grofse 
Verwirrung  in  den  Gesetzen  der  meisten  Staaten  Nord- Amerikas 
herrscht,  als  in  der  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften. 

Es  erübrigt  noch  einen  Blick  auf  Italien  und  Osterreich  zu 
werfen. 

Bemerkenswert  ist  im  ersteren  Lande,  dafs  dort  nicht  nur  Aktien- 
gesellschaften,  sondern  alle  Handelsgesellschaften  wie  ein  einzi^rer 
Beitragspflichtiger  behandelt  werden  (Art.  29  des  Oes.  v.  24.  VIII. 
77).  Wie  Gemeinden,  Provinzen  und  andere  juristische  Personen 
müssen  auch  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktien- 
gesellschaften nicht  nur  ihre  eigenen  Einkünfte,  sondern  auch  die  von 
ihnen  zu  zahlenden  Besoldungen  und  Pensionen,  sowie  Zinsen  aus  kon- 
trahierten Schulden  und  ausgegebenen  Obligationen  einbekennen  und 
die  Abgai)e  von  diesen  Einkünften  unmittelbar  entrichten,  wobei 
ihnen  die  Schadloshaltung  gegenüber  den  Bezugsberechtigten  und 
Gläubigern  im  Wege  der  Zurückhaitun?  zusteht  (Art.  15).  Die  ein- 
fachen Kommandit'  und  Handelsgesellschaften  haben  jedoch  blofs  die 
Verpflichtung  die  Besoldungen,  Ruhegehälter  und  sonstigen  Bezüge. 
welche  sie  an  ihre  Angestellten  zahlen  neben  jenen  der  eigenen  Bn- 
künfte  zu  fatieren  und  die  Abgabe  für  diese  Beträge  mit  Vorbehalt 
des  Regrefsrechts  direkt  zu  zahl*M)  (Art.  16). 

Als  Einkommen  der  Aktiengt'sellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  gelten  alle  Summen,  welche  unter  irgend  einem 
Titel  an  die  Genossen  Terteilt,  zur  Vermehrung  des  Kapitals  oder 
(l(»s  Ri^serve-  und  Amortisationsfonds  angelegt  oder  zu  einem  son-^ti^en 
Zwecke,  eiuschliefslich  der  Schuldentilgung  verwendet  werden  (Art.  31  ■. 
Bei  den  Aktionären  untcrlirtren  die  Gewinnanteile  gleichfalls  der  Steuer 
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(Art.  3  lit.  b),  da  sie  „als  vorübergehende  gemischte  Einkünfte,  bei 
denen  Kapital  und  menschliche  Arbeit  zusammenwirken",  mit  %  ^^^^^ 
▼ollen  Betrages  in  steuerbares  Binkommen  sich  umwandeln  (Art.  54 
lit.  b). 

In  Oster  reich  werden  die  Aktiengesellschaften  und  Kommanditge- 
sellschaften auf  Aktien  durch  die  Erwerbssteuer  von  Unternehmungen, 
welche  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  sind  (§  83)  besteuert. 
Der  Ertrag  wird  als  ein  Ganzes  aufgefafst  und  die  auf  ilm  gelegte  Ab- 
gabe nähert  sich  mehr  dem  Charakter  einer  Einkommensbesteuerung. 
Sie  beträgt  10  %  des  steuerbaren  Eeinertrags,  darf  jedoch  nicht  weniger 
als  1  7oo  des  gesamten,  in  dem  steuerpflichtigen  Unternehmen  stecken- 
den Anlagekapitals  ausmachen  (§  100  Abs.  1  u.  2).  Aktiengesellschafben, 
welche  für  das  der  Besteuerung  zu  Grunde  gelegte  Jahr  mehr  als 
10  ^/o  an  Dividende  vom  eingezahlten  Aktienkapital  verteilen,  haben, 
aufser  der  10  prozentigen  Steuer  vom  Bein  ertrage ,  von  dem  zur 
Verteilung  gelangenden  Betrage,  welcher  für  11 — 15%  der  Dividende 
erforderlich  ist,  2%,  von  den  darüber  hinaus  zur  Verteilung  gelan- 
genden Beträgen  4%  zu  entrichten  (§  100  Abs.  7). 

Die  Dividenden  der  Aktionäre  sind  von  der  Kapitalrentensteuer 
frei,  da  ihr  nach  §  124  nur  derjenige  unterliegt,  welcher  aus  Ver- 
mögensobjekten oder  Vereinsrechten  Bezüge  empfängt,  die  nicht  schon 
durch  die  Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-  oder  Besoldungssteuer  unmittel- 
bar getroffen  sind.  Die  Rentensteuer  kann  hier  die  Dividenden  nicht 
treffen,  weil  es  ja  auf  alle  Fälle  „jene  einem  erwerbssteuerpflichtigen 
Unternehmer  zufliefsenden  Zinsen  und  Renten^  sind,  „welche  nach- 
weislich einen  Teil  eines  der  Erwerbsstcuer  unterliegenden  Geschäfts- 
ertrags büden"  (§  125  Ziff.  13). 

b.  Berggewerkschaften. 

Der  starre  Formalismus,  dem  zu  Folge  die  juristische  Persönlich- 
keit eine  Einkommensteuerpflicht  bedingte,  führte  dazu,  dafs  man 
wirtschaftlich  verschiedene  Betriebe,  welche  lediglich  hinsichtlich  ihrer 
Organisationsform  und  ihres  Auftretens  nach  aufsen  gleiche  oder  ähn- 
liche Momente  darbieten ,  denselben  steuerlichen  Bestimmungen 
unterwarf. 

Die  Einreihung  der  Gewerkschaften  des  neueren  Rechts  unter 
die  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  in 
steuerlicher  Beziehung  ist  Beweis  dafür. 

Zieht  man  die  wirtschaftlicheBethätigung  des  associativen  Bergbaues, 
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wie  die  Besitzrechtsyerh&ltnisse  und  Verpflichtungen  der  Beteiligten 
in  Betracht,  so  sieht  man,  dafs  es  hier  nicht  einmal  jene  steuertech- 
nische Schwierigkeiten  zu  überwinden  galt,  welche  es  meist  zu  Wege 
bringen,  dafs  man  den  Knoten,  statt  zu  lösen,  durchhaut. 

Der  Bergbau,  eins  der  ältesten  Gewerbe  der  Menschheit  über- 
haupt, stellt  gleichzeitig  den  ältesten  Grofsbetrieb  dar.  Kannte  doch 
schon  das  Altertum  Bergwerke,  in  denen  Tausende  von  Arbeitern  be- 
schäftigt waren. 

Früh  entwickelt  sich  gerade  beim  Bergbau  der  genossen- 
schaftliche Betrieb  und  das  Miteigentum  mehrerer  am  Ganzen,  wäh- 
rend die  rechtlichen  Normen  für  dieses  Erwerbsgebiet  gleichzeitig  ein 
frühes  Beispiel  für  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  die  Sphäre 
des  Privateigentums  bieten,  da  der  einzelne  im  Genufs  und  G^ 
brauch  seines  Bodens  dadurch  beschränkt  wird,  dafs  er  weder  die 
Fossilien  in  demselben  ohne  weiteres  okkupieren,  noch  anderen  Per- 
sonen die  Anlage  eines  Bergwerks  verbieten  darf.  Beide  Erschei- 
nungen sind  namentlich  in  Deutschland  anzutreffen;  in  der  ersten  liegt 
der  Ursprung  unserer  heutigen  Gewerkschaften,  in  der  zweiten  die 
Quelle  der  Bergwerksbesteuerung. 

Nach  ältester  Anschauung  war  jeder  Grundeigentümer  zur  An- 
legung eines  Bergwerks  auf  seinem  Boden  berechtigt ;  die  Schätze  in 
der  Erde  bildeten  einen  Bestandteil  des  Gutes  und  wie  die  6e- 
meiudegenossenauf  der  Allmende  roden,  Holz  schlagen,  Bienenschwärme 
einfangen  u.  s.  w.  durften ,  hatten  sie  auch  ein  Recht  auf  dem  Ge- 
meindelande nach  Mineralien  zu  schürfen.  Es  galt  Bergbaufreiheit 
der  Genossen  auf  der  Allmende,  eine  Freiheit,  welche  später  dahin 
ausgedehnt  wurde,  dafs  auch  das  im  Privateigentum  befindliche  Land 
von  Dritten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks  in  Anspruch  genommen 
werden  durfte.  Dem  Grundeigentümer  stand  in  solchem  Falle  der 
Anspruch  auf  Entschädigung  und  das  sogenannte  Recht  des  Mitbaus 
zu,  d.  h.  das  Recht,  sich  mit  einer  bestimmten  Quote  am  Betriebe 
zu  beteiligen.^) 

Der  Grundsatz  der  Bergbaufreiheit  wanderte  mit  den  deutschen 
Bergleuten  an  alle  Orte,  wohin  sie  bei  zunehmender  Ausdehnung  des 
Bergbaus  ihres  Kunstfleifses  wegen  berufen  wurden.^) 


^)  Vgl.  H.  Achenbach,  Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  eto.  Bonn  1871. 
S.  290  f. 

*)  Vgl.  R.  Klostermann,  D.  allg.  Bergges.  für  d.  Preafs.  Staaten. 
Berlin  1866.    £inl.  S.  6. 

786 


—     133     — 

Diesen  uralten  Anschauungen  gegenüber  trat  aber  bereits  im  frühen 
Mittelalter  die  Königsgewalt  mit  ihren  Ansprüchen  auf.  Längst 
schon  standen  den  Herrschern  auf  ihren  Domänen  zahlreiche  Berg- 
werke zur  Verfügung.  Allmählich  begannen  sie  den  ßergbau- 
betrieb  überhaupt  von  ihrer  Konzession  abhängig  zu  machen  und 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  kommt  es  vor,  dafa 
der  König  einzelnen  Landesherren  oder  grofsen  Grundbesitzern  das 
Eecht  des  Bergbaus  erteilt  und  dadurch  den  Schein  zu  erwecken 
sucht,  als  ob  es  solcher  Beleihung  bedürfe.  Nach  und  nach  hatte 
sich  denn  auch  die  Auffassung  Bahn  gebrochen,  dafs  dem  König  ein 
Recht  an  den  Schätzen  des  Bodens  zustehe.  Die  ersten  Spuren  dieses 
Okkupationsrechts  führt  Gr.  Waitz*)  bis  auf  die  Zeiten  Heinrichs  IL 
zurück,  doch  scheint  ihm  die  Staatsgewalt  nicht  das  volle  Eigentum, 
sondern  nur  einen  Teil  des  Ertrags  in  Anspruch  genommen  zu  haben 
und  zwar  in  der  Form  des  Zehnten.  ^) 

Mit  der  Erstarkung  der  Territorialgewalten  ging  auch  der  An- 
spruch auf  die  unerschlossenen  Schätze  des  Erdinnern  auf  die  Landes** 
herren  über,  welche  im  16,  Jahrhundert  die  rechtlichen  Verhältnisse 
des  Bergbaus  durch  Landesordnungen  zu  regeln  suchten. ") 

Der  zerstreute  B^chtsstofiF,  wie  er  in  Gebräuchen,  Einzel  Vor- 
schriften und  Verleihungsurkunden  enthalten  war,  wurde  einheitlich 
zusammengefafst. 

Besonders  fruchtbar  für  die  Gesetzgebung  war  das  18.  Jahr- 
hundert, wo  fast  alle  gröfseren  deutschen  Landesherrschaften  zu  einer 
Durchsicht  der  älteren  Bergordnungen  schritten ;  und  als  gegen  Ende 
des  Jahrhunderts  die  Lehre  Adam  Smiths  von  der  Unzweckmäfsig- 
keit  des  staatlichen  Eingreifens  in  den  Wirtschaftsbetrieb  ihren  Lauf 
durch  die  Welt  antrat,  wurden  die  Staaten  zu  der  Frage  gedrängt, 
wie  der  Bergbau  von  einem  richtigen  volkswirtschaftlichen  Gesichts- 
punkte aus  zu  regeln  sei. 

Als  Vorbild  diente  meistenteils  das  französische  Berggesetz  vom 
28.  Juli  17.91,   in  welchem  man  einen  Ausgleich  zwischen  dem  alten 


*)  Deutsche  Verfassungegeschichte  B.  VIII.    S.  269. 

^)  Adolf  Arndt  tritt  der  AuffassuDg  entgegen,  als  ob  die  Bergwerks- 
nineralien,  Metalle  und  Salzquellen  jemals  in  Deutschland  den  Grundeigentümern 
gehört  hätten,  oder  als  herrenloses  Gut  ein  Gegenstand  freier  Okkupation  ge- 
wesen wären.  Vielmehr  seien  sowohl  in  Deutschland,  als  in  den  romanischen 
Staaten  und  früher  in  England  alle  Rechte  an  solchen  Mineralien  und  auch  die 
Bergbaufreiheit  und  das  Erfinderrecht  vom  Staate  ausgegangen.  Bergbau  und 
Bergbaupolitik.    S.  27 f. 
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Bergregal  und  dem  Anspruch  der  Grundeigentümer  sah.  Der  Staat 
gilt  nach  diesen  Bestimmungen  nicht  mehr  generell  als  bauberechtigt 
und  kann  sich  nicht  mehr  einzelne  Distrikte  dazu  reservieren  sondern, 
jeder  erhält  nach  Erfüllung  gewisser  Vorschriften  die  Bauberechtigung, 
sobald  er  darum  nachsucht;  einzelne  Fossilien  sind  jedoch  der  Dis- 
position des  G-rundeigentümers  entzogen ,  der  ein  Vorrecht  auf  die 
Bauberechtigung  besitzt. 

Die  französischen  Bestimmungen  erhielten  ihre  Fortbildung  und 
ihren  Abschlufs  durch  das  noch  jetzt  gültige  Gesetz  vom  21.  April 
1810.^) 

Als  im  Jahre  1816  das  preufsische  Staatswesen  hergestellt  war, 
herrschten  hier  zwei  verschiedene  Gesetze:  in  den  alten  Landesteilen 
das  Allgemeine  Landrecht  (Teil  II  Tit.  16),  in  dem  linksrheinischen 
Preufsen  das  eben  zitierte  französische  Gesetz  (lois  des  mines).  Die 
Bergwerke  waren  einer  weitgehenden  Staatsaufsicht  unterworfen. 

Aber  drückender  als  diese  lastet  auf  dem  Bergwerksbetriebe  eine 
exorbitant  hohe  Besteuerung,  welche  im  firüheren  Kegalismas  ihre 
Wurzel  hat. 

Wenn  auch,  streng  genommen,  die  Abgaben  vom  Bergbau  als 
solchem  nicht  in  den  Rahmen  unserer  Aufgabe  gehören,  so  müssen 
wir  doch  zur  kurzen  Orientierung  einen  Augenblick  bei  ihnen  ver- 
weilen, umsomehr  als  die  Heranziehung  der  Gewerkschaften  zur  Ein- 
kommensteuer ihrerseits  zu  den  steuerlichen  Belastungen  der  Berg- 
werke gezählt  werden  mufs. 

Trotz  Freigabe  des  Bergbaues  fühlt  sich  der  Staat  am  ALufang 
unseres  Jahrhunderts  noch  so  sehr  als  Eigentümer  der  entdeckten  und 
zu  entdeckenden  Schätze,  dafs  er  die  nach  Abschwächung  des  Berg- 
regals ihm  verbliebene  Berghoheit  dazu  benutzt,  den  Ertrag  des 
Bergbaus  vornehmlich  zu  einer  Einnahmequelle  für  sich  zu  gestalten. 
Nach  dem  im  linksrheinischen  Preufsen  herrschenden  französischen 
System  schieden  sich  die  Abgaben  vom  Bergbau  in  feste  (rede- 
vance  fixe)  und  verhältnismäfsige  (redevance  proportioneile).  Während 
die  ersteren  10  fr.  auf  jedes  Quadratkilometer  des  konzessionierten 
Grubenfeldes  betrugen,  wurden  die  letzteren  jedes  Jahr  durch  den 
Staatshaushalt  festgesetzt,  durften  aber  nicht  5%  ^^^  Reinertrags 
übersteigen. 

In   den  rechtsrheinischen   Landesteilen   Preufsens   galten   neben 


^)  Schenkel,    Bergbau    in   SchÖDbergs  Handb.  der  pol.  ök.     4.  AuH.  II. 
S.  430  f. 
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emzelnen  Spezialgesetzen  zwölf  verschiedene  Bergordnungen  ^)  und 
subsidiär  die  Normen  des  Allgemeinen  Landrechts. 

Die  Abgaben  vom  Bergbau  waren  sehr  hoch  und  beliefen  sich 
in  Preufsen  auf  16 — 20 7o  ^^^  Bruttoertrags.^)  Diese  Belastung  zu 
tragen,  wäre  den  Bergwerken  unmöglich  gewesen,  wenn  nicht  der 
Staat  im  Inlande  die  Preise  der  Produkte  seines  eigenen  wie  des 
privaten  Bergbaus  in  einer  Weise  festgesetzt  hätte,  dafs  auch  der 
Privatbetrieb  seine  Rechnung  fand.  Vor  der  ausländischen  Konkurrenz 
war  dieser  Erwerbszweig  durch  die  damals  hohen  Kosten  des  Trans- 
ports von  Massengütern  und  teilweise   auch  durch  Zölle  geschützt.^) 

Die  Reform  der  Berggesetzgebuug ,  welche  sich  bald  anbahnte, 
erstrebte  daher  neben  einer  Neugestaltung  der  Bergwerksverwaltung 
-eine  Erleichterung  der  Steuern.  Diesen  Bestrebungen  kam  das  Ge- 
-setz  vom  12.  Mai  1851  entgegen,  welches  für  die  rechtsrheinischen 
Landesteile  den  Bergwerkszehnten  auf  den  Zwanzigsten  ermäfsigte,  die 
landesherrlichen  Freikuxgelder,  die  Quatembergelder ,  Mefsgelder, 
Gedingestuffengelder  etc.,  im  ganzen  24  verschiedene  Abgaben  an  den 
Staat,  aufhob  und  für  alle  Bergwerke  eine  Aufsichtssteuer  in  der 
Höhe  von  1  %  ^^^  Erlöse  bezw.  dem  Werte  der  Produkte  des  Berg- 
werks (§  8)  festsetzte.  Im  Jahre  1860  ging  die  Gresetzgebung  auf  dem 
foeschrittenen  Wege  weitcT.  Ein  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  hob  alle 
Sportein  und  Gebühren  in  bergamtlichen  Yerwaltungsangelegenheiten 
auf,  während  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1861  noch  einen  Schritt  weiter 
^ing,  indem  es  den  Zwanzigsten  vom  1.  Januar  1862  ab  um  ein  Fünftel 
«rmäfsigte  und  gleichzeitig  bestimmte,  dafs  jedesmal,  wenn  im  Vor- 
jahre die  Abgabe  mit  Hinzurechnung  der  Aufsichtssteuer  die  Summe 
Ton  einer  Million  Thaler  erreicht  haben  würde,  eine  weitere  Er- 
inäfsigung  um  ein  Fünftel  eintreten  sollte,  bis  der  Zwanzigste  auf 
^%  des  Ertrages  heruntergesetzt  sei.  Den  Schlufs  der  Entwicklung 
bildete  das  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  erlassene  Gesetz 
vom  20.  Oktober  1862.  Dasselbe  befreite  vom  1.  Januar  1863  ab 
die  Eisenerzbergwerke  von  allen  an  den  Staat  zu  leistenden  Abgaben 
{§  1)  und  setzte  die  bisher  von  allen  Bergwerken  erhobenen  Abgaben 
nach  und  nach  bis  zum  1.  Januar  lSß6  (von  da  ab  dauernd)  auf  1  % 
des  Rohertrags  herab.     Die  Aufsichtssteuer  in  Höhe  von  1  ^/^   blieb 


^)  A.  Arndt  (a.  a.)  S.  177.    K  Klostermann  (a.  a.  0.)    S.  66. 

')  Klostermann  sohätst  die  Abgaben,  welche  auf  dem  preufs.  Bergbau 
1843—47  lasteten,  auf  12%  des  Hobertrags  (a.  a.  S.  64). 

')  A.  Arndt,  Die  Besteuerung  der  Bergwerke.  Conrads  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
SUtistik  B.  86.    S.  889  f. 
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bestehen,  das  Rezefsgeld  fiel  aber  fort.  Endlich  wurde  im  linkfr^ 
rheinischen  Oebiete  vom  I.Januar  1865  ab,  unter  Aufhebung  der 
firanzösischen  Bergwerksabgaben,  eine  zweiprozentige  Bergwerkssteuer 
von  dem  Werte  der  Produkte  des  Bergwerks  zur  Zeit  ihres  Absatzei 
(ausschliefslich  der  abgabenfreien  Eisenerzbergwerke)  eingeführt^) 

Blieben  die  Bergwerke  in  Preufsen  von  der  Gewerbe-  und  Gmnd^ 
Steuer  frei,  so  wurden  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1893  die 
speziellen  Bergwerksabgaben  für  den  Staat  gleichfalls  „aufser  Hebung** 
gesetzt  (§  2  Ziffer  1  u.  2),  so  dafs  der  Ertrag  der  Bergwerke  seitens 
des  Staates  nur  durch  die  Einkommensteuer  getroffen  wird.  In  der 
Gemeinde  unterliegt  jedoch  der  Bergbau  der  Gewerbesteuer  (§  28 
des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893). 

Wir  würden  uns  zu  weit  von  unserer  Aufgabe  entfernen,  wollten 
wir  hier  näher  auf  die  Art  der  Bergwerksbesteuerung  in  den  einzelneo 
Staaten  eingehen. 

Die  Abgaben  werden  teils  vermittelst  der  Gewerbesteuer  (Württem- 
berg), teils  vermittelst  der  Einkommensteuer  (speziellen  und  allge- 
meinen) erhoben,  neben  welcher  besondere  Bergwerkssteuem  bestehen 
(Bayern,  Anhalt,  Braunschweig,  Waldeck,  Sachsen,  Meiningen  u.  s.  w.)l 

Da  wir  hier  die  Berechtigung  resp.  Grundlosigkeit  der  direkten 
Heranziehung  der  Berggewerkschaften  zur  Einkonmiensteuer  zu  er- 
örtern haben,  interessiert  uns  vor  allem  das  Wesen  des  genosseo- 
schaftlichen  Bergbaubetriebs  und  seine  rechtliche  Ausgestaltung. 

Wie  wir  am  Eingange  dieses  Abschnittes  erwähnten,  konnte 
seit  alters  her  dieselbe  Bauberechtigung  mehreren  Personen  nach 
ideellen  Anteilen  zustehen.  Diese  Anteile  (Kuxe)  zerfielen  in  eine 
durch  4  teilbare  Zahl,  was  Achenbach  (a.  a.  O.)  damit  erklärt,  dab 
die  Arbeit  in  4  Teile  (2  Tag-  und  2  Nachtschichte)  sich  schied,  die 
Zahl  der  Teile  frühzeitig  verdoppelt,  dann  vervierfacht  wurde  u.  s.  f.  bis 
8,  16,  32  und  endlich  4  X  32  =  128  Kuxe  entstanden.  Diese 
4-Teilung  kommt  auch  in  Süddeutschland  vor ;  hier  ebenfalls  4  Schichte, 
32  Stämme,  der  Stamm  wieder  in  4  Idealteile  oder  Kuxe,  so  dafs 
regelmäfsig  128  Bergwerksanteile  anzutreffen  sind.  Die  Aufteilung 
in  Kuxe  hat  nicht  an  und  für  sich  zur  Voraussetzung,  dafs  die  Zeche 
vergewerkschaftet  ist ;  jede  Bauberechtigung  als  solche  zerfällt  vielmehr 
in  die  übliche  Kuxzahl.  Allein  das  gewerkschaftliche  Verhältnis 
ist  früher  die  fast  ausnahmslose  Begel. 

In  den  Ländern,  wo  die  Bergwerksmineralien  dem  Grundeigen- 


»)  VrI.  A.  Arndt  a.  a.  0.  S.  178 f. 
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tümer  gehören  (England,  Frankreich),  giebt  es  kein  Sonderrecht  für 
die  Verhältnisse  mehrerer,  mit  Eigentumsansprachen  am  Bergbau  be- 
teiligten Personen.  Das  preufsische,  sächsische  und  österreichische  Berg- 
recht kennt  dagegen  Einzelvorschriften  für  mehrere  Mitbeteiligte  an 
einem  Bergwerk. 

Das  ältere  preufsische  Recht,  welches  im  Allg.  Landrecht  seine 
Kodifikation  empfing,  setzt  als  kleinsten  gemeinschaftlichen  Betrieb 
eines  Bergwerks,  ohne  hierin  eine  Gewerkschaft  anzunehmen,  eine 
GreseUschaft  von  8  Eigenlöhnern  fest  (§  130),  von  denen  mindestens 
4  die  Arbeit  mit  eigener  Hand  verrichten  müssen,  widrigenfalls  sie 
als  Gewerke  zu  behandeln  sind. 

Mehrere  Eigentümer  dagegen,  welche  ihre  Lehne  nicht  selbst 
bauen  und  verwalten,  führen  zusammen  den  Namen  einer  Gerwerk- 
schaft, das  Bergwerk  selbst,  welches  sie  betreiben,  wird  Zeche  oder 
Grube  genannt. 

Jedes  Bergwerkseigentum  zerfällt  in  128  Anteile  oder  Kuxe,  zu 
welchen  noch  2  dem  Grundherrn  als  Erbkux,  2  der  Kirche  und 
Schule,  in  deren  Sprengel  die  Zeche  liegt  und  ebensoviel  der  Knapp- 
schafts- und  Armenkasse  zustehen  (§  133 — 135).  Die  Anteile  am 
Bergwerkseigentum  werden  zum  unbeweglichen  Vermögen  gerechnet 
(§  253  A.L.)  und  als  solches  rechtlich  behandelt,  indem  eine  hypo- 
thekarische Belastung  der  Kuxe  wie  alle  Besitzveränderung  an  den- 
selben in  das  Grundbuch  (Berggegenbuch)  eingetragen  werden  müssen 
(§  255  Ä.L.). 

Eine  durchgreifende  Umgestaltung  dieses  älteren  gewerkschaft- 
lichen Verhältnisses  brachte  das  „Allgemeine  Berggesetz  für  die 
Preufsischen  Staaten"  vom  24.  Juni  1865 ,  welches  in  den  meisten 
deutschen  Staaten  (7io)  Aufnahme  gefunden  hat  und  den  liberalsten 
wirtschaftlichen  Tendenzen  Rechnung  trägt.  Einem  Teile  des  deutschen 
Reichs  diente  das  Sächsische  Berggesetz  (vom  22.  Mai  1851  und  das 
jetzt  gültige  vom  16.  Juni  1868)  zum  Vorbild,  während  Osterreich  am 
23.  Mai  1854  ein  Allgemeines  Berggesetz  erliefs. 

Die  eigentümliche,  aus  der  Natur  und  dem  Bedürfnisse  des  Berg- 
baues erzeugte  Organisation  der  Gewerkschaft  wurde  zwar  beibehalten,^) 
die  Formen  der  gewerkschaftlichen  Verfassung  und  des  gewerkschaft- 
lichen Anteilrecbts  dagegen  gänzlich  umgestaltet. 

Zwei  oder  mehrere  Mitbeteiligte  eines  Bergwerks  bilden  gegenwärtig 


^)  Wir  legen  unserer  Darstellang  das  Preufsisohe  Gesetz  za  Grande. 
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eine  Gewerkschaft  (§  94).  Während  sonst  mehrere  an  einem  gewerb- 
lichen Unternehmen  beteiligte  Personen  an  sich  nicht  als  Körper- 
schaft mit  selbständigen  Rechten  gelten,  besitzen  die  Gewerkschaften 
(auch  nach  österreichischem  und  sächsischem  Rechte)  kraft  des  Ge- 
setzes schon  durch  die  Thatsache,  dafs  Mitbeteiligte  am  Bergbau  vor- 
handen sind;  eigene  Rechtsföhigkeit 

Die  Mitglieder  (Gewerke)  werden  für  alle  Rechtsgeschäfte  in  Be- 
zug auf  den  Bergwerksbetrieb  nicht  unmittelbar  und  persönlich  ver- 
pflichtet; für  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  haftet  nur  das  Ver- 
mögen derselben  (§  99).  Die  Gewerke  nehmen  an  dem  Gewinn  und 
dem  Verlust  des  Betriebes  nur  nach  Verhältnis  ihrer  Kuxe  teil 
(§  102).  Dieser  besitzt  aber  nicht  wie  früher  Immobiliareigenscbaft, 
sondern  ist  mobilisiert  und  gilt  als  bewegliches  Eigentum  (§  101). 
Die  Gesamtzahl  der  Kuxe  beträgt  100,  doch  kann  durch  Statut  die 
Zahl  derselben  auf  1000  erhöht  werden. 

Der  gewerkschaftliche  Anteil  weist,  wie  man  sieht,  eine  gewisse 
Verwandtschaft  mit  der  Aktie  auf.  Allein  ein  durchgreifender  Unter- 
schied besteht  darin,  dafs  der  Kux  gar  keinen  bestimmten  Geld- 
betrag darstellt,  sondern  nur  einen  aliquoten  Teil  (Vioo  oder  Viooo  ®^^-) 
des  gewerkschaftlichen  Vermögens.  Mit  der  einmaligen  Einlage  eines 
bestimmten  Geldbetrages  erwirbt  der  Aktionär  den  Anspruch  auf 
einen,  zu  dem  Nominalbetrage  sämtlicher  Aktien  (Grundkapital)  in 
Verhältnis  stehenden  Teil  des  Gewinns  aus  dem  Unternehmen.  Dem 
Gewerken  steht  nun  freilich  ebenfalls  ein  Anspruch  auf  einen  Teil 
des  Berg  Werksertrags  zu,  der  Kux  verpflichtet  ihn  aber  auch  gleich- 
zeitig nach  Verhältnis  seiner  Beteiligung  zu  Beiträgen,  welche  für  die 
Erfüllung  von  Schuldverbindlichkeiten  und  zum  Betriebe  der  Ge- 
werkschaft erforderlich  sind,  (§  102  Abs.  2).  Durch  diese  „Zu- 
bufsen",  welche  die  Mitglieder  leisten  müssen,  sofern  eine  Notwendig- 
keit sich  herausstellt,  erhält  die  Gewerkschaft  eine  Gestaltung,  die 
sich  der  Genossenschaft  mit  Nachschufspflicht  nähert.  Der  Gewerke 
vermag  sich  der  Pflicht  zur  Zahlung  seines  durch  Gewerkschafts- 
beschlufs  bestimmten  Beitrags  nur  zu  entziehen,  wenn  er  der  Gewerk- 
schaft den  Verkauf  seines  Anteils  anheimstellt  (§  129  u.  130). 

Befindet  sich  daher  im  Gewerkschaftsvermögen  ein  vom  sonstigen 
Vermögen  des  Gewerken  ausgeschiedener  Teil,  mit  welchem  allein  er 
für  die  Rechtsgeschäfte  der  Gewerkschaft  haftet,  so  ist  er  doch  zur 
Tragung  von  Verlusten  und  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  ver- 
pflichtet, für  welche  nach  Mafsgabe  des  Verhältnisses  dieser  Aus- 
gaben jener  Teil  nicht  ausreicht.    Darin  liegt  ohne  Zweifel  eine,  weit 
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über  den  Terhältnismärsigen  Anspruch  auf  Gewinn  hinausgehende 
Bindung  des  Gewerken  an  die  Gewerkschaft,  und  im  Grunde  ge- 
nommen ist  dadurch,  dafs  das  neuere  Recht  an  Stelle  des  früheren 
Miteigentums  der  Gewerken  die  Gewerkschaft  als  solche  als  alleinige 
Eigentümerin  des  Bergwerks  ansieht,  an  dem  thatsächlichen  Mitbesitz 
und  Mitbenutzungsrecht  der  Gewerken  nichts  geändert.  Was  eine 
Veränderung  erfahren  hat  ist  lediglich  der  Charakter  des  Kuxes. 
Letzterer  ist  nicht  mehr  ein  ideeller  Anteil  des  Bergwerks,  mit  dem 
-ein  entsprechender  Anteil  an  dem  im  Gesamteigentum  befindlichen 
gewerkschaftlichen  Vermögen  verknüpft  ist,  sondern  stellt  den  Anteil 
an  dem  Inbegriff  des  ganzen  gewerkschaftlichen  Vermögens  dar,  in 
welchem  das  Bergwerk  eingeschlossen  ist.^)  Der  Kuzschein  ist  der 
Aktie  analog,  aber  nicht  mit  ihr  identisch.  Der  Gewerke  erkauft 
mit  dem  Kux  Rechte,  übernimmt  aber  auch  Pflichten.  Der  Aktionär 
riskiert  nur  seine  Einlage,  der  Gewerke  nimmt  an  allen  Schwankungen 
des  Geschäftes  teil.  Während  die  Aktie  einen  bestimmten  Geld- 
betrag repräsentiert,  ist  der  Kux  ein  Besitztitel  auf  einen  bestimmten 
Teil  des  Gewerkschafts  Vermögens,  ohne  Nominalwert  zu  besitzen.  Er 
stellt  daher  weder  ein  bestimmtes,  nominelles  Kapital,  noch  eine  fort- 
laufende Rente  dar,  kann  daher  weder  als  Zahlungsmittel,  wie  die 
Aktie,  gebraucht  werden,  noch  eignet  er  sich  überhaupt  zu  einem 
Börsenpapier,  da  bei  ihm  von  einem  Kurse,  d.  h.  einem  in  Prozenten 
des  Nominalbetrages  auszudrückenden  Werte  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Der  mobilisierte  Kux  ist  von  dem  immobilisierten  seinem  mate- 
riellen Inhalte  nach  nicht  verschieden. 

Die  wesentlichen  Abweichungen  bestehen  in  der  formellen  Be- 
handlung  der  Übertragung  und  Verpfändung,  welche  beim  mobilisierten 
Kux  durch  einfache  schriftliche  Cession  bezw.  durch  Übergabe  des 
Kuxscheins  auf  Grund  eines  schriftlichen  Vertrags  geschieht,  während 
für  den  Kux  des  älteren  Rechts  in  solchen  Fällen  der  Immobiliar- 
oharakter  desselben  bestimmend  ist.  (Eintragung  der  Besitzverände- 
rung in  das  Berggegenbuch!)  Übrigens  können  die  Gewerkschaften 
des  älteren  Rechts  auch  ihre  Kuxe  mobilisieren  und  mit  Genehmi- 
gung des  Oberbergamts  die  Zahl  derselben  auf  1000  festsetzen, 
wenn  hierfür  eine  Mehrheit  von  wenigstens  ^/^  aller  Kuxe  vorhanden 
ist  (§  235). 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dafs  man  die  Gewerkschafben  den  Aktien- 
gesellschaften nicht  gleichstellen  kann.    Wodurch  sie  sich  von  diesen 


')  Vgl.  R.  Elostermann  a.  a.  0.    S.  216  f. 
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unterscheiden,  ist  kurz  zusanunengefafst :  das  Fehlen  eines  von  ▼orn- 
herein  bestimmten  Grundkaptitals ,  der  Mangel  einer  Erhaitungs- 
tendenz  des  Kapitals,  daher  keine  Vorschrift  zur  Bildung  eines  Reserve- 
fonds, und  die  Verpflichtung  der  Mitglieder  zu  Zubufsen.  Das  Tor- 
weg YOD  den  Qewerken  eingezahlte  Kapital  bietet  nur  die  Mittel  zum 
Betriebe  des  Unternehmens,  und  mufs  Ton  den  Beteiligten  nach 
Bedarf  ergänzt  werden. 

Von  einem  selbständigen  Eigentum  der  Gewerkschaft  als  solcher 
kann  ebensowenig  die  Eede  sein,  wie  von  den  materiellen  Mitteln 
irgend  eines  anderen  gemeinsamen  Gewerbeunternehmens,  an  dem  ein- 
zelne Personen  mit  einem  Teile  ihres  Vermögens  partizipieren. 

Man  wird  sich  daher  Stobbe ')  anschliefsen  müssen ,  wenn  er 
sagt :  „es  giebt  kein  besonderes  Bergwerksrermögen,  welches  von  dem 
der  einzelnen  Gewerken  verschieden  wäre,  sondern  es  setzt  sich  das- 
selbe aus  Teilberechtigungen  und  Teilverpflichtungen  zusammen;  es 
giebt  keine  Gewerkschaft,  welche  eigene  Rechtsverhältnisse  besäfse, 
sondern  es  handelt  sich  überall  nur  um  Rechtsverhältnisse  der  ein- 
zelnen Gewerken."     In  ähnlicher  Weise  urteilen  Beseler*)  u.  A. 

Aber  auch  diese  Frage  ist  in  der  juristischen  Litteratur  sehr 
umstritten.  Gierke ')  hält  die  Gewerkschaft  für  ein  „festausgebildetes 
Rechtsinstitut,  durch  welches  die  in  eine  bestimmte  Anzahl  ideeller 
Teile  zerlegte  Zeche  oder  Grube  als  vermögensrechtliche  Einheit 
konstituiert  wird". 

Wir  können  auch  hier  auf  die  juristische  Kontroverse  nicht  ein- 
gehen; thatsächlich  bietet  die  Gewerkschaft  bei  weitem  weniger 
Momente  zur  Annahme  einer  den  Anteilen  der  Gewerken  gegenüber- 
stehenden selbständigen  Wirtschaftseinheit,  als  die  Aktiengesellschaft 

Wenn  mehrere  Personen  zum  Beginn  eines  Unternehmens  ein 
Anlagekapitel  in  bestimmten  Teilen  zusammentragen,  so  wird  dieses 
Vermögen  darum  kein  an  sich  rechtsfähiges,  daher  auch  einkommen- 
steuerpflichtiges Wirtschaftssubjekt,  weil  das  Gesetz  beim  Bergbau 
dem  genossenschaftlichen  Betrieb  Rechtspersönlichkeit  verleiht.  An  und 
für  sich  ist  das  „Einkommen^  der  Gewerkschaft  ebenfalls  nur  der 
Ertrag  eines  zu  verschiedenen  Anteilen  mehreren  gehörenden  Be- 
triebes und  kann  daher  als  Einkommen  der  Bezieher  nur  soweit  diese  in 
Betracht  kommen,  herangezogen  werden.  Wo  der  Ertrag  der  Ge- 
werkschaft und  das  Einkommen   der  Gewerken  aus  diesem  Ertrage 

1)  D.  Privatrecht  I.    S.  484. 

•)  D.  Privatrecht.  Teil  I.    §  204. 

')  D.  GenosBenschafterecht  I.    S.  973. 
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«in-  und  derselben  Steuer  unterworfen  werden,  haben  wir  es  wiederum 
mit  einer  Doppelbesteuerung  zu  thun.  Auch  hier  sucht  man  sie 
«durch  die  juristische  Persönlichkeit  der  Gewerkschaft  zu  rechtfertigen. 
,,Denn/'  hiefs  es  im  Preufsischen  Abgeordnetenhause  am  4.  März 
-1891,  ,,die  Einkommensteuer  ist  —  daran  mufs  unbedingt  festgehalten 
werden  —  eine  Personalsteuer,  und  diese  Personalsteuer  kann  man 
nur  erheben  von  einer  Person,  welcher  die  Fähigkeit  beiwohnt,  ein 
selbständiges  Einkommen  zu  haben.  Diese  Fähigkeit  besitzt  eine  ein- 
zelne physische  Person,  dagegen  eine  Personenmehrheit  als  solche  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  derselben  ausdrücklich  Rechtspersönlich- 
keit beigelegt  worden  ist  und  damit  die  Fähigkeit  Vermögensrechte 
Äuf  ihren  Namen  zu  erwerben."  ^) 

Es  tritt  hier  die  Frage  auf,  ob  die  Gewerkschaft  des  älteren 
Bechts,  welche  nur  eine  beschränkte  Rechtsfähigkeit  besitzt,  nach  be- 
stehendem Gesetz  ebenfalls  als  Steuersubjekt  zu  gelten  habe?  Die 
für  die  juristische  Persönlichkeit  mafsgebenden  Momente  finden  auf 
die  alte  Gewerkschaft  nach  §  227  des  Allg.  Bergges.  keine  Anwen- 
dung, dagegen  giebt  ihnen  der  §  99,  nach  welchem  auch  sie  für  Ver- 
bindlichkeiten nur  mit  ihrem  Vermögen  haften  —  nicht  die  Ge- 
werken  —  die  Anerkennung  einer  gewissen  Vermögensfähigkeit.  *) 

Die  Steuergesetze  unterscheiden  selten  zwischen  den  Gewerk- 
schaften des  älteren  und  denen  des  neueren  Rechts.  Die  Gewerk- 
schaft ist  die  Voraussetzung  der  Steuerpflicht,  kein  anderer  gesell- 
schaftlicher Bergbaubetrieb.  Wie  wenig  aber  die  juristische  Unter- 
scheidung und  Beurteilung  den  materiellen  Inhalt  der  Sache  erschöpft, 
zeigt  gerade  die  selbständige  Besteuerung  des  genossenschaftlichen 
Bergbaues  sehr  deutlich.  Der  Alleinbesitzer  eines  Bergwerks  wird  als 
einzelne  physische  Person  mit  dem  Einkommen  aus  diesem  Unter- 
nehmen besteuert.  Hinterläfst  er  nach  seinem  Tode  den  Betrieb  seinen 
Kindern  oder  Rechtsnachfolgern,  welche  nunmehr  gemeinschaftlich  an 
dem  Unternehmen  beteiligt  sind,  so  kommen  für  sie  die  Bestimmungen 
der  Gewerkschaft  in  Anwendung  und  derselbe  Ertrag  wird  jetzt  zwei- 
mal zur  selben  Steuer  veranlagt. 

Es  ist  daher  nicht  leicht,  Fuisting  (a.  a.  O.  S.  19)  *)  zu  folgen, 
wenn  er,  die  Besteuerung  auch  der  Gewerkschaften  des  älteren  Rechts 
im  Interesse  einer  gleichmäfsigen  steuerlichen  Behandlung  aller  Ge- 
werkschaften  billigend,  es   nicht  für  angemessen  hält,   die  scharfe 


')  Stenogr.  Bericht.    S.  1244. 

')  Klostermann  a.  a.  0.    S.  222.    Note  184. 

')  Faisting,  Kommentar  zum  Preafs.  EinkommenstGes.  24.  VI.  91.  S.  18  f. 
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juristische  Konsequenz  zu  ziehen,  nach  welcher  den  GewerkschafteD 
des  älteren  Rechts,  wegen  Mangels  der  Vermögensfähigkeit  die  Eigen- 
schaft eines  qualifizierten  Steuersubjekts  abzusprechen  wäre.  Ereilich, 
meint  er ,  würde  bei  Heranziehung  dieser  Gewerkschaften  zur  Ein- 
kommensteuer die  Thatsache  der  Doppelbesteuerung  klar  herrortreten,. 
„indem  die  Gewerken  einmal  als  Miteigentümer  der  Gewerkschaft  tob 
dem  Gesamteinkommen  des  Bergwerks  und  sodann  als  Empfänger 
der  erzielten  Ausbeute  von  dem  auf  sie  entfallenden  Betrage  die 
Steuer  zu  entrichten'^  hätten.  Es  fragt  sich  nur,  wodurch  und  in 
welcher  Weise  die  so  entstehende  Doppelbesteuerung  aus  der  Welt 
geschafft  wird,  wenn  die  Gewerkschaft  als  solche  unter  ihrem  Namen 
„Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen^'  kann,  m.  a.  W., 
juristische  Person  ist? 

Der  aus  dem  Bergwerk  gewonnene  Ertrag,  gleichviel  unter  welcher 
Form  das  Unternehmen  betrieben  wird,  ist  nur  einmal  vorhanden  und 
darf  nur  einmal  besteuert  werden. 

Aus  den  bei  den  Aktiengesellschaften  geltend  gemachten  Gründen  ^> 
ist  es  auch  hier  am  ratsamsten,  den  Gesamtertrag  in  der  Gewerk- 
schaft heranzuziehen.  Den  einzelnen  Gewerken  mufs  dann  die  Steuer 
im  Verhältnis  des  Gesamtbetrags  zu  den  einzelnen  Kuxen  in  Abzug 
gebracht  werden.  Dieses  Verfahren  bietet  hier  keine  Schwierig- 
keiten, da  jeder  am  Bergbau  als  Gewerke  Beteiligte  erst  in  den 
Besitz  dieser  Rechte  gelangt,  wenn  er  im  Gewerkenbuche  ein* 
getragen  ist.  Es  steht  nichts  im  Wege,  sich  zum  Zwecke  einer 
richtigen  Steuerveranlagung  dieses  sichersten  Auskunftsmittels  zu 
bedienen.  Eine  für  den  einzelnen  aus  der  Heranziehung  des  Ge- 
samtertrags des  Bergwerks  etwa  sich  ergebende  ungerechte  Pro* 
gression  im  Vergleich  zum  sonstigen  Einkommen  des  Gewerken 
liefse  sich  leicht  vermeiden  durch  einen  auch  für  diese  Erwerbs- 
gesellschaften bestehenden  festen  Steuersatz,  dessen  Höhe  nach  der 
durchschnittlichen  Rentabilität  des  Bergbaus  sich  abstufen  müfste. 
Durch  diese  Mafsnahmen  liefse  sich  die  Doppelbesteuerung  der  Ge- 
werken und  der  Gewerkschaft  vermeiden,  was  mit  Rücksicht  darauf 
dafs  der  Montanbetrieb  in  Ansehung  seiner  grofsen  und  vielen  Risiken 
keineswegs  eine  besonders  günstige  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
bildet,  durchaus  wünschenswert  erscheint.^)    Mag  man   alle   anderen 

1)  Siehe  oben.     S.  94  f. 

^)  Aus  der  Berechnung,  die  van  der  fiorght  für  die  Ertragsfähigkeit  der 
Aktiengesellschaften  in  Deutschland  angestellt  hat  (Gf.  Handw.  d.  St.W.  I.  Bd. 
II.  Aufl.  S.   198)   ergiebt  sich,  dafs  189   Gesellschaften  für  Berg-,  Hütten-  und 
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Bergwerksabgaben  im  engen  Zusammenhang  mit  der  Regalität  des 
Bergbaus  auffassen  uud  in  seineu  sonstigen  vom  Betriebe  erhobenen 
Beiträgen  eher  eine  Leistung  an  den  Staat  für  die  Verleihung  der 
Gerechtsame  sehen  (A.  Wagner),  bei  der  auf  das  Einkommen  gelegten 
Abgabe  kommt  dieser  Gesichtspunkt  nicht  in  Betracht.  Hier  gilt  es 
blofs  den  thatsächlichen  Yermögenszugang  des  Steuersubjekts  zu  er- 
fassen, einerlei  aus  welcher  Quelle  dieses  Einkommen  fliefst. 

Als  Steuersubjekt  kann  aber  nur  der  Gewerke  angesehen  werden ; 
nicht  der  Bergbau,  sondern  die  an  ihm  beteiligten  Personen  sollen 
durch  die  Einkommensteuer  getroffen  werden,  daher  sind  auch  sie 
nur  steuerpflichtig.  Wird  aber  die  Gewerkschaft,  das  Medium  ihres 
Einkommensbezugs,  veranlagt,  so  geschieht  dies  nur,  um  eine  Zer- 
splitterung des  den  Gewerken  zustehenden  Gesamteinkommens  und 
den  Verlust  von  Steuerkräften  durch  Abgang  ins  Ausland,  zu  ver- 
meiden. Folgerichtig  müssen  aber  dann,  die  durch  dieses  Verfahren 
mittelbar  Besteuerten  von  jeder  weiteren  Zahlung  für  den  in  der  Ge- 
werkschaft veranlagten  Betrag  frei  sein. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  bietet  sich  der  Einkommensteuer 
in  der  Feststellung  des  thatsächlichen  Reinertrags  der  Gewerkschaft 
dar.  Die  besondere  Natur  des  Betriebes  giebt  in  den  äufseren  Merk- 
malen der  Produktion  keine  sichere  Handhabe  für  die  Berechnung 
der  etwaigen  Ertragsfahigkeit ;  die  Betriebsbedingungen,  die  Gröfse 
des  erforderlichen  oder  mutmafslich  notwendigen  Kapitals  lassen  ge- 
rade hier  keinen  Schlufs  auf  die  Ausbeute  und  den  Erfolg  des  Ge- 
werbes zu.  Die  eigentlichen  Bergwerkssteuem  begnügten  sich  daher 
meist,  den  Rohertrag,  die  Mafs-  oder  Gewichtseinheit  der  Produktion, 
zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Einkommensteuer,  welche  den  Keingewinn,  soweit  er  dem 
Bezugsberechtigten  zur  freien  Verfügung  zufliefst,  treffen  will,  mufs 
nach  sichereren  Anhaltspunkten  suchen.  Allein  trotz  der  Versuche 
der  Steuergesetzgebung,  wie  auch  einschlägiger  Gerichtsentscheidungen, 
Normen  zur  Bestimmung  des  Bergbau  -  Reinertrags  aufzustellen, 
bieten  die  vorhandenen  Regeln  einen  so  wenig  sicheren  Anhaltspunkt, 
dafs  die  nach  ihnen  vorgenommenen  Schätzungen  entweder  weit  hinter 


Salinen wesen  mit  einem  eingezahlten  Kapital  von  838,09  Millionen  Mark  einen 
Keingewinn  von  81 J5  Millionen  Mark  im  Jahre  1896  zu  verzeichnen  hatten,  dem 
eine  ünterbilanz  von  24,31  Millionen  Mark  gegenüberstanden.  Für  die  genannte 
Zahl  der  Bergbaugesellschaften  erhält  man  einen  Ertrag  v.  6,7 '/oi  während  bei 
den  übrigen  Gesellschaften  die  entsprechende  Ziffer  7,3  bezw.  7,4%  betrug,  für 
Versicherungsgesellschaften  sogar  17,9%. 
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dem  thatsächlichen  Gewinn  zurückstehen,  oder  diesen  übersteigen 
können.  Die  Gewerkschaften  sind  zudem  nicht  zur  Aufstellung  tob 
Bilanzen  verpflichtet,  welche  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Werlver- 
minderungen  zu  berücksichtigen  haben.  ^)  Gerade  diese  Wert?er- 
minderung  ist  aber  hier  eine  unbekannte  Gröfse,  so  sehr  sie  für  die 
Berechnung  des  Reinertrags  von  Wichtigkeit  ist. 

Das  Preufsische  Einkommensteuergesetz  rechnet  beispielsweise 
den  Ertrag  aus  Bergbau  einerseits  zum  Einkommen  aus  Kapitaher- 
mögen  (Kuxertrag),  anderseits  zum  Einkommen  aus  Handel  und  Ge- 
werbe (§  12  lit.  b  und  §  14  Abs.  1).  Der  Artikel  20  der  Aus- 
führungsanweisung sucht  dann  den  Charakter  dieses  Einkommens 
näher  zu  bestimmen,  indem  er  darauf  hinweist,  dafs  zu  den  Abzügen, 
aufser  den  bei  Handel  und  Gewerbe  sonst  zulässigen  Abschreibungen, 
die  Bergwerksabgabe,  sowie  die  Absetzungen  für  die  jährliche  Snb- 
stanzverringerung  des  Bergwerks  hinzutritt.  Die  Erträge  der  Kuxe 
des  älteren  Kechts  gelten  folgerichtig  als  Einkommen  aus  Grund- 
besitz, während  die  zu  leistenden  Zubufsen  nur  insofern  in  Abrechnung 
gebracht  werden  dürfen,  als  dieselben  nicht  zu  Betriebserweiterangen 
oder  sonstigen  Verbesserungen  nötig  wurden,  sondern  infolge  von  Aus- 
gaben entstanden  sind,  welche  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  im  bis- 
herigen Umfange  notwendig  waren. 

Für  die  Berechnung  des  auch  Berggewerkschaften  gewährten 
3^2  prozentigen  Abzugs  tritt  an  Stelle  des  Stammkapitals  der  Aktien- 
gesellschaften das  aus  dem  Erwerbspreise  und  den  Kosten  der  An- 
lage und  Einrichtungen  bezw.  Erweiterung  des  Bergwerks  sich  zu- 
sammensetzende Grundkapital  (Art.  27  Ziff.  2).  Soweit  diese  Kosten 
Yor  dem  1.  April  1892  angewendet  sind,  entspricht  dem  Stammkapital 
nach  Wahl  der  Pflichtigen  „der  zwanzigfache  Betrag  der  im  Durch- 
schnitt der  letzten  vier  Jahre  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
verteilten  Ausbeute". 

Mit  diesen  Anweisungen  ist  im  Grunde  genommen  nicht  viel  ge- 
holfen. Die  Frage,  wie  die  Überscliüsse  und  das  steuerpflichtige  Ein- 
kommen der  Gewerkschaften  positiv  zu  berechnen  seien,  bleibt  un- 
beantwortet. Dafs  der  Charakter  dieses  Einkommens  von  demjenigen 
der  Aktiengesellschaften  verschieden  ist,  wird  kaum  bestritten  werden. 
Dort  hängt  der  zu  verteilende  Ertrag  von  den  Zugängen  zum  Kapital- 
vermögen ab,  während  dieses  selbst  grundsätzlich  niemals  zum  Zwecke 
der  Verteilung  angegriffen  werden  darf.     Die  Gewerkschaft  kann  da- 


^)  Fuisting  a.  a.  0.  183  Kote  g. 
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gegen  jeden  disponiblen  Ertrag  an  die  Oewerken  verteilen.  In  diesem 
Ertrage  braucht  aber  nicht  ein  Reingewinn  zu  stecken,  wie  solcher  für  die 
Verteilung  von  Aktiendividenden  die  Voraussetzung  bildet.  So  wenig 
in  der  verteilten  Ausbeute  ein  Gewinn,  ebenso  wenig  ist  in  der  aus- 
geschriebenen Zubufse  ein  Verlust  enthalten.^)  Um  den  wahren 
Charakter  der  an  die  Gewerken  verteilten  Ausbeuteerträge  zu  erkennen, 
ist  es  daher  vor  allem  erforderlich,  eine  genaue  Kenntnis  von  der 
während  der  Rechnungsperiode  vor  sich  gegangenen  Abnahme  der 
Substanz  zu  haben.  Eine  sichere  Berechnung  dieser  Substanzver- 
ringerung vorzunehmen  ist  aber  mit  umso  gröfseren  Schwierigkeiten 
verbunden,  als  der  Reichtum  der  vorhandenen  Naturschätze  sich  einer 
Messung  fast  völlig  entzieht  und  infolgedessen  auch  das  Verhältnis  der 
Ausbeute  zu  dem  etwa  noch  in  der  Tiefe  ruhenden  Vorrat  kaum  mit 
Bestimmtheit  sich  ermitteln  läfst.  Nur  bei  kleineren,  sich  auf  den  Tag- 
bau beschränkenden  Unternehmungen,  bei  Ausbeutung  von  Kiesgruben, 
Steinbrüchen,  und  oberirdischen  Eisenlagem,  ist  es  möglich  über  Umfang 
und  Wert  der  Mineralvorräte  ein  sicheres  Bild  zu  gewinnen,  bei  den 
wichtigsten  Arten  des  Bergbaus  aber,  bei  der  in  gröfsere  Tiefe 
gehenden  Ausbeute  vermag  auch  die  fortgeschrittene  geologische  Wissen- 
schaft und  bergmännische  Technik  den  Umfang,  die  Verbreiterung 
und  Lagerungsverhältnisse  der  Mineralien  nicht  zu  bestimmen.^) 

Als  das  Kommunalsteuernotgesetz  vom  Jahre  1885  neben 
anderen  nichtphysischen  Personen  auch  die  Gewerkschaften  als  Steuer- 
subjekte erklärte,  trat  in  Preufsen  zuerst  die  Notwendigkeit  heran, 
in  dieser  Frage  Stellung  zu  nehmen,  zumal  die  jährliche  Verringerung 
der  Substanz  auch  nach  diesem  Gesetze  (§  3  Abs.  2)  bei  der  Ver- 
anlagung in  Abzug  gebracht  werden  sollte.  Die  Schwierigkeit  einer 
genauen  Feststellung  dieser  Abschreibung  wurde  zugegeben;  die 
Kommission  resümierte  jedoch  dahin ,  dafs  es  „in  jedem  Falle  Sache 
des  Unternehmers"  sei,  die  Richtigkeit  des  von  ihm  in  Rechnung 
gebrachten  Abzugs  nachzuweisen.*) 

Bei  Finfühnmg  der  Staatseinkommensteuer  im  Jahre  1891  mufste 
dieselbe  Frage  erörtert  werden.  Der  Finanzminister  gab  in  den 
Kommissionen  der  beiden  Häuser  des  Landtags  sowie  im  Plenum  des 
Abgeordneten-Hauses  die  Erklärung  ab,  dafs  die  der  jährlichen  Ver- 


^)  Vgl.  Herrmann  Veit-Simon,  Staatseinkommenst.  der  Aktiengesell- 
schaften.   Berlin  1892.    S.  168  f. 

^)  Vgl.  Schenkel,  Bergbau  in  Schönbergs  Handb.  der  poL  Ök.   4  Aufl.  B.  1£. 
S.  417. 

»)  Abgeord.  H.     1.  Mai  1884.  Sten.  Ber.    S.  2248. 
Staatsw.  Studien.    VI.  7.  799  10 
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ringerung  der  Substanz  entsprechenden  Abschreibungen  nach  der  Analo- 
gie der  Bestimmungen  des  Kommunalsteuergesetzes  vom  27.  Juli  18B& 
Anwendung  finden  sollten.^) 

Der  Widerstreit  in  der  Praxis  hatte  aufserdem  bereits  mehrfach 
die  Sache  einer  gerichtlichen  Beurteilung  unterstellt.  In  einer  Ent- 
scheidung des  Pr.  Oberverwaltungs-Gerichts  vom  19.  Dezember  1888  *) 
werden  in  der  Hauptsache  folgende  Anweisungen  zur  Berechnung  der 
Substanzverringerung  beim  Bergbau  gegeben: 

Als  Substanz  ist  nur  die  Masse  unterirdisch  lagernder  Mineralien 
anzusehen.  Als  G-esamtquantum  kommt  die  zur  Zeit  der  Steuerver- 
anlagung thatsächlich  vorhandene  Masse  in  Betracht.  Die  Verringe- 
rung dieser  Masse  kann  nur  durch  einen  Bruch  ausgedrückt  werden, 
dessen  Zähler  das  im  Betriebsjahre  abgebaute  Quantum,  und  dessen 
Nenner  das  Gesamtquantum  der  Mineralsubstauz  bildet.  Wenn  die 
Abschreibung  der  Substanzverringerung  entsprechen  soll,  darf  sie  nicht 
nach  dem  Reinertrag  berechnet  werden.  Vielmehr  mufs  sie  sich  zu 
dem  Werte  der  Gesamtsubstanz  verhalten,  wie  die  im  Betriebsjahr  ge- 
förderte  Menge  zu  der  im  Anfang  derselben  vorhandenen  Substanz- 
menge. »Der  Wert  dieser  Substanz  besteht  in  der  Brauchbarkeit,, 
welche  die  verliehene  Lagerstätte  für  den  Bergwerkseigentümer  hat, 
das  Mineral  zu  gewinnen  und  durch  dessen  Absatz  sich  ein  Einkommen 
zu  erwerben.  Dieser  Gebrauchswert  mufs  notwendig  mit  jedem 
Wechsel  in  den  Produktions-  und  Absatzverhältnissen  sich  ändern, 
es  bleibt  nur  übrig,  dafs  für  jede  Steuerveranlagung,  und  zwar 
nach  Mafsgabe  der  in  dieser  Periode  bestehenden  Verhältnisse^  auch 
der  Wert  der  Substanz  für  eine  Mafs-  oder  Gewichtseinheit  geschätzt 
wird.  Die  einfache  Multiplikation  dieses  Einheitssatzes  mit  der  Menge 
der  Gesamtsubstanz  giebt  aber  nicht  den  zeitigen  wirklichen  Wert 
der  letzteren.  Dies  wäre  nur  der  Fall,  wenn  der  Unternehmer  sofort 
den  gesamten  Bestand  der  Substanz  fördern  und  den  in  allen  ihren 
Teilen  enthaltenen  Wert  augenblicklich  realisieren  könnte,  während 
dies  nur  in  allmählich  fortschreitendem  Betriebe  meist  erst  nach  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  möglich  ist." 

Wenn  daher  die  Substanz  eines  Bergwerks  in  100  Jahren 
alljährlich  mit  2000  000  Zentnern  ä  5  Pf.  ausgebeutet  wird,  so  ent- 
spricht der  Jetztwert  der  Substanz  einem  Kapitale,  mittelst  welchen 
es  bei  Zugrundelegung  des  für  Bergbau  üblichen  Zinsfufses  zur  Zeit 


^)  Fuesting  a.  a.  0.    8.  79.  Note  25. 

«)  Vgl.  F.  Nöll,  Kommunalabg.ües.  1893.    S.  97  f. 
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möglich  ist,  eine '100  Jahre  dauernde  Rente  von  100000  Mark  zu 
erwerben.*)  Eine  EntscheidaDg  des  Preufsischen  Oberverwaltungs-Ge- 
richts vom  16.  Mai  1890  ')  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dafs  bei  Berech- 
nung des  Abzugs  für  Substanzverlust  beim  Bergbau  es  Dicht  ,,auf 
einen  etwaigen  Buchwert,  wie  auf  einen  etwaigen  im  kaufmännischen 
Verkehr  für  Aufstellung  der  Bilanz  üblichen  Prozentsatz,  sondern  auf 
den  Nachweis  der  Menge  der  im  Bergwerk  vorhandenen  Substanz 
und  des  Wertes  des  letzteren"  ankomme. 

Es  ist  klar,  dafs  bei  so  wenig  sicherer  Grundlage  für  die  Ver- 
anlagung Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Censiten  und  den 
Steuergewalten  eine  unvermeidliche  Folge  sind. 

Was  die  positive  Gesetzgebung  anbetrifift,  so  behandeln  die  Steuer- 
gesetze von  1 1  deutschen  Staaten  die  Gewerkschaften  wie  die  anderen 
nichtphysischen  Personen  des  Privatrechts ;  sie  werden  einer  direkten 
Besteuerung  unterworfen,  während  die  Gewerken  für  die  Erträge  ihrer 
Kuxe  gleichfalls  herangezogen  werden.^) 

Braunschweig  gestattet  wie  Preufsen  einen  3 ^/g  prozentigen 
Abzug  vom  Steuerbetrage;  dagegen  treffen  wir  eine  ungemilderte 
Doppelbesteuerung  der  Gewerken  und  der  Gewerkschaft  an  in: 
Sachsen,  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Sach- 
sen-Altenburg, Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Schwarzburg-Kudolstadt,  Waldeck  und  Reufs  ä.  L. 

SachsenundReufsä.  L.  schwächen  freilich  die  Doppelbesteue- 
rung ab,  indem  sie  die  Gewerkschaften  wie  die  Aktiengesellschaften 
nur  für  die  Überschüsse  besteuern,  welche  als  Zinsen  oder  Dividenden 
an  die  Mitglieder  verteilt ,  zur  Bildung  eines  Reservefonds  oder  zur 
Schuldentilgung  verwendet  werden. 

Zu  anderweitigen  als  den  im  Gesetze  genannten  Betriebszwecken 
verausgabt,  ist  demnach  das  „Einkommen^*  steuerfrei. 

Reufs  j.  L.  läfst  über  die  Einkommenbesteuerung  der  Gewerk- 
schaften ungewifs.  Während  es  Vereine  und  Genossenschaften  mit 
ihrem  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  und  dem  Betriebe  gewinn- 
bringender Geschäfte  direkt  heranzieht  (§  3  Ziff.  2),  giebt  es  für  die 
Berechnung  der  steuerbaren  Überschüsse  lediglich  in  betreff  der 
Aktiengesellschaften  u.  s.  w.   nähere  Aufschlüsse  (§  14  Ziff.  2),   ohne 


*)  Vgl.  dazu  Fuesting  a.  a.  0.    S.  287  f. 
*)  Vgl.  P.  NöU  a.  a.  0.    S.  99. 

')  Die  betreffenden  §§  der  einschlägigen  Gesetze  sind  mit  denen  für  Aktien- 
gesellschaften a.  B.  w.  identisch;  wir  verweisen  daher  auf  S.  116  f. 

SOI 
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die  Gewerkschaften  einzabeziehen.  Da  es  aber  alle  PersoneovereiDe; 
„die  mit  dem  Rechte  des  Vermögenserwerbs''  ausgestattet  sind,  der 
Einkommensteuer  unterwirft,  verschont  es  wohl  auch  die  Gewerk- 
schaften nicht. 

Frei  von  der  Einkommensteuer  sind  die  Gewerkschaften  in: 
Hessen  (nur  Aktiengesellschaften),  Baden,  Oldenburg  (Birken- 
feld), Sachsen-Koburg  und  Lippe  Detmold. 

In  Osterreich  unterliegen  die  Gewerkschaften  der  Erwerbs- 
steuer (§  83  b)  und  da  bei  ihnen,  als  der  ö£fentlichen  Rechnungs- 
legung unterworfenen  Unternehmungen,  kein  besonderes  „Ausmafs'^ 
der  Steuer  (§  100)  verfügt  ist,  beträgt  der  Satz  10*^/©  vom  steuer- 
pflichtigen Reinertrage. 


3.   Freie  Gemeinwirtsehafteii. 

a.   Oenossenscliafteii. 

Entstanden  aus  einem  gemeinsamen  Schutzbedürfnis  der  wirt- 
schaftlich Schwachen,  gegen  das,  ihre  Existenz  bedrohende  Grofs- 
kapital,  charakterisieren  sich  unsere  modernen  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, wie  sie  treffend  in  dem  §  1  des  deutschen  Reichsgesetzes 
vom  1 .  Mai  1889  (R.G.Bl.  S.  55 — 93)  bezeichnet  werden  „als  Gesell- 
schaften von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl,  welche  die  Förderung 
des  Erwerbs  oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mitglieder  durch  gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb  bezwecken". 

Ihrem  wirtschaftlichen  Ziele  nach,  in  der  assoziativen  Form  des 
Privaterwerbs,  sind  die  Genossenschaften  den  in  den  vorigen  Ab- 
schnitten besprochenen  Erwerbsgesellschaften  gleich ;  der  Entstehungs- 
grund beider  Arten  Gemeinwirtschaften  ist  jedoch  gänzUch  von  ein- 
ander verschieden.  Dort  eine  Kapitalanhäufung,  die  nach  Verwen- 
dung drängt,  hier  Kapitalsplitter,  die  sich  successive  zusammen  finden, 
um  in  ihrer  Gesamtheit  Erfolge  zu  erzielen,  welche  die  einzelnen 
Teile  für  sich  niemals  zu  zeitigen  imstande  wären.  Während 
das  Bindemittel  der  eigentlichen  Erwerbsgesellschaften  die  Aussicht 
auf  Kapitalvermehrung  bildet,  bewirkt  bei  den  Genossenschaften 
meist  das  Gefühl  wirtschaftlicher  Ohnmacht  des  Einzelnen  den  Zu- 
sammenschlufs. 
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Wenn  daher  auch  die  Genossenschaften  wie  die  Erwerbsgesell- 
schaften den  wirtschaftlichen  Vorteil  ihrer  Mitglieder  zum  Ziele  haben, 
wenn  sie  sich  vielfach  von  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  entfernen,  indem 
sie  etwa  bei  gutem  Fortgang  der  Geschäfte  die  Zahl  der  Mitglieder 
beschränken  und  auch  bei  ihnen  als  einziges  Agens  das  Streben  nach 
Kapitalprofit  übrig  bleibt,  so  kann  man  sie  doch  nicht,  wie  es  Schaffte  ^) 
thut,  ganz  allgemein  unter  die  spekulativen  Unternehmungen  einreihen, 
weil  „Gewinn,  positiver  oder  negativer  (Ersparung)  auch  ihr  Leit- 
stern" ist. 

Zunächst  darf  nicht  aufser  Acht  gelassen  werden,  dafs  gegen  die 
Auffassung  der  Genossenschaft  als  eines  spekulativen  Unternehmens 
schon  der  Umstand  spricht,  dafs  in  ihr  mehr  oder  weniger  ein  ge- 
nieinwirtschaftliches  Prinzip  zum  Ausdruck  kommt,  indem  Leistung 
und  Gegenleistung  hier  minder  scharf  als  in  der  reinen  Privatwirt- 
schaft gegen  einander  abgewogen  werden,  vielmehr  der  weniger 
Leistungsfähige  in  die  Lage  kommt,  aus  der  gröfseren  Leistungsfähig- 
keit anderer  (gröfsere  Abnahme  von  Waren  bei  Konsumvereinen!) 
sich  Vorteile  zu  verschaffen.  Ein  grofser  Teil  der  Genossehschaften 
erstrebt  aufserdem  keine  Vermögensvermehrung  der  Mitglieder, 
sondern  sucht  die  wirtschaftliche  Lage  derselben  durch  die  That- 
sache  des  Zusammenschlusses  zu  heben,  indem  ihnen  Vorteile  ge- 
boten werden,  welche  dem  Kapitalkräftigen  an  und  für  sich  zufiiefsen, 
ohne  dafs  sie  bei  diesem  als  Gewinn  bezeiclmet  werden.  Genossen- 
schaften dieser  Art  produzieren  keine  neuen  Werte  in  der  Wirtschaft 
ihrer  Mitglieder,  sondern  erhalten  die  bereits  erzeugten  durch  Ver- 
minderung der  Opfer,  welche  der  einzelne  für  die  Befriedigung  seines 
Bedarfs  bringen  mufs.  Sie  produzieren  „negativen"  Gewinn,  so  nament- 
lich, wenn  sie  die  Versorgung  der  Genossenschafter  mit  Verbrauchs- 
artikeln des  Haushalts  übernehmen,  oder  auf  Grund  von  Mitglieds- 
beiträgen die  Beteiligten  gegen  unvorhergesehene  Wechselfalle  und 
Schäden  in  der  Wirtschaft  sichern.  Anders,  wenn  die  Genossenschaft 
Verkaufsgelegenheit  bietet,  gewerbliche  Hilfsanstalten  errichtet  und 
dadurch  ihre  Mitglieder  sich  direkt  am  Kapitalprofit  beteiligen  läfst, 
m.  a.  W.  ihre  Thätigkeit  auf  die  Erzielung  eines  ünternehmergewinns, 
eines  „positiven"  Wirtschaftserfolgs  richtet. 

Liegt  für  die  Steuer  kein  Bedenken  vor,  solche  Genossenschafts- 
erträge  heranzuziehen,    so   entsteht    für   sie   bei   Vereinen,    die   nur 


^)  Die    verschiedenen    üntemehmungsformen.      Tübinger    Zeitschr.     1869. 
S.  269  f.    Qesellsch.  System.    B.  II.    S.  87  f. 
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negativen  Gewinn  erzielen,  zunächst  die  Frage,  ob  sie  überhaupt  ein 
Recht  hat,  Verhütungen  von  Abgängen  aus  dem  Vermögen  zu  erfassen, 
selbst  wenn  ihr  die  technische  Möglichkeit  dazu,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  in  dem  feststehenden,  zahlenmäfsig  ersichtlichen,  geldwerten 
Ausdruck  dieser  Verhütungen  geboten  ist. 

Jede  Einkommenbesteuerung  der  Genossenschaften  hat  daher  in 
erster  Beihe  zu  erwägen,  ob  alle  diese  wirtschaftlichen  Vereinigungen 
oder  nur  einzelne  Arten  derselben  ein  Einkommen  für  ihre  Mitglieder 
erzeugen  ? 

Dafs  die  Genossenschaften  selbst  Einkommen  beziehen,  wird  von 
ihnen  ebensowenig,  wie  von  den  Erwerbsgesellschaften  behauptet 
werden  können;  —  auch  sie  sind  nur  Mittel  zum  Zweck.  Immer 
kann  aber  natürlich  jede  Art  von  Genossenschaftsbesteuerung  erst 
in  Betracht  gezogen  werden,  nachdem  die  Frage,  ob  dem  Ertrage 
der  Genossensehaft  die  Eigenschaft  eines  Einkommens  im  Sinne  der 
Steuer  beizumessen  sei,  bejahend  beantwortet  worden  ist. 

Der  Widerstreit  der  Meinungen  in  betreff  der  Genossenschafls- 
besteuerung  beginnt  an  diesem  Punkte:  während  von  genossenschaft- 
licher Seite  in  der  Durchführung  des  Genossenschaftsprinzips  ledig- 
lich ein  Mittel  zur  Erzielung  von  Ersparnis  gesehen  wird,  geht  die 
entgegengesetzte  Ansicht  dahin,  dafs  diese  Vereine  ersparnisbringend 
die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  ihrer  Mitglieder  steigern ;  dies  sei 
mit  Einkommen  gleichbedeutend. 

Die  Praxis  zeigt  auch  hier  ein  buntes  Bild  und  die  Theorie  hat 
sich  noch  über  manche  Punkte  nicht  geeinigt. 

Seit  der  grundlegenden  Arbeit  von  Georg  Schanz^)  über  diesen 
Gegenstand  sind  über  dreizehn  Jahre  verflossen.  Unterdessen  haben 
die  meisten  deutschen  Staaten  ihre  Steuersysteme  ausgebaut,  hat 
Osterreich  sein  Reformwerk  abgeschlossen  und  je  mehr  die  Genossen- 
schaften im  Vordringen  begriffen  sind,  desto  mehr  gewinnt  die  Be- 
steuerung derselben  an  praktischer  Bedeutung. 

Am  31.  Mai  1897  existierten,  soweit  die  Statistik  vollständig 
ist,  14842  eingetragene  deutsche  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, und  zwar ;  ^) 


^)  Die  fiesteaerung  der  Genossensch.  in  deu  deutschen  Staaten  und  Öster- 
reich.   F.  A.  III 2.    S.  220  f. 

^)  Jahresbericht  für  1896  über  die  aaf  Selbsthülfe  gegründeten  deuUch. 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgen.  v.  Dr.  Hans  Crüger.    S.  60  f.    S.  106  f. 
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Kreditgenossenschaften 9417 

Werk-             „                  400 

Bohstofif-        fy                 1194 

Magazin-         „                  113 

Produktiv-       „                  1937 

Verschied.  Arten  Gen 207 

Konsumvereine 1409 

Baugenossenschaften     .    .    .    .    .    .  165 

14842 
davon  in  PreuTsen  6958. 

Die  Kechnuugsabschlüsse  von  1055  Kreditgenossenschaften  für  das 
Jahr  1896  wiesen  einen  Aktivbestand  von  696  721 196  Mark  auf  mit 
einem  Reingewinn  von  9827867  Mark. 

Schon  aus  diesen  wenigen  Zahlen  geht  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  Genossenschaften  für  Deutschland  hervor. 

Je  weiter  diese  Organisationen  vordringen,  desto  erbitterter  wird 
aber  der  Kampf  gegen  sie,  der  gerade  von  denen  am  heftigsten  ge- 
führt wird,  die  zuerst  die  Genossenschaften  ins  Leben  riefen  —  von 
den  Kleinhändlern  und  Handwerkern.  Liegt  doch  der  Ursprung  der 
deutschen  Genossenschaften  nicht  wie  derjenige  der  englischen  im 
Bestreben  der  Lohnarbeiter  nach  Verbesserung  ihrer  Lage,  sondern 
in  den  Bemühungen  der  kleineren  Gewerbetreibenden,  ihre  Konkurrenz- 
fähigkeit gegenüber  dem  Grofsbetrieb  zu  kräftigen.*) 

Die  Opposition  gegen  die  Genossenschaften  wächst,  je  mehr  das 
genossenschaftliche  Prinzip  in  Kreise  eindringt,  die  ein  kaufkräftiges 
Publikum  umschliefsen,  je  mehr  Staatsbeamte  sich  zu  Konsumvereinen 
zusammenthun ,  um  die  Zwischenhändler,  aus  deren  Steuerbeiträgen, 
wie  argumentiert  wird,  die  Beamten  besoldet  werden,  zu  übergehen. 
Übernehmen  die  Konsumvereine  das  berufsmäfsige  Geschäft  der 
Zwischenhändler  —  Einkauf  im  grofsen  und  Bereithaltung  eines 
Vorrats  zum  Verkauf  im  kleinen,  —  so  glauben  sich  diese  dadurch 
in  ihrer  Existenz  bedroht. 

Die  Frage,  ob  mit  der  Unterdrückung  der  Konsumvereine 
der  Fortbestand  der  bedrohten  Kleinhändlerexistenz  gesichert  wäre, 
kann  aber  nicht  ohne  weiteres  bejaht  werden.  An  Stelle  der  Konsum- 
vereine träte  der  Grofsbetrieb  des  Einzelunternehmens.  Beide,  Ge- 
nossenschaften und  Grofsbetrieb  sind  Bildungen,  die  nach  heutiger 
Rechtsgestaltung  nicht  unterdrückt  werden  dürfen,  da  sie  „alternative 
Formen  der  Organisation   des  Handels"   darstellen.^     Diese  Schlufs- 

*)  Vgl.  H.  Crüger,  im  Handw.  d.  St.  Wies.  1.  Aufl.  IIL    S.  814. 
*)  Vgl.  dazu  Gustav  Gohn,  Die  Nationalök.  des  Handels  u.  des  Ver- 
kehrswesens.   S.  132  f.  182  f. 
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folgerung  ergiebt  sich  mit  Notwendigkeit,  wenn  man  auf  dem  Boden  un- 
gehemmter wirtschaftlicher  Freiheit  steht.  Jede  einseitige  Begünsti- 
gung oder  Belastung  der  einen  oder  anderen  Wirtschaftsorganisation 
durch  die  öffentliche  Gewalt  mufs  von  diesem  Standpunkte  aus  aU 
Inkonsequenz  erscheinen.  Daher  darf  auch  in  der  Besteuerung  keine 
Ungleichheit  herrschen. 

Wenn  wir  auch  das  B.echt  des  Staates  anerkennen,  diesen  oder 
jenen  Wirtschaflsgestaltungtn  Grenzen  anzuweisen,  ihre  Weiterent- 
wicklung zu  begünstigen  oder  hintanzuhalten,  so  ist  bei  unserer  Frage 
zu  bedenken,  dafs  die  angebliche  existenzvernichtende  Wirkung  der 
Genossenschaften  keine  Folge  gerade  ihres  Wesens  ist,  sondern  dafs  sie 
dem  freien  Wettkampf  der  verschiedenen  Wirtschaftsformen  überhaupt 
entspringt.  Gewifs  haben  Elleinhandel  und  Kleingewerbe  ebenso  ein 
Recht  auf  Dasein ,  wie  der  landwirdschaftliche  Kleinbetrieb ,  auch 
diese  Wirtschaften  sind  wichtige  und  teils  notwendige  Bestandteile 
unserer  heutigen  Gesellschaftsordnung.  Ob  aber  eine  steuerliche  Über- 
lastung der  Genossenschaften  das  Mittel  ist,  durch  welches  die  Lebens- 
kraft des  Mittelstandes  gewahrt  werden  kann,  bleibt  noch  zu  beweisen. 
Der  erste  durch  solche  Mafsnahmen  auf  Kosten  der  Gleichheit  in 
der  Besteuerung  erzielte  Erfolg  wäre  ohne  Zweifel  zunächst  ein  rein 
fiskalischer. 

Die  Genossenschaften  entstehen  zudem  nicht  in  offensiver  Tendenz 
gegen  den  Kleinhandel  und  das  Kleingewerbe,  sondern  aus  der  Re- 
aktion gegen  die  Mängel  in  ihnen  und  als  Folge  der  alles  überflutenden, 
sich   gegenseitig  beim   Absatz  unterbietenden   Grofsbetriebe. 

Wenn  ein  Kreis  von  Personen  sich  zusammenthut,  um  die  Einkäufe 
für  seinen  Hausbedarf  durch  eigene  Orgaue  in  Gemeinschaft  zu  be- 
sorgen, oder  um  in  gleicher  Weise  die  Rohstoffe  für  die  Produktion 
zu  beschaffen,  so  liegt  darin  zugleich  auch  ein  Protest  gegen  unsere 
ganze  Wirtschafts-  und  Verkehrsorganisation,  welche  dem  Einzelnen 
eine  encyklopädäische  Warenkenntnis  zumutet,  um  bei  seinen  Einkäufen 
vor  Benachteiligung  geschätzt  zu  sein  und  dem  kleineren  Produzenten 
offensichtlich  zeigt,  dafs  seine  wirtschaftliche  Existenz  nur  noch  durch 
den  Grofsbezug  der  Rohstoffe  zu  halten  ist. 

Es  besteht  aufserdem  gar  keine  Schranke  dagegen,  dafs  zwischen 
Grofsbetrieb  und  Konsumenten  so  Viele  als  möglich  ihre  Existenz 
auf  das  Vermittlungsgeschäft  gründen,  im  Vertrauen  auf  genügende 
Beziehungen  zum  Konsumenten.  Die  hieraus  entstehende  Uber- 
füllung  des  Vermittlermarkts  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Zahl 
der  bereits   vorhandenen   Zwischenglieder  zwischen  Grofsbetrieb   und 
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Abnehmer  dem  thatsächlichen  Bedürfnisse  entspricht  oder  nicht, 
mufs  die  Gefährdung  von  solchen  Wirtschaftsexistenzen  zur  Folge 
haben,  bei  denen  die  bei  Begründung  gehegten  Erwartungen  nicht 
eintreffen. 

Alles  in  allem,  Genossenschaften  in  mannigfacher  Form,  Grofs- 
kapitalismus  und  Niedergang  gewisser  Schichten  des  Mittelstaudes 
sind  einander  bedingende  Momente,  sind  Folgen  der  Wirtschaftsge- 
staltung wie  sie  durch  die  freie  Konkurrenz,  durch  Angebot  und  Nach- 
frage geschaffen  wird. 

Eine  weitere  Verfolgung  dieser  Materie  führte  uns  mitten  in  die 
Mittelstandspolitik,  zu  den  Fragen  des  Rechts  auf  Existenz  der  im 
Kleinhandel  und  Gewerbe  sich  nicht  behauptenden  Elemente.  Aber 
schon  diese  kurzen  Andeutungen  lassen  erkennen,  dafs  steuerpolitische 
Mafsnahmen  gegen  Verschiebungen  und  Ungleichheiten  in  der  sozialen 
Gliederung  nur  halbe  Arbeit  bedeuten,  so  lange  man  nicht  etwa  be- 
absichtigt, eine  den  Mittel-  und  Kleinbetrieb  ungünstige  Entwicklung 
der  Wirtschaft  dadurch  zu  verhindern,  dafs  man  das  Wachstum  des 
Grofsbetriebs  von  einer  gewissen  Grenze  an  durch  eine  lOOprozentige 
Steuer  unmöglich  macht.  Wird  und  kann  dies  nicht  verlangt 
werden,  so  darf  das  Prinzip  der  Gleichheit  auch  bei  der  Besteuerung 
der  Genossenschaften  nicht  in  einer  Weise  durchbrochen  werden, 
dafs  sie  in  eine  dem  Einzelbetriebe  gegenüber  ungünstigere  Stellung 
geraten. 

Der  Zusammenhang  der  genossenschaftlichen  Entwicklung  mit 
derjenigen  des  Grofsbetriebs  überhaupt  liegt  klar  zu  Tage  und  ist 
sehr  wohl  erkannt  worden.  Es  fand  dieses  darin  seinen  Ausdruck, 
dafs  die  gegenwärtig  gerade  zur  Erörterung  stehende  Frage  einer  be- 
sonderen Besteuerung  der  grofsen  Warenhäuser,  Bazare,  Versandge- 
schäfte etc.  auch  mit  einer  Umsatzsteuer  für  die  Konsumvereine  in 
Zusammenhang  gebracht  wird. 

Wie  in  den  Landtagen  von  Bayern  und  Sachsen  ist  auch 
im  Preufsischen  Abgeordnetenhause  die  Frage  im  Jahre  1896  an- 
geregt worden  und  die  Kommission,  welche  vom  Plenum  am  14.  März 
1896  mit  der  Beratung  des  Antrags  von  Brockhausen  beauftragt 
wurde,  arbeitete  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Be- 
steuerung der  Warenhäuser  etc.  aus,  nach  welchem  Fabriken,  Ver- 
sandgeschäfte und  Detailgeschäfte,  femer  Warenhäuser  von  Ver- 
einen, Korporationen  und  Genossenschaften,  sowie  inländische  Filialen 
ausländischer  Geschäfte  gleicher  Art,   welche  ihre  Waren   direkt  an 
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die  Kosumenten   verkaufen ,   einer   Umsatzsteuer   unterliegen   sollen, 
wenn  der  erzielte  Umsatz  mehr  als  100,000  M.  im  Jahre  beträgt.^) 

Die  geplante  steuerliche  Belastung  des  Warenumsatzes  bringt 
die  Frage  der  Oenossenschaftsbesteuerung  aufs  neue  in  FlufSy  welche 
seit  mehr  denn  drei  Jahrzehnten  in  Deutschland  und  Osterreich  den 
Gegenstand  mannigfacher  Kontroversen  bildet. 

Der  erste  Vorsuch,  in  Preufsen  die  Genossenschaft  als  solche  zur 
direkten  Steuer  heranzuziehen,  war  die  Veranlagung  des  Kredit-  und 
Vorschufsvereins  in  Luckenwalde  zur  Kommunaleinkommensteuer  im 
Jahre  1861.  Der  Magistrat  drang  aber  mit  dieser  Mafsregel  nicht 
durch,  da  das  Ministerium  auf  eine  Beschwerde  hin  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Besteuerung  verwarf.  Diese  Entscheidung  wurde  von  genossen- 
schaftlicher Seite  für  um  so  gerechtfertigter  erachtet,  als  die  Vereine 
„keine  Korporationsrechte^^  besäfsen,  „also  als  Gesamtheit  selbst  kein 
Einkommen^^  hätten,  sondern  nur  ihren  Mitgliedern  als  Einzelnen  eine 
Einnahme  gewähren  könnten.  Eioe  Belegung  des  Vereins  selbst  mit 
der  Einkommensteuer  wäre  nur  dann  möglich,  „wenn  derselbe  juristische 
Persönlichkeit  besäfse,  Bechtssubjekt  wäre,  Vermögen  mit  Einkommen 
besitzen  könnte,"  was  wohl  bei  Aktiengesellschaften,  aber  nicht  bei 
Genossenschaften  zutreffe.  ^) 

Die  Versuche  einer  direkten  Genosseuschaftsbesteuerung  kehren 
aber  sowohl  in  Preufsen  als  in  den  anderen  Staaten  immer  wieder. 
Im  Jahre  1868  erkennen  die  Blätter  für  Genossenschaftswesen  an 
(S.  157),  dafs  es  unstatthaft  sei,  Vorschufsvereine,  welche  nicht  ins  Gre- 
nossenschaftsregister  eingetragen  sind,  zur  Einkommensteuer  heranzu- 
ziehen. Anders  verhalte  es  sich  allerdings  mit  den  eingetragenen 
Geuossenschaften ,  „welche  durch  die  Eintragung  Rechtssubjekt  ge- 
worden sind  und  nun  auch  Einkommen  haben  können". 

In  der  Wirksamkeit  mancher  Genossenschaften  wird  bereits  damals 
dagegen  auch  von  der  Regierung  keine  steuerpflichtige  Erwerbsthätigkeit 
gesehen.  So  ordnet  ein  Erlafs  des  badischen  FiDanzministeriums  vom 
14.  Mai  1869  an,*)  dafs  Vorschufsvereine,  welche  auf  solidarischer 
Haftbarkeit  der  Mitglieder  beruhen  und  lediglich  den  Zweck  verfolgen, 
den  einzelnen  Mitgliedern  die  zum  Betriebe  erforderlichen  Vorschüsse 
zu  gewähren,  nicht  als  ein  zum  Zweck  eines  persönlichen  Verdienstes 
oder    Gewerbegewinns    betriebenes    Unternehmen    betrachtet    werden 

ij  Finanzarchiv  XV  1.    S.  276. 

^)  Vgl.  Schul ze -Del it zach,  Die  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens 
in  Deutschland.     S.  323  f. 

*)  Vgl.  Blätter  für  Genossenschaftswesen  1869.    S.  124. 
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<1ürfeDy  daher  auch  nicht  im  Sinne  des  Gewerbesteuergesetzes  steuer- 
pflichtig sind.  Für  die  Kapitalrentensteuer  sollen  die  Vorschufsver- 
eine  nicht  als  Ganzes,  sondern  jeder  Teilnehmer  von  dem  Kapital* 
werte  seiner  Zinsen  und  Rentenbezüge  aus  der  Anstalt  seine  Beiträge 
entrichten. 

Wie  den  Yorschufsvereinen  wird  auch  hier  und  da  den  anderen 
■auf  Selbsthilfe  gegründeten  Vereinen  kein  Erwerbscharakter  zuerkannt 
und  hieraus  die  entsprechende  steuerliche  Konsequenz  gezogen. 

Von  einer  einheitlichen  Auffassung  in  der  Sache  kann  aber, 
was  die  Steuerbehörde  anbetrifft,  nicht  die  Bede  sein.  Dies  gilt  auch  für 
Osterreich,  wo  im  Jahre  1869  sich  160  Genossenschaften  zu  einer 
Petition  an  das  Abgeordneten-Haus  vereinigten,  um  eine  Abänderung 
resp.  Ordnung  der  Genossenschaftsbesteuerung  zu  erlangen,^)  da  auch 
hier  eine  ungeheuere  Mannigfaltigkeit  in  der  Anwendung  der  positiven 
Gesetzesbestimmungen  herrschte.  Es  zahlten  einzelne  Genossenschaften 
Stempclgebühr  von  den  einzelnen  Einlagen,  andere  nur  von  den  Ein- 
lagebüchern, wieder  andere  von  beiden  zugleich. 

Obgleich  von  den  Behörden  oft  der  Grundsatz  ausgesprochen 
wurde,  dafs  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  der  Ein- 
kommenteuer nicht  unterliegen,  hinderte  dies  nicht,  dafs  man  sie  viel- 
fach zu  dieser  heranzog  und  zwar  wieder  unter  den  verschiedensten 
Modalitäten. 

Bei  diesem  Gewirr  der  entgegenstehenden  Ansichten  tauchte  schon 
damals  der  Plan  auf,  die  Genossenschaften  ohne  Rücksicht  auf  den  Um- 
fang ihres  Betriebes  mit  einer  fixen,  überall  gleichen  Einkommen- 
steuer zu  belegen.  Ein  Ministerialerlafs  vom  20.  August  1866  mufste 
den  Steuerbehörden  sogar  die  selbstverständliche  Thatsache  ins  Ge- 
dächtnis rufen,  dafs  die  Einlagen  der  Mitglieder  zu  den  Yorschufs- 
kassen  nicht  einen  Gegenstand  der  Einkommensteuer  bilden  können. 

Wir  sahen  bereits,  wie  auch  von  genossenschaftlicher  Seite  für 
eine  Besteuerung  der  Genossenschaft  als  solcher  die  Rechtspersön- 
lichkeit derselben  zur  Voraussetzung  gemacht  wurde. 

Diese  Begründung  vermögen  wir  auch  hier  nicht  gelten  zu  lassen,  zu- 
mal von  einem  selbständigen  „Einkommen''  bei  Genossenschaften  mit 
noch  weniger  Berechtigung  als  bei  Erwerbsgesellschaften  gesprochen 
werden  kann. 

Dies  wird  nicht  nur  durch  die  wirtschaftliche  Bethätigung,  sondern 
auch  durch  die  rechtliche  Ausgestaltung  der  Genossenschaften  bestätigt. 


^)  Schulze-Delitzsch  a.  a.  0.    S.  388  f. 
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Das  Verhältnis  der  emzelnen  Mitglieder  zur  der  Genossenschaft,  ihre 
persönliche  Haftbarkeit  für  die  von  letzterer  eingegangenen  Rechts- 
Verbindlichkeiten,  —  abgesehen  von  den  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  —  die  mehr  persönliche  Vereinigung  der 
Beteiligten,  welche  beispielsweise  das  Becht  besitzen,  einen  Genossen 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auszuschliefsen  (§  66  des  R.Ges.), 
scheiden  diese  Getsaltungen  Ton  vorneherein  von  den  Erwerbsgesell- 
schaften. 

Während  bei  letzteren  Gewinn  den  einzigen  Grund  ihres  Ent- 
stehens und  die  Triebfeder  ihres  Handelns  bildet,  soll  das  genossen- 
schaftliche Kapital  durch  seine  Ertragsfahigkeit  meistenteils  nur  die 
Privatwirtschaft  der  Genossen  ergänzen ;  dort  hängt  die  Beschlufsfassung 
über  Ziel  und  Richtung  des  Unternehmens  von  der  Zahl  der  Ge- 
schäftsanteile ab,  hier  hat  die  Betriebsleitung  an  der,  jedem  Genossen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Gröfse  seines  Anteils  in  gleicher  AVeise  zu- 
stehenden Mitbestimmung  ihre  Schranken. 

Das  unpersönliche,  souverän-kapitalistische  Prinzip  der  Aktienge- 
sellschaften und  ihnen  ähnlicher  Organisationen  findet  gerade  seinen 
klassischsten  Ausdruck  darin,  dafs  nicht  der  Geschäftsteilnehmer,  son- 
dern jeder  Anteil  für  sich  das  Stimmrecht  besitzt.  In  der  Genossen- 
schaft dagegen  hat  jedes  Mitglied  nur  eine  Stimme,  welche  er  keinem 
Bevollmächtigten  übertragen  darf  (§41  Abs,  2  u.  4). 

Die  Genossenschaft  als  solche  ist  freilich  wie  die  Aktiengesellschaft 
„das  Subjekt  der  Rechtsverhältnisse'^  (§  17),  sie  verwaltet  das  Vereinsver- 
mögen, welches  durch  Beiträge  der  Mitglieder  gebildet  wird.  Der 
einzelne  Genosse  hat  das  Recht  „mittelst  Aufkündigung'^  seinen  Aus- 
tritt aus  der  Genossenschaft  zu  erklären  (§  63).  Die  Rechtsansprüche 
sind  aber  an  die  Person  gebunden,  wenn  nicht  beschränkte  Haftbar- 
keit vorgesehen  ist.  Der  Aktionär  kann  sein  Recht  veräufsern  oder 
vererben,  der  Genossenschafter  gilt  erst  mit  dem  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres, in  welchem  sein  Tod  erfolgt  ist,  als  ausgeschieden  (§  75 
Abs.  1),  während  die  Übertragung  des  Geschäftsguthabens  im  Laufe 
des  Geschäftsjahres  an  einen  Anderen  nur  mittelst  schriftlicher  Über- 
einkunft geschehen  kann  (§  74). 

Den  Charakter  selbständiger  Rechtsfähigkeit  besitzen  freilich  nur 
die  eingetragenen  Genossenschaften.  Allein  die  Steuergesetze  machen 
zwischen  diesen  und  den  nicht  eingetragenen  meist  keinen  Unter- 
schied, ebensowenig  nehmen  sie  auf  die  verschiedene  Haftpflicht  der 
einzelnen  Genossenschafter  Rücksicht,  wohl  aber  nehmen  sie  fast 
durchweg  ein  Einkommen  der  Genossenschaften  selbst  an. 
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Die  rechtliche  Selbständigkeit  auch  der  GenosseDschaften  ist  aber 
nichts  mehr  als  das  Mittel,  welches  das  Gesetz  den  Genossen 
zur  Wahl  stellt,  damit  sie  ihre  Ziele  leichter  und  sicherer  erreichen, 
damit  das  zu  ihnen  in  rechtliche  Beziehungen  tretende  Publikum  in 
der  Genossenschaft  als  Ganzem  das  Rechtssubjekt  habe,  welches  für 
die  eingegangenen  Verbindlichkeiten  haftet. 

Wir  müssen  daher  auch  hier,  statt  nach  der  rechtlichen  Aus- 
gestaltung, nach  dem  durch  die  vom  Gesetze  geschaffene  Organisa- 
tion etwa  erzeugten  Ertrage  fragen,  welcher  zum  Einkommen  der  Be- 
zugsberechtigten wird. 

Was  bei  der  Genossenschaft  als  Einkommen  aufgefafst  werden 
könnte,  ist  der  wirtschaftliche  Erfolg  des  den  Mitgliedern  gehörenden 
ICapitdls,  welches  von  beauftragten  Organen  der  Genossenschafter  zur 
produktiven  Entfaltung  gebracht  wird.  In  allen  Fällen,  in  denen  von 
einer  Genossenschaftsbesteuerung  die  Rede  ist,  kann  es  sich  daher 
ebenfalls  nur  um  eine  steuertechnische  Operation  handeln,  durch  welche 
das  aus  der  genossenschaftlichen  Organisation  fliefsende  Einkommen 
der  Genossen  getroffen  werden  soll.  Denn  auch  das  genossenschaft- 
liche Vermögen  ist  in  Wirklichkeit  das  Vermögen  der  Genossen- 
schafter. 

Die  in  Rede  stehenden  Verbände  dienen  aufserdem  auf  Grund 
desselben  Prinzips  so  verschiedenen  Zwecken,  dafs  hier  die  Beantwortung 
der  Frage  nach  Einkommen  und  Steuerpflicht  jeweilig  verschieden  aus- 
fallen mufs,  sobald  die  ungleiche  wirtschaftliche  Wirksamkeit  der  ein- 
zelnen Genossenschaften  als  mitbestimmend  in  Betracht  gezogen  wird. 

Auf  beiden  Hauptgebieten  des  Wirtschaftslebens,  auf  dem  der 
Produktion  und  der  Verteilung  der  Güter,  begegnen  wir  genossenschaft- 
lichen Bildungen,  welche,  entsprechend  ihrer  Thätigkeit,  sich  in  pro- 
duktive und  distributive  Genossenschaften  teilen.  Die  ersteren  ge- 
währen ihren  Mitgliedern  die  Vorteile  der  kapitalkräftigen  Einzel- 
wirtschaften, sie  sind  auf  gemeinschaftliche  Gefahr  und  Rechnung  der 
Beteiligten  ins  Leben  gerufene  und  unterhaltene  Grofsbetriebe ;  ihr  Ziel 
ist  Erlangung  eines  positiven  Gewinns.  Die  distributiven  Genossen- 
nossenschaften  dagegen  (Konsum-,  Rohstoff-,  Vorschufsvereine)  er- 
streben eine  Ausgabeverminderung  der  Beteiligten  bei  Anschaffung  der 
im  Haushalt  oder  Gewerbe  erforderlichen  Mittel. 

So  zahlreich  die  einzelnen  Arten  der  Genossenschaften  sind,  jede 
von  ihnen  gehört  zu  der  einen  oder  anderen  der  erwähnten  Haupt- 
klassen, sie  sind  entweder  Produktiv-  und  Absatz-  oder  Einkaufs- 
imd  Kreditgenossenschaften,  indem  sie  entweder   die  Erzeugung  und 
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den  Vertrieb  der  Güter  sich  zur  Aufgabe  machen,  oder  für  den  Ter- 
kehrsmäXsigen  Erwerb  derselben  sorgen. 

Auf  die,  ihrem  Zwecke  nach  verschiedenen  Genossenschaften 
können  wir  hier  im  Einzelnen  nicht  eingehen,  in  jedem  Falle  be- 
thätigen  sie  sich  aber,  wie  kapitalkräftige,  kreditfähige  Einzelunter- 
nehmer und  erstreben  im  Wirtschaftsleben  die  Vorteile,  welche  diese 
dank  ihrem  Vermögensbesitze  erlangen  könhen. 

Der  Wirtschaftserfolg  der  Genossenschaften  kann  aber  nicht  be- 
dingunglos immer  als  Einkommen  der  Mitglieder  bezeichnet  werden. 

Ein  sicheres  Merkmal  dafür,  ob  in  dem  durch  die  Genossen- 
schaft erzeugten  Ertrage  ein  Einkommen  der  Mitglieder  vorliegt^  ge- 
winnt man  unseres  Erachtens  dadurch,  dafs  man  diesen  Ertrag  darauf 
prüft,  welche  Eigenschaft  ihm  in  der  Einzelwirtschaft  zukommen  würde. 

Liegt  ein  wirtschaftliches  Ergebnis  vor,  welches  beim  Einzelunter- 
nehmer als  Einkommen  gelten  mufs,  so  wird  man  nicht  anstehen,  auch 
einen  Genossenschaftsvertrag  derselben  Qualifikation  als  Einkommen 
zu  bezeichnen.  Andererseits  kann  aber  was  in  der  Einzelwirtschaft 
nicht  Einkommen  ist,  auch  in  der  Genossenschaft  diese  Eigenschaft 
nicht  annehmen. 

Ein  Zweifel  darüber,  ob  der  Ertrag  eines  genossenschaftlichen 
Unternehmens  ein  Einkommen  der  Mitglieder  bildet,  kann  selbstver- 
ständlich nur  bestehen,  so  lange  der  Kreis  des  Güterverkehrs  durch 
die  Genossenschatter  geschlossen  ist.  Erstreckt  sich  die  Thätigkeit 
der  Genossenschaft  auch  auf  Nichtmitglieder,  so  ist  jeder  hieraus  er- 
zielte Gewinn  ohne  weiteres  Einkommen. 

Schanz*)  mifst  dem  Umstände,  dafs  der  Verkehr  der  Genossen- 
schaft sich  auf  die  Mitglieder  beschränkt,  keine  Bedeutung  bei,  da 
jeder  Vermögenszugang  Einkommen  sei  und  „ein  solcher  auch  ohne 
Verkehr  mit  Fremden"  erlangt  werden  könne.  Das  Moment  des  Ver- 
kehrs mit  Fremden  entscheide  ebensowenig  für  den  Einkommensbegriff^ 
wie  das  Erscheinen  des  Einkommens  in  Natural-  oder  Geldfonn. 
Ein  Bauer,  der  mit  seinen  Kindern  sein  Feld  bestellt  und  nichts 
an  Fremde  verkauft,  sondern  blos  von  seinen  Früchten  lebt,  habe  doch 
auch  Einkommen? 

Das  Letztere  vermag  kaum  in  Frage  gestellt  zu  werden;  jedes 
Existieren  setzt  ein  Einkommen  voraus.  Fraglich  bleibt  es  aber,  ob 
ein  Bauer,  welcher  „blos  von  seinen  Früchten  lebt",  für  dieses  Ein- 
kommen steuerpflichtig  ist? 


»)  Finanzarchiv  in  (1886) 2.    S.  298;  XV (1898).    S.  817  f. 
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Wenn  er  nichts  an  Fremde  verkauft,  sondern  den  ganzen  Ertrag 
seiner  Wirtschaft  für  sich  und  seine  Kinder  in  dem  Mafse  verbraucht, 
in  welchem  seine  Lebenshaltung  es  erfordert,  so  erarbeitet  er  nur  soviel, 
als  für  seine  und  seiner  Angehörigen  Existenz  notwendig  ist  und 
kann  auch  nicht  als  Steuersubjekt  betrachtet  werden.  —  Schanz,  ist 
femer  der  Ansicht,  dafs,  wie  überall  im  Steuerwesen,  auch  in  betreff 
der  Genossenschaften  bei  einem  Zweifel  über  die  Steuerpflicht  und 
das  Steuermafs  die  Frage  nach  der  Leistungsfähigkeit  ein  zuverlässiger 
Führer  sei.  Durch  die  Genossenschaft  werde  eine  Leistungsrähigkeit 
neu  geschaffen,  daher  liege  in  ihrem  Ertrage  ein  Steuerobjekt  vor. 

Geben  wir  aber  auch  die  Thatsache  zu,  dafs  die  Genossen- 
schaft ihre  Mitglieder  leistungsfähiger  macht,  so  ist  doch  nicht  aufser 
Acht  zu  lassen,  dafs  die  Steuergesetze  jene  Leistungsfähigkeit  im 
Auge  haben,  welche  durch  Yermögenszugänge  erzeugt,  nicht  aber 
diejenige,  welche  durch  Verhinderung  von  Abgängen  aus  dem  Ver- 
mögen erzielt  wird.  Ein  grofser  Teil  der  Genossenschaften  hat  aber 
lediglich  eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  dieser  Art  zur  Folge. 
Die  Einkommenbesteuerung  eines  solchen  Ertrages  käme  daher  einer 
Sparsteuer  gleich. 

Wo  die  Genossenschaft  einen  gemeinschaftlichen  Produktions- 
betrieb darstellt,  oder  für  die  Privatwirtschaft  ihrer  Mitglieder  die 
Kreditvermittlung  in  die  Hand  nimmt,  schafft  sie  Werte,  welche 
auch  in  der  Einzelwirtschaft  als  steuerbare  Erträge  gelten  würden. 
Sie  fördert  den  Erwerb  ihrer  Mitglieder,  indem  sie  letztere  an  den 
Vorteilen  des  Grofsbetriebs ,  des  billigen  Kredits,  der  Kapitalkraft 
teilnehmen  läfst  und  dadurch  wohlfeilere  Produktion  und  Ausnutzung 
der  Konjunktur  ermöglicht.  Dem  Ertrage  dieser  Genossenschaften 
mit  Beziehung  auf  die  Mitglieder  die  Einkommenseigenschaft  abzu- 
sprechen, wird  niemandem  beifallen.  Es  bleibt  sich  hierbei  ganz  gleich, 
ob  die  Überschüsse  als  Dividenden  an  die  Mitglieder  ausgezahlt  werden, 
oder  eine  andere,  den  Aktivbestand  des  Unternehmens  erhöhende 
Verwendung  finden.  Wenn  die  Vereinigung  beispielsweise  gemeinschaft- 
lich Gegenstände  zum  Verkauf  herstellt,  so  erzielt  sie  in  ihren  Über- 
schüssen einen  regelrechten,  verkehrsmäfsigen  Gewinn,  wenn  sie  Kapi- 
talien oder  Rohstoffe  kauft,  um  sie  mit  einem  Preisaufschlage  zu  ver- 
kaufen, so  ist  ihr  Gewinn  ein  bankmäfsiger  resp.  kaufmännischer. 
Anders  verhält  es  sich  natürlich,  wenn  der  Aufschlag  nur  so  hoch 
bemessen  ist,  dafs  die  Selbstkosten  gedeckt  werden. 

In  allen  übrigen  hierher  gehörenden  Fällen  verschmelzen  die  in 
genossenschaftlicher  ünternehmungsform  erzeugten  Gewinne  mit  dem 
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Einkommen  der  Mitglieder,  gleichviel  ob  sie  an  diese  herausgezablt 
oder  ihnen  gutgeschrieben  werden,  zu  einem  Ganzen  oder  bilden 
eventuell  das  einzige  Einkommen  einzelner  von  ihnen. 

Die  Steuerbarkeit  solcher  Erträge  kann  kaum  angezweifelt  werden. 
Allgemein  wird  man  daher  sagen  müssen:  jede  genossenschaftliche 
Thätigkeit;  die  in  direkter  Beziehung  zur  Erzeugung  der  Güter  und 
deren  Umtausch^)  steht,  ist  eine  erwerbsmäfsige  und  der  durch  sie 
erzielte  Überschufs  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  hat  als  Steuer* 
Objekt  zu  gelten. 

Diese  Eigenschaft  kommt  aber  den  Erträgen  derjenigen  Ge- 
nossenschaften nicht  zu,  welche  durch  Verwohlfeüerung  der  Konsumpti- 
bilien  eine  bessere  Verwertung  des  Einkommens  und  dadurch  eine 
Steigerung  der  Lebenshaltung  ihrer  Mitglieder  erstreben. 

Der  „Gewinn"  solcher  Vereine  würde  auch  nur  dann  sichtbar  in  die 
Erscheinung  treten,  wenn  sie  die  Überschüsse  immer  nach  dem 
„Rochdale-Plan"  entsprechend  den  Einkäufen  verteilten.  Sobald  die 
Preise  so  niedrig  gestellt  sind,  dafs  sie  lediglich  die  Betriebskosten 
decken,  müssen  sich  am  Schlüsse  der  Bechnungsperiode  Aktiva 
und  Passiva  die  Wage  halten.  Die  Steuerbehörde  besitzt  in  solchem 
Falle  keine  Handhabe  für  die  Veranlagung,  zumal  eine  Fassion  des 
Vereins  auch  nur  erfolgen  könnte  nach  vorgenommener  Berechnung 
des  Absatzes  auf  Grund  laufender  Preise.  Schanz  ^)  bringt  diesen 
Ausweg  in  Vorschlag,  wenn  er  auch  nicht  annimmt,  dafs  ein 
vernünftiger  Geschäftsbetrieb  mit  seinen  Aufschlägen  den  Mitgliedern 
gegenüber,  sich  hart  an  der  Grenze  der  Anschaffungs-  und  Produk- 
tionskosten halten  wird,  schon  aus  der  Erwägung,  dafs  Bücklagen  ge- 
macht werden,  um  nicht  beim  kleinsten  Verlust  die  Geschäftsanteile 
des  Betriebskapitals  angreifen  zu  müssen. 

Einen  zweiten  Ausweg  böte  ein  Steueranschlag  unter  Zugrunde- 
legung des  Umsatzes  und  Ertrags  gleich  grofser  im  Privatbesitz  be- 
findlicher Einzelbetriebe. 

Wir  haben  auf  eine  Kritik  dieser  Bemessungsgrundlagen 
einzugehen  umsoweniger  Anlafs,  als  wir  die  Berechtigung,  diese  Ge- 
nossenschaften zu  besteuern,  überhaupt  in  Abrede  stellen.  Denn  ihre 
Überschüsse  sind  nicht  nach  Schanz'  eigener  Beschreibung  des  Ein- 
kommensbegriflfs  (s.  o.  S.  15)  „Reinvermögenszuwächse  eines  bestimmten 


*)  Vgl.  dazu  Kleinwäohter  in  Schönbergs  Handb.  d.  pol.  Ök.    4.  Aufl.  I, 
S.  242  f. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  XV.    S.  820. 
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Zeitabschnitts'',  sondern  drücken  die  Summe  der  durch  die  genossen- 
schaftliche Organisation  verhinderten  Abzüge  aus  dem  Einkommen 
der  Mitglieder  aus.  So  wenig  derartige  Vorteile  als  steuerbares  Ein- 
kommen in  der  Einzelwirtschaft  gelten,  so  wenig  werden  sie  zu  Steuer- 
objekten dadurch,  dafs  sie  das  einzelne  Mitglied  des  Vereins  erst 
durch  den  Zusammenschlufs  erreicht. 

Die  Analogie,  als  ob  hier  dasselbe  vorliege,  wie  wenn  etwa  zehn 
Hausfrauen  sich  zusammenthun ,  um  eine  grofse  Partie  Kaffee  zu 
kaufen  und  sie  unter  sich  in  vorher  bestimmter  Weise  zu  ver- 
teilen, glaubt  Schanz^)  abweisen  zu  müssen.  Hier  handle  es  sich 
lediglich  um  Verausgabung  des  Einkommens;  es  wird  nur  gekauft, 
aber  nicht  wieder  verkauft,  es  liege  mehr  ein  Gelegenheitsakt,  denn 
eine  dauernde  Einrichtung  vor.  Beim  Konsumverein  hätten  wir  aber 
„eine  dauernde  Beteiligung  am  Handelsprozefs ,  die  Ausgabenakte 
selbst  werden  zu  einem  Gegenstande  produktiver,  dauernder,  mit 
Kisiko  verknüpfter  Unternehmungen''  gemacht. 

Allein  diese,  als  entscheidend  bezeichnete  Beteiligung  am  Handel, 
geschieht  durch  den  Verein  nicht  in  der  Absicht  einer  Gewinnerzielung 
Yon  Dritten,  sondern  Käufer  und  Abnehmer  sind  hier  dieselben  Per- 
sonen. Sie  steigern  dadurch  freilich  ihre  Leistungsfähigkeit  in  der 
Höhe  des  geschäftsmäfsigen  Gewinns  welchen  der  Detailist  erzielt, 
es  liegt  jedoch  in  dem  ganzen  Geschäftsgebahren  nichts  anderes  vor, 
wie  wenn  eine  einzelne,  kapitalkräftige  Person  beim  Einkauf  ihres  Be- 
darfs den  Kleinhändler  übergeht.  Sind  die  Erträge  des  Konsum- 
vereins steuerbar,  so  müfste  auch  der  Betrag  herangezogen  werden 
können,  welcher  sich  aus  dem  Preisunterschiede  zwischen  den  Ausgaben 
zweier  Haushaltungen  mit  gleichen  Bedürfnissen  ergiebt,  sobald  die  eine 
im  Kleinen,  die  andere  im  Grofsen  einkauft. 

Die  Grenze,  wo  die  Ausgabeerspamis  ins  Einkommensgebiet 
übergeht  —  meint  Schanz  (a.  a.  O.),  sei  zwar  sehr  schmal,  sie  sei 
aber  vorhanden.  „Sobald  ein  Konsumverein  kauft  und  wieder  ver- 
kauft, ist  die  Unternehmung  gegeben,  welche  den  Mitgliedern  eine 
Einnahme  zu  sichern  bestimmt  ist."  Dem  steht  aber  unserer  Ansicht 
nach  entgegen,  dafs  der  Verein  nur  für  sich  kauft  und  das  Ge- 
kaufte selbst  verbraucht. 

Das  ganze  Schwanken  darüber,  ob  in  dem  Ertrag  dieses  Geschäftes 
Einkommen  zu  sehen  sei,  folgt  daraus,  dafs  man  auf  der  einen  Seite 
einen  Verein  als  Wirtschaftssubjekt  annimmt,  welches  einkauft,  auf 


1)  Finanzarchiv  III 2.    S.  297  f. 
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der  anderen  die  Mitglieder  als  Kunden  hinstellt,  an  welche  v  e  r  kauft 
wird  und  den  hieraus  sich  ergebenden  Uberschufs  dann  als  Unter- 
nehmergewinn auffafst.  Niemand  kann  aber  von  sich  selber  einen  Ge- 
winn erzielen.^) 

Es  ist  freilich  nicht  zu  leugnen,  dafs  auch  die  durch  Ausgabe- 
yerminderung  erzielte  höhere  Leistungsfähigkeit  eine  stärkere  steuer- 
liche Belastung  zu  rechtfertigen  vermag ,  weil  dasselbe  Einkommen 
nicht  überall  und  bei  jeder  Person  dieselbe  wirtschaftliche  Kraft  dar- 
stellt. In  richtiger  Konsequenz  dieses  Gedankens  müTste  man  dann 
aber  auch  zu  einem  nach  dem  Wohnort  des  Einkommenbeziehers 
variablen  Steuerfufs  gelangen  und  ein  örtlich  verschiedenes  Existenz- 
minimum festsetzen.  Dieser  Gesichtspunkt  wäre  im  Prinzip  nicht  zu 
verwerfen  und  findet  bereits  heute  teilweise  seinen  Ausdruck  in  der  Ge- 
stattung einer  Minderung  des  zu  leistenden  Steuerbetrags  mit  Rücksicht 
auf  die  zu  unterhaltenden,  zahlreichen  unselbständigen  Angehörigen 
und  Familienmitglieder,  oder  bei  andauernder  Krankheit,  Verschuldung 
und  besonderen  Unglücksfallen  des  Steuerpflichtigen  (§  18  n.  19  des 
Preufs.  Ges.). 

Solange  jedoch  unsere  Steuergesetze  unter  Einkommen  positive 
Yermögensvermehrungen ,  nicht  aber  einen  irgendwie  sichtbaren  ge- 
ringeren Verbrauch  verstehen,  kann  man  schlechterdings  die  Mitglieder 
eines  Konsumvereins  für  die  durch  den  Verein  erzielte  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  nicht  steuerpflichtig  machen. 

Dieser  Auffassung  wird  u.  a.  entgegengehalten,  dafs,  wenn  der 
Verein  die  Gewinne  nach  Mafsgabe  der  Einkäufe  unter  die  Mitglieder 
verteile,  diese  Gewinne  nicht  die  von  den  Beziehern  gemachten  Er- 
sparnisse darstellen,  sondern,  die  Dividenden  als  Verdienst  von 
Dritten  erscheinen,  da  auf  alle  Artikel  nicht  der  gleiche  Zuschlag 
gemacht  werden  könne,  alle  Mitglieder  auch  nicht  dieselben  Waren 
in  gleicher  Menge  entnehmen. 

In  dieser  nicht  zu  leugnenden  Thatsache  liegt  aber  gerade  eine 
der  Lichtseiten  genossenschaftlicher  Organisation,  welche  ein  gemein- 
wirtschaftliches Prinzip  darin  verfolgt,  dafs  sie  nicht  haarscharf 
Leistung  und  Gegenleistung  gegeneinander  abwägt  und  „die  Be- 
kämpfung des  Egoismus  in  Handel  und  der  Produktion  durch  Aus- 
söhnung der  widerstreitenden  Elemente"  zum  Ziele  hat.  -) 

*)  J.  Wernicke,  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtsch.Genoss.  in  den 
d.  Bundesstaaten.    Finanzarchiv  XV.    S.  216  f. 

*)  H.  Crüger,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenoss.  in  einzebi.  Ländern. 
Jena  1892.    S.  11. 
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Den  Konsumyereinen  gehören  aufserdem  in  der  überwiegen- 
den Mehrzahl  von  Fällen  Leute  gleichen  Standes  an,  deren  Kon- 
sumtpioDsbedürfnisse  nicht  wesentlich  verschieden  sind.  Wenn  aber  aueh 
innerhalb  der  Genossenschaft  dem  einen  Mitgliede  mehr,  dem  anderen 
weniger  Vorteile  erwachsen,  so  hat  die  Steuergewalt  kein  Recht, 
solche  interne  Vorgänge  zum  Ausgangspunkte  einer  Belastung  zu 
machen. 

Der  Gesamterfolg  des  Vereins  ist  und  bleibt  Ersparnis  der  Mit- 
glieder. 

Werden  die  in  genossenschaftlicher  Organisation  gemachten 
Ersparnisse  von  dieser  werbend  angelegt,  so  hat  selbstverständlich 
der  hieraus  sich  ergebende  Ertrag  als  Objekt  einer  Besteuerung  zu 
gelten.  In  p^leicher  Weise  steuerbar  ist  der  Gewinn  aus  dem  auf 
Nichtmitglieder  übergreifenden  Geschäftsbetrieb  der  Genossenschaft. 

Als  Merkmal  dafür,  dafs  die  Geschäftsthätigkeit  über  den  Kreis 
der  Mitglieder  hinausgegangen  ist,  gilt  in  den  Steuergesetzen  vielfach 
der  offene  Laden  des  Vereins. 

Dieser  „offene  Laden"  hat  schon  mannigfach  die  Verwaltungs- 
gerichte beschäftigt. 

In  einer  Entscheidung  des  Preufsischen  Oberverwaltungsgerichts  ^) 
vom  11.  April  1893  wurde  zur  Definierung  des  Begriffes  des  „offenen 
Jjadens"  diesem  „der  geschlossene",  „durch  physische  Hindemisse 
gesperrte"  gegenübergestellt.  Wo  somit  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
dafs  der  Konsumverein,  trotz  des  Verbotes  (§  8  Abs.  9  d.  R.G.)  auch 
an  Nichtmitglieder  verkaufen  kann  und  dadurch  aus  seiner  eigent- 
lichen, auf  die  Mitglieder  zu  beschränkenden  Thätigkeit  herausgeht, 
nimmt  er  den  Charakter  einer  der  Steuer  unterliegenden  Erwerbs- 
gesellschaft an. 

Die  Einkommensteuergesetze,  welche  den  „offenen  Laden"  zur 
Voraussetzung  einer  Besteuerung  der  Konsumvereine  machen,  ver- 
deutlichen jedoch  nicht  den  Begriff  desselben.  Das  Preufsische  Ein- 
kommensteuergesetz und  die  Ausführungsanweisung  zu  demselben 
sagen  ebensowenig  wie  das  Gewerbesteuergesetz  (§  5  Abs.  2),  was 
man  unter  dem  „offenen  Laden"  zu  verstehen  habe.  Das  Gleiche 
nehmen  wir  in  den  anderen  hierher  gehörigen  Bestimmungen  (Braun- 
schweig, Waldeck,  Sachsen-Altenburg,  beide  Schwarzburg)  wahr.  Der 
Bericht  der  Steuerkoramission  für  Schwarzburg-Sondershausen  -)  fafst 


^)  Finanzarchiv  XV.     S.  236. 
2)  Finanzarchiv  XII.     S.  290. 
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unter  dem  Begriff  des  offenen  Ladens  alle  offenen  „Geschäfts*  und 
Betriebsstätten^'  zusammeD,  während  die  „Verordnung  betreffend  die 
Ausführung  des  Einkommensteuergesetzes'^  in  Schwarzburg-Rndolstadt 
(26.  März  1893)^)  eine  Steaerpflicht  der  Genossenschaft  fordert, 
wenn  man  diese  Nichtmitglieder  an  denjenigen  Zwecken  teilnehmen 
läTst,  zu  deren  Erreichung  sie  errichtet  ist,  ^^beispielsweise,  wenn 
Konsumvereine  die  eing^auften  Waren  auch  an  Nichtmitglieder  Ter- 
kaufen*',  denn  „Konsumvereine  mit  offenem  Laden  sind  stets  steuer- 
pflichtig" (Art.  1  Abs.  3). 

Die  ganze  Frage  des  ,,offenen  Ladens"  ist  jedoch  durch  die 
Novelle  zum  Genossenschaftsgesetz  vom  12.  August  1896  (R.G.BL 
S.  695)  eine  müTsige  geworden.  Der  Vorstand  von  Konsumvereinen, 
welche  offene  Yerkaufsgelegenheiten  für  ihre  Waren  unterhalten,  hat 
gegenwärtig  Anweisungen  darüber  zu  erlassen,  auf  welche  Weise  die 
Mitglieder  oder  deren  Vertreter  den  Warenverkäufern  gegenüber  sich 
zu  legitimieren  haben  (§  30  a).  Der  Ablafs  von  Waren  an  Nicht- 
mitglieder, wie  die  Überlassung  der  Legitimationskarte  durch  Mit- 
glieder an  Fremde  (§  145  a,  §  145  b  Abs.  1)  sind  mit  Strafen  belegt 
Die  Bestimmungen  der  Steuergesetze,  welche  an  den  „offenen  Laden" 
anknüpfen,  sind  daher  insofern  obsolet  geworden,  als  das  Vorhanden- 
sein des  letzteren  nicht  implicite  schon  ein  Hinausgehen  des  Geschäfts- 
betriebs über  den  Kreis  der  Mitglieder  enthält. 

Dem  Konsumvereine  gleicht,  ihrem  Endzwecke  nach,  die  Bau- 
genossenschaft. Auch  sie  bildet  eine  auf  Selbsthilfe  beruhende 
Vereinigung  zur  billigeren  Bedürfnisbefriedigung  der  Mitglieder  und 
zwar  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  derselben.  Dieses 
Ziel  sucht  sie  zu  erreichen  durch  den  Bau,  bezw.  den  Ankauf  von 
Häusern  auf  Rechnung  der  Genossenschaft  und  durch  die  Überlassung 
derselben  an  die  Genossenschafter  entweder  zum  Eigentum,  oder  gegen 
Miete,  oder  auch  indem  sie  den  Mitgliedern  hypothekarischen  Kredit 
gewährt,  damit  diese  selbständig  ein  Haus  erwerben.  ^) 

Ehe  das  Bedürfnis  nach  Wohnungen  befriedigt  ist,  wird  das 
Genossenschaftskapital  zinstragend  angelegt  und  der  Ertrag  hiervon 
ist  ohne  Zweifel  steuerbar. 

Nach    Erreichung    des    genossenschaftlichen    Zieles ,    nach    der 


»)  Finanzarchiv  XI.    S.  263. 

«)  Dr.  Schott,  Wörterbuch  der  Volkswirtoch.  v.  Elster.    S.  813; 

H.  C rüger,  Handwörterb.  der  St.Wiss.  1.  Aufl.  B.  II.    S.  284f.; 

(j.  v.  Schön  berg  in  seinem  Handb.  d.  pol.  ök.    4.  Aufl.  B.  112.    8.  178 f. 
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Erbauung  resp.  dem  Kaufe  des  Hauses  und  der  Übergabe  des- 
selben an  die  beteiligten  Genossenschafter,  bezieht  jeder  von  ihnen 
ein  Einkommen  aus  Grundbesitz,  welches  entweder  dem  ganzen  Mit- 
werte der  Wohnung  gleichkommt,  oder  den  Wert  des  Minderbetrags 
der  Miete  zu  dem  Normalpreise  der  Wohnung  ausmacht.  In  dem 
Hause  sind  die  durch  die  genossenschaftliche  Organisation  gemachten 
Ersparnisse  werbend  angelegt;  jeder  Genossenschafter  tritt  in  die 
Nutzung  des  Grundstückes  und  wie  ein  solcher  Vorgang  beim  Einzel- 
besitzer die  Voraussetzung  einer  Besteuerung  bildet,  wie  dem  Haus- 
besitzer seine  eigene  Wohnung  als  Einkommen  angerechnet  wird, 
mufs  auch  der  Ertrag  eines  im  Besitze  der  Genossenschaft  befindlichen 
Hauses  herangezogen  werden. 

Die  Sachlage  ist  hier  eine  andere  wie  beim  Konsumverein,  erstens, 
weil  die  Nutzung  eine  dauernde,  als  Folge  früher  gezahlter  Zuschüsse, 
ist,  dann  auch,  weil  jedem  hier  thatsächlich  nur  der  Ertrag  seiner 
Anteilsquote  zu  gute  kommt. 

Wo  die  Baugenossenschaft  den  Mitgliedern  Vorschüsse  gegen  An- 
nuitätenzahlungen zum  Erwerb  eines  Hauses  gewährte,  erzielt  sie  einen 
bankmäfsigen  Gewinn,  welcher  natürlich  der  Steuer  zu  unterziehen  ist. 

Wenden  wir  uns  der  Steuerpraxis  zu,  so  sehen  wir,  dafs  auch 
bei  den  Genossenschaften  der  Bechtsfahigkeit  des  Vereins  meist 
eine  für  die  Besteuerung  ausschlaggebende  Bedeutung  beigelegt  wird. 

Eine  Entscheidung  des  Württembergischen  Finanzministeriums 
vom  17.  Oktober  1883^)  auf  eine  Beschwerde  des  Ulmer  Konsum- 
Tereins  wegen  Heranziehung  desselben  zur  Gewerbesteuer  bewegt  sich 
ganz  in  dem  Gedankenkreise,  dafs  die  juristische  Persönlichkeit  des 
Vereins  eine  Steuerpflicht  bedinge. 

Die  Handlungsfähigkeit  der  Genossenschaft  äufsere  sich  durch 
ihre  Vorstände  und  ihre  Bechtspersönlichkeit  trete  nicht  nur  im  Ver- 
hältnis zu  Dritten,  sondern  auch  zu  den  eigenen  Mitgliedern 
hervor.  ,yWas  dieser  erwirbt  und  besitzt  und  durch  die  ge- 
schäftliche Thätigkeit  mit  seinen  eigenen  Mitgliedern  gewinnt,  ist 
rechtlich  sein  Eigentum  und  nicht  Eigentum  des  einzelnen  Mit- 
gliedes nach  Verhältnis  seiner  Beteiligung  bei  dem  Vereine.^  Der 
Einwand,  dafs  eine  Person  oder  eine  Vereinigung  von  Personen  mit 
sich  selbst  kein  Gewerbe  treiben,  oder  von  sich  Gewinn  nehmen 
könne,  wurde  damit  widerlegt  dafs  „der  Konsumverein  als  solcher  und 
die  einzelnen  Mitglieder  desselben  als  solche  rechtlich  und  äußerlich 
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ganz  verschiedene  Persönlichkeiten^'  seien  und  „dafs  die  G-eschäfte, 
welche  der  Verein  als  Rechtsperson  mit  seinen  Mitgliedern  macht, 
rechtlich  unter  keinen  anderen  Gesichtspunkt  fallen,  als  die  G^ 
Schäfte,  welche  der  Verein  mit  Dritten"  mache. 

Der  Württembergische  Verwaltungsgerichtshof  gelangte  dagegen 
in  einem  Erkenntnis  vom  9.  Februar  1884  in  derselben  Sache  zu 
einer  entgegengesetzten,  richtigen  Auffassung.  ^)      ' 

Die  selbständige  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit  des  Vereins 
wurde  nur  als  Regelung  seiner  privatwirtschaftlichen  Verhältnisse  be- 
trachtet. Die  hierauf  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  (Reichsges. 
V.  4.  Juli  1868)  können  jedoch  für  die  nach  öffentlichem  Recht  zu 
würdigende  Frage  der  Steuerpflicht  der  Konsumvereine  nicht  mafs- 
gebend  sein,  vielmehr  müssen  die  inneren  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
nossenschafter berücksichtigt  werden.  Die  Mitglieder,  welche  mit 
ihren  Geschäftsanteilen  und  mit  ihrer  solidarischen  Haftpflicht  (nach 
dem  Statut)  die  Grundlage  des  Vereins  bilden,  können  nicht  als 
diesem  gegenüberstehende  dritte  Personen,  wie  Nichtraitglieder,  ange- 
sehen werden.  Der  zwischen  dem  Verein  und  seinen  Mitgliedern 
stattfindende  Geschäftsverkehr  sei  vielmehr  auch  in  steuerlicher  Hin- 
sicht von  anderer  BeschaflFenheit ,  als  der  Verkehr  des  Vereins  mit 
Nichtmitgliedem.  Denn  der  an  die  Mitglieder  in  der  Form  der 
Dividende  verteilte  Überschufs  nach  Mafsgabe  ihres  Einkaufs  (resp. 
Markenbezugs)  sei  in  Wirklichkeit  nichts  anderes,  als  ein  nachträglich 
für  die  Waren  bewilligter  Rabatt,  dessen  Höhe  erst  kei  dem  Quartal- 
abschlufs  festgestellt  werden  könne.  Dieser  Überschufs  sei  um  so 
weniger  Gewinn,  als  die  Mitglieder  in  ihm  nur  das  zurückerhalten, 
was  sie  im  Tagespreise  zu  viel  bezahlt  haben;  sie  empfangen  in  der 
Dividende  keine  Vermögensbestandteile,  in  deren  Besitz  sie  vorher 
nicht  gewesen  wären. 

Etwa  zehn  Jahre  später,  in  einer  Entscheidung  vom  24.  April 
1895,-)  gelangt  derselbe  Gerichtshof  zu  ganz  anderen  Resultaten.  Auch 
hier  wird  die  selbständige  Genossenschaft  als  Mittel  der  Genossen- 
schafter zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  aufgefafst. 

„Indessen,"  heifst  es  weiter,  „ist  das  Mittel  eben  doch  ein  mit 
eigener  Persönlichkeit  und  eigenem  Vermögen  ausgestattetes  Rechts- 
subjekt und  ist  dies  trotz  der  Identität  des  Zwecks,  welchen  der 
eingetragene  Konsumverein    für  seine  Mitglieder,  und    welchen   die 


1)  Finanzarchiv  III 2.  S.  227f. 
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Mitglieder  mit  dem  KoDSumverein  verfolgen,  für  die  Annahme  eines 
Gewerbebetriebs  ebenso  wie  die  dadurch  bedingte  Art  und  Weise 
des  Geschäftsbetriebs  nach  der  rechtsgeschäftlichen  und  wirtschaft- 
lichen Seite  hin  von  ausschlaggebender  Bedeutung/'  Der  Verkauf 
an  ein  Mitglied  unterscheide  sich  im  wesentlichen  nicht  von  dem 
Verkauf  an  einen  Dritten;  die  Mitglieder  sind  nicht  genötigt  von 
den  Waren  einen  bestimmten  Anteil  zu  entnehmen,  sondern  es  steht 
in  ihrer  Wahl,  ob,  welche,  und  wieviel  Waren  sie  von  der  Ge- 
nossenschaft beziehen  wollen.  Die  Einkaufsdividende  erstattet  dem 
einzelnen  Mitglied  nicht  das  zuriLck,  was  er  seinerseits  zum  Gewinn 
beigetragen  hat,  sondern  bald  mehr,  bald  weniger.  Dies  folge  daraus, 
dafs  der  Gewinn,  welchen  die  Genossenschaft  aus  den  verschiedenen 
Warengattungen  erzielt,  die  sie  an  ihre  Mitglieder  abläfst,  nach  den 
Gattungen  ein  verschiedener  und,  dafs  der  Warenbezug  der  Mitglieder 
hinsichtlich  der  Warengattung  gleichfalls  ein  verschiedener  ist;  es 
könne  daher  nicht  ausbleiben,  dafs  „ein  Teil  der  Mitglieder  auf 
Kosten  der  anderen  mehr  erhält,  als  er  zum  Gewinn  der  Genossen- 
schaft beigetragen  hat'^ 

Die  Ausftlhrungen  decken  sich,  wie  man  sieht,  genau  mit 
der,  von  uns  bereits  zurückgewiesenen  Anschauung  Georg  Schanz' 
(s.  S.  158  f.). 

So  wenig  wir  der  selbständigen  Handlungsfähigkeit  der  Ge- 
nossenschaft einen  umgestaltenden  Einflufs  auf  den  thatsächlichen 
Charakter  ihres  Geschäftserfolges  beizulegen  vermögen,  so  sehr 
halten  wir  daran  fest,  dafs  in  genossenschaftlicher  Organisation  ge- 
machte Ersparnisse,  welche  in  der  Einzelwirtschaft  gar  nicht  in  die 
Erscheinung  treten,  nicht  als  steuerbarer  Gewinn  angesehen  werden 
dürfen.  Hier  wie  überall  sind  nur  wirkliche  Vermögensvermehrungen 
steuerbar.  Eine  solche  Vermögensvermehrung  kann  die  Genossen- 
schaft nur  im  Geschäftsverkehr  mit  Nichtmitgliedem  erzielen  und 
daher  könnte  beispielsweise  beim  Konsumverein  nur  der  aus  diesem 
Akt  sich  ergebende  Uberschufs  herangezogen  werden. 

Eine  Scheidung  des  von  Nichtmitgliedern  erzielten  Gewinns  von 
dem  aus  dem  Verkehr  mit  Mitgliedern  wäre  an  sich  bei  genauer 
Buchführung  möglich.  Es  fragt  sich  aber,  ob  den  Genossenschaften 
selber  eine  so  genaue  Nachprüfung  ihres  Geschäftsbetriebs  angenehm 
wäre  und  sie  nicht  lieber  statt  dessen  die  Veranlagung  des  ganzen 
Ertrages  in  den  Kauf  nehmen  würden. 

Bei  Konsumvereinen  kann  zu  dem  infolge   des  oben  erwähnten 
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Verbotes,  an  Nichtmitglieder  zu  yerkaufen,  ein  regelmäfsiger  Geschäfts- 
verkehr  mit  Nichtmitgliedem  nicht  angenommen  werden. 

Wo  hingegen  eine  Genossenschaft  Einkommen  produziert  —  nnd 
das  ist  bei  sehr  vielen  von  ihnen  der  Fall  —  unterliegen  die  Be- 
zieher desselben,  d.  i.  die  Genossenschafter,  der  Einkommensteuer  in 
der  Höhe  dieses  Einkommens. 

Für  seine  Veranlagung  giebt  es  wie  bei  den  ErwerbsgeseU- 
Schäften  (s.  ob.  S.  94  f.)  ebenfalls  zwei  Möglichkeiten,  indem  man  ent- 
weder den  gesammten  steuerbaren  Betrag  an  seinem  Entstehungsort, 
d.  L  in  der  Genossenschaft  heranzieht,  oder  das  Einkommen  geteilt 
besteuert,  d.  h.  in  der  Genossenschaft,  was  am  Schlufs  der  Rech- 
nungsperiode als  Rücklage,  Zuschlag  zum  Reservefonds,  zu  Ab- 
schreibungen, Geschäftserweiterungen  und  Schuldentilgung  zurück- 
bleibt, bei  den  Mitgliedern  dagegen,  was  an  sie  als  Dividenden 
herausgezahlt  wird.  Liefse  sich  das  letzere  bei  der  Genossenschafts- 
besteuerung auch  eher  durchführen  als  bei  Heranziehung  des  durch 
Erwerbsgesellschaften  erzeugten  Ertrags,  da  hier  die  Beteiligten  aus 
der  Liste  der  Genossenschafter  (§  16  des  G.Ges.)  leicht  festzustellen 
sind  und  der  Wohnsitz  der  Mitglieder  meistenteils  mit  dem  Belegen- 
heitsort  des  genossenschaftlichen  Betriebs  identisch  ist,  so  ist  doch 
auch  hier  der  erste  Weg  (volle  Besteuerung  des  Genossenschafts- 
ertrags in  der  Genossenschaft)  der  empfehlenswertere.  Neben  den 
bei  den  Aktiengesellschaften  geltend  gemachten  Gründen  spricht  noch 
der  umstand  dafür,  dafs  die  ausgefolgten  Einkomensteile  gerade  hier 
oft  sehr  klein  sind  und  infolgedessen  sich  leicht  derart  verflüchtigen, 
dafs  sie  die  Steuer  nicht  mehr  zu  fassen  vermag. 

Dieser  Umstand  weist  aber  gerade  mit  Schärfe  darauf  hin,  dafs  bei 
einer  Besteuerung  des  Gesamteinkommens  der  Genossenschafter  in  der 
Genossenschaft  der  Mangel  einer  für  die  einzelnen  Beteiligten  zu- 
trefiPenden  Progression  sich  noch  eher  fühlbar  machen  mufs,  als  bei 
den  Erwerbsgesellschaften.  Daher  wäre  ein  besonderer  Steuerfuls  für 
Genossenschaften  erst  recht  am  Platze.  Seine  Höhe  wird  aber  so 
zu  bemessen  sein,  daCs  sie  die  genossenschaftliche  Entwicklung  nicht 
hemmt;  zum  mindesten  soll  die  genossenschaftliche  Organisation 
nicht  ungünstiger  gestellt  werden  als  an  Umfang  und  Ausdehnung 
gleiche  Einzelbetriebe.  Dies  geschieht  aber  unbedingt  durch  die 
vielfach  anzutreffende  Doppelbesteuerung,  nach  welcher  neben  dem 
Gesamteinkommen  in  der  Genossenschaft  noch  die  Mitglieder  mit 
ihrem  Einkommen  aus  dem  Verein  herangezogen  werden. 

Eine  Begünstigung  kommt  den  Genossenschaften,  welche  den  Eon- 
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kurrenzkampf  mit  anderen  physischen  und  nichtphysischen  Wirtschafts- 
subjekten aufnehmen,  nicht  zu,  aber  auch  den  Bestrebungen  der  Ge- 
werbetreibenden und  Kleinhändler  ist  nicht  nachzugeben,  welche  seit 
Jahr  und  Tag  auf  Unterdrückung  der  Genossenschaften  sinnen. 
Wird  von  dieser  Seite  der  Kampf  im  Namen  des  sogenannten  Mittel- 
standes geführt,  den  die  genossenschaftliche  Entwicklung  bedrohe,  so 
darf  vom  sozialpolitischen  Gesichtspunkte  aus  ebensowenig  unbeachtet 
bleiben,  dafs  es  durchaus  wünschenswert  erscheint,  wenn  Angehörige 
desselben  Interessentenkreises  sich  zum  gemeinschaftlichen  Wirtschafts- 
betriebe  vereinigen.  Es  entstehen  dadurch  Verbindungen  welche, 
namentlich  auch  durch  ihre  örtliche  Begrenztheit,  obgleich  sie  in 
der  Absicht  einer  Gewiunerzielung  sich  bilden,  doch  darüber  hinaus- 
gehend, manches  Gute  und  Nützliche  im  Gefolge  haben.  Sie 
werden  zu  einer  Gemeinschaft,  welche  ein  Band  der  Zusammen- 
gehörigkeit um  die  Mitglieder  schlingt  und  namentlich  den  sogenannten 
„kleinien  Leuten'*  einen  Rückhalt  gewährt,  sie  zur  Selbstverwal- 
tung schult  und  neben  materiell  -  wirtschaftlichen  ethische  Erfolge 
zeitigt.  Haben  die  Genossenschaften  manches  Gemeinsame  mit  den 
Zünften  und  Gilden  des  Mittelalters,  so  weisen  sie  auch  die  Licht- 
seiten dieser  auf:  Solidaritätsgefühl,  Vertrauen  und  Zuverlässigkeit 
im  Handel  und  Wandel.  Das  sind  Momente,  die  bei  einer  steuer- 
lichen Belastung  der  Genossenschaften  aufser  der  Rücksichtnahme 
auf  ihre  verschiedene  wirtschaftliche  Wirksamkeit  ebenfalls  mit  in 
Betracht  gezogen  werden  müssen. 

Werfen  wir  einen  Blick  aufdiepositiveSteuergesetzgebung 
in  Deutschland,  so  bietet  die  Heranziehung  der  Genossenschaften  ein 
der  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften  ähnliches  Bild :  ^) 

1.  Ein  Teil  der  deutschen  Gesetzgebung  ist  von  der  Ansicht  aus- 
gegangen, dafs  die  Genossenschaften  selbständige  Rechtssubjekte  mit 
eigenem  Vermögen  seien  und  besteuert  daher  nicht  nur  die 
Genossenschaft  mit  ihrem  „Einkommen^'  aus  diesem 
Vermögen,  sondern  auch  die  Genossenschafter  für  ihr 
Einkommen  aus  dem  Verein.  Diese  Doppelbesteuerung  findet 
statt  in: 

Preufsen,  Braunschweig,  Sachsen,  Sachsen-Meinin- 
gen, Oldenburg,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Koburg, 
Anhalt,  Sachsen-Weimar,  Schwarzburg- Sondershausen, 


^)  Die  betreffenden  §§  entsprechen  den  bei  den  Aktiengesellschaften  oben 
(8.  116)  oitierten. 
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Schwarzburg-RudolstadtjWaldeckjReufsä.L.jReufsj.L., 
Lippe-Detmold,  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen. 

Modifikationen  und  Abweichungen  in  der  doppelten  Veranlagung 
des  Genossenschaftsertrags  finden  in  gleicher  Weise  wie  bei  den  Er- 
werbsgesellschaften statt  (s.  oben  S.  116  f.). 

2.  Nur  die  eingetragene  Genossenschaft  gilt  als  Steuersubjekt 
in:  Sachsen-Meiningen,  Hamburg,  Lübeck. 

3.  Eingetragene  Genossenschaften  mit  einem  über  den 
Kreis  der  Mitglieder  hinausgehenden  Geschäftsbetrieb 
sind  steuerpflichtig  in:  Preufsen,  Braunschweig,  Oldenburg, 
Lippe-Detmold,  Schwarzburg- Sondershausen,  Schwär z- 
burg-Rudolstadt,  Sachsen- Altenburg  und  Waldeck. 

Aufser  den  allgemeinen  BestimmuDgen  über  die  Einkommen- 
steuerpflicht  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  werden 
noch  besonders  aufgeführt: 

4.  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  in:  Sachsen- 
Altenburg  und  beiden  Schwarzburg. 

5.  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  und  juristi- 
scher Persönlichkeit  in:  Preufsen,  Braunschweig  und  Waldeck 

6.  Konsumvereine  mit  einem  auf  Nichtmitglieder 
übergreifenden  Geschäftsbetrieb  und  juristischer  Per- 
sönlichkeit: in  Lippe-Detmold. 

7.  In  Sachsen-Weimar  sind  Genossenschaften  einkommen- 
steuerpflichtig nur  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  Grundbesitz  im 
Grofsherzogtum. 

Die  Abzüge  und  Erleichterungen,  welche  bei  der  Veranlagung 
zur  Einkommensteuerung  den  Genossenschaften,  resp.  deren  Mitgliedern 
gewährt  werden,  sind,  wie  bereits  angedeutet,  mit  den  Ermäfsigungen 
fast  identisch,  welche  den  Erwerbsgesellschaften  gewährt  werden. 

Preufsen,  Braunschweig  und  Lippe-Detmold  gestatten 
auch  hier  einen  Abzug  von  3^2  7o  ^®^  Summe  der  eingezahlten  Ge- 
schäftsanteile der  Mitglieder. 

Sachsen,  Reufs  ä.  L.  und  Reufs  j.  L.  besteuern  nicht  alle 
Überschüsse,  sondern  nur  diejenigen,  welche  als  Dividenden  unter  die 
Mitglieder  verteilt,  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds,  oder  zur 
Schuldentilgung  verwendet  werden. 

In  Sachsen  geniefsen  die  Konsumvereine,  welche  nur  an  Mit- 
glieder verkaufen  nach  der  Generalverordnung  des  Finanzministeriums 
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vom  3.  Mai  1892^)  Steuerfreiheit,  wenn  die  Überschüsse  des  Vereins 
lediglich  nach  Mafsgabe  der  von  den  Mitgliedern  entnommenen  Waren 
Terteilt  werden  und  der  Geschäftsbetrieb  des  Vereins  sich  auf  etwas 
anderes,  als  auf  die  Beschaffung  für  seine  Mitglieder  nicht  erstreckt. 
Wenn  aber  die  Verteilung  der  Überschüsse  an  die  Mitglieder  nach 
einem  anderen  Mafsstabe  als  nach  dem  Warenpreise,  etwa  nach  der 
Höhe  der  Kapitaleinlagen  erfolgt  oder  wenn  die  Überschüsse  aus  dem 
Geschäftsbetriebe  nicht  blofs  die  von  den  Mitgliedern  zu  viel  einge- 
zahlten Kaufpreise,  sondern  auch  andere  Einnahmen  enthalten,  so  ist 
der  Verein  steuerpflichtig. 

Gewisse  Erleichterungen  auf  Seiten  der  Genossen- 
schafter bestehen  in  Sachsen- Weimar,  welches  das  Zinseneinkommen 
.von  Spar-  und  genossenschaftlichen  Darlehenskassen  von  der  Einkommen- 
steuer befreit,  sofern  der  Betrag  der  gesamten  daselbst  angelegten 
Kapitalien^  deren  Zinsen  der  Steuerpflichtige  bezieht,  nicht  volle 
500  Mark  erreicht  (§  8  Ziff.  6). 

Bremen  gestattet  den  vollen  Abzug  des  genossenschaftlich  ge- 
wonnenen Einkommenteils  aus  dem  Gesamteinkommen  des  Censiten, 
jedoch  nur  sofern  es  sich  um  daselbst  steuerpflichtige  Genossenschaften 
handelt. 

Oldenburg  gew^ährt  auf  Antrag  des  Steuerpflichtigen  eine  Ab- 
setzung von  3  ^Iq  der  Geschäftsanteile  aller  Mitglieder. 

Alle  übrigen  Staaten  und  zwar:  Sachsen-Meiningen, 
Sachsen-Altenburg,  Sachsen- Weimar,  Sachsen-Ko- 
burg,  Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck, 
Lübeck  und  Hamburg  besteuern  die  Genossenschaft  und  deren 
Mitglieder  im  vollen  Umfange  desselben  Einkommens. 

In  Koburg  können  jedoch  Vereine,  deren  Mitglieder  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  für  die  Vereinsverbindlichkeiten  haften,  auf  An- 
suchen durch  das  Staatsministerium  von  der  Steuer  befreit  werden 
(Art.  4). 

Schwarzburg-Sondershausen  läfst  bei  Berechnung  der 
Überschüsse  der  Genossenschaften  die  Beträge  frei,  welche  zur  Bil- 
dung des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Reservefonds  erforderlich  sind. 

In  Baden,  wo  früher  eine  Doppelbesteuerung,  der  Genossen- 
schaften und  ihrer  Mitglieder  stattfand,  sind  nach  den  Abänderungs- 
bestimmungen  zum  Einkommensteuergesetz  vom   6.  Mai   1892  ^)   die 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  XV.    S.  293  f. 

2)  Finanzarchiv  IX  2.    S.  120  f. 
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Konsumvereine  einkommensteuerfrei,  ebenso  Vorschufsvereine  da  nach 
der  ebengenannten  Novelle  der  ganze  zweite  Absatz  Art.  5  B.  des 
Gesetzes  vom  20.  Juni  1884  in  Wegfall  kommt,  welcher  eine  Steuer- 
pflicht der  eingetragenen  Genossenschaften  mit  „bankähnlichem^ 
Betrieb  festgesetzt  hatte. 

Die  Genossenschaften  sind  femer  frei  von  der  Einkommensteuer 
in  Hessen  (nur  Aktiengesellschaften  und  Eommanditgesellscbaften 
auf  Aktien  werden  besteuert)  und  Schaumburg-Lippe,  wo  nur 
physische  Personen  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden. 

Wo  einErtragssteuersystem  herrscht  (vgl.  oben  S.  11 7)  unter- 
liegen Genossenschaften,  welche  Nichtmitglieder  an  den  genossen- 
schaftlichen Zwecken  teilnehmen  lassen,  der  Gewerbesteuer  ev.  auch 
der  Eapitalrentensteuer,  während  die  Genossenschafter  für  ihre  Divi- 
denden rentensteuerpflichtig  sind.  Diese  Bestimmungen  finden  wir 
in  Bayern  und  Mecklenburg. 

In  Württemberg  unterliegen  Konsumvereine  der  Gewerbe- 
steuer nach  denselben  Grundsätzen,  wie  die  übrigen  Gewerbetreibenden.  ^) 
Elsafs-Lothringen  befreit  von  der  Gewerbesteuer  (§  5  Ziff.  2) 
die  nicht  öff^entlichen  Vorschufs-  und  Kreditvereine,  deren  Betriebs- 
kapital einschliefslich  der  Reserve-  und  sonstigen  Ansammlungsfonds 
die  Höhe  von  50000  M.  nicht  erreicht. 

In  Betreff  der  aufserdeutschen  Staaten  verweisen  wir 
hinsichtlich  der  mannigfachen  Befreiungen  der  Genossenschaften  von 
der  Einkommensteuer  in  England  und  Amerika  auf  die  bereits 
früher  (S.  31  u.  34)  angeführten  Bestimmungen. 

In  Österreich  sind  von  der  Erwerbssteuer  befreit,  „die  nicht 
auf  Gewinn  berechneten  auf  dem  Prinzipe  der  Wechselseitigkeit  be- 
ruhenden Vereine  und  genossenschaftlichen  VereiniguDgen'^  und  „die 
Genossenschaften  und  genossenschaftlichen  Vereinigungen  von  Land- 
wirten zur  gemeinschaftlichen  Beschaffung  von  Saatgut,  Düngmitteln, 
Zuchtvieh,  Maschinen  und  Geräten  oder  anderen  landwirtschaftlichen 
Produktionserfordemissen,  sofern  dabei  die  Verteilung  von  fieinertrag- 
nissen  nicht  stattfindet" ;  ferner  die  Vereinigungen,  welche  selbstgewon- 
nene Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  verwerten  oder  verarbeiten,  jedoch 
nur  nach  Mafsgabe  der  Befreiung  des  einzelnen  Landwirts  für  diese 
Produktion  von  der  Erwerbssteuer  (§  84  lit.  b  u.  f).  Befreit  von  der 
Steuer  sind  aufserdem  wechselseitige  Versicherungsanstalten,  und  wenn 


^)  Entsch.  des  königl.  VerwaltuDgsgeriohtsbofB  v.  S4.  April  1894.     Fioans« 
archiv  XV.    S.  296  f. 
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der  Geschäftsbetrieb  anderer  Genossenschaftsarten  nicht  Ubor  den 
Kreis  der  Mitglieder  hinaosgreift,  d.  h.  Unbeteiligte  an  den  genossen- 
schaftlichen Zwecken  des  Vereins  nicht  teilnehmen,  so  sind  auch  sie 
nicht  steuerpflichtig  (§  83  lit.  c.  11  §  86). 

Genossenschaften  dieser  Art  unterliegen  auch  nicht  der  Renten- 
Steuer  (§  126  Ziff.  6),  während  die  Zinsen  und  Dividenden  etwa  lieran- 
gezogener  Genossenschaften  als  Teile  eines  von  der  Erwerbsstouer 
veranlagten  Ertrags  bei  dem  einzelnen  Teilnehmer  nicht  mehr  für 
die  Kentensteuer  (entsprechend  §  126  Ziff.  13)  in  Betracht  kommen 
können. 

In  Italien  herrscht  in  betreff  der  Besteuerung  der  Genossou» 
Schäften  und  deren  Mitglieder  für  die  Erträge  aus  ihnen  eine  durch 
nichts  gemilderte  Doppelbesteuerung  wie  bei  den  eigentlichen  Erwerbs- 
gesellschaften (Art.  16  u.  17).  Nur  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Gesellschaften  geniefsen  Steuerfreiheit  (Art.  8  Ziff.  3). 

Ihrer  Wichtigkeit  wegen  gehen  wir  auf  diese  hierher  gehörige 
Gemeinwirtschaften  etwas  näher  ein. 

1).  Auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  YersicherangsgesellHchaften« 

Leben,  Erwerbsiähigkeit  und  materielles  Besitztum  dos  Menschen 
sind  Gefahren,  Störungen  imd  Schädigungen  ausgesetzt,  den'U  Ein- 
treten wir  entweder  nicht  voraussehen  oder  abwenden  können.  Es 
sind  das  zufällige  Ereignisse,  d.  h.  Ereignisse,  deren  Ursach^m  oder 
deren  ursächliche  Zusammenhänge  wir  nicht  zu  ergründen  oder  vertier 
zu  bestimmen  imstande  sind.  Während  es  in  der  Natur  keinen  Zu- 
fall  giebt,  ist  in  der  Wirtschaft  auch  das  Zufall^  was  wir  vor  seinem 
Eintritt  weder  zu  regeln  noch  nach  unserem  Plane  umzugestalten 
vermögen. ') 

Die  wirtschaftliche  Versicherung  ist  daher  der  vorsorgliche 
Akt,  durch  welche  die  Zweckerreichnng  dem  Zufall  entrückt  und 
wirtschaftliche  Schädigung  ausgeglichen  werden  soll.  ^)  Herrmann 
(a.  a.  O.)  nennt  die  Versicherung  eine  Kompensation  des  Zufalln, 
da  auch  sie,  wie  diese  in  der  Mechanik,  einen  Ausgleich  des  Feh« 
lenden  oder  Überschüssigen  darstellt.  Je  mehr  man  mit  dem  Fort* 
schreiten  der  wirtschaftlichen  Kultur  bestrebt  ist,  ein  immer  gröfsere« 
Gebiet  möglicher  Unfälle  in  das  Bereich  der  Vorkehrungen  zu  ziehen, 


^)  VgL   Em.   Herrmann.   Die  Theorie   der  Verticberong«     Wien    IWI, 
a  71.    S.  109. 

^)  A.  EmminghanB  im  Hmdw.  d.  St.Wist.    1.  Aafl,  B.  6.    8.  4Mit 
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desto  mehr  sucht  man  andererseits  auch  nach  Mafsregelu,  welche  das 
Eintreten  der  Schädigungen  überhaupt  unmögb'ch  machen  sollen. 
Gustav  Cohn  ^)  spricht  daher  nicht  mit  Unrecht  von  einer  technischen 
und  einer  ökonomischen  Vorsorge.  Je  vollkommener  die  Technik 
wird,  desto  weniger  läfst  sie  Lücken  offen,  in  welche  die  Unfälle  ein- 
brechen können;  gleichzeitig  werden  aber  auch  die  Angriffswaffen 
zu  ihrer  Bekämpfung  vervollkommnet  (Feuerlöschwesen!). 

Indessen  wird  es  der  Technik  wohl  niemals  gelingen  selbst  die 
Unfälle  unmöglich  zu  machen,  deren  Verhütung  in  ihrer  Macht  steht; 
der  ökonomischen  Vorsorge  in  der  Wirtschaftwird  wird  daher  immer 
ein  weiter  Spielraum  bleiben. 

Zur  Erreichung  dieser  Vorsorge  ist  die  Herstellung  einer  Ge- 
meinschaft erforderlich,  welche  von  der  gleichen  Gattung  Unfälle  be- 
droht ist.  Die  Genossen  dieser  Gemeinschaft  halten  im  wechsel- 
seitigem Interesse  das  vom  Unfall  betroffene  Mitglied  schadlos. 
Die  primitive  Durchführung  dieses  Prinzips  geschieht  in  der  Weise, 
dafs  der  Wert  des  eingetretenen  Schadens  auf  alle  nichtbeschädigte 
Genossen  „umgelegt"  wird. 

Die  Elemente  der  Versicherung  liegen  demnach  in  der  Wahr- 
scheinlichkeit, dafs  eine  Schädigung  in  einem  gewissen  Momente  ein- 
treten wird,  in  der  Thatsache,  dafs  „eine  Mehrzahl  dieser  Gefahr  aus- 
gesetzt ist  und  in  der  Ungewifsheit,  wen  sie  treffen  wird".  ^) 

Das  Wesen  der  Versicherung  drängt  daher  eigentlich  von  selbst 
zu  einer  genossenschaftlichen  Organisation.  Gilt  es  doch  hier  vor  allem 
eine  grofse  Masse  gleichartiger  Gefahren  in  eine  gemeinsame  Anstalt 
zusammenzufassen ;  je  gröfsere  Konzentration  der  Interessen  stattfindet, 
desto  vollkommeneres  wird  geleistet  werden. 

Die  privatwirtschaftliche  Spekulation  hat  sich  aber  auch  gerade 
dieses  Gebietes  bemächtigt,  indem  grofse  Kapitalgesellschaften,  im 
Streben  nach  Gewinn,  gegen  feste  Sätze  die  Rückerstattung  etwaiger 
Schäden  an  die  Bedrohten  übernehmen. 

Der  aus  dem  Anlagekapital  zu  erwartende  Ertrag  wird  durch  die 
Wahrscheinlichkeit  begründet,  dafs  die  gezahlten  Beträge  die  zu  ent- 
richtenden Schäden  übersteigen  werden.  Der  Gewinn  soll  aus  den 
glücklichen  Chancen  der  Risikoübernahme  fliefsen.  Das  Prinzip,  nach 
welchem  dieses  Ziel  erreicht  wird,  ist  das  bereits  erwähnte,  der  Ver- 
sicherung überhaupt   zu  Grunde   liegende:    „Die  Vereinigung   gefahr- 


^)  Nationalökonomik  des  Handels.     S.  664  f. 

2)  E.  V.  Philippovich,  Grundrifs  der  pol.  Ök.    B.  I.  1897.    S.  312. 
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bedrohter  Einzelfälle  und  die  Verteilung  der  Kosten  für  die  wegen 
Eintritts  des  gefahrdrohenden  Ereignisses  zu  gewährenden  Vergütungen 
auf  diese  Einzelfälle."  Der  eigentliche  Versicherer  ist  daher  immer  die 
Vereinigung  der  Versicherten,  wenn  sie  auch  rechtlich  sich  nicht  als 
solche  darstellt,  sondern  bei  der  spekulativen  Versicherungsform  ein 
Dritter  als  der  rechtlich  verpflichtete  Versicherer  erscheint  Dieser 
übernimmt  aber  eigentlich  nur  die  Bürgschaft  dafür,  dafs  die  Zahlung 
der  Versicherungssumme  bei  eingetretenem  Unfall  erfolgen  wird.^) 

Anstalten  solcher  Art,  welche  mit  der  Absicht  einen  üeberschufs  aus 
den  Einzahlungen  im  Verhältnis  zur  Auszahlung  zu  erlangen,  gegründet 
werden,  sind  Erwerbsuntemehmungen,  in  welcher  Form  sie  auch  auf- 
treten mögen.  Sie  erzielen  bei  gutem  Fortgang  der  Geschäfte  Gewinn 
von  Dritten  und  wenn  sie  neuerdings  unter  dem  Druck  des  genossen* 
schaftlichen  Versicherungswesens  ihre  Versicherten  gegen  entsprechend 
höhere  Leistungen  an  dem  aus  dem  Geschäftsbetrieb  erzielten  Gewinn 
sich  beteiligen  lassen,  so  ändert  dies  in  nichts  ihren  Charakter  als 
Erwerbsanstalten . 

Die  steuerliche  Heranziehung  ihres  Ertrages  kann  daher  nicht  in 
Frage  gestellt  werden.  Einige  steuertechnische  Schwierigkeiten  bietet 
lediglich  die  Verzweigung  und  Verästelung  ihres  Betriebes  über  weite, 
verschiedenen  Steuergewalten  unterworfene  Gebiete. 

Mehr  als  irgend  ein  anderes  Geschäft  suchen  die  Versicherungs- 
anstalten, zur  Erreichung  einer  möglichst  grofsen  luteressenkonzen- 
tration  und  als  Folge  hiervon  sicherer  Gewinnaussicht,  ihre  Thätig- 
keit  weit  über  die  Grenzen  der  Stadt  und  des  Landes  auszudehnen 
und  ein  Netz  von  Zweigniederlassungen,  Agenturen,  Filialen  u.  s.  w. 
über  verschiedene  Staaten  zu  verbreiten.  Die  Gefahr  einer  Doppel- 
besteuerung wird  bei  den  Versicherungsuntemehmungen  dadurch 
näher  gerückt,  zumal  ihre  Zweiggeschäfte  in  den  seltensten  Fällen 
eine  vom  Hauptgeschäft  unabhängige  Geschäftsführung  haben  und 
die  Steuer  nach  Mafsgabe  des  an  Ort  und  Stelle  erzielten  Einkommens 
nicht  veranlagt  werden  kann.  Denn  die  Niederlassungen,  Agenturen 
und  Filialen  handeln  regelmäfsig  als  Beauftragte  des  Haupt- 
betriebs, ohne  selbst  die  Versicherungsgeschäfte  zum  Abschlufs  zu 
bringen;  sie  nehmen  die  Versicherung  an,  übermitteln  sie  aber  dem 
Hauptgeschäft,  wo  der  Vertrag  durch  Aushändigung  der  Urkunde 
perfekt  wird. 


*)  Vgl.  Ad.  Wagner,   Versicherungswesen  in  Schönbergs  Handb.   d.  pol. 
Ök.    4.  Aufl.  B.  II 2.    S.  379  f. 
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In  diesem  Umstände  sind  die  Momente  gegeben,  welche  zu  einer 
Verletzung  der  BestimmuDgen  des  Reichsgesetzes  gegen  die  Doppel- 
besteuerung (s.  o.  S.  55  f.)  führen  können. 

Die  weitgehende  Centralisation  des  Geschäftsbetriebs  macht  es 
schwer,  das  Einkommen  für  die  yerschiedenen  Gebiete  zu  bestimmen, 
während  in  der  Gesamtsumme  der  Überschüsse  Beträge  enthalten 
sind,  die  aus  einem  aufserhalb  des  Veranlagungsstaates  belegenen 
Gewerbe  fliefsen.  Für  die  Gemeindebesteuerung  tritt  eine  Kon- 
kurrenz der  zur  Hebung  Berechtigten  natürlich  noch  öfter  ein.- 

In  beiden  Fällen  gelten  die  bereits  oben  besprochenen  Grundsätze 
und  Bestimmungen  und  im  Prinzip  sind  die  spekulativen  Versicherungs- 
anstalten in  betreff  der  Steuer  den  Erwerbsgesellschaften  gleichzu- 
stellen. Eine  Abänderung  der  für  diese  bestehenden  Normen  findet 
daher  nirgends  seitens  der  Steuergesetzgebung  statt.  Die  Annahme 
von  Versicherungen  gilt  allgemein  als  steuerbarer  Gewerbebetrieb. 
Gewisse  Ausnahmen  werden  lediglich  in  Bezug  auf  die  aus  den  Über- 
schüssen gebildeten  Reservefonds  festgesetzt.  So  bleiben  in  Freufsen 
bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  Erwerbsgesell- 
schaften diejenigen  Überschüsse  frei,  „welche  bei  den  Versicherungs- 
gesellschaften zur  Rücklage  für  die  Versicherungssumme  bestimmt 
sind^S  Dazu  gehören  namentlich  diejenigen  Fonds  der  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften, welche  das  Deckungskapital  (Prämien-,  Ge- 
winn- und  Dividenden-Reserven)  bilden  für  die  den  Versicherten 
gegenüber  durch  den  Versicherungsvertrag  übernommene  Verbind- 
lichkeiten zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  und  der  den  Ver- 
sicherten selbst  als  sogenannte  Dividende  zurückzugewährenden  Prämien- 
Überschüsse.^) 

Die  steuerliche  Belastung  der  auf  Gegenseitigkeit  ge- 
gründeten Versicherungsgesellschaften  dagegen  wird 
kaum  gefordert  werden  dürfen,  da  ihre  wirtschaftliche  und  rechtliche 
Struktur  eine  Veranlagung  überhaupt  ausschliefst.^) 

Die  Mitglieder  dieser  Gesellschaften  verpflichten  sich  die  von 
ihnen  versicherten  Schäden  gemeinschaftlich  zu  tragen:  die  Absicht 
einer  Gewinnerzielung  fehlt.  Vertragschliefsende  und  Verpflichtete 
sind  dieselben  Personen.  Jeder,  der  mit  der  Gesellschaft  einen  Ver- 
trag schliefst,  tritt  zu  ihr  in  ein  zwiefaches  Verhältnis:  er  wird  Ver- 


^)  Vgl.  Ausführ.  An  weis,  zum  preufs.  Eink.St.Ges.    Art.  27  Abs.  7. 
^)  Vgl.  dazu  A.  Emminghaus,  Die  Beleg,  d.  ausw.  Versicherungsgesellsch. 
a.  G.  mit  direkten  Steuern  im  Grofsherz.  Baden.    Finanzarchiv  IV.    S.  81  f. 
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sichemngsgeber  und  Versicherungsnehmer.  Mit  seinem  Eintritt  hat 
der  Einzekie  seine  Mitgliedschaft  in  der  Genossenschaft  erworben, 
gleichzeitig  sich  aber  auch  der  Verpflichtung  unterzogen,  die  Schäden 
der  Genossenschaft  für  seinen  Teil  ebenfalls  zu  tragen ;  sich  selber  hat 
er  von  der  G^ahr  der  ihn  etwa  treffenden  Schäden  befreit,  da  er  nun- 
mehr Ersatz  derselben  aus  dem  Genossenschaftsvermögen  beanspruchen 
darf,  er  hat  aber  auch  in  einer  bestimmten  Höhe  die  Versicherung 
der  anderen  Mitglieder  übernommen. 

Die  im  voraus  unter  dem  Namen  Prämie  eingezahlten  Beträge 
sind  blofs  Vorschüsse,  welche  dazu  bestimmt  siod,  die  Gesellschaft 
für  das  sicher  zu  stellen,  was  künftig  möglicherweise  für  Schäden  zu 
zahlen  ist 

Während  die  an  spekulatiye  Versicherungsanstalten  geleisteten 
,,Prämien''  dem  Versicherer  verbleiben,  auch  wenn  der  Versicherte 
keinen  Schaden  erlitten  hat,  sind  die  Beiträge  zur  Kasse  der  Gesell- 
schaft auf  Gegenseitigkeit  nicht  nur  Gegenleistungen  für  den  Anspruch 
auf  eventuellen  Schadenersatz,  sondern  auch  eine  vorläufige  Anzahlung, 
welche  durch  Nachschüsse  ergänzt  werden  mufs,  wenn  sie  im  Ver- 
hältnis zur  Gesamtheit  der  Schäden  der  Gesellschaft  nicht  ausreicht. 
Nach  Ablauf  der  Versicherung  hat  der  Einzelne  das  Nichtverbrauchte 
unter  Abzug  der  Verwaltungskosten  zurückzuerhalten.  Werden 
diese  Summen,  welche  nichts  anderes  sind,  als  die  im  Vergleich 
zu  den  Schäden  zuviel  erhobenen  Beiträge  oft  nicht  hinausgezahlt, 
sondern  in  Reservefonds  vorsorglich  für  eintretenden  Bedarf  gesammelt, 
so  ändert  dies  nicht  die  Eigenschaft  dieser  Summen  als  zu  hoher 
Einzahlungen  seitens  der  Mitglieder.  Alle  solche  „Überschüsse^^ 
sind  statutenmäfsig,  sobald  sie  nicht  als  Deckuugskapital  verwendet 
werden,  an  die  Mitglieder  abzuführen,  ohne  dafs  die  Gesellschaft  für 
sich  etwas  zurückbehalten  darf.  Von  einem  „Gewinn'^  und  „Ein- 
kommen'' der  Gesellschaft  kann  demnach  nicht  die  Bede  sein.  Eine  Be- 
steuerung des  hier  sich  ergebenden  Mehrbetrags  der  Ausgaben  über 
die  Beiträge  der  Mitglieder  ist  daher  unzuläfsig,  ebenso  die  Heran- 
ziehung derjenigen  Summen  zur  Einkommensteuer,  welche  von  zuviel 
bezahlten  Prämien  herrührend,  unter  der  Bezeichnung  von  „Dividen- 
den*'  an  die  Mitglieder  verteilt  oder  diesen  gutgeschrieben  werden. 

Nach  aufsen  bethätigen  sich  freilich  die  Versicherungsgesell- 
schaften auf  Gegenseitigkeit  wie  Erwerbsgesellschaften,  welche  das 
gleiche  Geschäft  betreiben;  Agenten  und  Mittelspersonen  suchen  die 

Staatsw.  Studien.    VI.  7.  g^^  12 
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Kunden  zu  gewinnen,  während  das  Geschäft  selbst  von  Beamten  ver- 
. waltet  und  geleitet  wird. 

Wir  haben  hier  nicht  zu  entscheiden,  welcher  Versicherungsform 
Tolkswirtschaftlich  der  Vorzug  zu  geben  sei.  Der  Überzeugung  ver- 
mag man  sich  aber  nicht  zu  verschliefsen ,  dafs  die  Versicherungs- 
gesellschaft auf  Gegenseitigkeit  nichts  anderes  bedeutet,  als  einen 
Zusammenscblufs  vieler,  um  sich  gegenseitig  bei  eintretenden  Unfällen 
schadlos  zu  halten.  Die  Gesellschaft  gleicht  darin  dem  Konsum- 
verein, dafs  sie  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  ihren  Mitgliedern 
herauszahlt,  was  die  Deckung  der  Selbstkosten  übersteigt.  Einen 
Dritten,  dem  dieser  Überschufs  etwa  zufallen  könnte,  giebt  es  hier 
ebensowenig  wie  dort.  Es  kommt  noch  hinzu,  dafs  der  bei  den 
Konsumvereinen  erhobene  Einwand,  nach  welchem,  infolge  der  ver- 
schiedenen Aufschläge  auf  die  einzelnen  Artikel  und  des  ungleichen 
Bezuges,  nicht  jeder  wirklich  den  Gewinn  produziere,  den  er  empfange, 
bei  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  ganz  wegfällt.  Wie  beim  Konsum- 
verein die.  wirtschaftliche  Aufgabe  sich  innerhalb  des  Kreises  der  Mit- 
glieder vollzieht,  erfüllt  sie  sich  hier  innerhalb  der  Versicherungsbe- 
dürftigen, die  zugleich  dem  Bedürfnisse  der  Versicherung  Genüge  leisten. 

Was  aber  beim  Konsumverein  möglich  ist,  kann  hier  nie  eintreten. 
Vermag  man  dort  in  dem  Erfolge  einer  über  den  Kreis  der  Mit- 
glieder hinausgehenden  Thätigkeit  einen  von  Dritten  erzielten  Gewinn 
zu  sehen,  so  können  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungs- 
vereine überhaupt  nicht  ihre  Thätigkeit  auf  Nichtmitglieder  ausdehnen. 

Wenn  sie  mit  Hülfe  von  Agenten  neue  Versicherte  gewinnen  und 
dadurch  den  Kreis  ihrer  Geschäfte  erweitern,  lassen  sie  damit  nicht 
auf  serhalb  der  Genossenschaft  Stehende  an  den  Zwecken  derselben 
teilnehmen,  sondern  gewinnen  neue  Mitglieder. 

Trotzdem  hatte  das  badische  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni 
1884  die  Heranziehung  dieser  Gesellschaften  vorgesehen.  (Art. 
513).  Dem  Gesetzgeber  schwebte,  wie  F.  Leowald ^)  ausfuhrt,  der 
Gedanke  vor,  dafs  eine  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Gesellschaft 
vom  gröfseren  Umfange  sich  kaum  gleichzeitig  einer  erwerbenden 
Thätigkeit  entschlagen  könne.  Sie  wird  darauf  bedacht  sein,  die  be- 
deutenden, als  Versicherungsprämien  der  Mitglieder  in  ihre  Hand  zu- 
sammenfliefsenden  Kapitalien,  soweit  diese  nicht  zur  Anlegung  eines 
Reservefonds  und  zur  Auszahlung  tälliger  Versicherungen  verwendet 
werden,  fruchtbringend  anzulegen.     Um  diesen  Zweck  zu  erreichen. 


^)  Die  direkten  Steaern  im  (Irorsh.  Baden.    Finanzarcbiv  1X1 S.    S.  862  f. 
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pflegen  die  Gesellschaften  gleichzeitig  die  Geschäfte,  einer  Darlehens- 
.  bank  zu  betreiben. 

Nach  dieser  Richtung  hin  fallt  die  Thätigkeit  der  Gesellschaft 
ohne  Zweifel  unter  den  Gesichtspunkt  des  Gewerbes.  Konsequenter 
.  Weise  dürfte  man  aber  nur  den  bankmäfsigen  Eeinertrag  der  Ge- 
sellschaft für  steuerbar  erklären.  Allein  die  Schwierigkeit,  welche 
die  ErmitteluDg  dieses  Beinertrags  ^  wegen  des  innigen  Zusammen- 
hanges des  Bankbetriebes  mit  dem  Versicherungsbetriebe  geboten 
hätte,  veranlafste  die  badische  Gesetzgebung  ein  gewisses  präsumptives 
Einkommen  der  Besteuerung  dieser  Anstalten  zu  Grunde  zu  legen  — 
und  zwar  5%  des  Betriebskapitals. 

Da  bis  zum  Jahre  1884  alle  deutschen  Bundesgesetzgebungen 
dar^n  festgehalten  hatten,  dafs  die  Versicherungsgesellschaften  auf 
Gegenseitigkeit  keine  Handelsgesellschaften  und  überhaupt  keine  ge- 
wejrblichen  ünternehmuDgen  seien,  so  riefen  naturgemäfs  die  badischen 
,  Bestimmungen  Konflikte  zwischen  den  Censiten  und  der  Steuerbehörde 
hervor. 

Der  Kampf  wurde  eröffnet  durch  die  Lebensversicherungsbank 
für  Deutschland  zu  Gotha,  welche,  gestützt  auf  das  Reichsgesetz  über 
die  Doppelbesteuerung  gegen  die  Veranlagung  ihres  Geschäftsbetriebes 
in  Karlsruhe  durch  die  badische  Steuerbehörde  Protest  erhob,  und 
darauf  hinwies,  dafs  ihrer  Thätigkeit  als  derjenigen  einer  Versiche- 
rungsanstalt auf  Gegenseitigkeit,  nicht  der  Charakter  eines  Gewerbe- 
betriebes beizulegen  sei. 

Der  grofsherzogliche  Verwaltungsgerichtshof  wies  jedoch  die  Klage 
als  unbegründet  ab  (7.  April  1886).  ^)  Eine  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhende Versicherungsgesellschaft  ohne  dauernde  erwerbende  Thätig- 
keit sei  zwar  nicht  undenkbar,  aber  in  Wirklichkeit  müsse  sie  sich  einer 
solchen  befleifsigen  „sofern  sie  nicht  geradezu  unzweckmäfsig  yer- 
fahren  will/'  „Denn  abgesehen  Yon  der  notwendigen  Ansammlung 
und  Anlegung  eines  Reservefonds,  kann  sie  sich  verständiger  Weise 
damit  nicht  begnügen,  die  periodisch  falligen  Versicherungsprämien 
der  Mitglieder,  insoweit  sie  nicht  zur  Auszahlung  falliger  Versicher- 
ungen sofort  zu  verwenden  sind,  lediglich  anzusammeln  und  brach- 
liegend aufzubewahren,  vielmehr  wird  sie  sich  gedrungen  erachten, 
den  ihr  jeweils  sich  ergebenden  Prämienüberschufs  als  Kapital  mittelst 
verzinslichen  Ausleihens  zur  fruchtbringenden  Anlage  zu  bringen/^ 
Hieraus  folge  der  Erwerbscharakter  dieser  Gesellschaften. 


^)  Finanzarchiv  IV.   S   96  £ 
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Inzwischen  hatten  mehrere  Versichemngsgesellschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit (11  y  dem  die  Gothaer  Anstalt  nach  der  Abweisung  ihrer 
Beschwerde,  sich  anschlofs,  den  Weg  der  Petition  an  die  badischen 
Kammern  betreten 

Die  erste  Kammer  verhandelte  über  den  Gegenstand  am  20.  Februar 
1886.  Der  Berichterstatter  Professor  H.  Schulze  kam  hier  zu  dem 
Schlüsse^  dafs  die  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  keine 
Handelsgeschäfte  und  überhaupt  keine  gewerblichen  Unternehm- 
ungen seien.  Die  gleiche  Auffassung  hatte  bereits  das  Reichsge- 
richt in  einem  urteil  Yoro  29.  Januar  1881  bekundet.  ^)  In  der  Sitzung 
der  zweiten  badischen  B[ammer  vom  31.  März  1886  wurde  jedoch 
die  Ansicht  vertreten,  dafs  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften  durch 
ihren  Geschäftsbetrieb  einen  Gewinn  erzielen,  sonst  könnten  sie  nicht 
die  grofsen  Gehälter  an  die  Beamten  zahlen.  Ihre  Thätigkeit  sei  auch 
insofern  als  eine  auf  Gewinn  abzielende  zu  bezeichnen,  als  sie  4ie 
Grenossenschaftsbeiträge  so  lange  gewinnbringend  anlegen,  bis  sie  ihrer 
bedürfen.  Die  Aufsuchung  und  Annahme  von  Versicherungsanträgen, 
die  Vermittelung  von  Versicherungen  u.  s.  w.  seien  ohne  Zweifel  ge- 
werbliche Handlungen  und  deshalb  seien  auch  auswärtige  Ver- 
sicherungsanstalten, welche  in  Baden  solche  Handlungen  durch  Agenten 
vornehmen,  zur  Steuer  heranziehen. «) 

Wir  müssen  auch  hier  zunächst  die  Auffassung  zurückweisen, 
als  ob  bei  einem  thatsächlich  durch  die  Gegenseitigkeitsgesellschaft  er- 
zielten Gewinn,  diesen  die  Gesellschaft  als  solche  bezieht  In  Wirklich- 
keit produziert  die  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Gesellschaft  gar 
kein  Einkommen.  Dies  ergiebt  jede  nähere  Betrachtung  dessen, 
was  materiell  das  Vermögen  und  die  Überschüsse  der  Gesellschaften 
bildet. 

Der  wesentliche  Bestandteil  des  Vermögens,  dessen  diese  Ge- 
meinschaften sich  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  bedienen,  besteht  aus 
den  genossenschaftlichen  Leistimgen  der  Mitglieder,  den  Prämien, 
welche  im  Prinzip  wandelbar  sein  können,  da  sie  sich  nach  den  wirk- 
lich vorgekommenen  Vergütungen  für  die  Schäden  richten.  ^)  Der 
Geschäftsanteil  des  Erlegers  berechnet  sich  nach  der  Höhe  der 
Leistungen. 

Die  Jahreseinnahmen    der  Gesellschaft    sind    demnach:    1.   die 


»)  Vgl.  Finanzarohiv  IV.    S.  89  f. 

«)  Finanzarchiv  IV.  S.  101  f. 

>)  Adolph  Wagner,  Schönb.  Handb.  d.  pol.  ök.    4.  Aufl.  II 2.    S.  895. 
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von  den  Versicherten  gezahlten  Prämien-  und  Policengebtihren,  2.  die 
Zinsen  aus  dem  angelegten  Betriebs-  und  Eeservekapital,  3.  der  Ge- 
winn beim  Verkauf  oder  bei  der  Auslosung  von  Effekten,  ev.  auch 
eingehende  Bückversicherungssummen. 

Davon  sind  zu  verausgaben:  1.  die  auszuzahlenden  Versicherungs- 
summen, 2.  die  für  noch  laufende  Versicherungen  zurückgelegten 
Schaden-  und  Prämienreserven,  3.  die  Zinsen  an  Kapitalschulden, 
4.  Forderungsausfalle,  5.  die  Rückversicherungsprämie,  6.  sämtliche  Ver- 
waltungs-  und  Betriebskosten,  7.  die  üblichen  Abschreibungen  für 
Abnutzung  von  Gebäuden  und  Utensilien  und  wohl  auch  8.  Ertrag- 
steuem.  ^)  Zu  diesen  Jahresausgaben  treten  noch,  wenn  die  Prämien 
zu  gewissen  Bruchteilen  in  Form  von  Dividenden  an  die  Versicherten 
zurückgegeben  -werden,  die  Prämienrückzahlungen. 

Deckt  der  durch  die  Gesellschaft  erzielte  bankmäfsige  Gewinn  alle 
Unterhaltungskosten  des  Betriebes,  so  kann  selbstverständlich  von  einem 
Einkommen  aus  dem  Geschäfte  nicht  die  Rede  sein.  Was  in  der 
Gesellschaft  an  „Überschüssen"  vorhanden  ist,  enthält  die  zuviel  er- 
hobenen Beiträge  der  Mitglieder  und  ist  diesen  auszufolgen. 

Wie  wenig  diese  Summen  eigentlicher  Gewinn  der  Gesellschaft 
sind,  beweist  der  Vergleich  mit  den  spekulativen  Versicherungsanstalten, 
welche  neuerdings,  durch  die  Konkurrenz  der  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften gezwungen,  ebenfalls  Dividendenrückzahlungen  im  Verhältnis 
der  Leistungen  seitens  der  Versicherten  gewähren.  Sie  schmälern 
dadurch  ihren  Jahresgewinn  in  entsprechender  Höhe ;  er  würde  völlig 
schwinden,  falls  der  ganze  Uberschufs  der  Jahreseinnahmen  über  die 
Jahresausgaben  an  die  Versicherten  verteilt  werden  würde,  wie  dies 
thatsächlich  und  notwendig  bei  den  reinen  Versicherungsgesellschaften 
auf  Gegenseitigkeit  der  Fall  ist. 

Wollte  man  aber  trotzdem  die  Rückzahlungen  an  die  Mitglieder 
besteuern,  so  hat  es  die  Gesellschaft  in  der  Hand  durch  Reduktion 
der  Beiträge  auf  die  Höhe  der  erforderlichen  Ausgaben,  den  etwa 
steuerbaren  Betrag  ganz  schwinden  zu  lassen. 

Was  das  Deckungskapital  imd  den  Reservefonds  einschliefslich 
der  im  voraus  in  Rechnung  gestellten  Zinsenerträge  anbetrifft,  so 
haben  die  Versicherten  darauf  einen  ihren  Beitragszahlungen  ent- 
sprechenden Anspruch.  Die  betreffenden  Fonds  stellen  das  für  jeden 
einzelnen  Versicherten  zurückgelegte  Kapital  dar,  welches  zur  Siehe- 


')  ^S^'  Herrfurt,  Die  Heranziehung  der  Versicherungsgesellsch.  zu  den 
Gemeindeabgaben  in  Preufsen.    Berlin  1880.    S.  33  f. 
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rung  der  Ansprüche  der  Mitglieder  bereitgehalten  wird  und  reserriert 
bleiben  muTs;  die  Gesellschaft  kann  über  diese  Reserven  für  ander- 
weitige Zwecke  nicht  verfügen. 

Der  Deckungskapitalfonds  ist  das  aus  den  Einlagen  der  einzelnen 
Mitglieder  angesammelte  Guthaben  aller  Mitglieder.  Mit  dem  Er- 
trage aus  diesem  Kapital  sind  die  Versicherten  steuerpflichtig,  soweit 
er  die  Betriebs-  und  Yerwaltungskosten,  sowie  alle  anderen  Ausgaben 
übersteigt.  Seiner  Heranziehung  würde  sich  aber  das  bereits  an- 
gedeutete Hindernis  in  den  Weg  stellen,  dafs  die  Gesellschaft  die 
Beiträge  der  Mitglieder  so  herabsetzen  kann,  dafs  sie  zusammen  mit 
den  Erträgen  aus  den  Fonds  lediglich  alle  Ausgaben  decken  und  über- 
haupt ein  etwa  steuerbarer  überschufs  nicht  in  die  Erscheinung  tritt 

Die  Frage  hingegen,  ob  nicht  etwa  die  Versicherungssumme  im 
Falle  ihrer  Auszahlung  an  den  Versicherten  als  Einkommen  zu 
gelten  habe,  vermag  kaum  aufgeworfen  zu  werden. 

Die  ausgezahlte  Versicherungssumme  bedeutet  ihrem  ganzen  Wesen 
nach  keinen  Vermögenszugang,  sondern  die  Ausfüllung  einer  entstan- 
denen Lücke,  sie  bewirkt  keine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit,  sondern 
verhindert  eine  Minderung  derselben.  Wo  es  sich  um  Vergütungen 
für  Sachbeschädigungen  handelt,  tritt  dies  sofort  klar  zu  Tage.  Aber 
auch  bei  Versicherungen  auf  den  Todesfall,  wo  den  Rechtsnachfolgern 
des  Versicherten  nach  dessen  Ableben  eine  bestimmte  Summe  aus- 
gezahlt wird,  bedeutet  dieser  Betrag  in  sehr  vielen  Fällen  einen  Aus- 
gleich des  durch  den  Tod  eingetretenen  Verlustes  an  Arbeitskraft, 
ein  Äquivalent  für  den  Wegfall  persönlicher  Erwerbsfähigkeit  des 
Verstorbenen.  In  keinem  Falle  ist  ein  solcher  Zuwachs  des  Ver- 
mögens ein  Objekt  der  Einkommensteuer.  Ebensowenig  unterliegen 
die  bei  Versicherungen  auf  den  Erlebnisfall  ausgehändigten  Summen 
der  Einkommensteuer.  Der  Bezugsberechtigte  empfangt  in  ihnen  auf- 
gesparte Werte  wieder,  welche  nunmehr  sein  Vermögen  bilden,  für 
dessen  Ertrag  er  steuerpflichtig  ist,  sofern  nicht  andere  Momente 
gegen  eine  Veranlagung  sprechen. 

Das  Fehlen  eines  durch  die  Versicherungsgesellschaften  auf  Ge- 
genseitigkeit erzeugten  Gewinns  hat  die  Gesetzgebung  veranlafst,  sie 
von  der  Einkommensteuer  auszunehmen.  Auch  Baden  hat  den  oben- 
erwähnten Beschwerden  dieser  Anstalten  in  der  Abänderung  zum 
Einkommen-  und  Gewerbesteuergesetz  vom  6.  Mai  1893  nachgegeben, 
indem  es  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften  von  beiden  Steuern  be- 
freit, durch  die  Kapitalrentensteuer  dagegen  nur  diejenigen  Versiche- 
rungsanstalten auf  Gegenseitigkeit  heranzieht,  welche   die   Ansamm- 
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luDg  und  einstige  Verteilung  von  Kapitalien  zum  Zweck  haben.  In  der 
Begründang  ^)  dieser  Mafsnahme  vertritt  die  Regierung  den  Standpunkt, 
dafs  die  Verbindung  einer  Mehrzahl  von  Personen  zur  gemeinsamen  Tra- 
gung gewisser  Gefahren  kein  Gewerbebetrieb  sei.  Allerdings  sei  es 
richtig,  dafs  die  Versicherungsanstalt,  welche  die  Aufgabe  habe  die 
in  ihrer  Hand  befindlichen  Kapitalien  nutzbringend  anzulegen,  sich 
zugleich  als  Depositen-  und  Sparbank  bethätige.  Aber  nur  dieser 
Bankbetrieb  könnte  als  Gewerbe  aufgefafst  und  demgemäfs  steuerlich 
behandelt  werden.  Allein  wie  die  frühere  badische  Gesetzgebung  be- 
trachte auch  die  Abänderungsvorlage  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
nicht  als  Gewerbetreibende  sondern  als  Grofskapitalisten  und  unter- 
werfe sie  daher  der  Kapitalrentensteuer,  soweit  nicht  Befreiungen 
auch  von  dieser  gewährt  werde.  ^) 

Im  übrigen  werden  Gegenseitigkeitsgesellschaften  wie  eingetragene 
Genossenschaften  behandelt,  deren  Thätigkeit  ausschliefslich  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  umfafst  und  bei  denen  ein  Gewinn  von  Dritten  nicht 
angenommen  werden  kann. 

Beufs  j.  L.  nimmt  in  den  Ausführungsbestimmungen  (7.  Juli 
1890)  zum  Einkommensteuergesetz  vom  16.  Juni  1890  ^die  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Versicherungsgesellschaften'^  direkt  aus  (§  6 
Abs.  3).8) 

Für  eine  prinzipielle  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  wechsel- 
seitigen Versicherungsgesellschaften ,  bezw.  ihre  Mitglieder  steuer- 
pflichtig seien,  ist  ebenfalls  mafsgebend,  ob  man  in  jeder  erzeugten 
Leistungsfähigkeit  das  Moment  einer  gerechtfertigten  Besteuerung 
erblickt  oder  nur  da  eine  Steuerquelle  sieht,  wo  ein  wirklicher  Ertrag 
produziert  wird. 

Dafs  schon  durch  die  Thatsache  der  Versicherung  selbst  die 
Leistungsfähigkeit  gesteigert  wird,  kann  nicht  geleugnet  werden.  Es 
findet  dieses  seinen  Ausdruck  in  der  erzeugten  Stabilität  eines  grofsen 
Teils  der  zu  Gebote  stehenden  Wirtscbaftsfaktoren  und  in  dem  Umstände, 
dafs  bei  einer  eventuellen,  unvorhergesehenen  Verminderung  der  Wirt- 
schaftskraft ein  Anspruch  auf  Ersetzung  derselben  dem  Wirtschafter 
zusteht.  Alle  diese  Vorteile  sind  aber  so  sehr  ideeller  Natur,  dafs 
sie  nirgends  vermögensvermehrend  in  die  Erscheinung  treten  und  die 


^)  Vgl.  Finanzarchiv  IX.    S.  124  f, 

«)  Vgl.  Bad.Kapit.Renten8t.ö.  v.  29.  VI.  1874.    (Art.  6  Ziff.  4.    Art.  10  u. 
11.)    Finanzarchiv  III  (1886)  2.    S.  418  f. 
»)  Finanzarchiv  VII  (1890)  II.    S.  175. 
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Steuer  hat  keinen  Mafsstab  für  ihre  Veranlagung.    Steuerbar  sind 
aber  nur  wirkliche  Yermögenszugänge. 

Von  aufserdeutschen  Staaten  läXst  neben  Amerika  und  Eng- 
land auch  Italien  (s.  oben  S.  172)  die  Versicherungsgesellschaften  auf 
Gegenseitigkeit  von  der  Einkommensteuer  frei. 

In  Osterreich  ging  man  anfangs  bei  der  Neugestaltung  der  Steuer- 
gesetzgebung mit  dem  Gedanken  um,  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
wie  alle  Erwerbsuntemehmungen  zu  besteuern,  da  man  in  dem  Prämien- 
rückersatz  Gewinn  sah.  Man  befürchtete  von  ihrer  Steuerbefreiung 
eine  VerschiebuDg  in  den  Konkurrenzverhältnissen.  Indessen  sagte 
man  sich  mit  Becht,  dafs  die  Gesellschaften  dann  von  dem  System 
der  Prämienvorschüsse  zum  Umlagesystem  übergehen  würden,  bei  dem 
ein  Gewinn  überhaupt  nicht  eintreten  könnte ,  da  die  Prämien  erst 
nach  Feststellung  der  Bilanz  bezw.  des  Bedarfs  berechnet  und  einge- 
zahlt werden.  Ganz  wollte  man  jedoch  an  den  Gegenseitigkeitsge- 
sellschaften nicht  vorübergehen,  zumal  derartige  Anstalten  schon 
durch  die  Ersparnis  an  Betriebskosten  in  einer  wirtschaftlich  günstigeren 
Lage  sich  befänden,  als  der  Einzelunternehmer.  Es  wurde  aber  doch 
nicht  übersehen,  dafs  ein  eigentlicher  Reinertrag  hier  nicht  vorliege 
und  man  entschlofs  sich  daher  zu  einem  Besteuerungsmodus,  welcher 
zwar  dem  für  andere  öflFentlichen  Gesellschaften  bestehenden  gleicht, 
in  der  Ermittlung  der  Besteuerungsgrundlage  aber  insofern  abweicht, 
als  den  Mafsstab  die  Jahresnettoprämien  bilden;  von  denen  1  pro  MUle 
als  Steuer  zu  entrichten  ist  (§  100  Abs.  9). 


4.   Caritative  Wirtschaftsbetriebe. 

(Anstalten,  Stiftungen  und  Yereine.) 

Das  Substrat  all  dieser  rechtlich  selbständigen  Wirtschaftsubjekte 
bilden  Yermögensmassen.  Ihnen  allen  gemeinsam  ist,  dafs  der  Ertrag 
ihrer  Wirtschaft  einem  dauernden  Zwecke  dient,  dem  Unterricht, 
der  Unterstützung  Bedürftiger,  oder  der  Befriedigung  eines  religiösen 
Bedürfnisses.  In  den  meisten  Fällen  werden  damit  Kultur  und  Wohl- 
fahrtsaufgaben erfüllt,  deren  Förderung  dem  Staate  selbst  obliegt. 

Wenn  solche  Institutionen,   vom  Staate  selbst  ins  Leben  gerufen 
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werden  und  gleichzeitig  das  Becht  erhalten  Beiträge  und  Gebühren 
Yon  denen  zu  erheben,  die  sich  ihrer  bedienen,  so  kann  natürlich  ein 
solches  Einkommen  nicht  als  Steuerquelle  betrachtet  werden.  Wie 
bei  den  Gemeinden  und  anderen  Organen  des  Staates  tritt  auch  bei 
ihnen  die  Frage  der  Besteuerung  erst  auf,  sobald  sie  privatwirtschaft- 
lich erwerbend  den  Konkurrenzkampf  mit  physischen  Personen  auf- 
nehmen. Aber  auch  da,  wo  von  Privatpersonen  ein  Vermögen  wohlthätigen 
oder  gemeinnützigen  Zwecken  übergeben  worden  ist,  kann  die  Steuer- 
politik sich  von  dem  Gesichtspunkte  lenken  lassen,  dafs  die  Aufgabe 
solcher  Wirtschaften  nicht  die  Gewinnerzielung  bildet,  und  dafs  ihr 
Ertrag  zu  Leistungen  aufgebracht  wird,  denen  keine  Gegenleistungen 
gegenüberstehen.  Je  umfassender  die  Wirksamkeit  solcher  Wirtschaften 
ist,  je  mehr  ihre  Zwecke  mit  den  Staatszwecken  übereinstimmen,  desto 
mehr  verdienen  sie  steuerliche  Begünstigungen. 

Allein  man  wird  auch  für  solche  Anstalten  und  Stiftungen  keine 
generelle  Steuerbefreiung  fordern.  Sie  dürfen  steuerfrei  nur  solange 
bleiben,  als  ihr  Einkommen  ihnen  die  Mittel  zur  Erfüllung  ihrer  spe- 
zifischen Zwecke  bietet. 

Wenn  ihr  Einkommen  so  grofs  wird ,  dafs  es  zu  Kapital- 
bildungen Anlafs  giebt,  wenn  die  gesteigerten  Einnahmen  keine  Er- 
weiterung der  caritativen  Thätigkeit  nach  sich  ziehen,  wie  das  beispiels- 
weise bei  den  produktiv  angelegten  Kirchengütern  der  Fall  ist,  —  so 
ist  gegen  die  Unterwerfung  solcher  Beträge  auch  der  Einkommen- 
steuer kaum  etwas  einzuwenden.  Freilich  wird  es  nicht  immer  leicht 
sein  zu  bestimmen,  was  und  wieviel  zu  den  spezifisch  steuerfreien 
Zwecken  verwendet  worden  ist  und  verwendet  werden  soll. 

Bei  Privatinstitutionen  wird  es  sich  zunächst  auch  immer  darum 
handeln,  wie  grofs  der  Umfang  ihrer  Thätigkeit  ist.  Einem  je  kleineren 
Personenkreise  ihre  Wirksamkeit  zu  Gute  kommt,  desto  eher  hat  eine 
Besteuerung  ihres  Beinertrags,  welche  wiederum  nur  das  Einkommen 
physischer  Personen  bildet,  Platz  zu  greifen.  Dies  folgt  schon  aus  der 
Bücksichtnahme  auf  eine  gleiche  Verteilung  der  Steuerlast. 

Anstalten  und  Stiftungen  die  nur  einer  bestimmten  Gemeinde 
oder  einer  begrenzten  Zahl  von  Personen  dienen,  können  umsoweniger 
Steuerfreiheit  beanspruchen,  als  diejenigen,  die  sich  im  Genüsse  der  von 
ihnen  gewährten  Vorteilen  befinden,  wirtschaftlich  leistungsfähiger 
werden;  Familienstiftungen  verdienen  daher  in  keiner  Weise  ein 
Steuerprivileg. 

Eine  Besteuerung  der  einzelnen  Bezugsberechtigten  wird  sich  auch 
hier  aus   dem   Grunde   weniger  empfehlen,    als  bei  solchem  Modus 
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die  Steuerbeträge  sich  entweder  verflüchtigen  oder  der  Steuerkompetenz 
des  Belegenheitsorts  der  Stiftung  entziehen  können. 

Bei  Anstalten  des  Kultus  und  des  Unterrichts,  ebenso  bei  den 
Stiftungen  piae  causae  kann  eine  Ausnahme  von  der  Allgemeinheit 
der  Steuer  eintreten.  Der  Staat  wird  allen  Unternehmungen ,  welche 
die  Förderung  der  Bildung  und  Erziehung  seiner  künftigen  Bürger 
erstreben,  weitgehende  finanzielle  Begünstigungen  zu  Teil  werden 
lassen,  zumal  Ton  den  eigenen  Ausgaben  des  Staates  selbst  keine 
reproduktiver  ist,  als  die,  welche  er  für  die  Erziehung  seiner  einstigen 
Bürger  macht.  ^) 

Kaum  fraglich  erscheint  es,  dafs  alle  jene  Anstalten,  Vereine 
und  Stiftungen  steuerfrei  bleiben,  welche  zur  leichteren  Durchführung 
von  Zwecken  gegründet  sind,  die  der  Staat  gesetzlich  vorschreibt. 
Entspringen  solche  Anstalten  und  Vereinigungen  auch  privater  Initia- 
tive, so  sind  sie  doch  zur  Verwirklichung  eines  sozialpolitischen  Gesichts- 
punkts geschaffen,  wie  er  etwa  in  den  Reichsgesetzen  vom  15.  Juni  1883 
(Krankenversicherung  von  Personen,  welche  gegen  Gehalt  oder  Lohn 
beschäftigt  sind),  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  (Unfallversicherung)  und 
des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1886  (Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen)  ver- 
treten wird.  Alle  derartige  Ziele  verfolgenden  Gestaltungen  haben  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  die  Unterstützung  der  wirtschaftlich 
Schwachen  im  Auge  und  verdienen  entsprechende  Berücksichtigung 
auch  seitens  der  Steuergewalt. 

Die  Bealbesteuerung  wird  hingegen  nicht  immer  an  den  Ver- 
mögensobjekten karitativer  Institutionen  vorübergehen  können.  Das 
gilt  namentlich  für  die  Gemeinden,  für  welche  eine  generelle  Steuer- 
befreiung von  Privatanstalten,  Vereinen  und  Stiftung  in  Anbetracht 
des  Gemeindeaufwandes,  den  Charakter  einer  erzwungenen  Beitrags- 
leistung annehmen  würde. 

Die  Fälle ,  wo  die  Gemeinde  selbst  in  der  Absicht  auch  ihrer- 
seits die  in  Rede  stehenden  Wirtschaften  zu  fördern,  von  einer  Ver- 
anlagung abstehen  wird,  werdeu  ohns  Zweifel  häufig  genug  eintreten. 
Die  Möglichkeit  darf  aber  den  Kommunen  nicht  genommen  werden, 
sich  im  Einzelfalle  nach  Lage  der  Dinge  für  ihren  Aufwand  schadlos 
zu  halten. 

Vereine  und  Anstalten,  die  weder  wohlthätigen  noch  gemein- 


^)  Vgl.  Geffken,  Staaisausgaben  Schönbergs   Handb.  der.  pol.   Ök.  III. 
4.  Aufl.    S.  52  f. 
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nützigen  Zwecken  dienen,  haben  natürlich  kein  Anrecht  auf  irgend 
welche  Begünstigung.  So  lange  ihr  Einkommen  jedoch  lediglich  aus 
den  Beiträgen  der  Mitglieder  besteht  vermag  es  nicht  zur  Steuer 
herangezogen  zu  werden.  Denn  diese  Summe  enthält  lediglich  Teile 
eines  bereits  besteuerten  Einkommens  der  Mitglieder  und  darf  daher 
im  Vereine  nicht  nochmals  erfafst  werden.  Der  Verein  als  solcher 
produziert  dann  überhaupt  kein  neues  Einkommen.  Wo  es  sich  um 
eine  Besteuerung  von  Vereinen  zu  geselligen  Zwecken,  zur  Pflege  von 
Leibesübungen  u.  s.  w.  handelt,  kann  diese  nicht  vom  Gesichtspunkt 
der  Einkommensteuer,  sondern  eher  vom  Standpunkte  einer 
Liuxussteuer  gefordert  werden. 

Die  positive  Gesetzgebung  Deutschlands  verfahrt  auch  bei  der 
Einkommensbesteueruug  karitativer  Wirtschaftsbetriebe  keineswegs  ein- 
heitlich. Die  weitgehendste  Begünstigung  geniefsen  Kirchen  und 
Schulen.  Sie  sind  zum  gröfsten  Teil  selbst  in  denjenigen  Staaten 
steuerfrei,  welche  prinzipiell  die  Steuerpflicht  nichtphysischer  Per- 
sonen anerkennen.  Nur  vier  Bundesstaaten  erheben  Einkommensteuer 
aus  werbend  angelegtem  Vermögen  von  Kirchen,  Anstalten  und  Stif- 
tungen. 

1.  Sachsen.  Hier  sind  die  mit  dem  Rechte  des  Vermögens- 
erwerbs ausgestatteten  Stiftungen ,  Anstalten  und  Personenvereine 
steuerpflichtig  hinsichtlich  ihres  Reinertrags  aus  Grundbesitz  und 
werbend  angelegtem  Vermögen.  Die  den  Gemeinden  und  anderen 
juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  gehörigen  Grundstücke 
und  Gebäude  sind  jedoch  steuerfrei  „insoweit  sie  unmittelbar  öffent- 
lichen Zwecken  dienen"  (§17  Ziff.  7). 

2.  Sachsen-Altenburg  befreit  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen 
(letztere  soweit  sie  öffentlich  sind)  und  milde  Stiftungen,  soweit  ihr 
Einkommen  sich  im  Genüsse  solcher  Personen  befindet,  oder  stiftungs- 
gemäfs  in  den  Genufs  solcher  Personen  übergeht,  bei  deren  Ver- 
anlagung die  betreffenden  Bezüge  mit  in  Anrechnung  kommen 
(§  4  Ziff.  5). 

3.  Anhalt  nimmt  von  der  Steuer  aus :  den  Landarmenfonds  und 
die  Landespfarrkasse. 

4.  Reufs  j.  L.  befreit  Kirchen  und  milde  Stiftungen  wegen  ihres 
Einkommens  aus  Kapitalvermögen,  wenn  dasselbe  die  Summe  von 
300  M.  nicht  übersteigt  (Abteil.  I  der  Steuer ;  §  6  Ziff.  4). 

Privatwohlthätigkeitsanstalten  und  milde  Stiftungen  besteuern: 

Lübeck  (§  2  Ziff.  6); 

Sachsen-Meiningen,  namentlich  Familienstiftungen  und  An- 
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stalten  welche  dem  Vorteil  bestimmter  Personen  dienen  (Art.  3 
Zifif.  1  lit.  b)  mit  ihrem  Einkommen  aus  Grundbesitz  Handel  und 
Gewerbe. 

Sachsen-Koburg  befreit  von  der  sonstigen  Steuerpflicht  juris- 
tischer Personen  Kirchen,  Pfarreien  und  Schulen,  falls  das  Ein- 
kommen nicht  aus  Grundbesitz  stammt. 

Sachsen-Weimar  veranlagt  nicht  Anstalten,  welche  zur  direkten 
Unterstützung  von  Armen,  Kranken,  Witwen  und  Waisen  oder  zu 
Kirchen-  und  Schulzwecken  dienen  (§  7  Ziff.  4,  5  u.  6). 

Reufs  ä.  L.  befreit  das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  von 
Kirchen,  Schulen  und  Pfarreien,  ferner  von  Anstalten,  welche  ausschliefs- 
lieh  Unterstützungszwecken  dienen  oder  zur  Beförderung  der  Sittlich- 
keit und  zur  Vorbeugung  von  Verbrechen  gegründet  sind  (§  4  lit.  f.). 

Bremen  läfst  von  der  Steuer  aufser  Kirchen  und  Schulen  dieje- 
nigen Stiftungen  und  Vereine  frei,  deren  Einkommen  zu  gemeinnützigen, 
wissenschaftlichen  oder  wohlthätigen  Zwecken  verwendet  wird,  ohne 
dafs  die  Teilnehmer  hiervon  Privatvorteil  haben  (§  3  lit.  g.  L  i.). 

Die  Staaten,  welche  keine  prinzipielle  Steuerpflicht  nichtphjsischer 
Personen  aussprechen,  treten  in  ihren  Gesetzen  auch  nicht  an  die  Stif- 
tungen und  Anstalten  heran,  so:  Preufsen,  Baden,  Oldenburg, 
Braun  schweig,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Waldeck,.  Lippe -Detmold  und  Ham- 
burg. 

Von  aufserdeutschen  Staaten  befreit  Osterreich  sowohl  öffent- 
liche als  private  Anstalten  und  Stiftungen,  wenn  sie  die  Versicherung 
von  Krankengeldern,  Unfallsentschädigung,  Invaliditäts-,  Alters-,  Wit- 
wen- und  Waisenpensionen,  „Leichenkosten"  oder  die  Gewährung  von 
Unterstützung  für  öffentliche  und  private  Beamte,  Angestellte  und 
Diener  sich  zur  Aufgabe  machen.  Die  Steuerfreiheit  vrird  nicht  da- 
durch aufgehoben,  dafs  sie  von  Nichtmitgliedem  Beiträge  und  Ge- 
schenke erhalten  (§  84  lit.  b).  In  gleicher  Weise  wird  die  Renten- 
steuer für  diese  Anstalten  und  Stiftungen  gehandhabt  (§  125  Ziff.  3, 
4  u.  5). 

In  der  Schweiz  ist  das  Armgut  meistenteils  steuerfrei.  Eine 
Beschränkung  hierin  tritt  nur  in  Freiburg  ein,  wo  lediglich  die  dem 
Armen  wesen  dienenden  Gebäude,  in  A  arg  au  wo  Gebäude  und  Ge^ 
rate,  in  B  e  r  n  die  Gebäude  der  Kranken-  und  Armenspitäler  von  der 
Steuer  verschont  bleiben.  Wallis  läfst  die  ertraglosen  Gebäude 
und  Kapitalien  der  Spitäler  und  aller  anderen  Anstalten  und  Wohl- 
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thätigkeitskassen,  wenn  sie  darcli  eine  öffentliche  Behörde  verwaltet 
werden  auTser  Veranlagung. 

Italien  unterwirft  der  Einkommensteuer  alle  physischen  und 
nichtphysischen  Personen  mit  Ausnahme  derjenigen  Wirschaftssubjekte, 
die  allenthalben  aufser  Veranlagung  bleiben  (diplomatische  Vertreter, 
IJntermilitärs  u.  s.  w.J. 

In  Betreff  Englands  und  Amerikas  verweisen  wir  auf  unsere 
früheren  Ausfuhrungen. 
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ScUusswort. 


Werfen  wir  nochmals  einen  Blick  auf  die  TorangegaogeneD  Be- 
trachtungen, 80  ist  das  Nächste,  was  sich  uns  aufdrangt,  dab  die 
Tielfachen  Abweichungen  in  der  steuerlichen  Behandlung  derselben 
Wirtschaften  innerhalb  der  einzelnen  Glieder  eines  festgeschlossenen 
Ganzen,  als  welches  das  Deutsche  Reich  doch  gelten  mofs,  etwas 
Abnormes   darstellen. 

Die  gleichen  politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  aller  ver- 
bundenen Einzelstaaten,  der  innige  Zusammenhang  des  Gesamtlebens, 
welcher  in  Wirklichkeit  durch  die  partikularistisch  staatsrechtliche 
Abgrenzung  nicht  berührt  wird,  fordern  wie  von  selbst  eine  einheit^ 
liehe  Regelung  des  Steueranspruchs  auf  den  Ertrag  von  Wirtschafts- 
gestaltungen, welche,  wie  die  Erwerbsgesellschaften  und  Genossen- 
schaften kaum  entbehrliche  Formen  modemer  Güterproduktion  und 
Yermittelung  bilden  und  mit  jedem  Tage  eine  immer  gröfsere  Bedeu- 
tung für  die  Volkswirtschaft  gewinnen. 

Die  diesen  Wirtschaften  innewohnende  Ausdehnungstendenz  und 
das  weite  Umsichgreifen  ihrer  Wirksamkeit  vertragen  keine  eng- 
begrenzten Steuemormen  von  bunter  Mannigfaltigkeit,  welche  es  mit 
sich  bringen,  dafs  derselbe  Betrieb  zweien  oder  mehreren  Steuer- 
gewalten unterstehend,  von  jeder  verschieden  behandelt  wird.  Auf 
die  infolge  hiervon  geschaffene  ungleiche  Stellung  derselben  Wirt- 
schaften in  den  verschiedenen  Staaten  des  Inlands  und  dem  Auslände 
gegenüber,  haben  wir  bereits  in  anderem  Zusammenhang  hin- 
gewiesen. 

Die  richtige  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Interessengemeinschaft 
hat  zu  einer  einheitlichen  Ausgestaltung  der  zivilrechtlichen  Seite 
assoziativer  Privatwirtschaften  und  freier  Gemeinwirtschafien  durch 
Reichsgesetz    gefuhrt;    es  bedeutet    ein    Stehenbleiben    auf    halbem 
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Wege,  wenn  die  Erhebung  des  Anteils  der  Gesamtheit  an  ihrem 
wirtschaftlichen  Erfolg  der  einzelstaatlichen  Getetzgebung  überlassen 
wird.  Beide  ^rechtliche  Begelungen  sind  gleich  wichtig ;  die  eine  be- 
trifft die  Produktion,  die  andere  die  Verteilung,  beide  sind  die  Be- 
dingungen wirtschaftlicher  Existenz. 

Gleichheit  auf  der  einen,  Ungleichheit  auf  der  anderen  Seite 
ändert  notwendig  die  Daseinsbedingungen  solcher  Wjrtschaiten  je- 
weilig nach  ihrem  Belegenheitsorte. 

Es  bleibt  daher  hier  eine  der  ersten  Forderungen:  reichs- 
gesetzliche  Begelung  der  Besteuerung  nichtphysischer 
Personen  des  Privatrechts.  Das  „Wie"  bildet  freilich  auch 
dann  noch  ein  schwieriges  Kapitel. 

Allein  auch  für  die  Lösung  dieser  Steueraufgabe  wird  man  in  dem 
Labyrinth  der  technischen  Detailfragen  den  Leitstern  eher  finden, 
wenn  man,  anstatt  mit  juristischen  Begriffen  zu  operieren  „auch  den 
volkswirtschaftlichen,  nicht  blofs  den  verfassungspolitischen  Horizont 
.  .  •  .  frei  und  scharf  auffafst"  (Schäffle).  Vermag  sich  der  Gesetz- 
geber nie  ganz  dem  idealen  Zielpunkte  zu  nähern,  so  mufs  er  sich 
auf  der  Bahn  zu  ihm  bewegen  und  selbst  beim  Festhalten  an  dem 
Grundsatze,  dafs  die  Deckung  des  Staatsbedarfs  eins  der  ersten 
Ziele  der  Finanz  Wirtschaft  sei,  wird  er  doch  nicht  davon  abweichen, 
aus  dem  im  Privateigentum  der  Produktionsmittel  erzeugten  National- 
einkommen nur  einen  verhältnismäfsigen  Teil  zur  Befriedigung  von 
Gesamtheitsbedürfiussen  auszuscheiden. 

Je  gröfser  das  Einzeleinkommen  ist,  desto  breiter  mag  der  Kanal 
angelegt  werden,  durch  welchen  ein  Teil  dieses  Einkommens  in  die  Kasse 
für  die  Zwecke  der  Gesamtheit  fliefst.  Niemals  aber  dürfen,  weil  die 
rechtlichen  Formen  der  Produktion  andere  waren,  an  zwei  gleich 
grofsen  und  in  gleicher  Weise  geschaffenen  und  erhaltenen  Einkommens- 
quellen, bald  einer  bald  zwei  Abzugskanäle  in  Wirksamkeit  treten. 
Die  Steuergesetzgebung  soll  vielmehr  auch  bei  ihrem  hoheitrechtUchen 
Eingriff  in  die  Ertragsverteilung  der  hier  besprochenen  Wirtschafts- 
bildungen, den  einheitlichen  Willen  des  Staates  als  von  Prinzipien 
der  Allgemeinheit,  Gleichheit  und  Gerechtigkeit  geleitet  zum  Ausdruck 
bringen. 
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